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Aus früheren Vorreden *). 


— Der Anſpruch, welcher an den Verfaſſer der ſyſtematiſchen Bearbei— 
tung eines Er gejtellt werden muß, hat von jeher die verfchiedenften 
Auslegungen erfahren. Wenn man auch immer erfannt hat, daß der Begriff 
des Syſtems den Gedanken einer nothwendigen Fügung des Einzelnen unter 
die einheitliche Herrichaft der Gefammtidee einjchließe, jo hat man doch felten 
die Nothwendigkeit einer confequenten Durchführung deſſelben fetgehalten, und 
Rüdjichten der Deutlichkeit, Bequemlichkeit und vor Allem der Rückſicht auf den 
Lehrzwed, welcher die Folge des Unbekannten auf das Bekannte zu fordern 
Ichien, einen Durchbruch gejtattet. Wollte man dieß Verfahren gut beißen, jo 
würde man damit auf die Vortheile verzichten, welche in der Rückwirkung der 
Form auf den Inhalt erwachjen, man wiürbe dann in der ſyſtematiſchen An- 
ordnung des Stoffes weit eher die Befriedigung eines äußerlichen Interefjes 
als die Erfüllung einer durch fich ſelbſt gerechtfertigten Forderung der Wifjen- 
jchaft erkennen. Auch die jeitherigen Bearbeiter des deutſchen Privatrechtd 
haben fich mit diefer Forderung leicht abgefunden; bald haben fie halbwahre 
und der Geſchichte angehörende Ideen zu einer maßlogen Herrichaft erhoben und 
ben modernen Rechtsjtoff dem ungehörigen Zwange mittelalterlicher Phantafieen 
unterworfen, bald haben fie fich begnügt, Kategorieen der gangbaren Syfteme 
des römijchen Rechts zu erborgen und fich äußerlich anzueignen, aber unbeküm— 
mert um die weitere Gejtaltung des Einzelnen die jchwer zu fügenden Stoffe 
in bunter Miihung auf einander gehäuft. Diefer Mangel hat aber noch eine 
bedenflichere Seite als die, welche in der Vernachläffigung des Maßes und der 
Schönheit der Anoronung gelegen it. Die Conſequenz eines nach dem 
Inhalte der Rechte zu jchaffenden Syitems fordert die jtrengjte Prüfung ber 
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rechtlichen Natur der einzelnen Injtitute und ihres Zufammenhanges mit ben 
bis zum legten Sammelpunfte auffteigenden Gefammtideen, fie verlangt Rechen- 
ichaft über das Maß des zu liefernden Stoffes, Ausscheidung alles Fremdarti— 
gen und eine Darjtellung, welche nicht die Natur gewöhnlichen Erzählens, jon- 
dern einer in jpontaner Bewegung fortjchreitenden Selbjtentwidelung des Ge— 
genjtandes haben muß. In der That hat fich bie Geringſchätzung des Syſtems 
bei den bisherigen Schriftjtellern über deutjches Privatrecht vielfach gerächt ; 
daber iſt e8 gefommen, daß fie jo häufig das blos faftiiche Material des Nech- 
tes ſtatt des Rechtes jelbjt vortrugen, daß fie der Erzählung von NRechtsalter- 
thümern einen ungebührlihen Raum gönnten, daß fie für bie Bedeutung der 
Geſchichte der Nechtsinftitute gegenüber der Dogmatif den Mafitab entbehrten 
und über dem Xejer eine Fülle biftorifcher Notizen jelbjt da ausjtreuten, wo 
ihnen die Beziehung zur Gegenwart mangelte, daß jie, Berwaudtichaft mit Aehn— 
lichfeit verwecjelnd, oft das Verſchiedenartigſte gemeinjchaftlichen Gefichtspunf- 
ten unterjtellten, und daß fie endlich für die Abgrenzung des Privatrechts gegen 
das öffentliche Necht fein wirkliches Bedürfniß empfanden. Faſt könnte man 
von ihnen wiederholen, was Goethe über die perfiihen Dichter jagt, wenn er 
durch ihre Productionen an den Anblid eines orientaliihen Bazars erinnert 
wird: „Nicht immer find die koſtbarſten und niebrigiten Waaren im Raume 
weit gefondert, fie vermijchen fich in unjern Augen, und oft gewahren wir 
auch die Fäſſer, Kijten, Säde, worin fie transportirt worden; wie auf einem 
Objt- und Gemüjemarkte jehen wir nicht allein Kräuter, Wurzeln und Früchte, 
jondern auch bier und dort allerlei Arten Abwürflinge, Schalen und Strunfe.“ 

Indem ich dieſes ausſpreche, bin ich mir wohl bewußt, welche Verdienſte 
der Thätigfeit neuerer Germaniften in anderer Richtung eine reiche Anerfen- 
nung fordern. Mit tiefer Verehrung nenne ich vor Allem ven Vater unjerer 
Wiſſenſchaft, Karl Friedrich Eihhorn, deſſen Einleitung in der That mit 
jenem Tadel am wenigften gemeint jein jollte, da dieß vortrefflihe Werk auf 
anderem Wege ein ähnliches Ziel ſchon zu einer Zeit verfolgte, in welcher das 
Bedürfniß des lekteren jelbjt für die Darftellung des römifchen Rechts noch 
wenig gefühlt war. Aber auch Eichhorn würde, wenn er in unjern Tagen fein 
Werk von Neuem beginnen follte, gewiß nicht verfennen, daß Die heutige Wil- 
jenfchaft fich nicht mehr begnügen könne mit einer auf fichere hiſtoriſche Grund- 
lagen gejtügten Darlegung der einzelnen Rechtsſätze und Rechtsinſtitute, wie 
fie in ihrer äußeren Wirkjamkeit fichtbar hervortreten, daß fie vielmehr ein 
tieferes Eindringen in die Natur der Rechte jelbjt und eine mit ſteter Rück— 
ficht auf die legten Gründe des Rechts geleitete Analyfe der Inſtitute beanipruche. 

Aber wie muß die Idee eines Syſtems für die Wifjenfchaft des beutjchen 
Privatrechts gefaßt werden? Man könnte verjucht fein, in der Bedeutung der 
Rechtsſubjecte, der Perſonen, für das deutiche Privatrecht den Grund 
einer bdurchgreifenden Verjchiedenbeit des Syitems zu finden. Wenn ich im 
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Syſtem des römiſchen Rechts die Verteilung der Stoffe allein nach dem 
Inhalte richtet, welchen die einzelnen Rechte haben, nicht aber nach den 
Perſonen, welchen ſie zuſtändig ſind, indem jedes Recht in gleicher Weiſe 
der denkbare Inhalt des Willens jeder Perſon iſt, ſo könnte man glauben, 
das Charakteriſtiſche des deutſchen Rechts beſtände eben in einer Abweichung 
von dieſem Grundſatze, indem es feine Perſonen nicht als Weſen mit einem 
überall hin herrſchenden freien Willen, ſondern als Subjecte betrachte, deren 
Willensfähigkeit durch Einflüſſe der Geſchichte immer nur auf einen beſtimm— 
ten Raum eingegrenzt ſei. So hat man in der That ſchon die Aufgabe erfaßt 
und den privatrechtlichen Stoff in eine Menge Heiner Theile zerlegt, von denen 
jeder das bejondere Gebiet der Willensherrichaft einer beitimmten Art von Per- 
jonen ausmachte; man bat nämlich für nothwendig gehalten, den Ständen eine 
beiondere Bedeutung bei dieſer Zertheilung des Ganzen zu gewähren, man hat 
ein Adelsrecht, Bürger» und Bauernrechte gegründet, und dieſen Separatrec- 
ten mit einer Heinen Wendung des Princips Yandwirthichafts-, Gewerbe», Han— 
delsrechte zur Seite gejtellt, wobei bejonders das Yehnrecht wohlthätige Dienjte 
erzeigte, welches ſich ebenfo gut unter die Adelsrechte bequemte, als es fich ge- 
fallen ließ, außerhalb alles übrigen Privatrechts als ſ. g. Staatsprivatrecht 
behandelt zu werden, obſchon das jtaatörechtliche Element vejjelben jeit Gene- 
rationen zur Antiquität geworden war. Bei diejer Eintheilung des Stoffs hat 
man jich lange wohlgefallen, ja man bat darin einen bejonderen Borzug des 
deutjchen Rechts vor dem römischen erbliden wollen, den man mit den Wor- 
ten bezeichnete, das deutſche Recht bringt auch das Individuelle, das Beſondere 
zur Geltung. Fügte man diejen Spezialrecbten num noch einige Indifferenzgebiete 
bei, auf welchen den verjchiedenen Willen aller Perjonen ausnahmsweije zu— 
gleich gejtattet wurde, jich frei herumzutummeln, jo hatte man das bunte und, 
wie man glaubte, vecht eigentlich deutiche Bild des gemeinen deutjchen Privat» 
rechtö gewonnen. 

Wäre diefer Gedanke richtig, jo möchte ih dem Inhalte des deutjchen 
Rechts nur eine geringe Lebenskraft zujchreiben. Er iſt aber auch überhaupt 
unbaltbar; er beruht auf einer VBerwechjelung der Begriffe. Der privatrecht- 
liche Wille, injofern er auf die Unterwerfung einer Sache oder Perſon gerich- 
tet iſt, bleibt derjelbe, mag er jich auch aus der unendlichen Mannigfaltigfeit 
der Dinge die verjchiedenartigiten Gegenjtände erwäblen, mag er auch die bun— 
tejte Verkettung menjchlicher Yebensverhältnifje durchdringen. Nun giebt es 
freilich jtaatliche und jociale Zuftände, welche den Interefjen einer bejtimmten 
Claſſe von Menſchen eine bejondere im Rechte wirkſame Richtung geben, und 
die Wiſſenſchaft fommt diejen Intereffen entgegen, indem fie ihnen bereitwillig 
die Form ihrer Geltendmachung gewährt ; aber die Motive zur Hervorbringung 
ſolcher Rechte liegen ebenjo jehr jenſeits des Privatrechts, als alle anderen auf 
das Recht einwirkenden Momente des fittlichen Lebens. Die Eintheilung der 


VI Borrede. 


Menſchen nach Ständen hat vorzugsweiſe ein ſtaatsrechtliches Intereſſe; ſowie 
aber eine bedeutende und hervorragende Thatſache im Staatsleben auch über 
die urſprüngliche Sphäre ihres Erſcheinens hinaus wirken muß, jo hat auch jene 
auf die Befonderheit der gejchichtlihen Stellungen und der Neigungen geftügte 
ſtändiſche Gliederung auf das Privatrecht den Einfluß gehabt, daß zu den all- 
gemeinen Borausfegungen befjelben noch bejonbere hinzutraten und eine ber 
Verjchiedenheit der menschlichen Interejjen entjprechende Mannigfaltigkeit der 
Rechtsformen erzeugt wurde. Sobald aber dieje Motive ihre Aufgabe als rechts— 
bildende Kräfte vollendet haben, treten jie aus dem Kreiſe der juriftifchen Be- 
trachtung zurüd, welche fich wenigſtens bei der heutigen Bejchaffenheit des bür- 
gerlichen Rechts allein damit bejchäftigen kann, die Natur der entjtandenen In- 
jtitute und Säge nicht nach ihrer zufälligen Beziehung zu vereinzelten Lebens— 
zuftänden, ſondern nach ihrer Stellung in einem Syſteme der Rechte zu unter- 
juchen, dejjen leitender Gedanke ausjchließlih aus der Vergleihung der Haupt- 
richtungen des Perjonenwillens gefunden wird. 

Co kommen wir unvermerft bei demfelben Principe an, mit dem es mög- 
lich geworden ijt, den Stoff des römijchen Rechts zu einer wijjenjchaftlichen 
Einheit und Durchbildung zu bringen und einer ferneren lebendigen Entwide- 
lung fähig zu machen. Die Aufgabe ijt freilich beim deutſchen Privatrecht un- 
gleich jchwieriger, da es ihm bisher noch immer an einer durchgreifenden Schei- 
dung des Staats- vom Privatrechte mangelte, und da jene Art wifjenjchaft- 
licher Behandlung überhaupt durch die einheimifchen Rechtäquellen wenig unter- 
ftügt wird; denn es iſt ja befannt, wie wenige Inftitute und Rechtsſätze im den 
mittelalterlihen Quellen in principieller Selbitändigfeit aufgejtellt werden, wie 
häufig dagegen das Recht ald ein von individuellen und perjönlichen Zus 
ftänden untrennbarer Stoff angejehen wird. Dieß ift aber eine Unvollkom— 
menbeit, welche überwunden werben muß. Ließe fih das deutſche Necht nicht 
der Fügung des oben bezeichneten Syſtems unterwerfen, jo würbe dieß ein 
Beweis dafür fein, daß ihm die Bedeutung eines Schakes principieller Sätze 
abginge, daß es vergänglic und hinfällig wäre, wie jede auf blos individuellen 
Urfachen berubende inzelericheinung des Lebens. Gelingt es dagegen, das 
bezeichnete Ziel zu erreichen, jo tft damit der Vortheil gewonnen, die gefunden 
Ideen des einheimischen Rechts zur lichtuollen Entfaltung zu bringen und ihnen 
durch die Gewähr der begrifflihen Wahrheit eine dauernde Wirkſamkeit zu 
fihern. Gin ſolches Syſtem ijt nicht einförmig, denn es bat die Aufgabe, auch 
der Mannigfaltigfeit ibr Recht zu geben, aber fie zugleich ber Ginheit des 
Ganzen zu verbinden. 

Wenn durch diefe Beitimmung nun auch die äußeren Yinien des Syſtems 
bezeichnet jind, jo drängt jich doch noch manche Frage über das Princip der 
inneren Anordnung der Stoffe auf. Zur Faſſung des römifchen Privatrechts 
bat man die Begriffe: Rechte an Sachen, Rechte an Handlungen, Rechte an 
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Perſonen und Rechte an der Verlaſſenſchaft einer abgeſchiedenen Perſon für 
geeignet gefunden. Es wäre nun denkbar, daß die Rechtsanſchauung in Deutjch- 
land eine vollkommen verjchiedene gewejen jei, und deshalb andere Anknüpfungs- 
punkte als die eben genannten Ideen gejucht werden müjjen. In der That 
bat ein neuerer Schriftjteller e8 verjucht, den heutigen Rechtsſtoff unter einige, 
zum Theil ohnedieß mißdeutete Begriffe des Mittelalter zu fügen, nämlich die 
Begriffe: Freiheit, VBormundjchaft und Gewere. ch erachte jedoch eine Wider- 
legung dieſer Syftematifirung nicht für erforderlih. Auch die Meinung glaube 
ich übergeben zu dürfen, welche das Handeld- und Gewerberecht nicht blos 
der jtändijchen Einwirkung oder der Deutlichfeit wegen vom übrigen Syſteme 
abtrennt, jondern weil im erjteren und zum Theil auch im legteren Obligations— 
formen enthalten jeien, welche dem Principe nach von den dem allgemeinen 
Verkehre zugebörenden Forderungsrechten abweichen. Wohl aber liegt darin 
erwas weit Scheinbarered und Verlodenderes, wenn man zwijchen die ding- 
lihen und Forderungsrechte ein Miittelglied glaubt einjchieben zu müſſen, zu 
dejjen Annahme mehrere nur dem veutjchen Rechte befannte Rechtsformen ver- 
anlalien. Aber auch dieſe Anficht muß ich ablehnen, denn der auf Unter- 
werjung einer Sache gehende Wille jteht mit dem auf Verpflichtung einer 
Perjon zu einer Handlung gerichteten in entſchiedenem Gegenjage, und eine 
blo8 formelle Verbindung zweier Gegenjäge vermag fein drittes einheitliches 
Element zu jchaffen. Es wird fih aus der Darjtellung jelbjt ergeben, daß die 
Analyje jener Rechte eine Subjumtion unter diejenigen Kategorieen als möglich 
ericheinen läßt, nach welden fie ſich vermöge ihres hauptjächlichen Gehaltes 
neigen. — 

Es iſt eine jelbjt bei voller Anerkennung des Princips der gejchichtlichen 
Rechtsanſchauung nicht zu bejtreitende Wahrheit, daß ein großer Theil des 
Privatrechts in jeinen allgemeineren Grundlagen den Ginflüffen ver 
"olfsindividualität fern jteht, und die Beitimmung jeiner Grenzen durch die 
bei Völkern von gleicher Bildungsjtufe und gleichartiger Culturanlage fich ftets 
in ähnlichen Geletjen offenbarende allgemein menjchliche Idee der Gerechtigkeit 
empfängt. Dieje Anficht wird, richtig verjtanden, der geichichtlichen Auffafjung 
des Rechts feinen Eintrag thun: fie fann vielmehr dazu beitragen (was gewiß 
nicht die geringſte Frucht des Gejchichtsjtudiums ift), den in der Durchdringung 
ver entwidelnden Gejchichte geübten Blick auch über die Grenze vergangener 
und gegenwärtiger Zuftände hinaus an das legte Ziel geiftiger Thätigfeit auf 
diefem Gebiete zu führen; fie lehrt dann, daß die Nechtsentwidelung der 
meijten Culturvölfer nicht mit einer gänzlichen Ablehnung bisher bei anderen 
Völkern gewonnener Wahrheiten zu geſchehen pflegt, jondern fich immer wieder 
in die allgemeinen Grenzen des jchon geebneten Bettes hinein findet, und daß 
die durch immer neue Ginflüffe neuer Bollsindividualitäten modificirten und 
geläuterten Rechtsſtoffe an der endlichen Vollendbarkeit aller geiftigen Befig- 
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thümer der Menjchheit Theil nehmen. Und felbjt bei den Völkern, deren Nechts- 
gebäude nicht auf ſchon entwidelte Rechtsfyfteme, jondern auf originelle Grund— 
lagen geftütt ift, wird fich nach längerer Geiftesarbeit und Abklärung ſtets 
ein bewuftes oder unbewurtes Einlenken in vorhandene Bahnen erkennen laj- 
jen. Bölferindividuen werden zwar in der Kegel jo wie die einzelnen Men— 
ſchen die Stufen ihrer Gntwidelung mit origineller Triebfraft emporjchreiten ; 
aber e8 giebt einen gewiſſen Punkt, wo die Gemeinfchaft der jchon gewonnenen 
geiftigen Güter eine unabweisliche Forderung des Geſetzes menjchlicher Ent- 
widelung wird. Denn das Individuelle zerfließt dabei nicht in eine vage All 
gemeinheit, fondern gewinnt nur eine jeiner ferneren Gntfaltung zuträgliche 
Grundlage. 

Sp habe auch ich e8 nach wiederholter Prüfung für nothwendig gehalten, 
das deutſche Privatrecht in die eben bezeichneten Bahnen bineinzuführen; fie 
find nicht das Ergebniß einer nur dem römischen Nationalvechte zugewandten 
Betrachtung, ſondern ruhen auf der richtig erkannten und unveränderlichen 
Bedeutung des menichliben Willens im Privatrechte. Ich brauche nicht be- 
ſonders auszufprechen, daß ich mir gleichzeitig zur Aufgabe geſetzt habe, die 
Selbjtändigfeit des einheimiſchen Rechts und jeine Gigenthümlichkeit im Gin- 
zelnen zu wahren. 

Dieß find die Ideen, weldhe mich bei der Begründung eines Syſtems 
des deutjchen Privatrecht geleitet haben. Es fam mir bauptjächlich auf die 
Analyje und Conjtruction des rein juriſtiſchen Elements der Rechts— 
injtitute an, im Gegenfage der vielen rein faktiſchen und unwejentlichen Zu- 
thaten, mit welchen gerade im deutjchen Nechte jo oft die rechtliche Subjtanz 
verhüllt wird. Es follte ferner eine conjequente Trennung des Gejchichtlichen 
vom Dogmatifchen und bejonders des Staatsrechtlihen und Politifchen vom 
Privatrechte verſucht werden. Bei allen Bemühungen war e3 freilich ſchon 
nach der fragmentariichen Natur des Stofjs unmöglich, eine nach allen Seiten 
hin vollendete Form zu erjtreben, da, wie ich an einem anderen Orte gezeigt 
zu haben glaube, eine Verbindung des deutjchen und des römischen Nechts für 
jest wiſſenſchaftlich unzuläſſig iſt. Vielleicht ift e8 mir gelungen, durch dieje 
Arbeit die künftige Möglichkeit einer wifjenichaftlihen Vereinigung beider Rechts» 
jtoffe zu vermitteln, — 

Im Sturme der Gegenwart wird Vieles fallen, was in diefem Buche 
noch als bejtehend betrachtet wurde; über Manches ift ſchon jett das Urtheil 
geiprochen. Aber erjt die Zukunft wird entjcheiden, welcden Inftituten des 
deutjchen Rechts eine wirkliche Yebenskraft inwohnt, nicht die Aufregung der 
Gegenwart, wenn die Urt bei der Vernichtung zeitwidriger Einrichtungen auch 
an gefunde Stimme gelegt wird. Denn e8 ijt ein Irrtbum, wenn man jo 
manche durch Jahrhunderte gepflegte NRechtsinjtitute durch einen einzigen Griff 
entwurzeln zu fünnen vermeint; das zu Grunde liegende NRehtsprincip, 
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dem oft Unfenntnig und blinder Eifer die Schuld feiner zufälligen Anwendung 
in einer ben politijchen Anforderungen der Zeit widerjtrebenden Weiſe beimift, 
wird ſich in anderer Verbindung immer von Neuem fundgeben, jolange ihm 
von jeiner natürlichen Quelle, dem Rechtsbewußtjein des Volks, das nicht 
allein auf einer politiichen Grundlage rubt, die nothwendige Nahrung zu— 


fließt. — 
Erlangen, 1848. 


Es iſt immer bedauerlich , wenn eine Verſchiedenheit wijjenjchaftlicher 
Richtungen zur Parteifache wird; die Entjcheidung füllt dann nicht der allein 
berechtigten unbefangenen Forſchung, jondern der Yeidenfchaft und allen ben 
Mächten anheim, welche bei Parteiftreiten wirtjam zu fein pflegen. In dieſem 
Sinne beflage ich die unglüdjelige Entdeckung eines Gegenfates zwiſchen Ger— 
mantiten und Romantjten in Bezug auf die Behandlung des Nechts in 
der Gegenwart. Nicht genug, daß er auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft gel- 
tend gemacht wurde; es fehlte auch nicht an Solchen, welche ihn in das Bes 
reich des öffentlichen Yebens binübertrugen, und bier jollte den Germaniſten 
Ichon ihrem Namen nach das Yoos der Popularität zufallen. Sonderbare Fü— 
gung der Verbältnifje! Während man die Germanijten als Vorkämpfer der 
Nationalität erhob und in demjelben Maße die Nomantjten verurtbeilte, war 
die allgemeine Richtung der Zeit, das deutiche Necht feiner nationalen Gigen- 
thümlichkeit zu berauben und die aus dem inneriten Geijte des deutjchen Volks 
erwachjenenen Rechtsideen mit leidenjchaftlicher Begier zu entwurzeln. Die We— 
nigiten waren ji wohl dabei bewußt, daß gerade Dadurch die in der Indivi— 
dualität des deutſchen Yebens liegende Schranke für die Alleinherrichaft des 
abſtracten römiſchen Weltrecht3 bejeitigt werden würde. 

In der That kann es aber nicht zweifelhaft fein, daß unter Denjenigen, 
welde an den Fortſchritten der deutjchen Rechtswiſſenſchaft jeit Savigny Theil 
genommen haben, ein jolcher Gegenſatz zwijchen Nomaniften und Germaniften 
gar nicht jtattfindet; diefer Gegenjas gehört in das fiebzehnte und acht- 
zehnte Jahrhundert, in die Zeit, in welcher die Beziehung der Volksindividua— 
lität zum Rechte noch feine oder wenigjtend Feine gemügende Würdigung ges 
funden batte. 68 giebt heutzutage feinen wahrhaft gebildeten Juriſten, der 
dem deutjchen Rechte in feiner eigenthümlichen Sphäre die gebührende Aner- 
fennung verjagte, und ebenfowenig wird jest ein Denfender die Bedeutung 
des römischen Rechts für das deutjche Wolf verfennen. Iſt aber die Ver— 
ſetzung des Gegenſatzes zwifchen Romaniſten und Germantjten in die Gegen- 
wart ſchon an jich völlig ungerechtfertigt, jo verdient jie um jo mehr abge- 
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wiejen zu werben, weil jie wenigitens einen Theil der Jurijten wieder in 
Parteien jcheidet, die Erkenntniß des wahren Bedürfniſſes verhindert und die 
Kräfte, ſtatt auf Befriedigung des letteren, auf das ganz unfruchtbare Feld 
eines perjönlichen Kampfes leitet*). — 

Um die Richtung zu erkennen, in welcher die Wifjenichaft zur wahren 
Förderung des deutjchen Privatrechts thätig fein fann, iſt es vor Allem nöthig, 
den Blick auf die eigenthümlihen Bildungsformen vejjelben zu werfen. 
Eine richtige Auffaljung der legteren wird dazu dienen, das Verhältniß des 
inneren Zuſtandes des deutjchen Rechts zu denjenigen Forderungen aufzullären, 
welche unfere Zeit auf Grund der durch das römijche Recht gewonnenen juris» 
ftifhen Bildung in Bezug auf die wiffenfchaftliche Ausbildung eines Rechtes 
machen darf. - 

Wo, wie in Rom, die Nechtsbildung eines Volls durch einheitliche 
Gefammtorgane, nämlih eine gejeßgebende Gewalt und cine zugleich das 
Gewohnheitsrecht berüdjichtigende juriftiiche Praris und Wiſſenſchaft geſchieht, 
wird ed möglich, daß das Recht gar bald zu einer Summe abjtracter und ob- 
jectiver Principien heranwächſt, welche ſich ebenjo zur praftiichen Anwendung 
als zur ſyſtematiſchen Verbindung und wiljenichaftlihen Bearbeitung eignen; 
es iſt dann bei einem für die Ausbildung des Rechts befähigten Volke ein 
leichter Schritt, daß die innere Natur der Rechte erkannt und zu einer bie 
thatfächlichen Verhältniffe des Rechtslebens beherrſchenden Macht erhoben werde. 
Das deutſche Recht Hat Feine ſolchen einheitlichen Erjcheinungsformen gehabt; 
es ift aus der unendlichen Dienge individueller rechtsproductiver Kräfte hervor— 
gegangen, welche in Deutjchland neben einander wirkſam waren: Städte und 
Yandichaften, Kirchen und Gutsherrſchaften, Genoſſenſchaften und Einzelne und 
endlich die vielen landesherrlihen Negierungen. Diejer Umftand hat feine vor- 
theilhafte, aber auch jeine nachtheilige Wirkung gehabt. Vortheilhaft war er, 
weil auf diefe Weife die reiche und jchöne Mannigfaltigfeit des deutichen Volts- 
lebens eine unmittelbare Einwirkung auf die Rechtsbildung bewahren und jo 
dem deutſchen Rechte in dem Reichthume der ihm zu Grunde liegenden indivi- 
duellen factiijhen Verhältniffe einen ungemeinen Reiz verleihen fonnte. Nach- 
theilig war jener Umjtand, ‚weil dadurch die Principien des beutjchen Rechts 
eine Form erhielten, in welder jie ebenjowohl einer feineren Ausbildung 
widerjtrebten, als einer leichten Zerjtörung ausgefegt waren, und weil bie 
übergroße Fülle und Mannigfaltigkeit der rechtlich zu jichernden factifchen Ver— 
bältnifje eine tiefere Würdigung des Rechtes als jelbjtändigen Clement in den 
Hintergrund drängen mußte. 


*) Ich habe dieß num näher ausgeführt in der Schrift: „Zur Gharakteriftif der deutſchen 
Rechtswiſſenſchaft. Eine atademifche Rede. Tübingen 1851.” (Auch in Gerber's gefammelten 
jur. Abhandl., 1872, ©. ı fig.) 


Borrede. XI 


Die Bildungsform des deutſchen Nechts war nämlich in der Regel die, 
daß jeine Principien in der Gejtaltung von Rechten im jubjectiven 
Sinne hervortraten, Die umfangreichjte Quelle des deutſchen Rechts, der 
ungeheure Schag an Urkunden, Weisthümern und Schöffenurtbeilen liefert 
bierzu den Beweis; in allen dieſen bejteht das juriſtiſche Element in der Regel 
nur in der rechtlichen Feſtſtellung einzelner Nechtsverhältniffe, und nur äußerjt 
jelten in der bewußten Ausführung felbjtändiger Nechtsinftitute. Faſt alle recht» 
lihen Beſtimmungen ſchließen ſich an ein Bejonderes, Individuelles an; das 
Allgemeine im Rechte findet feinen anderen Ausdruck, als die in allen Gegen» 
den Deutjchlands übereinjtimmende Sitte, -weldhe zur Erzeugung und Wicder- 
bolung jener individuellen Zuftände eine gleichmäßige Veranlafjung gab. Das 
Injtitut der Reallajten, des bäuerlichen Colonats, der Gutsherrlichfeit kann 
man gejchichtlih fajt aus feinen andern Quellen als aus der Summe von 
Urfunden über einzelne Säle der Begründung folder Verhältniſſe conjtruiren. 
Selbjt die ftädtifchen Statuten und die Rechtsbücher fünnen dieſe Gigenthüm- 
lichfeit der Rechtsanſchauung nur zum Theil überwinden, obſchon jie nah ihrem 
ganzen Charakter eine mehr principielle Darjtellung anftreben. Bei dieſer Yage 
der Sache war es aber natürlich, daß das deutſche Recht dem Uebergewichte 
des römiſchen Rechts nur einen geringen Wiberjtand entgegenjegen fonnte; 
während das letztere die Kraft principieller Ausbildung in die Wagſchale warf, 
fonnte jich jenes ſelbſt da, wo es wirklich ein objectived Nechtsprincip enthielt, 
nur auf die jehr unjichere Dauer des individuellen Yebensverhältnifjes jtügen, 
in deſſen Verbindung es ausſchließlich bervortrat. 

Diefe Beobachtung ift nur ein Theil einer anderen allgemeineren Wahr- 
nebmung, welche den Zujtand aller germaniichen Rechte vor Aufnahme des rö- 
mijchen betrifft, und nicht ohne bedeutenden Erfolg zur Erklärung ihres Cha- 
rakters angewandt werden kann. Es ijt dies die Wahrnehmung, daß die den 
germanischen Rechten des Mittelalterd zu Grunde liegende Rechtsanſchauung 
noch jene urjprüngliche ift, nach welcher dem Rechte mehr nur eine formelle 
Bedeutung, nicht die Natur eines jelbjtändigen Weſens ‚mit eigenem Drganis- 
mus und unabhängigem Leben beigelegt wird. Bei dieſer Anjchauung wird 
ver Schwerpunkt, das bildende Element, mehr in die faktiichen Grundlagen 
der einzelnen Nechtsverhältniffe gelegt; das Jurſſtiſche erjcheint dabei erjt als 
das Sccundäre, als das blos formelle Element, welches dem in freier Ge— 
ftaltung der faktiſchen Verhältniſſe Entjtandenen den Stempel der rechtlichen 
Anerkennung aufprägt. 

Wie verhielt fich nun zu diefem Zuſtande des deutjchen Rechts die neuere 
Rechtswiſſenſchaft? 

Man verband anfangs das principiell ausgebildete, abjtracte römiſche 
Recht mit diefem in lauter individuellen und jubjectiven Rechtsverhältniſſen 
aufgehenden deutſchen Rechte. Die Verbindung dieſer beiden ſo ungleichartigen 
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Elemente im usus modernus pandectarum war natürlich nur eine äuferliche, 
mecanijche und unwiſſenſchaftliche. 

Nachdem man im Anfange des vorigen Jahrhunderts das deutſche Necht 
in jelbjtändiger Weile zu behandeln begonnen hatte, war man weit entfernt, 
jene Unvollkommenheit vejjelben, welche in feiner eigenthümlichen Bildungsform 
lag, zu erfennen und zu bejeitigen. Die erjten Verjuche jind werthloje Samm- 
lungen der verjchtedenjten Gegenstände, die buntejte Miſchung von Antiquitäten 
und modernen Rechtsſätzen; es fehlten diefen Arbeiten die beiden hauptjächlichen 
Grundlagen der Wiffenichaft, die hiſto riſche Perjpective und die juri— 
ſtiſche Durbdringung des Stoffes. Daß dieje legtere Forderung auch 
nicht durch die jtofflofe naturrechtlihe Behandlung des deutſchen Nechts am 
Ende des vorigen und am Anfang dieſes Jahrhunderts befriedigt worden tit, 
braucht faum bemerkt zu werden. Die geſchichtliche Auffaffung begann mit 
Eichhorn; für die andere Seite der Aufgabe ift aber weder durch diejen 
noch durch jeine Nachfolger in der ſyſtematiſchen Bearbeitung des Ganzen eine 
genügende Yöjung erfolgt. 

Mean legte nämlich das game Gewicht auf den Nachweis der geichicht- 
lihen Entwidelung der Injtitute,; man bejchrieb das Entſtehen und allmähliche 
Wachjen der Nechtsjtoffe und bejchloß mit einer Darjtellung deſſen, was die 
Gegenwart davon gerettet hatte. Es war dieß die Schilderung eined Zur 
ichauers, der den vor feinem Blicke jich entfaltenden Begebenheiten blos recep- 
tiv umd leidend gegenüberjteht. Das Mitgetheilte war nicht ſelbſt ein Yeben- 
diges, von felbjtändigen Trieben Geleitetes, jondern ein Caput mortuum, das in 
Kubrifen geordnet dem Andenken der Zufunft übergeben wurde. Der Febler 
war, daß man jich bei der Ueberwindung der früheren naturrechtlichen Schule 
berubigte, dak man Alles getban zu haben glaubte, wenn man die Nothwens- 
digkeit geichichtlicher Auffaffung erkannt und praftiich zur Geltung gebracht 
hatte. Im jenen Darftellungen Eichhorm’8 und feiner Nachfolger Liegt Nichts, 
was einen jpecifiich juriltiiben Charakter an ſich trüge; das Juriſtiſche Liegt 
dabei nur im Stoffe, die Darjtellung ift nur die eines Erzählers. Man ver» 
fannte, daß in einer jelbjtändigen Wiffenichaft auch die Darftellung durch die. 
Eigenthümlichkeit des Stoffes ergriffen werden und von ihr ein Zeugniß able— 
gen ſolle. Und jo mußte e8 fommen, daß troß der reichen Thätigfeit unferer 
Sermanijten jene oben erwähnte Unvollkommenheit des deutichen Rechts nicht 
gehoben, daß für feine innere Fortbildung und die Ausfüllung der Kluft 
zwiichen ibm und unferer heutigen juriftiichen Bildung, die wir al8 den beiten 
Gewinn der Aufnahme des römijchen Rechts anjehen, nichts Wejentliches ge— 
leijtet wurde. — 

Einen Verſuch zur Löſung diefer jchon in der Vorrede zur erjten Auflage 
angedeuteten Aufgabe follte das vorliegende Wert enthalten. Vielleicht gelingt 
es, noch in wenigen Worten bejtimmter, als dieß vordem geicheben, den Weg 


———: — 
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zu bezeichnen, welchen der Berfaffer zur Grreichung jenes Zieles betreten zu 
müfjen glaubte. 

Bor Allem muß es aufgegeben werden, das deutſche Recht in blos 
äußerlicher Schilderung und mit Beibehaltung feiner oben bervorgehobenen 
eigenthümlichen Bildungsformen darzuftellen. Vielmehr muß unterjucht werden, 
ob in der Zotalität der unendlichen Wiederholung gewiſſer Rechtsverhältniſſe 
(3. B. der Bauergutsverbältniffe und Reallaſten) ein wirkliches Rechtsprincip 
ausgejprochen ijt, und wenn fich dieß findet, jo muß das in der Begründung 
von lauter fubjectiven Befugniſſen ausgeſprochene Recht aus diejer zufälligen 
Verbindung gelöft und im objective Rechtsſätze und Nechtsinftitute überjett 
werden. Dadurch werden die Stoffe des deutſchen Rechts einer juriſtiſchen 
Auffaffung fähig, welche nicht wie die bloß gejchichtlihe Schilderung die dar- 
gejtellten Gegenjtände nur an ihre erzeugenden Momente in der Vergangenheit 
anfnüpft, jondern die Nectsjäte mit dem Rechtsbewußtſein der Gegenwart, 
mit unjerem eigenen jurijtiihen Denken in Verbindung jet. So werden die 
aus der Gejchichte gewonnenen Erſcheinungen unſeres eigenen Nechtslebens 
reconjtruirt und der Einwirkung der in dieſem legteren herrſchenden Kräfte 
unterworjen. Auf diefem Wege wird es möglich, aus dem germanijchen Rechte 
eine Bereicherung des gejammten heutigen Nechtsitoffes mit Principien zu ge— 
winnen, welchen eine von zufälligen individuellen Verbindungen unabhängige 
Wirkſamkeit zukommt. 

Auch dem Syſteme glaubt der Verfaſſer einen weſentlichen Antheil an 
der Löſung jener Aufgabe zuſchreiben zu müſſen. Als ein wahrhaft juriſtiſches 
Syſtem erſcheint ihm nicht das nach Rechtsverhältniſſen beſtimmte, bei 
welchem die entſcheidenden Punkte geſchichtliche und durch äußere Einflüſſe her— 
vorgerufene Zuſtände ſind, ſondern allein das Syſtem der Rechte, welches 
den geſammten Rechtsſtoff nur als den möglichen Ausdruck des Perſonenwillens 
betrachtet. Indem hierdurch das deutſche Recht wieder an die unmittelbar 
wirkſame und lebendige Kraft des menſchlichen Willens angeknüpft, d. h. juriſtiſch 
conſtruirt wird, tritt es in die Reihe der die Gegenwart beherrſchenden Er— 
ſcheinungen. — 

Erlangen, 1850. 


— — ESchmwerlid wird ſchon im naber Zukunft die Arbeit abgeſchloſſen 
fein, welche bei voller Unabhängigkeit vom römiſchen Rechte die deutſche Rechts— 
production mit Erfafjung und Wahrung der inwohnenden Idee in das Bereich, 
der juriftifchen Conftruction zu übertragen verjucht. Dieje Thätigfeit ift eine 
ungemein reizende;, in ihrer Fortſetzung werde ich mich nicht irre machen laſſen, 
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insbefondere auch nicht durch die Kritik Bluntſchli's im der Vorrede zu feinem 
deutſchen Privatrechte, in welcher mir die Rolle bes „Romaniſten“ zugetheilt 
wird, ber das beutjche Recht in römiſche Schulbegriffe einzwängt, im Gegen- 
jate des Germaniſten „mit ber frifch und hell ins Leben bineinjehenden Geijtes- 
fraft“. Im der That verhält ſich die Sache wohl anders. 

Es ijt Schon früher von mir bervorgehoben worden, daß das deutſche 
Recht noch auf das Innigſte verbunden iſt mit der Sitte und mit den 
organischen Verhältniiien, d. 5. den fubjectiven Momenten des Lebens. Diefe 
Thatſache hat für gemüthliche Naturen einen nicht geringen Reiz; in Wahrheit 
ilt fie aber das Zeichen einer entjchiedenen Unvolltommenheit unfere® echtes. 
Soll dieß zu feiner vollen inneren Selbjtändigfeit und zu einer ausgebilbeten 
Technik gebracht werben, : jo daß es nicht mehr nur auf der finnigen Anſchauung 
ſchwankender thatjächlicher Verbältniffe, jondern auf der ficheren Bafis der 
eracten juriftiihen Kunft ruht, fo ijt eine Löſung bdeffelben von jenen Ber- 
bindungen ein unabweisliche8 Bebürfnif. Diefer Gedanke war die Veranlaffung 
dieſes Buchs; es wollte ihn auf dem Gebiete des deutichen Rechts im Ganzen 
verfuchen. 

Ein Mifverjtändnig würde es freilich jein, wollte man diefem Gedanken 
den Sinn unterlegen, als ſei darin das Streben ausgejprocen, bie urfprüng- 
lihen und freien Bildungen des Lebens nach vorgefaßten theoretiſchen Princi- 
pien materiell umzugejtalten. Dieß ift ebenfowenig der Fall, als der Natur- 
forfcher mit dem Bedürfniß der Erfenntniß der Urftoffe in den organifchen 
Gebilden auch ein Bedürfniß fühlt, die letteren zu zerftören, um jene in ihrer 
Einfachheit wieder herzuftellen. Nicht immer wachſen die Rechtsverhältniſſe 
einfachen Rechtsinftituten in die Arme, jo daß fie durch dieſe vollftindig ge- 
det würden; oft erjcheint ein Verhältniß, vom Geſichtspunkte feiner Wirkſam— 
feit im Leben betrachtet, wie eine einfache Größe, während der Yurijt darin 
eine Verbindung höchſt verichiedenartiger Elemente erblick. Indem er nun 
verfucht, e8 nach jeinen Grundbeſtandtheilen zu analyfiren und hinwiederum 
die Regel zu finden, auf welcher ihr künftliches Gefüge beruht, will er nichts 
weniger als eine Beeinträchtigung der gejchichtlichen und thatfächlichen Einheit, 
da er im Gegentheil nur bemüht ift, ihr auch vor den eigenthümlichen Forde— 
rungen des juriftiichen Denkens Anerkennung zu verichaffen. 

Die wirklich beitehenden Gegenfäte find hiernach andere. Sie heißen nicht: 
Romanismud und Germanismus, jondern: Jurisprudenz und 
Dilettantismud — 


Tübingen, 1855. 
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Vorrede zur zehnten Auflage. 


Wem ed vergönnt ift, ein vor Jahren gefchriebenes Buch während eine? 
längeren Zeitraums wiederholt in [neuen Auflagen barzubieten, der wird fich 
aufgeforbert fühlen, die dem Buche gejchenfte Gunſt durch fortgejegte Verbef- 
ferungen nach Kräften zu rechtfertigen. Gr wird bei feinen Nevifionen die Gr- 
gebniffe weiterer Studien und reichererer Lebenserfahrungen zu verwerthen, 
Anfichten, die er als einjeitig oder irrig erfannt bat, zu berichtigen, und feinen 
Aufftellungen nicht blos eine tiefere Begründung, fondern auch einen immer 
correcteren Ausdrud zu geben verjuhen. Bor Allem aber wird er bemüht 
jein, die ältere Arbeit, welche von Neuem gleich einer gegenwärtigen vertreten 
werben ſoll, mit feiner jetigen wiljenfchaftlihen Stimmung in Einklang zu 
bringen. 

Mit diefen Worten der Vorrede zur neunten Auflage werden auch bie 
Zielpunfte bezeichnet, welche fich die zehnte Bearbeitung des deutſchen Privat- 
rechts gejtellt hat. Von den früheren untericheidet fie fich indeſſen durch bie 
weit zahlreicheren und umfajjenderen Veränderungen, welche die erneute boll- 
ftändige Durcharbeitung des Stoffes zur Folge gehabt bat. Es würde faum 
möglich, jedenfall zwedlos fein, fie alle ſchon an diefer Stelle anzubeuten. 


Leipzig, im Juni 1870. 


Vorrede zur ſechzehnten Auflage. 


Auch bei dieſer Auflage iſt das Buch mit Rückſicht auf die neuere Lite— 
ratur durchgeſehen und im Einzelnen berichtigt worden. 


Dresden, im October 1390, 


G. 
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Erſtes Capitel. 
Begriff des gemeinen deuffhen Privatredits. 


l. Eutwidelung diejes Begriffs. 
Bas NUecht der Gegenwart. 


$ 1. 

Das gegenwärtig in Deutjchland geltende Privatrecht beruht auf der An- 
erfennung von Rechten verjchiedenen Urjprungs. in Theil defjelben wird durch 
den Inhalt der fremden Rechtsquellen, nämlich der römijchen und canonijchen 
und ber Rechtsbücher des longobardiichen Lehnrechts geboten; ein anderer Theil 
gründet fich auf einheimijche Rechtsquellen. Die wiſſenſchaftliche Behandlung 
des Rechts hat nun dieſer Verjchiedenheit der Quellen einen Einfluß auf die 
ſyſtematiſche Darjtellung des Privatrechts gejtattet und verweilt den Inhalt 
der fremden Rechte (mit Ausnahme des longobardiſchen Lehnrechts) in das 
Syſtem des heutigen römijchen Rechts, den einheimijchen Rechtsjtoff aber in eine 
getrennte Darjtellung, welche den Namen gemeines deutſches Privatrecht führt. 
Der jurijtiiche Charakter der beiden hierdurch gewonnenen Syſteme iſt ein durc- 
aus verjchiedener; troß der Gleichartigfeit ihred Gegenſtandes unterjcheiden 
jie fich wejentlih in Bezug auf ihr Verhältniß zur Rechtsanwendung. 


Rie fremden NKechte. 
82. 
Das fremde Recht ijt enthalten theil8 im Corpus juris eivilis, theils im 
Corpus juris canonici!). 
1) Bon den longobardiichen Lehnrechtsbüchern ſpäter. 
16. Aufl. 1 


2 Einfeitung. 


Jenes, das römische Recht, wurde im Mittelalter unter dem Einfluffe 
vieler begünitigender Umstände in Deutichland aufgenommen ?)., Die Macht 
innerer Vollendung war es vor Allen, welche ihm Aufnahme verjchaffte. Sie 
ergriff die Ueberzeugung der Gebildeten und bewirkte, daß man fchon im fünf- 
zehnten Jahrhunderte das römische Recht nicht blos als eine Sammlung vor- 
züglichen Materials (ratio seripta) ſchätzte, jondern demfelben in der Ge- 
ftalt der Juftinianeifchen Compilation (unter Borausjegung nothwendiger Be- 
ſchränkungen) als Ganzem ?) eine zwar nur fubfidiäre, aber in dieſem Sinne 
unmittelbar verbindliche Kraft beilegte. Dieje That war ein Alt des Gewohn- 
beitörecht8 +). So wie num das römijche Recht einen unberechenbaren Einfluß 
auf die Rectsentwidelung in Deutichland ausgeübt hat, jo hat es umgekehrt 
auch jelbjt den Einfluß des deutſchen Rechtslebens erfahren. Es iſt auf der 
einen Seite erweitert worden, indem man jeine Inftitute fortbildete und zur 
Beſtimmung neuer, einbeimijcher Nechtsverhältniffe verwendbar machte>), auf 
der anderen Seite bejchränft worden dur Ausſcheidung des blos der unterge- 
gangenen römischen Nation angebörenden Materialdg — ein Proceß des Ent- 
wickelns, Annehmens und Abſtoßens, der keineswegs abgejchloffen ift, jondern 
alltäglich fortgejegt wird. So bat es allmählich aufgehört, ein fremdartiger 
Körper im Organismus des deutſchen Rechts zu fein; feine Ideen find aus 
ihrer biftoriichen Verbindung erwedt und, befruchtet durch die geiftige und fitt- 


2) Vgl. Gerber, Das wiſſenſchaftliche Princip des gemeinen deutichen Privatrechts. 1846, 
&. 118 fig. Ueber die erjten Spuren des röm. Rechts in Deutſchland: Schäffner, Das röm. 
R. in Deutfchlaud während des 12. und 13. Jahrh. 1859. S. befonders Stobbe, Gefch. der 
deutfchen Rechtsquellen, 1. Abth. (1860), ©. 609 flg., 2. Abth. (1864), S. 9 fig. Ferner; 
Fraullin, Beiträge zur Gef. der Reception des röm. Nechts in Deutfchland. 1863 (bef. das 
Bayr. Recht betr.). Eine lehrreiche Schrift ift: Stölzel, Die Entwidelung des gelehrten Nichter- 
thums in deutfchen Territorien, 2 Bde. 1872. Vorzüglich aber die Darftellung Stinging’s, 
Gefchichte der deutfchen Nechtswifienichaft 1. Bd. 1880 S. 39 fig. 

3) Diefer Ausdrud kann nicht wohl entbehrt werden, obfchon er leicht zu dem Mifiver- 
ftändniffe führen fan, daß damit die Neception des R. R. wie die eines modernen Geſetzbuches 
(etwa wie des Code civil) gemeint fei. Er foll mehr das Negative ausdrüden, daß das römische 
Recht nicht ftüchweife, d. h. in einzelnen Rechtsinftituten aufgenommen fei, fondern als ein 
febendige8 Ganze, das die Möglichkeit innerer Beränderungen in ſich trägt. War doch fchon 
das römische Recht, weldjes im Mittelalter recipirt wurde, in ber That vielfach ein anderes 
als das römifche Recht Juſtinians. 

4) Eine paffende Analogie gewährt die Erhebung der Brivatarbeit Eike von Repkow's zum 
wirllichen Geſetzbuch. Auch diefe wurde anfangs nur geſchätzt, weil fie dem allgemein ges 
fühlten Bedürfniß befriedigend entgegenfam. — Gegen diefe Anfhauung ift das Buch von 
Schmidt, Die Necept. des röm. Rechts in Deutfchl. (1868), gerichtet, indem e8 von Neuem 
geltend zu machen fucht, daß das röm. Recht dem deutfchen Volke eigentlich nur von den Juriften 
octroyirt fei, und daß es mit dem deutfchen Nechtöfeben noch immer im Widerfpruc; ſtehe. Die 
Bedeutung der Juriften in dieſem Proceſſe ift ja freilich zweifellos, aber doch führt fie richtig 
verftanden nicht zu einer ſolchen Auffafiung. 

5) Die Frage, ob foldje durch einheimifches Gewohnheitsrecht umgebildete römifche Rechts— 
fäge und Inftitute in das Syſtem des römifchen oder deutfchen Nechts aufgenommen werden 
müſſen, läßt fi) ebenfo wenig im Allgemeinen entjdeiden, als die entgegengefekte Frage 
über den Pla der durch römifches Necht verbildeten deutfchrechtlihen Inſtitute. 
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lihe Bildung unjerer Zeit, von Neuem für Deutjchland belebt worden. Dies 
geihah vor Allem durch die deutſche Wijfenjchaft *) in ihrem Einflujfe auf das 
Rechtsbewußtſein des Volls und auf die Reichs- und Yandesgeießgebung. Kein 
geringer Antheil hieran gebührt auch dem canoniſchen Rechte, deſſen eigene 
Geltung in Deutfchland freilich auf jelbjtändigen Gründen beruhte. 

Der Inbegriff diefes jo den gegenwärtigen Zuſtänden angepaften und mit 
dem Charakter gemeiner Anwendbarkeit verjehenen Rechts bildet ven Anhalt des 
Syſtems des heutigen römijchen Rechts. 


Bas einheimifche Recht. 
83. 

Als das fremde Recht in Deutſchland aufgenommen wurde, fand ſich ein 
reiches Material einheimiſchen Rechtes vor. Die Rechtsbücher des Mittelalters 
gewähren ſchon den Blick in ein Rechtsleben, das anfängt, ſich ſelbſt zum Be— 
wußtſein zu kommen und, geſtützt auf das durch ununterbrochene Uebung fort— 
gepflanzte und mit den Veränderungen der öffentlichen Zuſtände gleichmäßig 
umgebildete Recht des germaniſchen Zeitalters, ſich in einer Reihe origineller und 
zum Theil conſequent durchgeführter Rechtsideen bekundet. Aber doch war es 
immer noch in ſeinen Anfängen begriffen; es fehlte ihm die einheitliche Pflege 
und planvolle Fortbildung, die zumal einer reichen Productionskraft unentbehr- 
lich ift, wenn fie nicht ausarten und verwildern ſoll; auch fehlte ibm noch 
großentheils die eigentliche Vorausſetzung felbjtändigen Privatrechts, die Aner- 
fennung der freien Möglichkeit individueller Willensbejtimmung in Bezug auf 
die rechtliche Beherrſchung der Dinge, da jene Zeit noch feinen freien Rechts— 
verkehr, jondern nur eine in ſtändiſcher und genojjenjchaftlicher Gliederung ge- 
bundene Güterwelt kannte. Seine Entwidelung auf eigener Grundlage iſt mın 
auch nicht erreicht worden, indem man mit der Neception des fremden Rechts 
die Vollendung des eignen anticipiven zu fönnen glaubte. Der Irrthum diejer 
Borftellung lag in der Verkennung des Verhältniſſes eines Rechts zu der 
Nationalität des dafjelbe erzeugenden Volkes, und in dem Ueberſehen des Gegen- 
ſatzes des wirtbichaftlichen und gejellichaftlichen Zuftandes des deutſchen Volkes 
und desjenigen,, welcher die Grundlage des aufzunehmenden fremden Rechts 
war, — deſſen Ausgleihung nicht von einer woillfürlichen That, fondern nur 
von einer Jahrhunderte hindurch Fortgejegten Entwidelung zu erwarten war, 
Zwar hatte jih nun das römische Necht jeinem größten Theile nach bald eine 


6) Darin liegt das Charakteriftifche der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, wie fie befonders 
auf Savigny und Puchta ruht, daß fie das römische Recht uns wahrhaft zu eigen gemacht, als 
deutiches Recht wiedergeboren und in dem Fluß unferes Rechtslebens Hineingeleitet hat. Bei 
allen anderen Nationen, die das römische Recht benuten, ift e8 ein „fremdes Geſetzbuch“ geblieben. 
— Bedeutende Erfolge in diefer Richtung find auch von der Arbeit Ihering's (Geiit des römischen 
Rechts, bis jetst vier Bände feit 1852) zu erwarten; vergl. auch Ihering in den Jahrbüchern 
für Dogmatif, Bd. 1 (1857), S. 1 fig. 

1* 
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entichiedene äußerliche Geltung in der Prarid der Gerichte errungen, aber das 
deutjche Recht konnte man daneben doch nicht centbehren, da die Widerjtands- 
fraft der beſtehenden einheimifchen Rechtözuftände feine ftete Berüdjichtigung 
forderte. Seiner Selbjtändigfeit war ed damit freilich beraubt worden ; bie 
Kraft der Rechtsbildung erfhöpfte fih von da an fajt ganz in der langen Ar- 
beit der Aneignung des fremden Rechts, d. h. feiner Verwandlung in deutſches 
Recht, und die einheimischen Rechtsſätze erhielten mit der Aufnahme des römijchen 
Rechtsſyſtems, dem fie äußerlich zugefügt wurden, den Charakter kümmerlicher 
Fragmente. Da das fremde Necht als ein Syitem, d. h. ein geiltig ver- 
bundenes Ganze, aufgenommen wurde, jo war es natürlich, daß das juriftilche 
Denken nunmehr von deſſen Mittelpunfte ausging, und die Trümmer des 
vaterländifchen Rechts in feine Peripherie verlegt wurden. Erſt in neuerer 
Zeit, nachdem mit der allmählichen Annäherung unferer wirthichaftlichen Ver— 
hältniffe an die der jpäteren römiichen Welt auch die Gegenfüge des deutſchen 
und römijcben Rechts ihrer Verſöhnung nahe gefommen find, macht jich wieder 
ein friiher Trieb jelbjtändiger Rechtserzeugung geltend, der häufig ſelbſt an 
ältere, von der Yurisprudenz fajt vergeflene Sätze und Injtitute des beutjchen 
Volksrechts anknüpft, und die Wiſſenſchaft bemüht fich, dieſen in ihrer älteren 
und neueren Geftalt jene innere Vollendung zu geben, durch welche fie den 
römifchen Rechtsbildungen auch in Bezug auf die Forderungen der juriftijchen 
Kunſt gleichartig werben !). 


84. 

Die Quellen des heutigen deutſchen Rechts ſind größtentheils particulärer 
Natur. Seit den Rechtsbüchern des Mittelalters hat es aufgehört, ſich durch 
größere allgemeine Beurkundungen zu offenbaren, denn die Reichsgeſetzgebung 
bezog ſich nur in einigen ſeltenen Fällen auf das Privatrecht, und gemeine Gewohn- 
heitsrechte lafjen fich nur vereinzelt nachweilen. Vene Particularrechte, die fich 
von Tage zu Tage vermehren, find aber zum größeren Theile nicht Produkte 
der Willfür, fondern wirkliche Erzeugniffe des deutſchen Volksgeiſtes, die fich 
von dem echte der mittelalterlichen Rechtsbücher aus in ziemlich gleichmäßigen 
Entwidelungsitufen bis zu ihrer heutigen Geſtalt fortbewegen. Zwar läßt fich 
nicht verfennen, daß fie fich unter einander durch mannigfache Verjchiedenheiten 
des Ginzelnen ſcheiden, aber dieſe Abweichungen lajjen die Gemeinjchaft der 


1) Dan muß für die deutfche Rechtswiſſenſchaft, wie für die deutfche Dichtlunft zwei ver- 
fchiedene Perioden unterſcheiden. Im beiden Gebieten erhebt ſich der deutfche Geift zunächſt 
im 13, Jahrhunderte zu felbftändigen und reichen Schöpfungen. Die fpätere Zeit verliert aber 
bald felbft das Verſtändniß diefer Erhebung und verdingt ſich der Macht fremder Nationalität. 
Daraus entiteht dann eine neue Grundlage, von jener innig-nationalen des 13, Jahrhunderts 
unendlich verſchiedene. Auf der Bafis europäifcher Kultur ruht die zweite Erhebung des 
beutfchen Geiftes in Poefie und Recht, die er ſich in individueller Kraft zu eigen madıt. Es 
it nothwendig, daß man dien immer im Auge behält, um die Stellung des alten deutichen 
Rechts zur heutigen Rechtswiſſenſchaft richtig würdigen zu können. 
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oberſten Principien und des Urſprungs ebenſowenig verſchwinden, als die ver— 
ſchiedenen Dialekte die Einheit der Sprade!). 

Dean könnte nun meinen, daß dem wiffenichaftlichen Bedürfniß durch 
unabhängige Bearbeitungen dieſer Particularrechte genügt würde. Dem jteht 
aber entgegen, theils daß es unmöglich it, das einzelne Particularrecht aus 
ſich allein volljtändig zu erklären und zu conjtruiren, weil c8 dann die noth— 
wendige Beleuchtung entbehren würde, die es aus der wifjenjchaftlichen An— 
fnüpfung an den nationalen Grund feines Urſprungs empfängt; theils daß 
dann dem Rechte des deutſchen Volks die wiljenjchaftliche Anerkennung ver- 
jagt würde, auf welche es als die That eines eigenthümlichen Volksgeijtes einen 
entjchiedenen Anipruh hat. Und wirklich ift man nun jeit länger als einem 
Jahrhunderte gewohnt, dem deutjchen Nechte dieſe wiſſenſchaftliche Stellung zu 
gewähren. 


Bas wiffenfchaftliche Arincip des gemeinen dentfchen Privatrechts. 
8 5. 

Trotz der Anerkennung dieſer Nothwendigkeit hat man ſich aber bis auf 
die neueſte Zeit noch nicht über die Mittel und das Princip der Behandlung 
des gemeinen deutſchen Privatrechts vereinigen können 1). 

In den erſten Verſuchen der Begründung eines Syſtems des deutſchen 
Privatrechts von Georg Beyer bis auf Pütter wird die oben aufgeſtellte Frage 
eigentlich kaum berührt. Man fühlte das Bedürfniß der ſelbſtändigen Be— 
handlung dieſes Rechtsſtoffs, ohne ſich über das Ziel klar zu werden, und 
begnügte ſich mit einer des inneren Zuſammenhangs entbehrenden, ungeſchicht— 
lichen Sammlung von Antiquitäten und bunt durch einander gewürfelten, das 
einheimiſche Recht betreffenden Sätzen. Erſt ſeit Pütter verſuchte man, jene 
Frage durch ein gründlicheres Eingehen auf die dabei vorkommenden Schwie— 
rigkeiten zu löſen, und glaubte namentlich in folgenden verſchiedenen Anſichten 
den Ausweg gefunden zu haben. Die Einen behaupten die unmittelbare ge— 
meine Anwendbarkeit des deutſchen Privatrechts, weichen aber von einander 
in der Begründung wieder ab, indem ſie entweder den alten Volksrechten, 
Capitularien und mittelalterlichen Rechtsbüchern die Bedeutung noch jetzt gel— 
tender Geſetze zuſchreiben?), oder aus einer Uebereinſtimmung neuerer Statute 
und Particularrechte unmittelbar anwendbare Rechtsſfätze finden zu können ver— 


1) Eine eigenthümliche Auffaſſung der Entwickelung des deutſchen Rechts bei Sohm, Frän— 
liſches Recht und Römiſches Recht. 1880. 

1) Eine ausführliche Dogmengeſchichte ſiehe in Gerber's wiſſenſchaftl. Prinzip, S. 15—108, 

2) So Heineceius, Elementa juris Germaniei II Voll. (1786. 1737), Engau, Elementa Jur.s gr 
Germ. (1737), Senftenberg, Anfangsgründe der alten, mittleren und neuen teutfchen gemeigftx* % 
Rechtsgelehrſamkeit (1737) und derfelbe in feinen Gedanken von dem jederzeit lebhaften ghe 
brauch des uralten deutſchen Rechts u. ſ. w. (1759) u. a. m. 
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meinen ?). Andere Dagegen wollen nur ein theoretiiched gemeines Recht, das 
aber zur Erklärung oder zur Ergänzung der Particularrechte gebraucht werden 
fönne *). 

Der Streit dauert aber noch in der Gegenwart fort. Während Runde 
ein unmittelbar anmwendbares gemeines deutſches Recht auf Das jtügen zu 
fönnen glaubte, was man Natur der Sache zu nennen pflegt 5), legte Eichhorn ©) 
das ganze Gewicht auf den Umijtand, daß die neueren Particularrechte noch 
immer einen guten Theil des ehemals gemeinen Rechts des Mittelalters er- 
halten hätten, welcher auch in diefer Ericheinungsform jeine urfprüngliche Bes 
deutung bewahre. Noch Andere legten endlich in die Hand der juriftiichen 
Schriftſteller die Macht zur Ertheilung gejeßlicher Auctorität, und löjten jo 
auf gewaltiame Weife das beftrittene Problem’). 


Auch bat ed nicht an Solchen gefehlt, welche Feiner diefer Richtungen allein 
angehören wollten, und in einer vermittelnden Anficht das Heil juchten ®). 
Die Schwierigkeiten diefer frage haben endlich Manche dazu gedrängt, ihr 
Unmvermögen zur Yöjung derjelben in der Form einer Abläugnung der Grijtenz 
eined gemeinen deutjchen Privatrechts überhaupt auszujprechen. 


3) 3. B. Selchow, Elementa jur. Germ. priv. hodierni ex ipsis fontibus deducta (1757). 
Mylius, De genuino conceptu juris Germaniei universal. hodiern. privati civil. (1752). 

4) Pütter, Elementa jur. Germ. hodierni (1748), Rudloff, Commentativo de jure Germ. 
justa methodo tractando (1767), Zafinger, Ueber die Beftimmung des Begriffs der Analogie 
des teutſchen Privatrechts und der Grundfäge, dafjelbe zu bearbeiten, 1. Theil (1787), u.a. m. 

5) Runde, Grundfäte des gemeinen deutſchen Privatrechts (1791). Dagegen Hufeland, 
Beiträge zur Berichtigung und Erweiterung der pofitiven Rechtswiſſenſchaft, 1. Stüd, ©. 53 jl. 
(1792), defien Ausführungen jedoch durchaus flach und ungenügend find. — Nachdem man 
längft den alten naturvechtlihen Standpunkt Runde's überwunden glaubte, wie er ſich n dem 
Prinzip der Natur der Sache fund giebt, hat in neuerer Zeit Reyſcher (Zeitfchrift für deutſches 
Recht, 1. Bd., ©. 12 fl., und 10. Bd., S. 153 fl.) wieder den Rückweg zu ihm eingefchlagen. 
Darin liegt ein Verkennen des gegenwärtigen Standpunfts und Bedürfniſſes der Wiffenfchait, 
in der ein Fortichritt nur auf der Grundlage der Eihhorn’schen Anficht gedacht werden fann, 

6, Eichhorn, Ueber das geſchichtliche Studium des deutichen Rechts in der Zeitfchrift 
für geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft, Bd. 1, ©. 124 fig. (1815). Nah ihm Weiße, Türtk, 
Phillips u. 4. 

7) Eo Maurenbrecher, Yehrbud) des geſammten heutigen gemeinen deutfchen Privatrechts, 
1. ®d. (2, Aufl. 1840), $ 28—42. — Ebenfowenig befriedigt die Ausführung von Weiste 
in feinen praltifcden Unterfuchungen auf dem Gebiete des einheimifchen Rechts, 3. Heft (1847), 
©. 29, 

) So Mittermaier in den verichiedenen Auflagen feiner Grundfäge des gemeinen deut- 
Shen Brivatrechts. Beſeler, Syftem des deutihen Pr. R., $ 1 flg., Scheint den Beweis der 
Eriftenz eines bald bedingt, bald unbedingt geltenden gemeinen Rechts für überfläffig zu halten. 
Thöl (Einleitung in das deutſche Privatr., 1851, $ 86) beantwortet nicht die obige Frage über 
den juriftifchen Charalter dieſes Syſtems als Ganzen, fondern nur die über die rechtliche Natur 
feiner einzelnen Elemente ald einzelner, Walter (deutſches Pr.-R., S. 6) entfcheidet die Frage 
damit, dal er fagt, das deutjche Recht müfle dem Richter in Ermangelung pofitiver Beſtim— 
mungen „an die Hand gehen”. — Eine weitere Schrift it: Nüdert, Der Begriff des gemeinen 
deutfchen Privatredhts, 1857. Es Schlagen hierher auch die Unterfuchungen von Pfeiffer, Das 
gemeine deutiche Strafrecht der Gegenwart (1. Bd., 1858); vgl. namentl. ©. 347 fig. 
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86. 

Das Irrtbümliche dieſer Vorſtellungsweiſen liegt darin, daß fie alle von 
dem Gedanken ausgehen, der einzig mögliche Zwed der ſyſtematiſchen Dar- 
jtellung eines Rechts bejtehe in der Zubereitung eines zur unmittelbaren Anwen— 
dung geſchickten Materials. Dieſer Zweck iſt freilich bei der Natur unjerer 
Rechtsquellen unerreichbar, da nur für den geringiten Theil eine allgemein ver- 
bindende Sanction, für die meiften nur eine rein particularrechtliche Anerken— 
nung bejtebt. Aber es giebt noch ein anderes Ziel für eine Solche Darftellung, 
das nicht minder bedeutend ift als jenes, deſſen alleinige Zuläſſigkeit jedoch 
nicht darauf gejtütt werden darf, daß jedes andere unmöglich jei, jondern dar» 
auf, daß es unter jeder Vorausſetzung in fich jelbjt die volle Rechtfertigung 
enthält ?). 

Es iſt möglich, daß das in einem Staate geltende Recht feinen Grund 
und Ausgangspunkt nicht in dieſem allein, jondern in der rechtserzeugenden 
Kraft eines die Grenzen diejes Staats überjchreitenden Volksganzen hat. Dieß 
it dann der Fall, wenn wie in Deutjchland die Gejammtheit der Stammes- 
genoffen nicht zugleich äußerlich durch eine gemeinſame Staatsgewalt reprä- 
jentirt, fondern in eine Reihe von einzeljtaatlicden Gruppen gejchieden wurde. 
Findet fih dann, daß die Gejammtindivibualität des Volks trog der jtaat- 
lihen Zerftüdelung noch in ihrem unmittelbaren Einfluß auf das Recht wirt- 
jam geblieben ift, jo entjteht für die wifjenjchaftlihe Betrachtung neben den 
Rechten der einzelnen Staaten noch ein anderes Objekt, welches das von 
jtaatlicher Einwirkung unabhängige Produkt des Volks ift. Die Autorität 
diejes letteren iſt freilich nicht wie die der erjteren eine formelle, fondern nur 
eine materielle, darum aber eine nicht weniger bedeutungsvolle. Auch bier gilt 
es, daß die formelle ſtaatliche Trennung die materielle Einheit des Volkes nicht 
zerbricht. Die Geſchichte des deutjchen Privatrecht zeigt und eine ununter- 
brochene Reihe innerlich verbundener Entwidelungsmomente des Rechts als 
unmittelbaren Ausfluffes des jeine politifchen und jocialen Perioden durchlau- 
fenden deutſchen Voltsgeijtes, für den die Mehrheit der deutjchen Staaten 
auch im diefer Hinficht nicht eine Zerftörung, fondern nur eine eigenthümliche 
Form feiner Erjcheinung giebt, und jo wie e8 nicht nur möglich, fondern auch 
wiſſenſchaftlich nothwendig iſt, dieſer Geſammtbethätigung des deutſchen Volks 
in der Bergangenheit ihre Anerkennung in der Rechtswiſſenſchaft zu ges 
währen, jo hat auch die legte That eben dieſes VBolfsgeiftes auf dem Ge- 
biete des Rechts, Das heutige Necht des deutichen Volks, ihren Anſpruch auf 
wilfenjchaftliche Behandlung ?). Nicht blos die Rechtsgeſchichte liefert den Be— 


1) Bgl. Gerber, Das wiſſenſchaftliche Princip, ©. 237 fig. 

2) Man unterfcheide wohl den juriftifchen Gefichtspuntt von dem volfswirth- 
ihaftlihen. Wäre der lettere hier maßgebend, fo würde man nicht fagen fönnen, daß alle 
bier dargeftellten Inftitute den Typus der heutigen Zeit an fich trügen, da fie in dieſer Hin— 
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weiß von dem Vorbandenfein einer Rechtsentwidelung in Deutjchland,, deren 
Einheit nicht auf der zufälligen Uebereinftimmung particulärer Schöpfungen 
berubt, jondern e8 zeigt uns auch die Gegenwart mit ihren Keimen und Trieben 
fortfchreitender Nechtsbildung troß der im Einzelnen jtattfindenden Verſchieden— 
heit der Particularrechte eine Menge von NRechtsprincipien, deren Entjtehung 
ausjchlieklicb der probuftiven Geſammtkraft des deutſchen Volks zugejchrieben 
werden muß ?). 


87. 

Faßt man die Wiſſenſchaft des gemeinen deutſchen Privatrechts mit dieſem 
Principe auf, ſo bedarf es für ſie keiner weiteren Rechtfertigung durch Auf— 
ſtellung eines äußeren durch ſie zu erreichenden Zwecks. Das Recht eines Volkes 
iſt ebenſo wie ſeine Literatur ſchon an und für ſich ein die wiſſenſchaftliche 
Berückſichtigung in Anſpruch nehmender Gegenſtand. Allerdings wird in der 


ſicht ſehr verſchiedenen Kulturperioden angehören (man denle an die Reallaſten neben den Pa— 
pieren au porteur), Aber im Rechte erhält ſich Vieles, was die Priucipien der Nationalökono— 
mie längft fallen ließen. Ueberhaupt wäre es völlig unrichtig, wenn man die Voltswirthichafts- 
Ichre als den alleinigen Maßftab der Werthichägung ber Inftitute des Privatrechts anfehen 
wollte. Die ökonomiſche Beurtheilung iſt dafür allerdings ein und zwar ein fehr wichtiger 
Faktor, aber keineswegs der einzige. Im Rechte foll nicht blo8 das ökonomische Durchſchnitts— 
intereffe, fondern aud da8 individuelle Interefje zur Geltung gelangen, Das Recht 
ift nicht der Knecht ökonomischer Verftändigkeit, c8 hat vor Allen den Beruf, der fittlihen 
Freiheit zu dienen. — Abgejehen hiervon beftehen ſodann die größten Gegenſätze zwiſchen 
der juriftifchen und ökonomischen Betrachtung bezüglich des Bedürfniſſes der Präcifion der Be— 
griffe. Wo die Wirtfchaftslehre für ihre Zwede mit fehr umfaffenden und allgemeinen Be- 
griffen ausreicht, bedarf die Jurisprudenz häufig der feinften Unterfcheidungen, Welche VBerwir- 
rung bat ſchon die verfuchte Uebertragung des öfonomischen Vermögensbegriffs auf die Rechts» 
lehre vom Eigentum angerichtet! Und wie berechtigt ift e8, wenn in neueſter Zeit Goldfchmidt 
vor Denen warnt, welche die Specialität aller einzelnen Obligationen de8 Handelsrechts ver- 
wifchen und in einem allgemeinen öfonomifchen „Werthbrei‘ auflöfen wollen! 

3) Das Berhältnig diefes Rechts zu den Particularrechten ift einfach dieſes, daß lettere 
die Stoffe des erfteren in mehr oder weniger willfürlicher Form zur unmittelbaren Anwendung 
bringen. Eine bloße Darftellung aller Particularredhte würde kein Recht des deutichen Volks 
geben, weil einerfeits das letztere nicht vollftändig in jene erfteren aufgenommen ift, andererſeits 
die Particularrechte Stoffe enthalten, welche von der Einwirkung des deutfchen Voltsgeiftes ganz 
unabhängig find. — Bei diefem Ziel, welches ſich die Willenfchaft des heut. gem. beutfchen 
Pr. Rechts gemäß der Beichaffenheit des Rechtszuſtandes in Deutfchland zu ftellen genöthigt ift, 
muß freilich die Darftelung gewiſſe Mängel und Unvolltommenheiten an fich tragen, deren 
Vermeidung nadı der Natur der Sache nicht möglich ift. Ihre Sätze werden häufig etwas 
Schmwantendes und Hypothetiiches haben, und die Entwidelung fich oft auf die Conftruirung 
allgemeiner Principien befchränfen müffen, da es fid regelmäßig um die zufammenfaffende 
Darftellung der in einer Bielheit von Geſetzen ausgefprochenen leitenden Sheen handelt. Ganz 
anders kann Derjenige verfahren, der fich die Aufgabe ftellt, ein beftimmtes einzelnes Particulars 
recht darzuftellen; er fanın und muß überall beftimmte Sätze fuchen und bis in das Hleinfte 
Detait entwideln, welche nicht blos wahrfcheinfich, fondern wirklich und ausschließlich zur An— 
wendung zu bringen find. Es wiirde aber ebenſo undankbar als unverftändig fein, wenn 
Jemand wegen diefer günftigeren Lage des Darftellers eines Particularrechts die Berechtigung 
eines gemeinen deutſchen Pr.-Rechts in Frage ftellen wollte, dem die Möglichkeit einer wifjen- 
fchaftlihen Behandlung des Particularrechts doch erft verbanft wird. 
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Regel die Darjtellung eines Rechts in imperativer Form, d. h. mit vorzugs- 
weifer Rüdficht auf jeine Anwendung geſchehen, aber in dieſer Beziehung liegt 
feineswegs der allein denfbare Gehalt eines Rechtsſyſtems (vgl. Anm. 3 a. E.). 
Damit ſoll jedoch freilich nicht geleugnet werden, daß die Darjtellung des deut- 
ſchen Privatrechts in obigem Sinne auch große äußere VBortheile gewährt, 
jowie jede für fich beftehende Wiſſenſchaft außer ihrem Selbjtzwed noch andere 
Erfolge hervorbringt, jobald fie mit dem Yeben in Verbindung gejegt wird '). 

Seit den weithin geltenden Beurfundungen des Rechts im Mittelalter ijt 
das einheimische Privatrecht faſt ausschließlich durch particuläre Organe fort» 
gebildet worden, die aber meijt im innigiten Zuſammenhange jtehen, da jie 
lediglich der locale Ausprud für die einheitlihen Bewegungen des allgemeinen 
deutſchen Rechtsbewußtſeins find ?). Wären dieſe nun auch weniger lüdenbaft 
und unvolljtändig, jo würden fie doch immer als Produkte der Willfür und 
unvolljtändig erjcheinen, wenn fie nicht an die Gejchichte der allgemeinen 
Rectsentwidelung des deutichen Volls angelnüpft werden fünnten, von welcher 
fie nur eine einzelne unfelbitjtändige Wirkung find. Sein einzelner Staat 
Deutichlands bat in fich allein die Wurzeln feines Privatrechts, fie ruhen in 
dem allgemeinen deutichen Rechtsboden. Die Wiſſenſchaft des deutichen Privat- 
rechts ijt deshalb das einzige und unentbehrlihe Erflärungsmittel der 
PBarticularrechte; jie giebt für feine oft nur andeutenden Ausiprüce und frag» 
mentarischen Beitimmungen die leitenden materiellen Gedanken und belebenden 
Principien. Von einer formellen Ergänzung aus diefem Fond, d. b. einer 
unmittelbaren jubfidiären Anwendbarkeit jeiner Säte, kann dagegen ohne bejon- 
dere Norausjegungen nicht die Rede fein, da dem Inhalte diejer Wifjenjchaft 
die äußere Sanction abgeht ?). Dies it ja nur der aus den formell geltenden 


1) In Bezug auf die Befhränftung ber prattifhen Bedeutung des deutſchen 
Privatrechts findet fich Aehnliches wohl auch bei anderen Schriftftellern, 3. B. bei Falck 
Zuriftiiche Encyelopädie, $ 124, Anm. 69, Daß aber mit vereinzelten Wahrnehmungen bdiefer 
Art nicht ſchon eine Löfung der obigen wiffenfhaftlidhen frage gegeben ift, kann nur bei 
oberflächlicher Betrachtung überfehen werden. — Der von mir gegebenen Entwidelung ſehr nahe 
ftehen die Ausführungen Stobbe's in feinem Handbuch des deutjchen Brivatrechts, 1. Bd. 
(1871), 8, 1-61. 

2) Vgl. Gerber a. a. O. ©. 158 fig. 

3) Hiergegen kann man fich nicht darauf berufen, daß dod eine Ergänzung der Particular— 
geſetze bei ihrer Mangelhaftigkeit ein wirkliches Bedürfniß ſei. Zunächſt enticheidet das praftifch 
Wiünfchenswerthe überhaupt nicht über die Wahrheit eines wifjenfchaftlichen Principe. Sodann 
wird man auch in fleineren Rechtsgebieten immerhin über einen anfehnlichen Stoff verfügen, 
wenn man fich nicht darauf befchräntt, das Recht in der dürftigen Geſetzgebung aufzufuchen, 
fondern fi) aud an die fonftigen Stätten der Rechtsbildung und Rechtsübung wendet. Die 
Frage, ob ein beſtimmtes Rechtsinftitut im einem Lande gilt, wird immer nur aus dem Rechte 
des letzteren felbit beantwortet werden können, wenn man fich auch bei feiner juriftiichen Con— 
firuction an die im Dienfte des gemeinen Rechts ausgebildete Yehre halten muß. — Endlid) 
widerfpricht e8 unferer Anſchauung nicht, daß fi im Syſteme des deutfchen Privatrehts auch 
Stoffe von wirklich gemeinrechtlicher Geltung finden. Hierdurch wird die Wiſſenſchaft nicht 
genöthigt, ihr ſonſtiges allgemeines Prinzip zu unterbrechen. Die partieuläre Rechtsanmwendung 
hat hiervon nur den Bortheil, daß fie die Sätze ſolcher Lehren foiort und unmittelbar verwerthen 
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Rechtsquellen wieder rückwärts gewonnene Rohſtoff, der ohne Rückſicht auf 
unmittelbare Anwendung wiſſenſchaftlich behandelt und mit der Abjicht ent- 
widelt wird, daß dadurch der eigentliche Antheil des deutichen Volks am 
Rechte herausgeſtellt werde. 

Zu diefem Nuten tritt ein anderer, nicht minder bedeutender. Die wiſſen— 
ichaftliche Bearbeitung des gemeinen deutfchen Rechts bringt die Errungenichaft 
des deutjchen Volks auf dieſem Gebiete erſt zum lebendigen Bewußtſein und 
zeichnet dadurch, daß fie ſowohl die Yüden des bisherigen Rechts aufdedt, als 
auch jofort fich im jedem Falle der neu entwidelten Nechtsbildung bemächtigt, 
dem Volk und feinen Gejeggebern den ficherften Weg zur Fortbildung des 
Rechts vor. 


N. Grundſätze über die Ausführung des Princips. 
88. 

Die Aufgabe iſt aber nur die, das gegenwärtig in Deutſchland herr— 
ſchende Recht darzuſtellen; es iſt alſo das Geſchichtliche vom Dogmatiſchen zu 
trennen. Die Eigenthümlichkeit des Stoffs ſetzt hier freilich beſondere Schwie— 
rigkeiten entgegen; denn während das Recht eines Staats bei der leichten 
Unterſcheidbarkeit der einzelnen Acte der Rechtsbildung mit Sicherheit in den 
einzelnen Stadien ſeiner Entwickelung verfolgt werden kann, ſo verhält ſich dies 
bei dem Rechte des deutſchen Bolks in dem obigen Sinne ganz anders. Bei 
dieſem können die Abſtufungen weniger durch Berückſichtigung der Aufeinander— 


darf. Dieß gilt namentlich vom longobardiſchen Lehnrechte und nicht weniger vom Inhalte des 
deutſchen Handelsgeſetzbuchs und Wechſelrechtsgeſetzes, ſowie der Geſetze des deutſchen Reichs. 
Obiger Theorie iſt jetzt wohl auch entgegengehalten worden, daß ein Recht, welches keine 
Anwendbarkeit habe, kein Recht ſei. Dieſen Einwand könnte man der Pütter'ſchen Theorie, 
entgegenfegen, der ein Recht der Bücher von einem Rechte des Lebens zu unterſcheiden ſchien, 
an diefer Stelle beruht er Tediglidy auf einem Irrthum. Der Inhalt des deutjchen Privatrechts 
ift volllommen anwendbar, nämlid in der Form des Particnlarrehts; nur tritt die Nüdficht 
auf die unmittelbare Anwendbarkeit bet der Darftellung dejielben im Syftem des deutfchen Pri— 
vatrechts zurüd, weil deſſen Aufgabe nicht ift, das geltende Recht eines Staat darzuitellen, 
fondern diefes geltende Recht aller Staaten eines VBolfs aus dem rein praftiichen auf 
das Gebiet zu verlegen, in welchen es nur von der Seite feines Zufammenhangs mit der Volls— 
individualität, nicht von der feiner unmittelbaren praftifhen Wirkfamkeit angefchaut wird. Es 
wird demnad; nicht ein Recht ohne Amwendbarkeit, fondern ein an fid; amvendbared Recht 
ohne imperative Form, d. h. von einem Standpunkte aus dargeftellt, auf welchem jene Eigenschaft 
nicht als maßgebend hervortritt. Die Nothwendigkeit einer Trennung diefer Geſichtspunkte ift 
allerdings eine Abnormität, welche aber bis jest in den Öffentlichen Verhältniſſen Deutſchlands 
begründet war. Daß aber die Möglichkeit vorhanden fei, ein Nechtsfyftem aud) nad) einer 
anderen Nüdjicht als der der Nechtsamvendung (3.8. in Beziehung auf die ethifche, nationale, 
öfonomifche, politische Seite des Rechts) darzuftellen, kann feinem Zweifel unterliegen (ſ. and) 
Gerber's Grundzüge des deutschen Staatsrechts, S. 10 flg.. — Der Einwand, den Walter 
(deutfches Pr. R., $ 18) madıt, meine Auffaflung fei „zu theoretiich und zu abſtralt“, beruht 
wohl cbenfowenig auf einem beftimmten Gedanlen, als die überaus feltfame Erpectoration 
defielben Echriftftellerd zur Note 3 des $ 18 ımd Note 1 de8 $ 35 feines angeführten Wuchs. 
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folge einzelner Gejege, als durch eine auf die größte Fülle der mannichfaltigiten 
Rechte geitügte Abjtraction gefunden werden. Denn das Material zu diejer 
Erkenntniß wird nicht von einem einheitlichen Organe, jondern durch eine Menge 
einzelner, formell von einander unabhängiger particulärer Nechtserzeugungen 
beigejteuert, welche nicht immer in völlig gleichmäßiger Richtung vorwärts 
Ichreiten. Wollte man num die neuejte, zeitgemäßejte Ausbildung eines Parti- 
cularrechts ebenſo wie das in feiner Entwidelung zurüdgehaltene und ſtagni— 
rende Einzelreht in die Darftellung des gegenwärtigen Rechts des deutichen 
Volfs aufnehmen, jo würde man zwar dem äußerlichen Maßſtabe der Voll— 
ſtändigkeit (Statiftit) damit Genüge leiften, aber dem oben aufgejtellten Prin- 
cipe wenig entjprechen. Dies forbert vielmehr ftets eine bejondere, nach dem 
Grundjage der Continuität der rechtsgejchichtlichen Entwicelung geleitete Unters 
ſuchung der Frage, welche particularrechtliche Erjcheinung die dem gegenwärtigen 
Standpunkte der deutjchen Nechtsüberzeugung entjprechende fei. Tas Reſultat 
diejer Unterfuhung giebt dann das Material dieſes Syſtems. Dabei liegt es 
freilich in der Natur einer folchen Arbeit, daß ein öfterer Nüdblid in die Rechts— 
geichichte den Punkt der Vergleichung gewähren muß; denn e8 handelt fich ja 
um die Darjtellung eines beweglichen und in fortdauernder Entwickelung 
begriffenen Stoffs, die Bewegung aber läßt fich nicht an einem einzelnen Punkte 
(an einem „Querdurchſchnitte des Fluſſes“), fondern nur in einem größeren 
Raume erkennen !). 


89, 

In ähnlicher Weiſe läßt fih auch die Frage über die Art der Quellen» 
benußung beantworten. Die eigentliche innerjte Nechtsüberzeugung eines Volks 
erkennt man nicht aus dem Buchftaben eines willtürlichen einzelnen Geſetzes, 
jondern aus der Sefammtprüfuug aller Aeuferungen feines beftimmten Rechts— 
lebens. Auch dem gemeinen deutichen Nechte kann feinem Principe nach Fein 
einzelnes Nechtsbuch oder eine formelle Nechtsquelle als jolche zu Grunde liegen, 
weil dieſe hier nur als Zeugniß eines darüber ftehenden Rechtsbewußtſeins von 
Bedeutung iſt, deijen Gewinnung allein in Frage kommt. Seit dem Rechte des 
Mittelalters fchreiten Die deutjchen Particularrechte zwar mehr und mehr auseinan- 
der, aber doch ijt in allen nicht allein noch immer ein guter Theil jenes mittel- 
alterliden Grundftoffs bewahrt worden, fondern es lafjen ſich auch die Stufen 
ihrer weitern Entwidelung auf die Eimwirkung allgemeiner deutjcher Rechts- 
ideen zurüdführen. Die Aufgabe bejteht nun darin, daß man entweder vom 
Rechte des Mlittelalter8 oder von der fpätern Zeit an, in der die Wurzeln 


1) Wenn durch diefe Bemerkungen die Nothwendigkeit einzelner vechtshiftorifcher Einleitungen 
auc) bei einem rein dogmatifhen Werte anertannt wird, fo wird durch diefelben doch zugleich 
auch der früher fo häufigen Gewohnheit entgegengetreten, ohne alle Frage nad) der innern Noth- 
wendigleit und dem innern Zufammenhange jedem dogmatifchen Paragraphen ein oft mühelos 
geſammeltes antiquarifches Material mitzugeben. Die Gefahr, fonft für einen Gegner ber 
hiftorifchen Methode erfärt zu werden, ift faum mehr zu befürchten. 
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eines Nechtsjates ihren erjten Ausgangspunkt haben, die Unterjuchung über 
den durch Einflüffe des fittlichen, politifchen und wirthichaftlichen Leben? veran- 
laßten Urfprung eines einzelnen Inſtituts beginnen läßt, demnächſt find bie 
ipäteren Scidjale und Gntwidelungsftadien in’d Auge zu faffen, und das 
Inititut durch alle Phaſen feiner Ausbildung bis auf die Gegenwart zu ver- 
folgen. Daraus ergiebt ſich, daß alle, ſowohl die veralteten als bie noch 
geltenden und neueften, ſowohl die allgemeinen als die particulärjten Rechts— 
auelfen zur Gewinnung des Endreſultats benutzt werben müjjen: denn auch 
die Heinjte und mit der beichränfteften Wirkſamkeit beliehene Rechtsquelle kann 
ein Zeugniß der allgemeinen Nechtsüberzeugung des Volkes jein. Das partis 
cularrechtliche Detail ift demnach bei diejer Unterjuchung weniger an jich von 
Bedeutung, als injofern e8 mit jenem Ziele in irgend einer Verbindung jtebt !). 
Der Germanift hat aus der reichiten Fülle des Materiald zu abjtrahiren und 
den Reingehalt zu ermitteln ?). 
s 10. 

Die gewonnenen Refultate können aber nicht als bloße Begriffe und Ideen 
ausgejprochen werden, jie bevürfen einer wiljenichaftlichen, jurijtiichen Norm. 
Dieje ijt in einem engeren und einem weiteren Sinne zu erzielen. 1) Die 
von der Gefchichte gelieferten Materialien müfjen nun zu Rechtsinjtituten ge- 
italtet werden, welche nach den in ihnen liegenden Principien zu conjtruiren 
und in ihren Folgeſätzen zu entwideln find. Auf dieſe Weife empfangen die 
auf gejchichtlihem Wege gewonnenen Ideen eine Förperliche &ejtalt, in ber 
jie geeignet werden, Objeft der juriftiichen Analyſe zu jein. 2) Alle diefe ein- 
zelnen Injtitute müſſen wieder zu einer ſyſtematiſchen Ginheit verbunden werben. 
Das Princip dieſes Syſtems kann jedoch nicht in dem Weſen des von ber 
Cinwirfung des fremden Rechts noch unberührten mittelalterlichen Rechts ge— 
jucht werben; jein Ideenkreis ijt unſerer Zeit fremd geworben, und die Ro- 
mantif in der Wiffenfchaft wird fich fruchtlos an feiner Verjüngung verjuchen. 
Auch können nicht die organischen Verbindungen der Perſonen in Standes- und 


1) Der Wert de8 unermeßlichen und kaum überfchbaren Detail® der deutichen Lokalſtatuten 
für die Wiffenfchaft de8 gemeinen deutfchen Rechts ift alfo ein relativer. Anders ftellt ſich die 
Bedeutung des Detail8 fchon im römiihen Rechte, bei defien einheitlicher und planvoller Ente 
widelung ſtets die Vorausſetzung zuläflig ift, dab eine einzelne Erfcheinung nicht das Produkt 
localer und individueller Willtür, fondern vielmehr (mie in der Naturwiſſenſchaft) die Wirkung 
höherer Geſetze fei. Bgl. über die entgegengefegte realiftifhe und partienlariftiiche Richtung der 
Neueren Gerber's Leipziger Delanatsprogramm vom 13. Februar 1869, ©. 4. Gefammelte 
jur. Abh., S. 341 fig. 

2) Nach diefem Geſichtspunkte, aber auch nur nad) diefem verdienen auch die ausländifchen 
Rechte germanischen Urfprungs eine vergleichende Berüdfichtigung. — Wenn im Texte bie 
Methode der Eruirung deutfchrechtliher Inftitute aus der Gefchichte aufgeftellt wird, fo ift da- 
mit freilich nicht gefagt, daß diefe Unterfuchung ſtets vor den Augen des Lefers zu Wege gebradjt 
werben folle; dieß ift nur dann der Fall, wenn fie die Unterftügung eines befonderen 
Refultatd gewähren fol, dem es vielleicht bisher an Anerkennung gebrad). 
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Berufsgemeinſchaften maßgebend fein, denn die ſyſtematiſche Einheit des Pri- 
vatrechts beruht auf eigenen fpecififch juriftiichen Principien, und nicht auf 
Geſichtspunkten, welche, jo bedeutend fie auch an fich fein mögen, Doch nur 
der hiſtoriſchen oder focialspolitifchen Anfchauung der Verhältnijje angehören ?). 
Die wifjfenjchaftlihe Behandlung des deutjchen Privatrechts in Bezug auf die 
ſyſtematiſche Anordnung kann jet feine andere fein, ald diejenige, welche fich 
aus der allgemeinen Betrachtung der Natur der Privatrechte ergiebt und auf 
das römische Recht ſchon längit angewandt worden iſt. Sie enthält die allein 
richtige Darftellung der Grundbejtandtbeile des Rechts, und ihr hat jich das 
geſammte Nechtsleben in Deutjchland jeit der Aufnahme des römischen Rechts 
angeſchloſſen. Ihr müſſen fich die Rechtsverhältmiffe in ihrer nur thatſäch— 
lichen Erjcheinung unterorbnen, und die angeblich daraus bervorgebende „Zer- 
ftüdelung” derjelben iſt nur ihre Beherrſchung nach eigentlih juriſtiſchen 
Geſichtspunkten ?). 


1) Das deutſche Privatrecht ald dogmatiſches Syſtem behandelt Redtsinftitute, welche ſich 
als die mannigfaltigſten Niederfchläge verfchicbener focialer ‘Perioden darſtellen. Neben den 
Trümmern längft zerfegter und zerbrödelter Geſellſchaftsſchichten ftehen die Rechtsbildungen der 
neueften focialen Entwidelung. Diefes Nebeneinander der Produkte ſehr verfchiedeuer, ja ent- 
gegengefegter Eulturperioden wäre vom Standpunkte culturgefchichtliher Betrachtung unberech— 
tigt; bei der Privatrehtsdogmatik dagegen läßt es fi in einem Syſtem der verſchiedenen 
NRechtsmöglichleiten wohl zufammenfaffen. — Einen interefjanten Verſuch, deutiches Privatrecht 
vou feinem mittelalterlihen Zufammenhange aus darzuftellen, hat Häusler in feinen Inftitu- 
tionen des deutfchen Privatrechts (1885 und 1886) gemacht. Diefe Methode giebt dem Verf. 
die Füglichkeit, fih mit einer Freiheit zu ergehen, welche dem Dogmatiter des heutigen Rechts 
verjagt it. 

2) Ich habe mic) über die leitenden Gedanken des Syſtems in der erſten Vorrede erllärt. 
Ic halte diefe nad) wiederholter Prüfung für die allein richtigen, und unterlafie es de&halb, 
auf die polemifchen Bemerkungen Walter's, Syſtem des d. Pr.R., 5 21, näher einzugehen, 
da ihnen, wie mir fcheint, eine tiefere Begründung abgeht. Ein Haupttheil ift diefem Schrift- 
fteller „die Theorie der Rechtsquellen, wodurch die Nehtsverhältniffe gejhafien 
oder anerfannt werben”! — Die Berechtigung der obigen Entwidelung wird auch anerkannt 
von Arnold in feinem Buche „Eultur und Rechtsleben‘‘, 1865, ©. 427 fl. Nur irrt der Ber- 
fafier, wenn er gleich darauf die Bedeutung des Syſtems für untergeordnet erlärt, Im Gegen- 
theil kann die Einwirkung eines wiſſenſchaftlichen Syſtems auf die Erlenntniß des Weſens der 
Rechtsinſtitute nicht hoch genug angefchlagen werden. An das durd; Urnold ©. 418 vorge— 
ſchlagene Syftem würde ic; freilich felbjt diefe Erwartung nicht anknüpfen, fondern hauptfädh- 
lich nur an das von Puchta begründete Syitem „der Rechte”. Diejes Syftem geht aus von 
der Perjönlichleit, d. h. der Fähigkeit, einen rechtlichen Willen zu äußern, und ftellt ſich die 
Aufgabe, die verfchiedenen Möglihteiten diefer Willensmacht in der Richtung auf privatredht- 
liche Objelte zu entwideln, Da diefe Willensmöglichkeiten auf Redytsfägen beruhen, fo ift das 
Syſtem aud ein Syftem der Nechtsfäge über die privatrechtlichen Aeußerungen der Perſön— 
Iıchleit, d. 5. em Syſtem fubjectiver Rechte. Die Nechtsfäge bleiben aber nicht vereinzelt und 

‚ werden nicht ftücdhweife an einander gereiht, vielmehr werden fie nad) Maßgabe ihrer VBerwandt- 
ſchaft ald Zweige von Stämmen in Rechtsinftituten zufammengefaßt. Daher kann man diefes 
Syftem aud ein Syftem von Reditsinftituten der privatrechtlichen Perfönlichkeit nennen. — 
Keine Beziehung zu diefem Syitem hat der Begriff „Rechtsverhältniß“, d. h. die im einzelnen 
Falle concret realifirte Willensmöglichleit. Unſer Eyftem hat es nur mit den Willensmöglich- 
feıten in ihrer abftracten Gefegmäßigteit zu thun. 
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Sreilich iſt dieſes Syitem des deutjchen Privatrechts fein volljtändiges, 
indem nicht das ganze in Deutjchland zur Anwendung kommende Recht, jon« 
dern nur das auf deutichem Boden ermwachjene darin behandelt wird. Cine 
Sejammtdarjtellung jowohl des einheimiſchen als auch des fremden Rechts läßt 
jih Heutzutage nur erjt für die Behandlung der Particularrechte rechtfer- 
tigen, in denen beiden Clementen eine gleiche verbindliche Kraft zufommt ?). 
63 würde die Wifjenfchaft durch eine ſolche Vereinigung des gegenwärtig noch 
jo ungleichartigen gemeinrechtlihen Materiald und durch eine Abtrennung des- 
jelben von feiner befonderen Literatur und Gejchichte den Weg zurüdgeführt 
werben, den jeit einem Jahrhunderte verlaſſen zu haben als ein Verdienſt der 
neuern Zeit betrachtet werden muß. 


Zweites Capitel. 
Duellen und Hülfsmittel 
für die Skennkniß des deuffhen Yrivatredts. 


Erſter Abſchnitt. 
Die Quellen. 


I. Aelteſte (germaniſche) Zeit). 
I) vVolkarechte ). 
8S II. 
Die älteſten Rechtsdenkmale in Deutſchland ſind die bei den germaniſchen 
Volksſtämmen bald nach der großen Völkerwanderung aufgezeichneten Volks— 


3) Dieſe Darſtellung der Partieularrechte läßt ſich nicht nur rechtfertigen, ſondern fie iſt 
auch das einzige Mittel, den Rechtszuſtand in Deutſchland zu verbeſſern und auf feſte Grund— 
lagen zurüdzuführen, Erft dann, wenn die Rechtswiſſenſchaft eine geraume Zeit in dem Sinne 
fortgeführt worden ift, welchen am deutlichſten Ihering in der erften Abhandlung des erften 
Bandes der Jahrbücher von Gerber und Ihering (1857) entwidelt hat, wird auch eine, Ver- 
einigung des deutfchen und römischen Nechts für die Wiſſenſchaft des gemeinen Rechts an der 
Zeit fein. 

1) Capitularia regum Francorum, additae sunt Mareulfi monachi aliorumque formulae 
veteres, collegit St. Baluzius, 2 Tom., Paris 1677. fol. und cura P. de Chiniac, Tom. 1, 
Paris 1780, Tom. 2, Basil. 1796. Barbarorum leges antiqune cum notis et glossariis collegit 
1. P. Caneiani. Venet. 1781—92. 5 Voll. fol. Corpus juris Germaniei antiqui consil, 
I. G. Heineccii adornavit P. Georgisch. Hal. 1738. 4. Corpus Germanici antiqui ed. F, 
Walter. 3 Tom. Berol. 1824. 8. 

2) I. Sichardi legg. Riboarior. Bajuvarior. item Allemannor. Basil. 1530. 8. I, Tilii 
Aurei venerandaeque antiquit libelli leg Sal. continens. Item leges Burgund, etc, Paris 
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rechte ?). Sie jind größtentbeils frei von der Einwirkung fremden Rechts; 
aber ihr Inhalt bezieht ji mehr auf andere NRechtsgebiere (bejonderd das 
Strafrecht) als auf das Privatrecht, für das fie nur vereinzelte, obſchon charak— 
teriftiiche Beftimmungen geben. Beſonders bedeutend für die Erkenntniß des 
deutſchen Privatrechts ift die Wahrnehmung der cigenthümlichen Grundibeen 
des germanischen Rechts, wie fie bei aller Verſchiedenheit des Einzelnen in den 
meijten Bolfsrechten im Wejentlichen gleichmäßig hervortreten; ihre Bergleichung 
mit dem in den jpätern Rechtsbüchern beurfundeten Rechte beleuchtet nicht felten 
den Gang der Entwidelung eines Rechtsinftituts im früheren Mittelalter. Dieje 
j. g. Volfsrechte (leges Barbarorum) jind folgende: 

1) Die Lex Salica #), Gejeß der ſaliſchen Franken, aufgezeichnet noch vor 
den großen Unternehmungen der Franken unter Chlodwig 5); der Text ift im 
Laufe der Zeit vielfach verändert (eine Reinigung dieſes jchon veränderten 
Textes ijt die unter Karl d. Gr. gejchriebene j. g. lex sal. emendata) und 
hat jpäter eine wahrjcheinlich deutſche Gloſſe erhalten, welche wegen des jtets 
wiederholten Zujages malb. (Malberg, Gerichtsjtätte) malbergiiche Gloſſe ge- 
nannt wird ®). 
1573. 8 «Dafielbe Buch tommt auch s 1. eta in 8 unter einem längeren Zitel vor.) 
Heroldi originum ac Germanicarum antiquitatnm libri, leges videlicet ete. Basil. 1557. fol. 
Fr. Lindenbrogii Codex legum antiquarum, in quo continentur leges ete. Francof. 1613. f. 
Eine vergleihende Zufammenftellung der Ergebniffe der Voltsrechte enthält Davoud Oghlou, 
Histoire de la lögislation des aneiens Germains. Berlin 1845. 2 Tom. Gine neue Ausgabe 
bat Per für die Monum. hist. Germ. vorbereitet; davon if Leg. T. III (1863) erſchienen, 
weldyer die L. Alamann. und Bajuvar. von Merlel, die L. Burgund. von Blume und die L. 
Frision, von Rihthofen, und Leg. T. IV (1868), welcher die longobardifchen Geſetze, herausgeg. 
v. Blume und Boretius, enthält, ferner T. V. (1875 und 1883) mit der L. Saxonum von v. 
Richthofen und der L. Ribuaria v. Sohm. — Die reiche Literatur der Gefchichte und Tertes- 
fritif der T.eg. Barbarorum ſ. bei Gengler, Grundriß der deutſchen Rechtsgeſchichte, S. 106 
bi8 208. Schröder, D. Rechtsgeſch. 5 30 flg. Brunner, D. Rechtsgeſch. 5 38 flg. 

3) Ueber die Geſchichte derfelben giebt die neueſte und ausführlichite Darftellung Stobbe, 
Geſchichte der deutjchen Rechtsquellen. 1. Abth. 1860, 

4) Die beiten Ausgaben find: Loi salique ou recueil contenant les anciennes redactions 
de cette loi et le texte connu sous le nom de Lex emendata avec des notes et des disser- 
tations par I. M. Pardessus. Paris 1843. 4, und der Tert der lex salica als Anhang von 
G. Waitz, Das alte Recht der salischen Franken. Kiel 1846. ferner Lex Salica, herausg. 
v. Merkel (mit einer Borrede dv. I. Grimm) 1850. Lex Salica, herausgegeben von Behrend, 
nebit den Capitularien zur Lex Salica, bearbeitet von Boretius, 1874, Holder, Lex Salica. 
1879, Heſſel's Lex Salica, London 1880. 

5) Ueberzeugend nachgetviefen von Wait a. a. O., ©. 85 fl. Man unterfceidet jett vier 
Terte: dem älteften in 65 Titeln; einen jüngeren ebenfall8 in 65 Titeln; einen vevidirten Text in 
99 Titeln; einen Text in TO Titeln, der im der farolingifchen Zeit gebraucht wurde (f. g. 
lex salica emendata), Hierzu fommen dann noch einige fränkische Königsgefege. Indeſſen ift 
diefe Unterfcheidung der Terte noch immer eine zweifelhafte Frage, Stobbe a. a. O., S. 41 fig. 

6) Ueber die malbergifche Gloſſe f. Leo, Die malbergische Glosse, 1, und 2, Het, Halle 
1842—45, wo der feltifce Urfprung derfelben behauptet wird. Dagegen aber Grimm, Ge- 
fchichte der deutichen Sprache, Bd. 1, S. 548 jig., und Vorrede zu Merkel's Ausgabe der L 
Sal., welcher diefe Gloſſe der deutfchen Sprache zurüdgiebt. Holymann, Ueber das Verb. der 
Malb. SL. zum Terte der L. Salien. 1852. Sohm, fränkische Reichs- und Gerichtäverf. 
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2) Lex Ripuaria s. Ripuariorum ijt bis zum Titel 31 unabhängig vom 
Einfluß der Lex Salica etwa in der zweiten Hälfte des jechiten Jahrhunderts 
entjtanden. Bon Titel 32 bis Titel 56 ſchöpft das Geſetz hauptſächlich aus 
der Lex Salica, deren Einwirkung an einzelnen Stellen auch im legten Theile 
(von Titel 57 an) zu beobachten ijt; man jegt die Zeit der Entjtehung biejer 
Maſſe unter Dagobert I.?). Ein felbftftändiges echt galt auch bei dem 
Stamme der chamaviſchen Franken ®). 

3) Lex Burgundionum (Gundobalda, Loi Gombette), unter König 
Gundobald gegen Ende des 5. Jahrhunderts verfaßt, verändert und vermehrt 
unter Siegmund (7 523). Schon Einfluß römijchen Rechts fichtbar ?). 

4) Lex Alamannorum, beren ältefter Theil (Pactus Alam.) gegen Ende 
des jechiten Jahrhunderts aufgezeichnet, wozu dann eine unter Herzog Yantfrieb 
(7 730) 3°) abgefaßte Yer binzutrat. 

5) Lex Bajuvariorum, vielleiht um die Mitte des achten Jahrhunderts 
mit Benutung des alamannijchen und wejtgothiichen Rechts verfaht, fpüter 
durch Zuſätze (decreta Tassilonis und capitula ad leg. Bajuv.) vermehrt !?). 

6) Leges Longobardicae; zuerſt die Gejete von König Rotharis (643); 
ferner Gejege von Grimoald (668), Yintprand (713— 7135), Ratchis (745— 746) 
und Aiftuli (750—755), und von den fräntifchen und deutſchen Königen. 
Gegen Ende des 11. Jahrhunderts aus der blos chronologijchen in eine ſyſte— 
matijche Ordnung von drei Büchern unter dem Namen Yombarda gebracht (viel- 
fach glojfirt und in Gommentarien bearbeitet, Gloſſe des Garolus de Tocco 
aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts !?), 

1871, ©. 558 fig. erflärt fie für die facralen Worte der fräntifchen Gerichtsſprache, und bringt 
ihren Gebrauch mit der formaliftiichen Strenge des alten bdeutjchen Procejies in Verbindung. 
Faſt alle diefe Gloſſen dienen zur Bezeihnung beftiimmter Bußanſprüche. 

7) Ausgabe von Sohm in den Monum. German. Leg. V p. 185 fig. Sohm in ber 
Zeitſchr. für Nechtägeich. V S. 380 fig. ©. auch Dlayer, Zur Entftehung der L. Ribuar. 1886, 

8) Früher als ein Gapitulare behandelt, fpäter von Berk für ein Xantener Gaurecht er— 
Härt. Dagegen Gaupp in der Schrift: Lex Franeorum Chamavorum oder das vermeintliche 
Xantener Gaurecht (1855). (Dazu: Zöpfl, die Ewa Chamavorum. 1856.) — Es ift nicht fo- 


wohl ein wirkliches Gefeg, als vielmehr ein Rechtsbericht. Ausgabe von Sohm in Monum. 
Germ. Leg. V p. 269 flg. 

9, ©. die Unterfuhung über die Geſchichte dieſes Geſetzbuchs von Blume in dem 
Jahrbuch von Belter und Muther, Bd. 1 (1857), S. 71 flg. Brunner, Deutſche Rechtsgeſch. 
8. 44. Ausgaben von Bluhme in den Monum. German. Leges 111 p. 525 flg. und Binding 
in dei fontes rerum Bernensium 1. 1880, 

10) Merkel, De republica Alamannor., 1848, & 7—10, und feine Ausgabe der Lex in 
‘Berg’ Monum. Brunner, Deutſche Rechtsgeſch. $ 41. 

11} ©. Roth, Ueber Entitehung der Lex Bajuvariorum. 1848. Waitz in dem Gött. ge— 
lehrt. Anz. 1850, ©, 820 fig. Stobbe, ©. 153 flg. Brumner, Rechtsgeſch. $ 42. 

12) ©, über die fehr mertwürdige fpätere Geſchichte des longobard. Rechts und feiner 
Gloſſe, namentlic, feine Bearbeitung von den Schöffen des Pfalzgerichts zu Badia und den An« 
hängern ihrer Schule: Merkel, Geſchichte des Yongobardenredhts. Berlin 1850. Edict« regum 
Longobardorum edita etc. studio Caroli Baudi a Vesme. 1855. Abdrud bes Tertes durch 
Meigebaur 1855: neuefte Ausgabe in Pertz' Monum. Leg. T. IV von Blume. Die Yombarda- 
Kommentare ded Ariprand und Albertus find herausgegeben worden von Anjchig 1855. 
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7) Lex Frisionum, legte Redaction unter Karl d. Gr. (802?) 1°), 

8) Lex Saxonum, unter Karl d. Gr.'*). 

9) Lex Angliorum et Werinorum h. e. Thuringorum, unter Karl d. 
&r. 15). 

10) Lex Wisigothorum s. forum judicum !*); zuerjt ſoll das Recht der 
Wejtgothen unter König Eurich (466--483) aufgezeichnet worden fein, umge» 
arbeitet unter Reccared 1. (586-601); darauf folgten viele jpätere Geſetze, 
welche unter den Königen Chindaswind und Receswind (652—672) zu einem 
Ganzen verbunden wurden; eine abermalige Veränderung der Sammlung ge- 
ſchah unter König Egica (F 701). Sie enthält viel römijches Recht. 

11) Angelſächſiſche Gejege vom Ende des 6. bis in das 11. Jahrhun— 
dert ??), 

2) Eapitularien. 
$ 12. 

Unter den Namen Präceptionen, Edikte, Pactionen, Decretionen wurden 
von den Merowingern Gejege unter Beirath geiftlicher und weltlicher Großen 
ertheilt. Später erhielten fie von der Form ihrer äußeren Eintheilung den 
Namen Capitularien!), und namentlich iſt die Zeit der Garolinger ſehr 
reich an jolchen Gejegen. Da zur Verbindlichkeit von Königsgejegen als Volks— 
recht in den meijten Fällen die Anerkennung des Volts erforderlich gewejen 
wäre ?), jo beſchränkt fich ihr Inhalt größtentheild auf die der königlichen Ge- 
walt unbejtritten zugetheilten Gerechtſame und bewegt ſich meiſtens auf dem 
Gebiete des Amtsrechts und der Verwaltung. Die volljtändigfte Sammlung 
derfelben war die nicht officielle, welche der Abt Anſegiſus (827) veran- 


13) Abdrud bei v. Richthofen, Friesische Rechtsquellen (1840), S. XXVII. fig., und in 
defien Ausgabe der Lex in Pertz' Monumenta. 

14) Vgl. Gaupp, Recht und Berfafjung der alten Sachſen in Berbindung mit einer friti- 
[dien Ausg. der lex Sax. (1837). Ausg. von Merkel 1853. v. Ridithofen, Zur Lex Saxonum 
(1868), fpridht fic) für das Jahr 785 aus. 

15) Das alte Geſetz der Thüringer u, f. w. von Gaupp (1834). Neue Ausg. von Richt- 
bofen in Monum. Germ. L. V p. 103 fig. Ueber den Titel, die Zeit der Entftehung, ſowie 
darüber, dal; das Geſetz für die füdlich der Umftrut wohnenden Thüringer bejtimmt war, f. v. 
Richthofen, Zur L. Saxon., ©. 412 fig. 

16) Fuero Juzgo en Latin y Castellano, cotejado con los mas antiquos y pretiosos 
Codices por la Real Academia Espanola. Madr. 1815. fol. Reſte des früheren Geſetzbuchs 
Reccared's 1. hat Blume in einem Palimpfeite der Parifer Bibliothef erfannt. Bgl. Blume, 
Die westgothische Antiqua oder das Gesetzbuch Reccared des Ersten (1847), ©, Mertel 
Zeitſchr. f. deutfches Recht, Bd. 12, ©. 231 fig., und Gaupp, Germaniſtiſche Abhandl. 1853, 
S. 27 flg. Ueber dad Berfahren der fpäteren Könige ſ. Mertel in Savigny's Geſch. des röm. 
Rechts im Mittelalter VII. 44 fl, Helfferich, Entftehung der Geſchichte des Weſtgothenrechts 
(1858). Dahn, Weftgothifche Studien, Entjtehungsgefchichte u. |. w. der Lex Visigothor. 1874, 

17) Die Gefete der Angelfachfen in der Urſprache mit Ueberfegung und Erläuterungen 
berausgegeb. von R. Schmid, 2. Aufl, 1858. 

1) Capitulare hieß überhaupt ein in Gapiteln verfaßtes Wert. 

2) Bol. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 142. 143 und 149, 

16, Aufl. 


tv 
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ftaltete und der mainziihe Diafon Benedict Levita (843) fortiegte. Die 
erftere Sammlung enthält die Capitularien Karl’8 des Großen, Ludwig's des 
Frommen und Lothar’ in vier Büchern und drei Additiones, wogegen ber 
legteren neben Gapitularien eine bebeutende Zuthat der verjchiebenartigiten 
jurijtifchen Materialien beigefügt worden tjt°). 


3) Formeln, 
8 13. 


Manche nicht umwichtige Beiträge zur Erkenntniß des Rechts diefer Zeit 
liefern auch die Sammlungen von Muſtervorſchriften, welche in dieſer Periode 
zur Anleitung bei Abfaffung von Urkunden veranftaltet wurden). Es liegen 
den gejammelten Formeln theils wirklich vorgefommene, theild fingirte Rechts- 
fälle zu Grunde, welche jehr oft nach rein germanifchem echte beurtheilt 
werben. Die wichtigfte diefer Formelfammlungen ijt die von Markulf etwa 
um 700 in zwei Büchern (praeceptiones regales und chartae pagenses) ab- 
gefafte. Außerdem bat man viele andere Formelbücher gefunden, welche theils 
nach dem Namen ihrer Herausgeber, theild des Drtes, für ben jie bejtimmt 
oder in dem fie entdedt wurben, benannt zu werben pflegen ?). 


1. Mittlere Zeit '). 


1) Quellen des ungefchriebenen KRedhts. 


a) Urkunden und Hhöffenfprüde. 
8 14, 


Die Lücke, welche zwifchen den Quellen der vorigen Periode und dem ge- 
ichriebenen Rechte wie den NRechtsbüchern des jpäteren Mittelalters ftattfindet, 
wird nur fpärlich ausgefüllt durch Urkunden und Urtheile der Gerichte, von 


3) Ausgabe in den Monumenta Germaniae historica ed. G. H. Pertz, Tom. III (ober 
Legum Tom. I, 1835), und Tom. IV (oder Legum Tom. II, 1837). Neue kritifche Ausgabe 
(Leg. seet. II, T. 1, 1883) von Boretius. 

1) Bgl. Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $ 156. 

2) Kritifche Ausgabe von Zeumer in den Monum. Germ. hist. Leg. sect. V, 1882—1886. 
Stobbe, S. 244 flg. Brummer, Zur Nechtögefcdh. der röm. und germ. Urkunde I. 1880, 

1) Corpus juris Germaniei publiei ac privati — e bibliotheca Senckenbergiana emissum 
— euravit G. G. Koenig de Koenigsthal, 2 Tom., 1760—65. fol. — Corpus juris feudalis, 
d. i. Sammlung derer deutfchen Lehnrechte und Gewohnheiten u. f. mw. von 3. Ch. Lünig. Frankf. 
1727. 4 Thle. Fol. — Corpus juris feudalis Germanici, oder vollftändige Sammlung derer 
teutfchen gemeinen Yehens-Gefese — durd; G. Ch. Sentenberg. 1740. 2, Ausg. von Eifen- 
hardt. 1772. 8. — Die Gefchichte der Rechtsbildung im diefer Periode ſ. in Eichhorn's Rechts- 
gefchichte, $ 257. 258, und angedeutet in Gerbers Wiffenfchaftlihem Prinzip, S. 109 flg. Die 
befte und vollitändigfte Darftellung giebt jest Stobbe in der 2. Abth. feiner Geſchichte der deut- 
jchen Rechtsquellen (1864). 
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denen die erjteren zum Theil noch in die Zeit des germanijchen Rechts hinein- 
ragen. Denn obſchon Urkunden zunächſt nur die gewillfürte Feſtſetzung con- 
creter Verhältniffe bezeugen, jo können fie doch in größeren Maſſen recht wohl 
zum Nachweife des Ganges der rechtlichen Volksüberzeugung benupt werden, 
und injofern die Mangelhaftigfeit wirklicher Nechtöquellen ergänzen. Uebrigens 
ijt ein großer Theil der älteren deutſchen Rechtsurfunden noch nicht veröffent- 
licht. Die gebrudten findet man entweder in Sammlungen, welche ſich auf 
ganz Deutjchland beziehen, oder in folchen, welche nur die Gejchichte eines 
einzelnen Landes, Klofters, Stiftes, Gejchlechtes oder einer einzelnen Stadt 
betreffen ?). 

Die Schöffenjprüce ?), Weisthümer +) und die Urtheile der Oberböfe 5) 
liefern ein böchft bedeutendes Material zur Erkenntniß des Rechts dieſer Zeit; 
gerade in ihnen erfennt man das bildende Element, das nach der Veraltung 
der germanijchen Rechtsquellen dem in Uebung befindlichen Gewohnheitsrechte 
eine neue und der fortichreitenden Entwidelung des Rechtslebens angemeſſene 
Norm beilegt. Für die Erkenntniß des heutigen Rechts jind fie von hoher 
Wichtigkeit, weil fie mit frei fchaffender Kraft den überlieferten Rechtsitoff ver- 
arbeiten, daher in ihnen für manche Inftitute ein noch heute fruchtbares Princip 
entdedt werden kann. 


2) Hier find namentlich hervorzuheben die Negeften von Böhmer: I. F. Boehmer, Regesta 
chronol. dipl. regum atque imperator. Romonar. inde a Conr. I usque ad Henric. II, 1831, 
4., und beffen Regesta imperii inde ab anno MCCXLVI usque ad ann. MCCCXII, 1844, 4- 
Ferner deſſen Regeften von 1314—1347, 1839, 4., und Negeften von 1198—1254, 1847, 4. 
Bon der auferordentlihen Menge von Urkundenfammlungen genügt e8, bier namentlich aufzu— 
führen: Meichelbeck, Historia Frisingensis; Ludewig, Reliquiae manuscriptorum ; Gudenus, 
Codex diplomaticus ; Schöpflin, Alsatia diplomatica, Monumenta Boica ; Codex diplom. Saxoniae 
regiae; Lũnig's deutfches Reichsarchiv. Befonders wichtig find auch die in den Glofjarien von 
Du Fresne und Haltaus und in Pfeffinger's Vitriarius illust. enthaltenen Documente. — Bal. 
F. C. Dahlmanı, Qucllentunde der deutfchen Geſchichte, 2. Aufl., 1838, S. 18—21. 

3) Diefe find namentlich zu finden al8 Anhänge der Ausgabe des Sacjienfpiegels von Zobel ; 
vgl. auch Gaupp, Das alte magdb. Recht, S. 166— 206, und defien Schlej. Landr., S. 255 flg. 
ferner bei Böhme, Diplomatifche Beiträge, Bd. 2, TH. 2, S. 90 flg.; Bruns’ Beiträge zu dei 
deutfchen Rechten des Mittelalters, S. 178 flg.; Spangenberg, Beiträge zur Kunde der deutfchen 
Rectsalterthümer, S. 119; Wigand, Weftphäl. Archiv, Bd. 7, Heft 1, ©. 57 flg., Bd. 4, 
S. 422 flg.; Wald), Beiträge zum deutjchen Recht, Bd. 8, ©. 257 flg. u. f.w. Sammlung 
deutfcher Rechtöquellen von Wafjerfchleben, 1. Bd. (1866). — Dahin gehören emdlid, auch die 
Urtheile der Reichdverfammlung und des kaiferlichen Hofgericht8 bei Pertz, Monum. Germ. hist.. 
T. IV, oder Leg. Tom. I. 

4) Weisthiimer, gefammelt von Jacob Grimm. 7 Thle. Göttingen 1840-78. 8. Die 
fetten Bände find von R. Schröder herausgegeben. 

5) Der ehemalige Oberhof zu Fübed und feine Nechtsiprüche von Michelfen. Altona 1839. 
— Der Oberhof zu Frankfurt a. M. und das fränfifche Recht in Bezug auf denfelben. 
Ein Nachlaß von 3. ©. Ch. Thomas, herausgegeben von L. H. Euler und bevorwortet von 
3. Grimm. Franti. 1841. — Der Oberhof Iglau in Mähren und feine Schöffeniprüche aus 
dem 13. bis 16. Jahrh., herausg. v. Tomaſchek (1868). — Der Ingelheimer Oberhof von 
Loerich, 1885. — Hierher gehören auch die neueften Bearbeitungen der Magdeburgiſchen 
Schöffenfprüche ; namentlich auch Behrend, Das Stendaler Urtheilsb. aus dem 14. Jahrh., als 
Beitrag zum Magdeb. Rechte (1868). Vgl. $ 18, Anm. 3, 

2% 
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b) Rechtsbücher '). 
a) In Deutfdhland, 
& 15. 

Die bei weitem wichtigjte Quelle des Rechts diejer Periode find die unter 
dem Namen Rechtsbücher bekannten Privataufzeihnungen und Bearbeitun- 
gen des damaligen Nechts, von welchen einige wegen ihrer bejonderen Brauch- 
barkeit jogar geſetzliches Anſehen erhielten. Sie find die volltommenfte Erjchei- 
nungsform des älteren deutjchen Rechts, denn es war ihre eigenthümliche Auf- 
gabe, das jeit dem Verjchwinden der gejchriebenen echte des germaniichen 
Zeitalterd allein im Bewußtfein des Volks fortlebende Recht nah dem unficht- 
baren Entwidelungsprozeß mehrerer Jahrhunderte von Neuem zum Gefammt- 
ausdrude zu bringen und in klarer Darftellung zu firiren. Im ihnen liegt eine 
jeltene Fülle von Rechtsideen, deren organijche Entfaltung aus germanijchen 
Wurzeln fich meift unfchwer erkennen läßt, jobald nur der Einfluß der da- 
zwijchen liegenden Veränderungen des Volkslebens und damit der Rechtsan— 
ihauungen felbjt in Rechnung gezogen wird. Sie find zu einer Zeit verfaßt, 
in der die Yandeshoheit noch nicht zu dem Punkte vorgefchritten war, in wel— 
em ſie die Landichaften fchärfer von einander trennte und in dem Abſchluß 
von Ginzelherrichaften ijolirte, deshalb geben fie auch principiell fein parti- 
culäres, ſondern meiſtens ein materiell gemeined deutſches echt, joweit es 
auf die Gemeinfamkeit der Sitte und der öffentlichen Verhältniffe im deutſchen 
Volke gegründet ift. Sie find aber zugleich die letzte volljtändige Gefammt- 
beurfundung des unvermijchten beutjchen Rechts, indem fie noch rein aus dem 
einheimifchen Rechtsbewußtfein (im Ganzen unberührt von dem Einflufje fremden 
Rechts) hervorgegangen find. Die jpäteren Particularrechte haben den Inbalt 
derjelben ausgebeutet und, freili in mannigfaltigen Modificationen, der Gegen- 
wart überliefert, deshalb kann in jo häufigen Fällen nur durch ein Zurüd- 
geben auf die Ideen der Nechtsbücher das wahre Princip eines Inftituts ge- 
wonnen werden. Die einzelnen Rechtsbücher find folgende : 

1) Der Sachſenſpiegel oder Sächſiſches Land- und Lehnrecht, wahr- 
iheinlid um das Jahr 1230 ?) verfaßt von einem anbaltifchen Ritter Eife von 


1) Ihre fernere Geſchichte und ihr Berhältniß zu dem mittelalterlichen Rechtszuftande f. 
bei Eichhorn, Rechtsgeſch., $ 277— 284. Stobbe, Geſch. der deutſchen Rechtsquellen, I. S. 286 fig. 
Hier fommt ed nur darauf an, ihre Beziehung zur Gegenwart darzulegen. ©. jet Schröber, 
Deutſche Rechtögeich., $ 52. 

2) Sachße Hat fid mit Rüdjicht auf Sachſenſp. I, 25 und III, 64, 3 in fcharffinniger 
(obſchon nicht völlig überzeugender) Weife für das Jahr 1226 entſchieden in der Zeitichr. f. deutfch, 
Recht, Bd. 10, ©. 62. Früher (Eichhorn $ 279) fette man die Zeit der Abfaffung unbeftimmt 
in den Raum von 1215—1235. Meiste (Zeitfchr. f. deutſch. Recht, Bd. I, ©. 54 fig.) und 
Schaumann (Geſch. d. Niederfähl. Volls, 1839, ©. 525 fig.) festen die Zeit bi8 zum Jahre 
1180 zurüd. Der Erftere hat feine Anficht zurüdgenommen nad der Vorrede zu den „Duellen 
des gemeinen ſächſ. Rechts“ 1846, Walter, Rechtsgeſch, $ 297, Anm. 1, läßt den Sachſen— 
fpiegel zwiſchen 1231 u. 1235 entftanden fein; fein Sauptargument (Heinriei treuga) fcheint 
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Repkow. Das Rechtsbuch iſt wohl zuerſt in niederſächſiſcher Mundart geſchrie— 
ben, ſpäter aber in ſehr verſchiedene deutſche Dialecte, dann auch ins Lateiniſche 
übertragen worden ?). Das Lehnrecht hat wahrſcheinlich einen gleichen Urſprung; 
es iſt eine freie Bearbeitung des vielleicht von demſelben Verfaſſer herrühren— 
den, in lateiniſchen Reimen geſchriebenen ſ. g. Auctor vetus de beneficiis 
(vielleicht lag auch dem Landrechte ein ähnliches, aber verloren gegangenes 
Original zu Grunde)“). Das Landrecht hat ſpäter mannigfache Zuſätze und 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts feine gegenwärtige Redaction, die Ein— 
tbeilung in drei Bücher, und eine Gloſſe durch den märkiſchen Ritter von Buch 
erhalten®). Gine Ueberjegung des vetus auctor de beneficiis enthält das 
j. g. Görliger Lehnrecht, dem auch ein aus dem Sachſenſpiegel geichöpftes 
Yandrecht beigegeben ift. — Der Sacdjenjpiegel hat eine große und weitver- 
breitete Autorität ®) gewonnen und gilt noch jett in manchen Gegenden Deutjch- 
lands als jubfidiäres, unmittelbar anwendbares Recht ?). 


mir nicht beweifend. ©. dagegen Sache, Zeitichr. f. deutfch. Recht, Bd. 14, S. 90 flg., und 
Gaupp a. a. D., ©. 103 fig. Mobifteirt hat feine Anſicht Walter in der 2, Aufl. der Rechts— 
geichichte, $ 320. S. auch Maßmann in feiner Ausgabe des „Zeitbuchd von Cife von Repkow“ 
(1857), ©. 653 flg. Wider, in der unter Anm. 10 cit. Abh., fett den Urſprung in die Jahre 
1224— 1232, 

3) Die beiten Ausgaben find die von C. W, Gärtner, Leipzig 1732, und die vortreffliche 
von Homeyer. 3 Bde. Berlin 1832—44. 8. (der 1. Bd. ift in 3. Aufl. 1861 erichienem). 
Im letzten Bande befindet ſich eine vorzügliche quellenmäßige Bearbeitung des Lehnrechts nad) 
den mittelalterlichen Rechtsbüchern. Auch der vetus auctor und das Görlitzer Lehnrecht find 
darin abgedrudt. — Sadjfenfpiegel oder Sächſ. Landrecht zufammengeftellt mit dem Schwäbi— 
ichen mit Weberjegung und einem Reyertorium von Sache. 1848. Die Quedlinburger Hand- 
fchrift ift neu herausg. von Göſchen 18583, 

4) Die fehr beftrittenen Fragen, welche im Xerte entichieden werden, find behandelt von 
Eihhorn a. a. D. und von Homeyer a. a. DO. in ben GEinleitungen zu den einzelnen Bänden. 

5) Eine fpätere Vermehrung der Gloſſe ftanımt von Theodor von Bodsdorff. Weitere 
Unterfuchungen Homeyer's find enthalten in feinen Schriften: Der Prolog zur Gloſſe des Säd;- 
fiichen Landrechts (1854), Johannes Klenkok wider den Sachſenſpiegel (1855) (vgl. darüber auch 
Böhlau in der Zeitichr. f. Rechtsgeſch. der Savigny-Stift. 4. Bd. ©, 118 flg.), über bie 
Informatio ex spec. Saxon. (1857), die Genealogie der Handichriften des Sacfenfp. (1859), die 
Ertravaganten des Sachſenſp. (1861). ©. jett Steffenhagen, Die Entwidelung der Fandredits- 
glofje des Sachſenſp. 5 Hefte, 1881—85. 

6) Dieß beweift die große Berbreitung feiner Handfchriften im allen Gegenden Deutich- 
lands, und die Bearbeitungen deſſelben fogar in Holland (f. g. holländifche Sachſenſpiegel. 
Leipzig 1753). Er ift aud; Quelle des Livfändifchen Nitterrechts (vgl. v. Bunge, Weber deu 
Sachſenſp. ald Quelle u. ſ. w. Riga 1827. 8.). — Denen, welche an die Stelle des deutichen 
Privatrecht8 in feiner bisherigen wiſſenſchaftlichen Auffaſſung die Auffuhung von Stamm— 
rechtsfägen mit ſchließlichem Ausgang im eine Statiftit der Partienlargefetse zu feten bemüht 
find, ift Eife von Repkow durchaus unſympathiſch, da feinem Werte fchon eine ähnliche Idee 
als die des deutſchen Privatrechts zu Grunde liegt. Und doch hat dies Werk eine halbtaufend- 
jährige allgemeine Anerkennung von ganz Deutſchland für fich, der gegenüber die meneften 
Bemängelungen (er habe nur einen befchränften Rechtsfreis gelannt, Veraltetes überliefert) recht 
wenig bedeuten. Nach einer neneften Entdedung foll der Sachſenſpiegel fogar weder fächftiches 
noch überhaupt deutiches, fondern weftfräntifches Recht enthalten! 

7) Der Sadjfenfpiegel hat noch heutzutage Gültigkeit 1) in den großberzoglic und herzog- 
lich fächfifchen Landen, 2) im Anhaltiſchen, 3) in Scwarzburg, 4) in Reuß, 5) in Schlefien 
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2) Der ſ. g. Shwabenipiegel?) (Schwäbijches Yand- und Yehnrecht, 
in den Handichriften: Kaiſerrecht, Land- und Lehnrecht genannt), ein Yand- 
und Lehnrechtsbuch von unbelanntem Verfajler?), das fih am Richtigſten als 
eine Verarbeitung des Sachſenſpiegels in der Gejftalt feiner Ueberarbeitung im 
j.g. Deutfhenjpiegel (1. Anm. 10 a. E.) charakteriſiren läßt, ergänzt durch 
Materialien des römiſchen und kanoniſchen Rechts, der Bibel, Volksrechte, Ca- 
pitularien, Neichsgejee und anderer Quellen!®), Da bie meijten Handjchriften 
in ſüddeutſcher Mundart geichrieben find, auch die ganze Anlage und Haltung 
des Nechtsbuchs feine Beziehung zu Echwaben befundet, jo ift e8 höchſt wahr- 
icheinlih, daß es in und für Schwaben oder Bayern gejchrieben ſei; zugleich 
ſcheint aber die Abficht des Berfaffers auf Darftellung eines allgemeinen Reichs» 
rechts gerichtet gewejen zu jein. Die Zeit der Entjtehbung läßt jih nur un— 
gefähr bejtimmen; wahrſcheinlich liegt fie zwifchen 1273 und 1280'1), — Eine 


(als Provinzialrecht recipirt), 6) im Herzogthum Holftein mit Ausnahme des ſchaumburgiſchen 
Antheils, 7) in Yauenburg. Vgl. Ortloff, Grundzüge eines Syſtems bes deutſch. Privatrechts, 
©. 65 flg. 

8) Diefer in feiner Handſchrift erfichtlihe Name iſt befonders feit Goldaft im Gebraud). 

9) Die Annahme, daß der Berfafler ein Geiftlicher gewefen fei, ift eine bloße Hypotheſe 
Eine neue Vermuthung über den Berfaſſer (Bruder David von Augsburg) ftellt auf Pfeiffer in 
ber Zeitfchr. für deutfches Alterthum, Bd. 9, ©. ı flg. Yaband (Beitr. zur Kunde des Schwaben- 
ipiegeld. 1861) denkt am Berthold von Regensburg, welder im Jahre 1272 ftarb. (S. aber 
Fider, Zur Genealogie der Handfchr. d. Schwabenſp. 1862.) 

10) Dieß ift zuerft begründet worden von Eichhorn a. a. D., $ 282. Genauer beftimmt 
das Verhältniß des Schwabenfpiegel® zum Sadjienfpiegel Homeyer, Sadjfenfp. II, 1. Vorrede, 
©. 91 flg., und Merkel, De republ. Alam. XVI. 28a —i. Die Anfiht von einer Entftehung 
des Sadjfenfpiegeld aus dem Schwabenfpiegel ift neuerdings erfolglos wiederholt worden von 
v. Daniels, De Saxon. speculi origine ex juris communis libro Suevico speculo perperam 
nominari solito. Berol. 1852, und von Daniels, Alter und Urfprung des Sacjfenfpiegels u. f. w. 
1853 (vgl. dagegen Homeyer, Verhandl. der Berliner Akademie v. 5. Aug. 1852, und Sache, 
Kritiſche Zeitfchr. für gefammte Rechtswiſſenſch, 1. Bd. (1852) ©. 173 flg.; ferner Homener, 
Ueber die Stellung des Sacjjenipiegeld zum Schwabenfpiegel. 1853. ©. aud) Gaupp, Ger- 
manift. Abhandl. a. a. O.). — Eine wichtige Entdedung, durd; welche die im Texte ange- 
nommene Anficht über das Verhältniß des Schwabenſpiegels zum Sacjienfpiegel eine ganz neue 
Begründung erhalten bat, war die Auffindung des „Spiegels deutfher Leute“. Es ift 
dieß ein zwifchen dem Sacjenfpiegel und dem Schwabenfpiegel in der Mitte ftehendes Wert, 
eine um 1260 in Augsburg vorgenommene lleberarbeitung des Sachſenſpiegels, aus welcher dann 
um 1280 der Schwabenfpiegel hervorgegangen iſt. Ficker, Der Spiegel Deutscher Leute. Inns- 
bruck 1859. Derf., Ueber die Entftehungszeit des Sachſenſpiegels und die Ableitung des Schwa— 
benfpiegel® aus dem Deutichenfpiegel. 1859. 

11) Das Rechtsbuch ift wahrscheinlich erft nach 1273 gefchrieben; f. Merkel I. ec. p. 100. 
Vgl. Fider iu den Sigungsberidhten der philoſ.-hiſt. Elafje der Wiener Alademie Bd. 77 (1874); 
fiehe aber auch die Mittheilung Rodinger’s in der Zeitichr. f. Rechtsgeſch, Bd. 9, ©. 183, und 
deſſen Ausführungen in den Abhandl. der Bayr. Alademie d. Wiſſenſch. 111 Claſſe 17, 1. Bd. 
(1883), wonach der Verfaſſer ein Geiftlicher aus dem Würzburgifchen Franken fein fol. — Die 
beiten Ausgaben find: Der Schwabenſpiegel oder ſchwäbiſches Yand- nnd Lehnrechtbucd nach 
einer Handfchriit von 1287, herausgegeben von Fr. L. A. Frh. v. Laßberg (VBorrede von Rey— 
cher), 1840, ferner: Der Schnvabenfpiegel in der ältejten Geftalt mit den Abweichungen der 
gemeinen Texte, herausg. v. W. Wadernagel. Th. ı. Yandredht. 1840. Das Lehnrecht nebit 
einem guten Commentar enthäft:: Schilter, Codex jur. Alemanniei feudalis, acced. Commen- 
tarius ed. 2. praef. Scherzii, 1728. fol. Handausgabe von Gengler 1851, 
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ſchon mit wiffenjchaftliher Närbung und im Anſchluß an den Schwabenipiegel 
auögeführte Arbeit ift das für die Stadt Freifing im Jahre 1328 von 
Ruprecht vollendete Rechtsbuch, welches fpäter (im 15. Jahrhundert) mit 
einer für das Land Freifing berechneten Bearbeitung des Schwabenjpiegels 
vereinigt wurbe!?), 

3) Das Fleine Kaiſerrecht 15), ein Rechtsbuch von unbekannter Her- 
funft, wahricheinlih am Ende des 13. oder Anfang des 14.14) Jahrhunderts 
urjprünglih in hochdeutſcher Mundart!) verfaßt. Es iſt ein ſelbſtändiges“ 
nach boctrinären Formeln ausgearbeitetes Werk mit der Tendenz, ein allge» 
meines Reibsrecht zu jein!®). Bielleicht erklärt fich daraus die öftere Hin- 
neigung bejjelben zum rheinfräntifchen Rechte; denn eine örtliche Beziehung auf 
die Gegenden, in welden das lettere gilt!?), fcheint das (nach den Hand— 
ſchriften zn jchließen) über weitere Kreije verbreitete Rechtsbuch wenigjtens nicht 
zu beabjichtigen. Es ijt übrigens von geringerem Werthe. 

4) Die ſ. g. Richtſteige, d. 5. Darftellungen des gerichtlichen Ver— 
fahrens. Der RichtjteigYandre ht8!®) behandelt in 50 Capiteln (zu denen 
jpätere Zufäge gemacht wurden) in ſyſtematiſcher Ordnung den landrechtlichen 
Procek unter jteter Verweilung auf den Sadjenjpiegel. Er ijt wahrjcheinlich 
um die Mitte des 14. Jahrhunderts dur Johann von Buch, uriprünglic in 
niederjächfiicher Mundart, geſchrieben. Der Richtfteig Lehnrechts!9), eine 
ähnliche Tehnrechtliche Arbeit von unbekanntem Verfaſſer, ift jedenfalls kurz nach 
dem oben genannten Rechtsbuche gejchrieben; ihr ſchließt fich die in der Mitte des 
15. Yahrhunderts verfaßte „Weife des Lehnrechts“ an?‘). — Unbedeu- 
tender find die unter dem Namen „Cautel a“ und „Prems“ oder „Pre— 





12) Bgl. darüber Maurer im der Einleitung zu feiner Ausgabe dieſes Rechtsbuchs: Das 
Stadt- und Landrechtsbuch Ruprecht's von Freyfing, Ein Beitrag zur Gedichte des Schwaben⸗ 
fpiegel8 von G. 8. v. Maurer. 1839, 8, 

13) Die jet allein brauchbare Ausgabe (im Gegenſatz der Sendenbergifchen) ift: Das 
Kayferredit nad) der Handfchrift von 1372 in Bergleihung mit anderen Handfchriften und 
mit erläuternden Anmerkungen, herausg. vd. 9. E. Endemaun und mit einer Borrede ver- 
jehen von B. Hildebrand. 1846. 8. — Das Rechtsbuch ift in vier Bücher getheilt. — Eine 
ſyſtematiſche Darftellung feines Inhalts giebt v. Gofen, Das Privatreht nad dem Heinen 
Kaiferrechte. 1866, 

14) Vielleicht unter Rudolph v. Habsburg ; vgl. Endemann a. a, O. Borrede, ©. XIII 
und XV, 

15) Die älteften und meiften Handfchriften haben diefe Mundart. 

16) Dieß namentlich gegen die Anficht Eichhorn’, daß es ein verfürzter Schmwabenfpiegel 
fei. Die Gründe vgl. bei Endemann a, a. O. Vorrede, S. XII flg, 

17) So Mittermaier, Grundfäge d. deutfh. Pr.“R. $ 9. 

18) Ausgabe in Senckenberg, Corpus juris Germ. Tom. I, Pars I, p. 125 sqq. Eine 
neue Ausgabe von F. W. Unger unter dem Titel: Des Nichtes Stig oder der Richtſtig Yand- 
rechts famımt Cautela und Prems nebft einem Stüde von Zehnten Mühlen und Höfen. Göt- 
tingen 1847. Am beften herausgeg. von Homeyer. 1857. 8. 

19) Ausgabe bei Homeyer, Des Sachſenſpiegels zweiter Theil, Bd. 1, ©. 409 fig. Bol. 
über die Gefchichte des Rechtsbuchs daf. S. 371—399, 

20) Bei Homeyer a. a. O. ©. 543 flg. 
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mijje” bekannten und Hermann von Oßfeld (Mitte des 14 Jahrhunderts) 
zugeichriebenen, procefjualiihe Klugbeitsregeln enthaltenden Rechtsbücher? 1). 

5) Stadtrehtsbüher. Dahin gehört das ſächſiſche Weihbild, 
eine Compilation ſehr verjchiedener Stoffe ; in dem erjten, die Art. 1—27 um« 
faffenden Theile find namentlich Stüde aus einem älteren Rechtsbuche „von der 
Serichtöverfafjung” enthalten; das Uebrige ift eine Sammlung von Recdtsjäken, 
welche dem Sacjenjpiegel und Magdeburger Schöffenrechten entlehnt find. 
Alles dies it im Anfang des 14. Jahrhunderts zu einem Ganzen vereinigt 
und am Ende diejes Jahrhunderts mit einer Gloſſe verjehen??). — Dahin ge- 
hört weiter das Rehtsbuhb nah Diitinctionen (j. g. vermehrter Sadjen- 
jpiegel), ein in der Mitte des 14. Jahrhunderts für die Städte ſächſiſchen und 
Magdeburgiſchen Rechts aus dem Sachſenſpiegel, dem MWeichbild und dem 
Goslariſchen Stadtrecht gejchöpftes Rechtsbuch von unbelanntem Verfafjer? °). 
Aehnlich find die „Sähfijhen oder Pölman'ſchen Diftinctionen“, 
welche im Anfange des fünfzehnten Jahrhunderts ausgearbeitet worden find? *). 
Aus dem Rechtsbuche nah Dijtinctionen ift endlich auch das in der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrh. verfaßte Eiſenachiſche Rechtsbuch geflofien?>), 
und, nicht minder im Anfange des 16. Jahrhunderts das Rechtsbuch Johannes 
Purgoldt's auf feiner Grundlage entjtanden?®). 

6) Zu erwähnen find endlich noch die unter dem Namen Abecedarien, 
Repertorien, Remijjorien, Regijter, Schlüjjel verfaßten, meiſt 
alphabetifch geordneten, aus den angeführten Nechtsbüchern gejchöpften Privat- 
arbeiten, deren Werth jedoch meift nur gering iſt. Sie jtammen großentbeils 
aus der Mitte des 15. Jahrhunderts und find in Hanbjchriften über ganz 
Deutjchland verbreitet ?°). 


21) Ausg. in Bruns’ Beitr, 3. deutſch. R, S. 139 flg., und von Unger und Homeyer 
in den Anm. 18 angeführten Werten, 

22) Bgl. Gaupp, Das alte magdeb. und hall, Recht, S. 119, Wilda im Rhein. Muſeum 
f, Jurisprud., Bd. 7, ©. 320 fig. Befonders jetst Yaband, Magdeburger Rechtsquellen, 1869, 
©. 32 flg. und 70 fig. — Ausg. von I. F. Yudovici. Halle 1721, 4. Dann in den Zobel- 
ſcheu Ausgaben des Sachſenſpiegels. Eigenthümliche Handichriften find gedruckt worden bei 
Wilda a. a. O., ©. 345 fig. (Cod. Uffenbach.), bei v. Thüngen, Heidelb. 1837 (Cod. Palatinus), 
bei Mühler, Deutiche Rechtshandichriften des Stadtardivs zu Naumburg, 1838, ©. 37 flg. 
(Naumburger Eoder), bei v. Daniels, Das ſächſiſche Weichbildreht. 1853 (Berliner Coder vd. 
1369). Die neuefte Ausgabe: Das ſächſiſche Weichbildrecht, jus municipale saxonicum, herausg. 
von v. Daniels und dv. Gruben. Berlin 1857. — Zu diefer Claſſe gehört auch die Blume 
von Magdeburg, herausg. v. Böhlau 1868, 

23) Das Rechtsbuch nach Diftinetionen mebft einem eifenadhifchen Rechtsbuche, herausgeg. 
von Fr. Ortloff, 1836 (auch u. d. Titel: Sammlung deutfcher Rechtsquellen, Bd. 1). Vgl. die 
Einleitung des Werts über die Gefchichte und Handichr. des Rechtsbuchs. 

24) Vgl. Ortloff a. a. O. Eint., S. XLIV fig. Ueber Walter Ekhardi al® angeblichen 
Berfaffer ded Werks f. die Angaben bei Stobbe, Geſch. der deutfchen Rechtsquellen I, ©. 497. 

25) Gedrudt bei Ortloff a. a. D., vgl. die Einleitung, S. Ull. 

26) Herausgegeben von Ortloff, Sammlung deuticher Rechtsquellen, 2. ®d. 1860. 

27) Gedrudt find einige hinter den älteren Ausgaben ber ſächſiſchen Rechtöbücher. 
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b) Librifeudorumt). 
S 16. 


Ganz ähnlich der Gejchichte der deutichen NRechtsbücher ift die der lombar— 
diichen libri feudorum ?). Sie find ebenfall® Privatarbeiten, welche im Laufe 
der Zeit durch Zufäge vermehrt und verändert zu einem größeren Ganzen heran— 
wuchjen und allmählich gejetliches Anſehen erhielten’). Regelmäßig werben 
fie in zwei Bücher getheilt, denen zwei von einander ganz unabhängige Haupt- 
aufjüge zu Grunde liegen, an welche fich allmählich das übrige Material an- 
gejetst bat. Die erjte Abhandlung, welche die Grundlage des erjten Buchs 
bildet, ift von unbelannter Herkunft?) und behandelt das Lehnrecht in feinen 
Abweihungen vom römijchen Rechte. Die Zeit feiner Abfaffung muß zwijchen 
1095 und 1136 fallend). Dazu iſt nun eine Neihe von Zuſätzen gefommen, 
welche theils Erklärungen, theils Excerpte aus Geſetzen, theils Erfahrungen 
aus dem Rechtsleben hinzufügen, ohne daß ſich die Grenze zwiſchen ihnen und 
der urſprünglichen Arbeit genau beſtimmen läßt. Der zweite Theil wird zu— 
nächſt (feud. II. tit. 1—34) durch zwei (vielleicht um 1158 geſchriebene) Auf— 
ſätze des mailändiſchen Conſuls Obertus ab Orto gebildet, welche über die 
Natur, den Erwerb und Verluſt des Lehens handeln, und mit Zuſätzen ver— 
mehrt wurdens). Nachdem dieſe Beſtandtheile zu einem Ganzen verbunden 
waren, wurde ihnen eine vielleicht gleichzeitig entſtandene Sammlung von Lehns— 
gewohnheitsrechten, Schöffenſprüchen und Geſetzen der Kaiſer Lothar II. und 
Friedrich I. angefügt (tit. 23—56), in welcher namentlich Häufig eine Meinungs— 
‚ bifferenz des mailändifchen Conſuls Gerardus (Niger, Capagifti) angeführt 
wird. — Diejes Ganze wurde fchon vor 1166 in Bologna befannt und, durch 
jpätere Gejege Friedrich's I. und Heinrich's VI. vermehrt, als decima collatio 
novellarum?) betrachtet und glojjirt. Es biltete ſich auch Hier in Bologna 


1) Ausg. Senckenberg, Corp. jur. feud., p. 492, und als Anhang der neuen Ausgaben 
des Corpus juris civilis. 

2) W. Paetz, Progr. de vera libroram juris Longobardiei origine. 1805. 4. C. %. Died, 
Literärgeihicdhte des longobardifchen Lehnrehts bis zum 14. Jahrhundert (1828), 8. E. U. 
Laspeyres, Ueber die Entftehung und ältefte Bearbeitung der Libri fendorum (1830). 8. Eich— 
horn, Rechtsgeſchichte, $ 278, 

3) In Deutfchland gefchah dieß allgemeiner feit der Mitte des 15. Jahrhunderts. C. F. 
Dieck, De tempore quo jus Longob. in Germaniam translatum — est. 1843. 

4) Wohl von einem lombardifhen Juriften außerhalb Mailands. Ob Gerardus Niger an 
der Entftehung bes erften Buchs Antheil babe, läßt ſich nicht beftimmen. 

5) Im Jahre 1095 war die im Titel VI erwähnte Synode Urban’s, und 1136 wurde das 
dem Feudiſten noch unbelannte Geſetz Lothar's II. über Veräuferungen der Lehne gegeben. 

6) Hierauf folgt jetzt (tit. 25 und 26) ein eingefchobener Auffay von unbelanntem Ver— 
fafjer. Ueber ein, dem Hugo de Gambolado in der Tübinger Handſchrift zugefchriebenes, jetzt 
im 1. Buche Tit. 14—18 befindliches Stüd f. Laspeyres, S. 174 und 256, 

7) Bgl. Savigny, Gefcichte des röm. Rechts im Mittelalter, Bd. 3, 5.520 flg. — Hugo- 
linus Presbpteri (F 1233) ftellte am Ende der Consuetudines alle Eonftitutionen Friedrich's I. 
und II. neben denen Conrad's II. zufammen. 
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eine litera vulgata®). Die Glofjen rühren theil® von Bulgarus, theild von 
Pillius, theild und vorzüglid von Jacobus Columbi (1240) ber und find 
fpäter von Accurfius in der glossa ordinaria überarbeitet wiedergegeben worden. 
Zu diefen capitula ordinaria fommen aber noch ungloffirte capitula extra- 
ordinaria, welche von Jacob von Ardizo ftammen?) (1230) und von Gujaz 
in feine Ausgabe der libri feudorum nach einer eigenthümlichen Eintheilung 
des Ganzen in fünf Bücher aufgenommen ſind!“). — Das Ganze ift fo in 
die Ausgaben des römijchen Rechts einverleibt und, ſoweit es gloſſirt ijt, mit 
dieſem in Deutjichland in gleicher Wirkſamkeit recipirt worden. 


2) Quellen des gefchriebenen Rechts. 
a) Reichs- und Verritorialgefeßgebung. 
Ss 17. 


Bei weitem weniger bedeutende Materialien als die bisher genannten ge— 
wohnheitsrechtlichen Quellen liefern die Reichs- und Yandesgejeggebungen dieſer 
Zeit. Die Reichsgeſetze (von welchen die auf Reichs- und Hoftagen gefundenen 
Urtheile! wohl zu trennen find) beſchränkten ficy auf die das Privatrecht nur 
jelten berührenden Fejtfegungen der Landfrieden und Privilegien einzelner Reichs— 
jtände oder ganzer Glafjen von NReichsbürgern?). — Auch die Territorialgejeb- 
gebung mußte in dieſer Periode jchon deshalb nur von untergeorbnnetem Werthe 
für das Privatrecht fein, weil e8 noch nicht anerkanntes Recht der Landes— 
berren geworben war, das legtere jelbjtändig zu bejtimmen und willtürlich ab» 
zuändern®). Abgeſehen deshalb von den die Territorialverfafjung betreffenden 
Yandesorbnnungen*), welchen bie und da privatrechtliche Beitimmungen im Zu- 
fammenhange mit polizeilichen Anordnungen eingefügt find, finden ſich nur 
einzelne ſpärliche Verfuche einer gejeglichen Regulirung des Privatrechts, welche 
aber im Wejentlihen nur den Charakter von Aufzeichnungen des Bejtehenden 


8) Zufällig find im diefelbe zwei Stüde der capitt. extraordinaria gerathen (II feud. 57 
und 58). 

9) Er ſammelte Alles, was in den Bologneſer Handichriften fehlte, aber in den auswärtigen 
Handjchriften dem Text angereiht war. 

10) Später hat man diefe Eintheilung für die eigentlichen libri feudor. wieder verlafien, 
und daher fommt es, daß in den meueren Ausgaben auf das zweite gleich das vierte Buch folgt. 

1) Franklin, Sententiae curiae regine, Rechtsſprüche des Reichshofs im Mittelalter (1870). 

2) Vgl. 3. F. Böhmer, Die Reichsgeſetze von 900—1400 nachgewieſen. 1832. 4. Ge- 
fammelt bei Goldast, Colleetio constitutionum imperialium. 4 Tom. 1713 fol. (Enthält viel 
Unächtes.) Daun in der Neuen und vollftändigen Sammlung der Reichsabſchiede (4 Thle. 
Franff. 1747, Fol). Th. 1. Am beften find die Reichsgeſetze bis 1313 gebrudt bei Pertz, 
Monumenta Germ. histor, Tom. IV 

3) Bol. überhaupt Eichhorn, Rechtögeichichte, $ 264. 285a. 427 und 443. Stobbe a. a. O. 
1. Abth., ©. 552 fig. 

4) 3. B. Bayeriſche Yandesordnung von 1474, Thüringifche Yandesorbnung von Herzog 
Wilhelm III. von 1446, Yandedordnung von Sachſen von 1482, Württembergiiche Yandesord- 
nung von 1495, 
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an fich tragen?). Auf ganz anderem Standpunkte jtehen bie dieſer Periode 
angebörenden Rechte der frieſiſchen Seelande*), denen fih das Dith- 
marjer Landredt?) anſchließt. Sie find Geſetze im germanijchen Sinne des 
Worts, berubend auf freier Autonomie des Volks, das dort feine uralten Ein- 
richtungen gegen bie andrängenden Feubalbejtrebungen des Mittelalters zu retten 
wußte. Sie jchliefen fich daher nach ihrem Geifte mehr an die alten Volks— 
rechte an und find eine werthvolle Quelle zur Erkenntniß des in altgerma- 
niſchem Rectsboden fortwachjenden Rechts der erjten Periode. 


b) Htadfredite®). 
$ 18. 

Unverfennbar ift der Zug der Rechtsbildung im Diittelalter, in dem Weich- 
bildrechte eine ähnliche Abjtufung des Rechts hervorzubringen, wie fie fich 
in dem Yand-, Lehn- und Hofrechte gejtaltet hatte. Der Charakter der in den 
Städten hervortretenden NRechtserzeugung läßt fich bezeichnen als das Streben, 
die fchwerfälligen, hauptſächlich auf einfachere Immobiliarverhältnifje berech— 
neten Satungen des Landrechts dem mannigfaltigen und beweglichen wirtichaft- 
lihen Treiben der ſtädtiſchen Verkehrswelt anzupaſſen und nach freieren Gefichts- 
punkten umzubilden. In diejem Sinne gebührt den Stadtrechten eine eigen» 
thümliche Stellung in der deutſchen NRechtsentwidelung, und die Erfolge derjelben 
find um fo bebeutender geworden, als ſich das Recht der Stabtbürger beim 
Ausgange des Mittelalterd zum allgemeinen bürgerlichen Normalrechte ausbil- 
dete. — Ihr Anfang war ein geringer, ein Privilegium der Herrjchaft für die Er- 
haltung oder Annahme jtädtijcher Gerechtjame im Sinne jener Zeit. Zu diejer 
einfachen Grundlage gejellten fich aber feit dem 12. Jahrhundert die verjchieden- 


5) So das Defterreichifche Yandrecht, wahrfcheinfich fchon aus dem Ende des 13, Jahr- 
hunderts, welches wir in zwei Formen befigen. (Siegel, Die beiden Dentmäler des öfterr. 
Landr., Wien 1860.) Hafenöhrl, Dejterr. Yandesreht im 13. und 14. Jahrh., ein Beitrag 
3. deutjchen Rechtsgeſchichte (1867). Ferner Kaifer Ludwig's Bayeriſches Yandrechtsbucd von 
1346, eine Zufammenftellung des in den Städten uub auf dem Lande theild als ftatutarifches, 
theils als gewohnheitsrechtliched geltenden Rechts, welchem die Betätigung Kaifer Ludwig's und 
feiner Söhne einen größeren Wirtungstreis gewährte. (Vgl. Auer, Das Stadtredit von München. 
1840, S. VIII fig. v. der Pfordten, Studien zu Kaifer Ludwig's oberbayerifhem Stadt» und 
Landrechte. 1875). Oft find auch diefe ſ. g. Yandrechte blos Privataufzeihnungen des in eımem 
beitimmten Bezirke geltenden Rechts. So das Rheingauiſche Landrecht (Bodmann, Rheingauiſche 
Alterth., S. 625 flg.), das Saarbrüder Laudrecht von 1321 (v. d. Nahmer, Handb. des Rhein. 
Barticularr., Bd. 2, ©. 938 flg.). 

6) Beite Ausgabe: Friefifche Rechtsquellen von Carl Frhr. v Richthofen. Berlin 1840. 4. 
Dazu von demfelben: Altfriefifches Wörterbud. Göttingen 1840. 4. Bol. Eihhorn, Rechts— 
geich., $ 285 b. und e 

7, Sammlung altdithmarfcher Rechtsquellen v. U. C. 3. Michelfen. Altona 1842. 8. 
Bgl. namentlid die Borrede S. V fig. 

1) Bgl. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 259, Nr. 2. 263. 284. 434. Derf. in der Zeitichr. f. 
geich. Rechtswiſſ. Bd. 1, ©. 146 flg., Bd. 2, ©. 165 flg. Stobbe a. a. O., Abth. 2, ©. 224 fig. 
Bol. aud) Gerber, Das wilfenfh. Princip des Pr. R., ©. 187 fig. 
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artigiten Bejtandtheile, als Rühren der Bürgerichaft, Weisthümer und Urtheile 
der jtäbtijchen Schöffen und neue Privilegien; das Ganze wurde dann oft mit 
einem Rechtsbuche formell vereinigt oder doch wenigjtens durch das Material 
eines ſolchen vermehrt?). In diefer Geftalt legte man ſolche Sammlungen, 
einem unbejtimmten Gefühle folgend, wohl dem Oberherrn zur Bejtätigung vor, 
und oft verarbeitete man fie jpäter, namentlich mit Benutung des römiſchen 
Rechts, zu einer „Reformation“. Bejonders angejehene Stadtrechte?) mwurben 


2) Ueber eine eigenthümliche Form der Entftehung folder Materialien handelt Homeyer 
Die Stadtbücher des Mittelalters, insbefondere das Stadtbudy von Quedlinburg (1860). 

3) Die wichtigſten (ſ. jet Stobbe, ©. 279 jig., u. Schröder, D. Rechtsgeſch. $ 56) find 
folgende: 1) Das alte Cölner Stadtredht, befannt in der form, im welcher damit durch 
Herzog Konrad von Zähringen die Stadt Freiburg in Breisgau (1120) bewibmet wurde. 
Gedrudt bei Schreiber, Die ältefte Verfaſſungsurkunde der Stadt Freiburg u. f. w. 1833, 4, 
Ueber das Verhältniß des Stiftungsbriefs zum fpäteren Freiburger Stadtrodel |. Gaupp, Deutſche 
Stadtrechte im Mittelalter. 2. B., ©. 2 flg. 2) Das alte Recht der Stadt Soeft, nämlich 
ein altes Tateinifches Statut (um 1120), ein anderes aus der Mitte des 13, Jahrhunderts, und 
„Day aude Schrae der Stadt von Soift‘ aus der Mitte des 14. Jahrh. mit fpäteren Zufägen. 
Gebrudt bei Emminghaus, Memorabilia Susatensia (Jena 1749, 4.), p. 101—198, und bei 
Seibertz, Urkundenbuch zur Landes- und Rechtsgeſch. d. Herzogth. Weftphalen. Bb. 1 (1839), 
©. 48, 57, Bd. 2 (1843), S. 387—417, 3) Das Stadtreht von Lübeck. Schon vor bem 
Jahre 1170 hatte Lübeck wahrfcheinlich ein wirkliches Stadtrecht erhalten, abgefehen von den 
früheren 2 Privilegien, welche es Heinrid) dem Löwen verdbantte, Dieß war unter Berüd- 
ſichtigung namentlich des Soejter Rechts gefchrieben. Bon diefem befigen wir mehrere ſehr 
abweichende lateiniſche Handfchriften aus dem 13, Jahrh. Erſt im Anfange des 13. Jahrh. 
wurde eine felbftändige deutfche Redaktion des Stadtrechtd unternommen, welche aber jpäter 
bald durch Zufäge verändert und vermehrt wurde, und namentlich wurde einem Teile der Hand- 
fchriften das alte Hamburger Recht von 1270 beigefügt. Die Handfchriften weichen fehr von 
einander ab. Die befte Sammlung von Abdrüden ift bei 3. F. Had), Das alte Luebifche Recht. 
1839. 8. 4) Das Hamburger Redt. Erfte Statuten von 1270; dann von 1292 und 
1497. Am beften bei Yappenberg, Hamburgiſche Rechtsalterthümer. Bd. 1. 1846. 5) Das 
Magdeburger Recht. Erſtes lateinisches Privilegium von Erzbifhof Wichmann (1188), 
gedruckt bei Tzſchoppe und Stenzel, Urkundenfammlung zur Geſch. des Urfprungs der Städte 
u.f. mw. 1832, 4, fortgebildet wurde diefes Recht durch den Schöppenftuhl, deſſen Rechts- 
fammlungen jehr häufig zum Zwecke der Berfendung an andere Städte in eine Urkunde ver- 
eint wurden (fo nach Halle, Breslau, Görlitz, Culm, überhaupt nad; Schlefien, Böhmen und 
Mähren), aus welchen es jegt erfannt werden kann. Vgl. Gaupp's Magdeburgifches und 
Defielben Schleſiſches Recht (1826 und 1828). Yaband, Das Magdeburg - Breslauer ſyſtem. 
Schöffenrecht aus der Mitte des 14. Jahrh., 1863 (im der Hauptfache ift das Eulmifche Recht 
nur eine Bearbeitung deſſelben). Alle jene Materialien find jetst trefflic zufammengefaßt in 
Laband's Magdeburger Rechtsquellen (1869) Dahin gehört auch Behrend, Die Magdeburger 
Fragen (1865). ©. auch von Martig im der Zeitichr. f. Rechtsgeſchichte, 11. Bd., ©. 401 fig. 
(1874). Behrend, Das Stendaler Urtheilsb. aus d. 14. Jahrh. als Beitrag z. Magdeb. R. 
(1868), — Stobbe a. a. D., 1. Abth., ©. 421 flg. Eine Geſchichte de8 Magdeburgifchen 
Rechts giebt auch von Martig, Das ehel. Güterrecht des Sachienfpiegel® u. f. w., 1867, 
S. 11-70. 6) Goslariſche Statuten in 5 Büchern, vor d. 3. 1360 verfaßt. Vorher- 
geht ein Privilegium Friedrichs II. v. 1219. Herausgegeben und ſyſtematiſch bearbeitet von 
O. Göfhen, Die Goslarifhen Statuten u. f. w. Berlin 1840, 8. 7) Augsburgifde 
Statuten von 1276 bei Wald), Beitr. 4. 1—418 (fpätere Redaction). 8) Prager Stadtrecht 
bei Rößler, Deutfche Rechtsdentinäfer aus Böhmen und Mähren, 1. Bd., 1845. Der 2. Band 
(1852) enthält da8 Stadtreht von Brünn. 9) füneburg, altes Privilegium von 1247, 
heraudg. von Kraut, 1846. 10) Bamberger Stadtrecht aus dem 14. Jahrh., herausg. u. 
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häufig an fremde Städte verjchiet, welche diejelben für fich erbeten hatten. 
Aber nicht blos diefem Umſtande ift die vielfache Aehnlichkeit der Stadtrechte 
in den allgemeinen Grundlagen des Rechts zuzujchreiben. 


ce) Hof- und Dienſtrechte *,. 
8 19. 

„ Die Hof» und Dienftrechte diefer Periode, betreffend die dinglichen und 
perjönlichen Verhältnifje hofhöriger und dienftabhängiger Leute, haben für das 
heutige Recht noch einige Bedeutung zur richtigen Beurtheilung der bäuerlichen 
Verhältniſſe und einzelner Claſſen von dinglichen Rechten. Sie haben größten- 
theild die Form von Urkunden, in denen die einzelnen durch Privilegium, Her- 
fommen oder Vertrag begründeten Rechte der Dienjt- und Hofleute verzeichnet 


find ?). 


IH. Neuere Zeit!). 


1) Mungefchriebenes Recht. 
8 20. 
Nach der Aufnahme des fremden Rechts in Deutichland zog fich die Rechts- 
bildung allmählid vom Wolfe zurüd und trat mehr und mehr als die Aufgabe 


der Rechtögelehrten hervor, indem das Ziel der Rechtsentwidelung nun nicht 
mehr die weitere Ausbildung des althergebrachten vaterländijchen Rechts, fon- 


bearbeitet von Zöpfl, 1839. 11) Das Freiberger Stadtrecht (1305 ?), herausg. dv. Ermiſch, 
1889, Ueber viele andere interejlante Stadtrechte diefer Zeit ſ. Kraut’8 Grundriß, ©. 66 fig. 
Mittermaier, D. Pr., $ 11, Anm. 10 fig. Die meiften find enthalten in den Sammlungen von 
Wald (Beiträge zum deutſchen Rechte, 8 Bände, 1771—1793), Scott (Sammlung zu den 
deutſchen Land⸗ und Stadtr., 3 Thle., 1772— 75), Bufendorf (observ. jur. univ. in den An- 
hängen) und Gaupp (Deutſche Stadtrechte des Mittelalters mit rechtögefchichtl. Erläuterungen, 
2 Bde., 1851—52). Michelfen, Rechtsdenlmale aus Thüringen, 1852—53. Biſchoff, Oeſter⸗ 
reichiſche Stadtrechte und Privilegien, 1. Bd., 1857. Tomaſchek, Deutfches Recht in Oeſterreich 
im 13, Jahrh., auf Grundlage des Stadtrechts von Iglau (1859). Sehr ſchätzbar ift die meijt 
ftädtifches Recht enthaltende Sammlung von Arnold: Beiträge zum beutfchen Privatrecht, 2 Bde., 
1840, 42. Gine Menge folder Statuten liegt no in Bibliothefen und Archiven verborgen. 
Nacweifungen ſ. bei Gengler, Deutſche Stadtrechte des Mittelalters theils verzeichnet, theils 
mitgetheilt, 1852; ungleich reichhaltiger aber in deſſelben Verf. Codex juris munieipalis Ger- 
maniae medii aevi, 1863, 

1) Bgl. Eichhorn, Rechtögeich., $ 259. 

2) Bgl. Walter, Corp. jur. Germ. Tom. I, p. 775 sg. v. Fürth, Dlinifterialen, Au— 
hang, ©. 300 flg. ©. die Anmerkungen zu Kraut, Grundriß, $ 21. Eine Fülle folder Hof— 
rechte findet fid) in Grimm's Weisthümern, 7 Bände, 1840—78. Stobbe, Geſch. der Redjts 
quellen, ©. 577 fig. 

1) Ueberfichten über die fänmtlichen in den deutichen Staaten heutzutage geltenden Rechte 
(und bazu gehörigen Kommentare u. f. w.) geben Eichhorn, Einl., $ 24, und Mittermaier, 


Grundfäge, $ 19—21, 
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dern die Naturalifirung der fremden Nechtselemente auf einheimiſchem Boden 
und die Ausgleihung der zwijchen dem fremden und dem beutjchen Rechte ent» 
jtehenden Widerfprüce fein mußte?). ei voller geijtiger Herrichaft über die 
beiden Rechtsſyſteme würde man fich vielleicht mit der Aneignung der for» 
mellen Vorzüge, der juriftiichen Technik des römischen Rechts begnügt haben. 
Da aber jtatt freier Beurtheilung eine jHavifche Unterwerfung unter das frembe 
Recht vorwaltete®), bei welcher bald der Muth und Trieb jelbjtändigen juriftijchen 
Denkens verloren ging, jo war e8 natürlich, daß jenes Streben der Ausgleichung 
in der Regel nur zum einjeitigen Preisgeben des deutichen Rechts führte. Im 
günftigjten alle gelangte man an den Punkten, wo deutjches und fremdes Recht 
jih berührten, zu einer Reihe von Zwijchenbildungen, in denen beide Rechte in 
wunderlicher Weije verjchlungen erjchienen, Geleitet wurde diefe Rechtsbildung 
durch die Juriſten, theils bei ihrem Einfluffe auf die Geſetzgebung ($ 22 u. fla.), 
theils bei ihrer jchriftjtelleriichen und praftiihen Wirkſamkeit“). Immerhin 
fehlt e8 aber auch in dieſer Periode nicht ganz an Regungen jelbjtändiger Pro- 


2) Die Gefchichte diefer Periode der Rechtsbildung und der großen den Rechtszuftand um— 
ändernden Ereignifie, deren Mittheilung micht unter dem bier geltenden Gefichtspunft gehört, ſ. 
bei Eichhorn, Rechtsgeſchichte, 5 440—444. Stobbe, Gedichte der deutjchen Rechtsquellen, 
2, Abth, ©. 1 fig. 

3) Man nahm an, daß eine Berufung der Warteien auf ein dem gemeinen (faiferlichen 
geichriebenen) römiſchen Rechte widerfprechendes deutiches Gewohnheitsrecht einen ftrengen Be- 
weiß der Parteien (gleich dem eine® beftrittenen Factums) mothiwendig mache, und verlangte, 
daß man felbft die anerkannten Imftitute des deutichen Rechts nach den Regeln des römischen 
behandle. — Nicht mit Unrecht hat man den Stil diefer Jurisprudenz mit dem Rococoſtil in 
der Kunſt verglichen. 

4) Ueber die älteren Formelbücher ſ. Rodinger, Leber Formelbücher vom bdreizehnten bis 
zum fechzehnten Jahrhundert (1855). Ueberhaupt Stobbe, 2. Abth., S. 167 fig., jett aber 
befonders Stinting, Geſchichte der populären Yiteratur des röm -canonifchen Rechts in Deutich- 
land am Ende des 15. und Anf. des 16, Jahrh. (1867) und Deſſen Geſch. d. deutichen Rechts— 
wiflenichaft, 1. Bd., S. 102 flg. — Den Anfang machten die füddeutfchen fehr unbedeutenden 
Formelbücher (Formulari), darin begriffen find allerhand Brief auch Rhetoril. Augsb. 1483, F. 
Fr. Riederer, Spiegel der wahren Rhetorit. Freib. 1493. 5. Heinrich Goßler, For- 
mulare u. Teutſch Rhetorica 1502, F., Ulrich Tengler's Yayenfpiegel von rechtmäßigen Ord— 
nungen in bürgerlichen nnd peinlichen Regimentern, Augsb. 1509. F., der feit 1516 und öfter 
von Sebaftian Brand (mur) herausgegebene „richterlic; Elagfpiegel‘, die Institutiones, Aus- 
ug und Anzeigung etlicher gejchrieben Kaiferlihen und des heil. Reichs Rechte — — von 
Undreas Permeder 1544, „ber Rechten Spiegel” von Juftin Goblern. 1552. %.u. N. 
m. — Ganz vorzüglich aber gehören hierher die Schriften der f. g. Praftifer des 16., 17. und 
18. Jahrhunderts, deren zahllofe Responsa, Consilia, Observationes, Meditationes, Consul- 
tationes, Decisiones den Gerichtsgebrauch Teiteten (diefe ganze Literatur hat begonnen mit den 
Objervationen der beiden Kammergerichtsbeſitzer Joachim Müynfinger (1563) und Andreas Gail 
(1578). Diefen Schriftftellern kann man nicht zufchreiben, daß fie das Recht erzeugt hätten. 
fondern fie verfuchten nur in mangelhafter Weife und ohne die Kührung der hiftorifchen Methode 
mit den Schwierigkeiten des pofitiven Rechts fertig zu werden ; die Geſetzgebung lehnte fich aber 
natürlich an diefe Arbeiten an, da fie von Männern ausgingen, welche recht eigentlich auf die 
Praris eimwirften (Mitgliedern von Juriftenfacultäten, Reichscollegien, Schöppenftühlen). So 
wie fie aber die Motive für die Gefebgebung geworden find, fo haben fie allerdings auch 
manches Gewohnheitsrecht veranlaft. Eine Aufzählung der wichtigften hierher gehörigen Schriften 
giebt Maurenbrecher, Deutih. Pr.-R., Bd. 1, ©. 78-88. 
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ductionskraft des deutjchen Bolld. Namentlich auf dem Gebiete des Handels- 
und Gewerberechts traten jeit diejer Zeit neue Rechtsinjtitute hervor, in wel» 
chen das moderne deutjche Volksleben das Bedürfniß rechtlicher Ordnung in 
durchaus jelbjtändiger Weije zu befriedigen ſuchte *). 


2) Gefchriebenes Recht. 
a) Reichsgeſetze und Bundesbeſchlüſſe. 
8 21. 

Da die Reichögejegebung ſeit dem 15. Jahrhunderte nur jelten das 
Privatreht unmittelbar berührt und auch da, wo dieß geichieht, weniger 
im Geiſte des deutjchen Rechts, als mit der Tendenz verfährt, Injtituten des 
römiſchen Rechts durch leichte Mopdificationen einen Zugang im Rechtsleben 
anzubahnen, jo bat fie für die Entwidelung des beutjchen Privatrecht nur 
untergeorbneten Werth gehabt. Meiſtentheils behandelt jie daffelbe bei Gele» 
genheit der Polizeigefeßgebung, feltener in einzelnen unmittelbar darauf Bezug 
babenden Reihsichlüffen, Reichsordnungen und Theilen der Reichsabjchiede! ). 
Zrog der Auflöjung des deutſchen Reichs und trotz des ſcheinbar entgegen 
jtehenden Artikel 2 der Rheinbundsacte gebührt diefen noch heutzutage in den 
Ländern bes gemeinen Rechts unmittelbare Anwendbarkeit ?). Eine Quelle ge- 
meinen beutjchen Rechts lag auch in den das Privatrecht betreffenden Beſchlüſſen 
des früheren beutjchen Bundes ?), deren Geltung als Gejege freilich ihre Publi- 
cation durch die Staatögewalt der einzelnen Bundesjtaaten vorausjegte. Cine 
unmittelbare Quelle formell gemeinen Rechts liegt aber nun in den Geſetzen 
des norddeutſchen Bundes und jekt des Deutjchen Reichs, welche mit ihrer Pu— 
blication durch die Bundes» bez. Neichdgewalt unmittelbar verbindlich find und 
den Gejegen der Particularftaaten vorgehent). 

5) E8 wird im Laufe der Darftellung Gelegenheit fein, auch auf Rechtsbildungen der jüng- 
ften Zeit hinzuweiſen, welche, wie auf dem Gebiete der deutfchen Politik, fo auf dem Gebiete 
des deutichen Rechts in der Arbeit neuer nationaler Grundlegung begriffen ift. 

1) Eichhorn, Rechtögeich., $ 528 und 530. Sammlungen find: Gerflladher, Handbuch der 
deutſchen Neichögef., 11 Thle. 1781 —94 (der 10. Theil enthält das Privatredht)., Auch Em- 
minpghaus, Corpus juris tam publiei quam privati. 2, Aufl., 1844. (Hiervon ift 1856 eine 
Fortfegung als zweiter Band erfchienen.) Die wichtigſten hierher gehörenden Reichsgeſetze find: 
die Notariatdordnung von 1512, die Kammergerichtsordbnung von 1555 (auch das Concept von 
1613), die Reichspolizeiordnungen von 1530, 1548, 1577, die Reichshofrathsordnung von 1654, 
der jüngfte ReichSabfchied von 1654, Reichsſchluß von 1731 (über Handwertämißbräude) u. ſ. w. 

2) S. Wächter, Gemeines Recht (1844), S. 169 fig. 

3) Deutfche Bundesacte vom 8. Juni 1815. Wiener Schlufacte vom 15. Mai 1820, Pro- 
tocolle der deutſchen Bundesverfammlung feit dem Jahre 1816. Frankfurt a. M. 4. G. 
von Meyer, Corpus jur. Confoederat. German. 2 Bde. 1833. Neue Aufl. 1847. Deſſen 
Corp. Constitutionum Germ. 1858, (Neue Aufl. v. Zöpfl.) Emminghaus a. a. O. 

4) Norddentiche Bundesverfaflung vom 26. Juli 1867, jett Verfaſſung des Deutfchen 
Reichs vom 16. April 1871, Art. 2. Eine fehr ſchätzbare überfichtlihe Darftellung des in den 
neuen Deutfchen Reichsgeſetzen bis jetst geichaffenen Privatrechts giebt Mandry im Archiv f. civ. 
Praris. Bd. 59 und 90. Zum Theil auch Yaband im zweiten Bande feines Staatsrechts des 
Deutſchen Reichs, 1878, 
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b) Sandesgefeßgebungen. 


a) Aeltere Art derfelben'). 
& 22. 

Die Landrechte diefer Zeit haben zwar zum Theil noch immer den Cha- 
rakter jener älteren unter öffentlicher Autorität verfaßten Aufzeichnungen bes 
bejtehenden Gewohnheitsrechts ?), aber der größere Theil derſelben zeigt jchon 
deutlich, daß die früheren Befchränfungen der gejeßgebenden Gewalt einer un. 
entwidelten Yanbeshoheit mehr und mehr überwunden waren. Daher konnte 
man dieſe Gejegßgebungen nunmehr zur Mittheilung der wichtigften Grundſätze 
des römischen Rechts und zur Entjcheidung der zwijchen dem römijchen und 
einheimiſchen echte ftattfindenden Gollifionen benugen, um namentlich ben 
Untergerichten die zur Rechtſprechung nöthigen Kenntniſſe und Anhaltepunkte 
zu verfchaffen. Freilich fegte mau jich dabei oft genug mit offener Willkür 
über die alten Gewohnheitsrechte einheimischen Urjprungs hinweg oder zwängte 
fie Do in die Formen des fremden Nedhts?). Jedenfalls find dieſe Gejep- 
gebungen eine für das deutjche Privatrecht außerordentlich wichtige Duelle; 
denn in der That haben fie die Gigenthümlichkeiten des gegenwärtigen Nechtd- 
zuftandes vorbereitet. Dbjchon fie übrigens faft alle von einer gleichen (nur 
bald mehr, bald weniger gemäßigten) romanifirenden Tendenz auögehen und 
felbft ihrem Urjprunge nach in der unmittelbarjten gruppenweijen Berwandt- 
ichaft ftehen, jo weichen fie doch im Einzelnen vielfah von einander ab und 
begründen jo recht eigentlich die Particularität des Rechts, wie fie noch Heut» 
zutage obwaltet +). Man muß vier Arten ſolcher Landesgejege unterjcheiden: 


1) Bgl. darüber Gerber, Das wifjenfchaftl. Prinzip, S. 159 flg., und Eichhorn, Nedhts- 
geſch, $ 560. Stobbe 2., ©. 206 fig. 

2) So namentlich im nördlichen (Friefiihen) Deutichland. Eine Sammlung folder Auf- 
zeihnungen geben Pufendorf, Observ. jur. univ. in den Appendices zu Bd. 1, 3 und 4, auch 
Oetken, Corp. Const, Oldenburg. 3, 314, und Dreyer, Sammlung vermifcdhter Abhandlung. 
Th. 1 und 2, 

8) Die interefjanteften Auffchlüfle über die gefegeberifchen Arbeiten und überhaupt über 
die Dogmatik diefer Zeit gewähren die überaus bedeutenden Vorarbeiten zum Württembergifchen 
Landrechte — herausg. von Faber und Scjlohberger (Vorrede von Wächter), 1859. Es iſt 
dieß ohne Zweifel eine der wichtigſten Quellen zur älteren Dogmengefcichte, befonders für die 
Sefchichte des ehelichen Güterrechts (f. bejonderd ©. 467 flg.). 

4) Weberfichten über diefe Landesgeiege gewähren Eichhorn, Einleitung, $ 16, Ortloff, Grunbd- 
züge, ©. 43—46 und ©. 70--111, und Mittermaier, Grundfäße ded gem. D. Pr.-R., $ 19. 
Die für die Wifjenfchaft bedeutenditen find folgende (abgedrudt nad Kraut's Grundriß, ©. 100): 
Der Markgraffchaft Baden Statuten und Ordnungen von Teſtamenten, Erbtheilungen und Bor- 
mundfchaft von 1511 (bearbeitet von Ulr. Zafins) Land-Recht der Fürftenthümer und 
Lande der Markgraffchaften Baaden und Hochberg x. in 7 Theilen verfaßt (von 1622, publicirt 
1654), von neuem wieder aufgelegt. Durlach 1710. F. — Das Bud der gemeinen Yandpot, 
Landesordnnung, Satzung und Gebraud; des Fürftenthums in Obern- und Nieder-Bayern im 
1516, 9. anfgeridht. f. Neformation der Bayerifchen Yandreht im 1518. 9. aufgeridt. f. 
Landredht x. der Fürſtenthumben Ober- und Nieder-Bayern. Münden 1616. F. Codex Maxi- 
milianeus Bavaricus eivilis oder neu verbefiert und ergänzt Churbayeriiches Landrecht v. 1756 
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!andesordnungen, welde fich zunächſt mit der Yandesverfafjung und Boli- 
zei beichäftigen, und nur einige damit in Beziehung ftehende Gegenftände bes 


in vier Theilen. Münden 1756. f. (Berfaßt von W. X. 4. v. Kreittmayr). — An— 
merfungen über den Codiecem Max, Bav. von W. X. A. Freiherr v. Kreittmayr. 5 Thle. 
Münden 1758—1768, f. — Des Hochſtifts und Fürſtenthums Bamberg Yandredit, 1769. 4. — 
Landrecht der Obergraifchaft Catenellenbogen vom Yandgrafen Georg I. a. 1589, b. Selcho w, 
Magazin f. deutfch. Recht, TH. 1, ©. 47 fig. — Erzftifts Cölnifche Rechtsordnung vom 16. März 
1663, b. Schlüter, Provinzialrecht der Provinz Weftphalen, Bd. 3, ©. 149 fig, n. b. 
Maurenbredher, Rheinpreuß. Landrechte, Bd. 1, ©. 383 fl. — Dithmarfifches Landrecht v. 
1567, Glückſt. 1667 u. 1711, 4. — Landredit für die Grafſchaft Eberftein v. 1508, b. ©. 
H. Krieg von Hodfelden, Geſch. der Grafen von Eberftein in Schwaben. (Karlsr. 1836, 
8.), S. 442 flg. — Des Stift Würzburgs u. Herzogth. Franken Kayferl. Land-Gerichts ⸗Ordn. 
Würb. 1618, 1619, 1783, f. — Das Offtriefiiche Yandrecht nebft dem Deich- u. Syhlrechte 
— zum erften Mahle durch den Drud ausgefertiget, Aurich 1746, durch M. v. Wicht. 4. — 
Landtsordnung der fürftlihen Graffchaft Henneberg (1539). f., auf's neue aufgelegt, Meiningen 
1720, 4. Größtentheils aus der repidirten Tiroliſchen Landesorbnung entnommen; f. C. E. 
Schmid, Progr. de ordinationis provincialis Hennebergicae origine, fontibus et auctoritate. 
Jen. 1831. 8. — Der Graffchaft Hohenlohe gemeinfames Landrecht, Dehringen 1738. f. — 
Landrecht des Fürftenth. Jülich v. 1537, b. Yacomblet, Archiv, Bd. ı, Heft. 1, ©. 111 ff. 
Herzogen Wilhelm «von Jülich) Rechtsordnung und Reformation. Cöln 1558 u. Düſſeldorf 
1582. f., auch b. Maurenbreder, Rheinpreuß. Yandrechte, Bd. ı, S. 99 ff. — Ehurfürfil. 
Mayntziſches Landrecht. Mayntz 1755. f., aud b. W. v. d. Nahmer, Handbuch des Rhei- 
niihen Particularrechts (3 Bde., Franlf. a. M. 1831—1832, 8,, die beiden erften Bände aud) 
unter dem Titel: Die Landrechte des Ober- und Mittelrhein), Bd. 2, ©. 682 fi. — Nafjau- 
Catenellenbogifche Yand-Orbnung von 1616, b. v. d. Nahmer, Rheiniſch. Partieularrecht, 
Bd. 1, ©. 115 ff. — Landrecht der Churfürftl. Durchlaucht in Bayern x. Fürſtenthumbs der 
Oberpfalz. Münden 1657. f. Ghurfürftlicher Pfalz Landrecht in 5 Thln. Heydelb. 1582 
u. 1657. f. Neuftadbt a. d. 9. 1594. f Churfürſtl. Pfalz beym Rhein Erneuertes und 
verbefierte8 Landrecht in 5 Thin. Heidelb. 1611. f. Weinheim 1700. f.; nad der letzteren 
Ausgabe abgedr. b. dv. d. Nahmer, Rheiniſch. Particularreht, Bd. 1, ©. 401 fl. — Chur⸗ 
fürft Auguſten (von Sachſen) Yanded-Constitutiones d. 1572. 4., nachher öfter: auch im Co- 
dex Augusteus d. 9. Ch. Lünig (2 Bde. u. 3 Fortfegungen. Leipz. 1724—1824, f.), Bd. 1, 
©. 73—138. Bu deren Berftändniß dienen: Consultationum Saxonicarum, a celeberrimis 
Wittembergensis et Lipsiensis Sceabinatuum Adsessoribus jussu Electoris Augusti decisarum 
Libri V. Ed. Il. studio P. Fr. Mindani. Fref. ad M. 1616. f. Ueber die Geſchichte der 
Conftitutionen ſ. Schletter, Die Conftitutionen Kurfürft Auguſt's von Sachſen v. Jahre 1572 
u. ſ. w. 1857. Als Erläuterung und Fortfegung der Conftitutionen find zu betraditen die 
(91) älteren Deeifionen von 1616 im Cod. Aug., Bd. 1, ©. 298-340, und die (40) neuen 
Derifionen von 1746 im Cod. Aug. Cont. I. p. 8346362, — Gerichts- und Yandordnung ber 
Grafſchaft Solms und Herrfchaft Minzenberg (verfaßt von Joh. Fichard. F 1581). Pic. 
1599 und Frankf. a. M. 1612. fol., ebenbaf. 1688 u. 1716. 8.; nach der im Jahre 1571 
zu Franff. a. M. erfchienenen erften Ausgabe abgedr. b. v. d. Nahmer, Rheiniſch. Par- 
tiufarr., Bd. 1, ©. ı ff. A. Carl, Ueber das von Joh. Fichard verfaßte Solmifche Yand- 
recht; in defjen Kleinen jur. Auffägen (Frif. 1830. 8.), S. 1 ff. — Revidirte Landtsordnung 
d. Fürftl. Grafihaft Tyrol v. 1532, gedr. nad 1538 >. I. et a. und Infprugg 1570. 4. 
Neue reformirte Landsordnung der fürftl. Grafichaft Tyrol, 1573. 4. — Yandredit d. Erz— 
ſtifts Trier aufgericht i. Jahre 1668. 4. Erneuert und vermehrtes Landrecht des Ery-Styits 
Trier x. aufgericht 1753. Coblentz. 4., au bei Maurenbreher, Rheinpreuf. Yandrechte, 
Bd. 2, S. ı fi. u. b. v.d. Nahmer, Rheinifch. Particularrecht, Bd. 2, S. 591 fi. — Wür- 
tembergifche® Landrecht, erſtes v. 6. Mai 1555; zweites v. 1. Jul. 1567, gedr. Tübingen 1567. 
f., au b. 9. 2. Reyfcher, Bollftändige, hiſtoriſch und kritiſch bearbeitete Sammlung der 
BWürtembergifchen Geſetze. Bd. 4 (enthaltend den eriten Theil der Sammlung der Gerichts— 
16. Aufl. 3 
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Privatrechts behandeln, Gerichtsordnungen, welde neben procefiuali- 
ichen Beitimmungen auch auf einzelne Theile des Privatrechts mehr oder we— 
niger planmäßig Bezug nehmen, Landrechte, welche vorzugsweife für bie 
Feſtſtellung und Aufzeichnung des Privatrechts beftimmt jind, und einzelne 
Gejceke und Ordnungen, deren Gegenjtände mannigfaltig, aber am häu— 
figften die Regalien, die Ehe und die Bormundichaft find. Auch die verfcie- 
denen Lehnsordnungen find hierher zu zählen >). 


b) Geſetzbücher im heutigen Sinne!). 


g 23. 


Von dieſer Art der Geſetzgebung untericheidet fich diejenige, durch welche 
man jeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts in Preußen, den Rheinlanden, 
Deiterreih und Sachſen eine formell vollfommen neue Grundlage für das 
Privatrecht Hergejtellt hat. Das preußiſche Landrecht?) hatte die Auf- 
gabe erhalten, das gemeine Recht in feiner Bedeutung als formelle Rechts— 
quelle zu befeitigen; es umfaßt hiernach das geſammte Privatrecht in allen 


Geſetze. Stuttg. u. Tüb. 1831. 8.), S. 171 ff. ; drittes unter d. Titel: Der Herzogth. Wür- 
temberg Erneuert Gem. Land⸗-Recht v. 1. Jul. 1610, Stuttg. 1626. f. 1653. 12. Tüb. 1658. 
f. 1680, 1743. 8., auch bei Reyſcher a. a. O., Bd. 5 (enthaltend dem zweiten Theil der 
Samml. der Gerichtägefege ebendaf. 1832), S. 1 ff. Vergl. über die Gefchichte der Landrechte 
Reyſcher, Würtemb. Privatr., Bd. 1, $ 31-35, u. Wächter, Handbud; des Würtemb. 
Privatr., Bd. 1, Abth. 1, 8 35—48 u. $48—50. Befonders die oben Anm. 3 citirten Land⸗ 
rechtsaften. Kat, 

5) Beifpiele: Kurfäcf. Lehensmandat vom 30. April 1764 (im Codex August. p. 1021 
und bei Zachariä, Handbuch, des K. Sächſ. Lehnrechts, ©. 355 flg.). Altenburg. Lehnsmandat 
vom 5. Ian. 1795. Hinter-Bommerifche Yehnsconftitution von 1691 (bei Schreder, An— 
mertungen darüber u. f. w. 1755. 4). Gothaifch. Lehensmaudat vom 6. Jan. 1800. Bayer. 
Lehnsedilt v. 7. Juli 1808, Bad. Ebdift v. 1807 u. f. w. Aeltere fiehe bei Lünig, Corp. jur. 
feud. Tom. 2 und 3. 

1) Bgl. Eichhorn, Nechtögefch., $ 618. Ueber den inneren Charakter diefer Gefetgebungen 
vgl. Gaupp, Ueber die Zukunft des deutichen Rechts, 1847, ©. 42 fig. 

2) Allgemeines Landrecht für die preußifchen Staaten, Berlin 1794, 4 Bde. oder 2 Thle. 
8. (In Kraft getreten am 1. Juni 1794.) F. ©. v. Strombed, Ergänzungen des allgem. 
Landr., enthaltend alle noch geltenden, das allg. Yandr. abändernden — — Gefetse, Verordn., 
Minifterialverfügungen, 3. Aufl., 3 Bde. 1829. Grfter Nachtrag 1832. Zweiter Nachtrag 1833. 
— Ergänzungen und Erläuterungen der Preufifchen Rechtsbücher durch Geſetzgebung uud 
Wifienfchaft, herausgegeben v. Gräff, von Rönne und Simon u. A., 5. Ausg. 1864 fig. 
Commentar: Syſtematiſche Darfiellung des Preuß. Civilrechts von Bornemann. 2. Ausg. 
6 Bde. 1842—45. Koch, Allgem, Yandredit — mit Commentar und Anm., 6 Bde., 5. Aufl. 
1870—72. Heydemann, Einleitung in das Syſtem bes Preuß. Civilrechts, 1. Bd., 1861; 
2. Bd. (1. Lief.), 1868. Förſter, Theorie und Prariß des heut. gemein. preuß. Privatrechts. 
3 Bde. 1864— 1868. 2. Aufl. 1869 fig. Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Privatredhts, 3 Bde. 
1871—80. Die Provinzialrechte find noch nicht vollftändig gefammelt. Bol. Mittermaier, 
Privatr., $ 18 n. 13, u. Kraut, Grunde, $ 16. Sehr intereffante Mittheilungen über die 
Geichichte des Preuß. Landrechts enthält das Wert: Stölzel, Karl Gottlieb Suarez, ein Zeit- 
bild u. f. w. 1885. 


” 
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jeinen Theilen und ordnet alle Injtitute bejjelben durch die umfaſſendſten Be- 
jtimmungen, — aber jelbjtverjtändlich nicht ohne jichtbare Einwirkung der da- 
maligen Geijtesrichtung und Doctrin. Wie das gemeine Necht follte e8 aber 
blos jubfidiarifch anwendbar werben, indem die Provinzialrechte anerkannt und 
officiele Sammlungen derſelben veranjtaltet wurden. — Das franzöſiſche 
bürgerlihe GejegbuhNapoleon’s?) ijt nur deshalb an diefem Orte 
zu nennen, weil es in einem großen Theile der Rheinlande und in Baden 
(jedoch überarbeitet) feine zur Zeit der franzöfischen Herrjchaft gewonnene Gel- 
tung, nicht im Intereſſe der Anerkennung deutfchen Rechtsbewußtſeins, bewahrt 
bat; denn e8 beruht auf Täufchung, wenn ihm eine über die Grenzen feiner 
urjprünglichen Beftimmung hinaus reichende Berechtigung zuerfannt wird. — Das 
öfterreihijche bürgerliche Geſetzbuch *) endlich herrſcht in den (deutjchen) 
Erblanden der öſterreichiſchen Monarchie und gilt, wie das franzöfiiche Geſetz— 
buch, nicht als fubjidiäre, jondern als alleinige Nechtsquelle. Die Kürze und 
principielle Haltung feiner Bejtimmungen find zwar in gewifjer Hinficht als 
Vorzüge zu betrachten, aber der praftifche Werth dejjelben wird bei feiner Un- 
vollitändigfeit immer bedingt bleiben durch die Förderung einer darauf gegrün- 
beten lebensvollen Rechtswiſſenſchaft. — Das bürgerliche Geſetzbuch 
für das Königreich Sadjen faht das auf einer eigenthümlichen Ver- 
einigung deutjchen und fremden Rechts berubende und jchon feit Jahrhunderten 
jelbjtändig ausgebildete ſächſiſche Necht in einer ausſchließlich geltenden Ge- 
jammtcodification zujammen *). — Auch diefe Gejegeswerfe find mit Ausnahme 
des franzöfifchen, dem höchſtens eine germanijche Grundlage zuerkannt wer- 
den kann, Producte des deutjchen Bolksgeiftes, indem in ihnen freilich unter 
dem Einfluffe verjchiedener Zeitrichtungen und verjchiedener örtlicher Anſchau— 
ungen deutſches Necht zur Kormulirung gelangt ift *). Daher find auch fie zu 
den deutjchen Rechtsquellen zu zählen. 

Ein bürgerliches Gejegbuch für das Deutſche Reich ift feit 1874 in 
der Vorbereitung begriffen. Möge es zum würdigſten Abjchluffe der Ent- 
widelung unſeres deutſchen Rechts gedeihen! 


3) Code Napoleon mit Zuſätzen und Haudelsgeſetzen als Landrecht für das Großherzogthum 
Baden. Karlsruhe 1809. Crörterungen darüber von Brauer, 6 Bde. 1809—13. 

4) Allgemeines bürgerliches Geſetzbuch für die gefammten deutfchen Erbländer der Defter- 
reihifchen Monarchie. 1811. 3 Thl. Kommentar darüber dv. F. d. Zeiler, 6 Bde. Wien 
1811. Winiwarter, Das öfterr. bürgerl, Recht ſyſtematiſch dargeftellt und erläutert, 4 Bde. 
1831— 1837. 2. Aufl. 1840 jlg. Unger, Syftem des öfterr. allg. Privatredıts, 2 Bde. 1856—59, 
6. Bd. 1864, hat das große Verdienft, die öfterreichifche Praxis wieder mit der deutſchen Rechts— 
wifienfchaft in Verbindung gebradjt zu haben. 

5) Bublieirt durch Verordnung vom 2. Januar 1868, aber erft feit dem 1. März 1865 
wirklich in Geltung gefegt. Commentar dazu von Siebenhaar, in drei Bänden 1864 und 1865. 
B. Schmidt, Torlefungen über d. K. ©. Privatr., 2 Bde 1869. 

6) Die Gefchichte der zuerft genannten Geſetzgebungen fiehe bei O rtloff, Grundzüge, S. 46 fig. 


Stobbe, II, ©. 446 flg. und 476 jlg. 
3* 
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o) Stadtrechte. 


8 24. 

Die weitere Entwickelung der ſtädtiſchen Statuten erfolgte unter ähnlichen 
Verhältniſſen, als die der Landesgeſetzgebung !). Faſt in allen größeren (be- 
ſonders Reichs⸗) Städten ließ man im jechzehnten und fiebzehnten Jahrhunderte 
die hergebrachten Statuten durch des römiſchen Rechts Kundige reformiren, um fie 
mit der allgemeinen Richtung der damaligen Doctrin in Uebereinitimmung zu 
bringen. Diefe Ueberarbeitungen wurden vielfach mit folder Willfür ausge- 
führt, daß von dem eigenthümlichen früheren Statutenrechte einer Stadt in 
der neuen Form nur geringe Spuren übrig blieben. Bisweilen legte man 
jo wenig Werth auf das eigene Recht, daß man nicht einmal ben Verfuch 
feiner Fortbildung unternahm, vielmehr ſich ohne Weiteres die Reformation 
irgend einer anderen Etabt ganz ober theilweije aneignete. Gleichwohl find 
auch dieſe Stadtrechte ?) für die Dogmatik des heutigen deutſchen Privatrechts 
von Wichtigkeit, indem auch in ihnen beveutende Züge des beutichen Rechtöbe- 
wußtieins zum Ausdrude gelangen ®). 


Zweiter Abſchnitt. 


Hülfsmittel zur Erkenntniß des deutſchen Privatredts. 


$ 25. 
Die Erkenntniß des deutfchen Privatrechts fegt voraus die Kenntniß der 
Geſchichte!) des deutſchen Volks und feiner politiihen und wirtbichaftlichen 





1) Bgl. Gerber a. a. O., ©. 193 fig. 

2) Auch bier laſſen fid) Gruppen unterfcheiden, die jedoch erft vollftändig werden, wenn 
man zugleich die Landrechte mit in diefe Zufammenftellung nad) dem Mafftabe der Verwandt- 
ſchaft Hineinzieht. 

3) Die widtigften find folgende: Reformationen von Frankfurt a. M. von 1509, von 
1578 (buch Joh. Fichard) und von 1611 (wichtig find Orth’s Anmerkungen dazu, 5 Bde. 
4. 1781— 54). — Nüwe Stattrechten und Statuten für Freiburg im Breidgau von 1520 
(dur Ulrich Zaſius). — Hamburger Gericdhtsordnung und Statuten von 1608, rebibirt 
1605. Neu gebrudt 1771 und 1842 (die letstere Ausgabe enthält Anmerkungen und Nach— 
weiſe der Quellen, unter denen bef, die nürnberger Reformation hervortritt), — Nürnberger 
Reformationen von 1479, 1522 und die leiste (aber öfter gedrudte) von 1564. — Das revibirte 
Lübifche Recht von 1586 zeichnet fi) vor den übrigen Reformationen vortheilhaft aus durch 
das Beftreben feiner Bearbeiter, fo viel als möglich das alte Tübifche Recht, wenn aud) in 
modernifirter Geftalt zu bewahren; wichtig ift der Commentarius in jus Lubeccense von Dav. 
Mevius 1664 u. öfter, Abhandlungen darüber von Stein. 5 Thle. 1738—40, und bon 
Pauli, 3 Thle. 1887—41. — Reformation von Worms v. 1498 unb öfter. — Magde— 
burger reform. Willführ und Statuten 1625 — Lüneburger Reformation von 1577 und 
öfter. — Cöolner Statuta und Concordata von 1437 (gedr. nad) 1570). — Mühlbäufer 
neue Statuten von 1792 und 1740, 

1) Die scriptores rerum Germanicarum find verzeichnet bei Dahlmann, Duellentunde der 
deutfch. Geidh., 3. Aufl., 1869, und bei Wattenbach, Deutschlands Geschichtsquellen im Mittel- 
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Entwidelung. Mehr als jedes andere drängt bei feiner eigenthümlichen Natur 
das deutſche Recht dazu, die Motive feines Urjprungs und Fortgangs in den 
gejelfichaftlihen und wirtbichaftlihen Grundlagen des Volkslebens aufzuiuchen. 
Denn fein Bildungsprocek war nicht der, daf es fich frühzeitig aus den all» 
gemeinen Clementen der Bolksjittlichfeit emporgehoben, zu eigener Selbjtändig- 
fett gefördert, und wie das römijche Recht in fich jelbit die Regeln feiner Fort» 
bildung gefunden hätte, vielmehr blieb e8 durch das ganze Mittelalter hindurch 
mehr nur die rechtliche Fixirung der in thatjächlicher Entwidelung begründeten 
gejellichaftlichen, politiihen und ökonomiſchen AZuftände. Die Gejchichte des 
älteren deutjchen Staatsweſens aber ift zur Erkenntniß des Privatrechtd unent- 
behrlich, weil öffentliche8 und Privatrecht im Mittelalter nicht gejchieden war 
und jenes ganz und gar in ben Formen des legteren zum Ausdrucke kam. 
Ebenjo wird auf der andern Seite die Erkenntniß des einheimifchen Rechts 
durch die Verfolgung des germanischen Rechts im Auslande unverkennbar ge- 
fördert *). Der Vergleich der Entwidelung eines germaniſchen Rechtsprincips 


alter bis zur Mitte des 13. Jahrh. (f. Anm. a, E.). Abgefehen von den hierher gehörenden 
allgemeinen Bearbeitungen der deutfchen Geſchichte oder einzelner Stämme und Yänder, welche 
bier befonders aufzuführen nicht der Ort ift, ift noch immer obenan zu ftellen Eichhorn's 
Deutfche Staatd- u. Rechtsgeſchichte, 4 Thle. 5. Aufl. Götting. 18435—44. Eine gründliche, 
vorurtheilßfreie Verfaſſungsgeſchichte hat bearbeitet G. Waitz, von welcher feit 1844 eine Reihe 
von Bänden zum Theil in neuen Auflagen erichienen find. Zu erwähnen find ferner die deutjche 
Geſchichte mit def. Rüdficht auf Religion, Recht und Staatsverfafjung (2 Bde. 1832 und 34) 
und die deutſche Reichs- und Rechtögefchichte von Phillips (1859), Zöpfl's Deutfche Staats- 
und Rechtsgefchichte, in mehreren Auflagen, ebenfo die Rechtsgeſchichte von Schulte, und Gengler's 
Deutſche Rechtsgeichichte im Grundriffe (bis jet 2 Hefte, 1850). Eine fehr tüchtige deutfche 
Rechtögeichichte hat Walter (2. Aufl. 1857) herausgegeben, welche aud die Geſchichte des Privat» 
rechts umfaßt. v. Danield, Handbuch der deutichen Reichs- und Staatenrechtsgefhichte, bis 
jest 4 Bde. 1859— 1863, Schröder, Lehrbuch der deutjchen Rechtsgeſchichte. 1889. Brunner, 
Deutfche Rechtsgeſchichte, 1. Bd., 1887. Cine trefflihe Sammlung von hiftorifchen Einzeln- 
beiten liefern 3. Grimm's Deutfche Nechtsalterthümer (1828), und werthvolle Notizen aud) 
Sachße, Hiftor. Grundlagen des deutſchen Staats- u. Rechtslebens. 1844. — Die Redjtd- 
geichichte an ſich kann hier nicht als Hilfsmittel aufgeführt werden, da ihre befondere Bedeutung 
fchon oben, $ 8, ausgeführt wurde. Ueber die Hülfsmittel der Geſchichte, ald Sprad)- 
teuntniß, Numismatil, Diplomatit u. f. w. vgl. Dahlmann a. a. O., S. 5—7, Hierher gehört 
auch das Werk von Wattenbach, Deutſchlands Geſchichtsquellen bis zur Mitte des 18. Jahrh. 
5 Aufl. (1885). 

2) Ganz befonders ift hier hervorzuheben das nor diſche Recht, mit deilen Anwendung 
auf das deutiche Recht in neuerer Zeit freilich oft zu meit gegangen wird dgl. Jacob Grimm 
in Zeitſchr. f. geſch. Rechtsw., Bd. 3, 5.73 flg.). Wilda, Strafrecht der Germanen, ©. 7 fig. 
Paulfen, Ueber das Studium des norbifchen Rechts, 1826. Maurer im der kritifchen Ueberſchau 
der deutſchen Geſetzgebung und Rechtswiſſenſchaft. München 1854, Bd. 1, ©. 47. 277 fig. 
Scildener, Beiträge zur Kenntniß d. Germ. R. St. 1 (1821) und deſſen Borrede zur Ausg. 
d. Guta Lagh. (1818); ferner das englifche Recht (Philipps engliiche Reichs- und Rechts— 
gefchichte feit 1066, 2 Bde. 1827 und 28; Gundermann, Engliſches Privatrecht I, 1864); das 
franzöfifche Recht (vgl. beſonders Warnlönig und Stein, Franzöſiſche Staatd- und Redits- 
gefchichte, 3 Bde. 1845— 48. Schäffner, Geſch. der Rechtsverfafjung Frankreichs, 4 Bde. 1845—50) ; 
das niederländifche Recht (Warnlönig, Flandriſche Staatd- und Rechtsgeſchichte, 3 Bde. 
1835—42); das ſchweizeriſche Recht ift größtentheil® nicht ausländifches germanifches, fondern 
wirklich deutfches Recht, weshalb feine Fitteratur unmittelbar hierher gehört. Daraus ift ſchon 
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unter den Einflüffen einer fremden Nationalität mit der Kortbildung des gleichen 
Princips in Deutfchland gewährt oft überrafchende Aufichlüffe und lehrt nament- 
lich, organifche Pildungen von zufälligen und willtürlichen zu fcheiden. Darauf 
muß aber auch der Gebrauch der fremden Rechte beſchränkt bleiben, und es ijt 
eine nicht zu billigende Methode, nach welcher diejelben zur Unterſtützung jedes 
deutſchen Rechtsſatzes ſchon dann berbeigezogen werden, wenn fie ihn nur in 
äußerlich ähnlicher Weiſe ausjprechen. 


Drittes Capitel. 
FSiteratur des deuffhen Vrivakrechts. 


$ 26. 

Grit im Anfange des vorigen Jahrhunderts hat das deutiche Privatrecht 
die zu jeiner wiſſenſchaftlichen Ausbildung nothwendige Selbjtändigfeit auch in 
der äußeren Form empfangen, indem es aufbörte, in einzelnen abgerijjenen 
Sätzen als Mopdification des römischen Rechts im usus modernus Pandec- 
tarum?!) aufgeführt zu werben. 

Zwar hat nun das beutjche Privatrecht feine eigene Yiteratur erbalten und 
ift namentlich in neuerer Zeit Gegenftand einer warmen und vieljeitigen Theil- 
nahme geworben ; aber e8 fehlt noch viel, dap man jagen könne, e8 jei bier 
diefelbe dogmatifche Durchbildung gewonnen, wie für das römijche Recht. Frei— 
lich ift nicht zu verfennen, daß die wiljenjchaftliche Arbeit auf dieſem Gebiete 
in unjerer Zeit mit ungewöhnlihen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Sie liegen 
in der überreichen Gejeßproduction der Gegenwart, durch welche eine völlige 
Umbildung unjeres geſammten Rechtszuſtandes ausgeführt wird. Erft dann, 
wenn diefe Bewegung, mit der jich Feine frühere in der beutjchen Nechtsge- 
ſchichte vergleichen läßt, zum Abjchluffe gelangt ift, wird die Wiſſenſchaft (aller- 
dings mit ganz anderen Grundlagen) wieder zu neuer voller Geltung gegenüber 
einer bloßen Gejetesfunde gelangen *). 


hier hervorzuheben: Bluntſchli, Staatd- und Rechtsgeſchichte der Stadt Zürich, 2 Thle. 1838-39, 
dem in neuerer Zeit ähnliche Bearbeitungen gefolgt find. Recht der ruffifhen Oftfee- 
provinzen (hier find namentlich die über das mittlere livländiſche Nitterrecht (1817), das 
Yio- und efthländifche Privatrecht (1837 u. 38, 2. Aufl., 1. Bd., 1847) und das revaler Stadt» 
recht (1844, Bd. 1) gelieferten Arbeiten von F. G. dv. Bunge zu erwähnen), und endlich bie 
mittelalterlihen italienifhen Statuten. Die ausführlichfte Quellenangabe fiche bei Mitter- 
maier, Deutfches Privatrecht, $ 43 in den Anm, 

1) Hierher gehören die Schriften: J. Schilter, Praxis juris Romani in foro Germanico 
juxta ordinem pandeetarum (and) unter dem Titel: Exereitationes ad Pandectas) cum praefat. 
Ch. Thomasii 1733 folg. — Sam. Stryk, Usus modernus pandectarum, 1690 und öfter. — 
A. de Leyser, Meditationes ad pandectas, ed. 2. 1772. 12 Voll. 13. 1780. — J. H. Boehmer, 
Exereitationes ad Pandectas. 6 Voll. 1745—1764, 

2) Vol. Gerber's Gefammelte jurift. Abhandl., S. 23 flg., über das Verhältniß der Rechts— 
wiſſenſchaft zur Kodification. 
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Die Yehr- und Handbücher des deutjchen Privatrecht aus dem vorigen 
Sahrhunderte feit dem erjten von Georg Beyer (f 1714) find zum Theil 
unwiſſenſchaftliche, ohne gefchichtlichen Sinn gefertigte Compilationen alter und 
neuer Stoffe ?), zum Theil geſchmackloſe Sammlungen ſ. g. praftifcher Notizen 
und Materialien +), zum Theil ftoffloje und definitionenreihe Syiteme mit ficht- 
barem Einfluß des alten Naturrechts). Auh Runde hat jich von diejem 
nicht frei erhalten, obſchon er zum erjten Male den reichen Stoff des deutjchen 
Privatrehts in voller Ausdehnung zujammengefaßt und in einer jeiner Zeit 
entjprechenden wifjenichaftlichen Weiſe dargeſtellt hat®). 

Das Verdienſt eines ausgezeichneten Fortſchritts in diefer Wiſſenſchaft ge- 
bührt K. F. Eichhorn, der durch feine treffliche deutfche Staats- und Rects- 
gejchichte eigentlich erſt einen ficheren Boden gejchaffen und in jeiner Einleitung 
in das deutſche Privatrecht 7) im Maß und in der Anorbnung des Stoffs von 
wahrbaft wiljenichaftlihen Principien geleitet wurde. Zahlreihe Nachfolger ®) 
haben jeitdem in verjchiedener Richtung die Arbeit Eichhorn's weiterzuführen 
verjucht ; Ginige, indem fie ein reichere® Material aus jehr verjchiedenartigen 


3) Dahin gehören: G. Beyer, Delineatio juris Germanici cura Griebneri 1718. Cura 


Hoffmanni 1723. — Heinecceii Element. jur. Germ. tum veteris tum hodierni. 2 Tom. 
1736—37. — J. R. Engau, Elementa jur. Germ. civilis veter. pariter ac hodierni. ed. 3. 
1748. — Eisenhart, Institutiones juris Germ, priv. ed. 3. 1775. — B. Schmid, Principia 


juris Germ. antiquissimi, antiqui, medii pariter ae hodierni. 1755, 

4) Dahin gehört: I. ©. Eftor, Bürgerliche Rechtögelehrfamteit der Deutfchen u. ſ. w. 
ausgefertigt von I. A. Hoffmann. 1757—67. 3 Thle. 

5) Dahin gehört: J. G. Pütter, Elementa Jur. Germ. priv. hodierni. ed. 3. 1776. — 
J. H. Ch. de Selchow, Elementa jur. Germ, priv. hodierni. ed. 8. 1795. — Ch. A. Goede, 
Jus Germ. priv. 1806. — Teutſches Privatrecht von Krüll, 1805. 2. Aufl. 1821. — (Zu 
feiner Richtung gehört: Grundf. des deutichen Privatredhts u. f. w. von Rößig, 1797.) 

6) 3. Fr. Runde, Grundfäte des gemeinen deutſchen Privatrechts. 1791. 8. Aufl. von 
Chr. %, Runde, 1829. Commentar dazu: W. A. F. Danz, Handbud des deutichen Privat- 
rechts. 10 Bde. 1800—23, (Bd. 8 von Schott, Bd. 9 und 10 von Griejinger.) 

7) K. Fr. Eichhorn, Einleitung in das deutſche Privatrecht mit Einfluß des Lehnrechts. 
5. Aufl. 1845. 

8, E. 3. U. Mittermaier, Grundfäte ded gemeinen deutſchen Privatrehts mit Einfluß 
des Handeld-, Wechfel- und Seerechts. 7. Aufl. 1844. 2 Bde. — ©. Philipps, Grundjäge des 
gem. d. Priv.-R. m. Einfchl. d. Lehnrechts, 3. Aufl., 2 Bde. 1846—47, — R. Maurenbrecher, 
Lehrbuch des gefammten heutigen gem, deutjchen Privatrechts. 1834. 2 Bde. (2. Aufl., 1. Bd. 
1840, 2. ®d. 1855.) — C. W. Wolff, Yehrb. des gem. deutſchen Privatrechts, 1. Bd. 1843. 
— G. Bejeler, Syftem des gem. deutihen Privatrechts, 3 Bde, 1847—1855,. 4. Aufl. in zwei 
Abtheilungen. 1885. — Hillebrand, Lehrbuch des heutigen gem. deutfchen Privatredits. 1849 
(2. Aufl. 1865). — Renaud, Lehrb. des gemeinen deutfchen Privatr., 1. Bd. 1848, — Bluntidhli, 
Deutiches Privatreht. 3. Aufl. bei. durch Dahn 1864. — Walter, Syftem des gem. 
deutjchen Privatrechts. 1855. — Gengler, Das beutfche Privatrecht ın feinen Grundzügen. 
3. Aufl. 1876, — Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts, 1. bis 5. Bd. 1871—85, 
2. Aufl. 1882 flg. — Roth, Syftem des deutfchen Privatredhts, 1880 u. fig. — Heusler, 
Inftitutionen des deutfchen Privatrechtd. 2 Bde. 1885 u. 86. Fraucken, Lehrbuch des deutjchen 
Privatrechts, 1889. — Werthvolle Erörterungen enthält Thöl's Einleitung im das deutſche 
Privatrecht, 1851, und das Werk: Die materielle Uebereinftimmung des vömifchen und germa- 
nifhen Rectöprincips von F. d. Hahn. 1856. 
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Quellen herbeiichafften, Andere, indem fie den Stoff nah einer jtrengeren 
juriftifchen Methode bearbeiteten, noch Andere, indem ſie fich bemühten, mo- 
dernen Stimmungen durch Anfnüpfung an mittelalterliches Recht den erwünfchten 
geihichtlihen Hintergrund zu bereiten. Aber es ift auch ſchon der Zweifel 
ausgejprochen worden, ob fich diefe Wiſſenſchaft des deutſchen Privatrechts 
überhaupt noch lange in ihrer bisherigen Stoffverbindung erhalten werde, da 
viele wichtige Theile derjelben vor der Gefeßgebung unjerer Tage verjchwinden, 
andere Theile aber, namentlich das Handelsrecht, mehr und mehr aus 
ihrem alten Zuſammenhange heraustreten und den Charakter jelbjtändiger, in 
eigenem Mittelpunkte gegründeter wiſſenſchaftlicher Syſteme annehmen. 

Verdienſtlich find auch die in der Form von Grundriffen mit hinzugefügten 
Anmerkungen oder Quellenbelegen in neuerer Zeit gelieferten Arbeiten, indem 
fie einer auf guter Grundlage rubenden Dogmatik weſentlich vorgearbeitet 
baben®). 

Auch Hat es nicht an guten und fördernden Bearbeitungen einzelner Lehren 
gemangelt, welche bald ald Monographien!®), bald als Heinere Abhandlungen 
erichienen jind!?!). 


9) Grundriffe von Weiße (1832. 2. Aufl.\, Gareis (1877) und Franklin (2. Aufl. 1882), 
Ausgezeichnet find die Arbeiten von Ortloff (Grundzüge eines Syſtems des deutſchen Privat» 
rechts mit Einfluß des Lehnrechts. 1828) und Kraut (Grundriß zu VBorlefungen des deutfchen 
Privatrecht. 6. Aufl. von Frensdorf, 1886) Das Werk von Ortloff hat zum erftien Male 
eine mit diplomatifher Genauigkeit und großer Literatur- und Duellenfenntniß ausgeführte 
Grundlage geboten, deren Werth durd) viele eingeftreute eigene Bemerkungen erhöht wird; das 
Wert von Kraut enthält eine vorzügliche Ehreftomathie der Quellen (ein Kleines deutfches Corpus 
juris). Aehnliches bietet: Lörfh und Schröder, Urkunden zur Geſch. des deutſch. R. I. Privatr. 
1874. — Dahin gehört auch: Gengler, Lehrbuch des deutfhen Privatredhts (2 Bde. 1854— 62), 
in welchem ein treffliches Dlaterial mit großem Fleiße zufammengeftellt ift. 

10) Hierher gehören namentlih auch die unten anzugebenden gefonderten Bearbeitungen 
des Lehnrechts, des Handels», Wechſel- und Seerehtd. Die Monographien über einzelne In— 
ftitute des Privatrechts werden an den dazu paflenden Stellen ihre Erwähnung finden, 

11) Während früher die einzelnen Ausführungen entweder in atademifchen Gelegenheitö- 
fchriften veröffentlicht wurden, oder in fortlaufenden Heften eigener Abhandlungen (oft im An 
ſchluß an gerichtliche Ertenntniffe) unter den verfchiedenften Titeln (MNebenftunden, Magazin, 
Beiträge, Abhandlungen, Polemit, Ausführungen u. f. w.), wählt man jett bie im neuerer 
Zeit häufiger werdenden Zeitfhriften zur Belanntmachung kleinerer Auffäge und Abhandlungen. 
Solche auf das deutfche Recht Bezug habende Ausführungen enthalten auch die für das letztere 
nicht ausſchließlich beftimmten Zeitichriften, als die Zeitfhrift für gefchichtliche Rechtswifienfchaft, 
die Zeitfchrift für Nechtögefchichte (feit 1862), das Rhein. Diufeum für Jurisprudenz, die Zeit- 
Schrift für Civilreht und Proceß, das Archiv für civiliftifche Praxis, die Zeitfchrift für das 
gefammte Handelsrecht, die Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen römifchen und deutfchen 
Rechts von Gerber und Ihering u. U. und das Jahrbuch von Weller und Muther u. a. m. 
Blos für deutfches Recht beftimmte Zeitfchriften find: Eranien zum deutfchen Privatrecht, Lief. 1 
won Dalwid herausg.), 1825, Lief. 2 u. 3 (von Falch, 1826 und 1828. Dann die Zeitfchrift 
für deutſches Recht und deutſche Rechtswiſſenſchaft, herausg. von U. 2. Reyſcher und W. E. 
Wilda (ſeit dem 9. Bde. aud von Bejeler und feit dem 17. auch von Stobbe) feit 1839, Sie 
ift mit dem 20. Bande gefchlofien. Zeitjchrift der Sapiguy-Stiftung für Rechtsgeſchichte, feit 
1880, Die verfchiedenen germaniftifchen Unterfuchungen des Verfaſſers diefes Buchs find ent» 
halten in Gerber’8 gefammelten juriftiichen Abhandlungen (1872). 
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Ganz bejonders wünjchenswerth bleibt aber eine wifjenjchaftlihe Behand— 
lung der Particularrechte! 2). Nur dadurch können der Wifjenjchaft des deutſchen 
Privatrechtd neue Lebenselemente zugeführt und die Grundlagen weiteren Fort» 
jchrittS gejchaffen werden. Es jind aber damit nicht blos die an jich jchäß- 
baren Stoffjammlungen gemeint, welche in neuerer Zeit häufiger und vorzüg- 
licher angelegt worden find, fondern volljtändige, nach wiljenfchaftlihen Grund- 
jägen geleitete Ausführungen alles in einem Einzelftaate geltenden Rechts nach 
dem trefflichen Mujter der von Wächter für Württemberg gelieferten Arbeit. 


12) Hervorzuheben find hier Haubold, Yehrbuc des ſächſ. Privatredts. 1820. — 
Sachſe, Handbuch des großhz. Sächſ. Privatredhts. 1824. — Heimbach, Tehrbuch des particul. 
‘Brivatr. der zu den O.-A. Jena und Zerbft vereinten Länder. 1848. (Citirt: Heimbad), 
Sächſ. R.) — Weifihaar, Das württemb. Privatr., 3. Ausg., 3 Thle. 1831—33. Reyfcher, 
Das gemeine und württemb. Privatrecht, 2. Aufl. 1846—1848. 3 Bde. Wächter, Handbud) 
des im Königreich Württemberg geltenden Privatrechts (biß jet 2 Bde, 1839—51). — R. Fald, 
Handbuch de8 Schleswig-Holfteinifchen Privatrechts (bis jetzt) 4 Bde. 1825—40, 5. Bd. 1. Abth. 
1848, Grefe, Leitfaden zum Studium des Hannoverfchen Privatr., 1. Thl. 1838, 2. Thl. 
2. Aufl. 1845. Steinader, Barticulares Privatr. von Braunſchweig, 1843. Roth und v. Meibom, 
Kurhefffiiches Privatr., 1. Bd. 1857. Baumeifter, Das Privatrecht der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg. 2 Bde. 1856. Roth, Bayrifdyes Eivilredht, 3 Bde. 1871— 1875. Böhlau, Medien- 
burgifches Landrecht, 1.—3. Bd. 1871—1880. — Dernburg, Lehrbuch des Preuß. Privatrechts, 
3 Bde., 3. Aufl. feit 1881. Förſter, Theorie und Praris des heutigen gemeinen preußifchen 
Privatrechts, 4 Bde., 4. Aufl. von Eccius feit 1880. Zu nennen find hier auch die gediegenen 
Bearbeitungen preußifcher Provinzialrechte von Wiegand, und die höchſt verdienftliche Bearbeitung 
des öfterreichifchen Privatrechts durch Unger (Syftem des öfterreichifchen allgemeinen Privatrechts, 
Bd. 1, 2 und 6. 1856, 1859, 1864), 
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Die allgemeinen Grundlagen des 
Privateerhts. 


Erites Capitel, 
Don der Entflehung des Rechts. 


Allgemeines. 
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ale 


Die Yehre von der Entjtehung des Rechts, welche im Wejentlichen in 
gleicher Weiſe aus den Zeugnifjen des römifchen wie des deutjchen Rechts ge- 
wonnen werben könnte, pflegt in den Pandektenſyſtemen volljtändig ausgeführt 
zu werben. Ihr fchließt fich das hier zu Crörternde an, indem es die bejon- 
deren Beziehungen des deutjchen Rechts zu dieſer Lehre berüdfichtigt und zur 
Geltung bringt. Hiernach bedarf das Geſetzesrecht an diefer Stelfe feiner 
bejonderen Beiprechung. 


1) Gewohnheitsrecht. 


$ 28. 


Daß die bindende Kraft des Gewohnbeitsrechts !) auf der Anerkennung 
berube, welche der in tbatjächlicher Uebung offenbarten Nechtsüberzeugung des 
durch gemeinfame Sittlichfeit verbundenen Volks gebührt, fei e8 des gefammten 


1) Gegen die in ihren Hauptgrundlagen richtige Theorie Puchta's (Gewohnheitsrecht, 
2 Thle., 1828 und 1837) ift nicht felten vom germaniftifchen Standpunfte aus Einfprud; erhoben 
worben ; jeboh ohne genügenden Grund. Biele der gemachten Einwendungen erflären fich 
daraus, daß fic die ältere deutfchrechtliche Literatur gegenüber den Fortfchritten der romaniftifchen 
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deutichen Volle, oder eines Theil oder Kreiſes deſſelben?), wird durch die 
Praris und Geichichte des deutſchen Rechts ebenſo ſehr beftätigt, als der 
andere Sat, daß dieſem Gewohnheitsrechte eine gleiche Wirkſamkeit wie dem 
geichriebenen Rechte zufomme?). Auch über die Erfenntnifquellen des Gewohn- 
heitsrechts läßt fich aus den Quellen des deutjchen Rechts feine dem römischen 
Rechte gegenüber jelbftändige Theorie aufjtellen , indeſſen verdienen einzelne der- 
jelben bier hervorgehoben zu werben, indem ihr Gebrauch im deutjchen Rechts— 
leben von bejonderer Wichtigkeit iſt“). Dieß iſt der Fall mit den die Exiſtenz 
eines Gewohnheitsrechts unmittelbar bezeugenden Urtheilen und Erklärungen 
der Gerichte, an die Weisthümer und die eibliche Kundſchaft der Schöffen 
erinnernd, jowie mit ben auf urfprünglicher Anfchauung beruhenden Zeugnifjen 
Sachverſtändiger, beſonders der gewerblichen Verbindungen?). Auch die Rechts— 


abſchloß und manchen Irrthum noch fefthielt, der in dem anderen Gebiete des Privatredhts Tängft 
als folder erfannt war. So fagt man: 1) das Gewohnheitsrecht folle auf der Autonomie der 
Privaten beruhen (Reyſcher, Württemb. Privatr. 3 65); 2) feine Geltung liege in der Uebung 
und Gewohnheit (Befeler, Vollsrecht und Juriftenreht. 1843, S. 77, 81); nur dieß muß 
eingeräumt werben, daß die Gewohnheit allerdings die alleinige Manifeftationsform des 
Gewohnheitsrechts if, da nur aus dieſem ftillen, thatfächlichen Ueben die Erkenntniß einer wahren 
im Gegenfag einer „gemachten“ Nechtüberzeugung hervorgebt. Der productive factor 
dagegen ift die Gewohnheit nicht; 3) theilweile gehört hierher, was Walter (deutfch. Pr.-R., 
$ 24, 1) räfonniert, indem er meint, die Theorie Puchta's verleugne für die Lehre von der Ent- 
ftehung des G.-Redhts das fittliche Moment; 4) Verwechſelung des Gewohnheitsrechts mit dem 
fog. Herlommen, worunter nur eine einzelne durch Zeitdauer (undordenfliche Zeit, Verjährung) 
entftandene Befugniß (3. B. die Zehntberechtigung) oder Gerechtſame verftanden werden follte, 
bei welcher zwar ebenfall® eine Gewohnheit, aber in ganz anderer Bedeutung vortommt (Meiste, 
Praft. Ausführungen, 2. Heft, 1846, ©. 22). Ueber die verfchiedenen möglihen Bedeutungen 
des unflaren Wortes Herfommen f. Puchta, Gewohnheitsreht II, ©. 114 flg., und Vor— 
fefungen üb. d. heut. Pr.-R., Bd. 1, S. 26). Leber Hertommen und Obfervanz bei Stiftungen, 
als Fortſetzung des Stiftungswillens, ſ. Gerber im Archiv f. civ. Pr., Bd. 37, ©, 75, 

2) Hiermit foll die nad) dem gegenwärtigen Standpunkt der Tehre über da8 Gewohnheits- 
recht wohl als befeitigt erfcheinende frage beantwortet werden, ob es gemeine deutfche Gewohn— 
heitsrechte gebe und folche noch jetst entjtehen könnten. Beides ift von Hufeland, Beiträge zur 
Berichtigung — d. pofit. Rechtsw. (1792) St. I, Anm. 1, vermeint worden. 

3) Neue Gefegbücher pflegen freilich eıne Beichräntung des Gewohnheitsrechts auszuſprechen, 
in der Borftellung, ihre mühſam geglätteten Wege möchten fonft bald wieder durch „Unkraut“ 
überwuchert werden. Solche Beitimmungen haben da ihre Berechtigung, wo ed fid darum 
handelt, einem neuen gemeinrechtlichen Gefetze bei feiner Einführung gegen die Fortdauer parti- 
eularer Uebungen Sicherheit zu verichaffen. — Der früheren Ueberſchätzung des Gewohnheits— 
rechts ſeitens der hiftorifchen Schule ift in der neueſten Viteratur der Umfchlag einer Ueber— 
ſchätzung des Geſetzesrechts gefolgt. Es handelt fich dabei um Gegenfäge innerlichiter Natur: 
— Die Anſchauung, welche den größten Werth auf den Zufammenhang der Entwidlung des 
Vrivatrechts mit den ſtill wirkenden Kräften der Bolfsfittlichteit legt, und die Anſchauung, weche 
in der bewufiten und überlegten That der Gefetsgeber die befte Wahrung aller VBorausiegungen 
gelungener Nechtsproduction findet. Diefe Gegenfäge erflären fi aus dem Wechſel politifcher 
Strömungen, von denen die einzelnen Zeitperioden beherrfcht werben. 

4) In der That beruht das deutſche Necht zum größten Theile auf Gewohnheitsrecht. 
Nachdem ſich aber die Rechtswiſſenſchaſt diefes Stoffes fchon längft bemächtigt Hat, fo ift für 
viele Inftitute die nächſte Erklenntnißquelle das Zeugniß der juriftifchen Yiteratur geworden. 

5) Bgl. die Continuatio des Reichsabſchiedes punct. commerciorum betreffend vom Febr. 1671. 
S. befonders Puchta, Gemohnheitsreht, Bd. 2, S. 120-146. — llebrigens darf mar bloße 
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ſprüchwörter, welche im Munde des Volks leben und in Deutjchland in 
großer Mannigfaltigfeit vorhanden find, gehören hierher; ihre Anwendung 
darf aber nur mit großer Vorficht geichehen, da fie oft vieldeutig und nichts» 
jagend, oft, nachdem fie ihre eigentliche Bedeutung verloren, irrthümlich im 
Gebrauche geblieben und auf ganz frembartige rechtliche Beziehungen übertragen 
worden find 8); oft wollen fie gar fein Recht, fondern nur eine Sitte aus— 
iprechen, was um jo mehr zu beachten ift, als in Deutjchland jelbit jegt noch 
Beides jo häufig in unllarer Verbindung fteht. 


2) Autonomie? 
$ 29, 

Tie bisherige Yehre war folgende, Es gebe in Deutichland privatrecht- 
ide Rechtsſätze, welche nicht im der gejeßgebenden Gewalt oder in der 
tbatjächlich geübten NRechtsüberzeugung des Volks, jondern in der gewillfürten 
Beitimmung Einzelner ihren Grund hätten. Dieß fer das aus der Autonomie 
entjpringende Recht, d. h. der gewiſſen Perjonen zukommenden Befugniß, für 
die ihrer Wirkſamkeit unterworfenen VBerhältniffe Bejtimmungen mit der Kraft 
von Rechtsſätzen zu ertheilen, welche auch für Dritte verbindlich jeien. 
Dieje Befugniß habe heutzutage; 1) der hohe Adel und die ehemals 
reihbsunmittelbare Ritterjchaft. Bon dieien Berechtigten werde die 
Autonomie in den mannigfachjten Formen ausgeübt, in Familienverträgen, 
Tejtamenten, Hausgejegen, auch in der Form blos gewohnbeitlicher Uebung, 
Obſervanz. Sie erjtrede jih auf die Succeffion, die Vormundicaft, die 
perjönlichen Berhältniffe der Yamiliengliever und auf das Vermögen. Ihre 
Grenze liege in dem Ausſchluſſe jeder Dispofition über ftaatsrechtliche Ver— 
hältniffe und über Rechte Dritter. 2) Die Stadt- und Dorfgemeinden, 
obſchon die ehemals diejen Corporationen zujtehende Befugniß, wirkliche Geſetze 
zu ertbeilen, jet nur unter Vorausfegung der Beftätigung durch die gejeß- 
gebende Gewalt ausgeübt werden könne. Manche jehreiben auch Privatcor- 
porationen und jonjtigen Genoſſenſchaften diefe Autonomie zu. 3) Gerichts» 
böfe und Behörden übten noch heutzutage ein theild in ausdrüdlichen Be— 


j. g. Gebräude i. e. ©. (3. B. Handeldgebräuche) nicht mit Gewohnheitsrecht verwechſeln; 
jene find nicht Rechtsfäge, fondern thatſächliche Uebungen, deren Regel als vermutheter Inhalt 
des Barteimwillens bei gewiſſen Rechtsgefchäften zu gelten hat, folange nicht ein anderer Inhalt 
als wirklicher Wille bewiefen wird. Im deutſchen Handelsgeſetzb. wird unter dem Ausdruck 
„Handelsgebräuche“ der eben genannte Begriff und das Gewohnheitsrecht zugleich ver- 
ftanden, was von vielen Seiten verlfannt wird. Bgl. meine Ausführung in Gerber's gefam- 
melten juriftifchen Abhandlungen. 1872, ©. 427 lg. (A. A. freilich Goldfhmidt, v. Hahır 
und Yaband.) 

6) I. F. Eifenhart, Grumdjäge der deutjchen Rechte in Sprüchmwörtern mit Anmerkungen 
erläutert. 1757. N. Ausg. v. L. E. Otto. 1823. Hillebrand, Deutfche Rechtsſprüchwörter. 1858, 
Deutſche Rechtsſprüchwörter — gefammelt und erflärt von Graf und Dietherr. 1864. Puchta 
a. a. O. 148 u. f. 
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ſchlüſſen, theils in Objervanzen fich ausjprechendes Recht der Autonomie für 
die Feſtſtellung der äußeren Gejchäftsformen aus '). 

Diefe Lehre ijt nicht haltbar ?). Es giebt heutzutage feine Autonomie der 
gedachten Perfonen und Genofjenichaften in der Bedeutung einer Erzeugung 
privatrechtliher Nechtsjüge. Denn was 1) die angebliche Autonomie des Adels 
betrifft, jo befteht fie im heutigen Rechte lediglich in der Befugniß dieſes 
Standes, feine eigentbümlichen Interejien buch Anwendung von Inſtituten 
zu befriedigen, welche das beutiche Recht für fie jpeciell geichaffen hat — 
Familienfideicommiſſe mit oder ohne Individualjucceifion, Stammgüter, Grb- 
verbrüderungen, Yamilienftiftungen nebjt allen jenen vielfachen Nebenbejtim- 
mungen, zu deren Aufnahme dieje Injtitute fähig ſind. Es handelt fich aljo 
nicht um eine Begründung von Rechts ſätzen, jondern von Rechts verhält— 
nijjen. Zu jener Borjtellung gab Veranlafjung einmal der Umitand, daß 
man jeit der Reception des römijchen Rechts ein abgejchloffenes Syſtem des 
bürgerlichen Rechts bildete, in welchem jene aus freier und urfprünglicher That 
eines befonderen Standes entwidelten Injtitute feinen Pla fanden ®), die man 


1) In voller wiflenfchaftlicher Beftimmtheit ift diefe Lehre erft von Puchta, Gewohnheits- 
recht II, S. 106 flg., ausgeführt worden. Denn wenn and ſchon früher den Berfügungen, 
von denen hier die Rebe ift, häufig die Bezeihnung als „Geſetze“ ertheilt wurde, jo weiß man, 
daß. die Unterſcheidung einer Norm des Nehtsjates und einer Norm des Rechtsge— 
fchäftes von der älteren Jurisprudenz überhaupt nicht mit wirklicher Schärfe gemacht wurde. 

2) Die Begründung der folgenden Darftellung fiehe bei Gerber, Leber den Begriff der 
Autonomie, im Ardjiv für civil. Praris, Bd. 37, S. 35 flg. (1854). Gegen diefe Anficht: Maurer, 
Kritifche Ueberſchau der deutichen Geſetzg. und Rechtswiſſenſch, Bd. 2, S. 129 fl. Zöpfl, Staats- 
recht, 4. Aufl., $ 313 flg. Jolly, Stritiiche Leberichau, Bd. 6, S. 330 fl. Hermann, De auto- 
nomia jur. Germ. fonte. 1859. Dagegen wieder Gerber in f. u. Ihering's Jahrb., ©. 36 fl.) 
— Ein fehr häufiges Mißverſtändniß ift dieß, ald wenn durch meine Lehre den Rechten der 
Standesherrn und der Gemeinden ein twefentliher materieller Abbruch gethan werde, wäh- 
rend es fi in der Hauptfache doch nur um eine Berfchiedenheit der rechtlihen For mulirung 
einer Berfügungsgewalt handelt, welcher, mag man fie als beſchränktes Gejeggebungsredht oder 
als eine eigenthümliche vechtögefchäftlihe VBerfügungsgewalt auffaſſen, im Ganzen ziemlich die- 
felbe praltiiche Wirkung beigemefjen werden muß. Einen befonderen Antheil an der Oppo- 
fition hat auch die Romantik, mit der fich Einzelne das „hochadelige Haus‘ als die Duelle einer 
„organischen Hausgeſetzgebung ausmalen, und die Illuſion Mander über den „genofienfchaft- 
lichen Charakter” der ftandeäherrlichen Familien, welche freilich vor einer wirllichen Kenntniß 
der thatfächlichen Berhältnifie in Vergangenheit und Gegenwart größtenteil® verſchwinden würde. 
Dieß gilt jetzt wieder befonders von Gierke, Das deutfche Genofjenfchaftsrecht, 1. Bd. 1868, 
©. 419 fig. — Eine neue, auf jelbftändigem Denken beruhende Erörterung über diefen Gegen- 
ftand giebt Böhlau, Medlenb. Yandrecht I, 5 57. Bezüglich) der f. g. Autonomie der Gemeinden 
und Corporationen flimmt er mit mir überein (benn die angebliche Differenz, S. 350, Anm. 7, 
befteht nicht). Bez. des hohen Adels ftatuirt Böhlau nicht ein Recht der Privatrechtsgejeg- 
gebung, fondern einer Art „organifcher‘‘ Rechtsoffenbarung (?). Unrichtig ift es, wenn Böh- 
lau ©. 354 a. E. meine Ausführungen eine „Anwendung von Bemerlungen Ihering's nennt. 

3) Ein höchſt intereflantes Zeugniß eines fcharfen Beobadhterd aus der Zeit, da der Proceß 
biefer theoretiichen Entwidelung begonnen hatte, it das von Zafins, welcher fidh (respons. sing. 
L., 2 Cap. 7) über Erjcheinungen der angegebenen Art — freie deutſche Rechtshandlungen ohne 
Anlehnung an ein ſchon fertiges Inftitut — fo ausdrüdt: in ordinationibus successoriis, quibus 
tota Germania est referta, hoc videre licet: hae enim nec sunt testamentum, nec codieillus, 
nec donatio propter nuptias, nec plane pactum, sed est voluntasin genere, 
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nun, ba jie einmal nicht mehr verdrängt werden fonnten, in ihrem rechtlichen 
Beitande durch Annahme einer ausnahmsweiſen angeblichen Gejeggebungs- 
gewalt des beutjchen Neichsadels +) rvechtfertigte ; jodann der weitere Umſtand 
daß diefe Verfügungen wegen ihrer Wirkjamfeit auf eine unbeftimmte Zukunft 
und auf nicht individuell bejtimmbare zufünftig entjtehende Subjekte eine ge» 
wiſſe Aehnlichkeit mit Gejegen hatten 5). Nachdem aber das heutige Syſtem 
des deutſchen Privatrechts jene Inftitute mit eben diefer Eigenthümlichkeit in 
jih aufgenommen und das in ihnen ausgefprocdene Prineip einer erweiterten 
Möglichkeit, Willensacte mit zulünftig bindenber Kraft zur Erhaltung der Fami— 
lienindividualität in der Gejchichte vorzunehmen, anerkannt hat, fann ihre An— 
wendung nicht mehr als eine Nechtserzeugung für einzelne Fälle betrachtet 
werden. Verfügungen des hoben und niederen Neichdadeld über Güter- und 
Familienverhältniffe, welche auf eine unbegrenzte Zukunft wirken follen, haben 
demnach einen rechtlichen Beſtand nur unter der Vorausjegung, daß fie eines 
jener oben genannten Inſtitute nah Maßgabe feiner Regeln realifiren ®). Was 


4) ©, 3. B. Knipschild, De fideicom. VI, 46. Dabei mußte natürlich der Umftand, daß 
die bebeutendften Mitglieder diefes Standes zugleih Yandesherren waren, zur Befeftigung 
jener Borftelung beitragen. Und doc wurde jelbit zur Reichszeit die Konfequenz einer foldhen 
Anfhauung weder von der Reichsregierung noch von den Reichsgerichten vollftändig anerkannt. 
So wurde 3. B. ein zur faiferlihen Beftätigung eingereichtes Statut, in welchem eine zu 
firenge Anordnung des Ebenbürtigfeitsprineip enthalten war, immer zurüdgewiefen. Wie un— 
richtig die oft gehörte Meinung tft, daß zur Zeit des Reichs eine gejetgebende Autonomie des 
hohen Adels im vollen Sinne des Wortes beftanden habe, ergiebt fi fofort au8 der Thatſache, 
daß ſich die Dispofitionen diefes Standes fogar gefallen (afjen mußten, nad) dem privatredht- 
lichen Maßſtabe des römiſchen Rechts beurtheilt zu werden. Bei manden Schriftjtellern iſt 
deutlich zu beobachten, daß fie aus der modernen mit dem Begriffe Autonomie verbundenen 
Borftellung zurüd argumentiren. — Gegen die oft gehörte Behauptung, daß der hohe Adel ſich 
willtürlih die Mündigfeitstermine habe beftimmen können, ſ. Gerber's gefammelte jur. Abh., 
S. 55 Anm.*). 

5, Es ift eine Eigenthümlichleit des deutſchen Rechts, daß es durd; Vermittelung gewiſſer 
Inftitute (Stiftung, Bamilienfideicommiß, Erbverbrüderung) die Begründung von Berechtigungen 
zufünftig entftehender, jetzt noch unbeſtimmter Subjelte zuläßt. S. auch Gerber in feinen und 
Ihering's Jahrbüchern, Bd. 1 (1857), ©. 84 fig. 

6) Daher wird 3. B. die Einführung der Primogenitur und des allgemeinen Gebots der 
Unveräußerlichteit Heutzutage nur in Verbindung mit der Stiftung eines Familienfideilommifie® 
ftatthaft fein, nicht aber als abjtracter und ifolirter Say, und der Ungehorfam gegen eine folche 
Verfügung wird nicht als eine „Geſetzübertretung“, fondern als eine der Natur eines begrün- 
deten Rehtsverhältmiffes widerftrebende Handlung betrachtet werden müſſen. Dit a. W. 
auch die Rechtsfagungen des hohen Adels ericheinen nicht als aus den Wollen gegriffene ab- 
firacte Ordnungen, fondern als die cpnerete Realifirung der in beftimmten Rectsinftituten an- 
erfannten Möglichkeiten. — Es ſpricht nicht gegen diefe Theorie, wenn ſich einzelne Fälle nad)- 
weifen laflen, im melden eine Staatsregierung vielleicht aus Unachtfarnkeit einzelne weiter grei— 
fende ſtatutariſche Beftimmungen bat paffiren laſſen. Dieß gegen Roth, Bayı. Civilr. 1, 
S. 103, 

7) Bundesacte Art. 14: „Es werden (2) nad den Grundfägen der früheren deutſchen Ver- 
fafjung die noch beftehenden Familienverträge (dev Mediatifirten und der Reichsritterſchaft) auf- 
recht erhalten, und ihmen die Befugniß zugefihert, über ihre Güter und Familien- 
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Befugniß, fich der genannten Rechtsinjtitute in der Freiheit, wie jie gemein- 
rechtlich zur Zeit des Reich bejtand, zu bebienen, gegenüber der Territorial- 
gejeßgebung, welche oftmals ihre Exiſtenz bedroht hat, garantirt wird. 
Ueber die Form derjelben — ob Vorträge oder Teftamente nöthig, ob der 
Senior (das Familienhaupt) allein oder nur in Verbindung mit den Agnaten 
bandeln könne — läßt fich eine Entſcheidung nur aus den Verhältniffen des 
concreten Falls ermitteln; eine allgemeine Bejtimmung ift jedoch die, daß jolche 
Verfügungen wegen ihrer weitgreifenden öffentlichen Bedeutung dem Souverain 
vorgelegt und durch die höchſten Landesſtellen publicirt werben müſſen, und 
erjt von diefem Augenblide an verbindliche Kraft haben ?). — 2) Die Stadt» 
gemeinden übten ehemals eine eigene wirkliche geſetzgebende Gewalt in ihrem 
Herrihaftsbezirte aus; denn in dem unentwidelten feudalen Territorialjtaate 
hatte die Communalgewalt die Bedeutung einer localen Staatsgewalt. Im 
heutigen Staate, der alle ihm principiell zuftehenden Aufgaben wirklich über- 
nommen bat, jteht der Gemeinde nur noch eine Gemeindegewalt zu. Wenn 
dieje auch noch fo frei und jelbjtändig geftellt ift, jo Hat ihre Ausübung doch 
nur den Charakter der Verwaltung und Vollziehung nach Mafgabe der in den 
Landesgefegen, insbefondere Gemeindeorbnungen enthaltenen Bejtimmungen. 
Dieß gilt jelbft dann, wenn die Gemeinden gejeglich ermächtigt werden, gewiſſe 
allgemein gehaltene Vorjchriften der Gemeindeordnung durch (von der Staats» 
regierung zu bejtätigende) Yocaljtatuten nach Maßgabe örtlicher Verhältniſſe 
auszuführen und zu präcifiren. So wenig aber die Verfügung der Magiftrate, 
welche jih auf die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten beziehen ®), als 


verhältniffe verbindlihe Berfügungen zu treffen, welche jedod; dem Souverain 
vorgelegt und bei den höchiten Yandesjtellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht 
werden müflen. Alle bisher dagegen erlaffenen Verordnungen follen für künftige Fälle micht 
weiter anwendbar fein.” Controverſe, ob diefe Schlußworte nur auf fünftige Acte, oder auch 
(nad) der wohl richtigeren Anficht) auf die durd; die Rheinbundsacte aufgehobenen Verfügungen 
zu beziehen find, f. Zachariä, Deutfches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl., Bd. 1, ©. 523, 
— Was die Obferpanz betrifft, als eine angebliche Nechtsquelle, welche innerhalb der Sphäre 
der Autonomie dem Gewohnheitsrechte im allgemeinen Rechte entfprechen foll, fo vgl. darüber 
Gerber a. a. D. des Archivs für civ. Pr., ©. 56 fig. 

8) Diefe Beſtimmung des Art. 14 der B.-Acte ift von der Landesgeſetzgebung verſchieden 
aufgefaßt worden, die bald bloße Kenntnißnahme, bald Betätigung des Souveraind fordert. 
S. Zachariä a. a. O., S. 525. Köberlin in der Zeitfchr. für Eivilr. u. Proceh, N. F. Bd. 21, 
S. 227 flg. (1864). Kaiſerliche Beftätigung war zur Zeit des Reichs zur formellen Gültig- 
keit eines Kamilienftatuts nicht nöthig, immerhin aber nützlich. 

9) Hierzu müſſen aud) die Beſtimmungen gerechnet werden, welche ſich auf die Ordnung 
der Allmendbenutung, insbefondere der Gemeindetriit und des Holz- und Streuholens beziehen, 
und einen regelmäßigen Gegenftand der mit obrigteitlicher Genehmigung zu entwerfenden |. g- 
Ortsftatute, auch befonderer Gemeinde-Hutorbnungen bilden. Denn auch hier handelt es ſich 
um Verfügungen über Corporationseigenthum, welche ſich von Verfügungen eines Privatmannd 
nur dadurch unterfcheiden, daß die Gemeindebehörde vermöge ihrer Localobrigleitlihen Stellung 
als Vorfteherin einer öffentlihen Corporation ihren Anordnungen durch Strafandrohung Nach— 
drud verfchaffen kann. — Noch weniger kann man in Bezug auf das Genoſſenſchaftsrecht 
der Gemeinde, die Ortsbürger zu beftenern, am eine gefetgebende Gewalt denen (mie denn 
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Ausflüffe einer gejetgebenden Gewalt angejehen werben können, jo wenig fön- 
nen als Ausflüffe einer eigentliben Gemeindeautonomie die polizeilichen Orb- 
nungen gelten, welche die Gemeindebehörde in Ausübung der ihr vom Staate 
anvertrauten Rocalpolizei ausgehen läßt 19). — Noch weniger kann endlich den 
Statuten von Privatcorporationen und Geſellſchaften die Bebeu- 
tung von Gejegen beigelegt werden. Ueberall handelt e8 ſich auch hier nur 
um die Anwenbung beſtehender Rechtsregeln und die Ausführung ber 
im objectiven Rechte gegebenen Möglichkeiten 1), 3) Die angebliche Auto— 
nomie der Behörden endlich bezieht ſich jedenfall® nicht auf Gegenjtänbe, 
welche in das Gebiet des Privatrechts fallen (Feſtſetzung äußerer Geſchäfts— 
formen) !?). 


überhaupt diefe Befugniß in einem Syftem des Privatrechts nicht zur Erörterung zu 
bringen ift). 

10) S. N. 12 a. E. — Wenn in unferen Tagen der Ruf nad; ber Wieberherftellung ber 
Autonomie der Gemeinden gehört wird, fo ift damit leineswegs das Verlangen nad) Erneuerung 
der politijhen Communalunabhängigteit des Mittelalter, fondern nur die Forderung 
wirtbfhaftlidher Selbftändigkeit (Selbftverwaltung) bei voller Wahrung der politifchen 
Staatseinheit gemeint. 

11) Damit foll nicht gefagt fein, daß alle Corporations- und Gefellfchaftsftatuten nur den 
Charakter von Berträgen hätten. Es giebt eine ganze Reihe rechtsgeſchäftlicher Feftfegungen, 
welche dem von der Jurisprudenz noch wenig entwidelten Begriffe der Stiftungsgefdäfte 
angehören. Es find einfeitige Rechtsgeſchäfte. Zu ihnen gehört vor Allem die Errichtung einer 
eigentlichen Stiftung, ein Rechtsgeſchäft, durch welches eine in fortgefegter Liberalität wirkfame 
MWillenspotenz in der Form einer juriftifchen Perfon gegründet wird, dahin gehört ferner bie 
Erridtung einer Corporation, d. h. die im Zuſammenwirlen Mehrerer erfolgende Gründung 
eines für gewiſſe Zwede beftimmten Gemeinmillens in ber Form der juriftifhen Perſon; beides 
find Rechtögefchäfte, welche nad) der Norm erlaubender Rechtsſätze vorgenommen werben, und 
einen Beftandtheil des Rechtögefchäfts bildet aud) die Beflimmung der Organifation, die Feft- 
fegung des rechtlichen Apparat, mittelit deſſen, und der Formen, im denen der corporative 
Gemeinwille ſich beivegen foll, d. h. die Feftfetsung feiner Statuten. Wer fi in die beftehende 
Corporation aufnehmen läßt, ſchließt deshalb einen Bertrag — nicht mit den einzelnen Corpo- 
rationdmitgliedern über die Anerkennung der Statuten, fondern mit der Corporation 
felbft über feinen Eintritt in ihren Kreis ab, natürlih nad Maßgabe der Statuten, mit 
benen die Corporation allein eine rechtliche Eriftenz hat. Zu deu Stiftungsgeihäften gehört 
auc die Errichtung eines Familienfideicommifjes u. U. — Daß dagegen die Statuten einer 
Lebensverfiherungsgejellfchaft u. f. mw. nur den Gharalter fummirter VBertragsbe- 
ftimmungen haben, ift wohl leicht zu ermweifen. — Nach diefen Geſichtspunkten ift auch zu 
behandeln das f. g. jus curiae feudalis, d. h. das am einzelnen Lehnshöfen geltende, die inneren 
Berhältnifie der Lehensperfonen beftimmende Recht, welches theil® auf Beliebungen des Lehns- 
herren allein berubt, denen fich die Bafallen im Lehnvertrage unterwerfen, theil® auf Verträgen 
zwiſchen Lehnsheren und Vaſallen. 

12) Daß fi in der Veröffentlihung von Präjudizien feine Autonomie der Obergerichte 
fundgiebt, bedarf keines Nachweifes. — Uebrigens ift felbftverftändlich von der hier behandelten 
Autonomie auch fern zu halten die delegirte Geſetzgebungsgewalt gewiſſer Be- 
börden, namentlich Gemeinde- und Polizeibehörben, nach welcher fie geſetzlich ermächtigt find, 
polizeiliche Berordnungen (dahin gehören auch die localen Bauordnungen) mit Geſetzeskraft 
innerhalb beftimmter Grenzen zu erlaffen. Solche Behörden handeln einfach als Organ bes 
Staats, eine Erfcheinung, die namentlich da hervortritt, wo die Principien der Selbftver- 
waltung in umfafjenderer Weife zur Geltung gelangt find, und hiernach gewiſſe Ort8-, Bezirts- 
und Provinzialbehörden mit der entfprechenden Verordnungsvollmacht ausgeftattet find. 


Bon der Entitehung des Rechts. $ 30, 49 


3) Recht der VWiſſenſchaft ). 
8 30. 

Mehr als irgend ein anderes bedarf das deutſche Recht der Unterjtügung 

durch die Wiffenjchaft. Denn weder das Gewohnheitsrecht, noch die Gejeh- 
gebun; haben vermocht, die durch die Aufnahme des römijchen Rechts zerftreuten 
und zerriffenen Glemente des einheimijchen Rechts wieder zu beleben und in Die 
gebührende Stellung einzuführen. Vielmehr war und ift e8 Sache der Wifjen- 
Ichaft, die aufgehaltene Rechtsbildung zu erjegen, die einzelnen Bruchjtücde des 
einheimifchen Rechts zu fammeln, aus ihrer Geſchichte die innere Natur der— 
jelben und die darin verborgenen Säte zu ermitteln, aus gewonnenen Prin— 
cipien ergänzende Grundſätze ausfliefen zu lafjen, diejes Alles zu Imftituten zu 
vereinigen, und fie felbjt wieder aus eigenem Mittelpunfte zu entwideln und 
in das Syſtem einzufügen?). Allerdings ift diefe Thätigfeit immer nur eine 
conjtruirende, welche ein Gegebenes vorausjegt, das fie zum wiljenjchaftlichen 
und lebendigen Bemwußtjein fördert, auch ift das Ergebniß derjelben kein unbe» 
ftreitbares, wie das fonftige Recht, fondern nur durch feine innere Wahrheit 
bindend, welche deshalb die fortdauernde Bedingung feiner Autorität ijt); 
aber doch iſt e8 noshwendig, diejes freiere Schaffen, welches fich namentlich, 
obſchon nicht ausfchlieglih, in der formellen Ausbildung des Nechts bethätigen 
wird, von der bloßen Interpretation zu jcheiden, der es zwar verwandt, aber 
in feiner gejtaltenden Kraft überlegen ift*). Die Interpretation bringt das 
Recht zum Bewußtjein durch Darlegung des Gefegeswillens, die producirende 
Wiffenichaft durch Aus- und Aufbau feines Materials 5). 
1) Bgl. Puchta, Gewohnheitsrecht 1, ©. 161 flg., II, ©. 14 flg., Pandekten $ 16. Savigny, 
Spitem des heut. Röm. Rechts I, $ 14, 19, 20, — Was Befeler, Syftem des deutfchen ‘Brivat- 
rechts, S. 130 fig. (und fchon früher in feinem Vollsrecht und Juriftenrecht), unter Juriften- 
recht verfteht, ift nicht fowohl eine eigenthümliche Rechtsquelle, al8 vielmehr ein beionders quali» 
fieirter Theil des Gewohnheitsrechts, nämlich derjenige, bei welchem, „begünftigt durch die Yäflig- 
feit der Gefeggebung‘’, der Juriftenftand eine ausschließliche Macht über das Recht erworben und 
den Einfluß des Volls verdrängt hat. Es ift nicht eine juriftifche, fondern pathologiiche 
Charakteriftit der Rechtäquelle. 

2) Juriftifche Conſequenz und Anwendung der Analogie find die hauptſächlichſten Mittel 
zur Erreihung diefes Zieles. 

3) Die communis opinio der Schriftiteller hat die Bedeutung einer Bermuthung der Wahr- 
heit, weldje aber natürlich durd; genaueres Erforjchen berichtigt werden darf. Ebenfo die öfter 
in gleicher Weife wiederholten Entjcheidungen höherer Gerichte. 

4) Die innere Kraft der wifjenfchaftlichen Entwidelung fteigert ſich hier bis zu einem ſolchen 
Grade, daß fie in das Gebiet der Production Hinüberfchweift. Denn indem der im pofitiven 
Rechte vorhandene Keim erfchloffen und als ein ausgebildetes Rehtsinftitut der Gegenwart auf- 
geftellt werden fol, handelt es fich zwar noch immer um eine Entwidelung des Inhalts jenes 
Keime, aber diefe erfolgt mit der Zuthat einer folhen Menge von Materialien, daß eine wirk— 
lihe Schöpfung entficht. Eine fcharffiunige Analyfe diefes Verfahrens giebt Thöl, Einleit. in 
das deutſche P.-R., S. 110flg. S. auch v. Scheurl, Beiträge zum röm. Recht, 1852, ©. 121 
fig., und Ihering, Geift des röm. Rechts, 1. Bd., ©. 29; 2. Bd. 2. Abth. (Theorie ber 
juriftifchen Technik). 

5) Die richtige Auffafjung der verfchiedenen Formen des Verhältniſſes der Willenfchaft 


zum Stoff giebt Ihering in feinen und Gerber's Jahrbüdern Bd. 1 (1857), ©. 1 fig. 
16. Aufl. 4 
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Diefer Thätigkeit ijt der gegenwärtige Zuſtand des deutſchen Rechts zum 
größten Theile zu verdanken. Bon ihr ift aber wohl zu unterjcheiden jene an- 
dere Wirkſamkeit der Yuriften für die Erzeugung des Rechts, bei welcher fie 
nur die Organe zur Bildung eines Gewohnheitsrechts werden, das fie als die 
Kundigen im Volke ausjprechen®). 


Zweites Capitel. 
Don der Anwendung der Aechtsvorfhriften 


in Rückſicht auf die Verſchiedenheit ihrer herrſchaftsgebiete. 
1) Innere Grenzen. 
8 31. 

Es ift eine natürliche Ordnung, daß bei dem Zujammentreffen mehrerer 
einheimiſcher Rechtsvorfchriften von verjchiedenem Herrichaftsumfange der- 
jenigen der Vorzug gegeben wird, welche unter dem Einfluffe der dem frag- 
lichen Thatbeſtande am nächjten liegenden rechtserzeugenden Kräfte entjtanden 
if. Es wird daher zuerft das nächite Yocalrecht, dann das weitere Particır- 
larrecht und endlich das gemeine ſubſidiäre Necht Anwendung finden („Willfür 
bricht Stadtrecht; Stadtrecht bricht Yandrecht; Landrecht bricht gemein Recht”)!). 

Wendet man diefe Regel auf die gegebenen Verhältniſſe in Deutjchland 
an, jo ergiebt fich, daß das recipirte römiſche, canonifche und das Recht ber 
libri feudorum nebjt den VBorjchriften ber älteren Reichsgeſetze dieſe letzte Stelle 
des jubfidiären Rechts gegenüber einem bejtimmten particularrechtlich geltenden 
einheimijchen Rechte einnehmen. Im Allgemeinen betrachtet, kann man dagegen 
nur fagen, daß das römische Recht neben dem beutjchen gelte, und daß die 
Feſtſtellung ihres gegenfeitigen Verhältniffes der Gegenjtand einer noch feines» 
wegs abgejchloffenen Rechtsbildung iſt. Es giebt daher darüber feine allge- 
meinen Regeln, jondern es bedarf ſtets der Unterfuchung im Einzelnen *). — 


6) Dahin gehört namentlich da8 Recht, welches häufig mit dem Namen Gerichtsgebraud) 
oder Prarxis bezeichnet wird. 

1) Diefes Sprichwort (f. Eifenhart, Rechtsfprüchmwörter Nr. 1) ift abgeleitet aus den Worten 
des Sächſ. MWeichbildes, Art. 24: „Gelübd und Willlür bricht allerhand Recht, da man es ge- 
zeugen mag“; vgl. die Reichſshofrathsordnung Tit. 1, $ 15, u. Zit. 5, $ 1. — Heutzutage 
wird ein ſolches Berhältniß engerer und weiterer Rechte nur durch Entftehung localer und pro- 
vinzieller Gewohnheitsrechte begründet werden können, weil das Gejetesrecht im neueren Staate 
nur noch von der Staatsgewalt ausgeht. Wo jenes BVerhäftniß befteht, hat e8 feinen Grund 
in befonderen gefchichtlihen Ereigniffen, und zwar in der Regel darin; daf ein Ort mit bereits 
ausgebildeten Rechte zu einem größeren Yande mit anderer Nechtöverfafjung hinzugefügt wurde; 
ſodann allerdings aud) in ber früheren Beichränfung der Yandeshoheit in Bezug auf die Gejet- 
gebung und in der weiten Anerfennung der corporativen Autonomie. 

2) Alle Regeln, welhe man (3.8. Eichhorn, $ 28 fig.) darüber aufftellt, find in der That 
nur Entſcheidungen einzelner Fälle, keine allgemeinen Grundfäge. S. Thöl, Einl. $ 69. 
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Eine ganz andere Regel gilt über das Verhältnif der Geſetze des jegigen Deut- 
ſchen Reichs zu den particularen Rechten feines Gebiets, indem jie nicht blos er- 
gänzendes und jubjidiäres, jondern das Particularreht völlig ausſchließendes 
gemeined Recht erzeugen ?). 


2) Aengerliche (örtliche) Grenzen!). 
$ 32. 

Es kann die Frage entjtehen, ob das Recht des In- oder des Auslandes 
zur Anwendung fommen müjje ?); dieß ift der Fall, wenn e8 fich um bie Be- 
urtheilung eines im Auslande begründeten oder mit Ausländern abgejchloffenen 
Geſchäfts oder überhaupt eines Nechtöverhältnifjes handelt, welches mit dem 
Auslande in irgend einer Verbindung jteht ®). 

Die Beantwortung diefer Frage +) wird durch die Unterjuchung gefunden, 
welchem örtlichen Rechtsgebiete das einzelne fragliche Rechtsverhältniß ange- 


3) Berfaflung des deutfchen Reichs Art. 2: „Innerhalb diefes Bundesgebiets übt das Reich 
das Recht der Gefegebung nad) Maßgabe des Inhalts diefer Berfaffung und mit der Wirkung 
aus, daß die Reichdgefege den Yandesgefegen vorgehen.” Vgl. über die Vedeutung diefes Satzes 
die Ausführungen von Yaband, Staatsrecht des Deutfchen Reichs 2. Bd. (1878), ©. 109 flg. 
Nur theile ich nicht die Prämiffen dieſes Schriftftellers, wonad die Souveränität nur dem 
Reihe und nicht aud im ihrem Kompetenzkreife den Cinzelftaaten, eine „Bejeggebung‘ nur 
jenem, diefen nur eine „Autonomie‘ zuftehe. 

1) Die andere hierher gehörende Frage, nämlich über die zeitliche Begrenzung der Wirl- 
famteit der Rechtöregeln (die rückwirlende Kraft der Gefege), wird in den Pandeltenſyſtemen 
verhandelt ; e8 ift im deutichen Rechte fein befonderer Grund, diefe Frage hierher zu ziehen. 

2) Die Literatur über dieſe außerordentlich beftrittene Frage ift ungemein groß und findet 
fi; am vollftändigften im der Abhandlung von Wächter im Archiv f. civil. Praris, Bd. 24, 
S. 230-8311; Bd. 25, ©. 1-60, 161—200, 361—419 verzeichnet. Hervorzuheben find: 
Cocceji de fundata in teritorio et plur. loc. eoncurr. potestate 1764. Hert, De collisione le- 
gum. 1688. Story, Comment. on the confliet of laws. Boston 1841 (2, Aufl... Schäffner, 
Entwidelung des internationalen Privatrecht. 1841. Foelix, Traité du droit international 
priv ou du confliet des lois des differentes nations ete. Paris 1843. Wiütter, Das praf- 
tifche europäifche Frembdenredht. 1845. Savigny im 8. Bande feined Syftems des heutigen 
röm. Nechtö (1849), Pfeiffer, Das Princip des internationalen Privatrecht. 1851. Thöl, 
Eini. in das deutfhe P.-R., S. 168 flg. v. Bar, Theorie und Praris des internationalen 
Privatrechtd. 2 Bde., 2. Aufl. 1889. R. Schmid, Die Herrichaft der Geſetze nad) ihrer räum— 
lichen und zeitlichen Grenze. 1863. Böhlau, Mecklenb. Yandr. 470—76. Stobbe, Handbud) 
des D. Pr. R., 1. Bd, ©. 172 fig. 

3) Diefer Frage im Wefentlichen gleich fteht die andere über die Grenzbeftimmung colli- 
dirender Local» und Provinzialrechte eines und deflelben Staatd. Wenn Manche bier ein 
anderes Prinzip emticheiden laſſen wollen, jo beruht die wohl auf der zu großen Bedeutung, 
welche diefe Schriftiteller dem Einfluffe der Staatsjelbftändigkeit auf die Beantwortung unferer 
Frage beilegen. 

4) Das römische Recht mit feiner eigenthümlichen Behandlung der Peregrinen und feinen 
Srundfägen über origo und domieilium ift hier faum im einigen Einzelfragen braudbar. 
Saviguy a. a. O., ©. 89 flg. Die Grundfäge des germanifchen Rechts (das Syſtem der 
Stammesrechte) find läugſt in dem Prineipe der Territorialität der Nechte aufgegangen. Stobbe 
im Jahrbuch von Better und Muther, 6. Bd., S. 21 fig. findet das letstere ſchon im Sachſen— 
ſpiegel allein herrſchend. 

4* 
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hört 5); hieraus ergiebt ſich dann die anzuwendende Rechtsregel 6). Die Ver— 
ſchiedenheit der Staaten ſteht bei den wölferrechtlichen Principien der Gegenwart 
der Anwendung der letteren nicht hindernd entgegen. Gine Ausnahme von 
diefem Grundfate findet nur dann jtatt, wenn das Geſetz des zur Entjcheidung 
berufenen Gerichts nach ausdrüdlich erflärter oder aus feinem Weſen bervor- 
gehender Beitimmung im Kreije feines Geltungsgebiets abjolut und ausſchließ— 
lih zur Anwendung gebracht werben joll, oder wenn e8 dem fraglichen Rechts- 
injtitute des Auslandes überhaupt die Anerkennung verjagt ?). E8 find num die 
für jene Unterjuchung leitenden Grundſätze zu bejtimmen. 


5) Thöl faht die Aufgabe fo: es it zu umterfuchen, welches Geſetz über diefe beftimmte 
Rechtsfrage enticheiden will. Diefe Auffafjung beruht jedoch auf der Vorausſetzung, dat bei 
Erlaffung aller oder doch der meiften Geſetze diefe Frage ausdrüdlich ind Auge gefaßt werde. 
In der Regel wird aber die Beantwortung diefer, ſowie der meiften anderen auf das Herr- 
ſchaftsgebiet bezüglichen Fragen offen gelafien, in der Regel will alfo ein einzelnes Geſetz hier- 
über nichts Befonderes beftimmen. Es ift daher eine durchaus richtige Technik in der Behand- 
lung diefer Fragen, wenn, wie bier nad) dem Vorgang Savigny's geſchieht, der regelmäßige 
Ausgangspunkt von den örtlichen Beziehungen des Rechtsverhältniſſes genommen wird. 
Es ift dieß ein Verfahren, das, weil e8 auf der Natur der Sache beruht, als im Syſtem des 
Privatrehts nad, allgemeinen Grumdfägen jo lange für begründet angefehen werden muß, bis 
ein Geſetz einen anderen Weg ausdrüdlich vorjchreibt. 

6) Frühere Anfichten über diefen Gegenftand: 1) vieldeutige Theorie einer Unterfcheidung 
zwifchen statuta personalia, realia und mixta, welche zu feinem ficheren Refultate führen kann. 
Diefe befonders von Cocceji und den meiften jpäteren Schriftftellern (3. B. auch von Kierulff, 
Civilr. I, S. 75) vertheidigte Anficht findet fi auch im Cod. Maximil. Bavar. Thl. 1, C. 2, 
$ 17, und theilweife im Pr. Landr., Einl. $ 28 flg.; 2) das Recht des Wohnſitzes entfcheide 
(f. namentlich Eichhorn, Einl., $ 34 u. A.). Dieß ift im Princip unrichtig: daher mußte dieſe 
Regel durd eine Menge von Ausnahmen durchbrochen werben. 3) MWohlerworbene Rechte 
müffen überall anerfannt werden (Titius, Jus priv. Germ. I, c. 10 u. W.); die Anwendung 
dieſes Grundſatzes bei diefer Frage ift eine offenbare petitio prineipii. 4) Nach ber Meinung 
Wächter's hat vor Allem der angerufene Richter in feinem Rechte eine Entfheidungsnorm 
über diefe Frage aufzufuchen und, wenn diefe fehlt, nad dem Sinn und Geift feiner Geſetze zu 
prüfen, ob diefe unbedingt auch auf Ausländer bezogen werben follen oder nicht, im Zweifel 
aber ſtets das Recht feines Landes anzuwenden. Freilich bedürfte e8 num für die Unterfuchung 
des „Sinnes und Geiſtes der Geſetze“, auf welche doch Alles anfommt, einer allgemeinen Regel. 
und e8 ift wohl feine zuläffige Aushülfe, die Zweifel durch ven allgemeinen Sag zu löfen, daf 
der Richter eventuell das Recht feines Landes zur Anwendung zn bringen habe. Ueberhaupt 
darf die Frage nicht dem Einfluß einer vorausgeſetzten Staatsabſchließung unterftellt und bes- 
balb nad) anderen Principien als die fonftigen Rechtsfragen behandelt werben. Indeſſen bezieht 
fi die nur auf ben von Wächter gewählten Ausgangspunkt, nicht auf feine umfichtigen Ent- 
ſcheidungen der Einzelfragen. 5) Auf einer umnrichtigen Auffafjung der öffentlichen Stellung 
des Nichter8 beruht die Anficht Pfeiffer's a. a. D., daß immer nur das Recht des angerufenen 
Gerichts zur Anwendung kommen müfe. — So Bebeutendes auc bie Fiteratur in der Be- 
handlung diefer Lehre bisher geleiftet hat, fo bleiben doc) immer noch eine Reihe von Schwierig- 
feiten im Einzelnen ungelöft. Es ift eine von den Fragen, melde durch die Wiflenfchaft allein 
niemals zu einem zweifellofen Abfchluß gefördert werden können, vielmehr dringend eine Nor- 
mirung dur die Gefeßgebung fordern. Uebrigens treten diefe Kragen nicht bloß für die Au— 
wendung von Privatrechtsgeſetzen, fondern auc für die Anwendung der Gefete im anderen 
Rechtsgebieten auf. Bon befonderem juriftifchen Interefie wird diefe Unterfuhung bezüglich des 
örtlichen Gebiets der Verwaltungsgeſetze, welche noch faum in Angriff genommen ift. 

7) Man kann (mit Schmid a. a. DO.) hinzufügen : ober wenn die Anerltennung des fremden 
Rechts zu einer für die eigenen Staatsbürger verlegenden Ungleichheit führen würde. Hierauf 
beruht die Beftimmung der deutſchen Wedfel-D., $ 84. 


Bon der Anwendung der Rechtövorfchriften. $ 32. 53 


Die Rechts- und Handlungsfähigfeit der Perjonen kann nur nach dem 
Rechte ihres Domicild beurtheilt werden ®); denn nur in den Verhältniffen des 
Wohnſitzes eines Menfchen liegen die auf die rechtliche Gejtaltung feines all- 
gemeinen perjönlichen Zujtandes wirkenden Umftände. Daffelbe gilt im Allge- 
meinen auch von den Wirkungen, welche ſich an einen bejtimmten perjönlichen 
Rechtszuſtand anjchliegen °). Privilegien und Rechte natürlich, welche die Ver— 
fajjung eines Staats an die Mitgliedichaft eines bejtimmten Standes dieſes 
Staats fnüpft, fönnen nicht in einem anderen Staate zur Geltung gebracht 
werden; aber umgefehrt können auch die einem inländiihen Stande gewähren 
Privilegien nicht von dem ausländifchen Genofjen eines ſolchen Standes in 
Anjpruch genommen werden. 

Rechte an unbeweglichen Sachen haben ihren Sit in dem Rechtsgebiete 
des Orts, an welchem ſich letere befinden, in dieſes tritt derjenige ein, welcher 
ſich durch ein dingliches Recht mit einem unbeweglichen Gegenjtande in Bes 
rührung jegt. Eine gleiche Wirkung zur Bejtimmung des Nechtsgebietd kann 
ven beweglihen Saden nicht in allen Fällen beigelegt werben; bei Rechts- 
verhältniſſen, welche jolche zum Gegenftande haben, ijt das Emtjcheidende oft 
weniger in ber Yage des Objekts als in deren jonjtigem Inhalte zu juchen ! 9). 

Tas örtliche Rechtsgebiet der Forderungsrechte kann nicht durch die räum— 
lihe Beziehung eines Objekts, jondern nur durch die bejtimmende Willens» 
richtung der Parteien feitgeitellt werden. Es ijt zumächit denkbar, daß die 
Gontrahenten eine auf das anzuwendende Recht unmittelbar bezügliche Verab— 
redung getroffen haben. Iſt dien nicht geichehen, jo iſt in der Negel!!) an— 


8) Eine neuere Anficht, welche auch in das Sächſ. Geſetzbuch, $ 7, 13, 15, 16 überge- 
gangen ift, fubftituirt dem Nedhte des Wohnſitzes das Recht des Staats, dem der Be- 
theiligte angehört. Aber die Staatsangehörigkeit ift oft von geringerem Cinfluffe auf die per- 
fönlichen Berhältnifie, als das vieljährige außerhalb des Heimathftaats gemählte Domicil. Aud) 
verfagt jene Formulirung den Dienft, wenn in dem SHeimathitaate verichiedene Provinzialrechte 
gelten. — Perſönliche Standesqualitäten, 5. B. der Adel, werden beurtheilt nad) dem Domicil- 
rechte zur Zeit ihrer Begründung, auch wenn fpäter das Domticil verändert worden ift. 

9 So Savigny, ©. 135 flg. A. 4. Wächter, Arhiv, 25. Bd., S. 176 fig. — Hierher 
ift die Frage über das örtliche Recht der Reititution eines Minderjährigen nicht zu rechnen; 
vielmehr wird diefe nad) dem örtlichen Rechte beurtheilt, unter welchem die Frage über bie 
Refcifjion eines Rechtsgeſchäfts fteht. 

10) Thöl, $85. Dagegen Savigny, ©. 171 jlg., der bewegliche Sachen den unbeweglichen 
im diefer Hinficht gleichftellt: bei Sachen mit mwechjelnder Yage foll dann aus den Berhältnifjen 
ein Ruhepunft ausgemittelt werden. 

11) Thöl, S. 189 flg., ftellt andere Regeln auf und nimmt die obige Entiheidung nur 
für den Fall an, daß die bejtimmt erfennbare Abjicht der Barteien auf den Erfüllungsort ge- 
richtet war; es fei zumächit zu umterfuchen, welches Gejeg, abgeiehen vom Privatwillen, das 
enticheidende wäre, und ob es ein diefem Privativillen nachgebendes ſei. Indeſſen glaube ich 
die Richtung des Privatwillens auf den Erfüllungsort als das factifh Regelmäßige annehmen 
zu können. Der Erfüllungsort ift das räumliche Gebiet, in welchen die Obligation ihre haupt- 
ſächliche praftifche Wirkung äußern fol. Andere wollen ohne Weiteres den Wohnfig des Schuld» 
ners entfcheiden lafjen, was freilid nad N. 14 tharfächlic Häufig mit unferem Princip zu— 
fammentrifft. 
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zunehmen, daß ſich die Parteien dem Rechte des Orts unterwerfen wollen, an 
welchem die Obligation erfüllt werben ſoll 12); nach dieſem Rechte wird 
insbeſondere die materielle Gültigkeit 3) und die Wirkung der Obligation be— 
urtheilt, fofern nicht das Recht des angerufenen Gerichts (wie bei der Beitim- 
mung der Forderungen aus unerlaubten Handlungen) durchaus zwingender Natur 
ift. Der Erfüllungsort kann ausdrüdlich beftimmt fein oder fich von jelbit 
aus der bejonderen Natur einer Tbligation, unter Umftänden auch aus der 
Art und Weife der Entftehung einer Forderung ergeben, fofern fie die Erwar— 
tung erregt, daß an einem bejtimmten Orte erfüllt werde '4). 

Der Sit des Erbrecht ift vermöge feiner Natur als das Recht an einer 
fremden, in einem binterlafjenen Vermögen rubenden Perföhnlichkeit, das Herr- 
ichaftsgebiet der Nechtöregel, nach welcher der allgemeine perſönliche Zuftand 
des Erblafjers zur Zeit feines Todes beurtheilt wurde, d. h. deſſen Domicil!®). 
Hiernah werden demnach insbejondere die materielle Gültigkeit letzwilliger Ver— 
fügungen, die Succeffionsorbnung und die Succeffionsbedingungen beurtheilt 16). 

Die ehelichen Rechte ordnen fich nad dem Domicilrechte des Ehemannd 
als des Haupts der Ehe; nach diefem richtet fich aljo die Prüfung der Fähig— 
keit zur Abſchließung der Ehe und der AZuläffigfeit einer Eheſcheidung. Der 
Einfluß der Ehe auf die Gejtaltung des ehelichen Vermögens wird im Zmeifel 
immer nach dem Rechte des erjten Domicil8 des Ehemanns beurtheilt ($ 229). 

Die Entjtehung der väterlichen Gewalt wird beurtheilt nach dem Rechte 
des Wohnfites des Vaters zur Zeit der diefelben begründenden Umftände; bie 
Wirkungen derjelben auf das Vermögen der Hausfinder nach dem jeweiligen 
Wohnjige des Vaters. Die Entjtehung und Verwaltung der Vormundichaft 
richtet jih in der Regel na dem Nechte des MWohnfiges des Mündels !7). 

12) Ueber den Zuſammenhang der Frage über das örtliche Recht der Forderungsrechte und 
der über den Gerichtsftand, das forum contraetus, f. Savigny, S. 203 fig. 

18) 3.3. die Einrede der Klagenverjährung, exceptio non numer. pecuniae u. ſ. w. Ueber 
bie befondere Stellung der Obligationen im Concurfe ſ. Savigny, ©. 282 fig. — Sehr ver- 
fchiedene Meinungen beftehen über das örtliche Recht der Anſprüche aus außerehelihem Bei» 
fchlafe: Manche für das Recht des Wohnorts des Berpflichteten, Andere für das Recht des 
Orts des vollzogenen Beifdjlafs, noch Andere für das Hecht des entfcheidenden Richters. 

14) Der Erfüllungsort ift im der Regel der Wohnfig oder der Ort der Gefchäftsführung 
bes Schuldners. Er kann aber aud; nach der ausdrüdlichen Beitimmung der Parteien oder 
nad der ganzen Anlage des VBerhältnifies ein auferhalb des Wohnorts des Schuldners liegender 
Ort fein. Handelt e8 ſich in diefem Falle nur darum, daß der Schuldner das zu Yeiftende an 
einen dritten Ort zu verfenden bat, fo wird hier im Ameifel doch das Recht des Wohnorts 
ober Geichäftsorts des Schuldners entfcheiden, weil von hier aus die Erfüllung begonnen und 
unternommen wird. 

15) Die Succeffion im Lehen und Fideicommißgüter (das fucceffive Erbredit) kann nad) 
feiner Natur nur nad) der lex rei sitae beurtheilt werben, da es fich bier um den Eintritt in 
ein für alle Zeiten an den Raum des Grundſtücks gebundenes Verhältniß handelt. 

16) Die testamenti factio activa wird nach dem örtlihen Rechte beurtheilt, welchem die 
Frage über die Handlungsfähigkeit de8 Teftators zur Zeit der Errichtung des Teſtaments und 
ded Tode unterworfen war. Savigny, S. 311 fig. 


17) Ueber die Abweichungen von diefer Regel, welche theil® wegen der Yage des unbeweglichen 
Pupillarvermögens, theil8 wegen individueller Urſachen ftattfinden können, f. Savigny, ©. 341 fig. 


Bon den NRechtöverhältnifien. $ 32. 33, 55 


Die Formen der Nectsgejchäfte müfjen nach den Vorjchriften des Orts 
eingerichtet werben, welden das durch jene zu begründende Rechtsverhältnif 
unterworfen ijt. Eine Ausnahme läßt ein gemeines Gewohnheitsrecht in Bezug 
auf die Formen der Verträge und letwilligen Verfügungen zu!®), indem es 
gejtattet, fich nach freier Wahl auch der am zufälligen Aufenthaltsorte gelten- 
den Formen zu bedienen (locus regit actum). 


Drittes Capitel. 
Don den edtsverhältniffen. 


Allgemeines. 


$ 33. 

Die recbtlihen Beziehungen der Perfonen zu einander bilden die Rechts. 
verhältniiie. Ihr Inhalt kann äußerſt mannigfaltig fein. Im allen Rechtsver- 
bältnifjen finden fich aber Elemente, welche im Gegenjate zu ihrem wechjelnden 
Inhalte als ſtehen de Grundbeſtandtheile derſelben erjcheinen,; dahin gehören: 
1) Berfonen al Träger des Verhältniffes; 2) Sachen ald ummittelbare 
oder mittelbare Objekte; 3) Handlungen und andere juriftiiche Thatjachen 
als Entftehungsgründe der Rechte. Darüber fowie über den Schuß der Rechte 
ift im Folgenden infoweit zu Handeln, al8 das deutſche Recht felbftändige 
Grundfäge für dieſe Lehren darbietet. 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Perſonen. 


J. Phyſiſche Perſonen. 
1) Entfiehung und Endigung derſelben. 


8 34. 
Der Menſch hat jhon in feiner leiblichen Erfcheinung den Anſpruch auf 
Rectsfähigkeit, auf Perfönlichkeit im juriſtiſchen Sinne 1). Sie beginnt mit 


18) In Bezug auf die Formen der Abfchliegung der Ehe gilt ebenfall$ die Regel locus 
regit aetum. früher freilih war diefer Sat in Deutſchland nicht überall anwendbar, da es 
Landesgeſetze gab, welche unter allen Umftänden in durchaus ziwingender Weife die Beobadhtung 
tirchliher Trauung forderten. Savigny, ©. 357. 

1) Das regelmäßige und zwar officielle Mittel zur Imdividualifirung einer Perfon ift die 
Nennung ihres Namens Somohl der Familien- als der Zaufname find Bezeihnungen 
der Individualität; aber es giebt auch noch andere Mittel, eine Perſon zu kennzeichnen, und 
andererſeits reicht der Name dazu nicht immer aus. Nur ausnahmsweiſe beruht der Kamilien- 
name einer Perfon auf einer willfürlihen Annahme, in der Regel ift er die rechtliche Folge 
eines fonftigen Tebensverhältnifies. So haben eheliche Kinder den Familiennamen ihres Vaters, 
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der vollendeten Geburt des lebendigen Kindes; zum Beweiſe diejes jelbjtändigen 
Lebens dienen jedoch alle Acußerungen deſſelben, nicht blos diejenigen, welche 
in den älteren germanijchen und deutſchen Rechten als die regelmäßigen auf- 
geführt werben ?). 

Die Perjünlichkeit dauert bis zum Tode des Menſchen. Iſt diefer wegen 
Verſchollenheit eines Menjchen ungewiß, jo gewährt ein (auf Pſalm 90, 10 
geſtütztes) deutjches Gewohnheitsrecht Die Vermuthung, daß der nach mehrmals 
erfolgter gerichtlicer Yadung Ausgebliebene in feinem jiebzigften Lebensjahre, 


uneheliche den der Mutter, Ehefrauen den ihrer Chemänner, und zwar in dem Sinne, daß 
fie nicht blog ein Recht, fondern aud) die Pflicht der Führung diefes Namens haben, bis eine 
zuläfiige Aenderung defielben eingetreten if. Der Familienname beruft alfo nicht auf einer 
willkürlichen Berleihung der Eltern u. f. w., fondern auf einer rvedhtlihen Ordnung. — Die 
Aenderung eined Namens durd Annahme eines anderen Namens ift an und für ſich 
privatrechtlich zuläſſig; da aber der Name als das hauptſächlichſte Mittel der Kennzeichnung einer 
Perſon zugleih von öffentlihem Intereſſe ift, fo ift eine Mitwirkung der Regierung bei 
Namensäuderungen in der Natur der Sache begründet. Es wird daher ‚verlangt, daß die 
obrigteitfihe Erlaubniß dazu eingeholt werde, Diefe Erlaubniß wird dann ertheilt werden, 
wenn die Behörde conftatirt hat, daß weder ein öffentliches Intereſſe, nod ein anerfennungs» 
werthes Juterefje von Privatperfonen im Wege fteht, — Letzteres z. B. dann, wenn zu fürchten 
ſteht, daß Jemand durch die Namensänderung Verwandtſchaftsrechte erfchleihen, Rechtsan- 
maßungen präjubdieiren, oder wenn Jemand durch Annahme eines anderen Namens das Inter- 
eſſe beeinträchtigen würde, das eine Familie bisher an der Ausichließlichkeit ihres hiſtoriſch 
bedeutungsvollen Namens gehabt hat. Solche Interejjen wahrt die Bermwaltungs- 
behörde, und pflegt daher vor ihrer Entichliefung die etwa Betheiligten durd öffentlichen 
Aufruf zum Gehör zu laden. Diefe obrigkeitlihe Mitwirkung ift bei jeder Namensänderung 
erforderlich, einerlei, ob fie darin bejteht, daß ein fchon von Anderen geführter Name angenommen 
werben fol, oder nit. — Wenn fid) hieraus ergiebt, daß man unter Umftänden dagegen 
geichütt wird, daß ein Anderer einen mit unferem Namen übereinftimmenden Namen annehmen 
will, fo beruht dieß nicht auf einem ausſchließlichen privatrehtlihen Mamens— 
rechte (der Name ift fein Theil des privatrechtlichen Bermögens), fondern allein darauf, daß 
es gewifie Namensintereffen giebt, welde die Berwaltungsbehörden gegen Beeinträchti- 
gung vertreten. Infofern find alfo die Gefidtspunfte der L. un. Cod. de nom. mut. (9,25) 
jetzt noch zutreffend. Auch jett giebt es fein abjolutes und allgemeines Verbietungsrecht der 
Annahme eine mit unferem Namen übereinftimmenden Namend. Hierauf möchten die Aus— 
führungen Einert's, Grörterungen einzelner Materien des Civilrechts (1840), ©. 98 flg., und 
Hermann’s im Archiv. f. civ. Pr., Bd. 45, ©. 153 und 315 flg., zurüdgeführt werden müſſen. 
— In einen ganz anderen Zuſammenhang gehört aber die Beurtheilung ded Falles, wenn fich 
Jemand durch Annahme eines fremden Namens zugleid) der unbefugten Anmaßung einer 
Standesbezeihnung (3. B. des Adelstitels) ſchuldig macht. 

2) L. Alam. Tit. 92. Sipgl. 1, 33. Goslar. Stat, ©. 13. Sächſ. Lehnr. 20, $ ı 
(„Svenne die Sone na de vader dode levet alfo lange, dat man fine ftimme gehoren mad) 
in vier Wenden des Hufes, fo ift he beerbt mit ſines vader Lene.““ Schwſpgl. 298, ı (iv. d. 
Lahr): „das Kind Tebet alfo lang, unz es diu augen ouftat und fiht die vier wende des hufes, 
und ftirbt nad) der muter, das find hat geerbt feyner munter guter. Magdeb. Schöff. Urth. 
bei Haltaus, Gloss. p. 2025, aber aud) biejelben bei Böhme, Diplomatie Beitr. 6, 145. — 
Philipps, D. Pr.-R. Bd. 1, S. 253, behauptet, daß; bloß auf diefe Lebenszeichen der Beweis 
hätte gerichtet werden können. Ebenſo Stobbe, Handbuch I $ 37, der fich darauf beruft, daß 
im mittelalterfichen Proceß gewiſſe Thatiachen immer nur in beftimmter Weife hätten bewieſen 
werden lönnen. — Die öffentliche Beurkundung der Geburt erfolgt nad; dem Reichsgeſetz dom 
6. Febr. 1875 durch Eintragung in das Standesregiter. 
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wenn er erſt jpäter abwejend geworden, im achtzigjten, dann jedesmal nach 
fünf weiteren Jahren verjtorben jei?). Die Wirkung diefer Vermutung läßt 
eine weit verbreitete Praris mit der Erreichung der genannten Altersitufen 
beginnen, wogegen auch die Anficht, daß fie mit dem Datum der gerichtlichen 
Zobeserflärung eintrete, ihre Vertretung gefunden bat*). Ihre Beveutung 
wird in Bezug auf die Regulirung der Beerbung des Verjchollenen wenigſtens 
von der älteren Praris dahin aufgefaßt, daß jie zugleich den bejtimmten End» 
punft des Lebens fejtjegen wolle 5). 


2) Einfinf befonderer Aufände auf die Rechtsnerhältniffe der Berfonen. 


A) Hatürlihe Zuſtände. 
8 30, 

Der Unterichied des Geſchlechts tritt im deutjchen Rechte in jichtbareren 
Wirkungen hervor, als im römifchen, weil die Motive des einheimiichen Pri- 
vatrechts größtentheil® dem öffentlichen Leben entlehnt find, in dem nur der 
Mann, nicht auch das Weib zu wirken berufen war. Je mehr fich aber das 


3) Neuere Geſetze verkürzen diefe Friſten. Vgl. Preuß. L.R. Th. 2, Titel 18, $ 821 flg. 
Oeſterr. Gefetb. Art. 24. 277. 278. Sächſ. Civilgeſetzb, $ 38—41. 

4) ©. Heife und Eropp, Jurift. Abhandl. II, S. 139, Savigny, Syitem IL, $ 63, 3, und 
die ausführliche Dogmengefhichte bei Bruns in Belter’8 und Muther's Jahrb. des gem. deutid)- 
R. Bd. I (1857), ©. 179 u, 198 flg. Hieraus ergiebt ſich, daß die obige Frage, ob die gericht» 
liche Todeserllärung blos declaratorifcher oder conftitutiver Natur fei, erjt mit dem verhältnis— 
mäßig fpäten Auflommen der Edictafeitationen entitanden it, daß aber eine weitverbreitete 
Praxis trogdem an der älteren Auffafiung bes blos declaratorifchen Charalters des richterlichen 
Urtheils fejtgehalten hat. — Die ® entgegengefeßte Anſicht könnte ſich allein auf folgende Weiſe 
rechtfertigen laſſen: Die gerichtliche Erklärung, daß ein Verfchollener nun nicht mehr als lebend 
gelten folle, enthält eine Fiction. Eine ſolche kann nur vorgenommen werden, wenn ihre Bor» 
bedingungen in gehöriger Weife erfüllt find. Zu diefen gehört 1) eine äußere Beranlaflung ; 
als eine ſolche erkennt dad Recht den Eintritt des 70. Lebensjahres eines VBerfchollenen an, 
indem nad) allgemeiner Erfahrung damit der Tod bdejjelben wohl vermuthet werden darf; 
2) die vorgefchriebenen Edictalien, um zu conftatiren, ob diefe Vermuthung nicht eine irrige 
gewefen fei. Alles dieß wären präparatoriiche Momente für die endliche und nun conftitutive 
Todesertlärung. 

5) ©. unten $ 247. — Vgl. gegen Eropp a. a. O. die Ausführungen von Bruns a. a. O., 
S. 168 u. 194 flg. Für die Anficht, daß die Bermuthung nur jagen wolle: der Berjchollene 
lebt num nicht mehr, nicht aber auch: bis hierher hat er wirklich gelebt, werden ſich freilid) . 
immer manche aus innerer Nationalität entlehnte Gründe anführen laffen, und es wäre gut, 
wenn man mit Bruns der Ueberzeugung fein könnte, daß obiger Sat ſich endlich in der Dog- 
matif der legten zwei Jahrhunderte zu einem nunmehr zweifelloß beftchenden Nechtsfage con— 
folidirt habe. Eine Ausdehnung der Yebenspräfumtion aber über den im Text genannten Zwed 
(insbefondere zur Begründung ded Erbichaftserwerbs durch den BVerfchollenen) möchte id) trog 
der Ausführungen von Bruns nicht jür gemeinrechtlic erwiefen halten. Nur für jenen Zwed 
beruft fie auf einem wirtlichen praftifchen Bedürfnifie und verlegt fein Interefje Anderer; aud) 
liegt in diefer Begründung ihrer Wirkung nichts Widerfprechendes, da die Regulirung der Be— 
erbung eines Berjchollenen eine nach Maßgabe befonderer Zwedmäßigfeitsgründe zu adminiſtri— 
rende Angelegenheit ift. (So äußert fich jegt aud Köppen, Syſt. d. röm. Erbr., ©. 444. 
Das Sächſ. Civilgeſetzb. 5 44 ftellt die Vebenspräfumtion mit allgemeinfter Wirkung auf. 
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Privatrecht jenem Ginfluffe des öffentlichen Rechts, insbejondere mit Hülfe des 
fremden Rechts, entzogen bat, dejto mehr find allmählich auch die privatrecht- 
lihen Wirkungen der GefchlechtSverfchiedenheit verfchwunden, von denen die in 
manchen Berhältnifjen ftattfindende Zurüdjegung der Frauen im Erbrechte, die 
Unfähigkeit derjelben zum Eintritt in das Lehensverhältniß, und die mehr und 
mehr überwundene Geſchlechtsvormundſchaft die legten wichtigen Spuren find. 

Körperliber und geiftiger Geſundheit fchrieb das ältere deutjche Recht 
einen bedeutenden Ginfluß auf die Handlungsfäbigfeit der Perjonen zu), da 
man in jener Zeit urfprünglicher, rein finnlicher Anfhauungen die menfchliche 
Willensmacht nitht ohne Verbindung mit entiprechenden phyfiichen Kräften zu 
denken gewohnt war. Jedoch find im heutigen deutfchen Nechte nur jpärliche 
Reſte des Einfluffes jener Vorftellung mehr zu finden. Es gehört dahin ber 
bisweilen particularrechtlich fejtgehaltene Sat von der Unwirkſamkeit der Ver— 
äußerungen bewegliher Sachen auf dem Siechbette ?). 

Der Einfluß, welden das Alter auf die Nechtöverhältniffe der Perjonen 
ausübt, wurde bisher im Allgemeinen nach den Grundfägen des römijchen 
Rechts beitimmt, welches aber neuere Particulargefege bäufig durch Feſtſetzung 
eines andern Volljährigkeitstermind corrigirt hatten?). Nah dem Reichs— 
gefete vom 17. Februar 1875 tritt die Grofjährigfeit im ganzen Gebiete des 


1) Bol. Sadjfenfp. Yandr. I, Art. 4. — Befondere BVorfchriften über die Formen der 
Willenserflärungen von Tauben, Stummen und Blinden finden fi in verfchiedenen Particular- 
rechten. 

2) Sadjfenfp. I, 52 $ 2: „Alle varende have gift de man ane erven gelof in allen 
steden, unde let unde liet gut, al de wile he sik so vermach, dat he begort mit eme sverde 
unde mit eme scilde up en ors komen mach, von eme stene oder stocke ener dumelne ho, 
sunder mannes helpe, deste man yme dat ors unde de stegerip halde. Svene he disses nicht 
dun ne mach, so ne mach he geven noch laten noch lien, dar höt jeneme mede geverne, 
de is na sime dode wartende si.“ Bgl. Grimm, Reditsaltertb., S. 95 flg. Gloſſ. zu Sadj- 
fenfp. I, 52 („Wer fein Gut alsdann erjt vergiebt, da er es nicht mehr genießen lann, ber 
vergiebt nicht das fein, ſondern das feiner Erben ift.”). Goslar. Stat. (Göſchen), ©. 9, 3. 
6—19. Görliger Landr. 45. Freiburger Stadtpriv. $ 62. Diagdeb. Recht v. 1261, $ 18, 
(Gaupp, Das alte magdeb. und ball. Redt, ©. 234.) Albrecht, Gewere, ©. 203. Sydow, 
Erbr. des Sachſenſp. Anm. 557. Pauli, Abhandi. aus d. Lüb. Recht, Bd. 3, ©. 199 flg. 
Del. Wigaud, Provinzialrecht des Fürſtenthums Minden u. ſ. w. Bd. 2 (1834), ©. 140 u. f. w. 
— Auch das neuefte lübiſche Recht (von 1586) Th. 1, Kap. 10, Art. 3, hat diefen Grundſatz 
bewahrt. Bgl. unten $ 248 a. €. 

3) Bol. vorzügli Kraut, Die Bormundichaft, Bd. 1 (1835), ©. 110 fig. Urfprünglich 
war der Münbdigfeitötermin ein fehr früher, nämlich durchfchmittlic) das zwölfte Jahr. Später 
wurde er in manchen Rechten weiter hinausgefchoben, befonders häufig in das 18. Jahr (5. B. 
auch in der Goldnen Bulle, Cap. 7, $ 4, für die Kurfürften und in vielen fürftlichen Haus— 
gejeten); andere Rechte dagegen, 3. B: Sadjfenip. I, 42 $ 1, fetten jenem Xermin des 
12, Jahres („zu feinen Jahren kommen‘) nod; einen zweiten mit befchränfteren Wirkungen 
an bie Seite, nämlich das 21. Jahr („zu feinen Tagen kommen’). Neuere Particulargefetse 
nahmen bald das 21., bald das 23., 24. oder das 25. Jahr an. — Auch nad) der nunmehrigen 
Beltimmung der Großjährigleit durch das Neichsgefeg vom 17. Febr. 1875 (21. Jahr) bleiben 
noch andere Alteröftufen von einer gewifien rechtlichen Bedeutung, 3. B. bez. der Ehemündig- 
keit, der Eidesmündigfeit, der Gewerbeordnung und vorzüglic, der ftrafrechtlichen Behandlung. 
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Deutjhen Reichs mit dem vollendeten ein und zwanzigiten Jahre ein. Die 
Vorſchriften des älteren deutjchen Rechts über die Zeitgrenze der Mündigkeit 
baben jih nur zum Theil im Lehnrechte und im Hausrechte landesherrlicher 
fürftlicher Familien erhalten. 


B) Staatlihe und geſellſchaftliche Zuſtände. 


& 36, 

Die Stellung, welche Jemand in Staat oder Gejellichaft einnimmt, übt 
einen Einfluß auch auf das Privatrecht aus. Es ijt möglich, daß davon eine 
Verfchiedenheit der privatrechtlichen Nechtsfähigfeit abhängt !). Jener Einfluß 
fann aber auch ein weniger unmittelbarer jein, wenn er fi nämlih nur in 
der Einwirkung kundgiebt, welche die einem politiichen oder gejellichaftlichen 
Zujtande angehörenden Motive auf die Richtung des privatrechtlichen Handelns 
in der Begründung von Rehtsverbältnijjen äußern Im MWefentlichen 
beſteht hierin allein noch die Bedeutung, welche im heutigen Rechte der Stellung 
Jemandes ald Mitglied eines Standes für das Privatrecht zukommt. 

Es giebt Stände mit volljtändiger rechtlicher Organijation, welche dem 
öffentlichen Nechte des Staates oder der Kirche angehören. Dieß ift z. ©. 
der Fall, wenn die Ritterichaft eine mit bejonderen politiichen Rechten ausge» 
jtattete Clafje der Staatsbürger bildet, ferner bei der Geiftlichfeit namentlich der 
der fatholifchen Kirche. Andere Stände find bloße Jufammenfaffungen von Be- 
rufsclaffen, auf welche die Geſetzgebung in der Aufftellung einzelner Nechtsjäte 
Rückſicht nimmt, ohne jie in einer rechtlichen Organtjation zu conjolidiren; jo 
der Stand der Staatsdiener, der Kaufleute, der Grundbefiger. Noch andere 
Stände haben nicht einmal dieſe Bedeutung für das Recht und find lediglich 
Stände im rein gejellfchaftlihen Sinne, wie die in vielen Yändern mit dem 
niedern Adel und mit den j. g. Honoratioren der Fall ijt. Es ergiebt fich 
hieraus, daß die Stände im Ganzen heutzutage feine privatrechtlichen Körper 
find, jondern theils Erjcheinungen des öffentlichen Nechts, theil® bloße Gruppen 
des gejellichaftlichen Xebens, und zwar mit oder ohne Gejtaltung der Mitglied- 
ſchaft als perjönliches Privilegium des Einzelnen. Freilich bleiben fie nicht 
ohne Einfluß auf das Privatrecht, indem die eigentbümlichen Triebe, welche im 
Gebiete des Staats- oder Gejellichaftslebend zur jtändifchen Gruppirung 
führen, auch in der Erzeugung privatrechtliher Rechtsverhältniſſe wirkjam 
werben. So erſcheinen fie zwar vielfach als Vorausſetzungen und Motive 

1) Dieß tann ber Fall fein mit der Eigenſchaft Jemandes als Fremden, mit dem Bekenntniß 
beſtimmter Confeſſionen und Religionen und mit dem Mangel der bürgerlichen Ehre. Die 
Lehren hiervon gehen die privatrechtliche Rechtsfähigkeit an und gehören daher in das Syſtem 
des Privatrechts: bezüglich der Stände würde dieß nur dann der Fall fein, wenn die Mitglied— 
ſchaft derjelben auch jetzt noch eine Steigerung oder Minderung der privatrehtliden 


Berfönlichkeit bedeutete, was nicht der fall if. Sie erfcheint jegt nur noch als ein von 
außen herzutretendes Motiv zur Geftaltung privatredhtlicher Verhältniſſe. 
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von Privatrechtsinitituten, aber jie jind deshalb nicht ſelbſt Inſtitute des Privat- 
rechte. 

Dieje Auffafjung iſt nicht die des mittelalterlichen Rechts. Da in ihm das 
Privatrecht noch nicht vom öffentlichen Rechte gejchieden ijt, jo wird den Standes» 
verjchiedenheiten nicht eine bloß indirecte Einwirkung auf jenes zugejtanden, 
jondern es bequemt ſich ihnen jo weit an, daß es jich in jo viele Theile jpaltet, 
als jich entichiedene Stände herausſtellen, Yandrecht, Lehnrecht, Hofrecht, und 
gewifjermaßen gehört hierher auch das Weichbildrecht *). Der größte Theil 
unjeres einheimischen Privatrechts hat jich jonach als Standesrecht ausgebildet. 
Uber gerade Hiergegen find die Strebungen der neueren Zeit, und zwar, wie 
man einräumen muß, mit vollem Grfolge gerichtet worden. An die Stelle 
jener perjönlichen Gebundenheit im der älteren Ständegliederung ijt allmählich 
der volle privatrechtlihe Individualismug getreten. Unter dem Einfluffe diejer 
Entwicklung bat ji das Privatrecht der Einwirkung des öffentlichen Stänbe- 
rechts entzogen und jeine Baſis in einem Eyjtem von Rechtsintituten gewonnen, 
das nur noch eine Zufammenfafjung unter dem Begriffe der allgemeinen privat» 
rechtlichen Perſönlichkeit zuläßt ?). 


*) Dieje Auffafiung halte ich aud) jetst noch aufrecht, trog der Gegenbemerkungen Häusler’s, 
Inftit. d. deutfh. Br. R. $ 8. 

2) Trogdem wird noch immer die Ständelehre im ‘Privatrechte vorgetragen, und oft hat 
man darin jogar die hervorragende Eigenthümlichteit auch des heutigen deutfchen Rechts gefunden, 
wie denn in der That neuere Germaniften die einzelnen Nechtsinftitute des Privatrechts wieder 
in den alten Ständerahmen einfügen. Gewiß liegt in der Feithaltung folcher Gefichtöpuntte 
ein Verlennen der am meiſten charafteriftiihen Umbildung unferes heutigen privatrechtlichen 
Rechtszuſtandes. Es follte dieß auch fofort einleucdhten, wenn man die unbefriedigenden Ant- 
worten auf die Frage betrachtet, welche Bedeutung denn nun den Ständen im heutigen Rechte 
privatrechtlich zutomme ? — Die Natur ded Rechts, ald Mitglied eines beftimmten Standes 
zu gelten, kann ihre Beftimmung allein durch das Rechtsgebiet empfangen, in welchem diefer 
Stand feinen eigentlihen Sig hat. Bei den meiften Ständen im rechtlichen Sinne ift dieß 
das Staatsrecht (bei anderen das Kirchenrecht); jo beim Stande des hohen Adel und ber 
landtagsberedhtigten Nitterfchaft. Das Theilnahmsreht an folhen Stäuden erfcheint als eine 
ſtaatsrechtliche Befugnii. Eine Berjegung diefer Stände in das Privatrecht führt letzterem 
einen völlig fremdartigen Stoff zu (Recht auf Yandjtandichaft, Steuer- und Militärfreiheiten, 
Patrimonialgerichtöbarleit u. ſ. w.); wirklich privatrechtliche, auf Rechtsſätzen beruhende Folgen 
folder Stände aber, z. B. gewiſſe Standesbedingungen bei der Eingehung von Ehen, der 
Begründung von Nechtögefchäften, dem Erwerbe von Pfründen und Gütern ($ 37), find nur 
indirecte Eimwirfungen auf Rechtsverhältuiſſe und Haben ſyſtematiſch feine andere 
Bedeutung, als ſolche durch Privatdispofition hinzugefügte Bedingungen. Jedenfalls find fie 
nur fecundäre Begleiter des Standesrechts, welche über deſſen hauptſächlichen Charakter nicht 
entfcheiden. — Ein anderer Standpunkt findet ftatt bei Ständen von blos geſellſchaft- 
liher Bedeutung, wie 3. 3. dem gewöhnlichen niederen Adel. Allerdings ift auch die 
Mitgliedfchaft des niederen Adels, da es Rechtsſätze über ihre Begründung und Endigung giebt, 
ein wirkliches Recht und zwar ein Privatredit des Einzelmen; e8 handelt fi} um eine vom 
Rechte anerfannte perſönliche Qualificirung, um rechtlich geſchützte Attribute von gefellichaftlicher 
Bedeutung, alfo um perjönliche Privilegien, deren hauptiächlicher Inhalt die Adelspräditate und 
das ausichließlihe Wappenrecht find. (Bei anderen gejellichaftlichen Stellungen, an welche recht» 
liche Folgen gefnüpft werden, handelt es fi zum Theil nur um thatſächliche Berhältnifie 
des Einzelnen, 3. B. bei der Theilnahme am f. g. Honoratiorenftande.) Aber die Sphäre, in 
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Hier ijt daher von den Ständen nur in fo weit zu reden, als fie in- 

direct auf das Privatrecht einwirken. 
837. 

Der hohe (ehemals reichsunmittelbare, reichsſtändiſche und landesherrliche) 
Adel zeigt zunächſt in Folge ſeiner politiſchen Stellung und ſeiner Ebenbürtig— 
keit mit den ſouveränen Regenten eine Einwirkung auf das Inſtitut der Ehe, 
indem er die Uebertragung der Rechte des hohen Adels auf die Nachkommen 
an die Bedingung einer ſtandes mäßigen Che knüpft. Davon wird ſpäter 
im britten Buche ($ 224) die Rede jein. 

Am weitgreifendjten wirken die Interefien des boben Adels (zum Theil 
auch der ehemals reichsunmittelbaren Ritterichaft) auf die das Immobiliar- 
ſachen- und das Erbrecht betreffenden VBerhältniffe ein. Der Gejammtbeit der 
bieraus bervorgegangenen Nechtsinftitute, welche man häufig in einem j. g. 
Privatfürftenrechte zufammengefaßt bat, liegt die Idee zu Grunde, daß 
eine Familie dieſes Adels troß des Wechſels der Generationen ein felbjtändiges 
hiſtoriſches Individuum bilden jolle, alle vergangenen, gegenwärtigen und zu- 
fünftigen Glieder erfcheinen nur als die zeitlichen Träger einer geiftigen Ein— 
beit, des abeligen „Haujes”. Die reelle Grundlage dieſes zunächſt nur fitt- 
liben Gedantend wird nun durch eine bejondere Gejtaltung des Grundeigen- 
thums gebildet, und zwar mit Hülfe von Nechtsinftituten, deren gemeinjamer 
Charakter in der Möglichkeit befteht, anf eine unbegrenzte Zukunft hin in einer 
für Die dereinftigen Glieder der Familie bindenden Weiſe zu disponiren (Familien— 
fiveicommiß, WBamilienftiftung, Erbverbrüderung u. j. w.“). Dieje Rechts— 
inftitute baben fich aus der fortgejegten Uebung vereinzelter Nechtsgejchäfte 
gebildet, und e8 hat lange gedauert, bis diejer Charakter überwunden und eine 
allgemeine Anerfennung ihrer Berechtigung als objectiver Inftitute des Rechts— 
ſyſtems errungen worden iſt (vgl. $ 29). Freilich tritt auch bei dieſen, wie 
bei allen Rectsbildungen, welche ohne Unterjtügung der Gejetgebung nur durch 
die Doctrin geſchehen, die Erfcheinung hervor, daß jelbjt die Girundprincipien 
Ihwanfend und unſicher bleiben. 

Der niedere Adel !) endlich erjcheint im Privatrechte, infoweit er nicht die 


welcher ein derartiger Stand ald Ganzes zur Geltung fommt, ift nicht das Privatrecht, ja 
überhaupt nicht dad Recht, fondern nur das Gebiet des gefellichaftlichen Yebend. In der An— 
erfennung des Rechts auf die Adelsprädifate als eines dem Einzelnen zuftehenden Brivilegiums 
von gejellichaftliher Wirkung, welches im Uebrigen auf die rechtliche Stellung der Perſonen 
ohne Einfluß ift, erichöpft fi die unmittelbare juriftifche Bedeutung dieſes Adelsrechts. 

*) Leber die Formulirung des Rechts des hohen Adels in f. g. Hausgeſetzen ſ. Gerber ın 
f. u. Iherings Jahrb., Bd. 3, ©. 433 fig. — Als ein Mufter lann das Hausgefe im Ge— 
fchlechte der Grafen und Herrn von Giech (herausgeg. von Gerber 1858) gelten. 

1) Der niedere Adel kanır nur durch ein Privilegium des Yandesheren neu erworben werben. 
In manchen Ländern ift der Adel auch mit der Verleihung gewiffer Orden verbunden, im der 
Regel aber nur ber perfönlice. Der erbliche Adel wird auf die eheliche Deicendenz, der 
niedere auch auf legitimirte Kinder (es ift fein ftichhaltiger Grund vorhanden, dieß nur für bie 
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oben geſchilderten Rechtsinſtitute auch für ſich in Anſpruch nimmt, nur wirk— 
ſam als Bedingung zur Erwerbung von adeligen Lehen?) und particular- 
rechtlich von Nittergütern mit Gutsherrlichkeit *). Außerdem bedingt er oft ftatu- 
tariich den Gintritt in geijtliche und weltliche Ritterorden und Stifter, und den 
Genuß der damit zufammenhängenden Pfründen*). Hierzu wird häufig alter 
Adel, jedoch mit verjchiedener Beſtimmung der Ahnenzahl erfordert 5). 


$ 38. 


Die Stellung jemandes als Mitglied der übrigen Stände bat in noch 
weit geringerem Grade auf die Privatrechtsverhältnifje Einfluß. Der Bürger- 
jtand als jolcher wirkt auf das Privatrecht in feiner Weife gejtaltend ein!), 
und der Stand der freien Bauern nur injofern, als jeine Beichäftigung mit 
dem Landbau und die damit in Verbindung jtehenden Intereffen, ſowie auch bie 
Reſte einer größeren politifchen Abhängigkeit und die ehemalige Leibeigenjchaft ?) 


durch nachfolgende Ehe und nicht auch für die durch Nefeript Tegitimirten auszufprechen) über- 
tragen, nicht von felbft auf die Adoptirten. Er wird verloren durch einen der Staatsregierung 
angezeigten Verzicht, — früher auch bei Begehung gewiffer Verbrechen und Betreibung gemeiner 
Gewerbe, aud) Eintritt in bürgerliche Innungen. Ein längere Zeit nicht gebrauchter Adel kann 
auf Antrag „erneuert“ werden. — Die Titulaturen des niederen Adels haben verſchiedene 
Stufen. 

2) Vgl. Eichhorn, Deutfche St.- u. R.-©., $ 341. 446. 

3) Diefe Privilegien find jetst meiftens in Folge der neueren Geſetzgebung gefallen. (Zu 
erwähnen ift auch die particularrechtliche Ausichlieflichkeit des Rechts der Familienfideicommiſſe 
fir den Abel.) 

4) Bgl. Mittermater, Grundſätze, $ 71. 

5) Es werden bald vier, bald adıt, ſechzehn und mehr gefordert. Hierzu ift ein Beweis 
nöthig, die Ahnenprobe. Diefe befteht in der Filiationsprobe, d. b. dem Nachweis, daß die 
väterlichen und mütterlichen Afcendenten bis auf den Probanten durd lauter ehelihe Zeugungen 
verbunden find, und der Nitterprobe, d. 5. dem Beweis, daß fie adelig waren. Hierbei werben 
Neugeadelte und „gemalte Ahnen’ nicht gerechnet. Die erforderliche Zahl wird durch Zufammen- 
zählen der in einer Reihe ftehenden Ahnen auf der Ahmentafel gewonnen. Eine Ergänzung der 
Ahnenprobe gewährt die ſ. g. adelige Kundſchaft, d. 5. das eidliche Zeugniß der Standesgenofjen, 
daß die fragliche Ahnentafel richtig fei. Perſonen, welden aus Anlaß der Adoption durch einen 
adeligen Bater der Adel bejonder® verliefen worden ift, gelten für meu geabelt. Dagegen wird 
der mit altem Adel geborenen Frau trog ihrer Berheirathung mit einem Bürgerlichen ihr Ge- 
burtsftand angerechnet, wenn e8 ſich um den alten Abel der von ihr im zweiter Ehe geborenen 
Kinder handelt. 

1) Bon felbft verficht fich, daß hier nicht von den Bürgern al8 Mitgliedern ftädtifcher Ge- 
meinden und von ben Bauern ald Mitgliedern von Dorfcoommunen die Rede ift. — Ein Unter— 
fchied zroifchen höherem und niederem Bürgerftande, der im gemeinen Privatrechte ohne Be- 
deutung ift, bedarf hier feiner Erwähnung. 

2) Die Leibeigenfchaft hat in vielen Staaten Deutichlands erſt durch energifche Acte der 
Geſetzgebung dieſes Jahrhunderts ihre Geltung verloren, in anderen war fie ſchon längſt den 
Einflüffen der beiferen Zeit unterlegen. Vgl. Klüber, Das öff. Recht des deutfchen Bundes 
und der Bundesftaaten, $ 226 Anm. ec. (vgl. Mittermaier, Grundfäge des deutfchen Pr.-R., 
$ 90 Anm. 9), Kraut’8 Grundriß, $ 46 flg. Keinenfalls ift es zu rechtfertigen, wenn auch 
nod dem heutigen beutfchen Privatrechte eine ausgeführte Dogmatik der Lehre von der Leib- 
eigenfchaft einverleibt wird; denn auch für die Erflärung der übrig gebliebenen dinglihen 
Wirkungen derfelben hat diefes Inftitut nur die Bedeutung einer geichichtlichen Grundlage. — 


Bon den Rechtsverhältniſſen. $ 38. 39, 63 


vieler Bauern die Ausbildung und den Gebrauch befonderer ihrem Bebürfnifje 
entjprechender Rechtsinſtitute veranlaft haben, ferner hat man im älteren 
deutſchen Staate das Princip einer wohlwollend gemeinten Bevormundung 
namentlich auf Bauern in der Richtung anwenden zu müffen gemeint, daß ihre 
Vertragsireiheit durch die Vorjchrift erjchwerender Formen bejchränft wurde ®). 
Gar manche Inftitute des bäuerlichen Guts- und Kamilienrechts aber, welche 
dem wahren Interejje eines gejunden Bauernitandes wohl entiprachen, find von 
der ausgleihenden modernen neueren Geſetzgebung bejeitigt worden. 

Einen viel größeren Cinfluß auf die Geftaltung der Rechtsverhältniſſe 
haben die ausfchließlih nah der Beihäftigung charakterijirten Stände. 
Insbejondere drängen bie Interejjen der Handels- und Gewerbejtände zu gejchäft- 
lichen Verbindungen, welche mit den Mitteln des allgemeinen Rechts nur ungenügend 
beftimmt werden fonnten. Sie haben denn auch nunmehr ihre Anerkennung im 
einer Reihe von Inftituten und Rechtsſätzen gefunden, deren Feſtſtellung fich die 
Geſetzgebung unjerer Tage zur bevorzugten Aufgabe gemacht bat. 

Auch der Stand der Beamten und der Geijtlichen ijt bier zu erwähnen, 
jofern auch von ihrer öffentlichen Stellung einige bejondere Einwirkungen auf 
Privatrechtöverhältnifje ausgehen *). 


3) Modificationen der Rechtsfähigkeit der Perſonen. 
4) Durch Entziehung oder Shmälerung der bürgerlichen £hre'). 


Einleitung. 
$ 39. 
Der Genuß der fittlichen Achtung, Ehre, ift die Bedingung einer Reihe 
von Rechten, weldhe größtentheild dem öffentlichen, zum Theil aber auch dem 


Die Gefchichte der Feibeigenfchaft fiche bei Eichhorn, Staats- und Rechtsgeſch, $ 15, 49—51, 
303, 304, 306, 339, 343, 348. Nitl. Kindlinger, Geſchichte der deutjchen Hörigleit, insbeſ. der 
ſ. g. Leibeigenfhaft. Mit Urkunden. 1819. 8. Wächter, Würtemb. Pr.-R., Bd. ı, ©. 152 fig. 
Vorzüglich Wigand, Provinzialrecht von Paderborn (1832), 1. Thl., ©. 67, und 3. Theil. 
Deſſen Provinzialreht von Minden, Ravensberg u. f. m. (1834), Bd. 2, ©. 100 fig. Befonders 
jetzt Thudichum im 22. Bde. der Preußischen Jahrbücher (1868). 

3) Bgl. 3.2. die Lüneburg. Polizeiordnung von 1618 und die Calenberg. Verordnung von 
1620, angef. bei Billow und Hagemann, Pralt. Erörterungen, Bd. IV, Nr. 83; Runde, Die 
Rechtslehre von der Leibzucht, S. 522 (Beftätigung der Verträge). — Hierher gehört anderer- 
feit8 auch da$ testamentum rusticorum, vgl. Notariatsordnung von 1512, im $ 2 des Tit. von 
Teitamenten. 

4) Dieß find namentlich Beſchränkungen in Bezug auf die Eingehung gewiſſer mit den 
Intereſſen ihrer öffentlichen Stellung unvereinbarer Gefchäfte und die Betreibung von Ge- 
werben. Bgl. Königl. Bayer. Edict vom 26. Mai 1818, $ 31, das Preuß. Yandr,, II. 10, 
z 21 fig. Würtemb. Dienftpragmatif von 1821, $ 19. Die meijten älteren Wechſelordnungen 
verboten and; mehr oder weniger ben Beamten aus gleicher ratio die Betheiligung an Wedjlel- 
geichäften. Cine ganz erceptionelle Stellung im Privatrechte hat die Kloftergeiftlichkeit. Gemein- 
rechtlich find Ordensperfonen verfügungsunfähig und erwerben allein dem Kloſter, welchem fie 
angehören. — Bon größter Bedeutung ift jegt in der Neichögefeggebung der Arbeiterftand. 

1) Marezoll, Ueber die bürgerliche Ehre, ihre gänzliche Entziehung und theilweiie Schmä- 
lerung. 1824, 


64 Erſter Theil. 


Privatrechte angehören. Die Entziehung oder Schmälerung der Ehre bewirkt 
mithin eine Beſchränkung der Rechtsfähigkeit. 

Das ältere deutſche Recht kannte ?), abgefehen von der nicht hierher ge- 
börenden Friedloſigkeit?), welche nicht eine durch Gntziehung der Ehre bewirkte 
mittelbare Shmälerung, jondern eine directe Vernichtung der Perſön— 
lichkeit enthielt, drei, jedoch nicht immer jtreng unterjchiedene +) Arten der 
Schmälerung der bürgerlichen Ehre, die Rechtloſigkeit, die Ehrlofigkeit und die 
Echtloſigkeit. Die Rechtlofigfeit?) trat ein als Folge von Verbrechen, 
deren Strafe an Hals und Hand oder an Haut und Haar ®) ging, und ihre 
Wirkung war bauptjächlich die Entziehung gerichtlicher Ehrenrechte, nämlich des 
Rechts, Schöffe, Vorfprecher, Vormund, Zeuge und Nichter zu fjein?), jowie 
des Rechts des Wehrgelves ®), des Unjchuldeids ?), und überhaupt der Befug- 
nijje, welche nur von der VBorausjekung bejonderen Vertrauens abhängen !°). 
Die Epriofigkeit, wo dieſe Benennung technijch ift 2), war nur eine Be- 


2) Budde, Ueber Rechtloſigleit, Ehrloſigleit und Echtloſigleit. 1842. Hillebrand, Ueber die 
gänzliche und theilweife Entziehung der bürgerlichen Ehre nad) den Rechtsbüchern des Mittel» 
alters. 1844. Ueber das alte Hamburgiſche Recht f. Trummer, Vorträge iiber merhvürd. Er— 
fchein. in der Hamb. Rechtsgeſch. 3. Bd. (1849), ©. 123 fig. 

3) Die fFriedlofigkeit (welcher Ausdruck mir vor der Bezeichnung mit dem Worte „Sdt- 
loſigleit“ wegen deſſen Diehrdeutigfeit den Borzug zu verdienen fcheint) ift die Folge der Ober- 
acht, eine Ergänzung der mangelhaften Exekutionsmacht des Mittelalters. Vergl. darüber 
Albrecht, Gewere, S. 39 flg. Wilda, Strafrecht der Germanen, ©. 278 flg. Ebenſowenig 
gehört hierher der Zuftand, welcher die Folge der erften Acht if. Bgl. darüber Hillebrand 
a. a. O., ©. 42 fig. 

4) Beſonders werden die Ausbrüde Recht und Ehre in dem mittelalterlichen Nechts- 
büchern ſehr oft promisceue gebraudit.. Vgl. die vielen Beweife in den Stellen bei Kraut 
Grundriß, $65. Der Ausdrud „volllommen an feinem Rechte” bedeutet die Integrität der Ehre. 

5) Ueber den Begriff der Rechtloſigleit herrſchen verfchiedene Meinungen. Die Anficht 
Budde's, daß Rechtlofigkeit gleich fei der Standestofigkeit, ift bei theilweifer Wahrheit 
doch wohl nur eine in die Rechtsbücher hineingetragene Theorie. Bon neuem fcheint fie zu 
vertheidigen Siegel, Geſch. des deutfchen Gerichtsverfahrens, Bd. 1 (1857), ©, 59, Anm. 5. 
Homeyer, Sadjfenfpiegel I, ©. 364. 

6) Sachſenſp. I, 38, $ 1: „Unde die duve oder rof sunet oder weder gevet unde de des 
vor gerichte verwunnen werdet oder di ir lif oder hut unde har ledeget, di sint alle recht- 
los“. Ferner vgl. Sachſenſp. 1, 65, $ 2. Schmwabenfp. 164. Göfchen, Goslar. Statuten, 
©. 114. 

7) Bol. Sadjfenfp. II, 65 $ ı, 7031; II, 12 8 3, Sadjfenfp. I, 51, $ 3; III, 28 
$ 1; Constit. pac. a. 1235 (Pertz, Monum. Germ. hist. IV, p. 316). Verm. Gadjfenfp. I. 
49, 4, 

8) Bol. Sachſenſp. III, 45 $ 11. 

9) Sadıfenf. I, 49. Schwabenſp. (Laßberg) 48. Nichtft. Landr. 33. Rigiſches Nitterr., 
Cap. 38. 

10) Darin die ratio von Sachſenſp. II, 26 $ 2 u. 3, und II, 36 $ 1. gi. überhaupt 
die Stellen bei Kraut a. a. O. 

11) Dies ift 3. B. nicht der Fall bei Sachſenſp. I, 5 $ 2 (wiflike ere) und häufig. Bol. 
Haltaus, Gloffar., ©. 263. Daß aber das Wort „Ehre kein technifches fei für Standes- 
rechte, fcheint mir ziemlich deutlich gerade aus ber Ueberſchrift des Kaiferrechts III, 5, von 
grossen eren der rittere herborzugehen, welche Hillebrand S. 33 für dad Gegentheil citirt. 
Die darauf gegründete Anficht, daß die Ehrlofigfeit ein Verluſt der Standesrechte fei (vgl. aud) 
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zeichnung für die aus ſolchen Verbrechen hervorgebende Nechtlofigkeit, welche 
ein beſonders heiliges Band oder eine befonders ehrwürdige Pflicht verlegen 12), 
wie gejhiworene Treue und das Gaſtrecht. Die Eh tlofigfeit (Unechtheit) ?°) 
endlih war der aus der Verächtlichleit der Lebensweije !*) und der unehelichen 
Geburt 15) hervorgehende Mangel der gerichtlichen Ehrenrechte, des Wehrgelds 
und bei legterer auch der Erbfähigfeit !*®). 

Die Unbeftimmtheit diefer Begriffe ließ es zu, daß man beim Eindringen 
des fremden Rechts in der römischen Infamie nur die Wiederholung des eigenen 
Rechts zu erkennen meinte 17), und man berief fich fortan in diefer Lehre fait 
immer auf die fremben, bei äußerlicher Betrachtung ähnlich erfcheinenden In— 
jtitute. Der Umftand aber, daf die römifche Infamie, ein aus den politifhen 
Verhältniffen Roms entjprungenes Inftitut, ſchon an ſich gar nicht darauf 
angelegt war, das römijche Staatöwefen zu überbauern !®), daß überhaupt jede 
Zeit und jedes Volk die Beitimmungen über Schmälerung oder Entziehung ber 
bürgerlihen Ehre nur auf eigene fittlihe Anfchauungen jtügen kann, bat be» 
wirkt, daß jene Verirrung ohne dauernden Ginfluß auf die Geftaltung diefer 
Lehre geblieben ift!?). Mitten unter dem Gewebe der dadurch entftandenen 


Eichhorn, St.- u. Rechtsgeſch. $ 349), entbehrt genügender Begründung; eine folhe kann natür- 
Lich auch nicht in dem Umftande liegen, daß eine Treulofigfeit den Austritt aus dem auf Treue 
beruhenden Berhältnifie, 3. B. dem Lehnsverbande, zur Folge hat. — Ebenſowenig läßt es ſich 
aber rechtfertigen, wenn Budde die Ehrlofigkeit, ähnlich wie die turpitudo, nicht als ein firirtes 
juriftifches Inftitut betrachtet, wozu die Quellen, infoweit Beftimmtheit bei ihnen überhaupt zu 
erwarten ijt, doc wohl nöthigen. 

12) Vgl. Gl. zum Sadjfenfp. I, 78 31. Sadjfenfp. I, 40; III, 84 82, Schmabenfp. 
(Tab.) 278. Richtſt. Landr. 33, 5ı u. f. w. 

13) Daß Echtlofigkeit abgefehen von der oben Anm. 3 bervorgehobenen Bedeutung auch 
Unedjtheit bedeute, hätte Walter (deutſches Pr.-R., $ 74, 3) erfehen können aus Sadjfenip. 1, 
51 & 1 Gomeyer's Negifter s. v. echtlos). Uebrigens erlfärt ſich jetzt auch Stobbe, Handbuch 
$ 47 Nr. 5, gegen biefe Verwendung des Wortes Edhtlofigfeit. 

14) 3. B. Kämpfer (Sadjfenip. I, 45 8 8), Spielleute (Sachſenſp. I, 50 $ 2) und deren 
Kinder. 

15) Sachſenſp. I, 38; III, 48 $ 5. Schmwabenfp. (Laßb.) 77. 

16) Bergl. namentlih Sadjfenfp. I, 50 $ 2 und I, 51 $ 1, wo bie Unterſchiede der Echt- 
lofigteit von der Nechtlofigleit hervorgehoben werden. Zu dieſen Unterfchieden in den Wirkungen 
gehört auch, daß die Echtlofen den Unfchuldseid nicht verlieren. Die Vermiſchung beider 
Inſtitute bei Hillebrand a. a, DO. ift deshalb unhaltbar. Charakteriftiich ift für dem Unehelichen 
der Mangel des Familienrechts. Eine ganz andere Behandlung der unecht Geborenen im alt- 
nordiichen Recht weit nadı Wilda in der Zeitfchr. f. deutſch. Hecht, Bd. 15, ©. 237 flg. 

17) ©. Phillips, Grundf. Bd. 1, S. 299 flg. — Diefe Entlehnung des Maßſtabs ber 
eigenen Sittlichleit aus den Normen einer fremden und längft verfhmundenen Welt ericheint 
als ein Theil des Sichielbftverlierens, woran die deutfche Nation im 17, und 18, Jahrhundert 
franfte. 

18) Der Beweis bei Saviguy, Spftem d. heutigen röm. Rechts, II, $ 83. Bol. Puchta, 
Pandelten, $ 120. 

19) Noch wird dieß von Eichhorn, Einf. $ 84, verfannt, der durch ein buntes Gewebe 
römischer und deutfcher Begriffe, durch Annahme einer römischen und deutſchen Ehrlofigteit den 
einfachen Gefichtspunft trübt. 

16. Aufl. 5 
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Berwirrung der Meinungen haben jich neue Rechtsſätze gebildet *°), in welchen 
wenigjtens ein Theil jener älteren deutjchen Grundſätze wieder zur Geltung 
gelangt iſt. 


1) Ehrlofigteit. 
840. 

In engem Anſchluſſe an die Rechtloſigkeit des älteren deutſchen Rechts!) 
hat ſich im neueren Rechte der Begriff der Ehrloſigkeit ausgebildet. Dieſe iſt 
die Entziehung der bürgerlichen Ehre, welche die Bedingung voller Berechtigung 
im ſittlichen Gemeinleben iſt?). Ihre Wirkung iſt eine Berminderung der 
Rechtsfähigleit; dieſe Wirkung findet da ihre Grenze, wo die bürgerliche Ehre 
nicht die Vorausſetzung der Perjönlichkeit bildet). Der Werth des vollen 
Ehrenrechts aber bewirkt, daß eine Entziehung bejjelben nur in den Fällen 
äußerſter Entfittlihung angenommen wird, nur bei jchweren Verbrechen. Die 
Frage, wann die Ehrlojigfeit ftattfindet, ijt Deshalb eine Frage des Strafredhts *). 
Dieß aber läßt die Ehrlojigkeit entweder als die directe Strafe eined Ver- 


20) Diefe find namentlich in der neueren Strafgefeßgebung erſichtlich; fodann aber in den 
modernen Berfaflungen, Gemeindeorduungen und Specialgefegen der verſchiedenſten Art. Ueber 
die hierauf bezüglihen Beitimmungen der neueften Reichsgeſetzgebung ſ. Mandry im Archiv für 
civil. Praris, Bd. 59, S. 334 fig. 

1) Nicht zu begründen ift die von neueren Schriftſtellern aufgefiellte Behauptung, daß die 
alte Rechtlofigfeit fpurlos verſchwunden oder gar, daß fie in die heutige Anrüchtigleit über- 
gegangen ſei. So z. B. Budde a. a. O. ©, 119 u. U. m. Der Zujammenhang der alten 
Nechtiofigkeit mit der heutigen Ehrlofigfeit, in welche fie im Laufe der Zeiten umgebildet wurde, 
wird doch durd; deutliche Analogien beider Berhältnifje bewiefen. Die Entziehung procefinalifcher 
Ehrenrechte, in denen ſich im Dlittelalter die VBollfreiheit realifirte, ift heutzutage die Entziehung 
der im Zert genannten Befugnifje des öffentlichen Rechts; die Strafen zu Hals uud Hand uud 
Haut und Haar find heutzutage bie ſ. g. entehrenden Strafen. 

2) Uebrigens ift zu bemerlen, daß fich die neueren Geſetzgebungen nicht mehr allein an die 
im Texte entwidelten Inftitute halten, fondern oft mehrfache Abjlufungen der Ehrenjchmälerung 
größeren oder geringeren Grades ohne bejondere technijche Bezeihuung feitiegen. So z. B. das 
Würtemb. Strafgefegbud, Art. 27—34, und das Geſetz über die privatrechtl. Folgen der Ber- 
brechen und Strafen vom 5. Sept. 1830, $ 1-6. Man follte diefe geringeren Fälle der 
Ehrenminderung unter dem Namen „Beicholtenheit” zufammenfafjen. — Jetzt entjcheidet hier 
vor Allen das Reichsſtrafgeſetzbuch, Art. 33—35, weldjes ebenfall$ eine volle und eine nur 
theilweife Abertennung der Ehrenrechte kennt, 

3) Daher und aud aus anderen, criminalpolitifhen Gründen ift der bürgerliche Tod, den 
einige neue Strafgejeggebungen kennen, nicht zu billigen. S. Köftlin, Syitem des Strafredhts 
(1. Bd. 1855), ©. 427, 

4) Mittermaier, Grundf., $ 102. Hiernach verjteht es ſich (auch abgejehen von den nun— 
mehrigen Beitimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs, $ 31 fig.) von ſelbſt, daß von einer infamin 
immediata nicht mehr die Rede fein faın. 4. M. Marejoll a. a. O., ©. 350 flg. Die ent» 
gegenftehenden Beftimmungen der Reichsgeſetzgebung, nämlich Reichsabſchied von 1550, $ 80, 
Reichsſchluß vom 19. Sept. 1668, Reichspolizeiorduung von 1548, Tit. 22, und von 1577, 
Tit. 23, $ 2 (Saviguy, Syſtem, 3. Bd., S. 277 fig.), find bald aus der Praxis verſchwunden. 
Theils berubten fie auf irrthümlicher Auffaſſung des römijchen Rechts, theil® ſetzten fie wirklich 
ein Strafurtheil voraus. 
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brechens ausjprechen °), oder ald die Folge einer anderen Strafe eintreten, 
deren Erbulden die fittlihe Würde des Menjchen beeinträchtigt ®). 

Die Wirkungen der Ehrlofigkeit find nun im heutigen Rechte folgende: 
1) Entziehung der öffentlichen Aemter und Verluſt der Fähigkeit zu ihrer lleber- 
nahme, auch der mit ihnen verbundenen Penfionsrechte (nicht immer auch der 
ſchon erworbenen Penfion). Hier findet fein Unterfchied zwijchen Staats- und 
Gemeindeämtern jtatt, und insbejondere gehören hierher auch Advocatur, Nota- 
riat und Procuratur ?). 2) Verluft des politifchen Theils des Bürgerrechts ®), 
der activen und paſſiven Wahlrechte, insbejondere auch der Befähigung zum 
Geſchworenen. 3) Ausjhluß von Zünften?) und Genoffenihaften, welche den 
Befig vollfommener bürgerlicher Ehre zur bejonderen Bedingung der Mitglied» 
ſchaft machen. Dahin gehört gewifjermaßen auch die Unfähigkeit des Ehrloien 
für das Yehnsverhältniß, wenn nicht der Lehnsherr dieſe Eigenſchaft über- 
fiept 1°). 4) Verluſt der vom Staate verliehenen perjönlichen Auszeich- 
nungen !!), 5) Zurüdjegung in ben Fällen, in welden das Ermeſſen des 
Richters die Individualität der Perion in Betracht zu ziehen hat, 3. B. bei der 
Vormundſchaft und beim Zeugniß. 6) Werluft der Befähigung zum Eintritt 
in das Heer oder in die Marine des Reichs. — Dagegen erjtreden fich die 
Wirkungen der Ehrloſigkeit im Allgemeinen nicht auf die einzelnen Privatrechte, 
insbejondere die privatrechtlihen Vermögensredhte '?). 


5) Geſtattet aber auch wohl dem ertennenden Richter, aus bejonderen Gründen die Ehre 
vorzubehalten. Das Reichsſtrafgeſetzbuch fest die Aberlennung der Chrenrechte abgejehen von 
dem Falle des $ 31 größtentheil® in das Ermeſſen des Richters, $ 32. — Vgl. über die ganze 
Lehre, infoweit fie dem Strafrechte zufällt, Köftlin, a. a. O., $ 125. 

6) Dahin gehören die durch Heulershand volljogenen Strafen, der Pranger, Staupenfchlag 
ut. f. w., jetst die Zuchthaußftrafe. Anders das Reichsſtrafgeſetzbuch. 

7) Man braucht fich hierber weder auf römiſches Recht, noch auf die Reichsgeſetze zu be- 
rufen. Es beſteht ein entſcheidendes Gewohnheitärecht, hervorgegangen aus der öffentlichen 
Meinung über die Bedeutung diejer Hemter. Jetzt enticheidet hierüber der $ 34 des Reichs- 
ſtrafgeſetzbuchs. 

8) Dieß ſelbſt aber, und zwar ſowohl das Staats- als das ſtädtiſche Bürgerrecht, geht 
damit nicht verloren. 

9) Reichspolizeiordn. von 1577, Tit. 38, 5 4. Neichsichluß von 1731, $ 5, 13. Gewerbe⸗ 
ordnung des Norddeutichen Bundes dv. 21. Juni 1869, $ 83. 

10) Das deutfche Recht jpricht entichteven Yehnsunfähigleit aus. Sächſ. Lehnr., Art. 2., 
Vet. auct. 1, & 4. Ueber das longob. Lehnrecht vgl. II. feud. 37 pr. Bol. Weber, Handb, 
des Lehnr. 111, ©. 28 fig. 

11) 3.8. Titel, Orden, die Nationalccarde, auch academifche Würden. Uebrigens jetzt 
der Berluft folcher Auszeihnungen nicht immer gänzliche Ehrlofigleit voraus, fondern kann 
auch ald Folge geringerer Vergehen und Strafen feftgejetst fein. S. oben Anm. 2. Den 
Berluft des Adels läht das Reichsſtrafgeſetzbuch nicht mehr als Folge der Ehrlofigteit eintreten. 
©.8 34. 

12) Eine Ausnahme findet ftatt bei der querela inofficiosi testamenti der Gefchwifter, ferner 
infofern, als gewifie Obligationsverhältnifie, 3. B. Dienftverträge, einfeitig aufgelöft werden 
tönnen, wenn ein Theil chrlos wird, fodann in dem mit dem Berlufte öffentlicher Aemter zu- 
gleich verbundenen Berlufte de8 Penſionsrechts. S. Schmid, Vorleſ. über Sächſ. Privatr. 
1. Bd. ©. 62 fig. 


5* 
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Die Wirkungen der Ehrlofigfeit kann der Landesherr durch restitutio famae 
aufheben !®). 


2) Anrüdtigfeit. 


8 41. 

Entjprechend der Echtlofigkeit des älteren Rechts giebt es wenigſtens par- 
ticularrehtlih in der Anrüchtigfeit (Unehrlichleit) auch jest noch eine Schmä- 
lerung der bürgerlichen Ehre und folgeweife der Rechtsfähigkeit, welche bie 
Folge gewiffer Eigenſchaften einer Perfon ift. Solde Eigenichaften find: 
1) die unehelihe Geburt. Die wenigen etwa noch übrig gebliebenen Wir- 
fungen der darin liegenden Ehrenminderung, als Unfähigkeit zum Eintritt in 
Zünfte!), zur Ordination?) und zum Lebnserwerbe ®), fünnen mit Aus» 
nahme ber letzten durch wirkliche +) und unvollfommene Legitimation (legiti- 
matio ad honores) 5) gehoben werden. 2) Das Gewerbe des Abveders (Ca- 
viller), welches von der Theilnahme an Handwerken, Zünften und Corpora- 
tionen, deren Vorausſetzung die Unbefcholtenheit der Ehre ift, ausſchloß ®). 
Die Kinder des Abdeders waren, wenn fie das Gewerbe nicht ſelbſt getrieben 
hatten, ebenfowenig als der bloße Inhaber der Cavillereigerechtigfeit und ber 
Scharfrichter mit der Anrüchtigfeit behaftet”). Getilgt wurde dieſer Malel ®) 
in jedem Falle durch die dem Landesherrn zuftchende Chrenhaftmahung ?). 


3) Verächtlichkeit. 


$ 42. 
Die Verächtlichkeit 1) iſt nicht an einzelne fpeciell bejtimmte Handlungen 
geknüpft, jondern bie Folge einer Verurtheilung durch die öffentliche Meinung, 





13) Bgl. Reichsſchluß vom 4. Sept. 1731, wo die restitutio famae erwähnt wird. Grieb- 
ner, Opusc. jur. publ, T. I, Sect. III, p. 76, und Sect. IV, p. 121. 

1) Vgl. Reihsfhluß vom 4. Sept. 1731, $ 11. Gilt nicht mehr im heutigen Reichsrecht. 

2) Cap. 14, X, De filiis presbyt. (1, 17). 

3) IL, feud. 26, & 11, 

4) Bgl. den in Anm. 1 angef. Reichsſchluß. 

5) Bgl. über diefe Legitimation Eichhorn, Staats- u. R.-G., $ 351, Anm. m und $ 449. 
Neuere Gefeßgebungen haben überhaupt die Unehrlichkeit der Unehelichen befeitigt. 

6) Durch die Reichspolizeiordnung von 1548, Zit. 37, $ 1, und von 1577, Tit. 38, $ 1, 
ſowie durch den Reichsſchluß von 1731, $ 4, wurde eine Menge von Handwerken von der Un— 
ehrlichteit befreit, mit weldher fie der ausgeartete Zunftgeift belegt hatte. Nur der Schinder 
wurde als unehrlich anerfannt. Vgl. ſchon die NeichSpolizeiordnung von 1530, Tit. 21. 

7) Bgl. Reichsſchluß von 1772, $ 5. 

8) Es herrſcht Streit, ob die Anrücdtigen zu den personae turpes gehören, wegen welcher 
ben Geſchwiſtern des Teftators die querela inoffieiosi test. zuftcht. Dies ift zu verneinen, da 
jene Zurpität vorzüglich eine moralifche Verächtlichkeit fein fol. Vgl. aud; Kind, Quaest. 
forens. (ed. 2), Tom. I, p. 345. Dagegen Dargoll a. a. O., &. 390. Walter, Deutid). 
Pr-R., $ 74, will die querela wenigften® gegen den Abdeder zulafien. 

9) Bol. Reichsſchluß von 1772, $ 5, 

1) Die Berächtlickeit fällt mit der römifchen turpitudo zufammen. Von einem unrichtigen 
Begriffe der Berächtlichkeit geht aus Bluntſchli, Deutſch. Pr.-R., $ 32, Ann. 
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wo fie die Unfittlichkeit, Immoralität und unwürdige Lebensweife ?) rügt. Ob- 
ihon fie daher nicht ein wirkliches Nechtsinftitut, ſondern ein rein factiicher 
Zuftand iſt, fo hat fie doch gewiſſe juriftiiche Wirkungen. Sie bewirkt eine 
Zurüdjegung und Beichränfung der Nechtsfähigkeit in allen Fällen, in welchen 
der Richter auf den fittlihen Charakter der Perfonen Rüdjicht zu nehmen 
hat ®). Auch wird fie oft als Hinderniß beim Eintritt in ehrenhafte Genofjen- 
ichaften bebeutend *). 


B) Wegen der Verfhiedenheit der Neligion. 
1) Bei den hriftliden Religionsparteien. 


$ 43. 


Obſchon der weitphäliiche Friede feſtſetzte, daß auch diejenigen, welche fich 
bei der Ausübung ihrer Religion nicht auf das Normaljahr berufen könnten, 
im Genufje bürgerlicher und politifcher Rechte zu dulden feien !), jo wurde 
diefe Zuficherung doch durch die anderweite Beftimmung ?) wieder größtentheils 
entkräftet, nach welcher e8 dem Landesherrn freiftehen follte, die bezeichneten 
Unterthanen zur Auswanderung zu zwingen. Die Ungleichheit des Rechtözu- 
jtandes, welche im Folge dieſes Zugeftändnifjes in vielen Territorien an bie 
Abweihung von der im Yande berrichenden Confeſſion gefnüpft wurde, ift in- 
deſſen wenigftens in der Hauptjache jchon befeitigt worden durch den fechzehnten 
Artikel der deutjchen Bundesacte $), welcher allen Unterjchied im Genufje der 
bürgerlichen und politifhen Rechte, jofern er fich auf die Verjchiedenheit der 
chriſtlichen Religionsparteien jtütte, in den Rändern des deutſchen Bundes aus- 
ſchloß. Obſchon diefe Vorjchrift allgemein lautete, jo ergab freilich die Ge- 


2) 3.8, der Bagabunden, Zigeuner, feilen Dirnen, Kuppler, Bärenführer u. f. w. 

3) So beim Zeugniß, particularrechtlih bei der Auflegung des Reinigungseids, bei der 
Wahl des Vormunds. Andere Folgen, welche das römiſche Recht daran knüpft, 3. B. bei der 
querela inofüc. testam. der Gefdwifter, f. bei Buchta, Pandecten, $ 119. Dahin gehört aud) 
die Berfagung der Jagdkarte u. ſ. m. 

4) So wurde fie ald Hinderniß des Erwerbs des ftädtifchen Bürgerrechts betrachtet, und 
auch der Zunftgenofjenfchaft; vgl. Eichhorn, Einl. $ 90. 

1) J. P. O, art. 5, $ 34. Subditi, qui — religionis suae exereitium nulla anni (1624) 
parte habuerunt, nec non qui — diversam a territorii domino religionem profitebuntur, pa- 
tienter tolerentur — 8 35. Sive autem Catholiei sive Augustanae confessionis fuerint subditi 
nullibi ob religionem — a mercatorum, opificum, aut tribuum communione, hereditatibus, 
legatis — aliisve — juribus arceantur, — sed in his et in similibus pari eum concivibus 
jure habeantur aequali justitia protectioneque tuti. 

2) J. P. O., art. 5, 836. Quod si vero subditus, qui nec publicum nec privatum suae 
religionis exercitium anno 1624 habuit, vel etiam, qui post publicatam pacem religionem 
mutabit, sua sponte emigrare voluerit aut a territorii domino jussus fuerit, liberum ei sit, 
aut retentis bonis aut alienatis discedere. 

3) Die Bundesacte, Art. 16: „Die Verfchiedenheit der chriftlihen Religonsparteien fanır 
in den Ländern und Gebieten des deutfchen Bundes keinen Unterfchied in dem Genuffe der 
bürgerlichen und politiſchen Rechte begründen,‘ 
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ſchichte derſelben ), daß fie ſich nur auf Die drei chriſtlichen Religionsparteien, 
die Katholiken, Lutheraner und Reformirten beziehen wollte, ſo daß alſo hiernach 
das Recht des Staats, die Wirkungen des Bekenntniſſes für eine ſeparatiſtiſche 
Secte durch Beſchränkung der Rechtsfähigkeit ihrer Anhänger zu beſtimmen, 
ungeſchmälert beſtehen blieb 5). Hiergegen war inzwiſchen die entſchiedene Forbes 
rung der Zeit gerichtet, und hatte auch bereits in den Verfaſſungsgeſetzen der 
meiſten Staaten ihren Ausdruck gefunden. Jedenfalls durfte hiernach ſchon 
bisher als gemeines Recht der Satz aufgeſtellt werden, daß der Einfluß der 
Confeſſionsverſchiedenheit auf die privatrechtliche Stellung der Perſonen auf- 
gehört habe, und daß auch der Uebertritt von einer chriftlichen Religionspartei 
zur anderen feine Aenderung der privatrechtlichen Rechtsfähigkeit bewirke 8). 
Für das Gebiet des Deutfchen Reichs hat aber dieſe Entwidelung endlich ihren 
vollen Abſchluß in dem Bundesgejeg vom 3. Yuli 1869 gefunden ?). 


2) In Rüdfiht auf die Juden. 
Einleitung. 


$ 4. | 
Der Gefihtspunft für die Behandlung der Verbältniffe der Juden in 
Deutihland war der, daß fie vermöge der Verſchiedenheit ihrer Religion 


4) Klüber, Acten des Wiener Congr. Bd. 1, S.439 flg.: Ad art. 14 (nämlich) de8 Entwurfs) 
wurde, foviel die chriftl. Religionsparteien betrifft, bemerkt, daß in einigen Abjchriften des Entwurfs 
der Ausdrud: drei hriftl. Religionsparteien eingefchlichen fei, und auf die Frage hierauf, ob 
die Beftimmung diefes Artifel8 auch auf andere hriftliche Secten, 3. B. Anabaptiften, Men- 
noniten, Herenhuter u. f. w., zu ziehen fei? zwar diefe Ausdehnung bedenklich ge- 
funden, gleichwohl, da die Bezeichnung von drei chriftlichen Neligionsparteien jelbft ber vor- 
maligen deutfchen Reichsverfaſſung nicht angemeſſen fei, beliebt die Zahl 3 zu fireichen und blos 
zu ſetzen: „„chriſtliche Religionsparteien““. Zur Zeit des Reichs, deflen Zuftand offenbar vor- 
ſchwebte, gab e8 aber zwei Refigionsparteien, die Katholiten und die Augsburgifchen Eonfeflions- 
verwandten (db. h. Yutheraner und Reformirte. So ift denn der Artikel direct und indirect 
auch von den fpäteren Berfaflungsgefegen verftanden worden. Bgl. Zahariä, Deutiches 
Staatd- und Bundesrecht, Bd. ı, ©. 447 fig. Vgl. auch Mohl, Würtemb, Staatsrecht, Bd. 1, 
S. 375 fig. 

5) Dieß folgt aus dem Reformationsrechte ded Staats, welches in Betreff anderer als der 
brei genannten driftlichen Confeflionen in gewiſſen Grenzen noch fortbefteht, wo es nicht im ber 
neueiten Zeit noch weiter beichränft oder ganz ausgefchloffen worden if. Die rechtlichen Nach— 
theile aber können der verſchiedenſten Art fein, politifher und privatrechtliher. Bal. 3. ®. 
Reyſcher, Würtemb. Privatr., Bd. ı, 8173. S. überhaupt Wilda in der Zeitichr. f. deutfches 
Net, Bd. 11, ©. 161 flg. Ueber Sachſen, ſ. Schmidt, Vorleſ. über ſächſ. Privatr. 1, ©. 63 fig. 

6) Von felbit verfteht es fi, daß durch Privatdispofition vermögensrechtliche Bortheile an 
das Augehören zu einer beftimmten Confeflion gelnüpft fein dürfen, 3. B. Pfründen, Stipendien, 
Fideicommiffe. — Ob die Bedingung, die Religion zu ändern, eine conditio turpis fei oder 
nicht, ift beftritten. Die Entfcheidung kann nur aus dem Motiven der Partei im einzelnen 
Fall geihöpft werden. Die in den früheren Auflagen geichehene Hervorhebung der Unterfchei- 
dung zwiichen der Bedingung, die Religion zu ändern, und der Bedingung, die Religion micht 
zu ändern, wird in vielen Fällen thatſächlich begründet fein, aber als Grundlage eines allge- 
meinen Rechtsſatzes ift fie unbrauchbar. 

7) Bundesgefeb dv. 3. Juli 1869: „Alle noch beftehenden, aus der Verfchiedenheit des reli- 
göfen Belenntniſſes bergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte 
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und Nationalität als Fremde betrachtet !) und von der allgemeinen Rechtsfähig- 
feit ausgejchloffen waren. Sie bedurften deshalb eines Schutzes; dieſen zu 
ertheilen, war ein Nefervatrecht des Kaiſers, das wegen der an die faiferliche 
Kammer dafür zu entrichtenden Abgaben der Juden als ein nutbares Regal 
behandelt wurbe ?) und fpäter durch Verleihung nicht blos in die Hände ber 
Kur» und Neichsfürften $), fondern aud an die unmittelbaren und mittelbaren 
Städte“) und jelbjt an die Patrimonialberren gelangte. Der ertbeilte Schut 
war aber wiberruflich °), auch bezog er fich keineswegs immer auf die Nach— 
fommen oder auf alle Orte des beftimmten Xerritoriums 6), vielmehr mußten 
jelbjt die „vergeleiteten“ Juden?) bei ihren Reifen im Yande noch einen be- 
befonderen Schutz durch Entrichtung eines Leibzolles erfaufen. Aus diefem Ge- 
fihtspunfte erklärt e8 fich, daß fie (im beften Falle) al8 bloße Schutzverwandte 
vom Erwerb des Bürgerrecht, des Grundeigenthums und von allen öffent- 
liben Aemtern ausgeichloffen und außerdem noch mancherlei rechtlichen Nach- 
theilen unterworfen waren, welde aus ihrem Mangel an volltommener Per- - 
fönlichkeit hervorgingen. Eine Art Gegengabe follten die ihnen ertheilten Wucher- 
privilegien 8) bilden. Cine ſchwache Würdigung ihrer Nationalität lag jedoch 


werben hierdurch aufgehoben. Insbeſondere foll die Befähigung zur Theilmahme an der Ge- 
meinde- und Landesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher Aemter vom religiöfen Belennt- 
niſſe unabhängig fein.“ 

1) ©. Eichhorn, Staats- und Rechtegeich., $ 297 u. 350. Scheppler, Ueber die Aufhebung 
des Judenleibzolls, nebft einer fkizzirten Gefchichte der Juden u. f. w. 1805. Spieler, Ueber 
die ehemalige und jetiige Lage der Juden in Deutfchland, 1809. Schmid, Ueber das Bürger- 
recht der Juden in Deutfchland in deſſen Journal: „Der deutfhe Bund“, Bb. 1, Heft 2. 1816, 
Stobbe, Die Juden in Deutfchland, während des Mittelalterd. 1866, — Außerdem vgl. als 
ältere dogmatifche Schriften: Beck, Tractatus de jur. Judaeor, Vom Recht der Juden, 1741. 
3. Ch. 8. Schröter, Vermifchte jurift. Abhandl., Bd. ı, ©. 106—235. Thiel, Prineipia juris- 
prudentiae judaicae per German. commun., 1790, 

2) Vgl. Schwabenfp. 349, 1 (Wadernagel 2141. Richardi R dipl. a. 1262 ap. Schoepflin, 
Als. dipl. 1, 441. Eichhorn a. a. D., 8 297 Anm. e. Daher hießen die Juden des heil. röm. 
Reihe Kammerknechte. Weber ihre Abgaben vgl. Eichhorn a. a. O., Anm. f. 

- 3) Auren Bulla IX, 1 et 2. Neichepofizeiordn. von 1458, Tit. 20, $5: „Daß hinfüro 
Niemand Juden anzunehmen oder zu halten geftattet werden folle, dann denjenigen, die von 
Uns und dem heil. Reid; Regalia haben, oder infonderheit derhalben privilegirt ſeynd.“ 

4) 3.8. Urkunde Karl's IV. für Frankfurt von 1363 bei Kraut, Grunbr., $ 72, 9. 

5) 3.8. Urkunde von 1462 bei Eichhorn, R.-G. 8 297. Anm. d: „So ein Römifcher 
Kaifer oder König gekrönt wird, mag er den Juden allenthalben im Reich all ihr Gut nehmen, 
dazu ihr Leben und fie tödten, bis auf eine Anzahl, der lützel fein joll, zu einem Gedächtniß.“ 
Dieß Recht ift oft wenigftens infofern ausgeübt worden, als die Juden mit ihrem Vermögen 
verkauft, verpfändet und ihre Forderungen cafjirt wurden. Sie waren ein reiches Finanz- 
mittel und die fette Zuflucht in Geldnoth, weshalb man ihnen ausnahmsweiſe den Wucher 
frei gab. 

6) Oft waren die Juden in einer Stadt nur auf dag Bewohnen beftimmter Straßen be— 
ſchränkt. Außerdem waren fie noch verpflichtet, ſich durch auszeichnende Kleidung kenntlich zu 
machen, an chriftlihen Feſten fich verborgen zu halten. 

7) D.h. die durch Schutsbriefe, für welche fie das f. g. Schutgeld bezahlten, anfällig ge- 
wordenen Juden, im Gegenfats der ſ. g. unvergeleiteten. 

8) ©. darüber die gründlichen Unterfuhungen von Neumann, Geſchichte des Wuchers in 
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in dem Zugejtändnijje der in gewiſſem Umfange gewährten mit der Zulafjung 
ihrer Religionsübung in Verbindung ftehenden Anerkennung der Anwenbbarfeit 
ihres nationalen Rechts. 

Diefe Verhältniffe Haben ich feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
vielfach verändert. Zwar find durch die deutfche Bundesacte?) den Juden nur 
die ihnen bis dahin von!) den einzelnen Bundesſtaaten ertheilten Rechte 
garantirt worden, auch die dort in Ausficht gejtellte Verbefjerung ihrer Ver- 
bältniffe durch Vermittelung des Bundes unterblieben, dafür bat aber die Ge- 
jeßgebung vieler einzelnen Staaten '1) Deutjchlands die Kreife ihrer Rechts 
fähigkeit zu erweitern geftrebt. Im Folgenden iſt ihr früherer Rechtszujtand in 
Berbindung mit den Uebergangsverhältnijfen bis zur neueſten Zeit darzuitellen, 
welche für das Deutſche Reich in dem Bundesgejeke vom 3. Juli 1869 ihren 
Ausdrud gefunden hat. Durch diefes wird auch für die Juden jede auf dem 
religiöfen Belenntnifje berubende bisherige Beichränfung in bürgerliden und 
jtaatsbürgerlichen Nechten aufgehoben !?). 


Befchränkungen der Inden im neueren Rechte, 
8 45. 
Die Beſchränkungen der Rechtsfähigfeit der Juden waren jowohl im öffent» 
lichen *) als im Privatrechte wirfjam. 
Staatsrehtlich bejchränktt waren die Juden zunächſt in Betreff der 
Erwerbung des Unterthanenrechts. Zwar wurden nur noch in wenigen deut— 
ſchen Ländern bie Juden als bloße Schugverwandte und als außer dem eigent» 





Deutſchland (1865), ©. 292 und bef. ©. 305 fig. Ferner Goldſchmidt in der Zeitfchr. f. d. 
gef. Handelsrecht, Bd. 8, S. 266 fig. (1865). 

9) Bundesacte, Art. 16, 

10) Vgl. Klüber, Acten ded Wiener Congr., Bd. 2, S. 535. Die früher vorgefchlagene 
Fafjung: „in den Bundesftaaten‘ würde die Beibehaltung des franzöfifhen Zuftandes zur Folge 
gehabt haben. 

11) Ueber Oeſterreich f. Barth v. Barthenheim, Beiträge zur polit. Gefegestunde im öfterr. 
Karferft. Bd. 1, Abth. 1. Preuß. Gefege vom 11. März 1811 und vom 23. Juli 1847. 
Baner. Geſetz vom 10, Juni 1813. Würtemb. Gefey vom 25. April 1828 (vgl. Mohl, Würt. 
Staatör. I, S. 519 fig. NReyfcher, Würt. Pr.-R. I, ©. 293). Königl. Sächſ. Geſetz v. 1838. 
(Ueber das jetige Sächſ. Recht ſ. Schmidt, Vorlef., Bd. I, ©. 65 fig.) Badiſches Edict vom 
18. Jan. 1809, Weimar. Judenordnung vom 20. Juni 1823 und vom 6. Mai 1833, 
Hannov. Geſetz vom 30. Sept. 1842. Kurf. Hell. Gefeg vom 14. Mai 1816, Ediet bes 
Grofherzogs von Frankfurt vom 7. Febr. und 28. Dez. 1811. Bol. Klüber, Ueberſ. der Ver— 
handi, des Wiener Congr. ©. 375.) Frankf. Judenordnung von 1824. Auch die neueren 
Berfaffungsurtunden enthalten Beftiimmungen über die Berhältniffe der Juden, Eine aber- 
malige Veränderung ber rechtlichen Stellung der Juden haben in Deutſchland die Einflüfje der 
Jahre 1848 umd 1849 hervorgebracht ; jebod; Hatte die Gejammtheit der Erweiterungen der ben 
Juden gewährten Rechte noch kein beftimmtes Ziel in der Gefeggebung gefunden. 

12) ©. 43, Ann. 7. 

1) Obſchon die das öffentliche Necht berührenden Punkte dem Staatsrechte zugehören, fo 
tönnen fie doc hier wegen ihres innigen Zuſammenhangs mit dem Privatredhte nicht über- 
gangen werben, 
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lichen jtaatlihen Verbande jtehend betrachtet, und namentlich war wohl überall 
der Leibzoll ſchon längjt verfchwunden, aber doch war das ihnen eingeräumte 
Unterthanenrecht regelmäßig auf den möglichjt geringen Umfang feiner Wirt 
ſamkeit zurüdgeführt. So pflegten die Juden von öffentlihen Staatsjtellen ?), 
weniger von Gemeindeämtern ?), entweder ganz oder größtentheils ausgeſchloſſen 
zu jein; es fehlten ihnen regelmäßig die politifchen Staatsbürgerrechte, jo daß, 
wenn fie mit dem Befik eines Grundjtüdes verbunden waren, deren Ausübung 
ebenjo als in diefem Falle das Patronatrecht und die Batrimonialgerichtsbarkeit 
rubte *); ihre Anfiedelung im Lande®) und ihre Ueberfiedelung von einer Ge— 
meinde in bie andere) war durch läftige Bedingungen erichwert und oft in 
die Willkür der Gemeinde gejtellt. Und jelbjt diefe Rechte wurden ihnen regel- 
mäßig nur gejtattet, wenn fie bejtimmte Familiennamen annahmen und fich des 
Schacherhandels enthielten 7). 

sn privatrehtlicher Hinficht ift nun zwar den Juden durch neuere 
Gejeggebungen der Erwerb des Grundeigenthums geftattet ®), aber die Ver- 
äußerung dejjelben wurde aus polizeilihen Gründen oft wieder bejchräntt ?). 
Auch die freie Gewerbthätigfeit war bie und da durch Ausichliefung der Juden 
von Zünften gehemmt 10). Dagegen waren in vielen Yändern ſchon jeit län» 
gerer Zeit die Nechtsfäge befeitigt, welde aus einem Miftrauen gegen bie 


2) Das Preuß. Gefep von 1847 läßt die Juden zu Staatd- und Kommunalämtern, 
„wenn mit einem folchen Amte die Ausübung einer richterlichen, polizeilichen oder ereentiven 
Gewalt nicht verbunden ift’’; auch die Umiverfitätsprofeflur wird ihnen im gewiſſem Maße 
eröffnet. Das würtemb. Gefes von 1828 hebt hervor Advocatur, ärztlidhe und pharma 
ceutiiche Praxis, ald für den Juden offen ftehende Erwerböjweige. Allein diefe Beftimmungen, 
namentlid die preußischen, konnten bis zum Jahre 1848 als die äußerſte Grenze bezeichnet 
werden, bis zu welcher die Gefetgebungen vorgefchritten waren. Streitig war namentlid), ob 
die Juden fähig feien zum Erwerb wiſſenſchaftlicher Ehren, 3. B. des Doctorgrads; die mebici- 
nifhen und philofophiihen Facuftäten waren hier allenthalben entfchieden, die juriftifchen längere 
Zeit ſchwankend. 

3) Man begann zunächſt damit, die Juden in den f. g. äußern Rath wählen zu lafien. 

4) Vgl. Preuß. Gef. von 1847, Tit. I, Abſchu. I, $ 3. Würtemb. Gef., Art. 27 u. 29. 
Moy, Bayer. Staatsrecht, Bd. I, $ 146, 5. Tie Wahlfähigleit zum Landtage wurde in ben 
meiften Staaten feit den funfziger Jahren anerkannt. 

5) Dazu gehörte regelmäßig eine Genehmigung der Regierung: vgl. Preuß. Geſ., Tit. IM, 
$ 71. Dit war ausdrüdlic das Erfordernifj geftellt, daß kein Schacherhandel getrieben werde; 
fo in Würtenberg. Auch konnte regelmäßig die Gemeinde nicht zur Aufnahme gezwungen 
werben. 

6) So in Würtemberg, wo eine Gemeinde fich die Leberfiedelung eines Juden nur dan 
gefallen zu lafjen brauchte, wenn er fich zehn Jahre vorher zum Feldbau oder zu einem Hand» 
werf vorbereitet hatte. 

7) Bol. 3. B. Preuß. Gef. von 1847, Tit. 1, $5. Ueber die Beihränfungen des Schader- 
juden ift am befliimmteften das würtemb. Gejeg. 

8) Der Grund der früheren Ausſchließung vom Erwerb des Grundeigenthums lag größten- 
theil8 im Mangel des Ortsbürgerrechts. 

9), So in Würtemberg erft mad) dreijähriger Bewirthſchaftung, um dem Güterhandel vor- 
zubeugen. Bgl. Mohl a. a. O., ©. 526. 

10) Bgl. Bayer. Geſetz $ 16. - Barth von Barthenheim a. a. O., S. 199, Dagegen 
Bayer. Gefeg $ 18 und Bad. Geſetz 5 17 
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fittlibe Zuverläffigfeit der Juden hervorgingen 1), als die Unglaubmwürbigfeit 
ihres Zeugniffes gegen Chriften 1?), das Verbot der Ceffion von Forderungen 
ber Juden gegen Ghrijten an Chrijten 13), die Nothwendigkeit richterliher Mit» 
wirkung bei Verträgen zwifchen Juden und Chriften ’*), geringere Beweisfraft 
ihrer Handelsbücher; die Befeitigung ‚der letzteren Beſchränkungen fett jedoch 
nach den meisten neueren Gefegen den Gebrauch einer lebenden Sprache bei 
Aufzeihnung der Gefchäfte voraus 15), Much die Verfagung der Dotalprivi- 
legien für die jüdiiche Ehefrau 16) mußte da binwegfallen, wo den Juden aus- 
drüdlich gleiche Privatrechte mit den Chriften zugefichert waren; fie war aber 
auch außerdem in manchen Yändern ſchon gewohnheitsrechtlich befeitigt ?7). Die 
Wucerprivilegien der Juden dagegen, jowie die Befugnif, höhere als landes— 
übliche Zinjen beim Darlehen zu nehmen und im guten Glauben erworbene 
Eaden nur gegen Erjtattung des Kaufpreiſes an den Vindicanten herausgeben 
zu brauchen, waren jchon längjt aufgehoben 18). 


Füdifches Recht. 


8 46. 


Die Anerkennung des religidien Cultus der Juden führte von felbjt die 
Zulaſſung ihres damit in Verbindung ftehenden Rechts in einem bejtimmten 
Make mit fih. Die Quellen diejes Rechts find: 1) die fünf Bücher Mofis 1); 
2) der Talmud, beftehend aus der Miſchna und dem Gommentar dazu, der 
Gemara; dazu gehört au 3) ein im zwölften Jahrhundert verfaßter Auszug 
aus dem Talmud und eine im fechzehnten Jahrhundert bearbeitete ſyſtematiſche 
Darftellung feiner Yehren, Schulchan Aruch genannt, welche Rechtsbücher ven 


11) Dieß ift entweder befonders ausgefprochen (3. B. Würtemb. Geſetz, Art. 5 u. 6) ober 
ergiebt ſich aus der allgemeinen Faſſung des Geſetzes. 

12) Die Praxis ſchwankte hier. Vgl. Struben, Rechtl. Bedenlen, 3. Bd, S. 244. Das 
Reichslammergericht ließ das Zeugniß mit Recht gelten. 

13) Bgl. Reichsabſchied von 1551 und Reichspolizeiorduung von 1577, Tit. 20, 5 4. 
Cessio in potentiorem ; dieſe ratio fiel heutzutage freilich weg; aber man konnte darum nicht 
fagen, daß der Sat deshalb antiquirt fei. Bol. Glück, Comm. zu den Band., Th. 16, 
©. 341 flg. Bei der Ceſſion kaufmännischer Forderungen fand diefe Regel jedoch keinesfalls 
ftatt, wegen der den Handelöverfehr gejtattenden Schutprivilegien. Vgl. Eichhorn, Einl. $ 81, 

14) Reichsabſchied von 1551, 8 78, 49. Diefer Sat ift durch Gewohnheitsrecht abrogirt. 
Bol. Struben, Rechtl. Bed., 3. Bb., Nr. 66, 

15) ©. aud) das D. Handeld-G.-B., Art. 32, 

16) Nov. 109, Cap. 2. Siehe die verfch. Anfichten bei Glüd a. a. O., 19. ®b., ©. 117. 
Eine neue Unterfuhung darüber iſt von Schloß, Die Dotalprivilegien der Züdinnen, 1856, 

17) Bgl. Kreittmayr, Ad. Cod. Bav. Civil. P. 5. Cap. 20, & 3. 

18) Dieß ift Schon durch die Reichsgeſetze oufgehoben. Vgl. Reichspolizeiordnung v. 1548, 
Tit. 19, 8 6 umd Tit. 20, und v. 1577, Tit. 20. Vgl. Neumann, Gefchichte des Wuchers, 
©. 344 fl. 

1) Michaelis, Mofaisches Recht, 1770— 75, 6 Thle,, 2. Aufl, 1775—83. 3.8. Saal- 
ſchütz, Das moſaiſche Recht mit Berüdichtigung des fpäteren jüdifhen, 2 Bde., 2. Aufl. 1835, 
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Charakter geietliher Quellen erhalten haben?). Die Anwendbarkeit dieſes 
Rechts, defjen Geltung der Richter in analoger Weife wie die eines Gewohn— 
heitsrechts zu ermitteln hat 3), findet zunächit in denjenigen Theilen ftatt, welche 
Ceremonialvorſchriften und von der Religion untrennbare Beſtimmungen über 
das Familien», beſonders das Cherecht enthalten, fofern lettere nicht mit den 
allgemeinen fittlihen Grundfägen der Gegenwart im Widerfpruch ftehen +). Im 
Vebrigen kann dem jübijchen echte in feiner Weije eine privatrechtlihe Wirk— 
ſamkeit zugefchrieben werden (insbeſondere auch nicht im Erbrechte und Güter: 
rechte der Ehegatten), wenn nicht die Privatbispofition der Parteien eine aus- 
drüdliche Unterwerfung unter dafjelbe erweift). Auch ſteht den in den Juden» 
gemeinden angejtellten Rabbinen keinerlei Art der Gerichtöbarkeit zu 6), wogegen 
fie fehr Häufig das Amt der Schiedsrichter führen. 


C, Wegen Mangels des Indigenats. 
1) Im Allgemeinen. 


8 47, 

Im vollen Gegenjag zu dem ehemaligen beutichen Nechte, welches den 
Fremden als rechtlos betrachtete !), anerkennt das heutige Recht in Deutich- 
land auch die rechtliche Periönlichkeit des Ausländerse. Cine Gegenüberftellung 
der Inländer gegen bie letteren liegt deshalb zwar wohl im Bebürfnifje des 
Staatsrechts, nicht aber des Privatrechts, indem nur das Staatsleben die Be— 
ſchränkung auf die Individualität eines Volkes erfordert ?). Obfchon num bier- 


2) Ausgabe der Miſchna und Gemara von Surenhufius, Amstelod. 1698—1703. 8 Tom. 
fol. Dann von J. 3. Rabe. Dnolzb. 1760—63, 6 Thle. 4. Auszug aus dem Schuldhan 
Aruch if das Bud: Nitualgefepe der Juden, betr. Erbſchaften, Bormundfchaftsfachen, Teſta— 
mente, Eheſachen, foweit fie da8 Mein und Dein angehen, entworfen von Mof. Mendelsiohn 
auf Veranlaſſ. u. unter Auf. Hirfchel Levin u. f. w. Berlin 1778. 5. Aufl. 1826. 

3) Gutachten der Nabbinen werden bier ein regelmäßiges Erfenntnißmittel fein, da der 
unmittelbare Zutritt zu den Quellen oft fchon deshalb nicht genügen kann, weil die Juden im 
Secten gejpalten find, deren Grundfäge felbft in Bezug auf das nationale Recht abweichen. 

4) Daher muß ſowohl die f. g. Leviratsehe, als auch die Ehefcheidung durd bloße Ein- 
händigung eines Scheidebriefs durd; den Mann als ausgeſchloſſen betrachtet werden. — Es 
verfteht fi übrigens, daß auch die fo beſchränkte Anwendung des jüdifchen Rehts nur ftatt- 
findet bei Streitigkeiten der Juden unter einander. 

5) Bgl. Pieiffer, Prakt. Ausführungen, Bd. I, ©. 140 fig. 

6) Der f. g. Schulbann der Rabbinen ift blos ein zur Realifirung der jüdifchen Cere— 
monialgefete zuftehendes Mittel. Dagegen haben fie namentlid; auch keine freiwillige Gerichts- 
barkeit. Früher genofien fie oft eine weitere Autorität in Folge befonderer Privilegien : vergl. 
G. L. Boehmer, De officio et potestate rabbini provincialis in terris Brunsvico-Luneburg. 
Gotting 1751. Schröter a. a. O., ©. 155 fig. 

4) Bol. Eichhorn, Rechtsgeich., $ 46. 

2) Es ift deshalb die ganze Lehre von dem Begriff, Erwerb, den Wirkungen umd dem 
Berlufte des Indigenats, welche feither regelmäßig im beutfchen Privatrecht abgehandelt zu 
werben pflegte, durchaus dem Staatsrechte zu überweifen. Denn die Eigenichaft Jemandes als 
Untertban und Staatsbürger ift an fich etwas rein Staatsrechtliches, das nur in feinen Folgen 
das Privatrecht berührt. Diefe Auffafjung findet fi) denn aud) bei den neueren Staatsrechts— 
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nah im Allgemeinen die Yehre von dem Indigenate, als einem rein jtaatsrecht- 
lichen Berhältnifje, aus dem Gebiete des Privatrechts auszufcheiden ijt, jo ver- 
dienen doch bier diejenigen ragen eine Erwägung, welche den Einfluß der 
Eigenichaft als Ausländer auf die Ausübung eines Privatrechts betreffen; und 
nur in diefer Beziehung läßt fich noch von einer theilweifen Beſchränkung des 
Ausländers reden ?). Denn die Zurüdjegung des Fremden in Folge der An- 
wendung der Retorſion bleibt als anomales Verhältnig aus dieſer Darjtellung 
ausgejchlofien *). 

Cine Schranke in der Ausübung von Privatrechten des Fremden liegt in 
gewiljer Beziehung 1) darin, daß der Eigenthümer im Auslande gelegener 
Grundftüde (Horenfe) die wenn auch immer auf Privatrechtstiteln beruhenden 
Wirkungen ded Grundeigentbums entbehrt, welche einen lediglich politiichen 
Sharafter Haben und mit der Berfaflung des Landes der belegenen Sache 
zujammenbhängen). Dagegen genießt er außerdem die volljte Gleichheit aller 
auf den Grundbeſitz Bezug habenden Rechte und Pflichten mit den Inländern 6), 
daher mit dem Rechtsſchutze auch die Verpflichtung, ſich dem Gerichte ber 
belegenen Sache zu ftellen, fofern die angebrachte Klage auf das Eigenthum 
des fraglihen Grundftüds Bezug hat’); wo dieſe Verbindlichkeit auch auf 
andere als ſolche Klagen ausgedehnt ift, oder Unterthanenpflichten geforbert 
werden, welche nicht mit dem Befige von Grundftüden zufammenhän- 


lehren. So 3. B. Zachariä, Deutfches Staatd- und Bundesrecht, Bd. I, $ 92. Bgl. Gerber, 
Grundzüge des dentfchen Staatsrechts, $ 16 fig. 

3) Eine wahre Verminderung der Nechtsfähigleit des fremden gegenüber dem Inländer 
ift durch den Art. 18 der deutfchen Bundesacte für die Staaten des deutſchen Bundes befeitigt 
worden, indem dort mamentlid; anerlannt wurde, was früher oft theil® direct, theil® durch 
Mart- und Yandlofung entzogen war, die Befugniß zum Erwerb des Grundeigentfums in 
einem fremden deutfchen Staate unter nicht drüdenderen Bedingungen, al8 denen, welche defien 
Unterthanen genießen. Dafielbe gilt heutzutage in Deutſchland auf Grund unſeres jetigen 
Völlerrechts aud) gegenüber den außerdeutſchen Staaten, fofern nicht Retorfion geübt wird. 
Die ehemalige Zurüdfegung der Fremden bei der Geltendmachung von Forderungen, nament- 
lich in Betreff der Priorität beim Koncurs (vgl. z. B. Reyicher, Würtemb. PBrivatr., $ 166), bürfte 
heutzutage faum mehr außer dem alle der Retorfion geübt werden. Bgl. übrigens das Reichs— 
gefeg betr. die Gewährung gegenfeitiger Rechtshülfe v. 21. Juni 1869, $ 17. — Jede Beihrän- 
fung der Ausübung von Privatrechten ift in Beziehung auf die Unterthanen eine® zum deut— 
ſchen Reiche gehörenden Staats innerhalb des Reichögefetes aufgehoben worden durch den Art. 3 
der deutichen Reichsverfaſſung. 

4) Die Darftellung diefer Lehre gehört in das Völlerecht. 

5) Vgl. 3. B. Pözl, Bayr. Staatöverfaffungsrecht, $ 24. Dft wurde gefordert, daß die poli- 
tiſche Seite des Grundbeſitzes durch einen aus den Unterthanen zu wählenden Stellvertreter 
repräfentirt würde. Bisweilen verlangte man fogar einen wirklichen Unterthaneneid, ohne daß 
eigentliches Unterthanenrecht damit begründet wurde. 

6) Art. 18 der D. Bunbesacte: „Die verbündeten Fürſten u. ſ. w. fommen überein, dent 
Unterthanen der deutfchen Bundesftaaten folgende Rechte zuzufihern: a) Grundeigenthum aufer- 
halb des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zır befigen, ohne deshalb in bem fremben 
Staate mehreren Abgaben und Laſten unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthanen.‘ In 
viel entichiedenerer Weife im Norddeutichen Bunde und nunmehr im Deutichen Reiche ſ. R. 3. 

7) Die Berhältniß nannte mar Landsassintus minus. plenus. 
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gen®), muß dieß als eine finguläre Beläftigung bei der Ausübung des Eigenthums 
betrachtet werden. 2) Eine eigenthümliche Beſchränkung kannte das deutſche 
Recht beim Erwerbe eines im Inlande liegenden Vermögens durch einen Aus» 
länder und bei der Ausführung eines Vermögens ind Ausland durch einen 
Solden, welcher jein Indigenat aufgegeben bat, in dem Injtitute des Abſchoſſes 
und der Nachiteuer ($ 48). 


2) Abſchoß und Nadfteuer‘). 
8 48. 

Der Abſchoß, d. h. ein bejtimmter Abzug ?) von einem durch Univer- 
fal- oder Singularjucceffion ?) an Auswärtige fallenden VBermögensquantum 
ift unmittelbar aus der ehemaligen rechtlihen Stellung der fremden bervor- 
gegangen. Sie wurden ald außerhalb der Nechtsgenofjenichaft ſtehend behandelt *), 
bedurften mithin des bejonderen Schutzes des Königs oder der Bogtei Des 
Grundherrn. Hatten fie verfäumt, diefen einzuholen, fo zog ber Inhaber der 
Vogtei die von den Fremden hinterlafjene Exrbichaft ein (Fremdlingsrecht, jus 
albinagii, droit d’aubaine); hatten fie aber den Schuß wirklich erbeten und 
verjtarben fie mit Hinterlafjung auswärtiger Erben, jo konnten dieſe den Befit 
der Erbichaft nur mit einer Gabe (gabella hereditaria, Abſchoß) einlöjen, was 
dann auf alle an Auswärtige fallende Bermögensarten ausgedehnt wurde. 

Die Nachſte uer (gabella emigrationis, detractus personalis), d. h. 
eine beim Auswandern in ein fremdes Yand zu zahlende Quote des Vermögens, 
bat zwar ebenfalls in den Vogteiverhältniffen ihren trüben Urfprung 5), aber 
erit jpätere Reichsgeſetze 5) und ihre Erklärung durch die Yuriften gaben ihr 
eine breitere Grundlage. 


8) Landsassiatus plenus ; diefe Einrichtung fam fchon früh im deutfchen Reiche vor, f. Roth, 
Beneficialwefen (1850), ©. 226 Anm. 106, u. S. 887 Anm. 93; ferner Böhlau in Zeitſchr. 
für Rechtögefchichte, B. 11, ©. 296 lg. Dieß Verhältniß galt z. B. aud in Bayern (Pözl a. 
a. D.), in Sadjfen u. f. w. Siehe Heimbad) in feinen und Ortloff's, Schüfer'8 und Guyet's 
Juriſt. Abhandl. (1847), 1. Bd., S. 600, 

1) 5. I. Bomann, Pragmatiihe Geſchichte, Grund und inneres Territorialverhältniß 
des Abzugs- und Nachiteuerrechts in Deutjchland überhaupt und im Erzſtift Mainz insbe- 
fondere, 1791. Deſſen inneres Zerritorialverh., Defien äußeres oder nachbarliches Zerritorial- 
verh. u. f. w. des Abz. u. Nachſt. 1791, w. 1795. Beſonders Maurer, Geld. der Frohnhöfe 
u. f. w., 2. Bd. (1862), ©. 96 fig. 

2) Welcher Abzug von 5 Procent bis zu einem Drittel des Ganzen flieg. Vgl. Eichhorn, 
Eini. & 78, 

3) Selbſt Schenkungen und Brautfhag, nicht aber auswärtige Grundftüde, fofern fie 
nicht angefauft wurden, um das Capital der Nachſteuer zu entziehen. Diefe Grundfäge find 
für den Abſchoß und die Nachfteuer im Wefentlichen gleich. 

4) Daher das f. g. Wildfangsrecht des Kurfürften von der Pfalz, d. h. feine Befugniß. 
fremde, melde ſich eine Zeitlang im Lande aufgehalten, den Hörigen gleich zu behandeln, 
Maurer a. a. O., ©. 102 fig. 

5) Bol. Eichhorn, Rechtsgeſch., $ 368 u. 446, 

6) 3. B. Reichsabſch. dv. 1555, & 25 (die wegen Berfchiedenheit der Confeſſion Auswan- 
dernden betr.). — Es lag darin eine außerordentlich ſtarle Auswanderungsbeichräntung. 
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Das Recht, dieje Abgaben zu fordern, wurde als Regal?) aufgefaßt und 
den Yandesherren allgemein zugejchrieben, während es zugleih auch auf Grund 
verſchiedener Rechtstitel ſtädtiſche Magiftrate und Gutsherren ausübten, und 
wurde namentlich zur Netorfion häufig in Anwendung gebradt. Durch die 
deutſche Bundesacte (Art. 18) und den Bundesbeſchluß vom 23. Juni 1817 ®) 
jind jowohl der Abſchoß als die Nachjteuer für die Staaten de8 Bundes 
gänzlich aufgehoben ; es bejteben dieje Injtitute mithin heutzutage nur noch in 
Bezug auf diejenigen außerbeutjchen Länder, welche nicht durch bejondere Frei» 
zügigfeitöverträge mit deutſchen Staaten verbunden find®). = 


II. Juriſtiſche Perſonen. 


Allgemeines. 
$ 49, 

Die Annahme idealer Rechtsiubjecte mit privatrechtlicher Rechtsfähigteit 
ijt ein unabweisliches Bedürfniß jedes entwidelteren Verkehrslebens. Auch das 
einheimijche Recht hat in feinen Gemeinden, Wirthichaftsverbänden, Gilden und 
Zünften den Gedanken der juriftiichen Perjon von jeher zu practifcher Anwen» 
dung gebradt. Kine Theorie derjelben würde freilich vergebens aus der Caſuiſtik 
des mittelalterlichen Rechtslebens zu conjtruiren verjucht werben !). 


7) Trotz der Auth, Frideriei Il. C. comun. de sueces, (6, 59). (Vgl. darüber Walter, 
D. Pr.-R., 8 60,6.) — Daher konnte auch ftetd die Gefeßgebung frei darüber verfügen. Je— 
doch ift bei einzelnen Freizügigleitsverträgen bisweilen diefe Berechtigung für Magiftrate und 
Patrimonialherrn vorbehalten worden. 

8) Protof. d. Bundesverf. B. 3, S. 254: „— 2) Jede Art von Vermögen, weldyes von 
einem Bundesjtaate in den andern übergeht, es fei aus Beraulafjung einer Auswanderung, 
oder aus dem Grunde eined Erbicaftsanfals, eines Verkaufs, Tauſches, einer Schenkung, 
Mitgift oder auf andere Weife, ift unter der bundesvertragsmäßigen Abzugsfreiheit begriffen ; 
und 3) jede Abgabe, welche die Ausfuhr des Vermögens aus einem zum Bunde gehörigen 
Staate in den andern, oder den Uebergang des Vermögenseigenthums auf Angehörige eines 
andern Bundesftants beſchränkt, wird für aufgehoben erklärt. Dagegen ift unter diefer Frei— 
zügigteit nicht begriffen jede Abgabe, welche — — ohne Unterichied, ob das Vermögen im Yande 
bleibt oder hinausgezogen wird, ob der neue Befiger ein Inländer oder ein Fremder ift, bieher 
entrichtet werden mußte, namentlid; Collateralerbichattsftener, Stempelabgabe und dergl. — —.“ 
Diefe Anihebung des Abſchoſſes und der Nachſteuer geſchah ohne Entjchädigung und trai jeden 
Berechtigten. Vgl. $ 6 eod. 

9) Auch der Fall der Retorfion könnte diefen Inflituten wieder eine momentane Bedeu- 
tung geben. 

1) Es ift ierig, wenn Manche das Inſtitut der juriftiichen Berfonen als etwas von den 
Römern Erfundenes darjtellen, was dann den einheimischen Rechtöverhältuifien willtürlich auf- 
geprägt ſei. Das Inſtitut ift vielmehr ein natürliches Probuer des Rechtslebens überhaupt; 
wie in fo vielen anderen Fällen würde das einheimiiche Recht ohne Zweifel von ſelbſt zu feiner 
Theorie gelangt fein, wenn ihm die ungeitörte Entwidelung ‚feiner Rechtsgrundlagen geitattet 
worden wäre. findet ſich doch auch im römiſchen Rechte noch nicht einmal das llare Berunft- 
fein des innerften Princips diefes Inftituts, zu dem es meuerdings (durch Savigny, Puchta u. 
4A.) geiördert worden if. Nur nebenbei will ich bemerten, daß mir die zahlreiche Yiteratur, 
welche diefem Gegenftand ım legten Jahrzehnt zugewandt worden ift (1885), mit ihrem „Ver- 


Bon den Rechtsberhältniſſen. $ 49. 19 


Es iſt nun behauptet worden, daß die Grundjäge über jurijtiiche Perjonen 
wie fie am römijchen Rechte entwidelt worden find, durch eigenthümliche Prin- 
cipien des einheimiſchen Rechts modificirt worden ſeien. Man bat gemeint, 
daß in dem größeren Reichthume des Älteren wie des neueren deutſchen Rechts— 
lebens an Vereinen und Gemeinjchaftsverhältnijjen der mannigfachſten Art auch 
das Bebürfnig nach neuen Rechtsformen für genofjenjchaftlihe Berbindungen 
liegen müfje ?). Die reichere Gliederung unjerer modernen Yjjociationen paſſe 
nicht in die einjeitigen Begriffe der universitas und communio, da jene bie 
einzelnen Mitglieder von dem Antheile am Gejammtvermögen ausjchließe, und 
diejer die einheitliche Perjönlichfeit jowie die Gewährjchaft der Dauer abgebe. 
Es jei daher ein Bedürfniß unjerer Zeit, beide Injtitute zu combiniren. Das 
Ergebnif diejer Verbindung, mit welchem aber die Grenze des Corporationg- 
begriff nicht überjchritten werde, hat man Genofjenichaft genannt. Zur 
Entjtehung eines ſolchen Rechtsverhältniſſes jet die ſtaatliche Auctorität nicht 
erforderlich *). 


mögen ohne Subjekt‘ u. ſ. w. feine wejentliche Förderung erbradt zu haben jcheint. Es ift 
ein unfruchtbares Bemühen, den für die Technik des Nechts unentbehrlihen uud durchaus bes 
rechtigten Gedanken der Fiction wegzudisputiren, um ihn durch irgend ein räthſelhaftes 
Etwas, insbejondere durch eine den realen Thatbeftänden aufgequälte Qualificirung zu erfegen. 
— Eine gute Darftelung der Yehre, namentlich unter Berüdfichtigung der Berhältnifje der Ge- 
werlſchaften, Altienvereine und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften giebt jetzt Stobbe, Handbuch des D. 
Pr.R. 1, 8 49-62. 

2) Affociationen werben heutzutage erjtrebt zur Förderung der Wiffenfchaft, der Religion, 
der Induſtrie, ded lauimänniſchen Verkehrs, der Gejelligleit, de8 Wohlftaudes, der Politik u. ſ. w. 
Die Behauptung, dag mit der Veränderung der focialen und wirtſchaſtlichen Tendenzen auch 
das Hecht verändert werde, verwechjelt das Factifche mit dem Juriftifhen. Die Bielgeftaltigteit 
des Lebens wird nicht befchränft durch die Gleichheit der Form umd des juriftiichen Apparats. 
Ueber die Verſchiedenheit der älteren umd neueren Geuoſſenſchaften ſ. Gerber's und Ihering's 
Jahrb. Bd. 2, S. 36, Anm. 2. 

3) S. Bejeler, BVBollöreht u. Juriftenrecht (1843), S. 158 flg. Defien Syften des d. 
Br-R., 8 66 flg. Wolff, Deutjches Privatrecht, S. 158 flg. Weiste, Pralt. Unterfuhungen 
auf dem Gebiete des einheimiichen Rechts, 3. Heft (1847), ©. 53, Am auffallenditen aber 
Bluntichli, Deutſches Prwatrecht, $ 33—39, Eine neue Bertretung Beſeler'ſcher Anfichten 
enthält das Bud von Gierle, Das deutſche Genofienfchaftsrecht, 3 Bde., 1868, 1873 u. 1881, 
in welchem aber jelbft die verſchiedenartigſten Erfcheinungen des Rechts- und Gejellichaftslebens, 
fofern im ihnen überhaupt ein, wenn auch nur factifches Moment der Genofienfchaft vorhanden 
it, zufammengefaßt werden. Diefer Schriftfteller hat jich im legten Jahrzehnt ſowohl auf dem 
Gebiete des Privat- als auf dem des öffentlichen Rechts an der Yöfung verfchiedener ſchwieriger 
Probleme verſucht und hierbei gegen mich eine ſehr eifrige Bolemif gepflegt, auf welche zu aut- 
worten ein willenjchaftliches Interefie mir keine Beranlaffung gegeben bat. — Dan rechnet 
bierher die familie, insbefondere die yamiliengenofienjchaft des hohen Adels, die Markgenofjen- 
haft, den Deidiverband, Zünfte, Giden, Gewerticaften und Pfännerſchaften, Braugenoſſen- 
ſchaften Krug in d. Zeitjchr. f. Nechtöpflege und Verwalt. in Sachſen, Bd. 22, 9.385), Actien- 
gejellichaften, wohl auch Handelsgeſellſchaften, Verfiherungsvereine, Wittwenlafjen, Vereine zu 
teligiöfen, künftlerifchen, wiſſenſchaftlichen, ölonomiſchen und joctalen Zweden. — Bgl. dagegen 
Thöl, Volksrecht, Juriſteurecht, Genoſſenſchaften u. |. w., 1846, ©. 17 fig. Schmid im Arch. 
f. civil. Praxis, Bd.36, 1853, ©. 147 fig. Gerber in der Zeitfchrift f. Kivilrecht und Prozeß, 
Neue Folge Bd. 12, 1355, ©. 193 fig. Randa im Archiv für deutjches Wechjel- und Handels- 
recht, 15. Bd., ©. 1 fig. (1866), Viele richtige Geſichtspunlte aud) jet bei Heusler, Inftitutionen, 
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Dieje Anficht ift umrichtig. Denn universitas und communio find zwei 
begriffliche Gegenfäge, die eine wirkliche Verſchmelzung diefer Art nicht zulafjen. 
Die Grundgedanken dieſer Rechtsformen find ſodann, indem fie fich lediglich 
auf die formelle Beſtimmung der Rechtözuftändigkeit beziehen, jo einfacher 
Natur, daß es fein juriſtiſches Gemeinjchaftsverhältnig geben kann, welches 
nicht ohne Einbuße an feinem materiellen Inhalte auf fie zurüdgeführt werben 
könnte, fofern e8 überhaupt in das Bereich berjelben gehört. Hierbei wird 
aber vorausgejegt, daß man fich der Fortbildung und Yäuterung bewußt jei, 
welche das heutige Recht jenen Begriffen hat zu Theil werden laſſen *). 

Damit it jedoch keineswegs behauptet, daß Die juriftiiche Beherrichung 
der unendlichen Menge moderner Genofjenfchaften durch eine bloß mechantjche 
Subjumtion unter jene Kategorien bewirkt werben könne. Vielmehr bevarf 
es bier oft des ganzen Aufwandes jurijtifcher Kunst, um das Individuelle jedes 
einzelnen VBerhältnifjes zu erfaſſen und durch eine angemefjene Conftruction 
zur Geltung zu bringen *5). Zunächſt it es nothwendig, fich ſtets zu erinnern, 
daß nicht alle Gemeinſchaften Rechtsverhältnifſſe find, indem viele der— 
jelben als ſolche lediglich dem Gebiete des fittlichen Lebens angehören; Die 
Function des Rechts iſt dann eine eng begrenzte, da e8 nicht jene jelbjt nach 
ihrem fubftantiellen Gehalte, jondern nur einen nebenjädhlichen, an fie ange- 
Ichlofjenen Thatbejtand bejtimmen will®). Sodann muß man fich hüten, zu 


1. Bd. (1885) $ 54 flg. — Eine neue Wendung fcheint die ganze Frage erhalten zu follen durch 
die von Brinz u. A. aufgebracdhte Idee der „Subjectlofen Ziwedvermögen”, mit welcher aber 
nicht8 weiter erreicht wırd, als daß an die Stelle des geiftigen Zufammenhanges, von welchem 
bisher die juriftifche Konftruction ausging, ein juriftifcher Materialismus gefett wird. Berg. 
hiergegen bef. die betreffenden Ausführungen von Randa a. a. D., und namentlich Yaband in 
der Zeitfchrift für Handelsrecht, Bd. 30, ©. 1 fig. (1885). 

4) Dahin gehört in Bezug auf die Societät der Ausſchluß der Theilungsflage, die Zu— 
läſſigleit des Austritts Einzelner ohne Auflöfung des Ganzen, die Möglichkeit einer Herrſchaft 
der Majorität. S. unten 5 97 (2) u. 195 (5). Schmid a. a. DO. Ueber die jett mad dem 
deutſchen Handelögefegbuche zu beitimmende Natur der Actiengefellichaft j. unten $ 198, 4. 

5) Diefe Bemerkung ift um fo nothiwendiger, als fich in der Praris eine gewiſſe Vorliebe 
zu dem Inftitute der juriftiichen Perſon aus nicht immer zu billigenden Gründen zeig. Man 
ift geneigt, die juriftifche Perfon als einen fertigen und überall leicht verwendbaren Mechanis- 
mus aufzufaflen, mit deſſen Hülfe man alle Schwierigteit de8 inneren Weſens der Rechtöver- 
häftnifje umgehen lönne; es ift das ber Trieb des formalen Adminiftrirens im Gebiete des 
Rechts. Sodann will man mit Hülfe der juriftiichen Perſon zumeilen auch felbitändige andere 
Zwede verfolgen, z. B. bei den Handelsgefellichaften den felbftändigen Concurs und überhaupt 
die völlige rechtliche Sonderung des Gejellfchaftsvermögens von dem Bermögen ber Einzelnen. 
Bol. Randa a. a, D. ©. 25 fig. 

6) Dieß if vor allem der Fall bei der Familie ſowohl in ihrer einfachen Geftalt als in 
ihrer Emeiterung zum Begriffe des adeligen „Hauſes“ (f. $ 222 Note 1), Ferner bei vielen 
Genoſſenſchaften zu wiſſenſchaftlichen, gefelichaftlichen, religiöfen Zweden, wo die Verpflichtungen 
oft Feine juriftifchen, fondern nur religiöfe und conventionelle find. Oft wird bier erft bann ein 
Rechtsverhältniß entftehen, wenn ein Vermögen hinzutritt; nur in Bezug auf diefes wird dann 
die Frage wichtig und zuläffig, ob Corporation oder Gefellihaft? Der Staat als politiicher 
Organismus ift zwar eine Berfönlichleit, aber keine privatrechtliche (Gerber, Grundzüge eines 
Syſtems des deutjchen Staatsr., S. 2); dagegen ift er als Fislus eine juriftifche Perſon des 
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erwarten, daß die Inſtitute der universitas und communio (insbefondere bie 
Eoctetät) in ihrer regelmäßigen Gejtalt immer genügen jollen, um ein Rechts- 
verhältniß, das dem einen oder andern der Hauptjache nach wirklich angehört, 
nach allen jeinen Richtungen zu deden, indem gar oft ein weiterer juriftijcher 
ZThatbeftand binzutritt, der micht als cin Ausfluß jener Begriffe, fondern als 
eine jelbjtändige nur äußerlich angefügte Feitjegung betrachtet werden muß 7). 
Auch der rein practifche Gefichtspunft, das Bedürfniß einer einheitlichen Proceß— 
vertretung für gewiſſe Gemeinjchaftsverhältnijje, darf nicht ohne Weiteres zur 
Annahme jelbjtändiger Gorporationen führen, wenn deren jonjtige Voraus— 
jegungen nicht gegeben find ®). — Die ganze Mannigfaltigfeit diefer Möglich- 
Privatrehts. Aehnlich verhält es fich mit der Gemeinde. Die Ehegatten ftehen zwar in einer 
privatrechtlichen Rechtsgemeinfchaft, aber diefe ift ihrer Natur nad) originell und gehört weder 
unter den Begriff der juriftifchen Perfon, noch ber Gefellichaft. — Gefellige Klubs, Caſinos 
u. ſ. mw. eignen ſich fehr wohl zu Corporationen ; e8 giebt aber gemeinrechtlich wohl feinen Rechts— 
ſatz, der ihmen diefe Eigenichaft allgemein beilegte. Haben fie ſich diefelbe nicht ertheilen laſſen, 
fo find fie Geſellſchaften, die ſich den Actiengeſellſchaften bez. der beichräntten Haftpflicht der Mit- 
glieder anſchließen, nur mit der Befonderheit, daß fein Gefellichaftsmitglied feinen Vermögens— 
antheil über feinen perfönlihen Genuß der Gefellfchaftsmittel hinaus benutzen und realifiren 
will. — Eine in neuerer Zeit öfter ausgeſprochene Anficht will die Corporation fchon überall 
da als beitehend annehmen, wo die innere Gliederung eines Gemeinfchaftsverhältniffes jenem 
Begriffe entſpreche. Allein auf der einen Seite wird ſich ein ſolcher Rechtsſatz als gemeinredht- 
lich beftehend nicht nachweiſen laſſen; fodann wird es practifch oft die größten Schwierigteiten 
haben, zu beftimmen, ob im einzelnen Falle der fpecififcdhe Corporationsorganismus vorliege oder 
nicht, indem eine derartige Anordnung mit ſehr verfchiedenen Mitteln und mit fehr verichiede- 
nem rechtlichen Erfolge erzielt werden kann. Nur darf nicht überfehen werden, daß die von uns 
geforderte ftaatlihe Anerkennung als juriftiihe Perion für gewiffe Claſſen von Vereinen und 
Stiftungen ſchon durch Rechtsſätze gegeben und auch ſtillſchweigend in der feitherigen thatfäd- 
lichen Behandlung folder Verbindungen Seitens der Staatsgewalt ausgeiprochen fein kann. 
Die neuere Gefesgebung fcheint den Weg zu betreten, daß fie bei der Begründung von Privat- 
corporationen von eigentlicher Staatsgenehmigung abfieht, dagegen die Eintragung in ein ſ. g. 
Genofienfchaftsregifter zur Herjtellung äußerer Evidenz des Berhältniffes fordert. 

7) So ift 3. B. das ftatuarifche Strafrecht des Vorftandes bei manchen Gefellichaften, 
ferner die Herrichaft der Majorität nicht eine Wirkung der Societät, fondern eine feibftändige 
vertragsmäßige Feſtſetzung. Ebenfowenig folgen die etwaigen obrigfeitlichen Rechte der Corpora- 
tionsvorftände aus dem Weſen der juriftifchen Perfon; denn dieß befteht Tediglicd in der Con— 
firuction einer privatrechtlichen Bermögensfähigteit (Savigny, Syſtem II, ©. 239). — Eine 
fehr eigenthümliche Stellung nehmen die auf Selbfthülfe des Gewerbeitandes berechneten |. g. 
Productivgenofienfchaften und Confumvereine u. ſ. w. ein, welche in dem norbdeutfchen Bundes- 
geſetz vom 4. Juli 1868 normirt worden find. Es find juriftiiche Perfonen, deren Organismus 
theils der offenen, theil® der Attiengefellfchaft nachgebildet ift, bei welchen aber den einzelnen 
Mitgliedern im Kalle des Concurſes ded Vereins eine eventuelle bürgichaftliche Solidarhaft 
obliegt. S. Anfchüb (und Bölderndorff), Commentar z. allgem. deutſch. Handelsgeſetzb., Bd. 2, 
&. 51 fig. — Imtereffante Beiträge zur Eafuiftif diefer Lehre f. aud) bei Yemayer in der Allg. 
öjterr. Gerichtszeitung, 1869, Nr. 32 flg. — Auch die Mark- und fonftigen deutichen agrarifchen 
Wirthichaftsgenofienfchaften find eine Kompofition verfchiedenartiger juriftifcher Elemente, welche 
thatfſächlich als einheitliche Berhältnifie wirken, aber nicht auch gegenüber der rechtlichen Be- 
trachtung al® Einheiten gelten fünnen. 

3) Es verfteht ſich von felbft, daß ein ſolches Bedürfniß nicht vorliegt, wenn in einer Ge— 
meinde eine Menge Einzelner find, welchen zufällig ein gleiches Recht (3. B. dafielbe Holzrecht, 
dieſelbe Servitut) zufteht; diefe Rechte find unter einander gar nicht verbunden. Wohl aber 
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feiten in den unbejtimmten Begriff „Genoſſenſchaft“ einzuzwängen, kann nicht 
eine Löſung, jondern nur eine Umgehung der Schwierigkeiten genannt werden ®). 

Hier bedürfen nur die Zünfte und die Gemeinden einer bejonderen Be— 
handlung, jofern deren innere Verfajjung auf eigenthümlichen deutichrechtlichen 
Grundlagen beruht. 


A. Gemeinden. 


Im Allgemeinen. 
$ 50. 

Die Gemeinden find öffentliche, im Staatsorganismus gegründete Corpo- 
rationen. Ihre locale Aufgabe ift nicht im Kleinen identiſch mit der Aufgabe, 
welche der Staat für das Ganze zu erfüllen hat, vielmehr haben fie als jelb- 
jtändige Glieder der großen politifhen Volksgenoſſenſchaft ihre einenthümliche, 
uriprüngliche Bedeutung als vorzugsweife wirtbichaftliche Verbände '). Aber 
immerhin zeigt ihre äußere Erjcheinung mande Verwandtichaft mit dem Staate. 
Wie diefer, jo hat auch die Gemeinde ihre bejondere Verfafjung, durch welche 
die Grundfäge ihrer Verwaltung beitimmt werden ?); jo wie ferner der Staats- 
verband neben eigenthümlichen echten, welche er feinen Bürgern gewährt. 
auch bejondere Pflichten auflegt, jo wiederbolt fih auch in dem engeren Kreiſe 
des Gemeindelebens dieje Verbindung von Berechtigungen und Yajten ?). Dieie 
Verhältnifie, in denen der Gemeindevorjtand mit der Autorität einer localen 
Obrigkeit auftritt, haben jedoch an jich einen mehr öffentlich-rechtliben Cha— 
rakter und gehören deshalb zum größten Theile dem Staatsrechte an *). 


dann, wenn es fih um bie Rechte einer beftimmten Berfonenclaffe, eined Gemeinde ftandes 
handelt, 3. B. die Rechte der Vollhufner, der Auſpänner, Halbipänner, der Fleiſcher einer Stabt- 
gemeinde u. f. w. Diefe find aber nicht mit Schüler (Abhandlungen und Rechtsfälle von Ort- 
loff, Schüler u. f.w. Jena 1847, 1. Bd., S. 223 fig.) als felbftändige Corporationen für fich 
zu betrachten, fondern fie repräfentiren im Procejie nur die Gemeinde, an melde die Subſtanz 
des ihnen zu ausschließlicher Nutzung zuftcehenden Rechts angefmüpft werben muß, und treten 
im Streite nur mit der im diefem engeren Kreiſe localifirten Perfönlichteit der letzteren auf. 
S. Gerber a.a. O., S. 211 fig. (Auf dafielbe Refultat fommt im Wefentlichen hinaus Diartin 
im Archiv für practifche Rechtswiſſenſch, Bd. 10, S. 1 flg., nur daß er in Folge des Mißver— 
ftändniffes eines von mir gewählten Ausdruds unnöthig gegen mid; polemiſirt Sein Vorſchlag, 
eine Claſſe, welche im Allgemeinen keine juriftifche Perfon if, in gewiſſen Fällen als ſolche an- 
zuerfennen, ift willkürlich.) 

95. 8 222 Anm. 1. 

1) Vgl. darüber Stüve, Welen und Verfaſſung der Landgemeinden und des ländlichen 
Grundbeſitzes in Niederichlefien und Weftphalen, 1851. ©. aud) Gerber, lieber öffentliche 
Rechte (1852), S. 80, und deflen Grundz. des deutich. Staatsr., $ 20. 

2) Da, wo die Berfaflung nicht ausreicht, werben Gemeindebefchlüffe gefaßt, in denen 
jedoch feineswegs immer die Majorität enticheidet. Bgl. Saviguy a. a. O., Bd. 2, $ 97, 98 
und 99, wo bie verfchiedenen influirenden Rüdfichten Iharfjinnig benutt werden. 

3) Dahin gehören namentlich die Pflichten, zu dem Kommumalvermögen durch Gemeinde 
jtenern beizutragen und die ſ. g. Gemeindearbeiten zu leiten, von denen einen vollftändigen 
Katalog das Preuß. Yandredit II, 7 $ 37 aufführt. 

4) Dies führt richtig aus Pfeiffer, Die Yehre von dem juriftiichen Perſonen nach gemeinem 
und württemb. Rechte (1847), ©, 3 Anm. 3. Es iſt allerdings ſehr jchwer, mit ficherer Hand 
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Die Gemeinden haben aber wie der Staat neben ihrem Charakter als 
Berbindungen für öffentlihe Zwede auch die Bedeutung juriftiicher Perjonen, 
alfo vermögensfühiger Subjecte. Auch diefe Seite ihres Wejens hat eine be- 
jondere Ausbildung erfahren, ihre Darftellung gehört in das Spitem des 
Privatrechts >). 


1) ®emeindevermögen. 
$ 51. 


Neben dem engeren Gemeindevermögen, welches unmittelbar im Intereffe 
ber Gorporationen verwendet wird (Kämmereigut) '), giebt e8 häufig noch eine 
andere Art von Gemeindegütern, deren Nuten allein den einzelnen Gorpo- 
rationsgliedern gebührt (Allmendgut). Die Allmende bejteht meijt in unbe- 
weglibem Gute (Wald und Wieje) und wird theils von der ganzen Gemeinde 
benugt ?), tbeil® durch einzelne bejtimmte Berechtigte, denen jelbjtändige feit- 
bejtimmte Nutungsrechte daran zuſtehen. Diefe Nutzungsrechte an Allmenden 
hängen vielfach mit den Verhältnifjen der alten Feld- und Markgenoſſenſchaften 
zufammen, welche auf die mannigfachſte Weife im Yaufe der Zeit in Gemein- 
den übergingen, in denen jie dann noch als mehr oder weniger jelbjtändige 
Theile unterichieden werden fünnen. Faſt überall war der uriprüngliche Cha- 
rafter dieſer DVerhältniffe untheilbare und durch Reihemannſchaft (Hofbefik) 
bedingte Mitberechtigung zu ibeellen Theilen; die Realiſirung dieſes Rechts 
geſchah durch eine alljährliche Zuweiſung nach vorgefchriebener Ordnung durch 


die Grenze zwifchen den ſtaats- und privatrechtlichen Elementen der Gemeindeverhältnifie zu 
ziehen, und in jedem Kalle läßt fich dies nicht mit gänzlicher Ausfcheidung der beiderlei Beftand- 
theile ausführen, weil die politifche und privatrechtliche Rüdficht oft geradezu zufammenfällt. — 
Eine für das Privatrecht wichtige Folge des ;Verhältnifies des Staats zu ben Gemeinden, 
welches man oft al® Obervormundfdjaft auffaßte, ift, daß die Praris den letzteren die jura 
minorum beigelegt hat. 

5) Quellen: Preuß. Städteordnung von 1808, revidirt 1831 (Savigny, Verm. Schrift. 
Br. 5, ©. 188 flg.). Preuß. Yandgemeindeordnnung f. Weftph. v. 1841 (wieder aufgeh. Gem. 
Ordn. vom 11. März 1850). Bayer. Gef. vom 20. Mai 1818 u. v. 1. Juli 1834. MWürtemb. 
Edict v. 31. Dec. 1818 und 14. März 1822. Königl. Sächſ. Städteordn, dv. 1832 und Yand- 
gemeindeordit. 1838. Neue Sächſ. Gemeindeordn. v. 24. April 1873. Badiſche Gef. v. 
31. Der. 1831 und 28. Aug. 1885. Kurheſſ. Gemeindeordn. v. 1834. Grofherzogl. Hell. v. 1821. 
Weimar. Yandgemeindeordn. v. 1840. Braunſchw. Gef. v. 4. Juni 1834. Lippifche Gemeinde- 
ordnung v. 1841. Bol. auch Altenb. Grundgei. v. 1831 $ 100 flg. Sammlung der meneren 
deutichen Gemeindegefetse, mebft einer Einleitung: die Gemeinde als Corporation von J. Weite, 
Leipz. 1848. Dazu deſſen Schrift: Die Gemeindegüter u. ſ. w. 1849, Die neneften Um— 
geftaltungen der Gemeindeverfaffungen find für die privatrechtliche Seite meift ohne 
weientlihe Bedeutung. 

1) Dahin gehören Zinfen, Gefälle, Pachtgelder, Communalſteuern, Sporteln, Lehngelder, 
— welche ſämmtlich in das ſtädtiſche Aerar fallen. 

2) Entweder benußt danır die ganze Gemeinde die Allmende ungetheilt oder fie wird nad) 


Foofen alljährlich verliehen, oder alljährlich unter öffentlicher Auctorität verwaltet und nur ben, e 
Ertrag ausgetheilt. Diefe Art der Benutzung kann alljährlich durch Gemeindebeſchluß verändegp ; 


werben. 
6* 
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den Beſchluß der Mitberechtigten; nah und nach jonderte man Aderland und 
Wohnung (Hofgut) von dem Echtwort, Waare; das ungetheilte Yand verlor 
dann häufig feine notbwendige Beziehung zum Hof und erhielt dafür eine 
Beziehung zur Gemeinde, die nun nicht mehr blos aus Hofbefigern be- 
jtand®). Uber immer noch blieben die alten Berechtigungen regelmäßig be- 
ſtehen, indem nicht allen Gemeindegliedern, jondern nur einer beftimmten An- 
zahl, oft den Befikern bejtimmter Güter (welche hiernach Bauerhöfe, Vollerbe, 
Hofgüter, im Gegenfaß der bloßen Kathen, Goten genannt werden) der volle 
Genuß ver Allmende zugejtanden wurde; dieß iſt die j. g. NRealgemeinde, um 
welche fi dann der übrige Theil der Gemeinde mit gar feinen oder nur ge- 
ringen und außerorbentlicherweile gewährten Nutungsrechten angejegt hat (dahin 
gehören die Köter, Koffäten, Halbipänner, Halbbauern, Hinterjieoler und die 
bloßen Häuslinge). Zwar müfjen die Realgemeinderechte durchaus ald Rechte 
Einzelner angejehen werden, welche durch feinen regelmäßigen Gemeindebeſchluß 
geichmälert over entzogen werden können, aber doch verändern jie damit ben 


3) Eine Geſchichte diefer Entwidelung hauptſächlich aus Redjtsquellen der Schweiz) hat 
geliefert Nenaud in der Zeitjchrift für deutfches Recht, Bd. 9 (1845), ©. 1 flg., weiter aud von 
Wyß in der Zeitichr. für ſchweiz. Recht, Bd. ı, Heft 1, Abth. 2, und Heft 2, Abth. ı (1852). 
S. auch Stüve a. a. O., ©. 23 flg. ©. ferner Maurer, Einf. zur Gef. der Mart-, Dorf-, 
Hof- und Stadtverfaffung (1854), deffen Gefchichte der Martenverfaffung in Deutſchland (1856) 
und Dorfverfaffung 1. (1865). Yandau, Die Territorien in Bezug auf ihre Bildung und Ent» 
widelung (1854), ©. 111 flg. Thudichum, Die Gau- u. Markverfafjung in Deutichland. 1860, 
— Die alten Markgenoffenichaften (vgl. darüber v. Löw, Die Markgenofienfchaften, 1829) — 
welche noch in ihren leiten Spuren am Rhein, in Weftphalen, Heflen und Hannover (vgl. 
Grefe, Hannov. Pr.-R., 2. Abth., S. 323 flg.) fihtbar find — waren Vereinigungen mehrerer 
Landeigenthümer zur gemeinfhaftlihen Benutung der ungetheilten Dart (Wald und Wieſe), 
unter ſelbſtgewählten (päter bisweilen erblihen) Borftänden (Marl-, Holzaraf), welche nadı 
ftatutarifchen Beftimmungen unter Anziehung der Martverfammlung die Genofjenfchaftsverhält- 
niffe verwalteten, felbft mit Ausübung eines Strafrehts gegen Markfrevel. Diefe Marf- 
genofienfchaften find unter Einwirkung der verfchiedenften Schidfale faft regelmäßig in Gemeinden 
übergegangen; das Markvermögen ift Gemeindevermögen geworben, aber fehr häufig ift es 
nicht allen Gemeindegliedern zugelommen, ſondern einer engeren Genoflenfdyaft, der Realgemeinde, 
verblieben, welche regelmäßig mit der alten Marlkgenoſſenſchaft ſelbſt in einer biftorifchen Ber- 
bindung ſteht. Aber auch der Umfang des Benugungsrechts und die Beitimmung der Bered;- 
tigung zu demfelben bat ihre Geſchichte und ihre Schidfale gehabt. Schr oft ift e8 dahin 
gelommen, ben ganzen Gemeindenugen in eine beftimmmte Anzahl gleich großer Nutungstheile 
zu firiren, deren Erwerb regelmäßig durch den Beſitz eines Bauerhofs bedingt war (obfchon 
auch diefes Erforderniß fehr häufig erfchüttert wurde), aber von jedem Inhaber ganz oder theil- 
weife veräußert werden fonnte. — Den Gegenfag zu diefen vollberechtigten Realgemeindemit- 
gliedern bilden jene Gemeindegenoffen, denen nur außerordentliche oder gar feine Nutungs- 
rechte an ber Allmende zuftehen, oder wenigſtens nicht an derjenigen Allmende, welche der 
engeren und firirten Realgemeinde zugehört. Sie find regelmäßig die um die Martgenofjen 
fpäter anfäffig gewordenen Hinterfiebler. — Alle diefe Berhältnifje, welche fi in ganz Deutſch— 
land in ähbnlihem (aber nit gleihem) Entwidelungsgange herausgebildet haben (vgl. 
z. B. Juriſtiſche Abhandi. von Ortloff, Heimbach, Schüler und Guyet, Bd. ı (1847), ©. 325), 
lafjen fich jedoch gemeinrechtlich nicht im Detail beftimmen ; die ift vielmehr Sache eines Nach— 
weifes im einzelnen concreten Falle unter Berüdfichtigung der umüberfehbarer Einflüffe localer 
Zufälligteiten. 
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allgemeinen juriftiichen Charakter der Allmende nicht; diefe iſt vielmehr auch 
hier gewöhnliches Eigenthum der Gemeinde +), jedoch mit der Befonderheit, 
daß ihre Benugung einzelnen Gliedern derjelben als Inbalt jelbjtändiger Nutz— 
ungsrechte daran zufteht. 

Obſchon nun eine wirkliche Theilung des Semeindevermögens (d. h. eine 
Veräußerung deffelben an die Mitglieder der Corporation) durch Gemeinde— 
beſchluß (injoweit ein jolcher überhaupt zuläffig) nur in Bezug auf denjenigen 
Theil der Allmende möglich ift, am welchem feine dinglichen Nutzungsrechte 
einzelner Glieder der Gemeinde bejtehen, jo hat doch das Intereſſe der Hebung 
des Landbaues und überhaupt die moderne Richtung der Yandwirtfchaft die 
Geſetzgebung einzelner Yänder 5) veranlaßt, auch für legtere Art der Allmende 
eine Theilung wenigitens zu erleichtern %). Der Maßſtab der Entſchädigung 
iſt das bisherige Nutungsrecht der einzelnen Gemeindeglieder?). Die Ber- 
banblungen darüber werden, objchon jie an fich Privatangelegenheiten find, oft 


4) Im Refultate ftimmen faft alle Rechtslehrer überein, nicht aber in der juriſtiſchen Be- 
gründung. Bitzer (Die Realgemeinderechte x., Stuttgart 1844) nimmt Eigenthum der Corporation 
an, die Durdführung ift aber unhiſtoriſch und deshalb im Einzelnen bedenflih. Manche neuere 
Schriftiteller helfen fich hier mit dem unflaren Begriff der f. g. Genoflenfchaften, der aber bei 
gänzlicher Unbeftimmtheit nur dazu dienen kann, die Erforfchung des eigentlichen Zufammen- 
hangs der Berhältnifje ziellos zu machen. Den richtigen Gefichtöpuntt hat Nenaud a. a, O., 
S. 95 flg., angegeben, indem er zwar die Uinterftellung unter die römischen Servituten zurüd- 
weiſt, aber bie Nutungsrechte allerdings als Rechte an einer fremden Sache, nämlich der 
Genofien an dem Eigentum der Genofjenfchaft (d. h. Corporation) hinſtellt. Man fann die 
Natur diefer Nutzungsrechte noch jchärfer dahin beftimmen: es find dingliche Rechte, Nechte an 
fremden Sachen, aber von anomaler Art; fie haben den allgemeinen Typus ber jura in re 
aliena, aber nicht den befonderen der ihnen ähnlichen Serpituten, ſondern find eine felbitändige 
Gattung dinglicher Rechte, deren Charakter allein auf bejtimmten hiſtoriſchen Thatfachen der 
Vorzeit beruht. Es ift in ihnen fein allgemeines aus der Natur des Rechts hervorgehendes 
Bildungsprincip ausgefprochen, jondern fie find nur ein rechtlich anerkanntes individuelles facti— 
ſches Berhältniß, als rechtlicher Niederſchlag Hiftorifcher Zuftände. — Diefer Anficht folgt auch 
Römer, Zeitfchr. f. deutich. R., Bd. 13, ©. 94 flg. Anders Thudichum a. a. DO, ©. 315, 
der im dem Nutzungsrechte nur ein durch die Gemeindemitgliedſchaft vermitteltes genofienfchaft- 
liches Recht ficht, was allerdings richtig ift für die Zeiten, in denen die Mart- und Gemeinde- 
genoſſenſchaften noch ihren urfprünglihen Charatter fethielten. Ebenſo jest Heusler, Inſtitu— 
tionen des d. Pr.-R., Bo. 1, S. 278 flg. 

5) In Lippe v. 25. Juli 1802. Bayer. Verordn. v. 25. Febr. 1803, repidirt v. 1. Juli 
1834. Preuß. Gemeinheitstheilungsordn. dv. 7. Juni 1821. Für Odnabrüd v. 25. Juni 18227 
Für Braunſchweig Gefeg dv. 20. Dec. 1834. Königl. Sächſ. Geſetz v. 17. März 1832. Kurheſſ. 
Geſetz v. 24. Oct. 1834. 

6) Diefe Theilungen erfcheinen dann juriftiich als völlige Veräußerungen des Eigenthums 
der Corporation an die Gemeindeglieder, welche bei unbenugten Grundjtüden nur möglich find 
durch einen Gemeindebeichluß, wie er zu Veräußerungen des Gemeindeguts erfordert wird, bei 
Grundftüden aber, an denen NRealgemeinderechte beitehen, des Verzichtes der Berechtigten 
bedürfen. Die erleichternden Beftimmungen find allerdings in der Negel willlürlich. Val. 
darüber 3. B. Maurenbrecdher, Yehrbud, Bd. 1, ©. 373, 

7) Der Maßſtab der BVertheilung von bisher ganz unbenutt liegenden Gemeindegrund- 
ftüden wird am richtigften in dem bisherigen Guts- und Wirthſchaftsverhältniß jedes einzelnen 
Gemeindegliedes gefunden. Runde, Beitr. zur Erl. rechtl. Gegenſt, Bo. ı, Nr. 1. UM, 
Mittermaier, Grundf., $ 130, 
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von einer bejonderen Theilungsbehörde geleitet, welcher jedoch Feine Competenz 
für Entjcheivung der dabei vorkommenden Rechtsfragen zuſteht °). 

In manchen Gegenden Deutjchlands haben aber dieſe Verhältniffe eine 
andere &ejtaltung erhalten, indem dort nachweisbar das Markfvermögen nicht 
Gemeindegut geworben ift, jondern der Nealgemeinde jelbjt eigenthümlich zu— 
gehört. Ob dieje jedoch alsdaun als eine jelbjtändige Corporation aufzufafjen 
ift, oder als eine eigenthümlich organiſirte Genofjenjchaft von Miteigenthümern 
zu ibeellen Theilen, läßt jih nur aus der Beſonderheit localer Umftänbe er- 
mitteln?). Aber auch in diefem Falle liegt eine Auflöjung durch Bertheilung 
des Gemeinguts nicht immer in der Willfür der jeweiligen Mitglieder, injofern 
ſolche Verbältniffe häufig ein dem Weſen der Stiftung analoges Clement ent» 
balten ’®), 

2) Berfafjung der Gemeinden '!.) 
a, Der Hladfgemeinden, 
$ 52. 

Die Etädte charakterifiren ſich?) durch ihre felbjtändige Verfafjung, nad 

welcher fie einem jelbjtgewählten Magiftrate die Beforgung ihrer inneren An— 


gelegenheiten unterjtellen, auch früher allgemein eine eigene Gerichtsbarkeit über 
die Mitglieder der Stadtgemeinde ausübten ; eine weitere Cigenthümlichfeit der 


8) Bgl. Eichhorn, Einl., $ 373. Die Preußifchen Generaltommiffionen haben allerdings 
jurisdictionelle Gewalt. 

9) Jenes behauptet Römer a. a. D., diefes Dunder, Gefammteigentbum, ©. 187. ©. aud) 
Schmidt, Vorlef. über K. Sächſ. Privatr., 1. Bd., S. 75. Gegen Yebteres enticheidet noch 
nicht der Umſtand, daß vielleicht Majoritätebejchlüffe als zuläffig betrachtet werden. Sowie 
Soldyes bei der Societät für beftimmte Källe im Voraus vertragsmäßig feftgefegt werden fann, 
fo kann es bier Juhalt eines objectiven Redytsfages fein. S. Gerber, Zeitihr. f. Civilr. u. 
Proceh, N. F. Bd. 12, ©. 207 flg. 

10) A. A. Thudihum, S. 316, der eine Theilung durd; Mehrheitsbeihluß ohne Bedenlen 
zuläßt. 

1) Charalteriftifch für Gemeinden aller Art ift ihre örtliche Beziehung zu einer Feldmark, 
Gemeindeflur, über welche die Flur-⸗, Erb», Saal: und Lagerbücher, wenn fie unter öffentlicher 
Auctorität und unter Zutritt der Parteien geführt find, ein wichtiges Beweismittel abgeben. 

2) Dieje Charakteriftit der Städte im Gegenjag der Dörfer trifft freilich heutzutage bei 
"der num in ganz Deutichland eingeführten Gewerbefreiheit (f. auch norddeutjche und nunmehr 
deutliche Bundesd-Gemwerbeordnung dv. 21. Juni 1569, $ 2) nicht mehr zu; dann ruht der 
Begriff der Stadt theild auf der Fähigkeit einer Gemeinde, einen wirklichen Magiftrat zu beftellen, 
theil8 auf der Scelenzahl, oder er hat nur nod eine hiftorifche Bedeutung. Vgl. Ortloff, 
Grund, S. 221 und 222. Nah manchen neueren Gemeindeordnungen ıft im übermäßigen 
Drange nach principieller Einheit der Unterſchied zwiſchen Stadt- und Yandgemeinden über- 
haupt aufgehoben. Die frühere Eintheilung der Städte in Neichd- und Landſtädte ift für das 
Privatrecht fpurlos verſchwunden. Ueber die Geſchichte der Städte vgl. Eichhorn, Zeitfchr. für 
geſch. Rechtswiſſenſch, Bd. 1, 5. 220 flg., Bd. 2, ©. 165 flg., und defien Rechtsgeſch. an ver— 
fchiedenen Stellen. Hüllmann, Städtewejen ded Mittelalters, 1826 flg. 4 Bde. v. Yancizolle, 
Grund;. der Gefchichte des deutichen Städteweſens u. f. w., 1829, Gaupp, Stadtrechte des 
Mittelalters, Bd. I «18511, ©. I-XXXIu. ©. 1-36, Sodann bie befannten Werfe von 
Hegel, Arnold und Maurer. Sohm, Die Entitchung des deutſchen Städteweſens, 1890. 
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Städte war vormals die Ausjchlieklichkeit ded innungsmäßigen Betriebs von 
Gewerben und das Marktrecht. 

Die Träger der ftäbtijchen Gorporationen find die Bürger. Das Bürger 
recht wird erworben durch Aufnahme in den Verband der jrädtifchen Gemeinde» 
bürger °), bei welcder die Erfüllung der Bürgerflichten eidlich verjprocen 
wird *); e8 wird verloren durch ausdrüdliches oder jtilljchweigendes Freiwilliges 
Aufgeben (früher auch durch ein auf den Verluft dejjelben gerichtete Straf» 
urtheil). Die in dem Bürgerrecht enthaltenen Berechtigungen find haupt» 
jächlich die Befähigung zu jtädtiichen Gemeindeimtern und das Recht auf die 
Theilnahbme am Nugen der Gemeindegüter und Gemeindejtiftungen; der Erwerb 
ſtädtiſcher Grundſtücke, jowie die Befugniß zum Betriebe der (früher aus— 
chlieglich oder doch größtentheild nur) in den Stüdten ausübbaren Gewerbe ®), 
namentlich des Handels ®), ijt jet, zumal im Bereiche des Deutjchen Reichs ?), 
meijtentheild nicht mehr an die VBorausjegung des jtädtijchen Bürgerrechts ge- 
bunden. Jene Rechte fommen jedoch nicht den bloßen Schukverwandten zu, 
d. h. denjenigen Perjonen, welche nur innerhalb einer Stadt ihren Wohnjig 
genommen ®), und den Schutz der ſtädtiſchen Obrigfeit genießen, ohne das 
Bürgerrecht erworben zu haben. 





3) Die Entfcheidung über die Aufnahme Jemandes zum Bürger gebührt dem jtädtifchen 
Nathe, der fie jedoch nicht verweigern darf, wenn die geforderten Bedingungen erfüllt find (4. B. 
Unbeſcholtenheit, bejtimmtes Vermögen, vorherige Erlangung des Indigenats). Sie geſchieht 
gegen Erfegung gewijler Abgaben (Bürgergeld). Vgl. Sadjie, Großherzogl. Sächſ. Pr.-R., $ 549. 

4) Diefe beftchen in der Yeiftung der öffentlihen Abgaben und perfönlichen Dienite, der 
Annahme ſtädtiſcher Aemter. Frei von einzelnen oder allen diefen Pflichten find nur die f. g. 
Ehrenbürger. 

5) Die früher hierbei fonft noch zu erfüllenden Bedingungen, z. B. Erwerb von Realitäten 
u, ſ. w., find jegt nach Einführung der Gemwerbefreiheit ebenfall$ bejeitigt. 

6) Die Städte hatten chemals das Recht der Banmmeile, d. h. die Befugniß, eine 
Meile weit rings um die Stadtgeimarlung alle den ftädtifchen Verkehr beeinträchtigenden Ein- 
rihtungen zu unterfagen. Dieß Recht kommt zwar heutzutage den Städten nidyt mehr zu, 
aber nod ımmer war biöher ım Allgemeinen die Beiugniß zum Gewerbebetrieb ſowohl der 
Kaufleute ald der Handwerker auf die Einwohner der Städte beichränft, indem in den Dörfern 
nur ſolche Gewerbe ausgeübt werden durften, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft und zum 
nothdürftigen Bedürfniß der Yandleute erfordert werden. Ganz befonders häufig waren bie 
ſtädtiſchen Privilegien, welche ſich auf den Baunſchutz der ftädtifchen Bierbrauerei und der fehr 
alten jtädtifchen Braugenofjenfchaften (bei denen im der Regel das Antheilrecht als Realrecht 
bejtimmter Häufer bejtand) bezogen. Ebenſo hatten die Städte und Marttfleden (abgejehen von 
bejonderen Gerechtſamen) ausichliehlic; das Recht, Wochen und Jahrmärkte und Märtte aller 
Art zu halten. Bgl. Pr. Yandr., II, 8 $ 103, — Nach dem Sachſenſp. III, 66, ı durfte ein 
Markt nur in der Entfernung von einer Meile von dem anderen angelegt werden. Vol. Gaupp, 
Stadtrechte des Mittelalters, S. 17 fig. — Alles dich hat fih nun, nachdem im Yaufe der 
leuten Jahre die Gemwerbefreiheit eingeführt worden ift, völlig geändert (vgl. Anm. 7). 

7) Norddeutſches Bundesgefeg über die Freizügigfeit vom ı. November 1867, $ 1. Ge— 
werbeordnung des norddeutichen Bundes vom 21. Juni 1869, $ 2, 

8) 3. B. Staatödiener, jet überhaupt Ale, welche in eine Stadt der Nahrung wegen 
übergefiedelt find, ohne dafelbft Bürger werden zu wollen. S. jedod) die Gewerbeordn. des 
Nordd. Bundes, $ 13. — Der frühere Begriff der Schugverwandten, Beifajlen, war ein 
anderer; es waren wirkliche Stadtbürger, aber einer niederen Claſſe. — Ob die Bürger der 
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Die Stadtgemeinde wird durch einen Vorſtand vertreten, den Bürger» 
meifter und Rath !), welcher die örtliche Polizei (früher auch die ftädtijche 
Gerichtöbarkeit ?) handhabt, die Kämmereilaſſe verwaltet und die Corporation 
als jolche repräjentirt ®); Gemeindebejchlüffe von höherer Wichtigkeit können 
- jedoch nur unter Zuziehung eines fajt überall dem engeren Rathe zur Ueber» 
wachung beigegebenen äußeren Rathes oder Bürgerausjchuffes (Stadtverordnete), 
welcher die Bürgerjchaft dem Rathe gegenüber zu vertreten hat, gefaßt werben. 
Nur jelten wird eine Theilnahme größerer Gemeindetheile erfordert +). Der 
ſtädtiſche Rath und der Vorfiger dejjelben, der Bürgermeijter, werden durch 
die Bürgerſchaft erwählt, bedürfen aber meiftens noch der Bejtätigung des 
Yandesherrn. Die Rathsfähigkeit, zu welcher außer der Erfüllung eines ge- 
wifjen Alters gelehrte Bildung oder Mitgliedjchaft einer Zunft und Gilde ver- 
langt wurde °), war überdieß in vielen Städten chemald das ausſchließliche 
erbliche Borrecht gewiſſer Familien, der j. g. Patricier, welche, wenn fie dem 
Nitterftande angehörten, für adelig galten. Starben ſolche Familien (patres 
primi) aus, jo pflegten andere Familien zur Rathsfähigkeit cooptirt (patres 
cooptati)®) zu werben. 


Borftädte zu den vollberchhtigten Gemeindebürgern gehören, läßt fid) nicht allgemein beftimmen. 
Bol. Fr. G. Bodmanı in Siebenkees' Beitr. z. t. Recht, Th. III, Nr. 3, ©. 81—127, Es 
ift Sache einer fpeciellen Unterfuhung der geichichtlichen Berhältniffe des einzelnen Falles. — 
Alle diefe Unterfcheidungen find jest nur noch von geringem Intereſſe. 

1) Die Zahl diefer Beamten ift verfchieden nad; der Größe der Stadt. 

2) Dieß geſchah entweder durch eine Rathsdeputation oder durch den Syndieus, der eigent- 
lich nur der Confulent und Anwalt der Corporation fein ſollte. Nunmehr find die Stadtgerichte 
als folche, wie die Patrimonialrechte überhaupt, aufgehoben worden. j 

3) Diefe Vertretung ift freilich nicht völlig unbefchräntt. Im Interefie der fommenden 
Gefclechter und im Intereſſe des Staats an der Erhaltung blühender Gemeindeverhältnifie hat 
fchon feit langer Zeit die Landesregierung eine beaufjichtigende und überwachende Thätigfeit 
über Gemeindeangelegenheiten geübt. Dan bat ihr danad) eine ſ. g. Obervormundfchaft über 
die Gemeinden zugeichrieben. Auch bier ift man früher zu weit gegangen; im Antereffe der 
felbftändigen Enttwidelung des Gemeindelebens find deshalb in ueuerer Zeit die Einwirkungen 
der Staatsgewalt wieder ermäßigt worden. Wie weit ? läßt fich gemeinrechtlich nicht bejtimmen, 
Bol. Dahlmann, Politit, 1. Bd., S. 238 fig. 

4) Die Zuziehung der in den einzelnen Gemeindeordnungen zur Mitwirkung Berufenen 
iſt natürlich die Bedingung der Gültigkeit de8 Gemeindebefchlufies. Keineswegs entfcheidet aber 
immer die Majorität (vgl. v. Savinguy, Syſtem, II, $ 97 fig), obſchon dieß fchon nach der 
Borichrift des Sachſenſpiegels IL, 55 die Regel ift. 

5) Außerdem meift auch freie eheliche Geburt. Auch ift die Borfchrift zu beachten, dat 
fein zu naher Verwandter ſchon im Rathe figen fol. Bol. dad Rechtsbuch, nach Diftinetionen, 
Bd. V, Dift. 1: „Alle dy, dy man phlit in den rad czu kisen —, dy suln alle elich geboren 
sy, unde an eren fry, unde ungeswecht an oren eren, au oren rechten lumunde, detig, wise, 
stille by on selber, unde nicht gerne truncken. Vor unkusschen sal ınan sich huten, unde 
vor wucherern, unde dy uncziter koste phlegen. Man sal sich vermiden vor alle den, dy 
vorwurren unde kriges sint.“ Vgl. ferner den Vergleich zwifchen dem Rath und der Bürger- 
ihaft zu Hamburg von 1663 (Mofer, Staatör., Th. 42, S. 328), in dem alle Requifite aufs 
volltändigfte angegeben find. 

6) Vgl. über diefe Patricier Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 311 und $ 446. ©. ſchon den 
Sachſenſp. II, 45, $ 1, in Vergleich mit den Goslar. Stat. (Sölden), 5. 85, 3. 16. 
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Ein volljtändig organijirter Magiftrat ijt etwas für die Städte Charal⸗ 
teriſtiſches, wodurch ſie ſich insbeſondere von den Marktflecken unterſcheiden, 
welche ſich jenen durch ähnliche (nunmehr freilich meiſt bedeutungslos ge— 
wordene) Gewerbeprivilegien nähern. 


b) Landgemeinden). 
8 54. 

Auch die Dorfgemeinde iſt eine durch ſelbſtgewählte Vorſtände (Bauer- 
meiſter, Schultheiß, Gemeindevorjteber, Heimbürgen, GSejchworene) ?) vertretene 
Sorporation, jofern nicht ausnahmsweije der Gutsherrichaft eine Einwirkung 
auf die Bejtellung derjelben zufommt*) oder dieſe Aemter als Zubehör eines 
Bauernguts mit diefem nach Yehnrecht vererbt werden +). Dieje Eigenjchaft 
der Vorjteher ald Gemeindebeamten muß wohl unterjchieden werben von ihrer 
oft damit verbundenen Stellung als Unterbeamten des Gerichts). Die Vor» 
jteher eines Dorfes geniefen nicht die ausgedehnten Nechte, wie die ſtädtiſchen 
Behörden, indem ihnen höchſtens eine polizeiliche Strafgewalt über Feldfrevel 
und Vergehen gegen die Dorfordnung °) (Nügegerichte, Dorfgerichte) ?) zufteht, 
und auch ihre Adminiftrativgewalt vielfach bejchränft iſt?). Gemeindebejchlüffe 
werden regelmäßig unter Yeitung des Vorjtandes von den gejammten ſtimm— 
berechtigten Gemeindegliedern gefaßt ®),; zu Diefen gehören aber nur die mit 
einem Bauernhofe angejeijenen Dorfgenofien ’°), obſchon jowohl die das Stimm- 
recht entbehrenden bloßen Häuslinge, ald auch die nicht im Dorfverbande 
jtehenden weltlichen und geiftliben Beamten bis zu einem bejtimmten Maße 





1) Abgeiehen von den 5 50, Anm, 5 angeführten Gemeindeordnnungen bieten die älteren 
Ader- und Dorfordnungen, von denen einige bei Ortloff, Grundzüge, ©. 234, angeführt find, 
fowie die wenigen Dorfflatuten (zum Theil im den Yagerbüdern aufgezeichnet) ergänzende 
Ouellen dar. Schr reichhaltig find auch in diefer Beziehung die von Grimm gefammelten 
Weisthümer. S. vorzüglic die ftatiftifc;-hiftorifchen Nachweifungen bei Stüve a. a. O. Maurer, 
Geſch. der Dorfverfafjung, I, 1865. 

2) Unter diejen pflegt aud) ein Syndicus zu fein, das „Sprachrohr der Gemeinde‘ nad 
Klingner, Sanynlungen zum Dorf- und Bauernredhte, 1746, S. 14. — Vgl. überhaupt 
Hagemann, Handbud; des Yandwirthichaftsrechts, $ 18 fig. 

3) Bgl. Struben, Rechtl. Bed., Bd. 5. Bed. 23. 

4 Bgl. Weber, Handbuch des Lehnrechts, I. I, ©. 329 fig, Solche Güter heißen 
Sculzenlehen. 

5) Im diefer Eigenjchaft waren die Gemeindevorftcher zugleich |. g. Gerichtsihöppen, d. 5. 
lirfundsperfonen bei wichtigen Griminalverhandfungen. Sie hatten ferner bei Auspfändungen, 
Befichtigungen, Tarationen, Auctionen u. dgl. thätig zu fein. 

6) 3. B. über Vergehen gegen die Feuerordnung; vgl. Klingner a. a. DO, S. 10 fig. 

7) Wo ſolche Nügegerichte vorlommen vgl. Ortloff a. a. O., 9. 236), werden fie regel» 
mäßig unter Autorität eines Staatöbeamten gehalten. 

8) Die Gemeinde» oder Dorfherrichaft fteht oft dem Gerichtsheren oder dem Amte zır. 

9) Ausſchüſſe werden ald genügend befunden z. B. in Bayern, vgl. Moy, Staatsrecht, I, 
©. 424. 

10) Vgl. Hagemann, Yandwirthichaftsr., S. 8°. 
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zur Theilnahme am Gemeindenutzen berechtigt ?') und zum Beitrage zu ben 
Semeindelaften nad Ortsherkommen verpflichtet jein können !?), Dieje Yajten 
bejtehen abgeſehen von Geldbeiträgen in Dienften der verſchiedenſten Art (Hand- 
und Epanndienfte) '?) — Die neueren Gemeindeordnungen baben aber auch 
dieſe Berhältnijje, insbefondere die Etimmberechtigung der Gemeindeglieder, 
meiſt grumdjäßlich verändert. 


B. Fünfte‘). 
Einleitung. 
8 55. 


Der Betrieb der Gewerbe ?) in gejchlojjenen Vereinen, Innungen, Gilden, 
Zünften, welche Corporationsrechte erlangt hatten, dur einen jelbjtgewählten, 


11) Bol. Bülow und Hagemann, Erört., Bd. 7, Nr. 42. 

12) Hagemann, Yandwirthicdhaftsr., S. 100 und 469 fig. 

13) Hagemann a. a. O., ©. 465 fig. 

1) Ueber die Geſchichte der Zünfte vgl. Eichhorn, Rechtsgeſchichte, z5 312, 432. Vgl. auch 
Wilda, Das Gildeweien im Mittelalter. 1831. ©. 228 flg. Befonders: Wehrmann, Die älteren 
Lübeckiſchen Zunftrollen, 1864 «enthält von S. 1—156 auch eine geſchichtl. Darftellung des 
Zunftwefens in Yübed). 

2) 3. A. Ortloff, Das Recht der Handwerker, Erlangen 1803. Cine gute Sammlung 
ber früheren Quellen von Demfelben unter dem Titel: Corpus juris opifieinrii oder Samm« 
fung von allgem. Innungsgejegen und Verordn. f. d. Handiwert. 2. Ausgabe 1820. Diefe 
Quellen find: 1) Reihsgefege, nämlich d. R.-Pol.-O. von 1530, Tit. 39, von 1548, 
Tit. 36 und 37. R.Abſch. von 1551, F5 83, 84, von 1559, $ 75. R.Pol.O. von 1577, 
Zit. 37, 38, Reichsſchluß wegen Abftelung der Unordnung und Mihbräuche dei Handwerkern 
bon 1731 und von 1772 (blauen Montag und die Kinder der Abdeder hauptſächlich betreffend). 
Deutfhe Reihsgewerbeordnung vom 31. Juni 1869, Dazu die Novellen vom 
18. Juli 1881 und vom 1. Juli 1883. 2) Tandesgefege, von Preußen: Gef. über die 
Einführung einer allgem. Gewerbefteuer vom 2. Nov. 1810 und vom 30. Mai 1820, über 
polizeiliche Verhältnifje d. Gewerbe vom 7. Sept. 1811, allgemeine Gewerbeordnung vom 
17. Jan. 1845. Bon Oeſterreich: Die zu Brünn 1793 erfchienene vollftändige Sammlung aller 
feit dem Jahre 1729 bis gegenwärtig ergangenen Generalien und Werordn. für ſämmtliche 
Innungen und Zünfte Königreih Sachſen: Generalinnungsartifel vom 8. Jumi 1780 und 
Mandat vom 7. Dezember 1810, Bayern: Gef. ı1. Sept. 1825, Hannover: Edilt, die 
Wiederherftellung der Zünfte in Oftfriesland betr., vom 11, Aug. 1819, Weimar: Zunft« 
ordnung vom 15. Mai 1521. Oldenburg: Gef. vom 27, Februar 1820. Nafjfau: vom 
15, März 1819, Wirtemberg: vom 5. Aug. 1836, Schwarzburg-Sondershaufen: vom 21. Aug. 
1844, Aeltere Landesgef. |. bei Ortloff im Corp. jur. opit. Faſt alle dieje Landesgefege jind 
nun antiquirt, nachdem feit 1860 neue auf das Princip der Gewerbefreiheit geftütte Gewerbe— 
gefege erteilt worden find; für das Deutjche Reich die unter 1) angeführte Bundes-Gewerbe- 
ordnung mit ihren Novellen. — 3) Privilegien und autonomifche Beliebungen (Zunftitatuten, 
Bunftartifel»; jedoch bedürfen die legteren ſtets der obrigfeitlihen Beftätigung nach dem Reichs— 
beſchluß von 1731, $ 1. S. aud; Deutfche Bundesgewerbeordnung, $$ 92 und 99. 4) Ge— 
wohnbheitsrecht der Handwerler, Handwerlögebräude. Die Beitimmung des unter 3) angef. 
Reichsſchluſſes, daß auch diefe zu ihrer Gültigteit einer Konfirmation bedürfen, kann nach allge» 
meinen Regeln über das Gewohnheitsrecht jetzt keine Bedeutung mehr haben; nur wird ihrer 
Sültigkeit immer die Bedingung vorftehen, daß fie feinen Prohibitivbeftimmungen widerfprechen. 
Ueber dieſes Gewohnheitsrecht, wie es fi in Ceremonien, Sprüden u. dergl. fundgiebt, vgl. 
Ortloff, Recht der Handwerker, 5. 97 flag. 


Bon den Nechtöverhältniffen. $ 51. 91 


mit einer Tisciplinargewalt verſehenen Vorſtand vertreten wurden und Die 
Ausichließlicheit der Berechtigung ihrer Mitglieder zum Gemwerbsbetriebe nach 
augen geltend zu machen befugt waren, wurde jchon im vorigen Jahrhunderte 
wegen der vielfachen Mißbräuche, welche allmählib das Zunftwejen auf- 
genommen batte *), von der Gejeggebung mit Ungunft und Miftrauen behandelt. 
Jedoch bejchränfen fich die dahin einjchlagenden Reichsgejeke und landespolizei- 
liben Vorſchriften nur auf möglichjte Befeitigung diefer Mifbräuche, ohne Das 
Inſtitut der Zunftverfajfung jelbjt anzugreifen. In diefem Sinne jind zwar 
auch in dieſem Jahrhunderte Geſetze ertbeilt worden, welde die Zünfte er» 
halten, und nur ihre nachtheiligen Wirkungen theils durch bejchränfende Vor» 
ſchriften, theils durch Unterjtellung berielben unter eine unmittelbare obrigfeit- 
liche Ueberwachung zu verhüten ftreben; noch weiter aber jind die Landesgeſetze 
in jüngjter Zeit und zulegt die deutſche Reichs-Geſetzgebung (Gewerbe-Ordnung 
vom 21. Juni 1868) vorgejcritten, indem fie das Gewerberecht im ent» 
jchiedenen Gegenfage zur Zunftverfaffung auf das Prinzip der Gewerbefreiheit 
gründen #). Hiernach ift zwar auch fernerhin die Errichtung von Innungen 
als freier Gewerbegenofjenjchaften zuläffig?), und wird ihnen eine zur Ver- 
folgung nüßlicher und das Gewerbsleben fördernder Zwede dienende Wirkſam— 
feit gejtattet; aber die Theilnahme an denjelben ijt nicht mehr die Bedingung 
des Betriebs eines Gewerbes, welcher vielmehr Jedem ohne Weiteres (jofern 
nicht ausnahmsweiſe eine obrigfeitliche Genehmigung vorbehalten ijt) freifteht "). 


3) Ueber lächerliche Auswüchſe der Zunftverhältnifie vgl. Ortloff, Recht der Handwerker, 
S. 124 flg. Auch Pertbes, Das deutſche Staatsleben vor der Revolution (1845), S. 137. — 
Ganz befonders gefährlich erjhien das f. g. „Schelten‘ der Meifter, und das „Auftreiben‘ der 
geichoftenen Gefellen. Gegen diefe Mißbräuche namentlich ging die Reichsgeſetzgebung. 

4,©. z. B. d. Bayer. Geſetz v. 11. Zept. 1825: „Bei denjenigen Gewerken, welche ſich 
bisher in einem Innungsverbande befunden haben, beftehen die Zünfte als Vereine der Ge- 
noſſen eine® oder mehrerer verwandter Gewerbe unter obrigkeitlicher Aufficht, Yeitung, Schuß, 
ausfchließend zu dem nachitehenden Zweden, unter Aufhebung aller anderen Befugnifie fort: 
1) Berbreitung nüglicher Gewerbstenntniffe unter den Vereinsmitgliedern, 2) Erleichterung ber 
Ausbildung in den Gewerben, 3) entfprechende Aufficht auf Yehrlinge, Gefellen, Gehülfen, 4) ge- 
ordnete Verwaltung und nütliche Verwendung des Bereinsvermögense, 5) Unterſtützung dürftiger 
Sewerbsangehörigen.” Zu der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 ift num die Novelle 
vom 18. Juli 1881 getreten, welche die Neubegründung von Junungen ordnet, indem fie die 
gemeinnütige Wirkſamleit derfelben erweitert. 

5) Uebrigens mit vollftändiger Befeitigung aller chemaligen Banngerechtſame; fie find dann 
freie Korporationen von rein privatredhtlichem Charakter. Die deutfche Reichs Gewerbeordnung 
befeitigt ($ 4) jeden Zunftzwang. Dagegen läßt fie die bisherigen Zünite in ihrer corpo- 
rativen Organifation nad) Abzug des Bannrechts im Wefentlichen bejtehen und giebt nur 
in den 55 97—104 normative Borichriften. 

6) E8 genügt eine bloße Anzeige Deffen, der den Betrieb eines Gewerbes übernimmt, bei 
der Obrigkeit. Genehmigung der letzteren ift nur bei befonders gefährlichen oder für 
Andere benadhtheiligenden Gewerbsanlagen erforderlih, Deutihe G.O., $ 14, 16; ferner für 
Apothefer, Aerzte, Unternehmer von Privatlrantenanftalten, Schaufpielen, dann aud) für Brannt- 
weinfchanfwirthe, $ 29 lg. Bei anderen Gewerböunternehmungen it das Necht der Unter- 
fagung wegen Mißbrauchs vorbehalten, $ 35, 36, ganz allgemein aber das Recht der Aufhebung 
aus höheren Rüdiichten gegen Entihädigung, 5 51. 
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Innere Berfajjung der Zünfte. 
* 56. 

Rollberechtigte und jtimmführende Mitglieder der Zunft!) waren nach 
den bisherigen Grundfägen ihrer Verfaffung die Meifter, d. 5. Diejenigen, 
welche zum Betriebe des Handwerks auf eigene Rechnung und zum Verkauf 
der verfertigten Sachen berechtigt waren. Das Meifterreht wurde erworben 
durch Aufnahme unter die Zunftmitglieder *), melde vorausjegte, daß der 
Aufzunehmende eine bejtimmte Zeit als Yehrling ?) und hierauf als Gejell ge- 
arbeitet hatte und mit Beobachtung der darüber geltenden Bejtimmungen ge- 
wandert war +), jowie daß er endlich ein bei ber Prüfung durch die Zunft 
oder die von der Obrigfeit ernannte Prüfungsbehörde ’) genügend befundenes 
Meiſterſtück verfertigt Hatte; jedoch fonnte eine landesherrlide Dispenfation 
das Meijterrecht ohne Rückſicht auf dieje Bedingungen ertheilen (j. g. Gnaden— 
meijter) °). Alle Dadurch gegebenen Befugniſſe mit Ausnahme des darin ent» 
baltenen Stimmrechts in der Zunftverfammlung gingen auch auf die Meifters- 
wittwe über, welche das Geſchäft durch Geſellen fortjegen durfte’). — Zu— 
fünftig fönnen die Innungen als freie Gewerbsgenofjenihaften nach der Be- 
liebung der Betheiligten auch auf anderen Grundlagen errichtet, insbejondere 
fünnen die Bedingungen und die Rechte der Mitgliedichaft auch in anderer 
Weife bejtimmt werden. Ihre Statuten bedürfen aber die Genehmigung der 
höheren Berwaltungsbehörbe ®). 

Die Zunft ift eine unter der Aufficht der Gemeindebehörde jtehende Cor— 
poration. Das Bermögen Dderjelben beruht regelmäßig auf Beiträgen der 
Mitglieder, Strafgeldern und mancherlei Gebühren der Lehrlinge ?). Die Mit» 


1) Diefe ift entweder eine einfache, d. 5. mur eine Handwerk umfaſſende, oder eine zufammen- 
geſetzte. 

2) Diefe konnte (vorausgeſetzt, daß die übrigen Bedingungen erfüllt waren) nur verſagt 
werden, wenn die Zunft eine „„geichlofiene‘”, d. h. auf eine beitimmte Zahl von Meiſtern be- 
fchräntte war. Ortloff a. a. O., $ 3. Außerdem murde noch die Bedingung einer fehr weit 
ausgedehnten Ehrbarteit gemadht, welcher ſchon die Neichsgeleggebung, R.P.-O. v. 1548, Tit. 36, 
37, $ 1, entgegemmirkte., 

3) Nach der Yehrzeit fand ſtatt und wird wohl aud) künftig ftattfinden das ſ. g. Aufs 
dingen und Yosfprechen. Vgl. den Reichsſchluß von 1731, 5 2. 5. 7. Ortloff, ©. 154. 

4) Ueber dad Wandern vgl. Reichsſchluß von 1731, 52. Bei den f. g. geiperrten Zünften 
wurde feinem Auswärtigen das Erlernen des Handwerks geftattet, und das Wandern der Ge- 
fellen war darauf beſchränkt, daß es zu gefperrten Zünften geſchah. Bgl. Ortloff, $ 3. Je 
nachdem den wandernden Handwerlsgeſellen aus der Zunfttaffe eine Gabe verabreicht wurbe 
oder nicht, ſprach man von „gefchentten‘ oder „ungeichentten” Zünften. — Ueber Berfamm- 
lungen der Gejellen vgl. Ortloff, S. 198 flg., und Neichsfchluß von 1731, $ 6 und 10, 

5) So im Würtemb. Gef., $ 48. Deutiche Neih8-Gewerbe-Ordn., $ 84. 

6) Davon verfchieden war der f. g. Freimeiſter, d. h. ein durch landesherrliche Koncefjion 
außerhalb der Zunft beftellter Meiſter. j 

7) Ortloff a. a. O. ©. 291. Deutſche Reihs-Gew.-Trdn., $ 87. 

8) Deutfche Gew.Ordu., $ 97, 99. Ueber Abänderung der Statuten f. daf. $ 92. 

9 3.8. für Ausftellung der Lehrbriefe. 


Bon den Nechtsverhältnifien. $ 56. 57, 93 


glieder wählen einen Vorſtand (Gilde-, Alt-, Obermeijter) 10), der die Zunft- 
verfammlungen unter Concurrenz eines obrigfeitlichen Abgeordneten ’) leitet, 
das Zunftvermögen (mit Hiülfe des Ladenmeiſters) verwaltet und bie Cor— 
poration gerichtlih und aufßergerichtlich vertritt '?). Durch diefen Vorftand 
werben auch die Innungsitrafen verhängt, welche jedoch durch neuere Gejek- 
gebungen !®) auf eine Geldbußen und Rügen bejchränft oder ganz aufgehoben 
find, fo daß weder das ehemalige Beeinträchtigen eines Zunftmitgliedes durch 
das ſ. g. Schelten, noch das willfürliche Ausjtogen aus der Zunft in irgend 
einer Weiſe jtattfinden darf!“); wohl aber kann die Zunft Solchen, welde 
die bürgerliche Ehre verloren haben, welchen die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf Zeit unterjagt ijt, oder welche fich im Concurs befinden, bie 
Ausübung des Stimmrechts und die Zunftehrenrechte entziehen 15). 

Die Auflöfung einer Zunft kann dur die Mehrbeit der Zunftgenojjen 
beichlofjen werden. Das reine Vermögen berjelben darf aber nur infoweit 
unter die Mitglieder vertheilt werden, als e8 aus Beiträgen der letzteren ent- 
ftanden iſt; und auch diek nur, ſofern es nicht für Unterrichtdanjtalten oder 
andere öffentliche Zwede bejtimmt war !®). 


Aeußere Wirtfamleit der Zünfte, 


8 57. 

Nah dem früheren Gewerberechte konnte die Zunft die Ausübung ihres 
Gewerbes durch Nichtzünftige ?) oder Mitglieder einer andern Zunft verbieten 
(Zunftzwang, Zunftbann ?). Der Umfang diejes Rechts war jedoch verjchieben, 
zumal e8 durch neuere Yandesgejete bereits mehrfache Beichränfungen erlitten 
batte ?); denn nicht allenthalben wirkte es ganz allgemein oder innerhalb der 


10) Das Gegentheil davon ift der Jungmeifter, d. h. der zuletst im die Zunft aufgenom- 
mene Meifter, welcher die Verpflichtung hat, untergeordnete Gefchäfte zu beforgen, 3. B. die 
Vorladungen und Einladungen zur Zunftverſammlung. 

11) Reichsbeſchluß v. 1731, $ 1. Drtloff a. a. O., ©. 70. 

12) Deutſche Reichd-Gewerbe-Ordn., $ 88. Jedoch bedürfen Verträge über Erwerb und 
Beräußerung oder Belaftung von Grundſtücken die Genehmigung der Gemeindebehörde. S. 
daf. & 89. 

13) So 3. B. Würtemb. Gef., $ 64, 65, 86. Schwarzb. Gef., $ 116. Hannover. Gel. 
8 32. Heffiiches, $ 198. Weimarifches, $ 181. Nach der Deutſch. R.-Gewerbe-Orbn., $ 91, ift 
die erecutivifche Eintreibung der Innungsbeiträge und Geldbufen im Verwaltungswege auf- 
gehoben. 

14) Bgl. ſchon Reichsbeſchluß v. 1731, 8 5. 

15) Deutſche Reicdh8-Gewerbe-Ordn., 8 86, 

16) S. die betr. Regulirung in ber Deutichen Reichd-Gew.Ordn., $ 93 und 94. 

1) Bfufcher oder Böhnhafe genannt, 

2) Vgl. Ortloff, S. 328, Merbad), Theorie des Zunftzwangs ober des Zunftverbietungsd«- 
rechts mach allgem. deutſch. und ſächſ. Gefegen, Yeipz. 1808. 

3) Bol. Pr. Landr., Thl. II, Tit. 8, $ 224 flg. Schwarzb. Gef., $ 13. Würtemb., $ 71, 
Weimarifches Geſ., $ 133. 
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Bannmeile gegen die auf Dörfern befindlichen Handwerfer *), und nicht immer 
erjtredte e8 jich auf das Einbringen der an dritten Orten gefertigten Waaren 
durb Fremde außerhalb der Markt- und Mefzeiten®). ebenfalls waren 
davon ausgenommen bie von Jemandem jelbjt oder durch Dienftboten *) für 
jih, die für Yabrifanten und die durch öffentliche Staatsanjtalten 7) gefer- 
tigten Arbeiten. Ein Gonfiscationsrecht der gegen den Zunftbann gefertigten 
Waaren konnte übrigens, wenn es überhaupt begründet war, nur mit obrig- 
feitliher Hülfe ®) und nur gegen Denjenigen ausgeübt werben, der das Zunft- 
recht durch die Lieferung der Arbeit verlegt hatte. 


weiter Abſchnitt. 
Von den Gegenjtänden der Rechte (Saden). 
1) Gemegliche und unbemwegliche Sachen. 
$ 58. 

Dieje Eintheilung bezieht ‚jich zwar an ſich nur auf körperliche Sachen; 
aber das Bebürfniß der weiteren Anwendung der mit ihr zufammenbängenden 
Rechtsſätze !) Hat die Nothwendigfeit ihrer Ausdehnung auf unkörperliche Sachen, 
und zwar gewöhnlich in der Weiſe veranlaft, daß Rechte an und für fich be- 
weglih, aber, wenn jie mit einer unbeweglichen Sache verbunden find, für 
unbeweglich angejehen werben ?). Bewegliche Saden (Fahrnif, fahrende 


4) Und aud) in diefem Falle nicht gegen diejenigen Haudwerker, welde zum umentbehr- 
lichſten Bedürfniß der Yandleute arbeiten. 

5) Den am gleichen Ort wohnenden Kaufleuten fonnten die Zünfte den Verlauf folcher 
Waaren, als bei ihnen gefertigt wurden, nicht verbieten. Bol. Billow und Hagemann, Erört. 
1. Bd., S. 108. Dagegen war es regelmäßig felbft den Zunftmitgliedern unterfagt, mit ihren 
Waaren zu haufiren, obſchon fie diefelben in offenen Laden verkaufen durften (aber nicht die 
Rohftoffe). 

6) Vgl. Bülow und Hagemann, Grört., 7. ®d., ©. 367, 

7) 3. B. in Zuchthäuſern, Arbeitshäufern, Irrenanftaften, 3. B. Würtemb. Gef., Art. 70. 

8) Vgl. Ortloff, S. 354. Noch mehr war die beſchränkt durch die neueren Landesgeſetze, 
welche gar kein eigenmächtiges Pfändungsrecht zuließen, fondern bloße Anzeige bei der Polizei 
behörde, z. B. Würtemb. Gef., Art. 74, 

1) In der That find die an jene Unterfcheidung ſich anſchließenden Sätze hier wichtiger 
und weitgreifender, al® im römischen Rechte, iudem die unbeweglichen Güter, vermöge ihres 
Zufammenhangs mit öffentlichen Interefjen und ihrer größeren Wertfhägung vor der fahren- 
den Habe in der Zeit eined unentwidelten Verkehrs, im älteren deutſchen Rechte bei weiten 
die größere Berüdfihtigung gefunden haben. Für diefes könnte man in Rüdjicht auf jenen 
erfteren Geſichtspunkt nicht ohne Grund eine Scheidung des Sachenrechts der beweglichen und 
der unbeweglichen Habe durchführen. Obichon nun auc in der Gegenwart nod einige bedeutende 
Spuren biefer verjchiedenen Beurtheilung der liegenden Güter gegenüber den beweglichen fihtbar 
find (3. B. im neueren Hypothekenrechte), jo find fie doch nicht von der Art, daß fich darauf 
eine Spaltung des oberften Principes des Sachenrechts in der angegebenen Weife für das heu- 
tige Recht ſtützen liche. 

2) Vgl. Ortloff, Grundzüge, S. 257. Stobbe, Handb. des D. Pr.-R., $ 63, Vgl. Preuß. 
Landr., ı. Thl. Tit. 2, $ 7—9, und Defterr. Gefetb., $ 298 und 299, Siehe aud Bayerisches 


Bon den Rechtöverhältnifien. $ 58. 95 


Habe) werden bei Rechtsgejchäften häufig mit volfsthümlichen Ausdrücken be- 
zeichnet, deren Erklärung dem örtlichen Spracgebrauche zu entnehmen ijt ®); 
jolde Ausdrüde fommen namentlich vor zur Bezeichnung eine® Compleres von 
Sachen, welcher entweder mit einem bejtimmten juriftiichen Charafter !) oder 
mit einer jonjtigen einheitlichen Beziehung bervortritt >). Nicht immer find die 
Sachen in den PBarticularrechten nach ihrer bleibeuden inneren Natur der einen 
oder anderen Glafje zugewiejen, fondern bald werben fie abwechjelnd nach dem 
fucceffiven Hervortreten bejtimmter Cigenichaften zu den beweglichen und dann 
zu den unbeweglichen Gegenftänden (oder umgekehrt) gezählt ®), bald geichieht 
dieje Claffification nach einem die Eigenjchaft der Beweglichkeit unmittelbar gar 
nicht berührenden Gejichtspunfte, wie 3. B. in der Regel: „was die Fadel 
verzehrt, ift Fahrniß“ 7). 

Die unbeweglichen Sachen werden Eigen, Erbe, liegende Güter genannt ®). 
Jedoch bezeichnet das Wort „Erbgut” im engern Sinne ein bejtimmten Ver- 
äußerungsbejchränfungen unterworfenes® Stamm- oder Jamiliengut®), und der 
Ausdruf „freies Eigenthum“ (Allod) ein vom Lehns- und Fideicommißver— 
bande oder von gutsherrlicher Abhängigkeit freies Grundftüd. Beſonders eigen- 
thümliche Rechtsverhältnifje jegen die Bezeichnungen voraus: Domänen, Kammer- 
güter (im Gegenjage der fürjtlihen Privatgüter), Nittergüter, Bauergüter. 


Landrecht, II. Th., 1. Eap., $ 9. Ferner das Sächſ. Civilgeſetzb, $ 60, welches jedoch hypo— 
thetarifche Forderungen ausdrüdlich dem beweglichen Sachen beizählt. Schmidt, Vorleſ. über 
Sächſ. Privat. I, S. 94. — Uebrigens wird die Immobiliarqualität auf Rechte in der Regel 
nicht in der Weife übertragen, daß lettere in jeder, fondern nur fo, daß fie in gewiſſen 
Beziehungen hiernach beurtheilt werben (befonders bedeutend für die Frage der Nothiwendigteit 
der Ingroflation). 

3) Bgl. Preuß. Landrecht, I. Thl., 2. Tit. $ 10-30, wo folde Ausdrüde erklärt find. 

4) 3. B. Gerade, Heergeräthe, Mußtheil. 

5) 3.8. Hausrath, Möbeln, Kiftenpfand, Effecten, Capitalvermögen, Geräthichaften, reide 
Güter, Ingedömte. Bol. über die letteren beiden Ausdrüde Haltaus, Glossarium, unter d. 
Worte, und Kraut’8 Grumdr., 5. Aufl., $ 63. 

6) So in Bezug auf Korn und Wein in der Deffnung von Stäfa bei Grimm, Weisth. 1, 
45; Defterr. Gefetb., $ 295; „die Fiſche in Zeichen und das Wild im Walde werden erft 
dann ein bemwegliche® Gut, wenn der Teich gefifchet und das Wild erleget und gefangen worden 
iſt“. Vgl. Mittermaier, Grundſ., $ 143, 

7) ®gl. Senekenberg, Selecta jur. et hist. Tom III, p. 282, und Morgen, De vera ac 
genuina rer. mobil, et immob. indole ete. Giess. 1760 (befonder® im zweiten Theil). Diejes 
Sprichwort findet fich beſonders in Heſſichen Localrechten. — Die Saalfeldiihen Statuten 
Art. 63 bei Wal I. S. 29 jagen: Was uff lengute stet, daz der wint bewet und dy sunne 
beschint, daz ist varne habe. 

8) Vgl. die Stellen bei Kraut, Grundr., $ 63. Homeyer's Regifter zum Sacjenfpiegel. 
Ueber die Ausdrüde proprietas, Eigen u. f. w., fiehe Dunter, Zeitfchr. f. deutſch. R., Bd. 2, 
©. 187 fig. Ueber terra Salien fiehe Wait, Das alte Recht der Sal. Franken, ©. 117 lg. 
lieber Allod fiehe Grimm, RA, S. 492. BWait a. a. DO, ©. 121, u. Pardessus, Loi 
Salique, p- 692 sq. (14. Abhandl.). Bgl. aud Kraut in dem Götting. gel. Anzeigen 1847 
&. 1734, = 

9) Den Gegenfag bildete nach Stadtrechten und fpäteren Landrechten das „wohlgewon— 
nene Gnt“. 
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2) Rechtlich verbundene Hadıen, 
8 59. 

Die Pertinenzqualität einer Sache, wonach dieſe jurijtiich als ein Theil 
einer andern behandelt wird, beruht auf der ausichliefliben Bejtimmung der- 
jelben zum Nuten der Hauptjahe. Bon dieſer der Natur der Sache ent- 
iprechenden und auch im römtjchen Nechte anerkannten Auffaſſung!) enthält 
das deutſche Recht Feine Abweichung in dem Sprichworte, daß Alles Pertinenz 
jei, was erd-; wand-, band», mauer-, niet- und nagelfeit_iit?), indem dieß 
feinen andern Anſpruch macht, als den, die äuferliche Bezeichnung derjenigen 
Sachen zu geben, welche (obſchon aus verjchiedenen Gründen) thatjüchlich regel» 
mäßig in ber Verfügung über die unbewegliche Hauptſache eingejchlofjen find *). 
Die Eigenſchaft einer Sache als Pertinenz einer andern wird in der Regel aus 
ihrem natürlichen Verhältnijje zur Hauptjache erkannt werden; fie kann aber 
auch durch eine ausdrüdliche Privatdispofition oder durch Gejek begründet 
werben. 

Auf ganz anderen Gründen beruht die Untrennbarfeit vereinigter Grund» 
jtüde, wo dieje lediglihb Theile eines Ganzen find, z. B. bei Nittergütern 
oder gejchlojjenen Bauergütern. Hier ijt die Untheilbarfeit der einzelnen Aecker 
entweder die Folge eines Rechtsgeſchäfts (z. B. Fideicopmmißitiftung), oder eines 
Rechtsſatzes (geichloffene Güter im Gegenſatze der fliegenden oder walzenden) *). 
Der Beweis diejes Verhältnijjes kann nicht blos durch den Nachweis bejtimmter, 


1) Bol. hauptſächlich Wächter, Handbud; des Würtemb. Privatrechts 11, S. 249 flg. Stobbe, 
Sandbud I, $ 65, 

2) Bgl. Goslar. Statut. (Göfchen), S. 26, 3. 23. Nürnberg. Reform II, 16, Gef. 6. 
Ortloff, Grundzüge, S. 258 flg. Es ift ein Irrtum , anzunehmen, daß mit diefen Sprid)- 
worte auf den bloßen fürperlichen Zuſammenhang die Pertinenzqualität geftügt werde (ba es 
fi offenbar weit mehr noch auf die Eigenfchaft einer Sache ald Theil der Hauptfadhe be— 
zieht). So Maurenbrecher, Lehrbuch I, S. 402, Anm. 2. Schon die Einficht der interejlanten 
Cafuiftit im Rechtsbuch nad Diftinetionen II, 2 flg., welche im Wefentlichen ganz richtigen 
Gefihtspunftten folgt, hätte vom Gegentheil belehren können. Bgl. Orth's Anm. zur Franff. 
Reform, Th. 2, S. 387. Bol. die richtige Anficht bei Wächter a. a. O., ©. 255, und Fald, 
Schleswig⸗Holſt. Pr.-R., Bd. 5, S. 135, Anm. 7. 

3) Oft beftimmen Particularredhte, was als Pertinenz gelten folle. Bgl. 3. B. Preuß. 
Landr., Th. I, Tit. 2, 8 42—108, Defterr. Gefegb., $ 294— 297. Sächſ. Eivilgefetb., $ 68— 70. 
Privatverfuche der Art find: 8. F. Hommel, Pertinenz- und Erbfonderungsregifter. 6. Ausg. 
von Winkler, 1805, und bei Hagemann, Yandwirthichafter., $ 158—160, Scholz, Scäferei- 
recht (1837), S. 341 fig. 

4) Vgl. darüber Leyser, Medit. ad Pand, Spec. 100 und 101. Struben, Rechtl. Bedenken, 
Th. I, 23. 48, 75, Th. II, 130, Th. IV, 127. Gothaifche Landesordn. P. 2, €. 2, Tit. 14, 
und die übrigen Sacjfen-Erneftinifchen Landesordnungen; Churſächſ. Inftruct. v. 14. Oct. 1799, 
(Cod. August. cont. II, P. II, p. 1075) und Generale v. 15. Auguft 1766. Medlenb. Polizeiorbn. 
v. 1572, Tit. 15. Befonders aber die Herzogl. Braunfchw.-Füneb. Berordn. wegen Redintegri- 
rungjder Meyerhöfe vom 1. Juli 1699, bei Kraut, Grundr., S. 190," Anm. 4. Dieh Ver— 
hältniß wird häufig, aber nicht richtig, als ein Pertinenzverhältniß aufgefaßt. S. Wächter 
a. a. O. S. 252, Anm. 17. 
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die Einheit der Güter begründender Acte 5) geführt, ſondern auch aus anderen 
Thatjachen gejchloffen werben ; dahin gehört die Belaftung eines Gütercomplexes 
mit ungetheilten öffentlichen oder privatrechtlichen Abgaben 6), nicht aber immer 
die mehrmalige gemeinjchaftliche Vererbung, oder die gleichmäßige Bewirth— 
ſchaftung ?). Häufig ift die Unzertrennbarkeit bäuerlicher Güter aus wirth- 
Ihaftlihen und die Erleichterung der Dienft- und Abgabenleiftung betreffenden 
Rückſichten )) durch Particulargejeße eingeführt worden, weldhe dann zum 
Zwede der Wiedervereinigung abgetrennter Stüde je nah ber Verſchiedenheit 
ihres Standpimftes die Retractsflage, die Vindication) oder einen gewöhn— 


lihen perſönlichen Anſpruch (Revocatorien-, Reunions- oder Necuperatorien- 
age) gewähren. 


3) Brfriedete Sachen. 


8 60. 


Die Unterfcheidung der Sachen in folche, welche in und außer dem Ver— 
kehr liegen, findet in der Weife, wie fie das römische Recht geltend macht, im 
heutigen Rechte nicht mehr ftatt!). Ein ganz anderes Moment betont bie 
namentlich gegenüber dem Fehderechte des Mittelalterd wichtige Eigenfchaft der 
Saden als „befriedete”; auch jest noch tritt ber darin enthaltene juriftifche 
Gedanke in der Steigerung des Rechtsſchutzes für gewiſſe Gegenftände her— 


-.. nn 


5) Dahin gehören Fideicommißurkunden, Leihe- und Meyerbriefe, Teftamente, in denen 
ein folder Eonftitutionsact ausgefprochen ift. Vgl. überhaupt Stryk, De probat. pertinentiar., 
1688, u. Mencken, De prob. pert. 1723. 

6) Bol. Eichhorn, Einl., $ 154. Am beften ergeben foldhe Umftände die Erb-, Flur⸗ und 
Lagerbücder, und die Steuerfatafter, Hebe- und Dienftregifter. Vgl. Leyser a. a. O. 

7) Wohl aber ein gemeinfchaftliher Name für den Inbegriff der fraglihen Güter. 

8 Wo fie micht ſchon auf der Gutäherrlichkeit beruht. — In der neneften Zeit wird hin— 
wiederum aus nationalölonomifchen PBrineipien umgefehrt häufig die Theilbarfeit begünftigt. 

9) In diefem Falle braucht natürlich, wenn nicht der Veräußerer felbft oder der Erbe klagt, 
fein Kaufpreis reftituirt zur werben. Ueber die Unzuläffigfeit der Einrede des Vergleih und 
Berzicht® vgl. Leyser a. a. O., spec. 101, med. 3 u. 4. Wohl aber ift die Einrede der Ber- 
jährung zuläffig, vgl. Eichhorn a. a. DO. 

1) Die Nachweiſung darüber, daß heutzutage ſowohl res divin. juris, al$ res publicae 
Gegenftand privatrechtlicher Beiugnifie und des Verkehrs fein können, gehört in das Pandelten- 
recht. Am beften babe ic; die ausgeführt gefunden in den mir mitgetheilten Drudbogen von 
Wächter's zu feinen Pandeltenvorlef., Beil. X. S. auch Windfcheid, Yehrb. des Pandeltenr., 
Bd. 1,8 147. 

2) Dahin gehören Kirchhöfe, Kirchen, landesherrliche Schlöfier, da8 eigene Haus, ber Pflug 
auf dem Felde, Mühlen, Deiche, Brüden, Eifenbahnen. Die juriftifche Pointe Tiegt in der 
härteren Beftrafung der am oder in dieſen Gegenftänden begangenen Verbrechen. Bgl. z. B. 
Sachſenſpiegel U, 13, 16, Dithmarſches Landrecht v. 1447 (bei Michelfen, Altdithmarſche Rechts- 
quellen, 1842, S. 45), $ 156 fig. Bol. Dann im der Zeitfchrift für deutſches Recht, Bo. 3, 
©. 327 fig. — Was die Deiche betrifft, fo ift Folgendes zu bemerken. Die Berpflihtung, zur 
Erhaltung der Deiche und Siele beizutragen, durch welche ein Laudſtrich vor den Gefahren der 


Waſſerfluth geihütt wird, ift eine auf jedem innerhalb des bedrohten Gebietes liegenden Grund- 
16. Aufl. 7 
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A) @effentliche Aachen. 
a) Die Waferwelle '). 
$ 61. 

Bon den Saden, welche als Allen gemeinjchaftlic (res communes omnium) 
außerhalb des Verkehrs jtehen, bedarf im deutjchen Rechte eine bejondere Be— 
bandlung die ftrömende Waſſerwelle?). — Auch bei beftändig fliegenden 
Gewäfjern iſt thatjächlich oft nur für beftimmte Perjonen die Möglichkeit ihrer 
Benusung vorhanden. Am häufigſten ift dies der Fall bei Heineren nicht öffent» 
lichen Flüſſen, welde auf einem im Privateigenthume befindlichen, die Fort- 
ſetzung angrenzender Privatgrundftücde bildenden Flußbette jtrömen. Cs bat 


füde ruhende Laft, zu deren Regulirung fich von altersher |. g. Deid- und Sielbände mit 
vollftändiger innerer Organifation gebildet haben. Als Präjubiz für die Nichterfüllung dieſer 
Pflicht beitand das f. g. Spatenrecht (Wer nicht kann deichen, muß weichen‘). Diefe Ber- 
pflihtung und die darauf gegründeten Genoſſenſchaften haben jedod ihrer hauptſächlichſten Be— 
deutung nad) feinen privatrechtlichen Charakter; es find öffentliche Gorpoxgtionen, welde im 
Interefje des Landesſchutzes beftehen und unter unmittelbare Staatsaufficht geftellt find. Ihre 
Darftellung gehört daher fireng genommen’ nicht in das Syitem des Privatrechts (mas ich auch 
nad) der leichtfertigen Bemerkung Walter's, Deutih. Pr. R. $ 161, Anm. 1, fefthalten muß). 
Ueber die privatrechtliche Behandlung des Eigenthums am nn f. die gute Ausführung 
von Bojunga im neuen Magaz. f. hannov, Nedit, Bd. 5 (1°64), ©. 31 fig. 

1) Der Gegenftand diefes S und des $ 63 wird häufig unfyftematifdh unter der gemein⸗ 
famen Rubrik „NRechtsverhältniffe an Gewäflern” im Sacenrechte abgehandelt. Man muß die 
verfchiedenen Seiten, welche dba8 Waſſer dem Rechte darbieten kann, ftreng fondern. Es kommt 
eritens in Betracht als Wafferfubftanz; davon ift hier zum Theil die Rede. Sodann als 
frömende Waffermwelle in einem Flufibette, welches in feiner Eigenfchaft als 
Behälter des fließenden Wafjer8 dem publicus usus gewidmet ift; davon ift in diefem $ die Rede. 
Endlich fommt der Fluß auch rechtlich in Betracht von Seiten feiner Tragfraft, ald Wafler- 
firaße, als öffentliher Weg. Davon handelt der 5 63. — Die neueren Wafjergefege 
(4. B. Badiſches Geſetz dv. 28. Febr. 1851, K. Sächſ. Gef. v. 15. Aug. 1855, Braunſchw. 
Gef. dv. 19. Dec. 1851, Preuß. Gef. v. 28. Febr. 1843, das Bayeriſche Gef. v. 28. Mai 1852 
und das Weimarifche vom 16. Febr. 1854) faſſen dagegen mit Recht alle auf das Waſſerrecht 
bezüglichen Punkte zufammen, da die praftifchen Anſtalten, welche fie betreffen, eine firenge 
Scheidung jener Geſichtspunlte nicht zulafien, und die Geſetzgebung fich nicht von theoretiichen, 
fondern nur von praktiſchen Rüdfichten leiten zu laſſen braucht. Hierbei ift charafteriftiich eine 
eigenthümliche Einwirkung, welche auf die Geftaltung der Flußverhältnifie den Berwaltungs- 
behörden eingeräumt wird, duch welde das allgemeine Intereffe mit dem Sonderinterejle eines 
einzelnen Betheiligten ausgeglichen werden fol. Die Richtung, welche die Thätigfeit der Ber- 
waltungsbehörden hiernad; zu nehmen hat, geht namentlich auf Herftellung von Genoſſenſchaften 
aller Iuterefjenten, wenn es fih um Klußanlagen von größerem Umfange (Uferbauten, Ent» 
und Bemwäljerungsanftalten u. ſ. mw.) handelt. Die Gründung folder Genoſſenſchaften und die 
Errichtung folder Anftalten wird durch das Prineip der Majorifirung erleichtert, und für die 
Ermöglihung der nugbringenditen Verwendung der Waflerfraft ein weitgehendes Expropriations- 
reht gewährt. Glaß, Die waflerrechtliche Geſetzgebung auf dem Standpunkte der Gegenwart, 
1856, Scent, Zur Waflerrechtsfrage, 1860. Scheele, Das Preußische Waflerreht, 1860, 
Pözl, Die Bayerischen Waflergefege u. |. w., 1859. Ubbelohde, Ueber das im Königr. Hannover 
geltende Recht der Entwäfjerung und Bewäfferung, 1862. ©. auch Anſchütz in dem Jahrb. 
des gem. deutſchen Rechts, Bd. 3, ©. 396 fig. 

2) Es verfteht jich von felbit, da das in einem Baffin oder gegrabenen Teiche befindliche 
Waſſer nicht hierher gehört. Dieß tft oceupirt. 
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dann den Anjchein, als wenn die fließende Wafjerwelle dem gemeinen Nutzen 
entzogen jei, und man jpricht im jolchen Fällen wohl uneigentlicher Weiſe von 
einem Privateigenthbum am Fluſſe, während in der That nur ein Eigenthum 
am Flußbett bei factijcher Verhinderung Anderer zu Wafferbenugung vor» 
liegt’). Der Ufereigenthümer bat zur letteren fein anderes Necht als jever 
Dritte, jein Vorzug bejteht nur in der größeren Freiheit, welche die Bewegung 
auf eigenem Grundſtücke gejtattet. Hiernach ift berjelbe aber berechtigt, das 
durch feinen Grund und Boden fliegende Waſſer in jeder Weije zu gebrauchen, 
jofern ihn nicht Regalien, 3. B. ein auch auf nicht öffentliche Flüffe ausnahms- 
weije fich erftredendes Mühlenregal, oder polizeiliche Beſchränkungen, z. B. in 
Betreff der Wildflögerei, daran verhindern “). Dem tiefer liegenden Eigen» 
thümer des Flußbettes gegenüber ift der obere Eigentbümer in Rückſicht auf die 
Art und das Maß der Wafferbenugung nicht bejchränkt, nur darf er nicht das 
Waſſer durch dauernde verunreinigende Anftalten für die fernere Benutzung 
untaugli machen 5) oder dem Flußbett des unteren Grundbeſitzers dadurch 
entziehen, daß er ihm willfürlih einen von jeiner natürlichen Strömung ver- 
Tchiedenen Yauf giebt ®), oder in Folge einer bleibenden Ginrichtung es fort- 
während gänzlich oder übermäßig verbraudt ’). Dem Cigenthümer des jen- 
jeitigen Ufers gegenüber befchränft jich der dieſſeitige Eigenthümer in allen 
Fällen, wo eine ſolche räumliche Trennung entjcheidven kann (3. B. beim Be- 
nutzen des SKiejes), auf feinen nach römischen echte zu bejtimmenden ört— 
lihen Antheil am Flußbett; wo dieſe Entjcheidung nicht maßgebend jein fann 


3) Dieß wird häufig vertannt, daher fehlt e8 der Yiteratur dieſes Gegenftandes hie und ba 
an ficheren Principien. S. Gefterbing im Archiv für civ. Praxis IU, ©. 60. Günther. Diss. 
de jure aquar., Lips. 1827—1828. Funke im Archiv, f. civ. Praxis XII, ©. 274 und 432. 
Kori, ebendaf., Bd. XVIII, S. 37 flg. Hagemann, Praft. Erört. Bd. I, Erört. 3 u. 4, Bb. IV, 
Erört. 1, 8. GEndemann, Das ländliche Wafferrecht, 1862. Die ausländifche Yiteratur f. bei 
Mittermaier, Grundjäge, $ 222 b. Den richtigen Gefichtspunkt hat in der Hauptſache Elwers, 
Themis, Neue Folge, Bd. 1 (1841), ©. 424. Bluntjchli, Deutſches Pr.-R. I, ©. 385, 
bernüht fi, aus der phufilalifchen Natur des Waſſers nachzuweiſen, daß hier eine eigenthümliche 
Art des Eigenthums, die er „Serrichaft” nennt, Bla greife; aber wie überall, fo ift e8 auch 
bier nachtheilig, fich von unjuriftiichen Anfchauungen und Begriffen leiten zu laſſen, wie dieß 
die ganze Darftellung der Lehre bei Bluntfchli bemweift, der es trot mancher treffenden Geſichts— 
punkte an juriftifcher Beftimmtbeit fehlt. Cine verdienftliche Darftellung der Yehre nad) röm. 
Rechte giebt auch Heſſe in den Jahrb. für die Dogmatif des röm. u. deutichen Rechts, Bd. 7 
(1865), ©. 179 jlg. 

4) Schwab, Die Eonflicte zwiſchen der Waſſerfahrt u. f. w. als Beilageheft zum Archiv 
für civ. Praris, Bd. 30 (1847), ©. 20. 

5) Kori a. a. O., S. 43 und 51. 

6) Das der heutigen Nechtsanfhanung entiprechende Princip ift dieß: ein Fluß ift ein 
höheres Naturgeichent, das Allen, deren Grumdftücde es berührt, gleichmäßig zu Gute kommen 
fol ; daher foll der Einzelne feine Dispofition darüber haben, welche über feinen mit dem nach— 
weisbaren und begründeten Interefje der übrigen Anlieger vereinbarliden Genuß hinausgeht. 
Aus diefer Gemeinfchaftlichkeit der Interefien Bieler ergiebt fi eine Reihe natürlicher Be- 
fhränfungen, deren nähere Feititellung eine Hauptaufgabe der oben Anmert. 1 angeführten 
Geſetze geweſen ift. 


7) Aehnlich iſt das Princip von L. 17 D. de serv. praed. rust. (8. 3), 
7* 
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(3. B. bei dem Gonflicte zwifchen einer Benutung des Wafjers zum Mühlen- 
betrieb und zur Bewäſſerung), concurriren gleich ftarle Berechtigungen, deren 
Collifion durch einen auf beiderfeitige billige Beſchränkung gerichteten richter- 
lihen Ausjpruch zu heben iſt, fofern e8 ſich um die Conflicte fhon beftehen- 
der Einrichtungen handelt ?). Iſt Dagegen von ber Einrichtung neuer be- 
ſchränkender Unternehmungen die Rebe, jo genieht derjenige, welcher feine bis- 
berige Wafferbenutung zu ſchützen ſucht, den Vorzug ?). 

Jedoch können einzelne auf dieſen Rechtsjägen beruhende Berhältniffe durch 
Erwerbung von Dienjtbarkeiten verändert werben. 


b) Oeffentliche Wege, 


8 62. 

Aus dem Kreife der öffentlihen Sachen treten vermöge ihrer beſonderen 
rechtlichen Beziehungen die öffentlichen Flüſſe ($ 63) und öffentlichen Wege 
hervor. Zu den letteren gehören alle zum gemeinen Gebrauche dienenden 
Wege ohne Rüdficht darauf, ob der mit der Laft des öffentlichen Gebrauchs 
bebaftete Wegboden im Eigenthume des Staats, einer Gemeinde oder eines 
Privaten befindlic iſt, im Gegenfage der blos zu einem fpeciellen und aus- 
ichlieglichen Gebrauch angelegten Wege?!). Die öffentlihen Wege können nicht 
ohne Ginwilligung des Staats (oder bez. der Gemeinde) der allgemeinen Com— 
munication ganz oder theilweije entzogen werben, während die Veräußerung 
des Wegbodens ohne Veränderung feiner Bejtimmung dem Eigenthümer frei 
fteht. Neue Landftraßen (Eifenbahnen) im eigentlichen Sinne bes Worte? ?) 
und Brüden >), als Fortjegungen folcher, mit allgemeinen Staatdmitteln zu 





8) Der Umftand, daß Jemand das Wafler bloß zum Schaden des Anbern, ohne eigenes 
Interefie entzieht, kann hier beſonders bedeutend werben. Beifpiele f. bei Hagemann a. a. O. 

9) L. 7 Cod. de servit. et aqua (3, 34). 

1) Die Namen, welche für ſolche Wege am häufigften gebraucht werben. z. B. Feld-, Holz-, 
Nebenwege, find wegen ihres ſchwankenden Gebrauchs ein unficheres Kriterium. Bol. Eichhorn, 
Einl., $ 272 c. Als das Subject des Rechts auf die einem Privatgrundftüde aufliegende Be- 
laftung als Communalweg muß bie Ortögemeinde angefehen werden. Die Behauptung, daß 
ein Öffentlicher Weg auf einem Privatgrundftüde beftehe, kann übrigens, abgefehen von ben 
in conftitutiven Rechtsgefchäften liegenden Ziteln, nur auf unvordenfliche Zeit geftütt werben ; 
denn das „Bublicum‘, welches den Weg benutt hat, kann nicht als Organ der Gemeinde in 
Ausübung von Befighandlungen, wie fie eine regelmäßige Erfigung vorausfegen würde, ange- 
fehen werben. — Eine in neuerer Zeit öfter gehörte, völlig unrichtige Behauptung geht dahin, 
daß dem Staate bez. der Aktiengejellfchaft an dem Eifenbahnförper kein privatrechtliches Eigen- 
thum zuſtehe. &. aber Zegner im 2. B. d. öfterr. Gentralbl. für jur. Praxis (1884). 

2) D. h. die großen und allgemeinen Gommunicationswege, im Gegenfat bloßer Vicinal- 
wege. Bgl. Pr. Landr. II, 15, $ 1. Es find dieh die ehemaligen Königäftraßen des Sadjfenfp. 
11, 59,8 3, 

3) Man redet wohl von einem Brüdenregale, welches einen Theil des Waflerregals aus- 
made. S. Maurenbrecher, $ 297. Dieß ift ganz irrig, ba die Natur der Sade bie Brüde 
unter ben gleichen Geficht&punft mit ber Yandftraße ftellt. S. auch Pr. Yandr. II, 15, $ 54. 
Wenn das Recht ertheilt ift, Brüdenzölle und Straßengelder zu erheben, fo ift im Zweifel da- 
mit auch die Verpflichtung der Straßen- und Brüdenerhaltung übertragen. 
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bauen *), den zu den Landſtraßen nöthigen Boden nach dem Rechte der Erpropriation 
zu gewinnen und eine dem Kojtenaufwande entiprechende Abgabe von den Be- 
nugenden zu fordern, ift ein der Staatsgewalt als Ausflug ihres Hoheitsrechts, 
mithin feineswegs als Regal zuftehendes Recht). Die Befugniß einer Ge— 
meinde oder eines Privaten, die Anlage von Landſtraßen und Brüden auszu- 
führen und entiprechende Abgaben zu fordern, kann durch Bewilligung des 
Staats erlangt werden). 


e) Orffentlihe Flũſſe (Waſſerſtraßen). 
63. 
Zu den öffentlihen Sachen, welche zum gemeinen &ebrauche dienen, ge- 


hören heutzutage alle Flüſſſe, auf denen ihrer natürlichen Befchaffenheit nad) 
die Schifffahrt und Floßfahrt ausgeübt werden fann!); ob auh nicht jchiff- 


4) Die Laften zum Bau der Yandftraßen find ald allgemeine Unterthanenlaften anzu— 
fehen, welche der Fiscus aus Staatsmitteln zu beftreiten hat. Anders bei Communal- und 
Nachbarwegen, deren Bau und Unterhaltung den einzelnen Communen zufält. Vgl. Haubold, 
Sädf. Recht, $ 563. Sachſe, Sächſ. Privatr., $ 387—390, 

5) Es ift fchwer zu begreifen, wie Maurenbrecher noch in der neueften Ausgabe feines 
Lehrbuchs, $ 298, diefe aus der Yandespolizei hervorgehenden Berechtigungen zu einem Laud— 
ftraßenregal ftempeln lann, welches niemals eriftirt hat. Auch Eichhorn, $ 272, fcheint nad 
der Stellung der Lehre diefen Irrthum zu theilen, welchen wiederum Phillips, Deutfch, Privatr. 
11, $ 91 folgt. Ebenſowenig fann daher von einem Eifenbahnregale die Rede fein. Richtig 
Koch, Deutſchlands Eifenbahnen, 2. Abth. (1860), ©. 452 fig. 

6) Bgl. Sachſe a. a. O., $ 389, 2. 

1) Diefes Merkmal der Unterfheidung, für weldes man ſich jedod; ebenfowenig auf 
Sachſenſp. II, 28 berufen darf, ald auf das Görliger Yandr. 34, $ 1, indem in diefen Stellen 
nur von „ſtrömenden“ und „fließenden Waſſern die Rede ift, wird heutzutage ziemlich allge- 
mein von der Praxis und Gefeggebung feftgehalten. Vgl. Mittermaier, Grundf., $ 222 a, und 
Schwab, Die Conflicte der Waſſerfahrt auf den Flüffen mit der Benugung der [egteren zum 
Mafcinenbetriebe (Beilageheft zum 30. Bd. d. Archivs f. civil. Praxis), 1847, ©. 41 fig. 
Preuß. Yandr. II, 15, $ 38. Bayer. Gef. v. 1852, 5 2 u. 39. Börner im Archiv für civ. 
Pr., Bd. 39, ©. 149 u. 359 fig. (Übereinftimmend ift jett auch Heſſe in der $ 61, Anm. 3 
eit. Abh.) verwirft die Unterfcheidung zwiſchen ſchiffbaren und nicht fdiffbaren Flüſſen, indem 
er alle beftändig fließenden Waſſer als öffentliche anficht.. Es Handelt fi aber in der That 
hier nur um einen Wortftreit. Wenn das römiſche Recht über die Benugung der ftetig 
fließenden Gewäſſer Grundſätze aufftellt, welche in der Hauptſache aud) jet noch gelten ($ 61), 
fo fteht e8 der Anwendung derjelben in der heutigen Praris nicht im Wege, dab ſich die Ter- 
minologie heutzutage geändert hat. Jetzt pflegt man „öffentliche Flüſſe“ diejenigen peren- 
nirenden Ströme zu nennen, welche wegen ihrer Größe und Beichaffenheit geeignet find, als 
Waſſer ſtraßen zu dienen. Mit diefer Terminologie foll aber nicht ausgefprochen fein, daß 
nunmehr die rechtliche Verſchiedenheit der (hiernach nicht öffentlichen perennirenden Flüſſe und 
andererfeit® der bloßen der Austrodnung unterworfenen Bäche — aufgehoben fei. Daß der 
heutige Sprachgebraud aus den perennirenden Flüſſen die großen, ſchiff- und flohbaren Ströme 
herausgreift und ihnen wegen der dem deutfchen Rechte eigenthümlichen ftaatlihen Einwir- 
fung und der hieraus für fie ſich ergebenden befonderen Grundfäge vorzugsweie den Namen 
„Öftentliche” giebt, fcheint wohl gerechtfertigt zu fein. Die Eigenfchaft eines Flufies als öffent 
liche Strafe hat in Deutſchland zu einer felbjtändigen rechtlichen Behandlung geführt, welche 
in diefem Sprachgebrauche ihren Ausdrud findet. 
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bare bejtändig fließende Waffer ausnahmsweiſe als öffentliche Flüffe in dem 
Sinne anzufehen, daß fie der den gemeinen Nuten bejchränkenden oder aus- 
ſchließenden Einwirkung der anliegenden Grundbefiger und Gemeinden entzogen 
und allein der jtaatspolizeilihen Ordnung unterjtellt find, iſt im einzelnen Falle 
nach Maßgabe des örtlichen Rechts zu bejtimmen ?). Jedem Einzelnen fteht 
an foldhen Flüſſen die gemeine Benutung frei?). Aber ihre hauptjächliche 
Veitimmung iſt die, daß fie als öffentlihe Waſſerſtraßen dienen follen, 
und der Staat ftellt ſich die bejondere Aufgabe, fie als foldye zu erhalten und 
ihre desfalljige Benutung im allgemeinen Intereffe zu regeln‘). Daber kann 
in jolchen Fällen feine dauernde Anlage zur Verwendung ihres Waſſers als 
ZTriebfraft oder zur Bewäfferung von Grundftüden ohne obrigfeitlihe Geneh- 
migung gegründet werden; daher unterwirft ferner der Staat den Gebrauch 
derjelben als Waſſerſtraßen feiner bejonderen Aufficht und Ordnung. Zunächit 
gilt dieß von der Schifffahrt umd der Flößerei mit verbundenem Holze; 
fie fteht zwar Jedem auf öffentliben Flüſſen an fich frei, darf aber nur unter 
Beobachtung der landespolizeilichen Vorjchriften und gegen Erlegung bejtimmter 
Steuern und Zölle (Schiffsgebühr, Wajferzoll) 5) ausgeübt werden. Das 
Flößen unverbundenen Holzes (Scheiterholz-, Wildflökeret) ift auf öffentlichen 
Flüſſen ohne polizeiliche Genehmigung ſtets unzuläffig, und ſelbſt diefe ent- 
bindet nicht von der Verpflichtung, die Dadurch Benachtheilgten zu entjchädigen ®). 
Ebenjo ift der Transport von Gütern und Perfonen über öffentliche Flüſſe 
durch Fähren, fofern er gewerbmäßig getrieben wird, von einer obrig- 
feitliben Concefjion abhängig und unterliegt befonderen landespolizeilichen Be— 
jtimmungen 7). 

Während alle dieje Beichränfungen einfache Ausflüffe des ftaatlichen Ho— 








2) Eihhoru, Einl., 8 267. Vgl. Bülow und Hagemann, Pralt. Erört., Bd. 1, S. 51 fig. 
Sp wurden in Sachſen fünf beftimmte Flüfle (unter weldyen auch einige nicht ſchiffbare) officiell 
für öffentliche Flüffe erlärt. Siehe Schmidt, Vorlefungen über das K. Sädjf. Privatr., 1. Bd., 
©. 89, Nüger in der Zeitfchrift f. Rechtspfl. u. Berw. N, F. 31. Bb., S. 289. 

3) Dahin gehört die Benugung zum Baden, Wafchen, Viehtränfen u. f. w. 

4) E8 fan im diefem Rechte der Staatsgewalt um fo weniger etwas Auffälliges gefunden 
werden, je dringender das öffentliche Intereſſe diefe Aufficht fordert, und je bedeutender der 
Aufwand des Staats zur Herftellung und Erhaltung der Flußanlagen if. — Die neueren, im 
$ 61 angegebenen Gejege gehen nun freilich weiter, indem fie mande Arten von Waflerbe- 
nugung, 3. B. Ent- und Bewäflerungsanlagen u. f. w., nicht blos bei öffentlichen, fondern 
auch bei Privatflüffen der Mitwirkung der Staatsbehörde unterwerfen. 

5) Die befonderen Beitimmungen der Ausübung find blos polizeiliher Natur. Es iſt 
fogar die Aufnahme in die Schifferzunft erforderlid,, wo eine folche befteht. Vol. Schwab a. a. O., 
©. 138. Vol. Wiener Congreßacte, Art. 108—112. Eibjhifffahrtsacte v. 23. Juni 1821, Art. 
1-4. Weferichifffahrtsacte v. 1823, Art. 1-4. Rheinfchifffahrtsordnung v. 31. März 1831, 
Art. 1. Nedarfchifffahrtsordnung dv. 1. Juli 1842, Art. 1.2 u. Tit. IV, Art. 42—45. 

6) Schwab a. a. O., $80 fig. Es ift die irregulärfte und am meiften bindernde MWaffer- 
benutung. Walter, Deutfches Br.-R., 8 172, Anw. 15, nennt dieß cin Regal; gemeinrechtlich 
befteht und bejtand ein ſolches indeſſen nicht, wohl aber particularrechtfich, 3. B. im Königreich 
Sachſen (ſ. Annalen des Königl. Sächſ. D.-A.-G. N. F. Bd. 7, 1871, ©. 545 fig.). 

7) Vgl. Bülow u. Hagemann, Erört., Bd. 6, Nr. 83, $ 2, 
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bheitsrechtes find 8), und weder in einem fiscalijchen Eigentbume noch in einen 
Regale ihren Grund haben, ijt letsteres allerdings an manden Orten der Fall 
bezüglich der Beſchränkung des Gebrauchs öffentlicher Flüffe zum Mühlen— 
betriebe, welder bort den Charakter der Regalität erhalten bat?). Die 
Muühlengerechtigfeit ($ 67) kann alsdann nur durch ein (gewöhnlich gegen Er- 
ftattung de8 Mühlenzinjes ertbeiltes) Privilegium erworben werden; jie ges 
währt das Net, das Waſſer in der im Privilegium bejtimmten Weiſe zu be- 
nutzen und im Fluſſe ſelbſt die erforderlichen Vorrichtungen anzulegen 19), 
Tapvon verfchieden ift die Einwirkung der Yandespolizei, welche jowohl bei An- 
legung der Mühle für den Schuß der Nechte Dritter zu forgen bat!!), ale 
auch ſonſt den Miühlenbetrieb fortwährender Aufficht unterwirft 12). 

Der Inhaber einer Wafjergerechtigkeit hat feine Entjchädigung zu fordern, 
wenn ihm aus dem orbnungsmäßigen Betriebe der Schiff- und Floßfahrt 
Nachtheil erwächſt. Wohl aber liegt dann ein Fall der Exrpropriation und mit- 
bin der Entjhädigungspflicht vor, wenn der Staat die Anlagen der Wafferbe- 
rechtigten durch Zubereitung des Flußbettes für die Schiff- und Floßfahrt ver- 
legt; der Unterjchied 7°), ob der Fluß feiner Natur nach ſchon jchiff- und floß— 
bar war, und nur zufällig bisher in diejer Eigenjchaft noch nicht benutzt, ober 

8) Die hat am Harften nachgewieſen Schwab a. a. D., &. 118-147, während man 
früher entweder ein wirkliches Privateigenthum des Staats an Flüſſen annahın umd die Con— 
ceflionen an Privatleute folgeroeife al$ VBeräuferungen anfehen mußte, oder eine NRegalität für 
Schifffahrt, Flößerei und Fähren behauptete und die Ausübung diefer Rechte durch Private von 
der Ertheilung einer regalen Gerechtigkeit abhängig machte. Es läßt fich aber für feine Zeit 
eine folche ausfchließliche regale Berechtigung des Staats gemeinrechtlich nachweiſen, indem bie 
fcheinbaren Beweife dafür nur umdentliche Bezeichnungen des allgemeinen Hoheitsrechts find. 
Ueber die Berjchiedenheiten, welche fid; aus der Annahme einer Regalität ergeben würden, vgl. 
8 67. 

9) Bgl. Schwab a. a. O., ©. 98. Eichhorn, Staats- und Necdhtögeih., Bd. IL, $ 362, 
Anm. p, ferner Hüllmann, Geſch. d. Negalien (1806), ©. 38, Die Gemeinrecdhtlichleit dieſes 
Regals (welche auch in dem früheren Aufl. diefed Buches angenommen wurde) läßt ſich nicht 
nachweiſen. 

ı0, Mühldämme oder Wehre u. dgl. Heſſe a. a. O., ©. 262 fig. 

11) Durch Beauffichtigung bei Legung des Fachbaums und Beſtimmung des Sicherheits» 
pfahls. An manchen Orten beftanden befondere |. g. Waflergerichte (feierliches Einjchlagen des 
f. g. Juſtiznagels u. f. w.). 

12) Durch Ertheilung von Mühlenordnungen und Beauffihtigung in einzelnen Fällen. 

13) In früheren Auflagen wurde mit Schwab a. a. O., ©. 173 flg. (und gegen Hofader, 
Das Floßregal insbef. in Württemberg, 1844), die Anficht aufgeftellt, da nur dann eine Ent« 
Schädigung gefordert werden könne, wenn ein bisher zur Schiff» und Floßfahrt gar nicht ge— 
eigneter Fluß fünftlich durch Veränderung feines Bettes umgeftaltet werde. Im der Zube» 
teitung eines an fich fchiffbaren, aber bisher nur thatfächlich nicht befahrenen Fluſſes zur 
Schifffahrt dagegen wurde mur ein unvermeidlicher, aus der Natur des Gegenftandes felbit 
folgender factifcher Nachteil erfannt, den die Anlage-Interefienten zu tragen hätten. Diefe 
Auficht halte ich mach wiederholter Prüfung nicht für haltbar. Sie würde vorausfegen, daß 
Jedem, der eine Mühle oder dergleichen angelegt hätte, bei der Zulaflung feiner Anlage der aus- 
drüdliche Vorbehalt gemacht worden fei, er müſſe ſich derartige Eingriffe gefallen laſſen, oder 
daß eim folcher Vorbehalt aus der Natur des öffentlichen Fluffes vermöge Rechtsſatzes don felbit 
folge, — was nicht erweislich ift. Darüber handelt jegt aud Heſſe a. a. O., S. 279 fig. 
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ob er gegen feine Natur künſtlich im einen fchiffbaren umgewandelt wurde, ijt 
ohne rechtliches Intereſſe tt). 


Dritter Abſchnitt. 
Entſtehung und Endigung der Nedte. 


Einleitung. 
Ss 64. 

Rechte werben begründet und aufgehoben zunächjt durch Handlungen der 
betheiligten Perjonen: NRechtsgeichäfte, bei denen jene Begründung oder Auf» 
hebung die unmittelbar beabjichtigte Wirkung, — unerlaubte Handlungen, bei 
denen fie die unmillfürliche Folge iſt. in Recht kann aber auch dur uns 
mittelbare Ginwirkung der Staatsgewalt entjteben, durch Grtheilung eines 
Privilegiums. Endlich fommt auch in eigenthümlicher Weiſe dem Ablaufe der 
Zeit die Wirkung einer Begründung von Rechten zu. 


I) Durch Nechtsgeſchäfte. 
8 65. 

Zu den allgemeinen Erforderniſſen juriſtiſcher Handlungen, welche das 
römiſche Recht ausſprichte!), fügt das deutſche Recht oft noch Das weitere bei, 
daß die Aeuferung des rechtlichen Willens in einer bejtimmten, jolennen Form 
geſchehen fein müfje ?); ſolche Normen find Abfafjung eines jchriftlichen Auf- 
jates ®), die Zuziehung eines Notars *), die Theilnahme des Richters 5), ber 
Eintrag in die Grundbücher 8), der Gebrauch des Stempelpapiers ?). 


14) Eine Verpflichtung der an öffentliche Flüffe angrenzenden Eigenthümer zum Ufer- 
bau läßt fich gemeinrechtlic nicht begründen. Dagegen ftellen neuere Wafjergefetse eine ſolche 
Verpflichtung auf, jedoch in der Weife, daß alle dabei Interefjirten beitragen müſſen. 

1) Bol. Puchta, Bandelten, $ 49. Savigny, Syften II. 

2) Ueber diefe folennen Formen wird unten in der Lehre von den Verträgen das Nähere 
ausgeführt werden. 

3) Vgl. L. 17 C. de fide instrum. Notariatsordir. v. 1512, Einl, $ 11. ©. unten 
$ 160, 

4) Vgl. Notariatsorbn., $ 3— 7. 

5) Bol. W. H. Puchta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in Sachen der freiwilligen 
Gerichtöbarkeit. 2. Aufl. 1831. 32, Vgl, unten $ 162. 

6) Gegenüber der Ausdehnung, welche neuere Geſetzgebungen der Bedeutung der Ein— 
tragung in die öffentliben Grundbücher geben, ift ed allerdings geredjtfertigt, fie unter die 
allgemeinen Formen der Begründung von Rechten aufzunehmen. S. Stobbe, Handb. I, $ 67. 
Dernburg, Lehrb. des Preuß. Privatr. I, $ 190 fig. 

7) Leyser, Med. ad Pand, spec. 262, Es entjceiden hier die Beftimmungen der Stempel- 
ordnungen der einzelnen Länder. — Ueber die Eigenthümlichteit des deutichen Rechts, daß es 
gewiſſe Arten von Nechtögefchäften, 3. B. die handelsrechtlichen Obligationen, in Claſſen 
zufammenfaßt und gemeinfchaftliche Beſtimmungen ihrer rechtlichen Beurtheilung vorfchreibt, 
vgl. man umten $ 155, 2, 
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2) Durch Jeitablauf. 
$ 66. 

Die Beziehungen der Zeit zur Entjtehung und Endigung der Rechte und 
die Lehre von der Berechnung der Zeit werden im Ganzen nach den Grund» 
jügen des römischen Rechts bejtimmt !); zu erwähnen ijt nur, daß die jchen 
dem jrühen Mittelalter eigenthümliche deutſche Friftbejtimmung von Jahr und 
Tag ?), d. h. einem Jahr, ſechs Wochen und drei Tagen, bei gewiſſen Nechts- 
verhältnifien noch jest in jehr verbreiteter Anwendung jtebt ®). 

Bon ganz bejonderer Wichtigkeit aber iſt die im deutjchen Rechte dem 
Zeitablaufe, oder der Dauer eines Zuſtandes beigelegte Wirkung. Die Ber» 
jährung, welche darauf beruht, ift auch dem deutſchen Rechte wenigitens in 
einer Form ($ 101) befannt, und obſchon das Injtitut der unvordenf- 
lichen Zeit feine heutige dogmatijche Ausbildung in der Anlehnung an des- 
fallfige Sätze des römijch-canonifchen Rechts erhalten hat +), jo iſt e8 immer» 
hin jelbjt von großer praftiicher Bedeutung, zu gedenten, daß die Anerkennung 
althergebrachter Rechtsverhältnifje wegen der langen Dauer ihres Bejtebens 
von jeher auch dem deutjchen Rechte eigenthümlich geweien ift. Darin ijt auch 
unzweifelhaft das Motiv der Praxis zu juchen, welche der unvorbentlichen Zeit, 
über die im römischen Recht gezogenen Grenzen hinaus, eine allgemeine An— 
wendbarkeit bei allen Privatrechtöverhältnijjen beilegt, bei welchen die that» 
ſächliche Nechtsübung als Beſitzverhältniß aufgefaft werden fann >). 


1) Bgl. Zavigny, Syitem IV, ©. 318 fig. Stobbe, Handbuch, $ 68. 

2) Ueber den Zufammenhang diefer Friſtbeſtimmung mit den alten Gerichtötagen vgl. 
Albredit, Gewere, ©. 115 fig., und Nidhthofen, Frieſiſches Wörterb, ©. 845. (Dagegen 
Trummer, Vortr. über merhvird. Erfchein. in der Hamb. Rechtsgeſch, Bd. 2 (1847), ©. 321, 
Anm. 2.) Wiesand, De orig. anni Saxon. ejusque usu hodierno. 1796, — Vgl. jetzt Sohm, 
Fräntisches Recht und römifches Recht, 1880, S. 55 fig. 

3) Jedoch wird diefe Frift heutzutage nicht überall jo, wie im Text gefchieht, ausgelegt, 
3. B. im Pr. Yandr., Th. I, Tit. 3, 5 49 ein Jahr, dreißig Tage); Reyſcher, Würtemberg. 
Pr.-R., Bd. 1, $ 117. Bgl. aber Haubold, Lehrb. d. ſächſ. Pr.“R. $ 185. 

4) Mit Recht ift Pfeiffer im der Zeitfchr. für deutfches Recht, Bd. 8, S. ı flg., ber 
Behauptung Buchla's (Der umvordentliche Befig des gem, deutfchen Civilrechts, 1841), welcher 
auch Mittermaier, Grundf., $ 163, und Friedländer (die Lehre von der unvordenflichen Zeit, 
II. Abth., 1843) beipflichten, entgegengetreten, daß fi dad ganze Inftitut der umvordenflichen 
Zeit fo, wie es heutzutage in Uebung ift, aus germanıfchen Rechtsquellen ableiten lajie. Ab— 
gefehen von dei bei diefen Schriftitelern angeführten theil® zu allgemeinen, theils unter dem 
Einfluſſe fremder Rechte entitandenen Quellenftellen, wird man in deutichen Rechtsquellen keine 
andere Benutung des Zeitablaufs für Begründung und Endigung von Rechtsverhältniſſen aus— 
gebildet finden, als die Ertinctivverjährung bei der Gemwere von Jahr und Tag. Aber 
gewiß Läßt ſich behaupten, dat; theild aus den angeführten, theils aus vielen anderen Quellen- 
zeugniffen eine unverfennbare, aber noch unbejtimmte Hinneigung zur Berufung auf das feit 
zwei Generationen Hergebrachte ſowohl des Rechts, ald der Rechte hervortritt (ſ. Homeyer, 
Syſtem des Yehnredhtd, ©. 304— 305), welche bereitwillig dem römischen Inftitute entgegenlam 
und eine Praxis herjtellte, durch welche die Nothwendigleit, mit Savigny Syſtem IV, ©. 603) 
das Inftitut aus dem Privatrechte zu verbannen, bejeitigt wird. 

5) Vgl. Pfeiffer, Pratt. Ausführ., Bd. II, S. 3 flg., Bd. VII, ©. 175 fig. 
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3) Aurch Privilegien (Gerechtigkeiten aus Regalien). 
8 67. 

Das deutiche Recht kennt eine Claſſe von Rechten, welde nur durch 
Privilegien entjtehen fönnen !), indem das allgemeine Recht, aus welchem 
die einzelne concrete derartige Berechtigung hervorgeht, bei der Staatsgewalt 
ijt und fortvauernd verbleibt. Dies find die j. g. Gerechtigkeiten, welde 
durch Verleihung des regalberechtigten Staats begründet werden *). Aber auch 
fie enthalten nur Vor-Rechte, d. b. Rechte, in welchen die vorausgebende 
allgemeine rechtliche Ermächtigung zu den beabfichtigten bejonderen rechtöbe- 
gründenden oder Erwerb und Nugen vermittelnden Handlungen enthalten ift 3). 


1) Darin liegt der Grund der fyitematifchen Stellung der Lehre von den Negalien an 
diefen Platz. Es ift eine regelmäßige, aber irrige Uebung der Germaniften, vie Regalien in 
das Sachenrecht zu ftellen, da der Inhalt derfelben gar feine nothwendige Beziehung zum 
Sachenrechte hat, z. B. die Gewerböregale; und ebenfo beruht e8 auf einem Berfennen ber 
Sadıe, daß allgemein die Yehre von den Negalien und die einzelnen regalen Rechte zufammen- 
geftellt werben, denn ein Zufammenhang der letteren befteht nicht vom Gefichtspunfte des 
Rechts aus, fondern hauptfädlid nur von dem hierher nicht gehörigen der Kinanzmiffen- 
haft. Das Eigenthümliche des Regalitätsinftituts liegt in etwas Allgemeinem, nämlidy in 
der dadurch bewirkten Eremtion gewiſſer privatrechtlicher Befugnifje aus der gemeinen Freiheit 
und ihrer Unterftellung unter die Vorausſetzung vorhergehender ermächtigender Privilegien ; der 
Inhalt der von der Negalität beherrichten Rechte dagegen ift im Einzelnen zu beftimmen 
entweder als die befondere Berechtigung zum Gigenthumsenverb, 3. B. beim Berg-, Jagd- und 
Fifchereiregal, oder die Befugniß zum Betrieb eines Gewerbes, z. B. beim Poftregal, oder das 
Recht zur befonderen Benutzung einer öffentlihen Sade. Die einzelnen regalen Rechte find 
deshalb Lediglich nad; ihrem bejonderen Inhalte zu claffifiziren. Dieß wird wieder verfannt von 
Walter, Deutſches Pr.-R. $ 156, 1, und anderen Neneren. Gegen Stobbe, Handbud des 
beutfchen Pr.-Rechts, Bd. 2, $ 83, Nr. 6, bemerfe ich Folgendes: Meine Auffafiung der privat» 
rechtlichen Bedeutung des Megalbegriffs beruht 1. auf dem negativen Moment, dat durd die 
Negalität gewiſſe Erwerbsobjekte (und zwar keineswegs blos folche, welche mit dem Grund und 
Boden zufammenhängen) der gemeinen privatrechtlichen Erwerbsmöglichfeit entzogen find, 2. auf 
dem pofitiven Moment, daß der Erwerb diefer Objefte nur durch Vermittlung eines Privi— 
legiums gefchehen kann. Es ift nun ſicherlich feine Widerlegung diefer Anficht, wenn ihr Stobbe 
eine Auffafiung entgegenftellt, welche nur das unter I. erwähnte negative Moment berüdjichtigt, 
dagegen das pofitive Element völlig übergeht, bez. mit unftichhaltigen Gründen bemängelt 
und fomit die im Negalbegriff Tiegende Rechtsſubſtanz ganz unvolllommen zur Geltung bringt. 
— Leber den Begriff ſ. jetzt auch Zadariä in der Zeitfchr. f. deutſch. R, Bd. 13 (1853), 
&. 319 fig. Böhlau, De regalium notione et de salinarum jure regali comment. (Hal. 1855). 
— Straud; (Ueber Urfprung und Natur der Negalien, 1865) kommt zır einer für die Eriftenz 
des Negalieninftituts feindfeligen Auffafjung, weil es fich juriftifch nicht conſtruiren laſſe. 
Dabei wendet er gegen meine Auffaffung ein, daß fie mit dem das ganze Privatrechtsſyſtem 
beherrichenden Principe der freien Perfönlichkeit unvereinbar fei; imdefjen verträgt ſich mit 
einem wiſſenſchaftlichen Principe die Anerkennung einzelner Modificationen deffelben ſehr wohl. 
— ©. auch v. Brünned, Das Recht auf Zueignung der — — Meeresproducte und das Bern- 
fteintegal, 1874, 

2) Es laſſen fich einzelne Fälle nadweifen, im denen die fpäter zu Negalien erhobenen 
Rechte vor dem Entftehen diefer Eigenfchaft von Privaten erworben und auch dem Staate 
gegenüber fortwährend behauptet wurden. Diefe werden nad) den gewöhnlichen Grundfägen 
beurtheilt. 

3) Der Ausdrud Vor-Recht foll jagen, daß hier die Nechtshandlungen, welche (wie die 
Occupation berrenlofer Sachen) ſonſt unmittelbare Ausflüffe der Perfönlichkeit find, erſt die 
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Im Allgemeinen ijt der Erwerb der Privatrechte von Vorausjegungen ab- 
bängig, deren Erfüllung eine durch die gewöhnliche Handlungsfähigkeit der 
Perjonen gegebene Möglichkeit it. Es giebt aber einige Nechte, deren Er- 
werbung der freien Willkür der Perfonen entzogen und principiell vom Staate 
allein in Anjpruch genommen wird, indem er die Befugniß dazu ausſchließlich 
der öffentlichen Gewalt zutheilt. Nicht immer macht er jedoch ſelbſt that- 
jächlih von diefer Befugnig Gebrauch, ſondern Häufig überläft er fie bloßen 
Privatperjonen, indem er diefe im einzelnen Falle durch bejondere Privilegien 
dazu befähigt +). Soldye Befugniffe find die j.g. Regalien; jie unterjcheiden 
fih von den Hoheitsrechten durch ihren privatrechtlichen Charakter *), von dem 
fonjtigen Vermögen des Fiscus 5) dadurch, daß fie nicht als einzelne realifirte 





Eriftenz einer vorausgehenden allgemeinen Berechtigung dazu vorausſetzen. in ähnliches 
logifches Verhältniß befteht zwifchen dem allgemeinen Warterechte der Fideicommiß- und 
Lehnsagnaten, ferner des Vertragserben und ihren concreten Succeſſionsrechten, endlich zwiichen 
dem Bor-Vertrage (paet. de contr.) und dem wirklichen Bertrage. 

4) Dieß ift fogar bei manchen Regalien die Regel: in diefen falle hat dann das Regal 
faft nur die Bedeutung einer gewöhnlichen Finanzquelle wegen der Abgaben, welde bei Er- 
langung des Privilegiums zu leiften find. — Ueberhaupt läßt fich nicht leugnen, daß bie 
Privatrehtsmonopole, welde den Charakter der Regalität ausmachen, einer vorliber- 
gegangenen Zeit angehören, in welcher eine umausgebildete Staatögewalt die Regierungs- umd 
Finanzhoheit noch nicht frei entwideln, fondern mur in den Formen des Privatrechts zur theil- 
weiſen Geltung bringen konnte; in nicht langer Friſt werden die Regalien ganz aus dem Pri— 
vatrechte verſchwunden fein, indem der Staat feine Intereffen weit angemefjener in anderen 
Formen (5. B. dur die Conceffionsgefeßgebung und durd) Befteuerung) befriedigt. Nur einige 
Regale, wie das Poftregal (vielleicht audy das Regal der telegraphiichen Communication) werden 
vermöge befonderer Gründe diefen Entwidelungsproceh überdauern. S. aber das Reichspoſt- 
gefet vom 28. Okt. 1871, 8 1, 

5) Da man früher auch die Hoheitsrechte Regalien nannte, fo unterfchied man 
zwiſchen wefentlichen und unmefentlihen oder veräußerliden Hoheitsrechten; dieje Unterfcheidung 
fällt weg, jobald man den richtigen Sprachgebraud annimmt, nach welchem Hoheitsrechte und 
Regalien eine ganz verfchiedene Bedeutung haben. Es ift der Mangel einer jcharfen Trennung 
der Hoheitörechte von den Regalien, befonders ein häufiges Hereinziehen der Yandespolizeigewalt 
in den Kreis der letzteren noch heutzutage die Urſache mancher Verwirrung diefer Yehre und der 
Bermehrung der Regalien durch irrthümliche Privatifirung rein publiciitiicher Nechte. Daher 
fpricht man noch jegt bisweilen von Landſtraßen-, Brüden-, Forft-, Wafjer- und Scifffahrts- 
Regalien und dergleihen mehr. Maurenbredyer, Lehrb.,, 5 269, hat zwar den Begriff des 
Regals ſchärfer, ald es früher geichehen, beftimmt, aber er verfällt aus Mangel an Conſequenz 
im Einzelnen wieder in die fehler feiner Vorgänger zurüd, Dieß gefchieht z. B. Th. 1, ©. 646, 
in der Annahme eined Deichregals, welches in dem Rechte der Regierung beftehen fol, den 
Unterthanen die Anlage von Deichen aufzulegen. — Die wefentlih privatredtlide Natur 
zumal der im Sadenrecht wirkfamen Regalien kann deshalb (mie von Zachariä a. a. O., 
©. 321, gefchieht) nicht bezweifelt werden, weil ihr Grund und ihr Subject ſtaatsrechtlicher Art 
ift, da jene Frage allein aus dem Inhalte des Rechts zu beantworten ift; daß daneben der 
Begriff der Regalität auch feine Beziehungen zum öffentlichen Rechte hat, foll damit nicht im 
Abrede geitellt werden. — Eine richtige Anwendung diefer Gefichtöpunkte macht Anſchütz im 
Archiv f. civ. Pr., Bd. 50, 5. 199 flg., bezüglich der Frage, ob die einem Fiscus im fremden 
Lande zufteheuden Berg- und Jagdrechte den Charakter von Staatsfervituten haben. 

6) 3. B. dem Eigenthum an Domänen, Forften. Cine Verwechſelung diefer Begriffe hat 
dann nicht felten zu einem Domänen- oder Forſtregal (in diefem Sinne) geführt, worüber 
jedoch ſehr verfchiedene Auffaflungsweifen vorfommen, — Das in Domänen, Forften, Gebäuden 


108 Erfter Theil. 


Berechtigungen, jondern als die ausjchlieflihe Möglichleit der Verwirk— 
lihung einer bejtimmten Claſſe von Rechten erjcheinen, und daß jie dem Staate 
nicht als zufälligem Subjecte gehören, jondern dem Staate als ſolchem. 
Die Gegenjtände der Negalien find ganz verjchieden und jtehen unter 
einander in feinem inneren Zufammenhange, da die bejondere Richtung der 
Negalität lediglihd auf Äußeren Gründen und biftorifchen Zufälligfeiten be— 
rubte ?). Finanzielle und politifche Intereffen, welche in ganz Deutichland 
gleihmäfig wirffam waren, die irrige Begründung der Regalität durch Fiction 
eines ehemaligen Privateigenthbums des Yandesherrn am ganzen Staatöboden ®), 
und die privatrechtliche Auffafjung von Ausflüffen wirklicher Hoheitsrechte find 
jedoch die Veranlaſſung gewejen, daß mehrere jener Regalien eine fat all» 
gemeine Annahme in Deutjchland gefunden haben. Dieß gilt insbejondere ®) 
von dem freilich in jehr verjchiedenem Umfange behaupteten Berg- und Galz- 
regale, dem Poſtregale und Jagdregale, weniger vom Mühlen» und Fiſch— 
regale an öffentlichen Flüſſen. Für das Beſtehen auch diejer Negalien jpricht 
aber doch nicht eine Vermuthung; vielmehr bedarf es zu ihrer Begründung 
des Nachweiſes unvordenklider Ausübung oder eines auf Gewohnheit oder 
Geſetz beruhenden Nechtsjages. j 
Private fünnen durch Grlangung eines Privilegiums 1’) die Befugniß zur 


u. ſ. w. beitehende und dem gewöhnlichen Privatvertehr angehörende Vermögen des Fiscus 
unterjcheide man übrigens fowohl von dem zum publicus usus beftimmten Staatseigenthum, 
3. B. Staatsitraßen und Feſtungswerke, als auch von den der DOeffentlichkeit preisgegebenen 
Theilen des Staatögebietd (3. B. öffentliche Flüffe), welche gar feinem Eigenthums-, fondern 
nur dem Rechte der Gebietshoheit unterworfen find. 

7) Ueber die Geſchichte der Regalien im Aligemeinen fiehe Eichhorn, Deutiche Staats- und 
Rechtsgeſch., 3 362 u. 548, Eine gute geichichtliche Zufammenftellung giebt auch Straud) a.a. O. 
S. 1—18, und bef. Rofcher in den Abhandl. der philol.-hift. Claſſe der K. Sächſ. Geſellſch. 
der Wiſſenſch. 1884. — Beſonders wichtig iſt in diefer Gefchichte die für das longobardiſche 
Neich gegebene, aber ungehörig oft auf Deutfchland angewandte und vielfach mißveritandene 
Eonftitution Kaifer riedrich’s I. vom 9. 1158 gewefen, in welder man «ine Aufzählung der 
gemeinrechtlichen Regalien zu finden glaubte. Den Text diefer Conftitution ſ. bei Radevicus, 
De gestis Frid. I. imp., L. 2, Cap. 5, und im Il feudor. 56. Bgl. Pertz, Monum. Leg., 
Tom, 2, p. 110, und Eichhorn, Rechtsgeſch, Ih. 2, ©. 659 flg. Auch der Goldnen Bulle, 
cap. 9, gebührt hier eine Rolle. 

8; Bgl. Biener, De natura et indole dominii in territor. Germanjae (1731), I, 1. 8 10 
sgg. Dagegen Poſſe, Das Staatseigenthum in den deutfchen Reichölanden 1794, wogegen 
wieder Biener in den Commentarii de orig. et progr. legum. German. Pars Il, Vol 11 (1795), 
p. 211 die alte Anficht vertheidigt. 

9) Ju früheren Auflagen wurden die Regale noch als gemeinrechtlihe angefehen ; gegen- 
über anderen Schriften aber enthielt diefer Paſſus fchon eine bedeutende Neduction der gemeiti- 
rechtlichen Negale. Nach weiterer Prüfung glaube id) ihnen jett den Charakter ver Gemein- 
rechtlichteit im eigentlichen Sinne des Wortes überhaupt abjprechen zu müjlen. Ueber den Boft- 
zwang uud das Telegraphenweien nah dem im deutſchen Reiche jest geltenden geſetzlichen 
Beltimmungen f. Yaband, Staatsrecht des deutichen Reiche, 2. Bd., S. 311 fig. 

10) Das Privilegium kann im fehr verichiedener Weife ertheilt werden, ſchenlweiſe oder 
gegen eine Abgabe in der Form der Yehnsverleifung, der Konceifion, der Verpachtung. S. 
darüber Gerber, Geſ. jurift. Abhandl., S. 481. 
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Ausübung eines regalen Rechtes, eine Gerechtigfeit, erwerben. Dadurch 
wird jedoch keineswegs die Regalität jelbjt übertragen, denn das Privilegium 
ift nur eine der mehreren Formen, in welchen ber Staat fein Regalrecht im 
einzelnen Falle zur Ausübung bringt. Die Gerechtigkeit wirb aber dem Pri- 
vaten erworben; daher jteßt dem Staate in Ermangelung befonderen Vor- 
behalt8 11) nur diejenige Einwirkung darauf zu, zu welcder im Allgemeinen 
die Staatshoheitsrechte ermächtigen '?). Der Umfang des verliehenen Rechts 
ift aus den Worten der Verleihungsurkunde, und wo diefe einem Zweifel Raum 
geben, nach den gewöhnlichen Grundfägen der juriftiichen Interpretation zu 
beftimmen 18). Die erlangte Gerechtigkeit ift ein wirkliches Privatrecht, welches 
mit ben gewöhnlichen petitorijchen und poſſeſſoriſchen Nechtsmitteln ſelbſt dem 
Staate gegenüber verfolgt und vom Inhaber frei veräußert werben fann. 
Ueber die Frage, aus welchen Gründen, insbefondere ob wegen Mißbrauchs 
die Gerechtigfeiten verloren werden, entjcheidet die Theorie der Privilegien !*). 


Pierfer Abfhnitt. 
Schuß der Rechte. 


S 68, 

Die Lehre von den gerichtlihen Schutmitteln der Rechte, insbejondere 
den Klagen und Einreden, bat zwar im heutigen Rechte eine Geftalt empfangen, 
welche von der durch das reine römiſche Necht gegebenen vielfach verſchieden 
ift; aber doch Fann fie nur im Zufammenbange des leteren, in welchem ihre 
Wurzel ruht, jyftematifch behandelt werben !). Obſchon dagegen das beutjche 
Recht, nach Maßgabe des Charakters der öffentlichen Verhältniſſe im Mittel» 
alter, die aufergerichtlihen Schußmittel der Rechte in viel ausgedehnterem 
Mafe kannte ?), als das fremde Recht, fo ift von allen dahin gehörigen In— 


11) Insbeſondere kann ohne einen foldhen ein Mitausübungsrecht der Regierung da nicht 
angenommen werden, two es fi um ein von Natur ausſchließliches, Recht handelt. S. Eich— 
born, Einf. $ 268, I. 

12) Im dieſer Hinficht fteht dem Staate das Recht zu, theils auf dem Wege der Gefeh- 
gebung durch Jagd», Filh-, Mühlen-, Bergordnungen u. f. w. die Ausübung der Gerechtigkeit 
zu regeln, theils fie auch fonft zu überwachen. 

13) Gewöhnlich ftellt man die Anficht auf, daß im Zweifel für die Verleihung des ge- 
ringeren Rechts zu präfumiren fei. So z.B. Eihhorn a. a. O. Der dafür angeführte Grund, 
daß Veräußerungen nicht zu vermuthen feien, fann hier nicht maßgebend fein, da es fich nicht 
um die Interpretation eines Beräußerungsgefchäfts, fondern um die Auslegung eines Privile- 
giums handelt. 

14) Wächter, Würtemb. Privatr., $ 122, Unger, Defterr. Privatr., Bd. 1, $ 65, und 
Bd. 2, 8 107. 

1) Bgl. darüber v. Saviguy, Syſtem, Bd. V, und Wächter, Erörterungen aus dem 
römifchen, deutfchen und würtembergifchen Brivatrechte, II. Heft, 1846, und Handb. des Würt. 
Pr R., Bd. II, ©. 402 fig. 

2) Bgl. Wächter, Beiträge zur deutfchen Geichichte, insbeſ. zur Geſch. des deutſchen Straf- 
rechts, 1845, ©. 39 fig. 
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jtituten heutzutage doch nur das Pfändungsrecht geblieben ?), und es hat nur 
dieſes eine durch rein deutjchrechtliche Motive bewirkte Ausbildung erfahren, 
welche feine Behandlung an diefer Stelle rechtfertigt. 


Das Pfändungsrecht '). 
8 69. 

Ein allgemeines Recht der Selbjterecution privatrechtlicher Anjprüche durch 
Pfändung, d. h. aufergerichtliche Befikergreifung beweglicher Sachen des Schuld- 
ners, ift, wenn es überhaupt bejtanden haben follte, wenigſtens für die Zeit 
der uns überlieferten Beurkundungen des deutichen Rechts nicht mehr nach— 
zuweifen ?). Vielmehr treten ſchon in den germanifchen Volksrechten ®) häufige 
Verbote der Privatpfändung wegen Schulden hervor, und dieſe wiederholen 
fih in einer Menge fpäterer Satungen und Statuten, insbefondere auch in 
den Yandfrieden des Reich) zu dem ausgeiprocdenen Zwecke, einer jeden der 
bürgerlichen Rechtsordnung widerjtrebenden Eigenmadt zu jteuern. Bon diefem 
Berbote wurde indefjen diejenige Pfändung nicht berührt, welche durch ben 
Mangel gerichtlicher Hülfe gerechtfertigt erjehien 5), oder vertragsmäßig in einer 
ſ. 9. Pfandelaufel befonders bei jenen „kundlichen, reblichen und unlogenbaren“ 
Schuldverjhreibungen eingeräumt war, welche ohnedieß ber unmittelbaren ge- 
richtlichen Hülfsvolljtrefung unterlagen ®). Auch beruhte e8 auf dem bejon- 
deren Subjectionsverhältniffe des Zinsmanns, wenn er fich wegen rüdjtändbiger 
Zinſen die Pfändung durch den Zinsherrn gefallen laffen mußte”). 


3) Denn die heutzutage über Selbſthülfe, Netentionsrecht u. f. w. geltenden Grundfäge 
fönnen allein mit den Beſtimmungen des römischen Rechts in Berbindung gebradjt werben. 

1) Vgl. die Abhandlung Wilda’s in der Zeitichr. f. deutich. R., Bd. 1, 9. 167 flg. (1839), 
Nachträge hierzu finden fich bei Trummer, Vorträge über merkwürdige Erjcheinungen in der 
Hamburg. Rechtsgeſch, 2. Bd. (1847), ©. 80 fig. Jetzt f. bei. dv. Meibom, Das deutfche 
Pfandrecht, 1867, ©. 190 fig. ©. auch Stobbe, Handb. 1, 5 70. — Bon älteren Schriften 
ift zu erwähnen: Stryck, De jure pignorandi (1677), und C. F, Hommel, De pignoratione et 
eustodia animalium pauperiem facientium, 1774. 

2) Inöbefondere war, es Wilda's Anficht, daß im germanifchen Zeitalter das Pfändungs- 
recht als eine die richterliche Gewalt ergänzende allgemeine Inftitution beftanden habe, und daß 
die verbietenden Stellen der Legg. Barb. und der Landfrieden nur verfrühte Berfuche der An- 
bahnung einer jtaatlihen Ordnung geweſen fein. ©. dagegen beſonders Meibom a. a. O. 
Nur das Tongobardiihe Recht (Leg. Rothar. 245, 246) lennt ein Selbftereentionsrecht des 
Gläubigers durch Privatpfändung; aber auch dieß beftand wahrſcheinlich nur für unftreitige 
und als folche feftgeftellte Forderungen. 

3) L. Bajuvar. XII, 1, 3. L. Burgund. XIX, I. L, Sal. L u. LXXIV Gap, v. 785 
e. 25. Vgl. aber Sohm, Procef der Lex Salica (1867), ©. 32 flg. 

4) Yandfrieden v. 1235 c. 10, v. 1281 ce. 47, v. 1287 c. 34, v. 1303 e. 25 u. a. 

5) dv. Meibom, ©. 220. — ©. jet das Sächſ. Civilgeſetzb. $ 180, 

6) Auf foldye vertragsmäßige Pfändungsrechte beziehen fi auch die Stellen der Yand- 
frieden vom 1389, $ 24, von 1398, 5 6, und der Reichsabfchied von 1442, $ 2 u. flg.; vgl. 
Meibom, S. 211 flg. — Ein Verbot derartiger Abmachungen fcheint der ewige Yandfr. v. 1495, 
$ 9 geben zu wollen. ©. indeflen Wilda a. a. DO, ©. 206. Bgl. für das heutige Recht 
Struben, Rechtl. Bed., 2. Bd., Nr. 32. 

7), ©. ſchon den Yandirieden von 1251, $ 59: „Ez pfendet ein jeglich man sinen hinder- 
Sazzen an fronboten umb sinen zins und umb sein guete“* Sachſenſp. I, 54, $ 4; IL, 20, 


Bon den Redhtöverhältnifien. $ 69. 70, 111 


Eine völlig jelbitändige Grundlage dagegen bat ohne Zweifel das Pfän- 
dungsrecht, welches von der ältejten Zeit bis zur Gegenwart gleichmäßig an- 
erfannt und von jenen Verboten niemals betroffen worden ift, nämlich das 
Recht der Pfändung bei Beihädigungen von Grundftüden durch Thiere?) 
und das Necht der Pfandnahme, wenn Menfhen?) bei einer Schadens— 
ftiftung an Grundftüden betroffen werben. Welches auch immer der 
urjprüngliche Zuſammenhang diejes Pfändungsrechts mit der allgemeinen Rechts- 
ordnung gewejen fein mag !°), jedenfalls lag die auch für die Gegenwart fort- 
wirkende bauptjächliche Rechtfertigung defjelben in der Betrachtung, daß eine 
bei Feldſtreitigkeiten erfahrungsmäßig nicht ganz zu unterbrüdende Gigenmacht 
durch Anerkennung als ein in gewijfen Grenzen zuftändiges Recht am Teichteften 
unſchädlich gemacht werde !!). Grit die neuere civiliſtiſche Jurisprudenz hat 
diefem Pfündungsrechte weiterhin auch den ihm urjprünglich fremden Cha- 
tafter einer Befitvertheidigung beigelegt !?). — Bon diefem Inſtitute nach feiner 
heutigen Geſtalt ift in Folgendem zu handeln. 


s 70. 


Die Befugnig zur Pfändung (Schüttung) findet heutzutage ftatt !), wenn 
durch Perſonen oder fremdes Vieh ein Schaden an ertragsfähigen Grundjtüden 


32 Schwabenſp. (Wadern.), 70. Goslar. Stat. (Göfchen), S. 22, 3.1. Augsburg. Stat. 
v. 1276, Art. 383 (Wald), Beitr., 4. Bd., S. 382). Rechtsb. nach Diftinct. III, 14, 7 und 
II, 4, 1. Freiberger Stadtreht (Schott, Sammlung, 3. Th., S. 157), Tit. 1, Anm. 20 u. 29, 
Wilda a. a. O., ©. 209 flg. Oft wird es nod in den Landrechten des 16. Jahrh. wiederholt. 
Aber aud) ſchon aufgehoben in den Kurſächſ. Conft. II, 39. Daß der Grund dieſes Pfändungs- 
rechts hauptfächlich in dem Abhängigleitsverhältniffe des Hinterfäffigen Zinsmanns zu fuchen 
fei, führt jett gegen andere Meinungen aud) richtig aus v. Meibom, S. 205 flg. — Ein Pfän- 
dungsrecht bei dem Nentenfaufe — welches allerdings im einigen Stellen (Meibom, S. 29) 
erwähnt wird — beftand gemeinrechtlich nicht, wenigſtens nicht für dasjenige Verhältniß, 
welches fid) von dem ehemaligen Zufammenhange mit der Zinsleihe frei gemacht hatte. 

8) L. Sal. IX, 2 fig. L. Ripuar. LXXXI, 1. L. Alam. Hloth. II, 72, 2. L. Bajuv. 
XIV, 17. L. Frision. Add. VII, 2. Sachſenſp. II, 47. Schwabenfp. (Wadern.) 310, 

9) Sachſenſp. II, 27, $ 4; 28, $ 2; III, 20, $ 2. Schwabenſp. (W.) 231. 

10) dv. Meibom, S. 198 u. 200, denft bei der Thierpfändung, daß das befchädigende Thier 
ſelbſt als Schuldknecht habe dienen follen, bei der Perfonalpfändung an das Verfahren bei hand» 
bafter That. Gegen die Anſicht Albrecht's, Gewere, S. 2ı u. ©. 75, Anm. 152c, daß das 
Pfändungsredht aus der Gewere an der Immobilie, weldje auch die Gewere an der darauf 
befindlichen Fahrhabe umfaſſe, zu erflären fei, ſ. Wilda, ©. 217, und Gerber in Schneider's 
Zahrb. 1846, ©. 787 fig. 

11) Dieß führt richtig aus Wilda, ©. 229, 

12) Carpzov, Jurispr. romano-saxon. II, 27, def, 8. Churſächſ. Conft. v. 1572. P. II. 
Const. 7. Mevius deeis. I, 33. Leyser, Spec. 595 med. 1—4, $reitmayr, Anmerf. über 
die Cod. Maxim, Th. 2, €. 6, $ 24, Anm. 2. Bol. Wilda, ©. 248. Die Pfändung wurde 
als eine Art Nothwehr betrachtet, mit der man namentlich die Verjährung unterbredje. Bgl. 
auch Bornemann’s ſyſtemat. Darftellung des Pr. Civilrechts (2. Ausg.), II, ©. 104, Anm. 1. 

1) Defterr. Geſetzb. Art. 1321 fig. Preuß. Landr., Th. I, Tit. 14, $ 413—465. Cod. 
Bay. Civil. P. II, Cap. 6, $ 24. Ueber das Sächſ. Recht ſ. Schmidt, Vorleſ. über K. Sächſ. 


— 


Pr.R. 1, ©. 149 flg. — ©. Wilda a. a. O., ©. 259 fig. 
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angerichtet worden iſt?), oder wenn eine Berjon foldhe Handlungen vorgenommen 
bat, welche zwar an fich feinen materiellen Schaden zufügen, aber eine für bie 
an dem Grundjtüde beftehenden Rechte 3) präjudicirende Befititörung enthalten ; 
vorausgefett wird jedoch ſtets, daß die fraglichen Handlungen wirklich unrecht- 
mäßige waren). Berechtigt zur Pfändung ift jeder Intereffent am Grund- 
jtüde, der entweder durch die Gepfünbeten einen Schaden leidet, oder durch 
die ftörenden Handlungen verjelben in jeinem echte bedroht wird); 
die Pfändung fann aber ausgeübt werben fomwohl durch den Intereſſenten 
jelbft, als auch durch die in feinem Dienjte ſtehenden Leute und bie im All- 
gemeinen zur Flurhütung beftimmten Perjonen 6). Soll aber die Pfändung eine 
rechtmäßige fein, jo muß fie auf friiher That und innerhalb der _ Gremen 


des dem Bejcädigten oder Bedrohten gehörigen Grundſtücks?), obne un- 
nöthige Gewalttbätigfeit $) und Härte?), und nur mit Entziehung jo vieler Pfand- 

2) Jedoch muß ein wirfliher Schaden entftanden fein; daher findet fie 3. B. nicht ftatt, 
wenn das Freien, Gehen, Fahren u. ſ. w. auf einem unbejtellten Ader geihah. Pol. Sad)- 
fenfpiegel IL, 47, 3 5. (Rechtsb. nah Diftinet. II, 10 dist. 10), vgl. mit Sachſenſp. II, 
27,84. 

3) Eine Ausdehnung ded Pfändungsrechts auf andere ald die mit dem Grund und Boden 
verbundenen Rechte läßt ſich nicht rechtiertigen. Das den Zünften bisweilen zugeftandene 
Pfändungsrecht hat wohl einen ganz anderen Charakter und hiftoriichen Zufammenhang; es 
war mehr die Erecution einer obrigfeitlichen Strafgewalt. 

4) Daher kann das Pfändungsreht nicht ausgeübt werden , wenn der fraglihe Schaden 
durch die Enge oder Unfahrbarteit des Fahr», refp. Zriftiwegs veranlaßt wurde (vgl. Sachſe, 
Sächſ. Privatr., $ 252, Anm. 8); wenn eine Verpflichtung des Beſchädigten nachgewiefen werben 
fann, fein Grundftüd durch Vorſichtsmaßregeln zu jchügen, was freilich gemeinrechtlich nicht 
ber Fall ift (Wilda a. a. D., S. 272 flg.); aus befonderen Gründen auch nicht, wenn Boften 
oder Kouriere den Schaden hervorbrachten (ReichSpoftgefeg vom 28. October 1871 $ 18). Parti- 
eularrechtlich muß zu diefen Fällen der Unanwendbarteit des Pfändungsrechts noch der andere 
gerechnet werden; wenn Jemandes Grundftüd außerhalb der geſchloſſenen Zeiten beſchädigt 
wurde (vgl. Sachſenſp. II, 48, $ 2, Nechtsb. n. Diftinct. Il, 10,3. Sachſe a. a. O.); ſchwer- 
lid; aber Täßt ſich moch heute die Befreiung der „wegfertigen‘ Leute von der Pfändung behaupten, 
wenn fie für fi oder ihr Pferd Getreide oder Früchte nehmen (Sachſenſp. II, 68. Grimm, 
RU, S. 400). Anderer Meinung jcheint Wilda, S. 280. 

5) Mithin nicht bloß der Eigenthümer, fondern aud der Bafall, Pächter, Niekbraucher, 
Servitutberechtigte. Wilda, S. 264. 

6) Bgl. Hagemann, Yandwirthichaftsrecht, 815 a.E. Gegen die Ausdehnung diefer Pfän- 
dung im Namen Dritter nad) den Grundfägen der negot. gestio (vgl. Stryck a. a. D.,E. 2, 
$ 61 u. 62) mit Recht MWilda, ©. 268, 

7) Bgl. Sachſenſp. II, 28, IL, 40 (— werdet des mannes perde bestedeget in der hand- 
haften dat). Leyser, Spec. 111 med. 7, und Spec. 595, $ 8. Wilda, S. 281 fig. (wo auch 
die früheren Gegner angef. find). Nur den Flurſchützen, als Pfändenden, fteht die Verfolgung 
in der Feldflur zu, welche das Pr. Yandr. a. a. O,, 5 420, Jedem gewährt. 

8) Wo aber der Exceß beginnt, ift eine durch das Ermeflen des Nichter8 nad dem ein— 
zelnen alle zu beurtheilende frage. (Leber das Tödten der Thiere vgl. Wilda, Anm. 187.) 
Hierbei ift namentlich die Größe des Wibderftandes des Gepfändeten in Anfchlag zu bringen ; 
befonder8 verboten und ftrafbar aber ift die f. g. Pfandfehrung, d. h. die Wieberentreifung der 
gepfändeten Sachen, und die Gegenpfändung, d. 5. die Pfändung des Pfändenden. — Jede 
unrechtmäßige Pfändung begründet die Spolienflage. 

9) Zunächſt müflen die entbehrlicheren Gegenftände gepfändet werben. 
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objecte geſchehen, als zur Sicherung der muthmaßlihen Entſchädigungsſumme 
und Koſten erforderlih find!‘ Der Pfändende hat die Verpflichtung, dem 
Gigenthümer !?) der gepfänbeten Gegenftände fofort Anzeige von der geſche— 
benen Pfändung zu machen, dem es dann obliegt, die gepfändeten Thiere gegen 
andere genügende Sicherheitsobjecte auszulöfen. Inzwiſchen haftet der Pfün- 
dende für custodia und hat, wenn nicht particularrechtlich eine Verbindlichkeit 
zur Ablieferung gepfündeter Thiere in die öffentlichen Pfandftälle bejteht, für 
deren Fütterung und Erhaltung zu forgen !?). 


8 7l. 

Die Wirkung einer rechtmäßig geſchehenen Pfändung ijt Erhaltung des 
Beſitzes oder Quafibefiged!), wenn bie Pfändung wegen einer präjubicielfen 
Anmaßung vorgenommen wurde. Geſchah jie wegen einer Beſchädigung, jo 
gewährt fie einen zweifachen Vortheil: zumächit begründet fie eine Vermuthung 
für die wirklihe Schadengzufügung ?) (nicht aber für die Größe des Schadens); 
dann ertheilt fie eine Sicherftellung der Anfprüche des Pfändenden, indem dieſer 
das gepfändete Object auf erfolgte Verurtheilung und Zahlungsverweigerung 
des Eigenthümers oder, wenn dieſer unbekannt war, auf erfolgloje öffentliche 
Belanntmachung, nach den über den Verkauf von Pfandgegenftänden geltenden 
Grumdjägen zu veräußern befugt iſt ?). Der Erlös dient nicht allein zur Til» 


10) Wilda, ©. 288, 

11) Eichhorn, Einl., $ 123, u. U. (aud Wilda neigt ©. 301 für einige Fälle dahin) 
fordern auch gerichtliche Anzeige der Pfändung. Dafür läßt ſich kein entfcheidender Grund 
anführen (aud; die von Wilda angegebenen reichen nicht aus). Particularrechtlich ift dieß aber 
allerdings vorgefchrieben, 3. B. Blankenb. Stat. (Wald 5, 110 Nr. 6), Sächſ. Konft. IL, 7, 
Pr. Landr. a. a. O,, $ 431. Schon der Schwabenfp., Art. 225 (Lahr), $ 2, fchreibt die ge- 
richtliche Ablieferung vor. Auch die Henneb. Yandesordnung, Bd. II, T. 8, Gap. 11,8 3, 
Das Sächſ. Civilgefegb., $ 494, fordert Anzeige beim Gericht innerhalb 48 Stunden bei Ver— 
Inft der durch die Pfändung erworbenen rechtlichen Bortheile. 

12) Anders bisweilen früher. Bgl. Grimm, R.-Alt., ©. 618, v. Weibom, ©. 239. — 
Der Nuten der gepfändeten Thiere ann vom Pfänder gezogen und abgeredjuet werden. 

1) Alſo auch Unterbrechung einer begonnenen Berjährung. Obſchon diefer Gebrauch der 
Piändung jetst gemeinrechtlic und von allen Scriftftellern zugeftanden wird, jo läßt fich doch 
nicht leugnen, daß mandye Zwedmäßigteitögründe dagegen fprechen ; jedenfalls ift der Ktraftauf- 
wand größer, al® der Zwed fordert. 

2) Eichhorn a. a. DO. behauptet in Uebereinftimmung mit dem bayer. Yandredjte, daß durch 
die Pfändung die Zufügung des Schadens bewiefen werde; dieß ift wohl nur ein anderer 
Ausdrud für das im Text Ausgefprocdhene und bedurfte bei der fait gleichen procefiualifchen 
Wirkfamteit, welche in beiden Behauptungen ausgefprochen ift, nicht der Polemit Wilda’s, 
©. 311. 

3) Es entfteht alfo kein wirkliches Pfandrecht an der gepfändeten Sache (wie ſich z. B. 
Zeiller, Commentar zum öfterr. Geſetzb, Bd. 3, ©. 755 audbrüdt) mit dinglicher Klage, 
fondern meift nur ein mit Diftractionsbefugniß verbundenes Retentionsreht. Vgl. Kreitmanr, 
Anm. zum Cod. Max, Bav., Bd. 2, ©. 655, 6. lieber die Tarationen und das weitere Ber- 
fahren, ſowie über den etwaigen befonderen Gerichtsitand giebt es feine gemeinrechtlihen Grund» 
füge. Das Sächſ. Civilgefegb., 5 488, giebt ein wirkliches Pfandrecht. 

16. Aufl. 8 
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gung der Schadenserfagforderung, jondern auch zum Erſatz aller dabei aufge- 
laufenen Koften und Nebenanſprüche. Zu dieien gehört auch das noch jest 
particularrechtlih vorfommende ſ. g. Pfandgeld, welches bald als Entſchädigung 
wegen Nichtauslöfung des ejjenden Pfandes, bald als Vergeltung der zur Pfän- 
dung aufgewandten Mühe, bald als Zeichen des fortgejetten Beſitzes aufgefaßt 
wird 4) und wahrjcheinlich aus der mittelalterlichen Buße wegen Rechtsver— 
letzung entjtanden ijt >). 





4) Die verſchiedenen Anfichten fiehe bei Wilda, S. 303 fig. Es gilt heutzutage nur nod) 
im nördlichen Deutfchland, befonder® in den Gegenden des ſächſiſchen Rechts. S. Schmidt 
a. a. D., ©. 151. Die Pfändung wird wohl bisweilen nur diefes Pfandgeldes wegen vorge— 
nommen. Vgl. Pr. Yandr. a. a. O., $ 444 und 445. 

5) Bgl. Sachſenſp. II, 37. Grimm, R.-W., S. 553. 
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Charakter der Rechte an Sachen nad) deutſchem Rechte, 


$ 72, 


Die unmittelbare Unterwerfung einer Sache unter den Willen einer Berjon 
ift das hHervortretende Merkmal der dinglichen Rechte. Der allgemeine Ge- 
danfe einer ſolchen Relation zwijchen Perjon und Sache ift im deutichen Rechte 
ebenfo wie im römiſchen echte zu finden; aber e8 fragt jich, ob beide Rechte 
auch in Bezug auf die Auffafjung ihres mögliben jpeciellen Inhalts über- 
einſtimmen. 

Im mittelalterlichen Rechtsleben Deutſchlands waren alle Formen des 
dinglichen Rechtsprincips in thatſächlicher Uebung, und zwar ſowohl volles 
Eigenthum, als auch die verſchiedenen Arten einer partiellen Unterwerfung von 
Sachen. Freilich faßte man dieſe Uebung noch kaum als die bewußte An— 
wendung von Rechtsinſtituten auf, d. h. als ein rechtliches Handeln, welches 
nur in der Anlehnung an die erkannte Ordnung der ein gewiſſes Verhältniß 
beherrſchenden Regeln vorſchreitet; vielmehr ſah man im einzelnen rechtlichen 
Thatbeſtande mehr nur das Ergebniß concreter Willensbeſtimmung und begnügte 
ſich, e8 ald folches anzuerkennen 1). Daher erfcheinen dingliche Rechtsverhält- 
niffe in den Beurkundungen des Mittelalterd weniger als der praftiiche Aus- 

1) Es ift felbftverftändfich, daß im diefer Auffafjung nicht die Behauptung enthalten ift, 


daß es an allen Regeln des rechtlihen Handelns gefehlt habe. 
8* 
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drud jelbjtändiger Injtitute mit beftimmtem Inhalte und feftitehenden Principien, 
welche troß der unendlichen Mannigfaltigkeit der zu beberrichenden thatjächlichen 
GSeftaltungen unverändert diejelben bleiben ; vielmehr werben oft die letzteren, 
weil fie der finnlichen Auffaffung das Nächite find, auch als das Hauptjächliche, 
das Juriftifche dagegen als etwas mehr Formelles, das erjt durch jene jeinen 
Inhalt empfängt, betrachtet. So kann man jagen, daß die Beitimmung jener 
Rechte bi8 auf einen gewiljen Grab der Zufälligfeit der factifchen Verkettung 
des Verkehrs preisgegeben war. Sie traten weniger als abgellärte unabänber- 
lihe Rechts begriffe, jondern mehr nur als die immer in ähnlicher Weife 
wiederkehrenden rechtlich geſicherten Thatſachen hervor. Wäre man conje- 
quent bei diefer Betrachtungsweiſe geblieben, jo würde das juriftijche Element 
zu einer bloßen Form herabgefunken fein, die fich den verjchiedenjten Zuftänden 
anfchlieft, um ihnen die rechtliche Beglaubigung zu gewähren. Wo man aber 
wenigftens geneigt ift, die rechtliche Subftanz mehr nur ald das Moment der 
formellen Anerkennung factiicher Verhältniffe hervortreten zu lajjen, da wird 
die jelbjtändige Ausbildung der einzelnen Imjtitute des Sachenrechts noch zu 
feinem wirklichen Bebürfniffe ?). 

Diefe in den mittelalterlihden Rechtsquellen häufig entgegentretende An» 
ſchauung fpricht fich in verfchiedener Weife, bisweilen auch in dem Gebrauche 
des Wortes Gewere (Befit, Befigrecht) aus; im diefer Anwendung erjcheint 


2) Für die Eriftenz diefer Anfchauungsweife kann fein Beweis der Art erwartet werben, 
wie man ihn fonft für vechtöhiftorifche Thatfacdhen fordert. Denn es handelt ſich hier nicht um 
greifbare Rechtsfäge oder Rechtsinftitute, jondern um eine Eigenthümlichkeit allgemeiner Art, 
welche aus dem Gefammteindrude des Eharafterd der Rechtsquellen zu erfennen if. Diefer 
trifft aber mit der geiftigen Stimmung des Mittelalterd überhaupt zufammen, welche nicht zur 
Erfaffung der im Wefen der Dinge felbft liegenden Ideen, fondern entweder zu rein finnlicher 
Betrachtung oder zu einer von der realen Welt völlig getrennten Abftraction hinneigt. Man 
fann übrigens für das im Tert Gefagte Teicht eine Reihe von Belegen aus den Rechtsbüchern 
zufammenbringen, z. B. die Stellen, in welchen blos das Thatfächliche eined Rechtsverhältnifies, 
felbft ohne einen auch nur äußeren Zuſatz des juriftifchen Elements, angegeben wird (varende 
have für Recht an Mobilien, Sfpl. I, 15, $ 1, morgengabe für Morgengabsredht, Sipt. I, 
20, 8 6 u. 9, len und eigen für Lehnrecht und Eigentum, sin geld für feine Forderung, ſ. 
Homeyer, Syſtem des Vehnr., S. 277 fig. u. 424); dann die Stellen, in welchen zu dem That» 
ſächlichen das Juriftifche äußerlich Hinzugefügt wird (3. B. die bei Kraut, Grumbr., $ 99, 
Anm. 33 abgedr. Urkunde von 1296: „Hat diefelben güter in unfere Hände und dad Recht 
ber Eigenſchaft derfelben Güter uns ufgegeben mit eim Halme“). — Merkwürdig ift der 
Umftand, daß im älteren römifchen Rechte eine ganz ähnliche Erſcheinung vorlommt, nämlich 
der Gebraud; des Wortes auctoritas und auctor (das Letstere entiprechend dem Geweren im 
altdeutſchen Bindicationsprocefie); f. Puchta, Civil. Abhandl., 1823, S. 37 flg., und Eurfus der 
Inftit., Bd. 2, S.60flg. — Gegen das im Texte Ausgefprochene find von vielen Seiten Ein- 
wendungen erhoben worden. Die meiften derfelben beruhen darauf, daß meine Ausführungen 
fo aufgefaßt wurden, als wollte ich damit eine durchgehende und ausnahmslofe Charakteriftit 
des mittelalterlichen Rechtes geben. Dieß war aber nie meine Abficht; ich wollte immer damit 
nur eine einzelne Eigenthümlichteit des damaligen juriftifchen Dentens befchreiben. Ich wieder- 
hole, daß ich damit habe weder leugnen wollen, daß das deutſche Hecht wirkliche Rechtsſätze 
habe, noch, daß daneben aud) ſchon Anfänge einer Erfenntniß der Inftitute des Sachenrechts 
vorfommen. 
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e8 ald eine der sormeln ®) für die Bezeichnung des rechtlichen Werhältniffes 
einer Berjon zu einer Sache“). Ye mehr man die dinglichen Rechtsverhält- 


3) Die nächſte und bei weitem häufigfte Bedeutung des Wortes „Gewere“ ift: Befig, 
factiiches (hauptlählih in der thatfächlichen Nutung der Sache hervortretended) Innehaben, 
dann auch Haus und Hof. — Der Begriff des Befiges als eines an fich zu ſchützenden Rechts 
fehlt dem mittelalterlihen Rechte in Deutichland; vgl. Homeyer, Syſtem des Yehnredhts, 
S. 406, und Brund, Das Recht des Beſitzes im Mittelalter und in der Gegenwart (1848), 
9). 288 flg. ES verſteht fich von felbft, daß es dem factifchen Innehaben feine Bedeutung 
beilegt, daher 3. B. das in den Landfrieden und Nechtsbüchern fo oft wiederholte Verbot der 
Sclbfthülfe durch eigenmächtige Dejection nnd die damit verbundene Verſchlechterung der redt- 
lichen Lage des Beſitzenden; damit ift aber natürlich der Beſitz noch nicht zu einem Rechte mit 
felbftändigen, von den petitorifchen unterfcheidbaren Schugmitteln erhoben. S. jetst Yaband, 
Die vermögensrechtlihen Klagen nad) deu Säcfifchen Rechtsquellen des Mittelalters, 1869, 
9. 186 fig. — Uebrigens verdient hervorgehoben zu werden, daß noch heutzutage das Wort 
Befi im Munde des Rolls der die rechtliche Zuftändigkeit vermittelnde Ausdrud ift. 

4) Eine bahnbrechende Unterfuhung über da8 Weſen der Gewere hat Albrecht in feiner 
Schrift „Die Gewere als Grundlage de deutſchen Sachenrechts“ (1828) geliefert. Er geht 
davon aus, daß das deutfche Necht der dinglichen Berechtigung an fich noch fein Klagerecht bei- 
lege, das Klagerecht fei ihm etwas hiervon Unabhängiges, Selbftändiges, welches nad feinen 
eigenen Bedingungen beftehe und geleitet werde. An dem Begriffe der Klage, d. h. dem for- 
mellen Momente der gerichtlichen Berfolgbarteit der Sache gegen Dritte, habe ſich die ganze 
Technil des mittelalterlichen Sachenrechts entwidelt. Diefes felbftändig zu dentende Klageredht 
ift ihm die Gewere (fo gefaßt, findet auch meine Anficht mit dem Gedanfen Albrecht's ihren 
Berührungspuntt). — Nad der Schrift Albrecht's find noch folgende Abhandlungen zu er- 
mwähnen: Klimrath in Wolowski, Revue de legislation, Tom. II (1835), p. 356 sq., Gaupp, 
in der Zeitfchr. f. deutich. Recht, Bd. 1, ©. 86 flg., Bradenhöft in der Zeitichr. für deutſches 
Red. Bo. 3, ©. 1, und Bd. 5, ©. 132. Bol. aud die Bemerkungen von Homener Syſtem 
des Lehnrechts, S. 420 flg.), Kraut (Bormumdichaft, Bd. 2, ©. 347 jlg.), Schäffner Geſch. 
der franzöf. Rechtsverf, Bd. 3 [1850], ©. 293 fig.) und Trummer (Bortr. über merhvird. 
Erſchein. in d. Hamb. Rechtsgeſch, Bd. 2, ©. 177 fig). Sandhaas, Germaniftifche Abhandl., 
1852, S. 81 fig. Bgl.jett darüber Gerber's Abhandlung in der Zeitfchr. für Eivilrecht und Proceß, 
N. F., Bd. 11 (1854), ©. 1 fig. (aud in G.'s gef. jurift. Abhandl., ©. 372 fig.). S. aud) 
Walter, Deutiche Rechtsgefchichte, $ 528 flg. Eine weitere Anficht über die Bedeutung ber 
Gewere wird vorgetragen von Delbrüd, Zeitfchrift für deutſch. Recht, Bd. 14, ©. 207 jlg., 
wonach fie die Lage deſſen bezeichnen fol, der den Vortheil der Beweisführung hat; ſ. dagegen 
u. 4. Hänel, Das Beweisinften des Sacjenfpiegel® (1858), ©. 185 flg., aber dafür jet die 
ähnliche Ausführung Pland’8, Das deutfche Gerichtöverfahren im Meittelalter, I, 2 (1879), 
©. 681 flg. — Stein (Unterfuchungen über die Entwidelung und Kortbildung des deutſchen 
Sachenrechts, 1. Abth., 1857) kommt in Bezug auf die Frage über die Bedeutung des Wortes 
gewere zu ähnlichen Refultaten als ich in meiner ihm, wie es fcheint, unbelannt gebliebenen 
Abhandlung. Die Gegenfäge des deutfchen und römischen Rechts aber, die er daraus abftrahirt, 
fcheinen mir nicht zu beftehen. Auch er verfällt in den Irrthum, die unmittelbaren Beur- 
fundungen des mittelalterlihen Rechtslebens und die willenfchaftlihen Formulirungen der 
römifchen Jurisprudenz für vergleihbare Dinge zu halten. Falſch ift es, wenn er darin, daß das 
deutfche Recht den Grund der Rechtsbildung in dem individuellen Willen findet, einen Gegen- 
fag zum röm. Recht erblidt. — Eine verdienftliche Darftellung der Yehre von der Gewere giebt 
Stobbe in Erich’ und Gruber's Enchelopädie s. h.v. Im Ganzen fommen die Unterfuchungen 
Stobbe’8 meinen eigenen fehr nahe; mur daß Stobbe ſich mit der Zufammenftellung deſſen, 
was die Duellen an dae Wort „Gewere“ tmüpfen, glaubt berubigen zu müfjen, und bie Probe 
der Unterfuhung, ob das Ergebniß diefer Zufammenftellung auch innerlih zufammenbänge, 
al8 unberechtigt abzulehnen fcheint (feine neueſte Darftellung giebt Stobbe in feinem Handbuch 
des deutichen Privatrechts, 2. Bd., $ 72 flg.). — Eine weitere Schrift ift von Nüdert, Unter» 
fudungen über da8 Sachenrecht der Rechtsbücher, 1860. Die neuefte Unterfuchung entbält: 
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niſſe vorzugsweife nach ihrer thatjächlichen Erſcheinung auffaßte, um jo mehr 
mußte ſich der Begriff des Beſitzes, weil er die gewöhnliche äußere Er- 
Icheinungsform ſachenrechtlicher Herrichaft ift, als ein allgemein verwenbbares 
Mittel ihrer rechtlichen Charakterijtif darbieten. So erklärt e8 fih, warum 
das Recht des Mittelalters feine juriftiiche Technik vorzugsweife an den Beſitz 
anfnüpft. Nicht ald ob er damit zu einem jelbjtändigen und eigenthümlichen 
Nechtsinftitute erhoben würde, — vielmehr erjcheint er dem mittelalterlichen 
Rechte nur ald das äußere juriftiihe Normalkennzeichen ſachenrecht— 
liher Befugniffe. Es will die tbatjächlihe Mannigfaltigfeit dinglicher Ver— 
hältniſſe nicht verleugnen, aber e8 umgeht ihre materielle Gntwidelung, indem 
es jich häufig mit der Determinirung eines äufßerlichen Beſitzrechts begnügt, 
an welchem die ragen des Sacenrechts ihre praftiiche Yöjung, bejonders im 
Procefje, finden zu können jchienen. 


8 73. 

Dieſe Charakteriſtik beſchreibt die Anſchauungsweiſe, wie ſie im mittel— 
alterlichen Rechtsleben, freilich nicht in bewußter Klarheit, herrſchte. Aus ihr 
ergiebt ſich, daß der Gebrauch des Wortes und Begriffs „Gewere“ in der 
oben hervorgehobenen Bedeutung mehr eine Sache der juriſtiſchen Technik war, 
daß man aber daneben im Ganzen nur ein geringes Intereſſe haben konnte, 
die eigenthümliche juriſtiſche Natur der einzelnen materiellen Rechtsverhältniſſe 
zur theoretiſchen Erkenntniß zu bringen. Daraus erkärt es ſich auch, warum 
im älteren deutſchen Rechte die inneren Gegenſätze des dinglichen und perſön— 
lichen Rechts nicht immer zur Geltung fommen!). 

Dieje eigenthümliche Behandlung des Sachenrechts enthielt jedoch nicht 


Heusler, Die Gewere, 1872. Heusler faßt die Lehre von der Gewere einfach als die Lehre 
des mittelalterlihen Rechts vom Beſitze auf, deſſen wichtigfte Bedeutung im Gebiete der Rechts— 
verfolgung liegt. Freilich muß Heusler anertennen, daß diefer „Befig‘ doch auch in die Sphäre 
des Beſitzrechts hinübergreift, da er einräumt, dab das deutfche Recht dem Erben als ſolchem 
und auch dem Dejicirten eine Gewere beilegt. Bol. hiergegen auch die Bemerkungen Planck's 
a. a. D. In feinen Inftitutionen des deutfch. Privatr., 2. Bd., S. 20, fpricht fich Heusler 
jetst jo aus: „Die Gewere ijt nicht felbit ein Recht —, jondern nur das factifche Gewaltver- 
hältniß, wur der thatfächliche Ausdrud der Herrſchaft und des in Anfprud genommenen 
dahinter ftehenden Rechts“. Und ©. 22 „Gewere ald das aus der Nutung erlannte 


Factum der reellen Herrichaft”. 

1) Bol. die Bemerlungen von G. Yenz, Studien und Kritifen im Gebiete des preußifchen, 
römischen u. deutihen Rechts (1847), ©. 23 flg. Albredit a. a. O., ©. 126, und Gaupp in 
d. angef. Abh. haben diefelbe Beobachtung gemacht, aber ohne den inneren Grund und Zu- 
fammenhang herauszuſtellen. — Es wird jedoch ſchwerlich nachgewiefen werden können, daß 
das Aufammenlaufen der dinglichen und perjönlichen echte, wie e8 fih im Preuß. Landrechte 
zeigt, mıt dem obigen Sage in einem hiftoriihen Zufammenhange ſtehe. So Gaupp, Die 
Zukunft des deutjchen Rechts (1847), ©. 50 flg. Aehnlich ift das Berhältniß allerdings; 
aber der hiftorifche Grund ift wohl fein anderer, als eine naturrechtliche Billigleitsrüdficht, welche 
die Generalifirung der Regel „Kauf bricht nicht Diethe” zu empfehlen ſchien. Bgl. Lenz 
aa. O. S. 111. ©. unten $ 180, Anm. 4, 
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eigentlich eine jelbjtändige und volksthümliche Nechtsidee; vielmehr ift fie nur 
als die Art und Weife aufzufajen, in welcher fich jene Zeit mit der Aufgabe 
der Beſtimmung ſachenrechtlicher Verbältniffe abzufinden wußte Zu einem 
wirklichen Syſtem — zu einer Berwandlung des materiellen Sachenrechts in 
ein formelles Bejigreht — hat jich jene Auffaffungsweije nicht entwidelt ?). 
Selbſt im Mittelalter tritt fie nicht conjequent und allgemein hervor ?), jondern 
neben und unter ihr ſcheint oft eine andere Betrachtung durch. Schon in den 
älteren Rechtsquellen findet jich wenigitend der Anſatz zur jelbjtändigen Er- 
fafjung der inneren materiellen Natur der Rechte, und werden die Anfünge 
gemacht, die auf einzelne fachenrechtliche Verbältniffe bezüglichen Rechtsſätze zu 
verbinden und in ihrer Einheit zur Geltung zu bringen. Es iſt aber bem 
deutjchen Volke nicht bejchieden gewejen, diefen Bildungsprocek zu vollenden, 
da fein Abſchluß durch die Aufnahme des fremden Rechts abgejchnitten wurde, 
welches jene ältere Behandlung des Sachenrechts völlig verdrängte. Dieß iſt 
der Grund, weshalb die oben bezeichnete Verwendung des Wortes Gewere 
beim Gindringen des römiſchen Rechts aus dem juriftiichen Sprachgebrauche 
verſchwunden iſt ). 

2) Zur Erklärung dieſer Eigenthümlichkeit des deutſchen Rechts dient auch die Erwägung, 
daß daſſelbe bisweilen den rechtlichen Schutz ſchon dem blos relativ beſſeren Rechte zutheilt. 
Dft begnügt es ſich, bei ſich gegenüberſtehenden Anſprüchen den Beſitzenden zu ſchützen, und 
umgeht in ſeinem Beweisformalismus die Conſtatirung des wirklichen Rechts; es erledigt die 
Rechtsfrage auf einer Borftation. Denſelben Gedanken hat Deurer für das römiſche Recht 
in Gerber's und Ihering's Jahrbüchern, Bd. 1, S. 221 flg., verwerthet. Wenn aber im 
deutſchen Rechte dieſes Verfahren bie und da beobachtet wird (z. B. in der formel „er iſt 
näher die Sache zu behalten als jener fie ihm abzugewinnen“), fo darf darin nicht eine Gigen- 
thürmnlichteit des materiellen Rechts, fondern nur das praftifche Beftreben erfannt werden, in 
einer äußerlichen Weife die Schwierigfeiten der Rechtſprechung zu überwinden. „Das Recht 
begnügt fih nur, irgend ein plus über das Recht des Gegners zu verlangen.” Cine Ber- 
wendung dieſes Gedanfens findet fich bei Delbrüd, Die dingliche Klage des deutfchen Rechts 
(1857); allein die von ihm gegebene Begründung einer neuen Eigenthumsflage fcheint mir mehr 
als problematifd zu fein. Auch dv. Bar, Das Beweisurtheil de8 german. Procefies (1866), 
fnüpft in gewiffer Beziehung an jene Vorftellung an, wenn er ©. 171 fig. der Gewere bie 
Bedeutung einer im Beweisrechte wirkſamen Präfumtion beilegt. S. aber jetzt die umfafjenden 
Unterfuhungen von Yaband, VBermögensrechtl. Klagen, S. 170 fig. 

3) Dieh zeigt Schon der Umftand, daß das Wort „Gewere“ mit verfchiedenen Bedeutungen 
gebraucht wird; die Nechtsbücher ringen nach einer beftimmten Rechtsſprache, und jenes Wort 
ift ihnen eine bequeme Aushülfe. — Beachtenswerth ift auch in diefer Hinficht, dak das Wort 
in jener Anwendung nicht überall vorkommt, 3. B. fehlt e8 in den Voltsrechten nnd in manden 
fpäteren echt germanifchen Rechtsquellen. Bol. 3. B. Micelfen, Sammlung altdithmarfcher 
Rechtöquellen, S. 294. Im den altnordifchen und friefifhen danach ift meine Bemerkung in 
meinem „voiflenfchaftlihen Principe des D. Pr.-R.”, ©. 166, Anm. 6 zu verbeifern) Quellen 
fommt zwar nicht bloß die |. g. rechte Gewere, d. h. die Ertinctivverjährung von Jahr und 
Tag vor (Richthofen, Frief. Wörterbud, S. 845); aber der fonftige Gebraud) des Wortes be- 
ftätigt nur die im Tert ausgejprochene Behauptung (Zufammenftellung bei Richthofen a. a. O., 
s. v. wara, wera, werande, were, ©. 1125, 113638). 

4) Nur noch ganz vereinzelt findet es fich auch noch im fpäteren Quellen, 3. B. in den 
Landrechten des fechzehnten Jahrhunderts, aber zweiteldohne nicht mehr in der alten Bedeutung. 
Ein Berfud, von der Gewere nod) heutzutage eine Nachwirkung zu erweifen, wird daher ohne 
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Wenn jo die äufere Auffaffungsweiie des Mittelalter einer wejentlich 
anderen bat weichen müffen, jo hat diefer Umſtand doch feinen Einfluß auf 
die böchft felbftändigen materiellen Nechtsideen ausüben können, welche 
dem beutichen Eachenrechte eigenthümlih find. Denn dieje blieben, als die 
Ergebniſſe der ſittlichen und wirthſchaftlichen Anſchauung des Güterweſens im 
deutſchen Volke, von jener eigenthümlichen Art der formellen Betrachtung un— 
berührt und konnten um jo mehr an Stärke gewinnen, je weniger fie durch früh— 
zeitige Fixirung in abgejchloffenen Begriffen und Inſtituten in der Freiheit 
ihrer Entwidelung gehemmt und dem unmittelbaren Einfluffe des Volksgeiſtes 
entzogen wurden. Wenn daber nach den aus dem beutjchen Rechte bervor- 
gegangenen Gigenthümlichkeiten der Rechte an Sachen gefragt wird, jo ijt von 
der Gewere größtentheils abzuſehen, deſto mehr aber nach den materiellen 
Nectsideen zu forjchen, welche den Vorjchriften der Rechtsbücer und Statuten 
su Grunde liegen. 


8 74. 

Von der nachaltigiten Wirkung für das deutiche Sachenrecht iſt der Ein- 
fluß der Verbindung des öffentlichen und des Privatrechts geweſen, weldye den 
Nechtszuftand des Mittelalter überhaupt fennzeichnet. Hierauf beruht eine 
Reihe eigentbümlicher Inſtitute des Sachenrechts, deren Gemeinſames darin 
beteht, daß ein Verhältniß des öffentlichen Lebens in eine privatrechtliche Ge— 
jtaltung eingefleidet ift. Im diefem Doppelcarakter liegt das Weſen des Lehn— 
rechts, des Verbältniffes des Gutsherrn zum Bauern, des Zinsherrn zum zins— 
prlichtigen Grundholden. Ueberall kehrt bier die Ericheinung wieder, daß Herr- 
ichafts- und Subjectionsverbältnifje von mannigfaltigem fozial-politiichen In— 
balte auf fachenrechtlihe Verbältniffe gegründet jind!). Bei allen dieſen In» 
jtituten tritt eine eigenthiümliche Verbindung perjönlicher und binglicher Ele» 
mente bervor, deren wilfenjchaftliche Auffaffung freilich wejentlih von der Wür— 
digung abhängt, welche die politiichen Anſchauungen der Zeit ſolchen Verhält— 
niffen zu Theil werben lajjen. 

Zum Theil auf dem Ginfluffe der öffentlichen Rechtsordnung beruht ſo— 
dann der durchgreifende Gegenjat des Immobiliar- und Mobiliarfachenrechts 
im Mittelalter, Grundeigentbum („Yandaktie”) iſt in jener Zeit nicht blos ein 
privatrechtliche8 Vermögen, jondern zugleich die Vorausſetzung vollen politifchen 
Rechts. Deffentlichkeit des Erwerbs, Gebundenheit durch Rechte der Familie 
und den Einfluß ftändifcher Gliederungen auf der einen Seite — die um— 
faffendfte Gewährung der Dispofitions- und Verkehrsfreiheit auf der anderen 


Ausficht auf Erfolg bleiben. — Diejenigen Schriftfteller, welche die Bedeutung der Gewere in 
dem Formalismus des älteren deutfchen Proceſſes nachweiſen mwollen, fehen den Grund ihres 
Verſchwindens in ber Verdrängung der Principien diefes Proceſſes. So Pland a. a. ©. 

1) „Rabieirung von freiheit und Unfreiheit auf Grund und Boden”, — „Verbindung des 
imperium mit dem dominium**, 
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Seite — jind die hauptſächlichſten Gegenfäge iu der Behandlung des Rechts 
an Grundjtüden und an fabrender Habe ?). An allen diejen Gejtaltungen des 
mittelalterliben Sachenrechts haben aber freilich nicht blos Einflüjfe des poli— 
tiichen Lebens, jondern ganz befonderd auch der gefellichaftlichen und wirthichaft- 
liben Ordnung Antheil. Das deutihe Sachenrecht des Mittelalters iſt recht 
eigentlich der Ausdruck des ökonomiſchen Zuſtandes jener Zeit *). 

Die meijten diejer Einflüffe find längjt verjchwunden. Aber ein Theil 
der darauf berubenden Inititute und Sätze bat jich erhalten, mance derjelben 
haben in Verbindung mit Ideen und Motiven der Gegenwart eine völlig neue 
Bedeutung und Wirkſamkeit empfangen. 

8 75. 

Wenn jo dur diefe und andere Ginflüffe eine Reihe von felbjtändigen 
Rechtsideen und Rechtsinftituten für das heutige deutiche Recht gewonnen it, 
jo bat dagegen das Princip der Dinglichkeit felbft, wie e8 im römischen Rechte 
liegt, feine wejentlien Veränderungen erfahren 1). Beim Eindringen des 
fremden Rechts verluchte man, auch die Inſtitute des einheimijchen Rechts 
nad den im römijchen Rechte erkannten Kategorien der Sachenrechte zu bes 
bandeln. Aber eine große Schwierigfeit bereitete dabei die rechtliche Beſtim— 
mung derjenigen njtitute, deren Wejen aus einer Miſchung perjönlicher und 
dingliher Rechte beſtand. Manche nehmen daher eine Mittelclaffe zwijchen 
Saden- und Forderungsrechten an, Andere beichränfen fih darauf, den Inhalt 
jener Rechte äußerlich zu bejchreiben. Beides aber iſt unzuläffig: jenes, weil 
die unvermittelte Zufammenjtellung zweier Gegenſätze feine dritte einheitliche 
Größe erzeugen kann; dieſes, weil damit die Yöjung der Aufgabe umgangen 
wird. 

Die Löſung der Schwierigkeit kann aber durch eine genaue Analyſe der 
in diefen Rechtsinſtituten liegenden Elemente bewirkt werden. Es wird ſich 
dann mit Sicherheit beftimmen laffen, ob der dingliche oder perjönlice Cha- 
rakter vorberrict, und daraus wird fich der richtige Geſichtspunkt ergeben. 
Hierbei iſt vor Allem die rein hiſtoriſche und politische Beziehung der Injtiture 


2) Man darf aber freilich nicht fo weit gehen, wie Haffe in der Zeitfchr. f. geich. Rechtsw. 
1, ©. 18, welcher das Mobiliareigenthum nahezu in Abrede ſtellt. ©. Budde, De vindicat. 
rerum mobil. germ, 1837, p. 5. Yaband, Bermögensflagen, ©. 50 flg. 

3) Rofcher, Syftem der Vollswirtbichaft II, $ 88 fig. 

1) Das Gegentheil ift freilich oft genug behauptet worden. Früher dachte man dabei an 
die „Gewere“. In neuerer Zeit fpielt der Gedanke des jus ad rem, auch die Idee der Real- 
obligation in diefer Beziehung eine Rolle; endlich veranlafien ſolche Betrachtungen auch die 
Wirkungen der Eintragung perfönlicer Rechte in das Hypothelenbuch, wie fie die neueren 
Hypothekengeſetze geitatten. Aber alle Dieß wird nicht die olge haben, daß man den reinen 
Gebanten des dinglichen Principe als einen der Grundftämme des privatrechtlichen Syſtems 
preißgiebt ; jene Erfcheinungen werden zur Zeit doc nur als einzelne Modificationen, nicht al® 
der Ausgangspunkt principieller Umgeftaltungen in Betracht kommen können. 
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von der privatrechtlichen zu icheiden. Es ift eine wichtige Aufgabe der heu— 
tigen Wiſſenſchaft, die Mannigfaltigkeit deutjchrechtlicher Stoffe durch juriftifche 
Präcifirung und Ausbildung der in ihnen liegenden Ideen zu reguliren; bern 
der reichjte Inhalt würde gefährdet jein, wenn ihm die Gewähr begrifflicher 
Formen abginge ?). 


Zweites Capitel. 
Das LSigenthum. 


I. Juhalt des Eigenthums. 
1) Im Allgemeinen. 


Ss 76. 


Das Recht der prinzipiell totalen VBerfügungsgewalt über Saden iſt fo- 
wohl dem älteften ald dem Ipäteren deutichen Nechte befannt 1); ja man darf 
behaupten, daß das mittelalterliche Necht ſich wejentlih an das Cigentbum am 
Grund und Boden anichlieft. Gine wiljenichaftliche Erfenntnif des Eigenthums- 


2) Der Vorwurf, den man häufig ausiprechen hört, daß die germaniftiichen Stoffe in 
römische Formen eingezwängt und dadurch ihrer Eigenthümlichkeit beraubt würden, war freilich 
in vielen Fällen, namentlich für die ältere Jurisprudenz, gar fehr begründet. Es war aber 
nicht weniger ein Abweg, auf den jener Vorwurf führte, daß man ber Eigenthümlichleit deutſch- 
rechtlicher Inftitute oft durd; eine bloße Beſchreibung ihres Inhalts bei völliger Vernach— 
läffigung ihrer Verbindung mit den allgemeinen Principien des Rechts gerecht zu werden fuchte. 
Die Rechtswiſſenſchaft erfüllt ihren Beruf micht Schon durch die äufere Schilderung gefhichtlicher 
Verhältniffe. Sie hat in voller Congrmenz mit der geſchichtlichen Wahrheit vor Allem bie 
begrifflihen Typen und die juriftifchen Formen der Rechte feftzuftellen. Diefe hat fie zwar 
zunächſt aus dem gefhichtlihen Gehalte der Rechte zu nehmen, aber rechtswiſſenſchaftlich 
vollenden fann fie diefelben nur mit Hilfe der Gedantenmittel, welche die Bildung unferer 
Zeit im Wefentlichen durch die Belanntichaft mit der juriftifchen Technik des römischen Rechts 
gewonnen bat. — Wenn Mandye von der Vorſtellung befangen find, daß die Ausgangspunfte 
des deutfchen und römischen Rechts ſo principiell entgegengefetste gervejen feien, dat felbit die 
foeben bejtimmte Art der juriftiichen Kormgebung und zwar auch beute noch ausgeſchloſſen 
erſcheine, fo ijt abgefehen von Anderem biergegen zu erinnern, daß die Verfchiedenheiten des 
mittelalterlichen Sachenrechts weit weniger den materiellen Inhalt der Rechte, al$ die Formu— 
firung derjelben zum Zwecke ihrer procejjualen Berwerthung betrafen. 

1) Es hat nicht an Schriftftellern gefehlt, welche dem deutſchen Rechte den Begriff des 
EigentHums ganz ableugnen wollten, und zwar mit dem Scheine eines befonderen Berftänd- 
niſſes des innerften germanischen Genius. So z. B. BVollgraff im Beilageheft zum 9. Bande 
des Archives f. civil. Prarit, ©. 40. Phillips, Deutſch. Pr.-R., 3. Aufl., Bd. 2, ©. 6 fig. 
(Zum Theil auch Maurer in der oben $ 51, 3 citirten Schrift, S. 96 flg.) Damit hängt es 
aud) zufammen, wenn man im Hinblid auf die Behandlung der Mobiliarklage ganz allgemein 
bie abfolute Wirkfamteit des Eigenthums als eine dem deutichen Rechte principiell widerftrebende 
Eigenthümlichkeit des römischen Rechts darjtellen wollte, obfchon man auf der anderen Seite 
die Gewalt des Eigenthümers erftaunlic; erweiterte, z. B. durch förmliche Kouftruction des 
allerdings durch das deutſche Recht ſich hinziehenden Imperiums des Cigenthümers, S. da— 
gegen die Bemerkungen Dunler's in der Zeitfchr. für deutiches Recht, Bd. 2, S. 181 u. 187 fig. 
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begriffs kann freilich in den Quellen des Mittelalters faum erwartet werben; 
das Rechtsleben dejjelben, das jeine Geſtaltungen nicht nach abjtracten Regeln, 
jondern nach thatjächlichen Interejjen bildete, bringt das Eigenthum nicht immer 
als ſcharf begrenztes Inſtitut und in ſtrenger Feſthaltung ſeines Weſens zur 
Erſcheinung ?). Daraus erklärt ſich zunächſt, daß das Wort Eigenthum nicht 
ſelten als identiſch mit dem Worte Vermögen gebraucht wird, eine Anwendung, 
welche ji in der Sprache des Volks und einiger neuerer Gefehgebungen er- 
halten hat ?); es liegt darin nicht eine materielle Erweiterung des Eigenthums— 
begriff, jondern nur eine Dürftigfeit des juriftifchen Denkens, das für bie 
Vielheit rechtlicher Zuftändigfeiten nur Die einzige Kormel des Eigenthums kannte. 
Taber war es auch möglich, daß man gewilje dem deutſchen Nechte eigen- 
tbümliche Nutungsrechte, welche vermöge ihres weiten Umfangs dem Eigen— 
thum nabe treten, ebenfalls als eine Art Eigenthum auffajjen konnte. Endlich 
iſt es dieſem Grunde zuzujchreiben, daß man ein Miteigenthum Mebrerer an 
einer Sache anzuerkennen vermochte, ohne ſich Dabei einer Beſchränkung auf 
iveelle Antheile bewußt zu jein. Dieſe letteren beiden Umjtände baben Ver— 
anlafjung zur Aufftellung der eigenthümlichen Yehren vom getbeilten und vom 
Gejammt- Eigentbum gegeben, deren Erwähnung und Beurtheilung unerläßlich it. 


s 7. 

Neuere Gejetgebungen !) jowohl, als ein alter Gebrauh der Rechts— 
gelebrten ?) haben gewifje jehr weitgreifende dingliche Rechte an fremden Sachen 
als ein wirkliches Eigenthum (dominium utile oder Nugeigentbum) aufgefaßt, 
welches neben dem urjprünglichen Eigenthume (dominium directun: oder Über: 


2) Daß man den Inhalt des Eigenthums volltommen kannte, kann Niemand leugnen, 
der in die Rechtsquellen des Mittelalters einen Blid geworfen hat. Bgl. auch Dimter a. a. O., 
S. 188. Siehe bei. d. Kl. Kaiſerrecht II, Cap. 90. Im Sachſenſpiegel fommt zur Beeihnung 
des Eigentums vor: eigentliche Gewere, Eigen, Erbe. Auch war man ſich jeiner Gegen» 
fäge, der jura in re aliena, als Yeibzucht, Nutung, Yehen bewußt. Vgl. Sachſenſp. IL, 44, 
53. Aber auch hier tritt uns das in den 55 72 und 73 Bemerfte in feiner concreten An— 
wendung auf dad Eigenthum entgegen, (Das Wort „Eigenthum”, der Ausdrud für den 
abjtracten Rechtsbegriff, fommt erjt im vierzehnten Jahrhunderte vor.) — Ueber die dem deut— 
ſchen Rechte augehörenden Partieen der Eigenthumslehre vgl. jegt auch: Randa, Das Eigen- 
thumsrecht nad) öfterr. Rechte u. f. w. 1. Hälfte 1884. 

3) So z. 2. d. Br. Yandr. I, 8, $ 1, und Oeſterr. Geſetzb., Art. 353: „Alles, was 
jemanden zugehört, alle jeine körperlichen und untörperlihen Sachen, heißen fein Eigenthum.“ 
Ueber diefen Gebraud im älteren Rechte f. die bei Kraut, Grundr., $ 92, angeführten Urkunden. 
Offenbar it es aber ein Irrtum, wenn man annimmt, daß darin die Eriftenz eines Eigen- 
thums an Rechten begründet ſei; e8 haudelt fi in der That nur um "einen populären, an das 
ältere Naturrecht erinnernden Spracgebraud. Das merhvürdigfte Beilpiel eines folgenreichen 
Mißbrauchs diefer Art ift das „literariſche Eigenthum“. Auch das „Bergwerkseigenthum‘ gehört 
hierher. S. Förfter, Theorie des — preußifdien Privatr., II (1868), ©. 135 fig. 

1) Bgl. Oeſterr. Geſetzbuch, $ 357, Pr. Yandr., Th. I, Tit. 8, $ 16. Codex Maxim. 
Bavar. II, 2, $ 2. Sogar die Reichdgefege (Kammergerichtsordn, v. 1521, Tit. 32, $ 2, und 
Inst. pac. Ösnabr., Art. 11, $ 12) gebrauchen diefen Ausdrud. 

2) Vgl. Runde, Deutiches Privatr. (7. Ausg.). 5 264, 
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eigentbum) jtattfinde. Zu den Fällen diejes j. g. dominium utile hat man 
namentlich da8 Recht des Vafallen am Lehngute und die verjchiedenen Arten 
der bäuerlihen Gutsrechte gezählt, welche einen f. g. Obereigenthümer voraus- 
jegen, mithin Rechte, welche durch eine utilis rei vindicatio gejchütt werben. 
Jedoch hat man es nicht oder wenigjteng nicht allgemein gewagt, an bieje Ein- 
tbeilung auch die Folgerung zu fnüpfen, daß dem j. g. Nuteigenthümer alle 
wirklichen Eigenthumsrechte zufommen müßten ?). Diejer Spracgebraub bat 
jeinen geichichtliben Grund in dem Mifverftändnilie einer Ausdrudsweije der 
Gloffatoren +) und widerjpricht jowohl dem Charakter des Eigenthums über- 
haupt >), al® er auch in der Ausdrucksweiſe der Quellen des beutichen Rechts 
feine Unterjtüsung findet ?). Obſchon man anerfennen muß, daß die jo be» 
nannten Befig- und Nutungsrechte eine außerordentliche Selbitändigteit haben, 
und daß thatjächlih in ihnen wenigjtens jet der Schwerpunft jener Leihe— 
verhältnifje enthalten tit, jo hören fie darum doch nicht auf, Rechte an fremden 
Sachen zu jein und werben demnach auch richtiger als ſolche bezeichnet 7). 


3) 3. B. das Recht auf den Schatz (jedoch fpricdht ihn das Pr. Landr. a. a. O., Tit. 9, 
$ 94 flg., allerdings dem f. g. dominus utilis ganz und das Defterr. Gefetb., $ 399, wenigftens 
zur Hälfte zu), die insula nata, und namentlich) das Recht der Konfolidation and auf Seiten 
des Nuteigenthümers. 

4) Die Stellen der Glofje, welche zu diefer Terminologie Beranlafjung gegeben haben, 
nennen nämlid) dominium utile diejenigen Rechte, welche mit einer utilis (micht direeta) vindi- 
eatio verfolgt werben, z. B. die bonorum possessio, die superficies und emphyteusis. Bgl. 
Glossa ad L. 1 et 2, Dig. de bonor. poss. (37, 1), ad L. 2 D. de superf. (45, 18), ad L. 1 
D. si ager vectigal. (6, 3), ad L. 3 D. de usurp. (41, 3), ad L. 1 Cod. de thes. (10, 15). 
Die Achnlichtert der Emphpteufe, welche die Gloſſe fo bezeichnete, veranlafite zunächft die Aus- 
dehnung der Ausdrudsweife auf das feudum durd die Gloſſe ſelbſt. Ein Mihverftändnig 
diefer Bedeutung des Wortes utilis, welches man nun als gleichbedeutend mit Mutzungs— 
recht (nützliches Eigenthum ?) anfah, gab jenem Ausdrud eine ganz neue Bedeutung und ver— 
anlaßte die Theorie vom getheilten Eigenthum. Diefen Nachweis hat geliefert Thibaut, Civil. 
Verſuche, Th. 2, Abh. 3. 

5) Bol. Thibaut a. a. O. 

6) Dieß ift freilich im neuerer Zeit mehrfad; behauptet worden. Beſonders hat es Phillips 
Deutſches B.-R., Bd. 2, ©. 19) verſucht, deutfcherechtliche Elemente zu entdeden, welche dieje 
Theorie unterftügten. Diefer Verſuch beruht auf der Annahme, daß die Möglichkeit einer 
zwiefahen Gemwere an derfelben Sache (3. B. Eigengewere und Lehnegewere) eine Möglichkeit 
zwiefachen Eigenthums geweſen ſei. Nach der richtigen Auffaflung der Gewere, als eines 
allgemeinen Begriffs, in weldem bie verichiedenartigften Verhältniſſe enthalten fein fönnen, muß 
fi) diefe Anficht als unhaltbar erweifen. Siehe Dunter in der Zeitichr. f. deutſch. Recht, 
Bd. 2, ©. 177 flg., der den Nachweis geliefert hat, daß das deutfche Recht dieß f. g. dominium 
utile nirgends ftatuirt, fondern die darin enthaltenen Rechte überall ald Rechte an einer fremden 
Sache anerkennt. — Bon Neuem, aber ohne neue Gründe, wird die Theilung des Eigenthums 
vertheidigt von Befeler, Syitem, ©. 292 flg., Bluntichli, D. Pr.-R., ı, & 60 (der fich bie 
Sache durch Leberfegung des Wortes „Eigenthum‘ in das Wort „Hercſchaft“ erleichtert), und 
von Walter, D. Pr. R., $ 132. Der Letztere fragt (Arm. 10), ob nicht die Jurisprudenz auch 
neue Begriffe formuliren dürfe? Gewiß, aber fie müfjen richtig fein und einem Bedürfniß 
entſprechen. &. jet vorzügl. Förfter, Theorie des — preuß. Privatredhts, 2. Bd. (1868), 
©. 131 fig. 

7) Nicht zu billigen ift e8, wenn Mittermaier, Grundfäge, $ 156, diefen Spradhgebraud) 
aufrecht erhalten will, weil ex eine entfchiedene Praris für fich habe, als wenn ein irrthümlicher 
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Aehnlich verhält e8 fich mit einer Modification des Eigenthumsbegriffes, 
melde man in einer angeblich abweichenden Auffaffung des Miteigenthums im 
deutihen Rechte gefunden zu baben glaubte *). Das Gigenthum der Mark— 
genojjen am Markboden ?), der Ehegatten an der gemeinjchaftlichen Gütermafje 19), 
der Familiengliever am CStammgute'?), der Ganerben !?), der durch eine 
Erbverbrüderung VBerbundenen !3), der Gejammtbelehnten am gemeinjchaftlichen 
&ute!*), und enbli das jchon bei Yebzeiten des Erblafjers bejtehende Ver— 
hältniß des Erblafferd und Erben zu einer durch eine Bergabung von Todes: 
wegen dem letzteren zugeficherten Sache 1°) glaubte man weder dem Miteigen- 
thum zu ideellen Theilen noch einem andern befannten Gefichtspunfte unter- 
jtellen zu fönnen, jondern durch den Begriff des (freilich nicht immer in gleicher 
Weife aufgefaßten) ?*) j. g. Gejammteigentbums (Condominium in so- 


Ausdrud durch die Praxis geheiligt werden könnte (vgl. auch Dunter a. a. O., S. 209) und 
wenn Eichhorn, Einl., $ 160, denfelben deshalb beibehalten will, weil man fonft die damit 
bezeichneten Rechte mit dem ususfructus in einen unrichtigen Zuſammenhang brädte; liegt aber 
in dem Aufgeben jenes Irrthums wirklich die Nothwendigkeit eines neuen Irrthums begründet ? 
— Bol. jegt das Sächſ. Geſetzb., $ 226. 

8 Wahrfcheinlich der Erite, welcher die Theorie vom Gejammteigenthum aufftellte (für die 
ehelihe Gütergemeinfchaft), war der pfeudonyme Justus Veracius in feinem Libellus consuetu- 
dinum prineipatus Bambergensis (1661). Ueber die ganze Yehre vgl. Dunter, Das Gejammt- 
eigenthum, 1843, 

9) Vgl. oben $ 49 und 51, Anm. 3. Es liegt bier das Eigenthum einer juriftifchen 
Perſon vor mit eigenthümlihen Berechtigungen der Einzelnen, oder ein eigenthümlich organi- 
firtes Miteigentum zu ideellen Theilen. Siehe Gerber’s Abhandlung über die Genofjenfchaften 
in der Zeitjchrift für Civifr. und Proc., N. F. Bd. 12, 5. 208 fig. 

10) Darüber jpäter $ 225— 235, 

11) Hier nahm man ein Eigenthum der ganzen Familie an (Fiſcher, Erbfolgsgeid,., 1778, 
©. 18 flg.; Bejeler, Erbverträge, Thl. 2, Bd. 2, ©. 51 flg., und Unger, Altdeutſch. Gerichtäverf., 
1842, $ 2), während doc nur der gegenwärtige Beſitzer Eigenthum, die übrigen Bamilienglieder 
ein eventuelle Succefjionsrecht haben. 

12) Bei den Ganerbidaften, d. h. den Vereinigungen mehrerer Perſonen oder Familien 
zum Swede der gemeinfchaftlihen Bertheidigung und Benugung von Burgen, Gütern, Lehnen 
u. f. w., war feineswegs immer eine Eigenthumsdgemeinfchaft vorhanden; jedenfall würde ber 
gewöhnliche Begriff des Miteigenthums (mit mancherfei rechtlichen Zufägen) genügt haben. Bol. 
Wigand in den Werlar’ichen Beiträgen, Bd. 2 (1845), ©. 136 flg., und die dort angeführten 
Urkunden von Stein» Kallenfelld. Oft lag eine Erbverbrüderung zu Grunde Bol. Kraut, 
Grundr., $ 9. 

13) Hier handelt e8 ſich um Lebertragung gegenjeitiger Suceeffionsredte. ©. $ 263. 

14) Wir haben es hier nur mit der älteren Belehnung zu geſammter Hand zu thun, da 
die nemere Art derfelben bloß ein eventuelles Succejfionsrecht gewährt. Dunter a. a, O., ©. 89, 
hält jene für ein Miteigenthum nad) ideellen Theilen ; Albrecht, Gewere, S. 243 flg., für das 
Eigenthum einer juriftiichen Perſon; Homeyer, Sachſenſpiegel, 2. Th., 2. Bb., ©. 464, für 
eine zwiſchen universitas und societas, aber näher an diefer liegende Gemeinfchaft. Deine 
Anfiht habe ich unten $ 116 ausgeführt. 

15) Hier liegt eine ſchon jett kräftige Uebertragung des Eigentums mit vorbehaltenem 
lebenslängliden Nießbraud; oder eine bedingte Tradition vor So Albrecht a. a. DO, S. 
192 flg. Nicht ganz übereinftimmend Dunfer a. a. O., ©. 69. (Bgl. Gerber in Schneider's 
frit. Jahrbüchern, 1846, S. 320.) Das Gefammteigenthum nehmen an Eichhorn, Einl. $ 18, 
1, und Befeler a. a. O., Th. 1, ©. 70. 

16) So definiren es Mande ald das Eigenthum einer ſ. g. Genofjenfchaft, was bei der 
Unbeftinmtheit dieſes Begriffd bedeutungstos it. Schüler's (Iuriftifche Abhandl. v. Ortloff, 
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lidum) erklären zu müfjen, wonacd jedem Intereſſenten ein Gigenthum an der 
ganzen Sache zufteben jolle 17). Dieſe der Natur des Eigenthums widerſtre— 
bende Vorjtellung 18) findet jedoch bei genauer Betrachtung im deutjchen Rechte 
feine Begründung; von der berechtigten Negation einfeitiger romanijirender An— 
fichten tft man zur Aufitellung eines unbaltbaren Gejammtbegriffs gekommen, 
durch welchen eine Reihe von Rechtsverhältniſſen, deren jedes nach feiner be— 
jonderen Natur erfannt jein will, gleichmäßig charafterifirt fein follen. In 
‚manchen der angeführten Fälle handelt es jih um das Vermögen einer Cor— 
poration, an welchem die einzelnen Mitglieder felbitändige oder genoffenichaft- 
liche Nugungsrechte haben, in anderen um eventuelle Succeffionsrechte, oder 
um ein in feiner Ausübung juspendirtes Eigenthum, im einigen auch um ein 
Miteigenthbum nach ideellen Theilen*), in noch anderen endlih um ein aus 
verichiedenen juriſtiſchen Glementen zujammengejegtes '°) und nur in jeiner 
thatſächlichen Wirkſamkeit einbeitlih hervortretendes Rechtsverhältniß. Der 
rechtliche Charakter dieſer Verhältniſſe wird freilich in den Quellen des Mittel- 
alters nur jelten mit jurijtiicher Präcifion ausgeſprochen, weil die innige Yebens- 
gemeinjchaft der Interefjenten ?“), oder eine auf alter Sitte berubende Anord- 
nung und Gebundenheit der Nechtsausübung ?') die Feititellung der Nechte 


Schüler, Heimbach und Guyet, Bd. ı [1847], S, 492 lg.) VBorftellung, daß hier die mehreren 
Subjecte zu einem einfchwinden, würde nur dann etwas Anderes als ein bloßes Phantafie- 
bild werden, wenn damit die juriftiiche Perſon bezeichnet fein follte. — Ueber dieſe Wendung 
der Sache f. die trefflihen Bemerkungen Schomburg's in der Zeitichr. für Bergrecht von Achen- 
bad; und Brafiert, Bd. 2, ©. 355 flg. auch 461). 

17) Noch wird dieſe Theorie feitgehalten von Phillips, Privatr, Bd. 2, $ 86, v, Befeler 
a. a. D. und Syſtem, S. 395 flg., zum Theil von Eichhorn a. a. O. Eine Vertheidigung 
des Gefammteigenthums durch Schloifer f. im Ardiv f. d. Praris des in Oldenburg geltenden 
Rechts, 3. Bd. (1847), S. 154 flg. Cine feltiame Geftaltung hat das Gefammteigenthum 
erhalten von Bluntichli, D. Pr.R. I, S. 259. Er erleichtert ſich die Sache abermals durch 
Annahme des privatrechtlich untechnifchen Wortes „Herrſchaft“ ſtatt „Eigenthum“ und ftellt 
die Nüdficht auf deſſen Ausichliehlichteit einfach „in den Hintergrund“. Neue Unterfuchungen: 
Stobbe in der Zeitichr. f. Rechtsgeſch. Bd. 4, S. 20 flg. (1864). Göppert, Beiträge zur Lehre 
vom Miteigenthum nach Preuß. Rechte, 1864. — Sächſ. Gefetb., $ 225. 

18) Vgl. Haſſe, Beitrag zur Revifion der biäherigen Theorie von der ehelichen Güterge— 
meinfchaft, 1808, $ 10—23, 

*) Ein ſolches ıft aud) da anzunehmen, wo aus befonderen Gründen die Konftatirung der 
Duotalberechtigungen einftweilen fuspendirt it; dieß in Bezug auf Stobbe, Handb. des deut- 
ichen Privatr., 2. Bd., 5 52 N. 29. Bol. unten $ 233 Note 9. 

19) Dieß ift namentlich der Fall bei der Gefammtbelehnung; f. $ 116, Anm. 5. 

20) Man fagte von den Gefammtbelehnten, daß fie im gemeinfamen „Scheffel, Brot und 
Rauch“ Tebten. — Gute Bemerkungen über ſolche Berhältnifie f. jetst bei Heusler Anftit. des 
Pr. R., 1. Bd. (1885), $52 u. 53, Er nennt folde Verhältnifje (bäuerliche, Tehnrechtliche und 
chelihe Gemeinfchaften) „Gemeinderſchaft“ und ſieht ihren Charakter immer darin, daß fein 
Einzelmer über feinen Theil allein verfügen fann, und in dem Acerescenzrechte. Er betrachtet 
fie ald eine Art Communionsverhältniß, aber als eine felbftändige Bildung gegenüber dem 
römischen Genoflenichaftsbegriff. 

21) Der eigentlie Schlüfjel zur Löſung der durch die Faſſung der Urkunden über die 
oben genannten Verhältnifie entitandenen Scwierigfeiten liegt in der Betrachtung der eigen- 
thümlichen Bildungsform des deutjchen Rechts, welches die Bildung der Rechtsverhältnifie 
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der Theilnehmer durch jchärfere Begriffsbeitimmung zu feinem Bedürfniß machten, 
— eine Aufgabe, der fich die Wilfenjcbaft unferer Tage unter feiner Voraus— 
jeßung entziehen kann ?*). 


2) Modifiration des Inhalts. 
$ 78. 

Aus dem Widerjtreben des deutichen Nechts, fich der Regel eines abjoluten 
Eigenthumsbegriffs zu unterwerfen, erklärt fich auch die Bejonderheit, daß es 
den Inhalt des Eigenthums jelbjt durch die Individualität ſowohl feiner Sub- 
jecte als feiner Objecte modificiren läßt. Die VBerüdjichtigung der Verjchieden- 
beit der Subjecte zeigt ſich zumächit in dem Cinfluffe des Standes auf den 
Umfang der Eigenthumsberecdtigung, indem das Grundeigenthum der Ritter» 
ichaft regelmäßig nocd einen aus der Vogtei und Gerichtöherrlichleit hervor» 
gegangenen potenzirenden Zuſatz erhalten bat, das Grumdeigenthbum des im 
bofrechtlichen Werbande befindlichen und jpäter felbjt des freien Bauern dagegen 
durch außerordentliche Yajten gebrüdt, ja nicht jelten fogar in die Sphäre der 
blogen Nugungsberechtigung berabgejegt worden ijt!). Der Einfluß der Ver- 
ichiedenheit der Objecte dagegen tritt fichtbar hervor in dem jchon früher er- 
wähnten Umijtande, daß dem Eigenthum an Grund und Boden nicht nur eine 
befondere Ausbildung, jondern auch eine jeiner hervortretenden Wichtigkeit ent- 
iprechende jelbjtändige Bedeutung gegeben wird, während das Eigenthum an 
fahrender Habe im älteren deutjchen Rechte mit geihwächter Kraft zurücktritt 
und zum Theil nach anderen Grundſätzen beurtheilt wird. 


nicht der Herrichaft beſtimmter, durch die Natur des Rechts gebotener Principien, fondern der 
freien Geftaltung der factifchen Yebensverhältniffe anheimgiebt, und den dadurch entflandenen 
Zuftänden die rechtliche Beglaubigung mehr nur als ein äußeres formelles Element 
— als einen bloßen Stempel — hinzufiigt. 

22) Im Gegenfage hierzu will wieder Trummer (Merkv. Erich. in der Hamb. Rechtsgeſch., 
Bd. 3 (1850), 5. 247 fig.) diefe Umflarheit feitgehalten mifien. Müßte ich die Aufgabe eines 
Dogmatifers des deutſchen Privatrechts blos darin erfennen, Anichauungen zu fchildern und zu 
beſchreiben, bei denen fich das mittelalterliche Recht nad feiner Gefammtanlage beruhigen durfte, 
fo fönnte ıd) den Bemerkungen Stobbe's a. a. O., S. 216 flg., vollftändig beitreten. Da aber 
unfere Aufgabe zugleich die ift, die pofitiven Elemente des deutfchen Rechts auch für die Gegen» 
wart zu erhalten und zu befeftigen, jo ift die Forderung ganz umabweislich, fie in der Weife 
zu entwideln, daß fie in unferem durch die Aufnahme des römischen Rechts ganz veränderten 
Rehtsorganismus überhaupt noch beftehen fünnen. Ueber die Ausführung diefer Aufgabe in 
dem Sinne, daß der materielle Charakter der überlommenen Inſtitute nicht geichädigt werde, 
tönnen verſchiedene Anfichten beftehen ; wer aber jene Aufgabe felbft ablehnt, verneint damit 
überhaupt die Berechtigung dogmatiſcher Rechtswiſſenſchaft. 

1) Eine andere derfelben Urfache zuzufchreibende Wirkung, nämlich die Durchbrechung des 
im Eigenthum liegenden Verfügungsrechts durch Rechte der Familie, ift fpäter unter den Be— 
ihränfungen des Eigenthums abzuhandeln. — Scharf aufgefaßt, erfcheinen die aus ber 
Berüdfihtigung der Individualitäten hervorgegangenen Mobdificationen des Cigenthums zum 
großen Theil nicht als Modalitäten des Eigenthums begriffs, fondern als Einflüfle in der 
Geſchichte des Eigenthumsredhts im fubjectiven Sinne. 
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Zwar bat nun das Gigenthum im Sinne des römischen Rechts faſt über- 
all in Deutjchland Geltung gewonnen, und find dieje Bejonderheiten mehr und 
mebr dem außsgleichenden Streben der neueren Zeit gewichen; aber noch immer 
treten fie auch heutzutage in einzelnen Spuren bedeutungsvoll hervor ($ 79 
und 80). 


a) Eigenthbum an Rittergütern. 
8. 79, 

Der Begriff eines Ritterguts !), als eines mut bejonderen Privilegien ver- 
jehenen ländliben Grundftüds, wurzelt in der Gejchichte des öffentlichen Nechts 
in Deutjchland. Die heutzutage als Zubehör des Eigenthums an Rittergütern 
vorfommenden Gerechtſame haben ihren Grund theild in der dem grundbe- 
figenden Nitterftande ehemals obliegenden Verpflichtung zur Yeiftung von 
Nitterdienften, für welche jene eine Ausgleihung bieten follten (Befreiung von 
den öffentlichen Yaften ?), theils in der Vogtei, welche bisweilen jenen Guts— 
eigenthümern znjtand und die anwohnenden Perjonen einer wirklichen Hoheit 
oder einer fich diefer annähernden Gerihtsherrihaft unterwarf (Batri- 
montalgerichtöbarkeit ?) und mancherlei Reallaftberechtigungen),, theild in einer 
wirkliden Grundherrſchaft der Rittergutsbefiger an den Grundjtüden der 
verpflichteten Bauern (fernere Reallajtberechtigungen), theils in der uralten 
Theilnahme der Nitterichaft an der Landesverwaltung (Landſtandſchaft). Zu 
diejen Rechten gefellten fi dann regelmäßig noch bejondere Hut- und Forſt— 
gerechtigkeiten, jowie das Jagd- und Fifchereirecht in den bäuerlichen Befigungen, 
welde bei der Verleihung derjelben vorbehalten waren *),;, auch waren fie 
privilegirt in Betreff des Gerichtsftandes >). Den auf diefe Weife qualificirten 

1) Praedium nobile, equestre, nobilitas realis. Die Bejtimmung der Merkmale eines 
Nitterguts ift heutzutage nad) den Landesgeſetzen verfchieden: bald entſcheidet die Eintragung in 
die Rittermatrifel, bald die auf dem Gute haftende Landſtandſchaft, bald (wie früher in Sachen 
die Berpflichtung zur Zahlung von Nitterpferdsgeldern, bald die Guts- und Gerichtsherrichait, 
bald der Befi eigener von der Dorfgemeinde unabhängiger Gemarkung. Bgl. Ortloff, Grund;., 
©. 261. Es verfieht fi), daß die Eigenfchaft eines Gutes als Ritterguts mit den im einzelnen 
Falle behaupteten Rechten berwiefen werden muß, wenn fie beftritten werden. 

2) Eichhorn, Rechtsgeſch., $ 426, 547. Bol. Struben, Nebenft., 2. 213, 348. Die Rechte, 
welche ald Aequivalent der Kitterdienfte gegeben wurden, waren: die Befreiung von der Ein— 
quartierungslaft, von Zöllen und Steuern aller Art, Der Umfang diefer Rechte ift heutzutage 
in den einzelnen Staaten ganz verfchieden und verſchwindet in den meiften Ländern mehr und 
mehr. 

3) Allerdings ift die nun aud) reichBrechtlich ganz bejeitigte Patrimonialgerichtäbarteit auch 
aus befondern Rechtstiteln, 3. B. Verleihung, hervorgegangen. Aber dieß war gewiß nicht die 
einzige Veranlaſſung ihrer Entftehung; es gab gewiß; auch allgemeine Urſachen derfelben. Bgl. 
Sachſe, Grundlagen des deutſchen Staatd- und Rechtsl. (1844), ©. 415 u. 418, 

4) Diefe Rechte waren urfprünglich Rechte jedes freien Eigenthümers, welche ſich aber 
allmählich in die Hand der Nitterfchait zurüdzogen. Ein befonderes häufig auf Rittergütern 
haftendes Recht ift noch die Braugerechtigleit, als Eremtion vom ſtädtiſchen Bierzwang. 

5) Daher die Unterfcheidung in fchrift- und amtjäffige Güter. Vgl. 3. B. Oberhofgeridhts- 
ordnung zu Yeipjig von 1548 im Cod. August. I, p. 1284 
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Rittergütern treten ‚heutzutage die ehemals reichsritterjchaftlichen %) und die 
Süter der Standesheren *), ſowie die den legtern ausbrüdlich gleichgejtellten 
Befigungen °) als Erjcheinungen ähnlicher Art zur Seite; nur find fie durch 
weit ausgebehntere, an die ehemaligen Hobeitsrechte erinnernde Privilegien 
ausgezeichnet. Bei allen diefen Gütern tritt das Eigenthumsrecht in einer 
durch Bejtandtheile der verjchiedenften Art gefteigerten Wirkſamkeit auf; denn 
indem ſich jene hinzukommenden Rechte mit dem Eigenthum ſelbſt verjchmelzen, 
entjteht der Begriff eines Grundrechts höherer Art, welches das gewöhnliche 
privatrechtlihe Sachenrecht durch jeine reichere Ausftattung weit überragt. 
Den Gegenjat davon bildet das Eigentbum an Sattel» oder Sevelhöfen (d. b. 
Gütern, welche ſich zwar von bäuerlichen Laſten frei erbalten haben, aber doch 
die Vortheile der Nittergüter entbehren), indem es fich bier wieder in feiner 
vollen Einfachheit darſtellt ?). 

Die Erhebung eines einfahen Grundftüdscompleres zum Nittergute kann 
nur mit Hülfe Iandesherrlicher Privilegien bewirft werden, welche jedoch, jelbit 
wenn deren Grtbeilung nicht durch die Landesverfaffung beſchränkt ijt, kaum 
genügen wiürben zur Herjtellung eine Zujtandes, der jenen durch die Ge— 
ſchichte gejtalteten Verhältniffen dem inneren Gehalte nach vollfommen gleich 
füme 10). Die Erwerbung eines jehon bejtehenden Nitterguts jet dagegen 
heutzutage feinen abeligen Stand des Grwerbers voraus, wogegen die particular- 
rechtlich etwa Durch Adelseigenſchaft bedingten echte 11) in der Hand des 
bürgerlihen Befigers ruhen oder erlöjhen, was bei jtandesherrlichen und 
reichsritterfchaftlihen Gütern in bejonders ausgedehntem Umfange ftattfindet !?). 


6) Bgl. Art. 14 der d. Bundes-A.: „Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub Anm. ı 
und 2 angeführten Rechte, Antheil der Begüterten an Yandftandichaft, Patrimonial- und Korfi 
gerichtSbarfeit, Ortspolizei, Kirchenpatronat und der privilegirte Gerichtsſtand gefichert.” 

7) Bgl. Rheinbundsacte, Art. 27, Art. 14 der deutjchen Bundesacte, Bayeriſche Declaration 
vom 19, März 1807. 

8) Bol. 3. B. Reyſcher, Würtemb. Privatr., Bd. 1, S 233, Anm. 1 und 2. 

9, Eichhorn, Brivatr., $ 287. Struben. Observ. jur. et histor. germ. Nr. 10, p. 278 sq. 
Pufendorf, Observ. jur. IV obs. 243. Püttmann, Ueber die Sattelhöfe, deren Rechte und 
Freiheiten, 1788. Bepernid, Sammlung von Abhandl., Th. I, S. 215 flg. Auch bei Buri, 
Erläuterung des Lehner, Th. UI, S. 4 umd ©. 546 flg. Sachſe, Großh. Sächſ. Privatr,, 
& 257, 

10) Es würden durch ein ſolches Privilegium natürlich nur diejenigen Vorrechte gewährt 
werben fönnen, welche der Staat überhaupt zu geben vermag. Die rein privatredhtlichen Ge— 
rechtſame dagegen, welche das gewöhnliche Attribut der älteren Rittergüter find, können fo nicht 
geichaffen werben. 

11) Welche Rechte dahin gehören, läßt ſich gemeinrechtlich nicht beftimmen. Nach den 
neueften ftaatsrechtlichen Veränderungen Deutſchlands faun man diefen Sat fait als antiquirt 
betrachten (jedoch mit Ausnahme der Berhältnifje der Grund- und Standesherren). Beſonders 
häufig wurden die Landtagsfähigkeit und Patrimonialgeridhtsbarteit dazu gezählt, z. B. in 
Bayern nad dem Edict vom 26. Mai 1818, Zit. VI, $ 133, und der Berf.-Urk., Tit. VI, 
87. 

12) Der Begriff „Standesherrſchaft“ ift micht wie der Begriff „Rittergut” ein Gattungs— 
begriff, ſondern eine hiftoriiche Specialität. Diejenigen Rechte, welche der Art. 14 der Bundes— 

16. Aufl. 9 
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b) Eigentbum an Bauergütern. 


8 80. 


Fin Seitenjtüg des Begriffs der Nittergüter in entgegengelegter Weife, 
jo dan, wie dort eine Steigerung des Eigenthumsbegrifis, bier eine Schmäle- 
rung dejjelben durch gewiffe das Eigentum am Grund und Boden bejchwe- 
rende Yajten jtattfand, konnte man ehemals allgemein in den Bauergütern ’) 
finden. Obſchon nämlich zu jeder Zeit ein großer Theil der legtern im vollen, 
freien Eigenthum ihrer Beſitzer geitanden hat, jo haben doc diefelben Gründe, 
welche für die Nittergüter eine Steigerung des Eigenthumsinhalts herbeiführ- 
ten, auf die Bauergüter in der emtgegengejegten Richtung gewirkt, und man 
fonnte jie früher mit Recht als Güter charafterifiren, deren Beſitzrecht neben 
der Laſt der allgemeinen öffentlihen Staats- und Communalleiſtungen noch 
befondere aus der Bogtei des Landesherrn umd anderer Berechtigter ?) hervor» 
gegangene Neallaften zu tragen hatte ?) (Dienfte, Zinjen, Zehnten); diejenigen 


acte den Mitgliedern des hohen Adels als Befigern von Standesherrfchaften verliehen hat, fegen 
ohne Zweifel den fortdauernden Befit des angeftammten Zerritoriums voraus und follen 
ein Acauivalent für die ehemalige Yandeshoheit in diejem Territorium fein. Wird diefe Ber- 
bindung durch Beräußerung der Standesherrfchaft gelöft, fo fallen aud) die f. g. dinglichen 
itandesherrlichen Rechte hinweg, felbjt wenn der Erwerber ein anderer Standeöherr wäre. 
Ebenſowenig können fie auf neue Erwerbungen übertragen werden, welde ein Standesherr 
feit feiner Mediatifirung gemacht hat. So die Auffaffung in Würtemberg; ſ. Golther in der 
Tübinger Zeitſchr. j. Staatswiffenfh. im XVII. Jahrg. Anders, wie es fcheint, in Preußen ; 
j. v. Rönne, Staatör. d. Preuß. Monarchie, $ 107 a. E. A. M. Zachariä, Denkfchrift über 
den territorialen Umfang der ftandesherrlichen Vorrechte, 1867, $ 22, 

1) Es verficht ſich hiernach von felbit, daß an diefer Stelle nicht von den Bauerguts- 
rechten die Nede fein fol, welche ſich als Rechte an einer fremden Sache herausitellen. 
Zwar werden diefe faft immer mit den Bauergütern nad freiem Eigentum zuſammengeſtellt, 
und mar muß einräumen, daß fie nach ihren Schickſalen in einem fehr engen hiſtoriſchen Zu— 
jammenhange itchen ; in einem Syitem des heutigen Rechts aber fan man nicht von einer 
Betrachtungsweiſe auögehen, weldje den vedhtlihen Gegenfag von Eigenthum und blofem 
Nugungsreht unberüdjichtigt läßt. — Dan könnte der gegebenen Auffafjung der Bauergüter 
und NRittergüter den Einwand entgegenftellen, dal; jene zu dem einfachen dinglichen Verhältniſſe 
hinzutretenden Rechte oder VBerbindlichkeiten nicht fowohl die Natur des Eigenthums felbit 
modificirten, als vielmehr nur die Stellung der Eigenthümer. Aber fo fehr aud) diefe 
Auffaffung den römischen Rechte eutſprechen würde, fo ſehr muß doc für das deutſche Recht 
ein anderer Ztandpunlt in Anfpruc genommen werden. Dieſes fchmelzt wirklich den Eigen- 
thumsinhalt und jene im Folge allgemeiner geſchichtlicher Entwidelungen ſich überall daran 
nüpfenden Yaften oder Berechtigungen zu untheilbaren juriftifchen Stoffen zufammen. Es verhält 
fi) ganz anders mit der Schmälerung des Banergutdeigenthums durch Neallaften und der 
Schmälerung des Eigenthums durd einzelne zufällige Servituten, deren Dafein oder Nicht- 
dafein den Eigenthumsbegriff ſelbſt unberührt läßt. S. auch etwas Achnliches bei 3. Möfer 
in der Charalteriſtil des ehten Eigenthums, Patriot. Phantaf., Bd. 4, ©. 164. (Dan 
dente aud) an die mansi ingenuiles, lidiles und serviles.) Maurer, Gef. der Frohnhöfe, der 
Banernhöfe und der Hofsverf. in Deutſchl., 1862, Bd. 1, ©. 351 fig. 

2) Daher die Eintheilung der Bauern in Kammer- und Batrimonialbauern (zu diefen ge- 
hören aud) die Pfarr- nnd Dotalbauern). 

3) Vgl. Eichhorn, Nechtögeid)., 5 368, 448 u. 545, 
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Güter, welche fih von dem vogteilichen Verbande frei erhalten hatten, bil- 
beten dann bie Ausnahme. Allein nachdem in neuerer Zeit fait überall die 
Ablöfung oder Aufhebnng diefer Laſten gefeglich durchgeführt worden ift, ver- 
liert der Begriff eines mobdificirten Eigenthums an Bauergütern feine Bedeutung. 

Die Frage, ob ein Bauergut im Eigenthum feines Befigers ftehe, kann 
nur durch eine Unterfuchung feiner bejonderen Geſchichte beantwortet werben, 
Particulargejege haben die Prüfung oft durch Aufitellung bejtimmter Kenn» 
zeihen des vollen Eigenthums erleichtert *). Wo folche Beitimmungen fehlen, 
gewähren zwar weder die Namen) der Bauergüter, noch die Größe ihrer 
Laſten, die Untheilbarkeit *) und die Nothwendigkeit eines der Veräußerung vor: 
ausgehenden Conjenjes des Gutsheren 7) die Kennzeichen für das Vorhanden— 
fein bloßer bäuerlicher Nutungsrechte ; wohl aber läßt ſich auf ein freies Eigen- 
thum jchließen, wenn eine Vererbung auf Seitenverwandte und freie Dispofi- 
tionsacte nachweisbar find, wenn feine Caducitätsfälle und Berleihungsbriefe 
vorliegen, und ermittelt werben fann, daß ber Zins nicht die Natur eines 
refervirten habe. 


1) Aeſchränkung des Inhalts. 
A) Weſchränkung des Beräußerungsredits. 
Einleitung?) 


$ 31. 
Dem Grundeigenthume legt in feiner Beziehung zum öffentlichen Rechts, 
zujtande des Volks das mittelalterliche deutſche Recht eine jo hervorragende Bedeu— 


4) 3. B. Würtemb. Yandr. II, 9, $ 16, Sächſ. Conftitut., P. II, Const. 39. Bad. Ci» 
vilgefegb., Art. 577. — Beifpiele folder Güter find folgende: die Sattelhöfe (wenn jie nicht 
zu andern als bäuerlichen Gittern gehören), die niederländifhen Kofoniftengüter im nördlichen 
Deutſchland (Holländereien, flämifche Güter, vgl. Werfebe, Ueber die niederl. Kolon., Th. 1, 
S. 141 flg.), die ſchlechten Zinsgüter, (Haubold, Sächſ. R., $ 459), die Wetterfreien im Osna— 
brüdifchen (Klöntrup, Osnabr. R., 3. Th., S. 306), die Erbbauern in der Mittelmart (Eiſen— 
berg und Stengel, Beitr. zur Kenntu. d. Juſtiz, 2. Th., S. 4 flg.), die Freizinsgüter im Er— 
furtifhen (Heinemann, Die ftatut. Rechte v. Erfurt, S. 226 flg.), die Erbhöfe ım Yüneburgifchen 
(Pufendorf, Observat,, Tom. II, obs. 96), die Erberen im Bremifchen und Osnabrüd (Hage- 
mann, Yandwirthichaftsrecht, $ 88), die freien Bauernhöfe in Hoya (Hagemann a. a. D.), bie 
oftfriefifchen Hausmänner, die Erbgüter in Rellinghaufen und Weftphalen (Rive, Beitr. z. 
deutich. Rechtsgeſch, 1. Bd. (1827), S. 295. Sommer, Darſtell. der Rechtsverh. der Bauer- 
güter in Weftph. (1823), S. 19 flg.). Bol. überhaupt Mittermaier, Grundf., $ 484, und Eid)- 
horn, Einl., $ 257, 

5) Selbft die mit „frei componirten Bezeichnungen führen keineswegs immer auf freies 
Eigentfum. Es ift überall der Localſprachgebrauch zu berüdfichtigen. 

6) Denn das Berbot der Dismembration kann ja auch in ſtaatswirthſchaftlichen Rückſichten 
oder in dem Interefle des Neallaftberechtigten (der nicht Eigenthümer des verpflichteten Grund- 
ftüds ift), oder ded Staatsfiscus feinen Grund haben. 

7) Wo dieß vorfommt, kann es auch aus dem Intereſſe des Zinsheren an der Zahlungs- 
fähigteit ded neuen Erwerberd hervorgegangen fein. 

1) Ueber die fehr dunkle Geſchichte des Rechts der Familie am Grundeigentfum vgl. Eich— 
born, Rechtögeich., 88 56 u. 359. Sydow, Das Erbrecht des Sachfenfpieg., 1828, 5. 179 jlg. 

9* 
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tung bei, daß es als eine wejentliche Bedingung vollen öffentlichen Rechts erſchien. 
Die Bortheile dejjelben famen aber nicht blo8 dem einzelnen jeweiligen In— 
haber zu, jondern wirkten vermöge des ſchutzgenoſſenſchaftlichen Charakters der 
Alutsfreundjchaft mittelbar auch für alle Kamilienglieder, die mit jenem in 
einem Erbverbande jtanden, in ihm den Vertreter ihrer eigenen Änterefjen er- 
fannten *) und an dem NRechtsfrieven Theil nahmen, wie er aus der Anjäflig- 
feit auf fejtem Grund und Boden hervorging. Diejer Umjtand bat im deut- 
ichen. Rechte ſchon frühzeitig eine Verüdjichtigung gefunden, indem es der 
Namilie zu jeder Zeit einen jedoch in feiner Wirkſamkeit nicht überall gleich be» 
jtimmten Einfluß auf das Schickſal des in der Hand eines ihrer Glieder be- 
findlichen Grundjtüds einräumte. Den höchſten Grad ihrer Stärke erlangte 
diefe Betheiligung der Familie endlich im mittelalterliben Rechte, wie es ber 
Sacdjenjpiegel ?) darjtellt, indem fie ſich bier zu der Berechtigung der nächjten 
Erben jteigerte, alle Beräuferungen des Grundeigenthums und der dieſem gleich- 


Beſeler, Erbverträge, 1. Bd., $ 5, und 3. Bd., ©. 6 flg. Pauli, Abhandl. aus dem Lübiſchen 
Rechte, I. Th., 1837. Dreves, Abhandl. aus dem Hamburg. Erbredte. 1. Bd.: das Recht 
der Erbgüter, 1844 (dazu Pauli in der Zeitjchr. für deutiches Recht, 10. Bd, ©. 325 flg.). 
Gerber, Meslitationes ad locum Speeuli juris Saxoniei I, 52. Erlang. 1847. 4 Sandhaas, 
Germ. Abhandl. (1852), Ar. 3. Die grümdlichite Daritellung enthält: Zimmerle, Das dentjche 
Stammgutsiyitem nad) feinem Urfprunge und Berlaufe, 1857. — ferner Homeyer, Ueber die 
Heimath nach altdeutfchen Rechte insbei. das Hantgemal (Berlin 1852), S. 35 flg. Siegel, 
Deutsches Erbrecht (1853), S. 88 flg. (Nur kann ich die Anficht des Yegteren nicht theilen, 
daß das Wartrecht ein dingliches Recht ei.) 

2) Ueltere und neuere Schriftfteller haben verfudt, das Recht der nächſten Erben auf 
andere Motive zurüdzuführen, Vielfach wird auch die Eriftenz des Rechts für die germanijche 
Zeit, und zwar ganz allgemein, oder doch für die fränkiſchen Stämme in Abrede geftellt ; fo 
neuerdings aud Lewis, Die Sueceffion der Erben in die Obligat. des Erblaſſers nad) deutſchem 
Rechte, 1864, ©. 7 flg., und theilweife ‘Bernice in der Münchener krit. Vierteljahrsjchr., 9. Bd., 
1567, S. 67 flq., ferner Schröder u. A. Die ausführlichite Eritiihe Dogmengejchichte giebt 
Zimmerle in dem Mr. 1 angeführten Iıerte. Daß man mit einem väterlihen Gefühl für die 
Deicendenten Nichts erklären fann, geht aus der Geſchichte der römischen Suität hervor, welche 
troß ihrer bedeutenden Wirkſamleit dody nicht entfernt zu jenem Ziele führte. S. Bachofen, 
Ausgewählte Yehren des röm. Civilr., 1848, ©. 228. Nach Richthofen (Singuläre Erbrechte 
an ſchleſiſchen Nittergütern, 1845, S. 7 lg.) foll fi das Stammgutsinitem in ſlaviſchen 
Yändern auf ein ehemaliges Miteigenthum der ganzen Bamilie fügen. — Seltfamer Weiſe fett 
Sandhaas a. a. O., ©. 203, obiger Anficht den Einwand entgeaen, fie verwedjiele den Zweck 
mit dem Grunde. Sein eigener „Grund“, daß e8 „Aufgabe des Sachenrechts fei, auch den 
tommenden Geſchlechtern die fachlichen Bedingungen eines vernunftgemäßen Dafeins zu ge- 
währen”, it, infofern er dem mittelalterlichen Sachenrechte einen kahlen nationalöfonomijchen 
Calcul unterlegt, gewiß feiner geichichtlichen Anſchauung entiprechend. 

3) Sachſenſp. I, 52, $ 1: „Ane erven gelof und ane echte ding ne mut nieman sin egen 
noch sine luede geven. Doch weslet die herren ire dienstmann wol ane gerichte, of man de 
wederwesle bewisen und getuegen mach. Gift he't weder rechte sunder erven gelof, die erve 
underwinde's sik mit ordelen, als of he dot si jene de das gal, so he's nicht geven ne mochte.“ 
Obſchon Hier der Fall echter Noth nicht ald Ausnahmsfall erwähnt wird, fo darf man doc; nicht 
mit Sydow a. O. O., ©. 223, fließen, daß er dem Sadjjenfpiegel fremd fei, indem die 
Annahme einer joldhen Ausnahme auf einem forwohl früher als jpäter allgemein anerlannten 
Prineip beruht. Vgl. I. Saxon., Tit. 5, 83. Rechtsb. nach Diftinctionen I, 38, 1. S. ſchon 
Burchardi, Epise. Wormat. leg. et stat, d. a. 1024, $ 7 (Walter, Corp. jur. germ. IH, p. 776). 
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gejtellten Rechte an Dritte, welche nicht durch den Fall echter Noth veranlaft 
waren, innerhalb Jahr und Tag zu vernichten und jich des veräußerten Objects 
in derjelben Weife zu unterwinden, als wenn es ſich um die Bindication 
ererbter Gegenftände handelte *). 

Diejer Grundſatz iſt längſt aus dem Nechtsleben des deutichen Volks ver- 
ſchwunden. Schon gleichzeitig mit dem Ausſpruche des Sacjenipiegels erjcheint 
in den auf Ueberwindung hemmender Schranten des Rechtsverkehrs gerichteten 
jtädtifchen 5) Statuten das Recht der nächſten Erben bäufig auf das ererbte 
Gut, im Gegenjag des neugewonnenen, bejchränkt, und auch in diefer Be— 
ſchränkung behielt e8 nicht jeine urfprüngliche Wirkſamkeit, fondern ſchwächte 
jih nach dem Verſchwinden jener politifchen Bedeutung des Grundeigenthums 
zu einem vielgeitaltigen Retracte ab. Auf der andern Seite aber trieb die halb 
verwitterte Wurzel unter dem Wechjel der Zeit neue lebensvolle Keime, welche 
auch in der Gegenwart ein objcbon bisweilen mit Mißgunſt angejebenes Be— 
jteben haben, die Stammgüter und Familienfideicommiſſes). Das Charafte- 
riſtiſche derſelben iſt Eigenthum mit Veräußerungsbeſchränkung 7); dieje iſt aber 
hier eine wahre Schmälerung des Eigenthumsinhalts, da ihre Wirkung in der 
Regel Nichtigkeit der Veräußerung, und nicht wie beim Näherrecht eine bloße 
Forderung des Retractberechtigten auf Herausgabe unter den Bedingungen des 
abgeſchloſſenen Kaufes iſt. 

Das Eigenthum an fahrender Habe unterlag feiner ſolchen Beſchränkung 
durch die nächjten Erben. Gine andere Schranke der Dispofitionsfähigfeit über 
die legteren, welche das Mittelalter in der Nothwendigfeit des Vorhanden 
jeins phyſiſcher Kraft bei dem Acte der Veräußerung ausſprach, iſt aus dem 
gemeinen Rechte längſt verichwunden ®). 


a) Stammgüter. 
8 82, 
Nachdem jenes mittelalterliche Recht der nächiten Erben unter dem Gin- 
fluffe veränderter Anjfchauungen in den meijten Gegenden Deutjchlands ent- 


weder untergegangen oder doch in die Gejtalt des Netracts berabgedrüdt war, 
jo mußte e8 da, wo es unter der bejonderen Gunſt der Berbältnifje jenen 


4) Wenn die Frift von Jahr und Tag feit gefchehener Beränferung ohne Wiberfprud) der 
Erben verftrichen war, fo hatte der Erwerber am Gute eine „rechte Gewere“. 

5) So fagt das alte Statut von Gent v. 1192 (Dierix, m&moires sur les lois ete. Gan- 
tois. Gand 1817, T. 1, p. 120) Art. 19: Est autem tanta libertas oppidi Gandensis, quod, 
si quis hereditateın suam infra justiciam oppidi contentam, vendere vel invadiare voluerit, 
licet ei, tam extraneis, quam proximis, nec aliquis ratione consanguinitatis vel proximitatis 
poterit contradicere. 

6) Andere Wirkungen, welche hauptſächlich das Erbredt und die ehelichen Güterrechte 
betreffen, jind fpäter auszuführen. 

7) ©. Dimler, Gefammteigenthum, S. 115 fig. 

8) S. oben 5 35, Anm. 2. 
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Wechſel überdauerte, mit dem Charakter der Ausnahme auftreten. Dies ijt 
die Natur der heutzutage j. g. Stammgüter '), deren juriftifche Eigenthüm— 
lichkeiten fich aber nach der Beſonderheit der Zuftände, welchen fie ihre Er- 
haltung verdanken, verichiedenartig geftaltet haben. Zu ihnen gehören 1) die 
j. g. Erbgüter, welde fich in einigen ftäbtifchen Statuten ?) und Yanbes- 
rechten ?) erhalten haben, namentlich in einigen uordiſchen Städten, in denen 
der alte Familienfinn ein ölonomifh und rechtlich bedeutjames Element ge» 
blieben ift. Dieß find unbewegliche Güter, welche von Blutsfreunden +) durch 
Erbgang, Zuwendung auf den Todesfall, oder auch wohl als Abjonderungs- 
gegenftand für Kinder erworben worden find (im Gegenſatze der wohlge— 
wonnenen, d. b. neu erworbenen Güter). Sie dürfen ohne Zuftimmung ber 
zur Zeit nächſten Imteftaterben (ohne Unterjchied des Gefchlechts) außer dem 
Valle echter Noth 5) (wozu der Concurs gerechnet wird) weder durch Ver- 
äußerung unter Lebenden noch auf den Todesfall den genannten Erben ent» 
zogen werben; wibrigenfall® fteht diefen innerhalb Jahr und Tag feit der Ver— 
äußerung die Befugniß zu®), die lettere zu entkräften und das Erbgut jo- 
gleich 7) oder nach dem Tode des Veräußerers zu vinbiciren, fofern ihnen nicht 
ein bloßes Näherrecht eingeräumt wird. Hie und da bat fich das Widerjpruchs- 
recht der Erben auf den Fall der Zuwendung von Todeswegen bejchränft, aber 


1) Ludovici, De diverso jure bonorum adquisitorum et hereditariorum (1714) 1740. 
Dreyer, De restrieta facultate alienandi bona hereditaria ad hereditaria mobilia non pertinente. 
1751. Brandt, De natura bonorum avitorum vulgo Stammgüter — atque inde sumenda 
interpretatione in fideicomm. familiae (1746). 1791, 9. P. v. Hornthal, Vom teutfchen 
Stammgut, 1818. 

2) Füb. Recht I, 10, 6. Hamb. Stat. III, 1, 4, Lüneb. Stadtrecht 4,1. Pauli, Abhandl. 
aus dem Lüb. R., 1. Bd.: Darftell. des Rechts der Erbgüter, 1837, Dreves a. a. O. (das 
Recht der Erbgüter in feiner Beziehung zur testamenti factio, 1841). Dazu Pauli, Zeitichr. 
f. deutſch. Recht, 10. Bd., S. 325 flg. ©. auch Berd, Das Brem. Güterrecht der Ehegatten 
(1832), Anm. 223— Anm. 233, BZimmerle, Das deutſche Stammgutsfyften, ©. 256 flg. 

3) Sächſ. Eonftitutionen v. 1752, P. I, Const. 11 u. 31. Dazu Haubold, Sädjf. R., 
5 396. Ueber das Recht der Erbgüter in hannöverifchen Provinzen f. Pufendorf, Observ. jur. 
universi, Tom. II, obs 15, Tom. IV, obs. 68-70. Hagemann, Praft. Erört., 7. Bd., 
Erört. 35. Ueber das Recht der Erbgüter in rheinifhen Provinzialrechten f. die Nachweiſungen 
bei Walter, Syftem, $ 186, Anm. 4. ©. aud) Buttel im Archiv für die Praxis des in Ofden- 
burg geltenden Rechts, 2. Bd., ©. 54 flg., und Steun, ebenbaf. 1. Bd., ©. 270 fig. 

4) Ob aud) die von einem Ehegatten auf den andern vererbten? dieß bejaht Pauli für 
das ältere lübiſche Recht a. a. O., ©. 78 fig. Ueberhaupt ift hier viel Streit über die Frage, 
was Erbgut fei. Dieß kann nur partieularrechtlich entſchieden werben. 

5) Unter dem Falle echter Noth verftehen die mittelalterlichen Quellen: Gefangenfcaft, 
Hunger und Gefahr, dem Gläubiger zu eigen gegeben zu werben. Aber felbft in dieſem Kalle 
gab das ältere Tübifche Recht dem Erben ein Näherrecht. S. auch Berd a. a. O., ©. 236. 

6) Nach ſächſiſchem Recht ift dieß Revocationsrecdht, über deſſen Charakter Albrecht, Gewere, 
©. 36, und Pauli, Abhandl., S. 130, zu vergleichen find, bloß bei Schenkungen geftattet, bei 
onerofen Beräußerungen dagegen ein bloßer Vorkauf. Haubold a. a. O. 

7) Dieß ift der Sinn vom Sachſp. I, 52 $ 4, und Pauli’S Bedenken (a. a. O., ©. 131) 
gegen Albredit, S. 36, heben fi), wenn man die Worte: „Git he't wedder rechte‘ nidjt von 


einer befonderen Hinterlift, fondern von der allgemeinen Unrechtmäßigleit einer ſolchen Ber- 
äuferung verficht. 
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ijt dann bisweilen auch auf bewegliche Gegenjtände ausgedehnt worden *). 2) Die 
Stammgüter im engeren Sinne, womit man Süter des hoben und niedern 
Adels ?) bezeichnet, bei denen fich nicht durch fidercommijjarische Beltebung, 
jondern durch altes Herkommen das Recht der nächſten Erben und zwar ge» 
wöhnlich in der Art erhalten bat, daß den Söhnen ein Nevocationsrecht, den 
zur Zeit der Veräußerung lebenden Agnaten aber ein NRetract eingeräumt wird. 
Dabei iſt e8 eine auf objervanzmäßige Verzichte der Töchter 10) oder örtliches 
Standesrecht 1) gegründete Gigenthümlichkeit diefer Stammgüter, daß fie aus» 
ſchließlich auf männliche Erben übergeben, jo daß aljo bei Ermangelung männ— 
licher Deſcendenten, jofern nicht die Agnaten ihre Anſprüche geltend machen, 
die Stammgutseigenfchaft erlifcht. Auch bier ift der Concurs als Fall echter 
Noth zu betrachten, in welchem die Revocationsrechte unwirkſam find '*?). 


.b) Die Familienfideicommiffe. 
$ 83. 
Das alte Recht der Erbgüter hat ſich noch in einem anderen Inſtitute 


8) Bol. Pauli, S. 181, und in der Zeitfchr. a. a. D., ©. 328. Das ganze Juſtitut iſt 
jeinem Verſchwinden nahe. 

9) Bgl. Moſer, Bamilienftaatsrecht derer tentichen Reichs-Stände, 1. Bd., ©. 747 ig. 
Kohler, Handbuch des Privatfürftenrechts u. f. w. (1832), S. 159 fig. Zimmerle a. a. OÖ, 
S. 263 flg. In der Regel befteht nur der Grundfag, dab der Befiter dad Stammgut den 
Söhnen hinterlaffen muß, die fi daun darein theilen können; find feine Söhne vorhanden, 
fo hat er häufig freie Hand. Aber aud) dann, wenn den Aguaten der Retract zufteht, darf er 
ohne Einwand das Gut dem entfernteften Agnaten gültig zuwenden, 

10) Diefe kommen aud beim niederen Adel vor, ſ. Kreitmayr, Zum Cod. Max. Bav., 
3. Thl., 11. Cap., $ 8. Pütter's Beitr. zum Staatd- u. Fürftenrecht, 2. Thl., Wr. 39. Sie 
hatten hauptfächlich die Bedeutung, die ſchon im Mittelalter (am meiſten in den Städten) be- 
wirtte Gleichitellung der Geſchlechter bei der Erbfolge zu befeitigen, und jpäter erjt wirkten fie 
aus demfelben Grunde gegen das römiſche Recht, das fie mithin keineswegs hervorgerufen hat. 

11) Bgl. das Bremifche Nitterrecht Tit. 1-5, Tit. 1—15, Pufendorf, Observ. jur, Tom. 
UI, obs 16—19, der fich aber in unrichtigen Bermuthnungen über die Gefchichte ergeht. Denn 
die frühere Annahme, daß die allgemeine Ausfchliefung der Frauen bei der Erbfolge in Stamm— 
güter gemeined Recht des früheren Mittelalters gewejen, und daß die jpäteren Erbverzidite der 
Töchter nur Repreffivmittel gegen das eindringende römiſche Recht geweſen feien, ift jegt wider: 
legt. S. Reyfcher in der Zeitfchrift für deutſches Recht, 6. Bd., ©. 257 lg. Der Zufammen- 
hang der Stammgüter mit dem Rechte der Erbgüter liegt vielmehr allein in der Beräuferungs- 
beſchränkung durch eine Claſſe der nächſten Erben; die ausschließliche Succeffionsberehtigung 
der Männer beruht dagegen auf den Ideen eines im fünfzehnten Jahrhunderte ſich entwidelnden 
Adelsredhts, nad; welchem zur Erhaltung des Familienglanzes eine Annäherung des Alods an 
das Yehen beliebt wurde. Wo hier wicht durch ftatutarifche und Landes Geſetze oder eine Fidei- 
commißftiftung gewirkt wurde, waren Erbverzichte der Töchter allerdings nöthig, zu denen ſich 
aber allmählich eine objervanzmäßige Verpflichtung ausbildete, fo daß fie bloß Sceingefchäfte 
wurden. S. unten $ 251. Die Urkunden, durch welche ſolche Stammgüter requlixt und 
ernenert werden (brüderliche Vergleiche, weibliche Berzichte, Theilungsreceſſe u. ſ. w.), find oft 
fehr undeutlich und geben häufig das Bild eines unvolllommenen und umentwidelten Kamilien- 
fideicommifjes. 

12) S. Eichhorn, Einleit., 5 367, Anm. M, 

1) Ph. Knipschildt, De fideicommissis familiarum nobilium. 1654. 4. Stryek, Traet. 
de successione ab intestato Diss. VI. F. A. v. Moshamm, Berfuch einer Entwrdelung der 
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verjüngt, in dem Familienfideicommiſſe. Die Veräußerungsbeſchränkung, welche 
der Adel nebjt dem Borzug der Söhne für feine Güter (im Gegenſatze der 
ſchon vor der Aufnahme des römischen Rechts immer allgemeiner anerkannten 
Dispofitionsfreiheit und Gleichjtellung der Söhne mit den Töchtern) durch 
ausdrüdliche Beitimmungen in Teſtamenten, Verträgen und jonjtigen Willens- 
erflärungen im Intereſſe der Erhaltung des Familienanfebens zu bewahren 
bemüht war, wurde von den Juriſten des fechzehnten und ſiebzehnten Jahr— 
hunderts durch die Auffaffung als eine fideicommiſſariſche Subititution der 
männlichen Nachkommen gerechtfertigt ?). Zu diefer Anficht gejellte fich die 
Anwendung des von den italienischen Yuriften ?) für das Lehnrecht aufgefun- 
denen Princips der successio ex pacto et providentia majorum auf die jo 





rechtlichen Berhältniffe bei teutfchen Gefchlechtsfideicommiffen überhaupt und insbeſ. bei Erb- 
verzichten und Negredienterbichaften, 1817. Dahvigl, Berf. einer philof.-jur. Darftellung des 
Erbrechts, Th. I. C. von Salza und Yichtenau, Die Lehre von Familien- Stamm- und Ge- 
fchlechtsfideicommiffen, 1838, (Dazu: Died in Schneider's kritische Jahrbücher, 1840, ©. 305 flq.) 
Zimmerle, Das Stammgutöfyften, S. 277 flg. ©. etwa aud Kofta, Entwidelungsgefchichte 
der deutichen Hamilienfideicomm., 1864. Cine dogmatifche Unterfuhung über dad Wefen und 
die Natur des Anftituts |. bei Gerber in feinen und Ihering's Jahrbücern, Bd. I (1857), 
5.53 flg. Eine Darftellung analoger Verhältniffe von Kamilienftiftungen bei &erber, ebendaf., 
Bd. 2, ©. 351 fig. Eine neue Bearbeitung der Lehre giebt Lewis, Das Recht des Familien— 
fidercommifjes, 1868; wenn diefe Arbeit feinen weſentlichen Fortſchritt der Lehre darbietet, fo 
beruht die hauptfächlich darauf, daß die in der Entwidelung des Inftitut8 bedeutfamften Fidei— 
commiſſe, nämlich die des hohen Adels, ald Ausflüſſe „autonomifcher Geſetzgebung“ ausgeſchieden, 
und im folge dieies Irrthums das bei weitem wichtigfte Material willlürlich ausgeſtoßen wird. — 
Eine aud) für diefe Lehre werthvolle Arbeit ift: Freiesleben, Die Familienanwartichaft nach dem 
neueſten Sächſiſchen Rechte, 1868, indem jie die Gegenſätze diefes men gebildeten Inftitut® zum 
deutichen Familienfideicommiſſe wifjenfchaftlich entwidelt. — S. Oefterr. Gef.-B., $ 618—645. 
Pr. Sandr., Th. I, Tit. 4. Bayer. Ediet über Familienfideicommiffe vom 26. Mai 1818. 
Weimarifches Gef. vom 22. Apr. 1833. Hannov. Gef. v. 13. Apr. 1836, Großherzoglich 
Heil. Gef. v. 13. September 1858. Braunſchweigiſches Gef. v. 2. Mai 1858. 

2) Knipschildt a. a. D©., ©. 11: „— — indeque haee nostra fileicommissa familiarum 
Nobilium conservandarum causa constituta dieuntur, quod fidei possessoris alteri de familia 
restituenda committantar et demandentur.* Diefe Auffafjung beruht auf einer außerordent- 
lichen Erweiterung des feiner Natur nad) viel befchränkteren Inftituts des römischen Familien— 
fideicommifjes oder fucceffiven Vermächtniſſes. Diefe it aber nicht blos der deutſchen Jurispru— 
denz des 17. Jahrh. eigen, fondern fand jich fchon in der ganzen romaniſchen Jurisprudenz feit 
Bartolus und Baldus vor. Peregrinus, De fideicomm. (1559), Vineentius Fusarius, De sub- 
stitut. (1559), Petra, De fideicomm. (1603), und Betsius in der Anm. 4 angef. Schrift find 
die Hauptvertreter diefer Richtung. Bei allen diefen wird das Familienfideicommiß des modernen 
europätfchen Adelsrechts wie eine Cafuiftit des römischen Fideicommißrechts behandelt und aus 
deſſen Rahmen heraus entwidelt. Auf diefem Standpunkte ſtehen auch Knipfchildt, Stryd 
(traet. de suce. ab int. diss. VII) und die vielen fpäteren Difjertationen. Erſt die neuefte 
Jurisprudenz hatte das Inftitut aus jenen alten Verbindungen heraus zu voller Selbjtändig- 
leit gefördert; nur Lewis a. a. O. führt e8 im der Hauptſache wieder auf den alten Staud- 
punft zurüd. 

3) Vgl. Accurs. ad II feud. 1 81; Gl. ad II feud. 45 („hoc ideo contingit, quia potius 
prineipali providentia, quam ex judieio sive ex suecessione ad eum pervenit). Gl. ad 1I 
feud. 45 $ 1 („— deterior est conditio üliorum — quam agnatorum — quod mirum videtur 
maxime cum paternum [adde : est feudum], quod potius prineipali providentia videtur ad eum 
pertinere debere, quam judieio defuneti‘). 
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behandelten Stammgüter *), und es entjtand daraus ein Injtitut, welches ge— 
eignet erichien, die Neigung zur Grbaltung des Familienanſehens zu befriedi- 
gen’). Denn aus dem genannten Grundlage der Eritredbarkeit des Willens 
des Gonjtituenten auf die entferntejten Gefchlechtsfolger ergab ſich die Unver- 
außerlichfeit der Güter %); die Wererbung aber auf die ganze Nachkommen— 
Ichaft war ein ſchon von felbjt aus der Foee des Stammguts und der Ana- 
logie des Lehns hervorgehendes Princip, welches auch durch die Annahme der 
fiveicommifjarifchen Subjtitution der männlichen Nachkommen, al® einer blos 
civiliſtiſchen Erflärungsart des Inftituts, nicht geftört werden fonnte ?), wäh- 
rend fie jich allerdings auf der anderen Seite zur Sicherung des Vorzug des 
Meannsjtamms bei der Succeffion nüblich erwies. Die Behandlung dieſes Ber- 
hältnijjes al8 Fideicommiß fand noch befonders darin eine Unterjtügung, daß 
man vorzüglich eine teftamentarifche Verfügung zur Gründung dejjelben für 
geeignet erklärte, der man jpäter die autonomifche Bejtimmung des Adels und 
den Bertrag zur Seite ftellte $). In der Verknüpfung diefer Einflüffe find die 
wejentlichjten Elemente des Injtituts in feiner heutigen Grjcheinung gegeben. 
Sein Bildungsprocek ift der, daß die Yuridprudenz Jahrhunderte hindurch be- 
müht war, e8 auf der Grundlage des mit den Mitteln des römischen Nechts 
entwidelten Willens des Gonjtituenten als einzelnes Rechtsgeſchäft aufrecht zu 
erhalten, bis es jich allmählich den Charakter eines felbjtändigen Rechtsinſtituts 
mit eigener innerer Berechtigung erworben hatte ?). 


Ss 84. 
Die Verfügung, daß ein Gut unveräußerlich auf alle Geſchlechts— 


4) Bgl. De Primogenitura tractatus — Jacobi, A Saa et Ludoviei Molinae. Hanoviae 
1612 (12), durch welches Wert fich fortwährend das Princip der successio ex pacto et pr. m. 
hindurchzieht. 3.8. wird 5. 202 fig. das Succeffionsrecht des Landesheren nad) der Primo: 
genitur mit dem Succeffionsrechte in ein foldes Stammgut gleichgeftellt; nur daß ftatt der 
providentia majorum die voluntas und providentia reipubliene figurirt. Bol. aud ©. 196, 
S. 301 u.f.w. Bgl. auch Nie. Betsius, Tractatus de statutis, pactis et consuetudinib. famil. 
illustr. et nobil. Francofurt. 1611 (12), ©. 758 flg. S. Eichhorn, Staatd- und Rechtsgeſch., 
& 540, 

5) Davon iſt Schon fehr früh die Rede, aber es fcheint doc, al$ wenn die Erhaltung des 
Familienglanzes erſt im fechzehnten und filbzehnten Jahrhundert ein eigentliches Princip ge- 
worden fei. 

6) Die Unveräuferlichleit des Fideicommifles ift weit ftärter als die bloße VBeräußerungs- 
beihräntung des Stammguts. Da fie aber die mwefentlichfte Eigenfchaft der Fideicommiſſe 
ift, jo wurden häufig die Stammgüter zu jenen durch bloße vertragsmäßige VBeräußerungsver- 
bote erhoben. 

6) Betsius a. a. O., ©. 405 und 406, der zwar felbit eine foldhe Ausdehnung der Ber- 
äußerlichleit des Fideicommiſſes über den vierten Grad nad) der Nov. 159 entfchieden mißbilligt, 
die von ihm befämpfte Anficht aber als die communis doctorum opinio referirt. 

8) Vgl. Befeler, Erbvertr., 3. Bd., ©. 75 flg. ©. die reiche Beifpielfammlung von Er- 
hebungen der Stammgüter zu Fideicommifjen durch bloße vertragsmäßig feftgefetste Unveräußer- 
lichteit bei Hellfeld, Diss. de fideicomm. familiar. illustr. (1799). 4. p. 30—50. 

9 ALS älteftes Geſetz darüber führt Befeler, Syſtem, $ 176, ein bayerifches Gef. v. 1672 an. 
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folger des Gonjtituenten ober eines Dritten bi zum Ausgange des Stammes 
und Namens zur Erhaltung des Gejhlehtsanfehens übergehen 
jolle, begründet ein Samilienfiveicommiß!). Fähig zur Errichtung eines jol- 
chen ift im Zweifel Jeder, welcher Dispofitionsbefugnig über einen zur Grün- 
dung des Familienfideicommiſſes geeigneten Gegenſtand hat ?), während Parti- 
cularrechte dieſe Fähigfeit bisweilen auf den Adel beſchränken ). Gegen- 
ſtand des Fideicommifjes kann nur eine dauernde, fruchttragende Sade, aljo 
Srundjtüde oder Capitalien fein *), welchen jedoch auch andere Gegenftände 
als Fibeicommißpertinenzen beigegeben werden fünnen >); Barticularrechte haben 
häufig die Fähigkeit einer Sache, Fideicommik zu werden, an das Vorhanden— 
jein eines bejtimmten Ertrags geknüpft 6). Die Errihtung eines Familien» 


1) In diefen Punkten liegt zugleich das Charakteriftiiche des Familienfideicommiſſes. Es 
ift daher biefem Imftitute nicht entfprechend, wenn das bayer. Gef. von 1818, $ 1, das Defterr. 
Geſ.-B., $ 618, und das Pr. Landr. a. a. D., $ 23, auch die Beftimmung der Fidecommiß- 
qualität blos für einzelme Gefchlechtsfolger hierher zählt; dieß ift ein Rüdfall in das römische 
fucceffive Vermächtniß, welches von unjerem Inftitute weſentlich verſchieden ift (f. Pfeiffer, Pralt. 
Ausf., Bd. 3, ©. 54), — Bon dem bloßen Stammgute unterfcheidet ſich das Familienfideicom⸗ 
miß zunächft durch den Umſtand, daß hier eine befondere außbrüdlide Berfügung 
als die Duelle des Rechtöverhältuifjes vorliegt, während dort altes Herfommen, Gewohnheits- 
recht und Gefetz entfcheiden, dann durch die gänzliche für alle Zeiten wirkende Unveräußer— 
lichteit, während bei den Stammgütern mur eine Beräußerungsbefhräntung zu Gunften 
der Söhne und höchſtens der zur Zeit der Alienation vorhandenen Agnaten ftattfindet; endlich 
durch die successio ex paeto et pr. maj., welche den Uebergang des Fideicommifjes auf die An- 
wärter mit ganz anderen Wirkungen gefchehen läßt, al® der des Stammguts auf die Erben 
erzeugt. Cine befondere Succefjionsordnung (abgejehen von der ausſchließlichen Berufung 
de8 Mannsſtamms) ift dagegen für das Fideicommiß nicht charalteriſtiſch, jo oft fie auch vor: 
fommt. Gbenfowenig ift der Gebraud; des Wortes „Fideicommiß“ im der Eonftitutionsurkunde 
wejentlih. — Zu bemerten ift übrigens, daß die oben hervorgehobenen Punkte nur den Kern 
des Inftituts ausmachen, an welchen ſich vieles Andere anſchließen kann. 

2) Darin liegt zugleich die Beichräntuug durch die Rechte der Notherben ausgeſprochen. 
S. Gerber im Archiv f. civil. Br., Bd. 37, S. 54, Anm. 19. Die Verwandlung eines Lehens 
in Fideicommiß jet aus dem angef. Grunde Einwilligung fänmtlicher Interefienten (fofern fie 
nicht an fid) verbunden find, die Verfügung des Disponenten anzuerkennen, 3.8. Söhne) vor- 
aus; wer aber ein ſolcher fei, ıft nad) der Befonderheit des einzelnen Falles zu beurtheilen ; oft 
wird es fi bier nur um eine Veränderung der Succeffionsordnung handeln. ©. die Be— 
ftimmungen des Pr. Yandr. a. a. O., $ 50, und des Bayer. Ed., $4. Eichhorn, Einl., $ 368, 
Anm. 8. Beſonders ift diefe Umwandlung des Lehns erleichtert im angef. Hannöv. Gef., 8 29. 
Auch ift fie im dem neueſten Preußifchen Allodificationsgefegen innerhalb einer gewiſſen Zeit 
nachgelafien. 

3) Bayer. Edift, 5 1. Indem hierin ausgeſprochen ift, daß ein Fideicommiß nur zum 
Bortheil adeliger Familien errichtet werden könne, liegt darin zugleich, daß ein Nichtadeliger für 
feine Familie ein foldjes nicht einführen kann. Die allerdings noch freigelafiene Möglichkeit, 
daß ein Bürgerlicher wenigftens für eim fremdes adeliges Geſchlecht ein Fideicommiß ftiften 
fönne, deutet auf ein jo unendlich feltenes Vorlommen hin, daß es trotzdem geredjtfertigt ex- 
fheint, wenn der Text fo, wie geichehen, die obige Beſtimmung nad ihrem hauptſächlichen 
praltiſchen Erfolge formulirt. Dieß gegen Lewis a. a. O., ©. 42. 

4) Vgl, Weimar. Gef., $ 6. 

5) 3. B. Kleinodien, Bibliothelen. S. Pr. Yandr., $ 60, 61. 

6) ©. Bayer. Ed, $ 2. Pr. Yandr., $48 u. 49. 
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fideicommiſſes gejchieht durch den in einem Teftamente ?), Grbvertrage oder in 
einer fonftigen Stiftungsurkunde 8) ausgefprochenen Willen des Conjtituenten °). 
Faſt allgemein ijt ferner die Einholung der richterlichen oder Tandesherrlichen 
Betätigung und eine gewijje Publicität vorgefchrieben 129); dieſen Acten gebt 
in der Regel ein Aufruf an die etwaigen Interefjenten zur Wahrung ihrer 
Rechte voran. 

Der durch die Stiftung berufene Inhaber des Fideicommiffes ift wahrer 
Eigenthümer deſſelben 11). Eine Beichränktung feines Nechts liegt jedoch 
darin, daß das künftige Schickſal des Fideicommiſſes ſchon durch den Willen 
des Stifterd beftimmt ift; daher tft jede Veräußerung (Verpfändung und dau— 
ernde dingliche Belaftung) des Guts gegenüber den Stiftungsinterefjenten nichtig, 
und es kann von den Anwärtern 1?) das veräußerte Fideicommiß zur Zeit des 


7) In bdiefem Falle kann die Fideicommißftiftung natürlich vom Teſtator freiwillig wider 
rufen werden, felbft wenn die Beftätigung defjelben ſchon erfolgt wäre. Bgl. Defterr. Geſ. B., 
5 628, welches noch weiter geht. 

8) Ein Vertrag ift nur dann und nur infoweit erforderlich, als e8 fi) um die VBerände 
rung fchon beftehender Rechte der Hamilienglieder handelt. S. Anm. 2. 

9) Gerber a. a. D. (Jahrbücher, Bd. 1) S. 89 fig. Das Gefchäft ift am ſich kein mortis 
causa negotium; es ift die der Claffe der Stiftungsgeſchäfte angehörende Verfügung, 
duch welche freied Cigenthum in gebundenes Stammgutseigenthum verwandelt wird. — Wenn 
man früher (Runde, Yehrb. des Pr.-R., 8 693, 694) Kamilienfideicommiffe durch Obfervanz 
entjtehen laflen wollte, fo beruhte dieß auf irrthümlicher Verwechslung mit der durch obferbanz« 
mäßige VBerzichte der Töchter geficherten Stammgutserbfolge. S. Eichhorn, Einl., $ 368, IIL, 
Die Form der Erridtung eined Familienfideicommiffes bei dem hohen Adel des Art. 14 der 
B.-Acte ift feine andere, da die Autonomie dejjelben keine gefeßgebende Gewalt if. ©. oben $ 29. 

10) Br. Landr. a. a. O., $ 62 flg. Bayer. Edict, $ 17 fig. Defterr. Gef.-B., Art. 627, 
Hannöv. Gef., $ 36. Weimar. Gef., $ 1. Haubold, Sächſ. R., $ 394. Kurfürſtl. Sächſ. 
Erl. Proe.-Drdn., Tit. XLV, 5 7. Es gefchieht dann auch die Eintragung im die öffentlichen 
Bücher (Bayer. Edict, $ 22. Hannöv. Gef., $ 36), welche in der Natur der Sache begründet 
ft. Böllig abzumeifen wäre dagegen die Vorftellung , daß die Tandesherrliche Beftätigung hier 
den Eharalter eines Privilegiums zur Begründung eined dem allgemeimen Rechte widerftrebenden 
anomalen Berhältnifies habe. 

11) Bgl. Dunter, Gefammteigentfum, ©. 115, wo aud) die entgegengefetsten Anfichten 
widerlegt find, welde regelmäßig auf ein Gefammteigenthum oder Obereigenthum der Ramilie 
und bloßes Nugeigenthbum des Inhabers hinausgehen, eine Theorie, welde aud) das Bayer. 
Edict, $ 43—44, das Defterr. Gel.-B., $ 629, und das ‘Pr. Landr., $ 73, beftätigen. Cine 
nähere Begründung diefes Eigenthums f. bei Gerber a.a. O., ©. 74 fig. Ihering, Jahrb. für 
die Dogmatif, 10. Bd. (1871), ©. 510 und 524, 

12) Auch die Defcendenten ded Beräußerers find, da eine analoge Anwendung des fingu- 
fären Satse® von II. feud. 45 unftatthaft fein würde, zur Revocation berechtigt; der Veräußerer 
felbft nicht, foweit ihm die exceptio doli im Wege fteht. Ob aber die Nachlommen auch dann 
das Revocationsredht haben, wenn fie Aflodialerben des Veräußerers geworben find, ift zweifel- 
baft. Die verneinende Antivort würde darauf beruhen, daß man fie als Erben für verpflichtet 
bielte, die Handlungen des veräußernden Erblaſſers anzuertennen; die bejahende Antwort würde 
anführen können, eine wegen des Widerftreitd mit einer Stiftungsnorm vorhandene Nichtigkeit 
fei fo abfoluter Natur, daß ihre Folgen auch nicht auf dem Umwege der obligatorifcen Ver— 
mittefung bejfeitigt zu werden vermödten. Ich möchte mich jegt doch mit Lewis a. a. O., 
S. 254 flg., für die verneinende Anficht eutſcheiden. ©. daf. aud) die Litteratur über diefe viel 
beftrittene Frage. 
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jtiftungsmäßigen Anfalls mit einer gewöhnlichen Vindication '3) zurüdgefordert 
werden, auch kann deshalb der Inhaber das Fideicommiß (abgejehen von dem 
Falle einer zuläffigen Nachftiftung — |. u. —) nit mit Schulden belajten, 
welche der Nachfolger, jofern er nicht zugleich außerdem Erbe tft, anzuerkennen 
brauchte, und für welche die Subitanz des Gutes jelbft !*) haftete. — Jene 
Beitimmung des Fideicommiffes bat aber nicht blos diefe negative Seite, 
jondern fie äußert auch eine bedeutende pofitive Wirkung, indem fie dem je- 
weiligen Befiger eine eigenthümliche Sphäre des Handelns in Pflichten und 
Rechten eröffnet. Verpflichtet ift er, das, Fideicommiß jo zu erhalten, daß 
es auf feine Nachfolger in uriprünglicher Integrität übergeht; daher muß er 
die laufenden, regelmäßig wiederkehrenden und durch den Fruchtgenuß aufge» 
wogenen Reparaturen und Muslagen aus eigenen Mitteln bejtreiten, und erjt 
der Aufwand, welcher dieje Verpflichtung überjchreitet, fan nach den Grund- 
fäten des Impenfenerjages von den Allodialerben zurüdverlangt werden, wie 
fie umgekehrt die aus einer Vernachläffigung jener Pflicht entitandenen Dete— 
riorationen vergüten müffen. Der jeweilige Inhaber iſt jedoch durch die Stif- 
tung auch zu einem jelbjtändigen- Handeln ermächtigt, welches feine Nach» 
folger vermöge ihres fucceffiven Erbrechte® verbindet. Er darf nämlich da, 
wo e8 fich um eine Yeiftung handelt, welche zur Erhaltung (oder Wieberher- 
jtellung) des Kamilienfiveicommiffes im Ganzen oder in jeinen Theilen durch 
einen auferordentlihen Aufwand nothwendig iſt, in den Bereich des Fideicom- 
mißvermögens eine Schuld aufnehmen, welche auf die Fideicommißfolger als 
jolche übergeht, und für welche auch die Subftanz des Fideicommiſſes haftet. 
Dies ift eine Nachjtiftung, zu der jeder Inhaber ‚unter VBorausferung ihrer 
materiellen Gründe nach dem Willen des urjprünglichen Stifters, wie ſolcher 
jih in der Natur und dem Wefen einer folchen Stiftung von felbjt Fundgiebt, 
ermächtigt iſt. Sie verbindet die Nachfolger in derjelben Weife, wie eine jchon 
vom Stifter in den Vermögenskreis der Stiftung aufgenommene Schuld !°), — 
Die Anwärter haben vor dem Anfalle feine weitere Berechtigung, als die der 
Intervention in NRechtsitreitigkeiten, welche das Fideicommiß betreffen und von 
dem dazu legitimirten Inhaber des Guts geführt werben !#), jofern ihnen 

13) Die Ammwärter werden aber immer wohlthun, wenn fie ſchon jetzt ihr künftiges Vin— 
dicationsredht durch einen Proteft wahren. — Die Anficht Stobbe’s, Handbud) d. deutſch. Pr.- 
Rechts, 5 140, N. 22, daß die Veräußerung (wie beim Netract) nur revocabel fei, ift m. 4. 
nad nicht zu begründen. 

14) Es haften nur die Früchte des Guts während des Beſitzes des Schuldners. 

15) Vgl. über diefe Lehre Gerber, Ueber Lehns- und Kamifienfideicommißfchulden in der 
Zeitfchrift für Civilrecht und Proceß, N. F., 11. Bd., 2. Heft. Im Bezug auf das weitere 
Detail ſ. unten die Lehre von den Yehnsichulden ($ 132, 133), welche in den meiften Bunften 
ganz analog ift. Es fehlte diefer Lehre bisher an einer feſten juriftifchen Konftruction, da man 
fi) meiftens mit dem unhaltbaren Prineipe der in rem versio zu helfen ſuchte. Barticular- 
rechte haben hier bisweilen abweichende Vorſchriften. Befonders fchreiben fie oft Beftätigung 
des Gerichts oder Miniſteriums vor. 


16) Urtbeile und Vergleiche, welche in einem folchen Proceſſe ergehen, find natürlich auch 
von den Succejjoren anzuertennen, da der Brocehlührer wirklicher Eigenthümer war. 
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nicht Particularrechte weiter gehende Befugnifje zur Sicherung ihrer Interejjen 
ausdrüdlic gewähren 7). 

Ein Familienfideicommiß kann nicht durch Ginwilligung der lebenden In— 
terejjenten aufgehoben oder in feinen wejentlichen Eigenſchaften verändert werben, 
weil auc der übereinjtimmende Wille jümmtlicher gegenwärtiger Nachfolger 
doch nur ein durch die Stiftung bejchränfter ift, und deshalb feine mit dem 
Willen des onftituenten gleich ſtarke Wirkſamkeit äußern kann. Die Bertre- 
tung der ungeborenen Nachfolger aber durch einen dazu bejtellten Curator be- 
ruht auf einer willfürlichen Sietion, welde nur den Schein des Nechts zu 
wahren vermag; umd die Bejtätigung einer ſolchen Aufhebung des Fideicom- 
mijjes durch die Staatögewalt würde feine Purification des Unrechts fein fün- 
nen 48), Indeſſen haben aus berechtigten Nützlichkeitsgründen einzelne Particu— 
larrechte 1?) die eine oder andere der genannten Arten als wirkliche Meittel 
zur Aufhebung von Fideicommiffen anerfannt. Cine wahre Aufhebung von 
Fideicommiſſen tritt nur dann ein, wenn fie in die Hand des lekten vom 
Stifter gerufenen Nachfolgers gelangen, was jich freilih mit Sicherheit erſt 
nach deſſen Tode entjcheidet ?°). 

17) Bgl. Bayer. Ebd., $ 71. 

18) Der einen oder andern der entgegengeletten Anfichten ſchließen fich freilich die meiften 
Scriftfteller an, offenbar mehr durch die Billigfeitsrüdfichten, welche die Möglichkeit einer Ber- 
änderung oder Aufhebung des Fideicommifjed empfehlen, als durd Rechtsgrundſätze geleitet. 
gl. Knipschildt, De fideic. fam., Cap. 11, Nr. 151. Streitmayr, Ad Cod. Max. Bar. civ., 
T. III, Cap. 10, $ 24. Hellfeldt, De fideicomm. si alienat. sunt revoe. (1779. 4.). p. 60 sq. 
Selbſt Eichhorn, Einl., S. 886, nimmt eine Aufhebung dur die Staatsgewalt an. Richtig 
Wittermaier, Grundf., $ 158, Xl. — Der übereinftimmende Wille der Intereflenten würde 
nur danı zur Aufhebung de# Fideicommiſſes wirkfam dienen können, wenn er die Summe von 
Berzihten jedes einzelmen jett und zukünftig einmal Berechtigten darftellte, indem dann 
fein weiterer Berechtigter vorhanden wäre. 

19) Bgl. Bayer. Ed., $ 97. Oeſterr. Geſetzb, 644. Preuß. Gef. v. 15. Febr. 1840 
Geſetzſamml., ©. 20 flg.). Haubold, Sächſ. Privatr., $ 395. Braunſchw. Gef. v. 28, März 
1837, 5 24. Weim. Gej. v. 22 Mai 1826, $ 1. Nach manchen Gejegen muß jedoch ſtreng 
zwifchen Aufhebungen und bloßen Betänderungen gejchieden werden; oft wird eine unmejentliche 
Beränderung leichter geftattet, 5. B. im angef. Weimar. Gefeg; was eine foldhe ſei, muß das 
Ermefjer des Richters im einzelnen alle entfcheiden. Befonders wichtig ift dabei die Berüd- 
fihtigung, ob jede Veräußerung, auch die der einzelnen Yinien unter einander, ober nur die 
Beräuferung aus der familie verboten tft. Vgl. von Salza a. a. O., $ 15. — Damit find 
jedoch überall diejenigen Verfügungen des Fideicommipinhabers nicht zu verwechſeln, welche die 
Erhaltung, Berbefjerung und folgeweife aud) Veränderung des Fideicommißguts betreffen, ſoweit 
fie als bloße nütliche Verwaltungsmaßregeln erſcheinen. 

20) In der Hand des letzten Befiterd wird das Fideicommiß wieder freies Eigenthum. 
er der letzte Befiger fei, ift mach der Berfchiedenheit der Stiftung zu beantworten, indem 
manche auch die Cognation nad) Abgang des Mannsſtammes berufen. Ob dann die dem Stifter 
am mächften Verwandten oder die dem letzten Befiger am nächſten Stehenden berechtigt jind, 
ift im Erbredt zu entſcheiden. 9. unten $ 274. Bol. Bornemann, Preuß. Civilr., Bd. 6, 
- ©, 382, — Da erft mit dem Tode des letzten Befiterd die Gewißheit eintritt, daß feine Nadı- 
fommen mehr zu erwarten find, jo wird die der Yage der Sadje entjpredhende Form einer Ber- 
fügung deſſelben über das Fideicommißgut die einer Verfügung auf den Todesfall fein. Aber 
and in diefem Falle, ſowie im Kalle der Iuteftaterbfolge wird ſich der Erwerber nad) Umftänden 
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B) Belhränkung des Gebrauchs und der Wenutzung'). 
1) Beim Eigenthum an Maldungen, 
$ 85. 

Die Gefchichte des Waldeigenthums in Deutjchland zeigt zwar, daß es 
den Yandesherren auf den verjchiedenjten Wegen gelungen ift, einen großen 
Theil der Wälder ihrer ZTerritorien zu erwerben ?), aber niemals hat jich 
daraus eine den Eigenthumserwerb an Waldungen ausjchliefende Regalität 3) 
entwidelt. Die Anhäufung des Waldeigenthums in der Hand des Yandesherrn 
beruht daher auf feiner principiellen Urſache, jondern auf thatfächlichen Bor» 
gängen, welde freilih in allen Ländern Deutjchlands in folge übereinftim- 
mender Intereffen und Zuftände gleichmäßig ftattgefunden haben. Obſchon 
hiernach das Privateigenthum *) an Waldungen an ſich von dem Eigentum 
an anderen Gegenſtänden nicht verjchteden iſt, jo ijt doch die Ausübung dejjelben 
eine bejchränktere, indem bier die (auch fonjtige Privatrechte überwachende und 
nah Umständen beeinflujfende) Staatsgewalt wegen des ganz bejonderen 
Interejjes der Waldungen für das Gemeinwohl in nahbrüdlicherer Einwirkung 
hervortritt °). Dieje Einwirkung kann theils gefeßlich bejtimmt fein ®), theils 


erft die Conftatirung der Abwefenheit von Stiftungsberecdhtigten durch gerichtliche Edictalien 
gefallen laſſen müſſen. 

1) Eding, Die Rechtsverhältniſſe des Waldes, 1874. — Ausgeſchloſſen bleiben hier die 
durch Servituten und andere dingliche Rechte bewirkten Beſchränkungen. 

2) Die erfolgreichſte Art der Waldoccupation war die urſprünglich vom Könige und ſpäter 
auch von den Landesherren ausgeübte Inforeſtirung oder Erhebung eines Waldes zum Banır- 
forft. Obſchon diefe Abſchließung da, wo es ſich um einen bisher von den umliegenden Ein— 
wohnern gemeinfchaftlich und vegellos benutten Wald handelte, nicht eigentlicdy den Sinn einer 
gänzlichen Occupation haben follte, jo ift dieß doc) fpäter für folche Fälle meiftend angenommen 
worden, umd die Nugungen der Privaten janlen dann zu bloßen Servituten herab. Bal. 
Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 193. 362. Deffen Einleitung 3. Deutfh. Pr.-R., $ 281. Befonders 
wichtig ift auch hier der Uebergang des Eigenthums an markgenofjenfhaftlihen Waldungen auf 
die Yandesherren, wie er im verſchiedener Weife jtattfand. S. Grimm, Redhtsalterth., S. 247 
u. 248, 

3) Die früher und noch jegt fehr allgemeine Behauptnng der Eriftenz eines Forftregals, 
gegen welche hauptfählid) Maurenbrecdher, Lehrb., $ 178, anlämpfte, beruft auf der irrigen 
Erhebung des fiscaliſchen WaldeigenthHums zu einem Hoheitsrechte, und der privatrechtlichen 
Auffaffung des landespolizeilichen Oberauffichtsrechts. Daher die Proteftationen der Stände 
gegen die willfürliche Ausdehnung jener Rechte. Vgl. Nos Meurer, Forft- und Jagdrecht, 
1576. ol. Beck, De jurisdiet. forest., von der Forftl. Obrigteit. 1733. 4. Nebrigens mag 
nicht unerwähnt bleiben, daß ein fiscafifches Recht auf alle Eichen als vereinzelte particuläre 
Erideinung behauptet worden ift. 

4) Es bedarf Hier kaum der Bemerkung, daß fich mod immer ein großer Theil der 
Waldungen in Deutſchland im ausſchließlichen Privateigentfum von Gemeinden und Privaten 
befindet. 

5) Das Hauptmotiv ift hierbei Verhütung von Holzmangel, welcher durch ſchlechte und 
eigennütige Behandlung eines Waldes entftchen würde. Auch der Einfluß der Entwaldung 
auf das Klima und die landſchaftliche Figuration der Gegend! 

6) Durd) ſ. g. Forftordnungen, 3. B. die $ 83—95 im Preuß. Landrecht I, 8. Preuß. 
Forftinftruet. v. 14. Aug. 1814, Sächſ. Forft- und Holzordu. v. 8. Sept. 1560. Sächſ. 
Generale v. 28. Mai 1732 und dv. 2, Aug. 1763. Braunſchw. Forjtordir. v. 1591. Bayer. 
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durch die Verhältnifje des einzelnen Falls veranlaft werden. Sie bejchräntt 
die freie Verfügung des Waldeigenthümers injofern, als fie oft nicht allein 
gänzlihen Berwüftungen der Wälder vorbeugt, jondern auch die Waldcultur 
überhaupt an die allgemeinen Korjtbetriebsgrundfäge bindet”). Der Inhalt 
und Umfang der Forſthoheit ijt jedoch in den einzelnen Barticularrechten jehr 
verjchieden bejtimmt. 


2) Beim Eigenthum an Grundſtücken. 
$ 86. 

68 find hier zu erwähnen die Beichränktungen des Grundeigenthums durch 
die Befugnig Dritter, auf fremden Grundjtüden nach Foſſilien zu juchen 
(Schürffreibeit)'), und durch die DBerpflichtung, die Benugung ded an einen 
ſchiffbaren Fluß anſtoßenden Theils des Grundſtücks zum Leinpfade zu dulden ?); 
eine fernere Beſchränkung des Eigenthums an Grundjtüden iſt vorhanden, 
wenn ausnahmsweife jih das Mühlenregal auh auf die Mühlen an Privat- 
flüjfen und Wind- oder Dampfmühlen erjtredt ?), deren Anlage auf dem eigenen 
Grundjtüde dann durch den Erwerb eines Privilegiums (Mühlengeredtigkeit) 
bedingt iſt. Es gehören weiter hierher die jogenannten Yegalfervituten, von 
denen das deutſche Recht als gemeinrechtliche nur die Berechtigung eines 
Grundeigenthümers fennt, gegen Entſchädigung die Gejtattung eines Wegerechts 
über das nachbarlide Grundſtück zu fordern, ſofern außerdem die Benutung 


Forſtordu. v. 1616. Badiſches Forftgef. v. 1833. Defterr. Waldordnung für Tirol v. 1839, 
Oldenb. Forftordn. dv. 1840. Altenb. Gef. v. 1841. Solche Forftordnungen finden fi in 
den meiften deutjchen Staaten. Sammlungen bderfelben find: Ahasv. Fritsch, Corpus jur. 
venatorio-forestalis, 1702, Fol. Müllenfampf, Sammlung der Forſtordnungen verfchiedener 
Länder. 2 Thle. 1791 u. 1796. Sammlungen der Forftgefege für Baden find von Behlen 
und Yaurop (1827), für Würtemberg von Schmidlin (1822), für Sachſen im Codex Augusteus 
system. venatorio-forestalis (1792) herausgegeben. Bgl. überhaupt Mittermaier, Grundf., $ 206, 
Anm. 9. Neuere Gefege: Bayerifches Forfigefes vom 28. März 1858, Preußifches Gefe vom 
6. Juli 1875, 

7) Bergl. Mittermaier, $ 208. Jedoch befchränft fich diefe Einwirlung der Yandespolizei 
nur auf Wälder von größerem Umfang, oft nur auf Wälder der Gemeinden, Stiftungen und 
Bauern, während den Befigern der Wälder größerer Güter wenigftens freiere Hand gelafjen 
wird, was befonders für die Mediatifirten gilt, welchen durch die deutfche Bundesacte ohnehin 
die Korftpolizei garantirt it. Wie weit dann die Staatögewalt in ihrer polizeilichen Einwir 
fung auf Privatwaldungen gehen darf, ift freilich eine bloße Frage adminiftrativer Erwägung; 
eine Rechtsfrage würde daraus entftehen, wenn nicht das allgemeine Staatswohl ald Motiv 
aufgeworfen und das Eigenthum als jolches zu Gunften fisfalifcher Privatinterefien beeinträd)- 
tigt würde. — Ganz verfchieden von diefer Forfthoheit ift die oft hierher gezogene Forftgerichts- 
barfeit de8 Staats, welde nur eine gewöhnliche Art der Strafgerichtsbarfeit ift. 

1) Das Nähere in einem anderen Zufammenhange im $ 95. 

2) Die Benugung des Leinpfads geſchieht jedod; blos im Interefje der Schiffahrt (z. B. 
Ziehen des Schiffs, Abladen der Waren), nicht der Fiſcherei. Bgl. z. B. Pr. Landrecht II, 15, 
8 57—60, wo aber felbft bei einer dur; ordnungsmäßigen Gebrauch des Yeinpfads entftehenden 
Uferbefhädigung eine Entſchädigungspflicht anerfannt wird. 

3) Dieß follte man z. B. annehmen für Sachſen nad) Haubold, Sächſ. Privatr., $ 366, 
wofern bier nicht etwa eine irrige Verwechslung der polizeilichen Konceffion mit der Erwerbung 
einer regalen Gerechtigleit vorlag. Vgl. Mittermaier, $ 237, Anm. 3. 





144 Zweiter Theil. Erfter Band. 


jeines eigenen unmöglich jein würde *); particularrechtlih wird auch dem 
Grundeigenthümer gejtattet, auf des Nachbars Grundſtücke feinen Pflug umzu- 
fehren (Anwenderecht) 5), Daffelbe zum Zwede des Baues oder der Wiederber- 
jtellung eines angrenzenden Gebäudes zu betreten (Hammerichlagsrecht) *) und 
in gleicher Abficht Gerüfte darauf zu erheben (Leiterrecht)?). Endlich ift der 
Srundeigenthümer auch nach Particularrechten verpflichtet, Zäune und Baum— 
yflanzungen in einer gewiljen Entfernung vom nachbarlichen Grundſtück zu 
balten ®) und die orbnungsmäßige Ausübung des Jagdrechts zu leiden ”). 


3) Beim Eigentyum an Gebäuden. 
s 87. 

Die Errichtung oder Veränderung von Gebäuden iſt heutzutage überall 
an die Beobachtung polizeiliher Vorfchriften gefnüpft, welche zur Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt (zum Zwede der Sicherung vor Feuersaefahr, der 
Heritellung breiter, gejunder Strafen u. f. mw.) ertheilt worden jind; ber 
Inhalt diefer Bauordnungen ift jedoch particularrechtlib im Einzelnen jehr 
verfchieden 1). Auch die VBerhältnifje der nachbarlichen Gebäudeeigenthümer find 
nicht felten ſchon durch angemefjene gefetliche Beſtimmungen regulirt, welche 
theils den Ablauf der Zraufe ?), theils die Wahrung des Yichtes betrefien. 
In letzterer Beziehung wird particularrechtlihd das Verbauen des Tage— 
licht8 für das Nachbarhaus bejchränkt ?) und die Anlegung von Fenſtern 
durch bejondere Beitimmungen georonet, welche jedoch bald die natürliche Freiheit 
de8 Eigenthums in diejer Beziehung anerkennen *), bald die Anlegung von Fen- 


4) ©. die bei Glüd, Wandectencommentar, Bd. 9, $ 628 Citirten. ferner Hefle, Ueber 
die Nechtsverhältmifie der Grundfiüdsnahbarn, Bd. 2, Abth. 2 (1862), ©. 211 flg. Das 
Bodjumer Landrecht, $ 31, fagt: „wer fein Land düngen will und hat dazu feinen Düngweg, 
der foll Himmen auf fein achterfte Haus oder Bergfried und fuchen den näheften Weg, den 
minjten fchaden, und belegen den Weg mit Garben.” S. Kraut, Grundr., $ 119, Anm. 
11—16. A. A. Befeler, Syſtem II, 8 91, Anm, 6. Anerlannt im Sächſ. Eivilgefegb., $ 345 jlg. 

5) ©. Thomas, Fuldaifches Privatredt I, S. 259. Im manchen Gegenden heift e8 aud) 
„Trepprecht“. — Ganz mit Unrecht wird hier oft angeführt da8 Wr. Landr. I, 8, $ 118, 
S. Monzinger, Gerichtöbuch bei Senckenberg. Corp. jur. Germ., Tom. I, P. II, p. 55, und 
Reyſcher, Würtemb. Privatr., Bd. 2, ©. 9. 

6) Klöntrupp, Handbuch der Rechte — von Osnabrüd, Bd. 11, ©. 135. Helle a. a. D., ©. 222. 

7) ©. Provinzialreht von Berg, $ 28. Sächſ. Civilgefetb., $ 350. 

8, S. Wachtgerichtsordnung bei Wald, Beitr. z. deutſch. R., Bd. 8, S. 216. Monzinger, 
Gerihtsbud; a. a. O., ©. 56. Delbrüder Yandr., S. 24 (abgedrudt bei Kraut a. a. O,, 
Arm. 6—8). Ueberhängende Aefte und Bäume kann man abbauen. ©. Kraut, $ 96, Anm. 
13—16, Bgl. unten $ 93. 

9) Vgl. unten $ 93, 

1) ©. Reyfcher, Würtemb. Privatr. II, $ 284. Pr. Yandr. I, 8, $ 65—82, Lüb. Recht 
I, 12, Art. 9. Orth, Anmert. zur Frankf. Reform, 111. Th. S. 410, Nürnberg. Reform, 
zit. 26 u. a. m. Heſſe, a. dem im vor. Sa. D. 266 fig. 

2) Bol. ſchon Sadjenfp. IH, 49, $ 1: „Iz ne mut neman sin ovese hengen in eynis 
anderen mannis hof,‘ 

3) Vgl. Hamb. Statut. II, 20, 8. 

4 3. B. Pr. Yandr. I, 8, $ 137, 
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itern nah dem Raume des Nachbars hin verbieten) und bloße Deffnungen zum 
Empfang von Licht und Luft gejtatten. Auch ijt die jchon in den Quellen des 
Mittelalters gegebene Bejtimmung, daß Anjtalten von bejonders unangenehmer 
Wirkung in einer bejtimmten Entfernung vom nachbarlihen Raume errichtet 
werden jollen®), in neuern Particularrechten ?) fejtgehalten worden. 


Il. Erwerb des Eigenthums. 


Allgemeines. 
8 88. 

Das ültere deutſche Recht hat jich in diejer Lehre in einzelnen wichtigen 
Eigenthümlichleiten behauptet. Die gilt ganz bejonders von dem Erforder- 
nijje der Publicität bei dem Erwerbe des Eigenthums an Grundftüden; erit 
durch das Ingroſſationsſyſtem ijt bezüglich der Nechte am Grund und Boden 
der im Principe des dinglichen Rechts liegende Gedanke der abjoluten Wir- 
ſamkeit zu voller praftiicher Ausführung gelommen !). Alle Erwerbsarten des 
Eigenthums, bei denen der jolenne Anfang fehlt, erjcheinen dem deutjchen 
Rechte in ihrer Anwendung auf Grundjtüde als anomal und eigentlih nur 
für das wenigjtend im mittelalterliden echte leichter behandelte und jener 
vollen Dinglichkeit nicht bedürfende bewegliche Gut geeignet. 

Die früher gemeinrechtlichen Beſchränkungen der Fähigkeit zum Erwerbe 
des Grundeigentbums bei Fremden?), Juden ?) und bei der todten Hand *), 


5) ©. Lüb. Recht Il, 12, Art. 13. Hamb. Etatut a. a. O. Franlfart. Reform. TH. 8, 
Tit. 7, $ 2. Statut bei Pufendorf, Obs. jur, Tom. (2 app), p. 224. 225. Schon ber 
Sadjjenfp. (Cod. Quedlinb.) II, 49, $ 1, fagt: „mod; nichen Fenfter fol man haben in eynes 
mannes Hof.” Regelmäßig beziehen ſich diefe Verbote nur auf Erriditung neuer Fenfter. 
Bol. überhaupt Pieifer, Pralt. Ausf. IV, Aum. 1. Hefle a. a. O., ©. 291 fig. Stölzel im 
Archiv für civil. Prax., Bd. 52, ©. 206 fig. 

6) Sachſenſp. II, 51, $ 1: „Oven u. gang und swinekoben solen dre vote van me tune 
stan.* Die Stelle wird faſt in allen ſächſ. und verwandten Rechtsbüchern und Statuten 
wiederholt ; vgl. 3. B. Stadtrecht von Prag bei Köhler, Rechtsdenkmäler aus Böhmen umd 
Mähren, Bd. 1 (1845), ©. 150. (S. auch ©. Weichbild, 122, 124.) Somohl aus deu Ver— 
finnlichungen der Bilderhandfchriften ald aus den mehriachen Umfchreibungen nahahmender 
Statute geht deutlich hervor, daß unter „gängen“ nicht blos Kloaken, fondern vorzugsmeife 
Aborte zu verftehen find. 

7) Bgl. Pr. Yandr. 1, 8, 5 125 fig. Sächſ. Eivilgef., SS 358 u. 359, 

1) Siehe Yenz, Studien und Kritifen (1847). ©. 34 fig. 

2) Art. 18 der deutfchen Bundesacte hebt diefe Beichräntung wenigiten® für die deutſchen 
Untertbanen im Gebiete des deutſchen Bundes auf. Im noch viel höherem Grade wirkt in 
diefer Beziehung für Deutichland der Art. 4 der Berfafjung des deutſchen Reiche. Siehe 
auch die Yehre von der Yand- und Marklofung ($ 177). 

3) Bgl. oben $ 45. 

4) Diefe Beichräntung berubte, abgejehen von kirchenpolitiihen Gründen, auf dem Motiv, 
das Grumdeigenthum dem Berlehr und Steuerfistus zu erhalten. ©. Pr. Yandr. II, 11, & 194. 
Solche geſetzliche Beſtimmungen heigen Amortifationsgejege. S. Moshamm, Ueber Amorti- 
fationsgeiete bej. in Bayern, 1798, 

16, Aufl. 10 
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d. 5. geiſtlichen Stiftern, Klöſtern und Kirchen, find heutzutage theild ganz 
weggefallen, theils nur particularrechtlich fejtgehalten worden. Außerdem kennt 
das beutfche Recht noch mehrere indirecte Grwerbsbejchränkungen, deren Dar- 
ftellung jedoch erft im Zufammenbange der Lehre von den Rechten an Hand- 
lungen gegeben werden kann ($ 175—177). 


A. Derivativer Erwerb. 
Gerichtliche Auflaffung ’). 
$ 89. 

Es iſt eine feit den Anfängen der Entwidelung des deutichen Rechts bis 
auf die Gegenwart in ununterbrochenem Zuſammenhange nachweisbare Rechts- 
vorichrift, daß die Uebertragung des Grundeigenthums öffentlih, und jpäter 
au, daß fie vorzugsweije unter der Auctorität des Gerichts gejchehen müfle ?). 
Noch im fpätern Mittelalter ?) war die deshalb angewandte Form die gericht» 
lihe Auflafjung (vestitura, investitura)*), d. h. die feierliche, oft durch den 
Gebrauh von Symbolen 5) gefteigerte Erklärung des Uebertragenden vor dem 


1) Die gerichtliche Auflafjung wird übrigens nicht bloß beim Cigenthumserwerb, ſondern 
auch zur Begründung anderer dinglicher Rechte an Grundftüden, namentlich des Pfandrechts 
gefordert. 

2) Ob die Lebertragung des Grundeigenthums fchon im der älteren germanifchen Zeit 
gerichtlich gefchehen mußte, ober ob fie auch vor Zeugen erfolgen konnte, und in welchen 
Fällen und bei welchen Vollsſtämmen dieß zuläffig war; ferner ob in der älteften Zeit der 
gerichtliche Vertragsſchluß traditio, der Act der Einweifung aber investitura geheißen habe, oder 
umgelehrt, darüber ift früher viel geftritten worden. S. Eichhorn, Deutſche Staatd- und Nedts- 
geſchichte, $ 59a. Albrecht, Gewere, S. 63 fig. Grimm, Reditsalterth., S. 554 fig. Beſeler, 
Erbvertr. I, $ 4. Einen Verſuch, aus der Menge der fich widerfprechenden Quellenzeugniſſe 
das Bild einer geſchichtlichen Entwidlung zu gewinnen, bat gemacht Sandhaas, Germaniſtiſche 
Abhandlungen, 1852, Anm. 1. S. aud Walter, Rechtsgeſchichte, $ 544 fig. Eine andere 
Combination trägt vor dv. Bar, Das Beweisurtheil im germ. Procefie (1866), in feiner Aus- 
führung zur Anm. 330, ©. 170. Eine neue Unterfuchung der ganzen Lehre giebt Stobbe in den 
Zahrb. für Dogmatik, 12. Bd. (1872), ©. 137 fig. ©. auch Heusler, Gewere (1872), ©. ı fig. 
und jet in feinen Inftitutionen des D. Pr. R. II, ©. 66 fig. Sohm, Das Nedjt der Eheichlie- 
fung, 1875, ©. 83 flg. Derfelbe, Fränkiſches und römifches Recht 1880, ©. 27 flg., welcher die 
gerichtliche Auflaffung in den deutſchen Rechtsquellen auf eine „Reception fränkischen Rechts" zurüd- 
führt, Brunner, Zur Recdhtsgefchichte der römischen und germanifchen Urkunde, 1. 3b. 1880, 

3) S. Sadjfenfpiegel I, 52. Schmwabenfpiegel (W.), 349. Sächſ. Weichb., Art. 20. Berm. 
Sachſenſp. I, 45, 1. Sächſ. Lehnrecht, 39, $ 1. Siehe befonder® die reiche Urkundenfamme- 
fung bei Kraut, Grundriß, $ 97 (110). Außer dem öffentlichen Intereffe, welches die Auf— 
lafjung vor dem Echteding forderte, mochte namentlich aud) die Sicherheit ded Erwerbs und des 
Rechts durch leichten Beweis feiner Entftehung, die Pflicht des Veräußerers, den Erwerber zu 
vertreten oder Eviction zu leiften, die nad Jahr und Tag eintretende rechte Gewere, das Ein- 
fpruchBrecht der nächften Erben, und dgl. mehr diefen Act empfehlen. 

4) Diefe Ausdrücke bezeichnen die Einfleidung in den Beſitz im Gegenfag der Auskleidung 
des Veräußerers. S. Grimm, Rechtsalterth, ©. 556. Die war für das ältere Recht 
traditio, die körperliche Beſitzeinweiſung dagegen bie investitura S. die in ber Anm. 2 
Citirten. 

5) 3. B. Darreichung eines Halms, Zweigs, einer Scholle, der carta u. ſ. w. Daher 
die Bezeichnungen der Auflaſſung im älteren Rechte durch die Worte: adrhamitio, effestucatio, 
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Gerichte, daß er fein Recht aufgebe, welcher dann eine angemejjene, die An- 
nahme des aufgelafjenen Rechts ausdrüdende Gegenerklärung des Erwerbers 
entijprad. An dieje das Recht an der Sache übertragende *) Handlung fnüpite 
jih dann regelmäßig das Friedewirken?) des neu erworbenen Rechts dur den 
Richter, und eine (bisweilen auch der Inveftitur vorhergehende) bald mehr, bald 
weniger feierliche 9) Förperliche Einweifung des Erwerber in den Beſitz des 
übertragenen Grundſtücks. Die Auflafjung, welche ſich (ausgenommen beim 
Lehnrechte) nur noch particularrechtlih erhalten Hat, wurde nach Einrichtung 
der ftäbtifchen Gerichte mit der den neuen Verhältniſſen entjprechenderen Form 
vertaufcht, daß das Geſchäft in das öffentliche Gerichtsbuch eingetragen), und 
jpäter auch, daß es durch den Richter bejtätigt werden mußte 10). Auch die 
Geſetzgebungen der neueren Zeit haben in der Aufnahme jolcher Beitimmungen 
das Princip der Deffentlichkeit der Uebertragung des Grundeigenthums an- 
erkannt, objchon die ausgejprochenen Motive oft weniger auf privatrechtliche 
Gefichtspunfte als auf polizeiliche Erwägungen hinweiſen 14), und daher auch 
die an die Beobachtung jener Form gefnüpften Wirkungen nicht immer jenen 
der alten gerichtlichen Auflaffung entjprechen. 


affatomie, scotatio, traditio per andelangum etc. ©. Grimm a. a. O., ©. 109. Sandhaas 
a. a. O., ©, 41 fig. Michelſen, Ueber die festuca notata und die germanifche Traditions- 
fombolit (1856), weift die Bedeutung und den inneren Zufammenhang diefer Symbole nad). 
Noch fpät fommen folhe Symbole vor, 3. 8. im Rugianiſchen Landbrauch Math. v. Normanns 
(1777), 4. ©. 274, 275. S. aud) die Urkunden bei Kraut a. a. O. — Oft wurde die Auf» 
lafjung auch durch eine Mittelöperfon („zu getreuer Hand’) einen Salmann, der größeren 
Sicherheit wegen vollzogen. Daher „jaalmannifd Eigen”, &. über eine nod) jest geltende 
Form Baumeifter, Hamburg. Privatrecht I, ©. 250 fig. — Die gewöhnliche Auflafiung an 
den Richter wird noch fpät Uebergabe mit Hand und Mund genanut. 

6) Sadjfeufp. 1, 9: „Swer auch dem andern gut im fine gewere let, e ers ime uflage, her 
fal im ber gewere vorften, die wile erz ime nicht ufgelazen hat, ſwenne her finer gewerſchaft 
bedarf.‘ 

7) Siehe die intereflante Stelle im vermehrten Sacjjenfpiegel (Ortloff), I, 31. 

8) Sachſenſp. IU, 83, $ 1: „Svat man enem manne oder wive gift, dat follen fe befitten 
dre tage.” Vergl. auch das Sächſiſche Weichb., Art. 20 und 30. Dieſe Befigeinweifung 
geichah durch den Richter oder vor Zeugen; die im Sadjfenfpiegel an der angeführten Stelle 
erwähnte dreitägige Befignahme erſchien als der finnliche Bollzug des Rechts, wofür auch andere 
ſymboliſche Eigenthumshandlungen vorfommen. S. Beleler a, a. O., ©. 32 und 33, Sand— 
haas a. a. O., ©. 49 fl. 

9) S. 3. B. das Hamburg. Statut v. 1270, Nr. 1, 8 6. (Siehe Lappenberg, Hamb. 
Rechtsalterth., 1. ®d. [1485], S. 4): „So we fin Erve verfofft, de fchal dem andern dat uplaten 
vor dem Rade, fo wen id em vorgulden if, und fcoll id darmede feriven Taten in der Stadt 
Erve-Bock, und mweme fin Erve upgelaten ward, de ſchall jummer Borgen nemen dat be 
gewahret werde Jaer und Dag, und brefe eme wat in der Warfhup, dat ſchall de Bürge 
uprichten.“ Ebenſo im Hamburger Statut v. 1292, bei Yappenberg a. a. D., ©. 105, und 
im Statut v. 1497 ebendaf., ©. 236. ©. überhaupt Baumeifter, Hamb. Privatr. I, S. 125 fig. 
Ueber andere Städte ſ. Dlittermaier, Grundſ., $ 160, Anm. 18, 

10) Siehe ein intereſſantes Beifpiel diefer Entwidelung bei Wächter, Handbuch des 
Würtemb. Privatr., 1. Bd, ©. 303 u. ©. 487. 

11) ©. 3. B. die Kurbraunſch.-Lüneb. Verordn. v. 6. Oct. 1712 (Corp. const. Calenb., 
cap. 2, p- 663): „Nachdem die Erfahrung gegeben, wie bei denen meiften Städten — die übele 

10* 
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Dem uriprüngliden Inftitute am nächjten fommt die Einrichtung der- 
jenigen Gejegßgebungen 12), welche den Eigenthumsübergang bei Veräußerungs- 
geihäften !3) nicht an die bloße Tradition des Grundjtüds, fondern an die 
weitere Vornahme eines gerichtlichen Actes fnüpfen, in welchem der Wille der 
Uedertragung des Eigenthums ausgefprochen wird. Dieſer Act bejteht regel- 
mäßig in dem Vortrage des Geſchäfts vor dem competenten Gerichte !*), ber 
Eintragung dejjelben in die öffentlihen Grundbücher und gerichtlicher Bejtäti- 
gung durch den Richter, welche auf einen formell richtigen Antrag nicht ver- 
fagt werden fann, wenn nicht das Yandesgefeg die Eognition des Gerichts aus- 


Gewohnheit eingerifien,, daß die Bürgergüter ohne Wiflen der Obrigteit des Orts — alienirt 
worden; daraus aber erfolget, daf die Feldinarken und Gränzen verwirret und in Unorduung 
gebradjt, die Catastra derer Städte gar fehr confundiret — und geſchwächt, die davon gehörigen 
Scoffe und andere onera publica nicht richtig bezahlt worden, oder wohl gar zurüdgeblieben, 
nicht weniger die Eigenthumsherrn mit der Zeit unbelannt — worden. Daß wir demnad) zur 
Berhütung folder Unorbnungen zu — verordnen der Nothdurft erachtet, — daß von nun an 
überall feine bürgerliche Häufer, Aeder, Gärten, Wiefen oder andere unbewegliche Bürgergüter 
— — ohne Borwiffen und vorhergegangene Anmeldung an die ordentliche Stadt-Obrigleit — 
veräußert — werden follen — —.“ Das hauptfädlichfte Motiv, welches jet der Concurrenz 
des Gerichts untergelegt wurde, war das Intereſſe der Obrigteit und des Gutöherrn, zu wiſſen, 
an wen man ſich wegen der Steuern und der Leiftung der Grundlaften zu Halten hätte, ferner 
zu verhüten, daß nicht ein Fall der Lehnmwaarenverpflichtung unbemerkt vorübergehe, ſodann 
auch das landesväterliche Streben, vorzubeugen, daß die Parteien voreilig handeln. 

12) Hamburger Statuten II, 8, 6. Lübed. Revid. R. IH, 6, 1. 2. Yüneburg. Stadtr. 
(Pufendorf, Observ. append., Tom. IV, 2, 3), Ueber Kurheſſen f. Pfeiffer, Pralt. Ausführ., 
1. Bd., ©. 151, Dazu vgl. die Kurheſſ. Verordnung dv. 17. Juni 1828, 51. Pfälzer Yandr., 
Th. UI, 7. Defterr. Gejegb., $ 431 flg. So befonders das Sächſ. R.; f. Haubold, Sächſ. R., 
8 187. Sachſe, Sächſ. R., $ 284. Heimbach, Sächſ. R., ©. 351. Curtius, Haudbuch des 
Sächſ. Rechts I, $ 540. Ueber das heutige 8. Sächſ. Recht f. v. Wächter in den Abhandl. 
der Dlitgl. der Juriftenfacult. zu Yeipzig, 1. Bd., ©. 152 flg., und Schmidt, Borlef. über Sächſ. 
Privatr, I, ©. 212 flg. Schwarzburg-Sondersh. Gef. vom 11. Mai 1830 (f. auch die dafelbit 
früher erlajjenen ſ. g. Confolidationsedicte), Weimar. Gef. dv. 20. Apr. 1833. Großherzogl. 
Heſſiſches Geſetz v. 21. Febr. 1852; dazu Müller, Die Ingrofjation des Cigenthums u. f. w., 
1855. — ©. überhaupt von Haan, Studien über das Yandtafelwefen, 1866, und Maſcher, Das 
deutihe Grundbud)- und Hypothelenweien, 1869, befonders Stobbe a. a. O. und Strohal zur 
Lehre vom Eigenthum an Immobilien (Defterreich), 1876. 

13) Conjequenter Weife müjjen alle anderen Erwerbsarten des gemeinen Rechts, z. B. 
Erfigung, nur als Titel zum Eigenthumserwerb gelten. Dieſe Confequenz; wird aber von den 
älteren Gefegen nicht gezogen, wohl aber von den neueren, z. B. dem Sädjf. Kivilgefegb., 5 276, 
277, 294. 

14) Dieß ift immer das Gericht der belegenen Sache, da diefes die öffentlichen Flur⸗, Erb-, 
Lager⸗, Sal- oder Pfandbücher (auch Contractbücher) führt. Nicht immer fommen die im Xerte 
genannten Verhandlungen zugleich vor, fondern es begnügen ſich manche Yandesrechte mit der 
bloßen Forderung der Betätigung de Bertrages, indem fie das obligatorifde Moment mit 
dem dinglichen vermifchen, während andere nur die Eintragung des Erwerbers in öffentliche 
Bücher verlangen. Diefe gerichtliden Handlungen geben dann zwar Cigenthum, heilen aber 
nicht die Mängel der einleitenden Geſchäfte. 

15) Bgl. 3. B. Bülow und Hagemann, Pralt. Erört., 4. Bd, ©. 471 fg. Unter Um— 
ftänden wird da, wo die Berüdfichtigung der Rechtmäßigkeit nicht ohnedieß vorgeſchrieben ift, 
die Confirmation durch ein Arreſtgeſuch verhindert werden können. 
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bat fih auch die Form der alten Auflafjung erhalten ?*). Bis zu dieſer ge- 
richtlihen Handlung, zu deren Vornahme regelmäßig 17) ver die Uebertragung 
des Gigenthums einleitende Vertrag (z. B. Kauf) verpflichtet, bleibt der Ver— 
äußerer Eigenthümer. Die aufergerichtliche Uebergabe ijt nach dem dargejtellten 
Syſteme ein rein factifcher Act, der bald eine wirkliche, bald eine anticipirte 
Folge der gerichtlichen Handlung ift 18). 

Bon der alten gerichtlichen Auflafjung ift dagegen nur noch das Princip 
der Teffentlichfeit in den Gefepgebungen übrig geblieben, welche den privat» 
rechtlihen Charakter der richterlihen Mitwirkung entweder ganz aufgegeben 
haben und die legtere nur noch aus polizeilichen Rüdfichten fortvauern laffen 1°), 
oder der auf Antrag des Erwerbers ftattfindenden Eintragung des Beſitztitels 
in die öffentlichen Bücher (Hypotbefenbücher) nur die Bedeutung beilegen, daß 
fie die Legitimation zu gerichtlichen Verfügungen, befonders einer wirfjamen 
Verpfändung des Grundftüds gewährt ?%). In beiden Fällen ift der Eigen- 
thumsübergang von der gerichtlichen Handlung unabhängig und gejchieht nach 
den Grundſätzen des römiſchen Rechts ?'). 


16) Außer im einigen der in der Anm. 12 angegebenen Statuten war die namentlich in 
Sachſen der Fall, wo durch die 61. Decifion v. 3. 1661 auf Grund eines Hereinziehens Ichn- 
rechtlicher und bauergutsrechtliher Analogien eine eigenthümliche Form der Auflafiung unter 
dem Namen der Lehnsreichung (allodialis vestitura) erfunden wurde. Vgl Weiste, Praft. 
Unterfuhungen, Heft I (1846), S. 30—38, Schmidt, Vorlefungen, 1. Bd., ©. 209. 

17) Es findet aus dem vorausgehenden Vertrage (3. B. Kauf) eine Klage auf Bollziehung 
dieſes Actes ftatt, fofern das Yandesgefet nicht den Parteien ein Reuerecht gewährt, oder bie 
Gültigkeit des Vertrags felbft durch gerichtliche Beftätigung bedingt. 

18) Es verftcht fi von felbft, daß der Beſitz auch hier feine gemeinrechtlihen Wirkungen 
hervorbringt, alſo unter Umftänden die A. Publieiana, ferner die Erfigung. S. Walter, Syſtem, 
z 127, und Bluntſchli, D. Pr., ©. 308. Dieß fprechen manche Gefetgebungen, z. B. die erſte 
K. Sähfifhe Decifion v. 1746, ausdrüdfic; aus. Im Sadjfen nannte man die Gefammtheit 
biefer Wirkungen das natürliche Eigenthum, im Gegenfate des bürgerlichen. Schmidt a. a. O., 
©. 211 flo. — Das ftreng formale Princip der Buchübertragung des Grundeigenthums haben 
wieder einige neuere Geſetze feftgeftellt, bei. da8 Preuß. Gejet vom 5. Mai 1872, welches 
für die weitere Entwidelung dieſes Rechtsinftituts von großer Bedeutung und auch fhon von 
anderen deutſchen Gefetgebungen nachgeahmt worden ift. 

19) So Struben, Rechtliche Bedenken, IV. Bd., Nr. 124, bei Bender, Frankf. Privatr., 
©. 9. Aud dad in Anm. 11 angeführte Braumfchmweigifche Geſetz, welches als Folge der 
Nichtanzeige beim Gerichte nur eine Strafe eintreten läßt, gehört hierher, und das Würtem— 
bergifche Landrecht, II. Th., Zit. 13, $ 1—6, welches den Parteien auch ein Reuerecht giebt. 
S. v. Wächter, Handb. des würtemb. Pr.-R., 1. Bb., ©. 303 fig. und 491, 

20) So das Preuß. Landr., 1. Th, Tit. 10 (f. Bornemann, Syft. Darftell., 2. Bd., 
©. 128, und Förfter, Theorie und Praxis des Preuß. Privatredhts, 3. Bd, ©. 164), das 
Bayerifche Hypothelengef. von 1822, & 107, 109, 111, 138—143. Das Würtemb. Pfandgeſ. 
v. 15. April 1825. Bol. dazu Wächter, Handb., 1. Bd., S. 978, 2. Bd., ©. 373, und deſſen 
Erörterungen aus dem römischen, deutfchen und würtemb. Privatrechte, 1. Heft (1845), ©. 219 
u. 236. Diefe Eintragung geſchieht fchon auf einfeitigen Antrag des Erwerbers. 

21) Im letteren al kann and auf Grund einer (mit dem aus pfandrechtlichen Rüd- 
ſichten die Eintragung des Eigenthumserwerbs fordernden Geſetze in feiner Verbindung fiehen- 
den) Vorſchrift die gerichtliche Auflafiung die Art der Eigenthumsübertragung fein; dieß ift 
ganz zufällig, wie nad) dem Preuß. Landrechte, welches diefe Beſtimmung für diejenigen Pro- 
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B. DOriginärer Erwerb. 


1) ADurch ®ccupation. 
a) Im Allgemeinen. 
8 90. 


Grundjtüde, welde unbebaut und herrenlos liegen, fünnen durch Occu— 
pation frei erworben werden, das echt dazu ſetzt gemeinrechtlich feine bejon- 
dere Verleihung durch die Staatsgewalt voraus !). Befinden ſich unbebaute 
Grundjtüde (Wüftungen, Yehden) innerhalb einer Gemeindeflur, fo kann weder 
die Gemeinde noch die Gutsherrichaft das Eigenthum daran auf Grund einer 
allgemeinen Vermuthung in Anjpruch nehmen ?), fondern ed bedarf für 
beide Theile des Nachweijes bejonderer thatſächlicher Erwerbsmomente. 


8 91. 


Ueber die Occupation berrenlojer beweglicher Sachen gelten heutzutage 
die Grundjäge des römischen Rechts. Hiervon kennt jedoch das deutſche Recht 
mehrfache Ausnahmen. Es ift nämlich 1) der Eigenthumserwerb durch Finden 
d. h. Occupiren von berrenlojen Sachen und Schägen in manchen Barticular- 
rechten durch eine Regalität an ſolchen Gegenjtänden ausgeſchloſſen !). Ber- 


vinzialrechte gelten läßt, in denen fich das Imftitut der Auflafiung erhalten hat. Eine befondere 
Eigenthumsauflafiung wird aber neben jener aus hypothelarifchen Rüdfichten geforderten Ein- 
tragung wohl allmählid; verſchwinden, da fie ihren Werth durch diefe neue Einrichtung verliert, 
welche, wenn fie wahrhaft erfolgreich fein fol, fo ausgedehnt werden muß, daß fie die Bedentung 
der allgemeinen Entftehungsart dinglicher Rechte enthält. S. jedoch $ 151, 3, 

1) Eine ſolche Verleihung des Oceupationsrechts verlangte die frühere, gänzlich unbegrünbdete 
Lehre, welche dem Staate ein allgemeines Brivateigenthum an allem Grund und Boden zufchrieb, 
Eigenthbum mit Gebietshoheit verwechfelnd. Vgl. Seidensticker, De genuinis funda- 
mentis juris supremae potestatis circa adespota. 1789. Wr. Landr. II, 16. Selbft Eichhorn, 
Einl., $ 286, neigt zu ihr hin. Bol. dagegen Maurenbrecher, $ 189, 

2) Dieh behauptet Weife (de dominio agror. incultor. in feinen Opuseula I, p. 26), wel- 
her eine Bermuthung für die Gutsherrihaft aufftellt. Allein das, was fich fehr häufig factifch 
fo ereignen wirt, giebt darum noch feine allgemeine juriftifche Vermutung. S. Langenn 
in feinen und Kori's Grörterungen II, ©. 150 fig. 

1) Dieß ift unzweifelhaft fchon in der Stelle des Sachſenſpiegels I, 35 ausgeſprochen: „all 
schatz unter der erde begraben tiefer denn ein pflug, der gehöret zu der kuniglichen gewalt.' 
Diefe Stelle hat verfchiedene Auslegungen erfahren, indem Biele, 3. B. Weise in f. Rechts— 
lericon, 2. Bd., S. 937, und Zeitfchr. f. deutih. R., 12. Bd., ©. 270 flg., ferner Kommer 
in Achenb. u. Braſſert's Zeitfchr. f. Bergredt X, ©. 376 flg. (1869), Achenbach, Gem. deut- 
ſches Bergredt, 1. Bd. (1870), © 87, annehmen, daß hier vom thesaurus die Rede fei, während 
Andere mit weniger Wahrfcheinlichkeit, 3. B. Eichhorn, Einl., $ 273 c, Sachſe, Zeitfchrift f. 
deutfches Recht, 10. Bd., ©. 71, und fon die Sächſ. Konftitutionen von 1572, II, 53, bie 
Stelle auf Erze beziehen. S. auch Steinbed, Zeitichr. f. deutfches R., 11. Bd., S. 260, und 
Böhlau in der heidelberger kritiichen Zeitfchr. für die gef. Rechtsw., 5. Bd. (1857), S. 138 fig. 
Außerdem werben Schäte und „Kunde dem Fiscus zugefchrieben ſchon in den Bayer. Land- 
tagsverhandlungen von 1474 (f. Krenner, Baher. Landtagsverhandt., 7, 449), in der Nürnberg. 
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Iorene, aber nicht herrenlos gewordene Sachen gehen gemäß der Beltimmung 
vieler Yandesgejege nach hberausgeftellter Erfolglofigkeit einer öffentlichen Be— 
fanntmachung ?), oder nach Ablauf einer bejtimmten Friſt?) in das Gigenthum 
des Finders über). 2) Während auch heutzutage gemeinrechtlich dem Eigen- 
thümer eines Bienenfhwarms die Befugniß zufteht, ihm zu verfolgen, bis er 
aus feinem Gefichtöfreije gekommen ift, und auf eines Andern Grundftüde (mit 
des Eigenthümers Erlaubniß) einzufangen 5), fo betrachten einige deutiche Rechts— 


Neformat., Tit. 25, und zum dritten Theile im Defterr. Gefekb., $ 399. ©. auch Sächſ. Eivil- 
gejeßb. $ 243. Heydemann, Einl. in das Syft. d. Preuß. Landr., 2. Aufl., 2. Th, ©. 17. 
— Ueber Bernftein, bezüglich defien in Oft- und Weftpreußen eine Negalität (entweder als 
felbftändige oder als Abart des Fiſchereiregals) befteht, f. dv. Brünned, Das Recht auf Zu- 
eiguung ber von der See ausgeworfenen oder angefpülten Mleeresprodufte, 1874. 

2) Sadjfenfpiegel II, 37. Haubold, Sächſ. R., $ 182. Steinader, Braunſchw. Privatr. 
©. 396. Defterr. Geſ.Buch, $ 389. Wr. Yandr. I, 9, $ 31—43, Heydemann a. a, O., 
E.7. Der Finder kann recht wohl (Delbrüd, ©. 54) als negotiorum gestor des Verlierenden 
betrachtet werden. Die Klage des Legteren ift aber keineswegs immer die Eigenthumsklage, 
wie Delbrüd, S. 30, annimmt. Gin Yundgeld aud) ohne den Nachweis befonderer Opfer for- 
dern zu fünnen, ift in vielen Yändern Rechtens. S. auch Sadjfenfp. II, 29 u. 87. 

3) Wenn fi der Verlierende „verfchwiegen‘ hat. — Cine verbienftliche Arbeit darüber 
hat Delbrüd in Gerber's und Ihering’s Jahrbüchern, 3. Bd., ©. 1 flg., geliefert, obfchon fie 
mich nicht von der gemeinrechtlichen Geltung des Satzes eines eventuellen Eigenthumserwerbs 
des Finders verlorener, aber nicht herrenlofer Sachen hat überzeugen können. S. auch Ardiv 
f. praft. Rechtsm., N. F., II, ©. 58. Eine andere frage ift die, ob er vom Standpunfte der 
Gefegebung empfohlen zu werden verdiene. Sächſ. Civilgeſetzb., $ 239— 243. 

4) Hierher gehört auch das ehemals hie und da geltende Strandredt (ähnlich das f. g. 
Grundruhrecht), d. h. der Anfpruch auf Occupation von Gegenftänden, welche von einem Schiffe 
aus an da® Ufer geſchwemmt waren, ohne daß fie als herrenlo8 betrachtet werben fünnen (L. 9, 
8 8, Dig de aqu. rer. dom. 41, 1). Aufgehoben ift dieß ſchon früh durch mancherlei Berord- 
nungen, 3. B. auch durch die Carolina, Art. 218. Es befteht heutzutage noch der f. g. Berge- 
Ichn, d. h. das Recht, für die zur Rettung und Aufbewahrung der geftrandeten Sachen ver- 
wandte Mühe eine Entſchädigung zu beanfpruchen. D. Handelögefegb., A. 742 fig. Eine neue 
Regulirung enthält die Neihsftrandordnung v. 17, Mai 1874; fie überweift die in Seenoth 
vom Strande aus geborgenen Gegenftände, den Seeauswurf und bie ftrandtriftigen Güter nad) 
fruchtlo8 durdhgeführten Uufgebotsverfahren dem Fiscus, die verfunfenen und feetriftigen 
Gegenftäude dem Berger. (8 35.) ©. aud über das frühere Recht Bald, Schlesw.-Holft. 
Brivatr., II, S. 433. Es Hingt feltfam, wenn neuere Juriften nach Albrecht, Gewere, ©, 21, 
jenes ältere Strandredjt auf ein allgemeines privatrechtliches Rechtsprincip zurüdführen wollen 
(nämlich auf die Gewere an der Mobilie, welche ſchon durch die Gewere an der Immobilie 
gegeben werde). Uebrigens fpricht ja dieß Albreht a. a. DO., Anm. 49, felbit nur ale 
problematiſch aus und giebt zu, daß jener Geſichtspunkt bier nicht ausreiht. S. auch Sadı- 
fenfp. II, 29, 

5) Siehe die intereffanten Prototolle bei Hagemann, Grörterungen, Bd. 2, ©. 113 fig. 
S. aud) ®d. 7, ©.369, und $ 14, Instit. de rer. divisione. Ueber die Grundfäte des römifchen 
Rechts, namentlich die Beftimmung, daß das Eigenthum des Schwarms nicht verloren fei, donee 
in eonspectu, nee diffieilis ejus persecutio est, fiehe Buſch, Handbuch des Bienenredjts (1830), 
©. 123. Der Beweis des Eigenthums kann nad; dem Wigenmühler Yandrecht (bei Mascov. 
not. jur. et jud. Brunsw. Luneb., p. 50) durch Serbeibringen des Strauchs geführt werden, 
auf dem die Bienen geieflen haben; die Erflärung davon f. bei Hagemann a. a. O., Bd. 2, 
©. 114. Diefe Grundfäge hat auch mit Meinen Detailverfchiedenheiten der Schwabenfp., Art. 301, 
und das Weflerwalter Landrecht von 1479 (Richthofen, Frieſiſche Rechtsq., S. 265), $ 11—13 
und 8 15—18. — Heydemann a. a. D., ©. 28. 
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quellen 6) ganz allgemein die in des Nachbars Grundſtück geflogenen Bienen 
ſchon als herrenlos und gejtatten daran eine Occupation. 3) Barticularrechte” ) 
geben dem Gigenthümer eine8 Grundftüds ohne Einſchränkung das Recht, die 
aus dem nachbarlihen Grundftüde herüberreichenden Baummwurzeln und Aeſte 
abzubauen und fich zuzueignen. Gbenjo erlaubte eine jehr allgemeine, jett 
‚nur noch particuläre Gewohnheit dem Eigenthümer eines Grundftüds, die aus 
dem nachbarlichen Grundjtüce herübergefallenen Früchte jederzeit aufzunehmen ®). 
4) In Bezug auf mehrere Arten berrenlojer Sachen ift die Befugniß zur An- 
eignung ein regales Recht des Staats, oder ſonſt fraft Rechtsfages aus der 
allgemeinen Erwerbsfreibeit ausgenommen ?), fo daf der Private, um zum 
Eigentbumserwerbe an ihnen zu gelangen, zunächit das Recht zur Occupation 
überhaupt als allgemeines Vor-Rect erwirfen muß. Die Fälle, bei denen dieß 
vorfommt, bedürfen jest einer näheren Betrachtung. 


b) Occupation wilder Thiereh. 
$ 92. 


Obſchon das deutiche Recht die wilden Thiere zu jeder Zeit als berren- 
oje Sachen betrachtet hat?), deren Eigenthum durch Deccupation erworben 


6) So das Sächſ. Weichbild 119, „denn die Biene ift ein wilder Wurm“. Hiernach würde 
das Eigentum für verloren gelten, fobald der Schwarm in des Nachbars Garten geflogen ift; 
er würde als in bie Herrichaft des Letzteren gefallen anzufehen fein GBuſch, ©. 127, fcheint mir 
die Worte näher zu behalten nidjt ganz richtig aufzufaſſen). Daß diefe Beftimmung, welche 
keineswegs allgemein galt, nicht mit der Gewere, wie Neuere annehmen, in Verbindung fteht. 
zeigt das Prager Stadtrechtsbuch bei Rößler, S. 139, welches denfelben Fall fo entſcheidet: 
dy Pein (Biene) auch ein wild worgeet einem swarme aus und fluget in seines nackebures 
haus oder hoff, wo sy hin fluget, wer sie des ersten wohet, der hat sy mit recht; wenn zu 
der zeit ist si gemein.“ — Das Sädj. Civilgejegb., $ 230, geftattet da8 Wiebereinfangen 
innerhalb zwei Tagen; nad) Ablauf derfelben ift der Schwarm herrenlos. 

7) Augsburg. Stat. bei Waldı, Beitr. 4, 286. Sachſenſp. II, 52. Sächſ. Weichb. 126. 
Berm. Sachſenſp. II, 2, 14, jett aber das Sädf. Civilgeſetzb, $ 362, welches betrefis des 
Aneignungsrechts zwiſchen Wurzeln und Zweigen unterjcheidet. Defterr. Gefetb., 8 422. Hefie, 
lleber die Rechtsverh. der Grundftüdsnahbarn, 2. Bd, ©. 198 u. 207 flg. Schmidt, Das 
Recht des Ueberhangs und bes Leberfalls, 1336. 

8) Leber das ſ. g. Ueberfallsrecht |. Sächſ. Weichb. 125. Das Rietberger Yandredit, 5 35, 
fagt: „wer den böfen Tropfen genieft, genießt auch den guten”. Auf umrichtiger Bajis fteht 
Hillebrand, Zeitfchrift für deutfch. R., Bd. 9, ©, 318 flg. Die Sade ift viel einfacher. ©. 
Haubold, Sächſ. R., $ 362, jett das S. Civilgeſetzb. $ 363. Defterreich. Gej.-B., Art. 422. 
Pr. Yandr, I, 9, $ 295 flg. 

9) Dieß ift insbefondere da der all, wo die Regalität zwar aufgehoben, aber diefe Wir- 
fung derfelben kraft Rechtsſatzes defjenungeachtet jeftgehalten wird. So z. B. Preuß. Bergge- 
feg vom 24. Jumi 1865, $ 1. — Der reditliche Charakter diefes allgemeinen vom Staate zu 
erwirkenden Rechts zur Occupation wird durch feine Geftaltung als Privilegium gebildet. 

1) Riccius, Zuverläfjiger Entwurf von der in Deutjchland üblichen Jagdgerechtigkeit, 
2. Ausg., 1772, Stieglit, Gefchichtlide Darftellung der Eigenthumsverhältnifie an Wald und 
Jagd in Deutfchland, 1832, 

2) Sachſenſp. Il, 61: „Do got den menschen geschup, do gaf he ime gewalt over vische 
und vogele und alle wilde dir. Darumme hebbe wie is orkünde von godde, dat nieman 
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wird, jo bat es doc die Befugnik zu diefem Erwerbsacte niemals ald einen 
bloßen Ausfluß der Perfönlichkeit angejehen, jondern jtet8 noch an die Erfül- 
lung gewiſſer äußerer Erforbernijje gefnüpft?). Das allgemeinfte war das 
Gigentbum an dem Grund und Boden, auf welchem das Thier ergriffen wurdet), 
indem die Befugnif, jedem Dritten den Eintritt auf ein Grundſtück zu ver- 
wehren, bier dahin geführt hat, die blos factifche Ausfchließlichkeit der Occu— 
pationsfähigfeit zu einer rechtlichen zu fteigern 5), jo daß fich das Jagdrecht 
als eine Zubehör des Grundeigenthums darjtellte®). Dieß litt eine Ausnahme 
bei der j. g. freien Pürſch“?), welche namentlich in ſtädtiſchen Gemarkungen 
bisweilen vorfam, und bei der Jagbberechtigung der Gerichts- und Gutsherren, 
welche vielfach auch auf die Grundftüde der Bauern ausgedehnt war ®). 
Durd die jehr allgemeine Ausbildung des Jagdregals?) in Deutichland 
wurde jpäter das Dccupationsrecht wilder Thiere von einem anderen Erforder— 
nifje, der Verleihung der Jagdgerechtigfeit !9%), abhängig gemacht. Dadurch 
ift das frühere Recht, wonach das Grundeigenthbum die Bedingung der Jagd 
war, injoweit verdrängt worden, als der anerkannte Umfang des Jagdregals 


sinen lief noch sin gesunt an dissen dingen verwerken ne mach. Doch sint drie stede binnen 
deme lande to sassen, dar den wilden dieren vrede geworcht is bi koninges banne, sunder 
beren, wolwen und vossen ; dit hetet ban vorste — —“. Diefe Anficht bat fich erhalten in 
Betreff der |. g. nicht jagbbaren Thiere. Bgl. Anm. 12, 

3) ©, Anm. 1 des 5 93, und v. Vrünned im Archiv f. civ. Praxis, Bd. 48, ©. 91 fig. 

4) ©. Eichhorn, Rechtögeich., 5 58 u. 362. Stieglitz, $ 8. Stobbe, Handbuch d. d. Pr.- 
N. $ 161. 

5) Das römische Recht giebt zwar dem Grumdbefiter ein jus prohibendi ne quis ingrede- 
retar, macht aber den Eigenthumserwerb nicht davon abhängig, utrum in suo fundo quis ca- 
piat, an in alieno, L. 3 pr. D. de acquir. rer. dom. (41, 1). Dieb ift auch wohl der Sinn 
vom Schwabenfp. (Laßb.), Art. 236: „ein jeglich wild ist eines mannes mit rechte, die wile 
ez in sinem gewalte is‘, und Gloſſe zum Sächſ. Weichb., ad Art. 122. (©. darüber v. Brün- 
neck, Diss. de dominio ferar, 1862, p. 31), — Wächter in f. Leipziger Programmen v. 1868 
u. 1869, Ueber das Jagdrecht und die Iagdvergehen, fucht auszuführen, daß auch das römifche 
Recht ein Jagdrecht ale Beftandtheil de8 Grundeigenthums getannt babe, welches jedoch nicht 
die Bedeutung gehabt hätte, daß der unbefugte Occupant Eigenthum nicht habe erwerben können. 
Bon diefem Gefichtöpunfte aus würde man über das Verhältniß des deutjchen zum römifchen 
Rechte in dieſer Yehre allerdings zu einem etwas anderen Ergebniffe gelangen. Immerhin 
glaube ich, dat; das deutſche Jagdrecht, ald Ausflug des viel intenfiveren deutichen Grundeigen- 
thums, mit jenem fchwachen und wenig gehaltvollen Jagdrechte des römischen Rechts nicht auf 
eine Yinie geftellt werden fan. Bgl. gegen Wächter: Göppert in der Münchner kritifchen 
Bierteljahrsichrift, Bd. 13, ©. 223 fig. 

6) Diefe Auffajjung wird mehrfach beftätigt durch die Urkunden bei Kraut, Grundr., $ 108, 

7) Hiernady durften alle Einwohner eines gewijien Bezirks innerhalb deſſelben frei jagen. 
S. Riccius, S. 99 flg. Stieglitz, $ 28. 

8) &. Corpus constit. Luneburg, ce. Il, p.8. Riccius a. a. O., ©. 88. Dies erllärt fi 
übrigens nicht blo8 aus dem unvolltommenen bäuerlichen Eigenthum. 

9) Meber die Geſchichte dieſes Regals ſ. Eichyorn, Rechtsgeſch., $ 58, 362 u. 548. 

10) Das Privilegium kann auch bier in verfchiedenen Formen ertheilt werben, 3. B. aud 
pachtweife, oder precario (ſ. g. Gnadenjagd). Es enticheiden hierbei die oben $ 67 dargeſtellten 
Grumdfäge von dem Erwerb regaler Rechte, wodurch ſich aud die Kragen über die Mitausäbung 
der Jagd dur den Yandesherrn und über die Auslegung der Berleihung beantworten. 
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reiht. Die Ausdehnung des letsteren war aber in den einzelnen Ländern Deutjch- 
lands durchaus verfchieden, indem der Grab berjelben durch die Einwirkung 
tbatjächlicher Umstände beftimmt wurde 11). Bald haben die Yandesherren das 
Jagdregal ſowohl über das ganze Territorialgebiet ald auch über alle Arten 
jagbbarer Thiere erworben, bald haben ganze Dijtricte, ober wenigſtens ein- 
zelne Glaffen von Untertbanen, 3. B. die grumdbefigende Ritterſchaft, fich ent» 
weder das volle Jagdrecht, oder wenigſtens die ſ. g. mittlere oder niedere Jagd 
erhalten, wobei dann dem Yandesherrn nur die hohe oder mittlere Jagd als 
Regal verblieb 2), In allen Fällen, in welchen fich feine bejtimmte Rechts— 
vorjchrift über die Eriftenz und Ausdehnung des Jagdregals nachweilen läßt, 
unterliegt ein darauf gerichteter Anſpruch, wenn er bejtritten wird, der Noth— 
wenbdigfeit eines gewöhnlichen Beweiſes; eine VWermuthung fpricht nicht für bie 
Regalität der Jagd 15). Wo dagegen das Jagdregal in einem bejtimmten Um— 
fange anerkannt iſt, muß der Einzelne, welcder eine damit im Widerfpruch 
ftehende Jagdberechtigung behauptet, den fpeciellen Erwerbsgrund nachweijen. 

Gine wejentlihe Aenderung bat das Jagdrecht endlich in der neuejten Zeit 
erfahren. Bon dem Grundſatze ausgehend, daß Fein Jagdrecht auf fremdem 
Grund und Boden bejteben folle, haben die Gejeßgebungen der meiſten Staaten 
Deutſchlands ſowohl das Jagdregal ald auch die gutäherrlichen Jagdrechte be- 
jeitigt. Principiell joll das Jagdrecht wieder allein dem Grundeigenthümer 
gebühren; aber die eigene Ausübung deffelben wird in der Negel doch nur ben 
Beſitzern größerer zufammenbhängender Yandflächen geitattet, während die Fleine- 
ren Grundeigenthümer an eine VBerwerthung ihres Rechts durch die Gemeinde 
veriviejen find 14). 

11) Dan betradjtete e8 im 17, Jahrhundert als ein unzweiſelhaftes Recht des Landesherrn, 
ben Unterthanen die Jagd auf ihrem Boden zu unterfagen; das hauptſächlichſte Motiv dabei 
war, dat; das Jagdrecht in der Hand der Bürger und Bauern ein gemeingefährliched und ben 
Beruf der letsteren ftörendes Gefchent fe. S. Frantzke bei Ahasv. Fritsch, Corpus juris ve- 
natorio-forestalis (1675), p. 213, und Kraut, Grundr., $ 108, Anm. 32. Weil dieß Motiv auf 
die grumbdbefigende Nitterfchaft nicht paßte, und diefe ihre hergebrachten Rechte auf den Landtagen 
zu vertreten vermochte, jo erhielt diefelbe ihre Jagdberechtigung meiftens ungefchmälert, oder 
doch wenigftens bis auf die hohe Jagd. Siehe Eichhorn, R.-&., $ 548. 

12) Diefe Eintheilung der Jagd in hohe und niedere, zwifchen welche hie und da aud) die 
mittlere eingeichoben ift, verdantt ihren Urfprung dem Umftande, daß die Nitterfchaft auf ihren 
Hleineren Jagdgebieten felten Gelegenheit fand, die zur hohen Jagd jetzt gerechneten Thiere zu 
erlegen, und daher den Beweis der Ausdehnung der Jagdberechtigung im Bezug auf fie nicht 
erbringen fonnte. S. Riccius, S. 233 flg. Es herrſcht jedoch feine Gleihmäßigleit über die 
zu der einen oder der anderen Clafie zu rechnenden Thiere in den Landeögejegen. So z. B. 
das Pr. Yandr. II, 16, $ 37, und Cod. Augaust., Tom. II, p. 611, 612, — Bon allen diefen 
Grundiägen über den Eigenthumserwerb von Thieren macht die Occupation der f. g. nicht jagd- 
baren Thiere eine Ausnahme, welde nad den Grundfäten des römischen Rechts beurtheilt wird. 
Jedoch befteht Feine Uebereinftimmung der Varticularrechte in der Beſtimmung diefer Claſſe. 

13) Dieß war freilich im vorigen Jahrhundert noch fehr beftritten.. ©. Mittermaier, $ 214 
Anm. 18. 


14) Die Anficht, daf hierdurch genau der vor Entftehung des Iagdregals vorhandene Rechts— 
zuftand wieberhergeitellt worden fei, ift freilich nicht ganz richtig; die würde nur dann zutreffen, 
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$ 9. 


Die Yagdberechtigung hat zwei wefentlich verſchiedene Seiten. Sie tritt 
zunächit als eine ausjchliegliche Berechtigung zu einer beftimmten Art des Eigen- 
thumserwerb8 hervor. Die Occupation wilder Thiere jteht hiernach dem Jagd— 
berechtigten ?) injoweit ausjchlieglich zu, als die örtliche und innere (d. h. die 
Art der Thiere betreffende) Ausdehnung der Berechtigung reicht; nur läßt ein 
allgemeines Gewohnheitsrecht (das Recht der Wildfolge) die Occupation auch 
auf dem fremden Reviere zu, wenn die Handlung des Grlegens ſchon auf dem 
biejfeitigen Gebiete gejcheben ift?). Im Uebrigen gelten über biefen Act des 
Eigenthumserwerbs jelbjt die Grundjäte des römiſchen Nechts. 


wenn gleichzeitig auch die mittelalterlfichen Agrarverhältnifje hätten twiederhergeftellt werden 
tönnen. An dem Gedanten aber, daß das Jagdrecht ein dem Berechtigten ausfchließlich zu- 
ftehendes Occupationsrecht fei, ift auch duch diefe neueſte Wandelung nichts geändert worden. 

1) Aus dem Geſichtspunkte des deutfchen Rechts, daf nur eine vom Jagdberechtigten (einerlei, 
ob die der urfprünglid) durch das Recht Beſtimmte, oder derjenige fei, der von jenem fein 
Recht durch Pacht u. f. w. ableitet) innerhalb der Grenzen feines Rechts gefchehene Beſitzer— 
greifung des herrenlofen Thieres als eine mit der Wirkung der Eigenthumserzeugung verbun— 
dene Occupation gelten könne, folgt, dat die Befitergreifung eines Thieres durch einen Wilderer 
diefem das Eigentum daran nicht zu verfchaffen vermag. Es ift dieß ein Princip des beutfchen 
Rechts, daß die Eigenthum erzeugende Kraft der Occupation bei gewiflen aus der gemeinen 
privatrechtlihen Freiheit ausgenommenen Gegenftänden auf Befigergreifungen Derer befchräntt 
ift, welche die befonderen Borbedingungen hierzu (regale Gerechtigkeit, Grundeigenthum u. |. m.) 
erfüllt haben. So aud) das Sächſ. Eivilgefegb., $ 231. (Vgl. Schmidt, VBorlefungen I, ©. 187.) 
Es fragt fi) aber nun, ob an dem vom Wilderer ergriffenen Thiere fofort und unmittelbar 
dem Jagdberechtigten ein Eigenthum erwachſe. Man kann zweifeln; jener bat eine für ihn 
wirfungslofe Occupation vorgenommen, dieſer fann überhaupt keine Eigenthum erzeugende That- 
fache für fi anführen. Bejaht wurde diefe Frage früher von mir, fowie von Schüge (Beller's 
und Muther’8 Yahrb., Bd. 6, ©. 61 flg.) und v. Brünned in feiner Diss. de dominio ferar. 
quae illicite capiuntur. Hal. 1862. Die legteren Schriftfteller ftügen ihre Anficht auf die 
Annahme, daß der Wilderer al8 ein unfreiwilliger Nepräfentant des Jagbberechtigten 
anzufehen ſei; Schüge fügt noch hinzu, daß er den Erfolg feiner Occupation vermöge ihrer 
Unrecdhtmäßigteit fofort verwirte. Bei abermaliger Prüfung habe ich an der nicht zu verfennen- 
ben Gewaltſamleit diefer Konftruction Anſtoß gefunden. Sollte nicht folgende Anjicht die rich- 
tige fein? Durd; die Decupation des Wilderers erhält weder dieſer nod) der Jagdberechtigte 
das Eigenthum; Tetsterer aber hat gegen jenen einen Anfpruch auf Darbringung des ergriffenen 
Thieres oder feines Werthes. Diefe Forderung ift fo zu verftchen. Die Handlung des Wil- 
derers ift eine Verlegung der Jagdberechtigung, d. h. des ausfchliehlich in einem Reviere zu—⸗ 
ftehenden Occupationsrechts; ihr Thatbeitand befteht genauer darin, daß dem Jagdherrn an 
einem einzelnen Thiere die ausfchließlihe Occupationsbefugniß widerrechtlich entzogen worden 
it. Der Jagdberechtigte ift befugt, die Wiederherftellung feines Jagdrechts, hier: die Rückge— 
mwährung der Möglichkeit der Ausübung feines Occupationsrechts an dem gewilderten Thiere 
zu fordern. Bei erlegten Thieren fällt dieß praftifch mit einer Forderung auf Auslieferung 
des Thieres oder Erſatz feined Werthes zufammen. ©. jetst auch Dernburg, Yehrbud) des Preufi- 
fchen Privatrechts, Bd. 1, 8 229, 8. 

2) ©, ſchon L. Salica, Tit. 36, ec. 4. Longob. Rothar., e. 319. Sachſenſp. II, 61, $4: 
„jaget ein man ein wilt uzen dem vorste, und volgen ime die hunde in den vorst, der man 
muz volgen, so daz her nicht en blase noch die hunde nicht en gruze, und misse tut dar 
nicht an, ab her san daz wilt vet; sinen hunden muz he wol wider rufen“. S. beſonders 
Schwabenfp. (Lafb.), Art. 236. Bülow und Hagemann, Erört., Bd. 1, Nr. 11. IJedoch be- 
ſchränken neuere Particularrechte dieß Recht in mannigfacher Weife, ſowohl in Betreff der Dauer 
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Nach einer anderen Seite bin erjcheint die Jaadberechtigung als die Be- 
fugniß zu einer Reihe von Handlungen, welche nicht blos auf die Decupation 
jelbjt, fondern auch auf die Herbeiführung der Miöglichfeit derjelben (Hegung 
des Wildes) gerichtet find. In dieler Beziehung nähert fi die Jagdberechti— 
gung wohl dem Begriffe eines Gewerberechts und unterliegt als ſolche mehr- 
fachen Beichränfungen von Seiten der Grundeigentbümer und der Staatsge— 
walt. Die Grundeigenthümer fünnen das Wild durch alfe Mittel, welche nicht 
ſelbſt Erlegungsacte find, von ihren Grundftüden abhalten und dieje gegen bie 
ſchädlichen Einwirkungen der Thiere durch Vorrichtungen jeder Art beihüten °); 
auch brauchen fie die Ausübung der Jagdberechtigung auf ihren Grundjtüden 
nur in den offenen Zeiten zu leiden. Die ftaatswirtbichaftlichen und polizei» 
lihen Beichränfungen, welche Ausflüffe der ſ. g. Jagdhoheit (Wildbann im 
engeren Sinne) find, bezweden theils die Erhaltung der jagdbaren Thiere gegen 
eine verwüſtende Ausübung des Jagdrechts, theils den Echuß der Landwirth— 
ichaft, theils die Bejeitigung der Gefahren für die öffentliche Sicherheit, welche 
die Jagd mit fich bringt +). Die Mitberechtigung Mehrerer zur Jagd (f. g. 
Koppeljagd), wie jie namentlich bei dem älteren Zuſtande des Jagdrechts häufig 
vorkam, bejchränft den Einzelnen nur injofern, als er allein feine Art der Jagd 
ausüben darf, welche den ganzen Wildftand auf einmal gänzlich oder gröften- 
theil8 vernichtet (j. g. Klapper- und Zreibjagden); Dagegen darf jeder Mit» 
berechtigte jeinen Antbeil verpachten 5). 


e) Occupation von Fiſchen. 
gs 94. 


Auch die Occupation von Fiſchen iſt nicht überall ein freies Recht der 
Berjönlichkeit, jondern jett häufig eine vorausgehende ermächtigende Befugniß 


al® der Art der Verfolgung. Bol. Haubold, Sächſ. Recht, $ 237. Preuß. Yandr. I, 9, $ 130, 
Keinesfalls erftredt ſich die Wildfolge (für welche man häufig den unpafjenden Ausdrud Iagd- 
folge gebraucht) über die Territorialgrenze. Aufgehoben ift das Recht der Wildfolge in meh- 
reren neuen Jagdgefegen, inden man den Gefichtspunkt der Befeitigung des Jagdrechts auf 
fremdem Grund und Boden auch hierauf umrichtiger Weife ausdehnte. 

3) Dahin gehört Aufftellung von Wächtern, Anbinden von Hunden, Umzäunung, Schonung 
in Wäldern, Anzünden von Feuern u. dgl. m. Bol. Bülow u. Hagemann, Erört., Bd. 3, 
©. 43. Pr. Yandr. I, 9, 141. Aeltere Jagdgefege waren in diefer Beziehung oft ſehr hart 
und beeinträcdtigend für den Grundeigenthimer. — In dem ausjchlieflichen Jagdrechte liegt 
aber gegenüber den Grundeigenthümern zugleich die Pflicht zur Ausübung der Jagd, womit bie 
Frage über die Verpflichtung zum Grfate des Wildfchadens (5 220) zufammenhängt. 

4) Diefe Beſchränkungen find polizeiliher Natur (namentlich gehört dahin die Vorſchrift, 
dag zur Ausübung der Jagd die Yöjung einer Jagdlarte nothwendig ift) ; denn das Eigen«- 
thum wird vom Jagdberedjtigten auch durch eine polizeiwidrige Decupation erworben. — Be» 
fonders gehört hierher die Beftimmung der Wildbahn, d. h. eine Beichränfung des Jagd- 
revierd, inden regelmäßig das Jagen auf öffentlichen Yandftrafen im der Nähe von Städten. 
Dörfern und umzäunten Grundftüden unterfagt ift. Bgl. hierüber Mittermaier, $ 217. 

5) ©. Hagemann, Yanbmwirthichaftsrecht, $ 204. 
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voraus 1). Die Filcherei im öffentlichen Flüſſen ift in vielen Yändern Deutſch— 
lands ein regales Recht geworden ?), welches durch Ertheilung von Privilegien 
auf Private übertragen werden fann. Die Fijcherei in Gemeindewajjern jteht 
den Mitgliedern der Gemeinde zu, jofern der legtern feine andere Art der 
Benutzung diejes Rechtes beliebt, in Privatgewäffern ijt fie ein Recht des Eigen- 
thümers am Flußbett ®). 

Das Fifchereireht gewährt die Befugniß, die zur Ausübung deſſelben 
erforderlichen Anjtalten zu treffen und diejenige Wajjerbenugung zu verhin- 
dern, welche das Fiſchen beichränfen oder unmöglich machen würde. Dagegen 
it es wie das Jagdrecht, nach deſſen Analogie e8 überhaupt zu beurtheilen 
ijt *), jtaatswirthichaftlihen Beſchränkungen unterworfen >). 


di Occupation von Foffilien?). 
8 9. 
Hojjilien find im Allgemeinen Eigenthum Desjenigen, auf deſſen Grund 


1) &8 handelt fich hier nicht um die ſ. g. zahme Fiſcherei (im Gegenfag der wilden), d. h. 
die Filcherei in gegrabenen Zeichen, da die in ſolchen befindlichen Fiſche feine herrenlofen Sachen 
find. Bgl. auch Kämmerer, Beitr. zur Yehre vom Fiſchdiebſtahle, 1839. 

2) Die Erklärung der öffentlichen Flüffe für Bannwafler, welche ſchon frühzeitig vorfam, 
bat hier die Regalität ebenfo vorbereitet wie bei Forſten die Jaad. S. Pr. Yandr. II, 15, 
5 73—78, und I, 9, $ 170—192. Heydemann, Einleit. 2, ©. 80. Bgl. auch Mofer, Bon 
der Yandeshoheit in Anfehung des Waflers und der Erde, Cap. 22. Im manden Yändern hat 
fi; aber der alte Grundſatz des Sachſenſpiegels IL, 38, $ 4: „swelk water strames vlüt, det 
it gemene to varene und to vischene inne“ erhalten. Sadfe, Handb. d. Sächſ. R., $ 356; 
Gothaifche Fiſchordnung v. 1667, $ 1; f. auch Steinader, Braunſchw. Privatr., ©. 356. Das 
x. Sädjf. Gef. v. 15. Oct. 1868 refervirt dad Recht des Staats nur auf Elbe, Mulde, Elſter 
u. f. w., im übrigen wird es den anliegenden Grundbejigern, im der Yaufig den Gutäherr- 
ichaften zugefprochen. Bal. aud Schmidt, Borlef. I, S. 189. — Oft wird felbft bei der Rega— 
lität doc das Recht, mit der Angel zu fifchen, als frei anerlannt. — Auch die Perl» und Bern- 
fteinfifcherei und das Recht, Gold zu waſchen, ift regelmäßig regal. S. Haubold, Sädjf. R., 
8 230, Anm. 2. Pr. Yandr., Th. U, Tit. 15, $ 80, 

3) Imfofern die Fiſcherei hiernad; als eine Pertinenz des Grundeigenthums angejehen 
werben muß, kann fie ebenfo wie das Jagdrecht unter diefer Vorausſetzung ald Gegenjtand 
einer Servitut ericheinen. 

4) So namentlich auch die Koppelfifcherei. Bgl. Hagemann, Erört., 1. Bd., Anm. 11. 

5) Ueber die Fifchereiorduungen und deren Inhalt vgl. Mittermaier, $ 235. Diefe Be- 
ſchränkungen treffen regelmäßig nur die Fifcherei in öffentlihen Gewäſſern. S. aber Reyfcher, 
Würtemberg. Privatrecht, 1. Bd., $ 248. 

1) Hertwig, Neues und volllommenes Bergbuch, 1734. v. Gancrin, Grundfäge des teut- 
fhen Berg- und Salzredhts, 1790, Hafe, Kommentar über das Bergrecht mit fteter Berüd- 
‚ichtigung der vornehmften Bergorbnungen, 1823. Karften, Grundriß der deutichen Bergrechts- 
Ichre, 1828. Weisle ın ſ. Rechtölericon, 1. Bd, ©. 934. Dtto, Studien auf dem Gebiete 
des Bergrechts, 1856. Schomburg, Betrachtungen über die neuere deutfche Berggeſetzgebung 
u. f. w., 1857. Kreßner, Syftemat. Abriß des Bergrechts mit vorzüglicher Rüdficht auf 
Sadjien, 1858. Zerenner, Lehrbuch des deutjchen Bergrechts, 1862 u. 64. Kloftermann, Lehrb. 
d. Pr. Bergredts, 1871. Achenbach, Das gemeine deutiche Bergredt in Berbindung mit dem 
Preuß. Bergrechte, 1. Bd., 1870, Bon ganz bejonderer Bedeutung für die Bergrechtswifien- 
fchaft iſt die feit 1860 herausgegebene Zeitfchrift für Bergrecht von Braffert und Achenbach (bis 
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und Boden fie fich befinden ?). Diek leidet eine Ausnahme in Betreff gewiljer 
Glafjen derjelben, welche rechtlih für herrenlo® gelten), jedoch jo, daß 
jih der Staat daran felbjt die Freiheit der Occupation (oder, wo die Rega- 
lität neuerdings aufgegeben worden ift, doch die Verleihung des Decupations- 
recht8) vorbehalten hat*). Jene Claſſen von Foſſilien werden in den Parti- 


jegt 23 Bde). Unter den particularrechtlichen Schriften find hervorzuheben : Freiesleben, Dar- 
ftellung der Grundlagen der fächfifchen Bergwerlsverfaſſung (1837), befonders aber Schneider, 
Lehrbuch de8 Bergrechs für die gefammten Yänder der öfterreichifchen Monarchie, 1848 (2. Aufl. 
1867), — Quellen find die Bergordnung von Iglau (v. 1250, in Schmidt's Samml. öfterr. 
Berggelete, 1. Thl., S. ı flg.), die Oberpfälzifche (v. 1548), die Braunſchweigiſche (v. 1593), 
die Joachimsthaler (v. 1548), die Kurſächſiſche (v. 1509 u. 1589), die Cölner (v. 1669), bie 
Schwarzburgilche (v. 1686), die Bayerifche v. 1784, f. Hafe, Kommentar im Anhang. Diefe 
leteren und andere Bergordnungen (mit Ausnahme der Sächſiſchen) befinden fi in v. Wag- 
ner, Corpus juris metalliei recentissimi et antiquioris oder Sammlung u. f. w. 1791. Fol. 
Befonders wichtig ift auch das Vergrecht des Preuß. Landr., II. Thl., Tit. 16. Eine ganz neue 
Epoche des deutjchen Bergrechts ift num aber durch folgende Geſetze begründet worden: Das 
K. Sächſ. Gef. v. 22. Mai 1851, betr. den Regalbergbau, dag Defterr. Gel. v. 23. Mai u. 
25. Sept. 1854, das Großh. Weimar. Gef. v. 22, Juni 1857, vor Allem aber das K. Preuß. 
Gef. dv. 24. Juni 1865, welches auch fchon im mehreren anderen Staaten Deutichlands im 
Wefentlihen unverändert angenommen worden ift (hierzu: Arndt, Das allgemeine Berggeſetz 
für die Preußifchen Staaten, 1885); hierzu kommt endlich das K. Sächſ. allgem. Berggeſetz v. 
16. Juni 1868. Eine Zufammenftellung der jest geltenden Berggeſetze von Brafjert im feiner 
Zeitfchrift, Bd. 18, ©. 17 fig. — Die Geſchichte des Bergrechts j. bei Eichhorn, Rechts— 
geid., $ 58, 297, 307, 362, 495, 534, 548, Mehyer, Verſuch einer Gefcdhichte der Bergwerts- 
verjafjung und der Bergrechte des Harzes im Diittelalter, 1817. Karften, Ueber den Urfprung 
des Bergregals in Dentfchland, 1844. Dazu Weiste, Der Bergbau und das Bergregal, 1845, 
Zachariä in der Zeitfchr. für deutfches Recht, 13. Bd, ©. 325 flg. Siehe auch Kommer in 
Achenbach's und Braſſert's Zeitfchr. f. Bergr. X, ©. 376 fig. Achenbach, Bergrecht, 1. Bp., 
©. 17 fig. Kloftermann, Lehrb. $ 1—3. Ermiſch, Das Sächſiſche Bergrecht des Mittel- 
alters, 1887, 

2) Sie find eine pars fundi. Dieß fagt auch in Bezug auf die edlen Metalle („silver ne 
mut ete.“) ſchon die Stelle des Sachſenſp. I, 35, 2. (9. Kommer a. a. D., S. 390.) Bor 
Einführung des Regals war dieß allgemein anerkannt. S. Hiüllmann, Geſch. des Uriprungs 
der Regalien (1806), ©. 62 flg. 

3) Stuendeck, Diss. Berol. de jure metallorum, 1868, beftreitet die Herrenlofigfeit des 
regalen Metalls, weil es feiner natürlichen Beichaffenheit nad ein unfelbftändiger Theil 
des Bodens jei. Ebenfo Adienbah a. a. O., S. 97. Dem widerſpricht es aber doch nicht, 
wenn es rechtlich als getrennt und felbftändig aufgefaßt wird. Die Folge jener Anficht 
wirde eine ganz verjchiedene und dem Berhältnifje wenig entfprechende juriftiiche Konftruction 
des Bergrechts fein. 

4) Dieß ift der eigentliche Inhalt des Bergregals, welches nur durch die f. g. Freierflärung, 
d.h. die Berpflidtung, e8 unter gewiſſen Umftänden zu verleihen, von den übrigen Regalien 
unterfchieden ift. Ganz verlafien ift heutzutage die Theorie älterer Juriften, mwonad dem 
Staate ein Gigenthum am den regalen Foffilien zuftehen follte, wozu fich noch der andere Irr— 
thum gefellte, diefes auf ein angebliches Eigenthum des Staats an herrenlojen Sachen zu ftügen. 
Wo das Regal gar nicht, oder nicht in einem weiten Umfange gilt, muß noch immer der Eigen- 
thümer des Grundftüds auch ald Eigenthümer der nicht regalen Koffilien angefehen und ibm 
auch da8 Recht der ausſchließlichen Ausbeutung felbft durch künftlichen Bergbau zuerfannt 
werben. So in Sachſen bez. der Stein- und Braunfohlen feit dem f. g. Kohlenmandate vom 
19, Auguft 1719; ſ. auch das K. Sächſ. Gef. v. 1868, $ 4. — Das neuefte Preuß. Gejet v- 
1865 (ingl. d. K. Sächſ. Gef. v. 1868) hat nun den weiteren Schritt gethan, das Bergregal 
ganz fallen zu laflen; dadurd wird aber das bisher regale Foſſil nicht zu einer pars fundi ge— 
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eularrechten verjchieven beftimmt, bald durch Aufzählung einzelner Arten 
derjelben, bald durch allgemeine Beziehung auf diejenigen Mineralien, welche 
nur durch fünjtlichen Bergbau zu Tage gefördert werben, oder auf diejenigen, 
welche Metalle enthalten, oder welche vor dem euer beſtehen “). Das allein 
dem Staate zuftehende freie Dccupationsrecht ſolcher Foſſilien bildet das, je 
nach dem größeren oder geringeren Umfange der in diejes Verhältniß geſetzten 
Claſſe derjelben in den einzelnen Yändern Deutjchlands bald ausgedehntere, 
bald bejchränktere Bergregal (mo neuerdings das VBergregal bejeitigt worben 
ift, verbleibt dem Staate nur das Recht der Verleihung). Private können 
das Deccupationsrecht durch Erlangung eines dieſe Befugniß enthaltenden Pri— 
vilegiums erwerben. Dieß kann theils jo gejchehen, daß ihnen innerhalb eines 
bejtimmten Diſtriets das Dccupationsreht an allen etwa darin befindlichen, 
im obigen Sinne regalen (oder neuerdings: der Staatöverfügung vorbebal- 
tenen) ‚Solfilien ganz allgemein übertragen wird (j. g. Specialverleihung) ®), 
theil8 fo, daß Demjenigen, welder an einer einzelnen Stelle des Erdreichs 
jolde Foffilien gefunden hat, die ausjchließliche Befugniß, fie auf bergmännijche 
Weiſe zu oecupiren, verliehen wird. Dieſe letere Art der Verleihung, welde 
die regelmäßige ift, wird dadurch eigenthümlich, daß fie unter Borausfegung 
bejtimmter Förmlichkeiten ertheilt werden muß, wogegen der Staat ji 
gewiſſe Abgaben als Entſchädigung vorbehält (Freierflärung des Bergbaues) ?). 


macht, fondern bleibt nad) wie vor aus der allgemeinen Erwerbäfreiheit egimirt, und es fegt 
feine Occupation eine (jet freilich nicht mehr auf der Negalität beruhende) ftaatliche Berleihung 
voraus. So werben auch die legten Intereſſen, welche ſich etwa an die Fethaltung des Regals 
fnüpfen könnten (Achenbach, Zeitichrift für Bergredt, IV, ©. 201 flg.), gewahrt, nämlich die 
Unabhängigkeit der Dispofition über Bergwerfsihäge vom Einfpruche des Grundbefiters, 

5) S. Weisle im Rechtslexicon, S. 942. Hake a.a.D., 9.47, Zerenner, ©. 55 fig. — 
Da bei Beurtheilung der Ausdehnung der Regalität auch die hergebrachten Rechte Einzelner in 
Frage kommen, fo ift die Beſtimmung der Grenzen durchaus Sache der particularrechtlichen, ja 
focalen Unterfuhung. An ſich wird die Regalität nicht vermuthet, dagegen hat Der zu be- 
weifen, der ſich auf ein dem allgemein in einem Lande anerfannten Regale wiberftreitendes Ser- 
fommen beruft. — Ueber die Regalität des Torfs, welche gemeinrechtlich nicht beſteht, ſ. Bieiffer 
in der Zeitfchr. f. deutfh. R., 13. Bd., ©. 223 fig. 

6) Diefe Art der Verleihung der vegalen Gerechtigkeit, welche übrigens nicht mothmendig 
durch Ichnrechtliche Formen zu gefchehen braucht, fam früher, d. h. vor der allgemeinen Aus- 
breitung der Freierflärung des Bergbaues, häufiger, jet nur noch felten vor. Je nachdem fie 
Ach auf alle regalen Foſſilien oder nur auf einzelne, vielleicht nur auf den Bergzehnten bezieht, 
nennt man fie eine concessio plena oder minus plena. Wr. Yandr., $ 106—108, Praltiſch 
bedeutend wird fie befonders dadurch, daß bei ihr noch feine allgemeine Caducität eintritt, wenn nur 
einzelne Gruben aufläffig werden. — Vgl. Achenbach in der Zeitſchr. f. Bergr., 8. Bd., S. 387 fig. 
Bon der Specialverleihung lann noch die ſ. g. Diftrictöverleihung, d. 5. die Verleihung des in 
einem Diftriete zerftreut, nefterweife vorlommenden Minerals unterfchieden werden. Uebrigens 
ift weder der Ausdrud „Specialverleihung“ noch der Ausdrud „Diftrictöverleihung“ durchaus 
technifch. Jener erklärt fich, wenn man ihn als locale Verleihung des Regale felbit, im Gegen- 
ſatze der Berleihung des bloßen Bergbaurechts auffaßt. 

7) Gut hat Weisle, Nechtslericon, S. 939, machgewiefen, daß diefe reierflärung kein 
plöglicher und überrafchender Art der Geſetzgebung oder eine Erfindung des 16. Jahrhunderts 
geweſen ſei. S. befonders Eichhorn, Rechtsgeſch, Bd. 4, S. 368. Das Richtige ift, daß dieſe 
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Der Beliehene erlangt dadurch das Bergbaurecht, d. 5. die ausſchließ— 
lihe Befugniß zur Occupation der in dem bejtimmten abgemejjenen Gruben- 
felde befindlichen Foffilien und zur Errichtung der dem gewerbmäßigen Betriebe 
des Bergwerks dienenden Anjtalten ®). Das Gigenthbum des bierburh im 
Anjprub genommenen Grund und Bodens erlangt er dadurch an und für 
jih noch nicht ®). 

Die Abgeſchloſſenheit dieſes nächtlichen Schaffens im Schofe der Erbe 
bat fih wie in einer bejonderen Kunſtſprache, jo auch in ber Erzeugung be» 
jonderer Formen !0) ausgeprägt, mit denen jenes Rechtsverhältniß bekleidet 
worden iſt. Sowohl diefe, als die jurijtiichen Ericheinungen, welde der 
gewerbmäfige Betrieb diefer Occupation der Foſſilien bervorbringt, be- 
dürfen einer bejonderen Darjtellung. 


$ 96. 


Zum Schürfen, d. h. zum Suchen regaler (jegt: der Verfügung des 
Staates vorbehaltener) Foſſilien mitteljt Wegräumung der Dammerde felbjt 
auf fremden Grundftüden!) iſt Jeder, auch der Ausländer, nach Yöjung eines 


Beeihnung mit dem Worte „reierflärung” aus der Anficht des 16. Jahrhunderts erllärt 
wird, nach welcher die Schonung eines ſchon begründeten und beitchenden Redtsjujtandes ein 
Act der Gnade und Entfagung fei. Das Bergregal ließ ſich aegenüber dem alten deutſchen 
Rechte des freien Fundes nicht durchführen und wurde unter dem Mantel der „Freierklärung“ 
fhonend und jchüchtern wieder negirt. — Achenbach a. a. O. 1. Bd., ©. 68 flg., leitet die 
Bergbaufreiheit aus den Rechten der Mark- und Feldgenofjen her, die im ungetheilten Gemein» 
lande befindlichen Foffilien zu gewinnen. Exit allmählich fei diefe freiheit des Findens durch 
bie Zerritorialgejege auch auf das Sondereigentfum ausgedehnt worden. Dit diefer alten 
Kreiheit des Bergbaues verbinde fich fpäter das Bergregal, und beides zufammen erfcheine dann 
als eine Beſchränkung des Grundeigenthbums zu Gunjten des Bergbaued. (Der Begriff der 
Bergbaufreiheit im diefem Sinne ift offenbar ein ganz anderer al® der oben mit der „Frei— 
erflärung” verbundene.) 

8 Das Bergbauredht, welches ald Immobiliarrecht gilt, wird im der Negel als ein ding- 
liches Recht an dem Grundjtüde, in welchem ſich das zu bauende Foſſil befindet, beftellt fein, 
und dann als ein dingliches Recht befonderer Art aufgefaßt werden müſſen. Seine Ausführung 
fordert indeſſen mannigfache rechtliche Ergänzungen, welche nach ihrer befonderen Natur beur- 
theilt werden wollen (e8 können dieß fein obligatorifche und dingliche Rechter. Unrichtig aber 
ift e8, wenn das Bergbaurecht ald „Eigenthum‘ charakterifirt und danadı Bergwertseigenthum 
genannt wird; dieſe Prädicirung gehört in die Claſſe der Verſuche, ein „Literarifches Eigenthun‘ 
nachzuweiſen. Früher beruhigte man fich mit dem Begriffe eine dominium utile, wobei man 
aber dad dominium directum dem Staate zufchrieb (Eichhorn, Einl., $ 276), 

9) Der Bergberechtigte fan damit ausfommen, daß er dem Eigenthümer für die entzogenen 
Nusungen des Grundftüds Erfas leitet und ihm dafielbe nach Aufhören des Bergwerks unter 
Entihädigung für den Minderwerth zurüdgiebt. Die Betheiligten tönnen aber aud cine 
vollftändige Eigenthumsabtretung befchließen. 

10) Diefe Formen find, wie bei fait allen von der Staatögewalt ausgehenden Berugnifien 
im fpäteren Mittelalter, zum Theil dem Lehnrecht abgeborgt, jedod; ohne Anwendung der mate- 
riellen Rechtsfätse deflelben, was bisweilen verlannt worden ift. 

I) Dieß muß jedoch mit Schonung geichehen, womöglich nicht auf beftellten Aeckern, und 
nicht aus Chicane; auch muß der Schürfende dem Cigenthümer des Grundftüds den verur- 
ſachten Schaden erjegen (Schneider a. a. O., $ 92) und das Grumpdftüd wieder ebenen. K. 
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Schürfzettels berechtigt, welchen das Bergamt auf eine bejtimmte Zeit aus- 
jtellt *). Findet er eine bergfreie Yagerjtätte, jo hat er das Alter im Felde, 
d. h. den Vorzug der Priorität, fofern er binnen einer bisweilen kurz geftellten 
Friſt?) beim nächſten Bergamte muthet, d. h. um Beleihung in einem die 
Angabe der Yagerjtätte, Zeit der Muthung, Art des Foſſils und Größe des 
gewünfchten Feldes enthaltenden Mutbzettel bittet. Nachdem hierauf binnen 
bejtimmter Friſt die Yagerjtätte aufgejchlojfen (entblößt), auch durch Augen- 
ſchein die Fündigkeit, d. h. das Vorhandenjein der zum Bergbau erforderlichen 
Bedingungen auf der Yagerjtätte durch die competente Behörde geprüft worden 
ift, erfolgt durch dieje die Beleihung nebjt Eintragung des Verlichenen in das 
Bergbuch (Gegenbuch). Die Größe des zur Ausbeutung zu  verleihenden 
Grubenfeldes wird durch Abmefjung eines Raums nach einem feit bejtimmten 
Maßſtabe (mach gejtredtem Felde bei Gängen, nach geviertem bei Flötzen) 
gewonnen, und e8 reicht im Zweifel bis in die ewige Teufe, wird aber eben- 
jowohl durch die Zerritorialgrenze al8 durch einen Erbfluß abgejchnitten *). 
Sowohl für die Ueberlaſſung dieſes als der außerdem noch erforderlichen 
Räume d) muß dem Eigenthümer derjelben volle Entihädigung geleiftet werden, 
zu welcher häufig auch noch ein ſ. g. Erblur fommt*®). Der Staat (als 


Sächſ. Gef. v. 1868, 8 22 u. 26 fig. Alte Bergordnungen nehmen vom Schürftreife die 
Stelle aus, wo das Bett, der Tiſch und die Fenerftätte befindlich ift; jet allgemein Häufer, 
Gärten, Höfe, Straßen, öffentliche Pläge, Kirchhöfe (Pr. Gef., $ 4). ©. Schneider a. a, O. 
8 80. Ueber fsrechheiten beim Salpeterfuden j. Wächter, Handb. d. Wirt. Pr.-R., Bd. 1, 
©. 486. Achenbach, Bergredit, S. 325 flg. 

2) Ueber die Wirkung einer Schürfung ohne Schürfzettel f. Hale a. a. O., ©. 106, und 
Zerenner, Bergredit, $ 80. 

3) Diefe Friſt ift oft ſehr kurz geftellt, 3.8. 3 Tage, S. Schneider a. a. D., $ 99. Das 
neue öfterr. Recht bevorzugt nur den ordnungsmäßigen Scürfer (f. g. Freifchurfrecht) im 
Gegenjage zu dem zufälligen Finder, welcher gemeinrechtlich ganz gleich fteht; ſ. v. Hingenau 
in der Zeitichr. f. Bergr. III, ©. 15 u.297. Ueber das K. Sächſ. Recht Kreiiner ebendaf. II, 
S. 317 flg.; über Weimar. R. daf. III, ©. 414 fig. Das Pr. Gef. verlangt keinen Schürf- 
fhein, und gewährt auch dem Grunbeigenthümer bei zufälligem Funde das Finderredt ; es 
fnüpft $ 19 die Priorität an dem Moment der Uebergabe der Muthung; jedod hat der finder 
auf eigenem Grund und Boden eine Woche lang ein Vorrecht (5 24). Filr die Muthung felbit 
bejtimmt e8 feine Krift, wohl aber für die Einreichung eines Situationsrifjes ($ 18). Das franzöf. 
R. hat kein Finderrecht, ſondern jtellt die Verleihung in das Ermefjen der Behörde. Das K. 
Sächſ. Gef. v. 1868, $ 37, läßt das Vorrecht des Schürfers zum Muthen während der ganzen 
Schürfzeit dauern. S. auch Zerenner, Bergredht, $ 82. Achenbach, Bergredit, S. 357 fl. Das 
Finden und Muthen giebt fein dingliches Recht, ift keine Occupation der Yagerftätte, fondern 
begründet nur einen Anjprud auf Belcihung mit dem Baurechte. 

4) Vgl. darüber de Herder, De jure quadraturae metallicae (vom Rechte der Biernug) 
1802. Weite a. a. D,, ©. 951. Zerenner, $ 102 flg. Die neueren Gefege haben andere 
Maafe, 3. B. d. Preuß. $ 27. 8. Sächſ. Gef. v. 1868, $ 40. Der techniſche Name für das 
einer Gefellichait verliehene Grubenfeld it „Zeche, ein böhmifches Wort. — Ueber Eventual- 
belehnungen ſ. Anſchütz im Ardiv f. civ. Br. 47, ©. 132 fig. 

5) 3. 8. für Pochwerle und Haldenpläge. 

6) Diefer ift eine untrennbare PBertinenz des Grundftüds. Ueber andere Entichädigungs- 
arten ſ. Schneider a. a. D., S. 399 fl. Ueberhaupt vgl. Häberlin im Ardiv für cıw. Prar., 

16. Aufl. 11 
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Bergherr) nahm dagegen für die Verleihung des Bergrechts in der Regel den 
Bergzehnten und eine unter dem Namen Quatembergelver zu entrichtende Ab- 
gabe, auch, menigftens in Bezug auf edle Metalle, ein Borkaufsrecht in 
Anfpruch 7). — Im ähnlicher Weife erwirbt Jemand neben einigen befonderen 
Bortheilen, als etwa dem Stollenneuntel und dem vierten Pfennig während 
des Baues, ein Occupationsrecht an Mineralien (ſ. g. Stollenhieb), wenn er, 
um einem Bergwerte Waffer- und Wetterlofung zu bringen, einen Erbjtolfen 
treibt 8); auch dazu bedarf es einer bejonderen Belehnung °). 


$ 97. 


Die Ausbeutung eines verliehenen Occupationsrechts an Foſſilien kann 
von einem Einzelnen auf alleinige Rechnung betrieben werben (Eigenlehner), 
oder auch durch mehrere Eigenlehner, welche Theilnehmer am Gewinn und an 
der Arbeit find (ſ. g. Gefellenbau), deren Zahl jedoch nach dem älteren beut- 
hen Nechte nicht über acht fteigen ſollte. Auf diefen Fall finden die gewöhn— 
lichen Grundfäge der Societät Anwendung !). Betheiligt ſich aber, wie dieß 
regelmäßig der Fall ift, eine größere Menge Beredtigter am gewerbmäßigen 
Betriebe eines Bergwerks, fo gefchieht dieß in der eigenthümlichen Gejell- 
ſchaftsform der „Gewerkſchaft“, welche fih Hierfür im deutſchen Nechte 
ausgebildet hat?). Am Gefellichaftsvermögen, welches oft allein für eigentliche 


Bd. 39, ©. 7 flg., beſonders aber Achenbach, Zeitichr. f. Bergr. IV, ©.196 und 324 fig. K. 
Sädjf. Gef. v. 1868, Abfchn. VIII. 

7) ©. Hate, S. 59—64, Alles die nur, fo lange er das Regal fethielt. Jetzt tritt die 
allgemeine Gemwerbebefteuerung, wenn auch den befonderen Berhältniffen des Bergweſens ange- 
paßt, dafür ein. 

8) Ein Erbftollen ift aber nur vorhanden, wenn er feinen med wirklich erreicht, und in 
einer gewiſſen Tiefe errichtet wird. Durch die Einführung eines noch tieferen Stollen wird 
der obere „enterbt'. S. Churſächſ. Stollenordnung dv. 12. Juni 1749, Pr. Landr., $ 221 fig. 
Die neueren Berggefete beieitigen oder modificiren das alte Erbftollenredht und damit den Grund⸗ 
fag, daß der Stöllner dem Bergbauberechtigten wider feinen Willen Hülfe bringen fünne, 
Achenbach a. a. D., ©. 145 fig. 

9) Diefelben Förmlicjkeiten wie bei der Muthung und Belehnung mit einem ganz neuen 
Bergwerle werben beobachtet bei ber Erwerbung einer aufgegebenen ober cadue gewordenen 
Grube. 

1) Sie haften Dritten nur pro rata, K. Sächſ. Gef. v. 1868, 58. Charakteriftifch für 
fie ift noch, daß fie den Bau mit eigner Hand betreiben mußten, was jedoch im neueren Rechte 
dahin gemildert worden ift, daß ihmen auch die Annahme einzelner Bergarbeiter verftattet wird. 
Bgl. Ueber fie Hafe a. a. O., ©. 164 fig. Diefe Art des Bergbaues wird infofern begünſtigt, 
als die Eigenlehner felbftändiger und von der bergpolizeilichen Aufſicht unabhängiger find, als 
die Gewerkſchaften. S. Mittermaier, $ 250. 

2) Ueber die rechtliche Natur diefer Genoſſenſchaften ift in neuerer Zeit viel geftritten worden. 
Es ift Mar, daß fie nicht blo8 nach dem Prineip der römiſchen Societät beftimmt werben 
fannız; fie enthält bereits die wichtigiten Elemente des modernen Gefellfchaftsrechts, wie e8 zulett 
in dem Inftitute der Altiengeſellſchaften zu feiner vollen Ausbildung getommen ift, — biefe aber 
noch im Zuftande einer unentwidelten Rechtsbildung. Cine damit ganz parallele Erfcheinung 
ift das deutſche Recht der Mitrhederei. Erkennt man an, daß eine foldhe Erweiterung des Ge— 
jellfchaftsrecht8 überhaupt im deutschen NRechtsleben feine Begründung erhalten hat, fo fann man 
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Bergſchulden haftbar erklärt wird ®), find die Gewerken zu ideellen Antheilen 
berechtigt, aber fein einzelner fan Theilung verlangen +). Die Antheile am 
Dergvermögen und daher auch die Theilnahme am Aufwande wie am Ertrage 
des Bergbaues werden durch Annahme von (früher 128) gleich großen Quo— 
ten, j. g. Kuren ®), bejtimmt. Der Kur fann frei veräußert werden ®); durch 
Eintrag des Grwerberd in das Gegenbuch gebt das Antheilreht auf lekteren 
über. So lange fich das Bergwerk noch in dem Stabium befindet, in welchem 
der Ertrag den Aufwand nicht dedt, find die Gewerfen zu einer auferorbent- 
lichen Zubuße verpflichtet, deren Nichtentrichtung nach Ablauf des Quartals 
Verluſt des Kurzes (Eintreten in das Retardat) berbeiführt, welcher dann den 
übrigen Gewerfen anwädit. Die Gewerkichaft wird nah aufen burch einen 
Grubenvorjtand repräfentirt,; dem Staate gegenüber hatte fie einen Lehnträger 
zu bejtellen, der mit der Berggerechtigfeit belehnt wurde ’). In allem Diefem 
find die Anfänge der Entwidelung einer Gejellihaftsform erkennbar, welche 
bereit8 auf ähnlichen Principien beruht, al® der moderne Actienverein; die 
neuejten Geſetze *) verjuchen num, fie nach Maßgabe der Bebürfniffe der Ge— 
genwart fortzubilven. 

Unabhängig von der Negalität des Bergbaues ijt die dem Staate zu- 
jtehende Berghoheit, vermöge welcher er den gewerbmäßigen Betrieb der 


hiernach auch die Gewerkfchaft zwanglos beftimmen, ohne genöthigt zu fein, feine Zuflucht zu 
den Begriffen der f. g. Genoffenfchaften oder deutfchrechtlichen Korporationen zu nehmen, mit 
denen im der That wenig erklärt if. Cine vorzügliche Unterfuhung darüber von Schomburg 
findet fi) im zweiten bis fünften Bande der Zeitfchrift für VBergredt (1861—64). 

3) Diefen Say haben jedoch nicht alle älteren Bergordnungen. S. Zerenner, Lehrb. des 
Bergr., ©. 417, Zeitſchr. für Bergrecht, 10. Bd., ©. 172. 

4) Das praltifche Intereffe der Theilung wird hier dadurd; befriedigt, dab das im Kure 
abgeloderte Theilrecht als frei veräußerlich betrachtet wird. 

5) Die Zahl 128 erklärt fi daraus, daf man die Berggerechtigkeit nad) vier Stämmen, 
jeden zu 32, einzutragen pflegte, woraus jene Normalzahl hervorging. ES lommen aber dazu 
noch einige ſ. g. Freilure (für die Knappſchaft, Schule, Kirche, Arme), und der Erblux. Neuere 
Geſetze haben andere Normalzahlen angenommen. Achenbach, Bergredt, S. 290 flg. — Nach 
der Art, wie man die Gewerlichaft im älteren Rechte auffaßte, wonach die Gewerten als un— 
mittelbare Mitberechtigte am unbeweglichen Bergvermögen galten, mußte der Kur conſequent 
unter den Geſichtspunkt des Immobiliarrechts geftellt werden. Die neueſten Geſetze, welche die 
Gewerlſchaft mehr als Corporation oder als Actiengefellichaft ausbilden, erflären nicht minder 
confequent den Kur für eine Sache des Mobiliarredhts. 

6) Nach dem Preuß. Gef. v. 1865, $ 101, find die Kure untheilbar und müſſen nad) 
$ 103 immer auf Namen geftellt werben. 

7) Diefer hat überhaupt die Verwaltung zu beforgen, in$befondere hat er auch die Berg- 
arbeiter (Knappſchaft) zu dingen und zu beauffichtigen. Yettere ftehen im Verhältniß der Dienft- 
miethe, welches aber particularrechtlich (3. ®. Pr. Gef., $ 80—93) näher beftimmt wird. Auch 
bilden fie in der Negel befondere mit juriftiicher Perfönlichteit befleidete Knappſchaftsvereine. 

8) Bald nähern fie die Gewerkſchaft mehr den Actiengejellichaften (Preußen), bald mehr 
den Gorporationen (Sachſen, Defterreich), bald geben fie die Wahl der Gefellichaftsform völlig 
frei. — Der hauptſächliche praktifche Unterichied der modernen Wetiengefellfchaft von der 
alten &ewertfchaft befteht darin, daß bei jener das ganze Betriebsfapital gleich anfangs "eige- 
bracht wird, während es bei diefer nur allmählich und je nad) Bedürfniß beigefteuert wurde. 
Scmeider in Haimerl's öfterr. Vierteljahrsichrift, Bd. 6, ©. 162. 

11? 
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Deceupation der Fojfilien überwacht und im öffentlichen Interejje an beſchrän— 
fende, durch landesherrlihe Bergämter zu handhabende gejegliche Beitimmungen 
bindet ?). Daher wird der Schichtmeifter von dem Bergamte auf die Be— 
obachtung der gejeglichen Bergbauvorfchriften verpflichtet, daraus erklärt ſich 
ferner die Bejtimmung, daß die Zeche bei leichjinnigem Raubbau, oder wenn 
der Beliebene ohne Friftgefuhe und Entjchuldigung aufhört zu bauen, nad 
vorhergehender Friftfündigung und Freifahrung in das lanbesherrliche Frei 
zurüdfällt 1%). Auf der anderen Seite iſt jowohl das Bergwerksvermögen 
al8 auch das Bergbauperjonal aus demjelben Motive mehrfach privilegirt !t). 


e) Eigenthbumserwerb an Salz) durch Dcecupation. 
$ 98. 

Die künftliche Gewinnung des Steinfalzes ift allgemein in das Bereich 
der Bergregalität gezogen worden ?); aber auch die Regalität 3) der Salz— 
quellen muß gemeinrechtlich anerkannt werden *), objchon ſich bis in die neuejte 
Zeit einzelne berjelben im Privateigenthum der Grundbeſitzer oder jonjtiger 
Berechtigter erhalten haben. Abgejehen hiervon kann demnach das Recht zur 
örtlichen Ausbeutung von Salzlagern und Soolquellen nur dur eine Ver- 
leihung des Regalinhabers begründet werben °). Dabei fommen dann ähnliche 
Gefellihaften vor, als die Gewerkſchaften beim Bergbau, die f. g. Pfänner- 
ichaften mit meiftens 111 ibeellen -Antheilen (Pfannen). 


9) Gerade in diefer Beziehung haben die neueren Berggeſetze feit 1851 einen entſchiedenen 
Fortfhritt gemacht, indem fie die Berghoheit rein auf die Wahrung des öffentlichen Wohles be— 
ſchränken, dagegen die zum Theil aus der Regalitätstheorie hervorgehende Bevormundung oder 
gar Mitverwaltung des Privatbergbaues aufgeben. 

10) Auch das Pr. Geſetz, $ 65, kennt die Entziehung wegen Aufläffigteit der Grube. — 
Ein anderer Grund der Kaducität ift auch die viermalige Nichtentrichtung der Duatembergelder; 
bie verfallene Schuld gilt als durd; die Einziehung getilgt. 

11) Soldye Privilegien find: 1) Separation des Bergvermögens im Concurſe; 2) der Lohn 
ber Bergleute hat die Vortheile des Liedlohns bei der Locirung der Gläubiger; 3) Befreiung 
des Bergwerls vom Arreſt; 4) privilegirter Gerichtsftand des Bergperſonals und der Bergitrei« 
tigfeiten vor dem Bergamte; 5) Vorzug in der Benugung fließender Wafler. 

1) J. H. Jung, De jure salinarum tum veteri tum hodieno. 1743.4. Ahasverus Fritsch, 
Opuse. var., P. 1, p. 299—369. Hüllmann, Gefch. der Regalien, S. 62 fig. Förfter, Be- 
fchreibung des Halliichen Salzwerts, 1793. Vorzüglich |. Zachariä a. a. DO. (S. oben $ 96, 
Anm. 1). Böhlau, De regal. notione et de salinarum jure regali comınent. (Hal. 1855.) 

2) ©. Hafe, Commentar über das Bergredit, S.47. Steinfalz wird den übrigen Foflilien 
regelmäßig gleichgeftellt. 

3) Davon verjchieden ift da8 Gewerbregal des Salzverkaufs. Pol. Haubold, Sächſ. 
R., ©. 258 flg. Schneider, Defterr. Bergredt, ©. 9. 

4) Preuß. Berggefeg v. 1865, $ 1. Schneider a. a. O. über Defterreih. Wächter, Handb. 
des Würt, Rechts I, S. 137 u. 850. Haubold a. a. O. u. Römer, Staatsrecdht von Sadjfen II, 
©.683, 8. Sädf. ©. v. 1868, $ 5. Cbenfo in Bayern, Heflen, Baden, Naſſau. S. Mitter- 
maier, $ 259, Anm. 4. Ueberhaupt f. d. angef. Schriften von Zachariä und Böhlau, umd die 
dafelbft beigebrachten urtundlichen Nachweise. 

5) Als Form der Saljgerechtigkeit fommt bisweilen eine Art Emphyteufe vor. ©. Jaeger, 
De emphyteusi salinaria praesertim Halae. 1760. 
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2) Durch Acrceſſton. 
899. 


Auch im deutſchen Rechte!) wird der im römiſchen Rechte ausgeſprochene 
Grundſatz anerkannt, daß das ‚allmählih einem Grundſtücke angeſpülte Land 
(alluvio) und das Bett eines öffentlichen Fluſſes, ſobald es ganz (alveus 
derelictus) oder zum Theil (insula nata) vom Waſſer verlaſſen worden, dem 
anliegenden Grundeigenthümer als eine natürliche Fortſetzung ſeines Grund— 
ſtücks anwächſt. Einige Particularrechte jedoch ſehen von dieſem natürlichen 
Zuſammenhange ab und theilen die entſtandene Inſel?) oder die Anſchwem— 
mung?) dem Fiscus zu. 


3) Eigenthumserwerb an Früchten’). 
$ 100. 


Diejenigen Induftrialfrüchte, deren Gewinnung eine vorausgebende Arbeit 
vorausjegt, wurden nach älterem deutjchen Rechte fchon als erworben (ver- 
dient) angefeben, jobald die zu ihrer Erzeugung nothwendige Arbeit geſchehen 
war (wenn die Egge das Land bejtricben) ?). Diefer Erfolg trat jedoch nicht 
für den ein, welcher wifjentlib auf einem fremden Grundftüde jene Arbeit 
vollzogen hatte). Einzelne ſächſiſche Particularrechte haben dieſe Rechtövor- 
ſchrift bewahrt *). 


1) Sacdjjenfpiegel II, 56, $ 3: „Swilch werder sich erhebet binnen einem vlize, wilcheme 
stad her naher is, zu dem stade gehoret der werder. Is her mitten inne, her gehoret zu 
beiden staden ; daz selbe tut der abgane, ab her vertruget.“ 

2) ©. Schon das Urtheil König Adolph's v. 1294 bei Pertz, Mon. II, p. 460, in welchem 
e8 in $ ı heißt: „quod si insula nata est in Rheno vel alio fiamine in comitatu alicujus 
comitis, — eadem insula potius spectat ad imperium et ad ipsum comitem, quam ad alium 
dominum, cujus distrietus protenditur ad ripam fluminis praelibati.* ©. öfterr. Gefekb,, 
& 407, 408, und Haubold, Sächſ. R., $ 231. (S. aber das S. Civilgejeb., $ 281 flg., und 
Schmidt, Borlef. 1, ©. 228.) Bei öffentlihen Flüflen ift dieß freilich nach der Natur der 
Sache nicht ungeredtfertigt. Bgl. Bayer. Gefeg vom 28. Mai 1852, $ 28. 

3) Fald, Handb. des Schlesw.-Holjt. Privatr. IH, S. 424. 

1) ©. Heimbach, Die Lehre von der Frucht nad den gemeinen in Deutfchland geltenden 
Rechten, 1832, ©. 270 fig. 

2) S. vorzüglich Sachſenſp. II, 58; Sachſenſp. III, 76, $ 3: „Nimt en man ene wede- 
wen, die egen oder len, oder liftucht oder san zinsgut hevet, svat so he in dem gute mit 
sime pfluge arbeidet, stirft sin wif er der sat, he sal’t vul arbeiten und seien und afsniden, 
und tins und pflege sal he daraf geven jenen, uppe den it gut irstift.“ (Bgl. Schwabenſp. 
[®.] 128. Sachſenſp. III, 76, $ 4: „Stirft di vrowe na der sat, als die egede dat lant began 
hevet, di sat is ires mannes.“ Ob es ſich übrigens um wirklichen Eigenthumserwerb und 
nicht vielmehr um ein Forderungsrecht handelte, ift mad) dem mittelalterl. Quellen zweifelhaft 
(Stobbe, Beitr. zur Geſch. d. deutſch. R., 1865, ©. 67). 

3) Bol. Sachſenſp. II, 46, $ 1. Scmwabenfp. (Laßb.). Art. 211. 

4) ©. Sadıfe, Weimar. Net, $ 254. Haubold, $ 183. (Das Sächſ. Civilgeſetzb., $ 244 
u. 245, fehrt wieder zum Gefichtspunfte des römifchen Rechts zurüd.) Am wwoichtigften wird 
biefe Rechtsvorichrift, wenn es ſich um die Abfonderung eines Vermögens handelt, deſſen 
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A) Erſthuug. 
$ 101. 


Das deutjche Recht kannte feinen Gigenthumserwerb durch Erfigung, das 
Inftitut iſt aber nach den Grundfägen, welche das römijche Recht darüber 
enthält, in Deutjchland aufgenommen worden. Nur bat es in den Barticular- 
gejegen und dem Gewohnbeitörechte einzelner Yänder dadurch eine Mopification 
erfahren, dag man es mit einem an fich ganz verfchiedenartigen älteren deutfchen 
Nechtsjage in Verbindung brachte. Dieß ift die Bejtimmung der mittelalter- 
lihen Rechtsbücher und Statuten, daß nach Ablauf einer Frift von einem Jahr 
ſechs Wochen und drei Tagen!) feit der (gerichtlichen) Uebertragung oder ber 
Vererbung *) eines Grundftüds die Anjprüche Dritter ?) auf das legtere, jofern 
ihnen die Klagerhebung möglich war *), ausgejchlofjen fein follten und der Er- 
werber fortan jeinen Beſitz Fraft eigenen echtes (rechte Gewere) zu ſchützen 
vermöge ®), melde Borjchrift dann auch in mannichfaltiger Anwendung auf 
beweglihe Habe ausgedehnt wurde). Von dieſer wenigſtens in ihrer prak— 
tiihen Wirkung fich einer erlöfchenden Verjährung annäbernden Einrichtung, 
Br id jelbft nur in wenigen Anwendungen erhalten bat”), ift durch Ge— 


Theile an verjchiedene Berechtigte gelangen, 3. B. Trennung des Allodialvermögens vom Stamm- 
gut. Ueber das Lehen fiche unten $ 131. 

1) Ueber die Bedeutung diefer Frift von Jahr und Tag und ihre Berbindung mit dem 
älteren deutſchen Gerichtöverfahren f. oben $ 66, Anm. 2. — S. über das Ganze Unterholgner, 
BVerjährungslehre, $ 22. Laband, Vermögensrechtliche Klagen (1869), ©. 292 fig. 

2) Ueber die Modificationen, welche die Entftehung der rechten Gewere aus diefer causa 
vorausſetzte, f. Albrecht, Gewere, S. 105. — Laband beweift S. 304 flg., daß nad) dem älteren, 
noch im Sachſenſpiegel enthaltenen Rechte jeder in Ausübung eines Rechtes begonnene Befit 
ohne weitere Dualificirung durch gerichtliche Auflaffung u. f. mw. genügte, um die redjte Gewere 
hervorzubringen. 

3) A. M. Eichhorn, Einl,, $ 176. Anm. e, welcher die Präclubirung der Klagen Dritter 
nur für einzelne Fälle annehmen will, Die Stelle, welche ihm dazu Beranlafiung giebt, 
Eip. II, 43, ſpricht aber nicht von dem Fall der rechten Gewere. S. Albredt a. a. O., An- 
merfung 207 u. 839, Yaband, ©. 384, 

4) Es entſchuldigt Nichtwiſſen, Abwefenheit, Unmündigkeit. Albrecht, S. 114. 

5) Bgl. z. B. Sachſenſp. II, 44 und 42, $ 2: „Hat aber ir ein eine rechte gewere an 
deme gute jar und tag gehat ane rechte widersprache, her en verluset dar mete sin gut 
nicht, ab ime sin gewere abwichen tut zu rechter gewerschaft, deste erz selbe verste nach 
sime rechte.“ Ueber bie rechte Gewere überhaupt f. = trefflihen Ausführungen Albrecht's 
a. a. DO., S. 99—124. v. Bar, Beweisurtheil, 1866, S. 207, fieht darin nur eine privilegirte 
Beweispräfumtion. ©. auch Yaband, ©. 323 u. * 

6) Erlöſchung der Befugniß, geraubtes, geſtohlenes, verlorenes oder ſcheinbar erbloſes Gut 
aus der Hand des bewahrenden Richters nach Jahr und Tag zu reclamiren. Albrecht, S. 120 flg. 
Ebenſo wenn Jemand fahrende Habe durch Richterſpruch oder Erbſchaft an ſich gebracht hatte. 
Schwabenſp. (Wadernagel) 372. Sachſenſp. II, 31, 37. 

7) Nämlich ı) nad Lübiſchem revid. Stadtredht III, 6, 3 und I, 8, 2, fowie nad; Roftod. 
Stadtr. IH, 6, und Hamb. Stadtr. I, 30, 3 und II, 8, 7, kommt diefe Ertinctivverjährung 
als rechte Gewere bei aufgelafienen Immobilien noch unverändert vor. Eichhorn, Einleitnng, 
$ 177h, fieht dieß Inftitut als eine erwerbende Verjährung an. 2) Nach Lüb. R. I, 8, 1, 
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richtsgebrauch in den Yändern des jüchjifchen Nechts 8) das Zeitmaß am bie 
römifche ordentliche Erfigung in der Art angepaßt worden, daß man für ben 
Erwerb beweglicher Habe den Ablauf von Jahr und Tag ?), von Grundftüden 
dagegen den Ablauf von ein und dreißig Jahren ſechs Wochen und drei Tagen ! 9), 
angenommen hat. Did fonjtigen Erforderniffe der Erfigung werben durch dieje 
Beſtimmungen nicht berührt !?). 


I. Schus des Eigenthums. 


8 102. 

Das ältere deutiche Necht betrachtet die bauptjächlichite Klage auf Zurück— 
gabe fahrender Habe (anfang) im Wejentlihen als ein auf der Annahme eines 
Delicts berubendes Rechtsmittel, indem es in der Regel bei dem unberechtigten 
Beſitzer vorausjegte, daß er fie durch Diebftahl oder Raub an fich gebracht 
babe’). Bei diefer Vorausjegung wird es erflärlih, daß jene Klage nicht 
nur dem Eigenthümer, jondern auch einem andern durch die Vorenthaltung 
Benachtheiligten unter Umſtänden zugefchrieben, ſowie daß fie umgefehrt in 
manchen Fällen jelbjt dem Eigenthümer abgeſprochen werben konnte, in denen 
eine privatrechtliche Gigenthumsverlegung ohne Zweifel vorlag. Mehrere folche 
Geſichtspunkte fahte der Sachjenipiegel ?) in einem principiellen Sate zufammen ; 


lann geftohlenes, nad) VI, 5, art. ult. und Hamb. Stat. II, 9, 3 (u. anderen Stadtredhten) 
über See und Sand gelommened Gut nad Jahr und Tag nicht mehr vindieirt werden. Dieh 
wird von Vielen, z. B. Eichhorn a. a. D., Anm. ce, und Mittermaier, $ 164, IV, als Acquifitiv- 
verjährung behandelt. 3) Als erlöfchende Verjährung der Retractöflage und 4) der Muthungs- 
befugniß beim Lehen ift diefe Verjährung noch jetzt gemeinrechtlich. 

8) Haubold, Sächſ. R., $ 185. Schmidt, VBorlefungen I, ©. 204 u. 210. Das Sädji. 
Civilgefeßb., $$ 260, 261, kehrt zu der drei», reſp. dreißigjährigen Friſt zurüd. Bei Grunditüden 
fchließt e8 ($ 279) bie Erfitsung gemäß feinem Ingrofjationsfyfteme ganz aus. 

9 S. aud in der Nürnb. Norm. I, 16, 9, wo eine einjährige Friſt beftimmt if. 
Arquifitivverjährung der Mobilien von Jahr und Tag findet ſich ferner nod; in einigen Statuten 
norbdeuticher Städte (nicht zu verwechleln mit Anmerk. 7, 2), 3.8. Yüneb. Stabdtr. 2, 9. Vgl. 
auch dad Hadeler Yandr. 2, 18, 

10) Sadjenfp. I, 29 hat wohl dazu Veranlafjung gegeben. Siche Grimm, Redjtsalt. 
©. 224. 

11) Die nod in neuerer Zeit vertheidigte Anficht, dag in den Fällen von Anm. 7, 1u. 2, 
justus titulus und bona fides erforderlich fei, berubte auf der Auffaſſung diefer Verjährung als 
einer Erfigung. 

1) Rechtsbuch nad) Diftinctionen (Ortloff) IV,42, 1: „Von rechte sal man kein gut anfangen, 
wen dubig gut, adder geroubet gut etc.‘ Goßlarer Stat. (Göſchen), ©. 98, 3. 15: „Men 
ne mag nich anevanghen denne verdüvet gut oder gerovet‘‘ Dagegen freilich Richtfteig, e 


eine treffliche Entwidelung des mittelalterlichen SHlagenfyitens überhaupt liefert. Ferner: Plan 
Das deutjche Gerichtöverfahren im Mittelalt. I, 2 (1879), ©. 824 flg. Yonbon, Die Anfangg- 
Hage in ihrer urfprünglichen Bedeutung. 1886, 


2) Sadjfenfp. II, 60: „Welch man einem andern leihet oder setzet pferd oder cleit ode { X 
icheiner hande varnde ER (zu welcher wis her die uz sinen geweren let mit sime willenY, “ 


— cn * 


11. Ueber den Unterſchied von Anfang und ſchlichter Klage ſ. Hänel, Beweisiyft. des Sfpls., „e.. 
©. 140 fig., ganz befonders aber Yaband, Vermögensrechtliche Klagen (1869), ©. 90 fig., welder,,; *. 
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an dieſe Faſſung, in welder die Stelle in viele Statuten übergegangen ift, 
fnüpfte man die allgemeine Regel an ®), daß die Abforberung fahrender Habe, 





verkouft si der, der si in geweren hat, oder versetzt her si, oder verspielt her sie, oder wird 
si ime verstolen oder abgeraubet, jene, di si verligen, oder versatzt hat, der en mac da 
nicheine vorderunge uf haben, ane uffe den, deme her si leicht oder versatzte. Stirbet aber 
jene rechtes todes oder unrechtes, so zihe he sich zu sime gute mit rechte gein den erben 
oder gein den richter, ab ez an in geburt.“ Dazu verm. Sadjfenfp. IV, 42, 14: „Welch 
man eyme andern manne setzt oder leihet pferd — —, der sy vorlegon adder versatzt hatte 
en mag keyne forderunge getun, noch anefang doruf haben. Forderunge mag he wol zu 
deme haben, deme her sie liehet adder setzt.“ Diefe und ähnliche Aeußerungen wiederholen 
fich, jedoch mit Heinen Verfchiedenheiten, außerordentlich häufig. S. auch Magdeb. Brest. ſyſt. 
Schöffen. (Yaband) V, 4, 7, 20, und die Stellen bei Kraut, Grundr., $ 90 u. 102, (Anders 
in den friefifchen Rechtsquellen; Richthofen, Wörterbuch, ©. 118 s. v. Wera.) — Nod heut» 
zutage wird häufig auf diefe Stelle hin eim Umterfchied zwifchen „Forderung“ und „Anfang‘ 
in der Art gemacht, daß jenes die perfönfiche Klage, dieſes die Bindication bezeichnen fol; die 
läßt fi aus den Quellen nicht erweifen. ©. aud) Cropp in der Anm. 2 angef. Scr., ©. 283, 
Pland, Zeitfchr. f. deutich. R., Bd. 10, ©. 245, Anm. 93, und ©. 246, Anm. 94, befonder® 
aber Yaband a. a. O., ©. 55 u. 69, der namentlich fehr richtig ausführt, daß das römiſche 
Klagenſyſtem auf die Klagen des deutjchen Rechts nicht übertragen werden darf, — Ueber Richt- 
fteig, 11 a. E., f. Gaupp in der Zeitichr. f. deutich. R., Bd. I, ©. 113, 

3) Die Erflärung des Nechtäfages „Hand muß .Hand wahren” ift von jeher als eine 
fchwierige Aufgabe betrachtet worden. Manche fanden ihm fo unerklärlich, daß fie überhaupt 
feine Eriftenz in Abrede ftellten, 3. ®. Schilter, Pr. jur. Rom. exere. 25, $ 6, und Eichhorn, 
Rechtsgeſch., $ 261 b, der in der Stelle des Sachſenſp. II, 60 nur ein Abiprehen der Klage 
auf Buhe und Wedde findet, nicht auch der Vindication, umd die fpätere Eriftenz des Rechts— 
ſatzes auf ein Mißverſtändniß diefer Stelle zurüdführt. Veſonders häufig ift der Grundjat 
von denen benutt worden, welche im deutichen Rechte eine das Sachenrecht modificirende Theorie 
der Gewere finden, 3. B. fieht Albredjt darin den Beweis für feinen Sab, daß nicht im Eigen- 
thum al8 ſolchem, fondern in der Gewere das Klagrecht liege (vgl. auch Budde, De vindicat, 
rer. mobil. German., 1837), und Sandhaas erkennt darin den Beweis, daß mit dem Aufgeben 
des Beſitzes (Gewere) das Recht felbit erlöfche (germaniftische Abhandl., S. 102). Andere Er- 
Härungsverfuche f. bei Gaupp, Zeitichr. f. deutich. Net, Bd. 1, ©. 111, bei Bradenhöft, 
ebendaf. Bd. 5, ©. 133, und bei Walter, Deutſche Rechtsgeſch, $ 540. — Im Folgenden 
follen (nach Gerber, Zeitſchr. für Civifr. u. Proc. N. F. Bd. 11, ©. 25 fig.) einzelne Momente, 
als Beitrag zur Erflärung der materiellen Motive des Satzes, angeführt werden. Bor 
Allem darf man nicht blos ausgehen von der Formulirung des Sadjfenfp II, 60, einer Stelle 
die jelbft erit der Erflärung bedarf. Ein Ausgangspunkt ift vielmehr: 1) daß die Abforderung 
fahrender Habe im Dlittelalter vorzugsmeife al8 Klage auf Zurüdgabe geftohlenen und geraubten 
Guts betrachtet wird. Sachſenſp. II, 36. Freib. Stadtr. bei Wald; IV, ©. 148, Ed. Roth, 
e. 235. Hieraus erflärt es fich, da man diefe Klage nicht immer als die Wirkung des ver- 
legten Eigenthums, fondern aud als eine Verlegung des Intereſſes des befigenden Nichteigen- 
thümers (der die Entichädigung geben muß) betrachten konnte. Diefem gab man daher zu» 
nächſt die Klage und erft eventuell dem nicht befisenden Eigenthümer. Die wird ausgeiprochen 
in L. Liutpr. Lang, R, 6, 78, und im Schwabenſp. 181 („und is daz mir ein guot verstolen 
wird, daz min niht ist, da soll ich der klager umbe sin; und stirbe ich, oder entwich ich, 
von der klage, so sol der dar nach klagen, des ez da ist“). Vgl. über den Grundfag umd 

fien Modificationen (beim Depofitum u. f. w.) Eropp in Trummer’s und Hudtwaller's crim. 
Beitr., Bd. 2, ©. 241 fly. — 2) Der Sadjfenfp. faht mit diefem Sate einen anderen zu— 
fammen, nämlid den, daß, wenn der Entlehner felbit die gelichene Sache treulo® unter» 
fchlägt, derjenige, der fie von diefem erwirbt, nicht als Dieb oder Räuber betrachtet und des- 
halb auch nicht der Diebftahlsflage des Eigenthümers ausgefetst if, welchem vielmehr nur eine 
Entihädigungsflage gegen den Entlehner zufteht. Diefe Eigentbümlichteit nahm das mittel- 
alterlihe Recht (Eropp, S. 62—68 und S. 272, Anm, 50) befonders in einzelnen Fällen 
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wenn diefe mit dem Willen des Eigenthümers auf eine das Eigen- 
thum nicht übertragende Weiſe in den Beſitz eines Andern gelommen fei, dem 
Eigenthümer gegen den weiteren Befiser nicht zuftehe, indem er vielmehr nur 
eine Klage gegen den uriprünglichen Empfänger derjelben babe (Hand muß 
Hand wahren*). Diejer Sat des älteren deutſchen Rechts iſt num unter 
dem Einfluffe moderner Anjchauungen, insbefondere des Gedankens, daß im 
Intereſſe der Berfehrsjicherheit der erworbene Bejit geſchützt werden müſſe, 
der Ausgangspunkt für eine Gejetgebung geworben, welche allmäblich weniger 
die Vorausjekung der reimwilligfeit der Gntäußerung des Eigenthümers, als 
den guten Glauben des Befiters betonte. Aber auch mit diefer Wendung 
ericheint der Satz in den Particularrechten nicht immer in gleicher Gejtaltung. 
Entweder tritt nach ihnen eine Bejchränfung der VBindication ein, wenn der» 
jenige, welder die Sache vom erjten Empfänger erbielt, in gutem Glauben 
war 5), oder es iſt gegenüber dem redlichen Beſitzer nur ein Miedereinlöjungs- 
recht gegen Zahlung des von diejem gegebenen Preifes nachgelafjen 6); dabei 


des ſ. g. Leihens am (nicht bei Depofitum, der Hingabe an das Gefinde, der Berkaufscommif- 
fion und der Hingabe an Handwerker), in deren Weſen es lag, daß von vornherein die Zurüd- 
gabe der Sahe oder ihres Werth erwartet wurde (f. Yüb. Recht bei Brokes, ©. 333, 
Sadjfenfp. II, 5, 4). Endlich können 3) allerdings auch noch andere Vorftellungen vorgeſchwebt 
haben, 3. B. der Gedanke, daß es vor allem als die Pflicht de8 Empfängers, welchem die Mo— 
bilie anvertraut worden fei, betrachtet werden müfle, die Sorge und Mühe für ihre Wieder- 
Ihaffung zu übernehmen. — Neuere Unterfuchungen von Rüdert in der $ 72, Anm. 4, cit. 
Scr., Goldfhmidt, Zeitichr. für gef. Handelär., Bd. 8, S. 246, der wieder anf Statuirung 
eines allgemeinen materiellen Princip8 des germanifchen Rechts hinausfommt. vd. Bar, Berweiß- 
urtbeil, 1866, ©. 150 flg., fieht in unferem Sate nur den Ausdrud des Gedankens, dal; der- 
jenige, welcher die Sadıe freiwillig weggegeben, die bei der Vertheilung des Beweisrechts ent- 
fcheidende Präfumtion gegen fid) habe. Zur Ergänzung diefer Anficht fönnte man die aller- 
dings nicht zu beftreitende Wahrnehmung anführen, daß das mittelalterliche Recht Sätze des 
materiellen Rechts. häufig nur in einer den Gefichöpunft ihrer procefinalen Durchführbarleit 
betonenden Kormulirung giebt. Eine gründliche Unterfuchung nach diefer Seite giebt jeut Ya- 
band a. a. D., ferner Pland, D. deutſche Gerichtsverf. im Mittefaft. II (1879), ©. 417 fig. — 
Hensler, Die Beichräntung der Cigenthumsverfolgung bei der Fahrhabe (1871) und im feiner 
Schrift: Die Gewere, 1872, ©. 487 flg., ſucht den Sat als eine Conſequenz des alten Mobi- 
liarprocefied zu entwideln, der nur ein formales Greentionsverfahren geweſen fei, bei welchem 
für eine Cognition über den materiellen Grund des Anfpruchs kein Raum gewefen. daher nicht 
fomohl der Eigenthümer, als vielmehr der, aus deſſen Innehabung die Sache gelommen, als 
legitimirter Kläger habe erfcheinen müffen. In feinen Inftitutionen 2. Bd. ©. 213 betont er 
jest, dat die Fahrnigllage uriprünglic nur eine Delictötlage gewefen fei. — ©. auch die neue 
Darftellung, welche Stobbe in ſ. Handbuche $ 146 giebt. 

4) Ueber das fpätere Alter des Sprüdnvorts f. Albrecht a. a. O., Anm. 187. Es gilt 
auch dafür das andere Sprühmwort: „Wo man feinen Glauben gelaflen hat, muß man ihn 
mieder fuhen,” — Schon aus der obigen Faſſung der Hegel geht hervor, daß; die Anwendung 
derjelben nicht blos flattfindet, wenn der Dritte die Sadje titulo dominii erwarb, fondern auch 
wenn er als bloßer Pfandgläubiger befitt. Immer aber muf er fchon wirklicher Beſitzer durch 
Tradition geworben fein, wenn die Vindication der Sache ausgeichlofien fein fol. Eichhorn, 
& 172. Gegen den erften Empfänger iſt die Klage nie ausgefchlofien. 

5) So bei. die Hamb. Statuten von 1603, Tit. II, 2 7. 

6) So das Revid. Lüb. R. III, 2, 1 und 3. . 
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wird aber die Regel gemäß dem älteren beutjchen Rechte?) häufig außer An- 
wendung gejept, wenn die erjten Empfänger Dienjtboten oder Handwerker 
waren ®), denen der Gegenftand zur Verarbeitung gegeben wurde. Neuere 
Gejeggebungen ?) find indelfen in der Begünftigung des Verkehrs noch weiter 
gegangen, indem fie die Vindication gegen den gutgläubigen Befiger außer dem 
obigen Falle ganz allgemein dann ausfchliefen oder doch nur gegen Grijtattung 
des Kaufpreifes zulafjen, wenn er die Sade auf offenem Markte 9), in einem 
offenen Laden und von Leuten, welche zum Verkauf folder Sachen berechtigt 
oder überhaupt unverdächtig find, oder in öffentlichen VBerfteigerungen erworben 
bat. Diejes Privilegium genießen namentlich die Yeibhäufer *'), welche eine 
verjegte Sache nur gegen Erlegung des Pfandgeldes zu rejtituiren brauchen. 
Das deutſche Handelsgeſetzbuch iſt endlich jo weit vorgejchritten, daß ed (Art. 
306) bei der Veräußerung und Uebergabe von Waaren im Handelsbetriebe 
eines Kaufmanns für den redlichen Erwerber, auch wenn der Veräußerer nicht 
Eigenthümer war, ohne weiteres Eigenthum entjtehen und jedes frühere 
Gigentbum damit erlöfchen läßt, vorausgejegt nur, daß die Waaren nicht ge- 
jtoblen oder verloren find !?), 


— 


7) Eropp a. a. O., ©. 251 flg. Laband, ©. 82. 

8) ©. z. B. Lüb. Stadtr. III, 8, 17; ebendaf. III, 6,.5 (Sadjfenfpiegel III, 6, $ 1). 
Hamb. Stadtr. 2, 9, 7. Ueber einen befonderen Fall diefer Art f. Cropp in feinen und Heiſe's 
juriftiichen Abhandlungen, 2. Bd., Nr. 9, 

9) So das Pr. Yandr. I, 15, 8 25,42, 43,44. Defterr. Gefekb., Art. 367. (Nur in be» 
ſchränktem Maße hat das Sädjf. Eivilgefeßb., $ 296, 297, 315, dieſes Princip angenommen.) 
In diefer Erſchütterung des Eigenthums Tiegt eine unweife Begünftigung des Obligationsredhts, 
und dad Bedürfniß eines folhen Nechtsfates für den Credit im Handelsverlehr erfcheint mehr 
als ein nur eingebildetes, wie dieß die Erfahrung in den Ländern beweift, welde den Sat 
bisher nicht hatten. Ein Fortſchritt auf ſolchen Wegen führt nothwendig zur Auflöfung aller 
Grundlagen des Sachenrechts, wie die denn in der That Endemann (Deutſches Handelsrecht, 
& 75 fig.) unter dem Titel „Mobilifirung des Sachenrechts“ als dereinftiges Zufunftsrecht hin- 
ftellt. UWeberhaupt follte die neuere Gefeggebung in der Begünftigung eines Bonafides-Redhts 
inne halten; fie risfirt in der Verfolgung diejes Wegs das wirfliche Hecht zu zerftören und an 
feiner Stelle das Eyftem eines bloßen Sceinrechts zu etabliren. — Leber den Ausſchluß der 
Vindication bei Anhaberpapieren und Wechſeln ſ. $ 161 und 217. 

10) Soldye Gefichtspuntte f. jchon im Stadtr. v. Colmar v. 1293, $ 23, bei Gaupp, 
Deutſch. Stadtrechte d. Mittelalt. I, ©. 118. 

11) ©. die bei Mittermaier a. a. D., Anm. 27, angef. Gefete. Dafjelbe Privilegium 
hatten früher allgemein die Juden. Bgl. ſchon Sadıjfenfp. II, 7 $ 4. Berm. Sadjfenfp. II, 
1, 35. Goldfchmidt, Bd. 8, ©. 266 fig. u. Meibom, Pfandredht, S. 313 fig. 

12) Diefer nicht ſowohl deutfche, als dem franzöfifchen Rechte (Code civil. a. 2279, 1) nadı- 
gebildete Sak wird von Goldihmidt a. a. O., Bd. 9, S. 1 flg., erläutert und auch vertheibdigt. 
Eine gute Ausführung giebt Haufer im Ardiv f. Wechlelr., Bd. 16, ©. 256 fig. 
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Drittes Capitel. 
echte an fremden Saden. 


Erſter Abſchnitt. 
Lehnrecht!). 
Einleitung. 


$ 103. 


Der Umfang und die Dauer der Eigenthumsbeſchränkung durch das Yehn- 
recht des Vajallen läßt Diejes als das wirkjamfte unter den Rechten an einer 
fremden Sache ericheinen und nähert dafjelbe dem Eigenthume. 


1) Literatur und Quellen bes Lehnrechts: Johann Schilter, Institutiones juris feu- 
dalis Germaniei et Longobardiei, 1673, und öfter. Dazu F. K. v. Buri, Ausführliche Erläute- 
rung des in Deutſchland üblichen Lehnrechts, 1732—38, heraudg. v. Runde, 1788. Boehmer, 
Princeipia juris feudalis (1765, ed. 7 cur. Hoppenstedt, 1805, ed. 8 cur. Bauer, 1819). 
Dazu: Schnaubert, Erläuterung des in Deutfchland üblichen Lehnredhts in einem Kommentar 
über die Böhmerfchen prineipia jur. feud., 3. Aufl. 1799, 4. Erfte und zweite Fortf. 2. Aufl. 
1794 und 1795. 4. Th. Hagemann, Einleitung in das gemeine in Deutſchland übliche Lehn— 
recht, 1801. C. W. Pätz, Lehrbuch des Lehnrechts, herausgeg. v. Göde, 1808. Ph. 3. Mayer, 
Handbuch des gem. und Bayer. Lehnrechts, 1831. — Größere Werte über das Lehnrecht find: 
A Struv, Syntagma jur. feudalis. 1653, cur. Senckenberg. 1734. 4. ©. M. Weber, Hand» 
buch des in Deutfchland üblichen Lehnrechts nad den Grundfägen ©. L. Böhmer's. 4 Thle. 
1807—1811 (Regifter v. 1818). — Ein Grundriß ift geliefert von Died, Das gemeine in Deutſch- 
land gültige Lehnrecht im Grundrifje mit beigefügten Quellen. 1823. 2. Ausg. 1827. — Als 
Bearbeitung de particulären Lehnrechts verdient hervorgehoben zu werden: Zachariä, Handb. 
des Sächſiſchen Lehnrechts, 1796, 2, Ausg. von Weife und v. Langenn, 1823, und Roth, 
Medlenburg. Lehnrecht, 1858. Hoffmann, Handbuch; des im Königl. Preuß. Herzogthum 
Sachſen geltenden Lehnrechts, 1865. — Otto, das Recht der Yehngüter in den Erblanden des 
Königreichd Sachen, 1888. — Eine Reihe von Abhandlungen, welche das ganze Lehnrecht um- 
fajien, hat Pfeiffer in Weisle's Nechtslericon geliefert, 6. Bd., S. 386—651 (1845). Fernere 
Abhandlungenfammlungen find: C. A. Jenichen, Thesaurus juris feudalis, 3 Tom., 1750—54. 
&. 5. Zepernit, Sammlung auserlefener Abhandlungen aus dem Lehnrecht, 4 Thle., 1781—84. 
Deſſen Analecta jur feudalis sive selectae observat, feudal, 2 Tom, 1783—84. Deff. Mis- 
cellaneen zum Lehnrecht, 4 Bde. 1787. 94, Fernere Abhandlungen eines Verfaſſers find 
gefammelt in folgenden Schriften: Thomasii, Selecta feudalia, ed. 2, 1728, 2 Tom. Buder, 
Amoenitates jur. feudalis, 1741. Ludewig, Jura feudor. Romani imperii atque Germaniae 
prineipis et provine. nobil. landsass, 1740. Kopp, Auserlefene Proben bed deutſchen Lehn- 
rechts, 2. Aufl., 1757, 2 Thle. Hommel, Oblectamenta jur. feudalis 1755. Boehmer, Ob- 
servat. jur. feudalis. ed. 2, 1784. Defien Electa jur. feud, 2 Tom., 1795. Bermehren, 
Erinnerungen and Lehnredht, 1827 u. A. m. Die befte Arbeit über das deutfche Lehnrecht 
ift von Homeyer im 2. Bande des 2. Theild des Sachfenfpiegels (1844), ©. 261 flg. Ueber 
die Bearbeitung des Lehnrechts des Schwabenſpiegels von Schilter vgl. $ 15, Anm. 11, 

Ueber die wichtigfte Quelle des heutigen Lehnrechts, die libri feudorum (melde hier nad) 
dem Striegel’fchen Corp. jur. citirt find), f. $ 16. Die wichtigften particulären Lehnsordnungen 
und Privilegien aus älterer Zeit find abgebrudt bei Lünig, Corpus jur. feudalis germ. oder 
Sammlung der deutfhen Lehnrechte und Gewohnheiten. 3 Thle. 5. 1727. Außerdem find 


172 Zweiter Theil. Erſtes Bud). 


Das Lehnrecht ift nicht das Erzeugniß eines regelmäßigen Bedürfniſſes 
des Rechtslebens; es waren zufällige und eigenthümliche Intereſſen des 
öffentlichen Lebens, deren Zufammenwirfen den Anlaß zur Entjtehung des 
Injtituts gegeben hat. Sowie man freiheit und Unfreiheit in der Verbindung 
mit einem Grundjtüde zu verförpern wußte, fo follte auch die Treue an den 
Grund und Boden gefeffelt werden. Denn in vielen und wichtigen Kreijen 
des germanijchen Staatslebens war feit dem Ende des neunten Jahrhunderts 
der Gedanke der allgemeinen und durch fich ſelbſt nothwenbigen Unterordnung 
unter eine höchſte, in der Königswürde dargeftellte öffentliche Gewalt nahezu 
verſchwunden, jo daß man das Bedürfniß bejonderer Unterwerfungsacte (der 
Huldigung und vertragsmäßigen Berficberung der Perjönlichfeit beim Empfang 
verliehener Güter) empfinden mußte. Sofern diefe individuellen Hingebungen 
num nicht blos vom Könige, fondern auch von den zahlreichen Heineren Ge— 
walthabern in Deutjchland in abjteigender Stufenleiter mitteljt Lehnsreichung 
gejucht wurden, konnte es gejcheben, daß Das lehnrechtliche Verhältniß die 
Bedeutung einer allgemeinen Form politifcher Abhängigkeit erhielt und das 
ganze beutjche Neich mit feiner vielarmigen Gliederung durchranfte. 

Schon jeit langer Zeit bat man den Irrthum im Lehnſtaate vollſtändig 
erfannt. Die Unterwerfung unter die öffentliche Gewalt iſt nicht mehr ein 
willfürlicher Act des Einzelnen, jondern die felbftverjtändliche Folge der Organi— 
jation des Volks im Staate. So hat das Lehnrecht feine Bedeutung für den 
Staat verloren, Aber auch für den Privaten ift fein weientliches Intereſſe 
nunmebr verjchwunden; das Bedürfniß einer Verbindung mit lehnstreuen 
Perjonen bejtebt nicht mehr, und überhaupt liegt der Gedanke einer vertrags— 
mäßigen Unterwerfung, welche ein Aufgeben der Perſönlichkeit an den Willen 
eines Privaten oder einen Rechtszwang des Gefühld und bes Herzens ein- 
jchlieft, weit ab von der Bahn des heutigen Rechtes. 

So iſt e8 gefommen, daß das Yehnrecht feine eigentliche Bedeutung ein- 
gebüßt bat; der Kern dejjelben, die perjönliche Verbindung der Subjecte, it 
zu einem gehaltloſen Schattenbande geibwunden, und nur die jachenrechtliche 
Grundlage ift geblieben. Aber auch dieje iſt als ſolche für die Zukunft ohne 
wirflibe Berechtigung, da fie ihren geiftigen Gehalt verloren bat und durch 
andere, dem heutigen Nechtsleben entiprechendere formen erjett wird ?). Die 


hervorzubeben: Kurſächſ. Lehnsmandat dv. 1764 (angeh. an Zachariä's Handbuch des Sächſ. 
Lehur.). Altenburg. Lehnsediet v. 1795. Badiſches Edict v. 12. Aug. 1807. Bayerisches 
Lehnsedict v. 7. Juli 1808 (hinter d. 4. Bande von Webers Kommentar). Gothaifches Yehns- 
mandat v. 6. Jan. 1800, Hannöv. Gef. v. 13. Apr. 1836, 

2) Ueber die Gefchichte des Lehnrechts ſ. Zachariä im der Zeitfchrift f. deutich. Recht, 7. Bd., 
S. 35 flg. Eichhorn, Staats- und Rechtsgeſchichte, $ 16, $ 26, Nr. I, SAT und S 141, 
Gaupp, Germanifche Anfiedlungen und Landtheilungen, ©. 427 flg. Waitz, Deutfche Ver— 
fafiungsgeihichte, 2. Bd., S. 208 fig, 4. Bd., ©. 151 fig. Vorzüglich Roth, Geſch. des 
Beneficialwejens von den älteften Zeiten bis ins zehnte Jahrhundert, 1850, und deflen Feudalität 
und Unterthanenverband, 1863, — ©. auch Liebe, Der Grundadel und die neueren Berfaffungen 
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dogmatifche Auffajjung des Yehnrechts kann demnach im der Gegenwart nur 
noch die Betrachtung dejjelben ald eines umfafjenden dinglichen Nutzungsrechts 
jein, welches jich den übrigen Rechten an fremden Sachen anreiht; immerhin 
zeigt es freilich auch jegt noch in ausgezeichneten Eigenthümlichleiten die Spuren 
einer die Schranfen diefer Stellung weit überragenden Vergangenheit ®). 


I. Begriff. 


$ 104, 


Die ausgedehntejten erblichen Nutzungs- und Gebrauchsrechte an einer frem- 
den Sache, jofern fie jich auf eine Verleihung durch den Eigenthümer gründen, 
welche zugleich die Verpflichtung des Verleihers und Beliehenen zu wechjelfeiti- 
ger Treue hervorruft, nennt man Yeben !), Lehnrecht (feudum) ?). Der weite 
Umfang der im Xehnrechte liegenden Berechtigung macht e8 denkbar, daß ein 
ganzer Vermögenskreis in feudalen Rechten bejtehe, dadurch wird ein Gegen- 
jat gegen dasjenige Vermögen hervorgebracht, welches durch nichtlehnrechtliche 
Gegenjtände gebildet wird, und allodiales Vermögen heißt). Gin fernerer 


1844, ©. 24 flg. Perthes, Das deutjche Staatölchen vor der Revolution, 1845, ©. 21 fig. 
Vgl. befonders die ſchön gejchriebenen und warm empfundenen Worte Homeyer's als Schluß— 
betrachtung feines trefflihen Syftems des Lehnrechts, S. 627 fig. 

3) In dem öffentlichen Charakter des Lehnrechts und der der Abgefchlofienheit deffelben 
entjprechenden Trennung des Lehnproceſſes, Yehngerihts und des Standes der Fehnsleute lag 
der Grund, daß das Mittelalter das Yehnrecht dem Landrechte als eine parallele Größe gegen- 
überftellte und demnach aud) formell in den Rechtsquellen feine Behandlung trennte. Es giebt 
Schriftfteller, welche auch für das heutige Recht eine Scheidung des Lehnrechts vom übrigen 
Privatrechte verlangen, ganz befonders Died in der Zeitjchrift für deutfches Recht, 3. Bd., 
©. 161 flg. Die meiften Gründe beruhen auf einer unrichtigen Auffaffung der Stellung des 
Lehurechts in der Gegemwart. 

1) II feud. 23, & 2: „Beneficium — ex benevolentia ita datur alicui, ut proprietas qui- 
dem rei immobilis beneficiatae penes dantem remaneat, ususfructus vero illius rei ita ad 
accipientem transeat, ut ad eum heredesque suos masculos — in perpetuum pertineat: ad 
hoc, ut ille et sui heredes fideliter domino serviant.*“ Das Wort Lehen wird ebenſowohl 
für das Recht als für das Lehngut gebraudt. Das Recht des Yehnsheren, nämlich das Eigen- 
thum an der Sache mit dem Anfpruche auf vafallitifche Yehnstreue, wird regelmäßig als domi- 
nium direetum, das Recht des Vaſallen, d. 5. das lehnrechtliche Nutzungsrecht mit dem An- 
fpruche auf lehnsherrliche Protection, al$ dominium utile bezeichnet. Ueber diefe Ausdrüde 
vol. $ 77, 

2) Die Ableitung ded Wortes feudum ift beftritten. Ginige leiten e8 von fideles — feaux, 
Andere von fe — od, Andere endlich wohl richtiger von dem altgothifchen faihu, althochd. feo, 
ab. S. Homeyer, Yehnrecht, S. 275. Leo (Borlefungen über die Gefchichte des deutichen Bolts 
und Reichs, 1854, 1. Bd., S. 526) behauptet keltiſchen Urfprung. 

3) Die Behauptung, daß ganz allgemein und unter allen Umftänden für die Allodialität 
die Bermuthung ftreite (vgl. Eichhorn, $ 192, Anm. i), läßt fich weder auf II feud. 26, $ 1, 
noch auf II feud. 41 al& befonderer und jelbitändiger geſetzlicher Rechtsſatz ftügen. Es treten 
vielmehr die gewöhnlichen procefiualiichen Grundfäge ein. Allerdings wird aber in dem meiften 
Fällen die Lage der Sache fo geartet fein, daß die Anwendung der allgemeinen Proceßregeln 
demjenigen, welcher die Yehnbarteit behauptet, die Bemweislaft zutheilt. — Der Gegenjat von 
Lehen im dem deutfchen Rechtsbüchern iſt: Eigen. 
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Gegenjag gegen das eigentliche Yeben wird durch diejenigen erblich verliehenen 
Nutgungsrechte gebildet, welche ohne die Verbindung der Yehnsperjonen durch 
die Verpflichtung zur ritterlihen Treue beſtehen; dahin gehören bejonders die 
bäuerlihen Lehen, Feudaſter, welche in der äußern form dem eigentlichen 
Leben oft machgebildet find). Keine Scheivung im eben wird durch den 
Begriff der j. g. Sonnenlehen hervorgebradt, d. h. Güter, deren allo-» 
diale Eigenjchaft mit einer dem Lehnrechte abgeborgten Ausdrucksweiſe be- 
zeichnet wurde *). 

Die Subjecte des Lebens find der Lehnsherr (dominus feudi, senior) 
und ber Lehnsmann oder Bajall*). Bon der Yehnsherrlichkeit verfchieden ijt 
die Lehnshoheit, d. h. das dem Staate zuftehende Hoheitsrecht über alle Lehen ; 
ift der Inhaber der Yehnshoheit, der Staat, zugleich Lehnsherr (Staatslehen 
im Gegenſatz der Privatleben), oder der Lehnsherr Unterthan besjenigen 
Staats, welcher im einzelnen Falle die Yehnshoheit bat, jo ift ein landjäffiges 
Lehen, feudum in curte vorhanden, im Gegenjate des feudum extra curtem. 
Staatslehen der legteren Art find durch neuere Staatsverträge größtentheils 
aufgehoben ?). Ehemalige Reichslehen dagegen jind nad Auflöfung des Katjer- 
reichs entweder allodificirt ®) oder in einfache Staatslehen verwandelt worden ®). 


4) Der Name „Lehen‘ emtfcheidet hier nicht, es kommt auf Obfervanz und Unterfuchung 
der localen Berhältnifie an. ©. unten $ 139, Nach Gefenins, Meierrecht II, ©. 135, muß 
der Meier in manden Gegenden fogar eine Art Lehnseid leiften. — Die deutfchen Rechts— 
bücher fegen dem rechten Lehen (melcher Ausdrud jedoch aud andere Gegenſätze hat, f. Ho— 
meyer, ©. 280), d. h. dem manlike lien, das Leihen ane manscap (homagium) entgegen, welches 
bald ein Hoflehn (hovelen), bald ein Zinslehn (Homeyer, S. 276) oder Zindgut (tinsgut) ift. 
Bol. Sächſ. Lehnr., Art. 60, $ 1, und 63, 8 1, 

5) S. Grimm, Necdtsalt., ©. 278 u. 279. Ahasv. Fritsch, Opusc. var., Tom. 1, Nr. 1. 
Schoppius bei Struve, Jus feud., $ 13 in fin.: „Das Stammhaus Werberg und Güter ift 
nebft andern Yehnftüden der Heren von Werberg bei Helmftätt uhralt Eigenthbum ge- 
weſen. Es hat aber folches der Senior gegen der Sonnen-Aufgang mit Harniſch und bloßem 
Schwert anreitend, und ein Erengftrih im der Sonnen Strahlen ſchlagend, addita quadam 
devotione et pauperibus eleemosynis datis, a Deo recognofeirt.” Sachße, Hifter. Grundl. d. 
deutſchen Rechtslebens ©. 425. Ueber eine andere Art von Sonnenlehn ſ. Ortlofi, Grund;., 
S. 351; überhaupt ift der Ausdrud mehrbeutig. 

6) In den Rechtsbüchern heißt der dominus feudi: Herr, der Bafall: Mann. Nicht 
bloß der vasallus possessor, fondern auch bie eventuell berechtigten Agnaten und Mitbelehnten 
gehören zu den Yehensperfonen. 

7) ©. Reichsdeputations-Hauptſchluß v. 1803, $ 29. Preßburger Friede, Art. 15. Rhein— 
bundsacte, Art. 34. Wiener Congrefacte, Art. 18 und 19, 

8) Dieß ift bezüglich der fouveränen Staaten der Fall gewejen. Es widerftreitet der Souveräne- 
tät, von einem Lehnsherrn abhängig zu fein. S. Wippermann, Steht die Grafichaft zu Walded 
unter heſſiſcher Yehnsherrlichkeit ? 1847. Das Heimfallsrecht des Lehnsherrn wird hierdurch an ſich 
nicht berührt. — Ebenforwenig kann jegt ein Souverän Bafall eines Unterthanen fein. 

9) Dieß it der Fall mit den Reichslehen der Mebdiatifirten ; fiche Klüber, Oeffentl. R. d. 
deutich. Bundes, $ 538. Mayr, Pehnrecht, $ 6. Der Uebergang der Yehnherrlichleit des Reichs 
auf die Bundesfürften verftand fich jedoch nicht von felbit; denn die Auflöfung des Reichs hatte 
eigentlich die Wirkung, daß die Fehnsherrlichkeit ganz hinmwegfiel und die Mediatifirung war 
nur die Unterwerfung unter eine neue Staatshoheit, nicht aber aud unter eine neue 
Lehnsherrlichkeit. 
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Wejentlihe PVorausjegungen eines Lehens (essentialia feudi), deren 
Mangel dem fraglichen Verhältniffe den Charakter des Lehens entziehen würde, 
jind 1) eine zur Anwendung des Lehnsinjtituts fähige Sache; 2) das Vor— 
handenſein einer Perfon, welcher die Yehnsherrlichkeit zuſteht; 3) eine oder 
mehrere Berjonen, welche die dinglichen vafallitiichen Rechte am Lehensgegen— 
itande haben; 4) die Lehnstreue (fidelitas), als eine beide Parteien verpflich- 
tende und berechtigende perjönliche Verbindung. Der urſprüngliche Zwed des 
Lehnsinftituts, die Leiftung von Ritter- und Kriegsdienſten zu verfichern, jowie 
die jpätere gefchichtliche Ausbildung desjelben haben nun eine Reihe von Be— 
jtimmungen hervorgerufen, welche zwar nicht das Wejen des Lehns ergreifen, 
wohl aber regelmäßig angewandt zu jein prlegen (communis feudi ratio, 
naturalia feudi)*); dahin gehören 3. B. die Ausichliefung der Frauen, 
die Verpflichtung zu Kriegsdienften ?), der Lehnseid, die Erblichkeit des Lehns. 
Diefe Vorſchriften find fubfidiärer Natur und können durch befondere Willens- 
beitimmung der Parteien abgeändert werden ?) (accidentalia feudi); es ent- 
jteht dann ein feudum improprium, irregulare, im Gegenſatze des feudum 
proprium, regulare. Derjenige, welcher das Borhandenjein einer Impro— 
prietät behauptet, hat dieß zu beweilen. 


II. Gegenjtand des Lehns. 
I) Heberhanpt. 
$ 106. 
Das lehnrechtliche Verhälmiß ijt nicht ein worübergehendes, fondern auf 


eine lange Dauer berechnet). Daher kann Gegenftand des Lehns nur eine 
Sache jein, welche durch ihre Bejtändigfeit und Unverbrauchbarfeit jenen Cha- 


1) II feud. 2, $8: „Praeteren si aliquis tenor praeter communem feudi rationem in in- 
vestitura a domino dicatur intervenisse, vel si dientur, feudum sub tali eonditione dedisse, ut 
vasallus in festivis diebus vadat cum uxore sua ad ecclesiam, omni facultate probandi do- 
mino ademta, habeat vasallus potestatem defendendi se per sacramentum. Item si vasallus 
pactum speciale contra feudi consuetudinem allegat, veluti de filiarum successione, licent ei, 
tenorem si potest, sieut investituram probare; quodsi in probatione defecerit vel cessaverit, 
concedatur domino hoc denegare jurejurando praestito.“ II feud. 48 pr. I feud., $ 41, 2. 
Bol. auch Weber, Handb. I, $ 37. Die Beurtheilung der Frage, ob eine Beftimmung ein 
naturale negotii fei, ift eine quaestio facti, bei der namentlich auch die Befonderheiten der 
Bartienlarrechte zu berücfichtigen find, 3. B. im Badifchen Lehnsedict, $ 2. 

2) Daher find feine regulären Lehen die f. g. Beuttellehen, bei denen ftatt der Ritterdienfte 
Geldleiftungen verfprochen werden. Siche Mayr, $ 44. 

3) Eine Improprietät entfteht auch durch befondere vertragsmäßige Hinzufügung neuer 
und ungewöhnlicher Beftimmungen. Ein Beifpiel giebt die in der Anm. 1 abgedrudte Stelle. 

1) S. Homeyer, Lehnr., ©. 282 flg. II feud. 23, $ 1: „— — ut ad eum heredesque 
suos masculos — in perpetuum pertineat.‘ 


176 Zweiter Theil. Erſtes Bud). 


rakter des Yehnsverhältnijjes ſichert?). Am meijten entjprechen dieler Rüd- 
jiht unbewegliche körperliche Sachen?); aber auch Rechte genügen jenem 
Anjpruche, jofern fie, wie öffentliche Gerechtjame +) oder Berechtigungen, welche 
am Grund und Boden haften), eine ununterbrocdhene Dauer verjprecen. 
Dieſe Grenze ift freilich nicht immer gewahrt worden ®). — Außer der Ent- 
ſcheidung der Frage, was Gegenjtand eines Lehns fein kann, enthalten die 
Duellen auch die Charakteriftit einzelner Beijpiele von Yehnsgegenftänden, 
deren Erwähnung durch den Umijtand erfordert wird, daß eine Summe be- 
jtimmter rechtlicher Folgen an das Vorkommen derjelben durh Sitte und 
Rechtsvorſchrift gefnüpft wird. Ein allgemeiner Sat ijt hierbei der, daß nur 
diejenigen Pertinenzen ?) eines Yehnsgegenjtandes ald Lehnsobjecte gelten, welche 
zur Zeit der Verleihung vorhanden waren, wogegen die erjt vom Bajallen 
jpäter binzuerworbenen Allodialgut des Letzteren find ®). 


2) Lehen an körperlichen Sachen. 
$ 107. 
Zu diejer Claſſe von Lehen gehören 1) die an Yandgrundftüden, und 
jwar jowohl an einzelnen Ländereien (ein Complex mehrerer ſolcher iſt ein 
j. g. Streulehn), z. B. Wäldern !), Aedern, als an j. g. Yandgütern; von 


2) II feud. I, $ 1: „Sciendum est »utem, feudum sive beneficium non nisi in rebus soli 
aut solo cohaerentibus aut in iis quae inter immobilin connumerantur (veluti cum de camera 
aut de cavena feudum datur) posse consistere.* Bayer. Edict, $ 36. Bad. Edict, $ 5. 

3) ©. Sadjenfp., Landr. IL, 21; Lehnr., Art. 11, $ 2, 65, $ 22, 72. $ 10; Auct. Vet. 
I, 118. 

4) Nach älterem deutfchen Rechte befonders Grafſchaftsrecht, Schuldheißenthum, Gerichts- 
barleit, Kirchenpatronat. Homeyer a. a. D., ©. 283, 

5) ©. Yehnr. 11, $ 3: „In molne und in münte und in tolne und in wingarden und in 
tegeden oder in süsgedanen dingen of en man belent wert, deme lene volget di man unde 
erft it, al hebbe di herre des lenes stat in siner gewalt to bestadene.“ Vgl. Sachſenſp., 
Landr. 11, 58, $ 2. Schmwäb. Fehnr., Art. 99 (Laßb.). j 

6) So hat man, obſchon fehr felten, ſogar Dienfte zum Gegenftande der Berleihung ge- 
macht. S. die von Homeyer a. a. D., ©. 286, angef. Urkunden. Das Pr. Yandr., Th. ı 
Tit. 18, $ 22, läßt fogar bewegliche Sadjen gelten, wenn deren Subftanz oder Werth auf eine 
dauernde Art ficher geftellt werde. Cine Art folder Lehen ift das Geldichn, was aber, felbit 
wenn e8 in einer hypothefariichen Forderung beſteht, gemeinrechtlich als ein feudum improprium 
zu erachten ift, wenn es fein j. g. Rentenlehn it. U. M. Eichhorn, $ 197. S. unten und 
Ortloff, Grundzüge, S. 329. Ebenfo ift es gewiß eine Improprietät, wenn eine verbrauchbare 
Sadje unter der Verpflihtung des Yehnsmannes verlichen wird, die Subjtanz immer wieder zu 
erjegen. A. Di. Mayr, $ 46, 5. 

7) Eine andere Natur haben jelbftverftändlicd Acceſſionen. 

8) Eine andere Frage ift die, ob folche Pertinenzen auch wieder getrenmt werben dürfen, 
oder ob fie beim Hauptgute verbleiben und blos als Meliorationen zu betrachten find, welche 
den Allodialerben vergütet werden müſſen. Diefe Frage, forwie die im Text entjchiedene muß 
nad allgemeinen Grundfägen beantwortet werden, da es an einer entjcheidenden Duellenftelle 
fehlt (denn die oft angeführte Stelle I feud. 4, $ 5 u. 6, gehört nicht hierher). Auch hier hat 
man wieder eine Präfumtion erfinden wollen, für welche fein Grund vorliegt, 3. B. Lauhn bei 
Zepernid, Miscell. Bd. 1, Nr. 7, welcher für die Yehnsqualität der Pertinenzen präfumiren will. 

1) Zepernick, Analecta jur. feud. II, p. 65—69, 
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diefen werben die Lehen an Nittergütern (feuda nobilia, adelige Neben) denen 
an bloßen Bauerngütern (feuda ignobilia, nichtadelige Yehen) entgegengejett ?). 
2) Xeben an Gebäuden, und zwar entweder an gewöhnlichen Wohnhäujern 
(feudum aedificii) ®), oder an Scheuern (feudum horrei) +), oder an befeitig- 
ten, jteinernen Häujern (feudum keminatae) ), oder an einer Burg (feudum 
castri); das legtere wurde ein j. g. Deffnungslehn, feudum aperturae, wenn 
der Vaſall zugleich verpflichtet war, die Burg dem Lehnsherrn auf defjen Be- 
fehl zu räumen („ledig“ zu machen) ). Davon ift zu unterjcheiden das 
Burgbutlehn (feudum castrense, Burglehn), d. h. die Belehnung mit irgend 
einem lebnbaren Gegenjtande, wobei der Vaſall aber verpflichtet wird, auf 
einer bejtimmten Burg zu wohnen („‚jigen‘‘) und fie zu verteidigen 7); dieſes 
Lehn wirb wegen feiner rechtlichen Eigenthümlichkeiten 8) von den Rechtsbüchern 
als anomales behandelt und dem rechten Lehn entgegengejegt. 


3) Lehen an unkörperlichen Aachen. 
$ 108. 
Auch Rechte können Gegenftand eines Lehns werden , jofern jie den oben 
($ 106) genannten Vorausſetzungen entſprechen. Es beſchränkt fich jedoch 


2) Hert, Opusc., Vol. I, Tom. 1I, Nr. 9. Zachariä, Sächſ. Yehnr., $ 40—42, 

3) Buder, Amoenit. jur. feud., p. 53 sq. Jenichen, Thesaur. I, p. 926. 

4) Berfchieden davon ift das Lehn an einem Gaben. Bol. Bodmann in Siebenfees’ Beitr. 
3. teutſch. R. Bd. 5, ©. 89 fig. 

5) Brunquell, Opusc., p. 819 sq. 

6) Buder 1. c., p. 71 sq. Gerfen, Verm. Abhandl. aus d. teutjhen und Lehnr. IL, 
S. 23—42,. Dieſes feudum aperibile oder aperturae, welches nach der Sprache der Urkunden 
das Berhältniß der „Ledigkeit“ begründet, ift oft mit der Gigenfchaft des Vafallen als eines 
homo ligius verbunden, wonach er gegen jeden Dritten ohne Ausnahme dem Lehnsheren zu 
dienen verpflichtet ift (feudum ligium), fiehe Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $ 304. Walter, Deutſche 
Rechtsgeſch, $ 286. S. die Urkunden bei Guden, Cod. dipl. I, p. 991, und p. 519, und bei 
Günther, Cod. dipl. Rheno-Mosell. I, 455. Bgl. Weber, Handbud, Th. 4, ©. 316 fig. 

7) Sächſ. Lehnr., Art. 71, $ 8—10, 12—19, Art. 72, $ 2—10, Im Art. 71, 8 18, 
heißt e8: „Von borchlen n’is di man nich pflichtich sime herren to dienene ne weder hof- 
vart noch herevart, mer uppe’r burch sal he wonen, un sal si weren of sie’s bedarf, un sal 
sime herren ordel vinden to borchrechte.“* Die Burg konnte auch felbit Gegenftand des Yehns 
fein, was jedoch feltener der Fall war. ©. die lirfunde von 1308 bei Boehmer, Elect. jur. 
feud., T. I, p. 103: Dominus noster, — dux Saxonise, nobis contulit feudum castrense, 
quod vulgo dieitur Borchlehn, in castro suo Dutzow, ipso cum castro, sibi et suis usibus 
reservato; pro quo feudo castrensi — assignavit nobis villam Dutzow, - molendinum cum 
nemore et omnibus adjacentibus et pertinentiis suis. — Quod etiam feudum nos ct heredes 
nostri legitimi in perpetuum possidebimus titulo et justitia feudi ete.“ Urkunde bei Schilter, 
C. J. F. Alem. p. 311b: „Ih — han zu Seßlehen von mine Heren dem Bifchove uffe der 
Burg zu ©. VIII Pfund Pfenning gelg uff der Hornung Bette zn M.“ ©. Kraut, Grundr., 
& 223, 

8) Diefe Eigenthümlichkeiten beziehen ſich hauptfählid auf die bejonderen Berluftgründe 
des Lehns, dann die Art des Aufhörens der Burghutpflicht (f. Lehnr., Art. 71, $ 8) umd bie 
Befugniß auch Heerfchildlofer, ſolche Burglehen zu ertheilen. S. Homeyer, Lehnrecht, S. 552 —562. 
Sädf. Lehnr., Art. 2, 8 7. 

16. Aufl. 12 
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außerdem die Lehnbarkeit auf ſolche Rechte, welche nach der Anficht des älteren 
deutjchen Rechts eine Behandlung nach den Grundſätzen des Immobiliarfaden- 
rechts zulafien und Gegenſtand einer Gewere fein Zönnen ’). Dahin gehören 
diejenigen Rechte, welche entweder an einem einzelnen Grundſtücke haften, oder 
in einem bejtimmten örtlichen Bezirke zur Wirkjamkeit fommen. Es tritt dann 
die Zuftändigfeit des Rechts jelbft der Befugniß zu feiner Ausübung in ähn— 
liher Weije wie das Eigentbumsrecht der Nutungsberechtigung gegenüber. 

In diefem Sinne fommen vor: 1) Lehen an Hobheitsrechten. Hierher ge» 
hört zunäcft das feudum regale oder Fürftenlehn (Fahnlehn), welches den 
Inbegriff einer bald größeren, bald geringeren Zahl von Hoheitsrechten über 
ein bejtimmted Territorium überträgt ?); fowie ehemals die Neichsländer auf 
dieje Weije verliehen wurden, jo geichieht dieß wohl noch heutzutage mit ben 
nicht allodialen Standesherricaften ?). ALS Lehen an einzelnen Hobeitsrechten 
werben namentlich angeführt: a) das Amtslehn +) (Ambachtslefn, feudum 
officii), welches fich aber jetzt regelmäßig nur auf Erbhofämter bezieht °). 
Eine Art des lekteren ijt das Vogteilehn (feudum advocatiae), welches alle 
ehemals in dem weltlichen oder kirchlichen Vogteirechte über einen bejtimmten 
Bezirk liegenden Befugniffe umfaßte, fpäter aber entweder in ein feudum 
regale übergegangen, oder auf einzelne Reſte der vogteilihen Rechte bejchränft 
worden ijt®). Cine fernere Art des Amtslehns war das bejonders in den 
Rechtsbüchern wegen jeiner Eigenthümlichfeiten bervorgehobene Gerichtslehn ?) 
(feudum jurisdictionis), welches namentlich als Zubehör eines Rittergutslehns 
vorfommt. b) Lehen an einzelnen Regalien %); denn auch die lehnrechtliche 
Verleihung ijt eine der Formen für die Privilegien, welche regale Rechte auf 
Private übertragen. 2) Leben an firchlihen echten (ſ. $ 109), bejonders 
dem kirchlichen Zehntrechte, dem Kirchenpatronate und den mit einem Altar 
durch Stiftungen verbundenen Ginfünften (Mitarlehn, feudum altaragii) “). 
3) Unter den Lehen an fonftigen Rechten find namentlih zu erwähnen das 


1) ©. Dunder in der Zeitfchr. f. deutfch. R., Bd. 2, S. 50 fig. 

2) ©. über die Eigenthümlichkeit diefes wichtigften Lehns Homeyer, Lehur., ©. 547— 552. 
Reinhard in Zepernid’8 Sammlung v. Abhandl., Bd. 3, ©. 54—63, 

3) Bayer. Lehnsediet, $ 5: „Die thronlehnbaren Güter beftehen in jenen größeren Herr» 
ſchaften, mit deren Beſitz die fürftliche oder gräfliche Würde verbunden ift.” Bad. Ebdict, $ 5. 

4) Das feudum guastaldiae oder guardiae in I feud. 2 ift fein eigentliche® Lehn, fondern 
nur ein in Lehnsform verliehenes, aber weder erbliche® noch ummwiderrufliches Berwaltungsamt. 
S. Eihhorn, Staats- und Rechtsgeſch, $ 363, Anm. 1. 

5) Früher wurden namentlich die Erbreichsämter als Amtslehen gegeben. Bol. Eichhorn 
a. a. O., $ 344. Reyſcher, Würtemb. Privatr., $ 359. Mayr, Yehnr., $ 54. 

6) S. Eichhorn a. a. D.. $ 188, 324, 502. Reyſcher a. a. O., $ 358. Regelmäßig be- 
fand das Vogteirecht, wenn es nicht in Landeshoheit übergegangen war, nur noch in Geridjts- 
barleit und gutsherrlichen Einkünften. 

7) ©. Homeyer, Lehnrecht, S. 528-546, 

8) 3. B. das Poftlchn, das Jagdlehn, das Novalzehntichen u. ſ. w. 

9), ©. Chladenius in Jenichen, Thesaurus jur. feud., Tom. I, p. 990 sq. Ueber das 
f. g. Glockenlehn ſ. Boehmer, Obs. jur. feud., p. 190 sq. 
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feudum habitationis, d. h. die lehnrechtliche Verleihung der Servitut der 
habitatio, welche mit dem Tode des Belehnten aufhört 10); ferner die Ver: 
leihungen bejtimmter Yeijtungen (feuda annuae praestationis), welche entweder 
vortommen als Rentenlehn (Zins- und Gültlehn, feudum censuum, unter 
Umftänden Zehentlehn, und wenn der Zins nach Pfunden beftimmt war, 
Pfundlehn 11), d. h. als Verleihung beftimmter von dem Befiker eines Grund— 
ſtücks als jolhem jährlich zu zahlender Geldzinjen oder Früchte, oder als 
Kammer- oder Kellerlehn, d. h. die Verleihung gewiffer Einkünfte aus der 
Verwaltung einer Kammer ober eines Kellers (feudum de camera et de 
cavena);, nur wird das legtere wegen Mangels einer bejtimmten Stätte, an 
welcher die Einkünfte haften, und der Möglichkeit einer Gewere daran theo— 
retiich von den Rechtsbüchern verworfen 12). Noch weniger fann ein ſ. g. 
Geldlehn, d. h. die Verleihung gewöhnlicher Zinjen eines beim Lehnsherrn 
oder Bajallen oder irgend einem Dritten befindlichen Geldcapitals als ein 
rechtes Lehn gelten !®),. Das ſ. g. Pfandlehn (feudum pignoratitium), 
welches dem Iongobarbijchen Lehnrechte fremd ijt!*), war nicht ein Lehn am 
Pfandrehte!d), jondern ein Lehn an einer zur Pfandſatzung mit Beſitz und 
Genuß übergebenen Sache, welches mit Rüdzablung der Schuld erloſch 16), 
übrigens fich von dem blos wiederfäuflichen Lehn unterjchieb '7); die Rechts. 


10) II feud. 105 (cap. extraord.): „Feuda habitationum, nisi alind specialiter cautum 
sit, morte accipientium finiuntur.** Anders ift e8, wenn ber Inhaber einer fchon beftellten 
habitatio diefe Verleihung vornimmt, in welchem Falle die Dauer de Lehns von dem Leben 
des Berleihenden abhängt. S. Ortloff, Grundzüge, ©. 328, 

11) S. Weber, Handbuch, Th. 2, ©. 465 flg. Homeyer, Lehnr., ©. 283 fig. 

12) Schwabenſp., Yehnr., 99: „Kamerlehn ift nicht recht lehn; daz hat ende, fo der Herr 
und der Mann will. Kamerlehen ift daz, jo ein Herre fprichet zu fime man: ic) lihe dir us 
miner famer eine marle oder mer; da hat der man daheim gewer an.” Sächſ. Lehnr. 11, 
8 3. Bol. die Reichsurtheile von 1222 und 1214 bei Pertz, Mon. Leg. II. p. 248 u. 225, 
welche ein Lehn für unfräftig erflären, bei dem feine Beftimmung des Orts und ber Gewiß— 
heit der Einkünfte vorhanden fei. Dagegen ift, wie aus vielen Beifpielen hervorgeht, das Lehn 
deffen ungeachtet häufig genug vorgelommen. &. darüber Homeyer a. a. O., ©. 284 und 
285. ©, aud II feud. 1, $ 1, II feud. 58 pr. 

18) ©. Ortloff a. a. O., ©. 328. 4. M. Eichhorn, Einl., $ 197, und das Preuß. 
Landr. I, 18, $ 73: „Das Geldlehn fet ein Capital voraus, welches fichergeftellt und wovon 
dem Bafallen das Nutungsredht zu Lehen gegeben worden.” S. oben $ 105, Anm. 6. 

14) Denn die Selle I feud. 4, $ 5, enticheidet micht die Frage, ob ein Pfandlehen vor- 
Tiege, fondern ob Pfandrecht oder Lehnrecht vorhanden fei. Ebenſo I feud. 11 pr., wenn biefe 
Stelle nicht vielleicht blo8 von der Inveftitur einer früher einmal zum Pfande gegebenen Sache 
redet. Die Stelle I feud. 27 pr. handelt von der L. commissoria beim Pfandrechte und die Stelle 
I feud. 28 von der Frage, wie die Behauptung bewiefen werben müſſe, daß ein früheres Pfand- 
object vom Eigenthümer dem Pfandgläubiger fpäter zu Lehm gegeben fei. 

15) Anders da8 Preuß. Yandr. I, 18, $ 75. Pätz, Lehnr., 5 32, u. A. m. 

16) Dipl. a. 1166 in Orig. Guelf. III, p. 495: „H. eurtem — pro 70 mareis Othelrico 
et uxori et proli utriusque sexus in pignore posuit et in beneficium contulit, ut eam jure 
beneficiali possideret.“ &, beſ. Homeyer, Lehnr., ©. 347. 

17) A. M. Eichhorn, Einl,, $ 196. Biele Urkunden betreffen freilich blos wiederkäufliche 
Lehen, 3. B. die bei Zepernid, Abhandl. II, S. 373. — ©. über die ganze Lehre jet bie 


Ausführungen von Meibom, Deutfches Pfandrecht, 1867, S. 385 fig. 
12* 
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bücher !*) halten das Pfandlehn für unzuläffig, weil die gleichzeitige Ent- 
itehung der Satung und des Lehns wegen der Verſchiedenheit des Gerichts 
nicht auf eine wirklſame Weife ftattfinden könne, aber die Praris jcheint auch 
diefe Bedenken bejonders jpäter überwunden zu hbaben!®), als die höheren 
Gerichte Yehns- und Allodialgerichte zugleich waren ?°). 


III. Subjective Lehnsfähigfeit. 


1) Bie Berfon des Lehusheren. 


$ 109. 


Die Fähigkeit zur lehnrechtlichen Verleihung bejaßen im Mittelalter nur 
Diejenigen, welche den Heerjchild ') hatten und ſich Mannendienfte veriprechen 
lafjen konnten, auf deren unterjter Stufe die blos Ritterbürtigen ftanden ?). 
Auch Geiftlihe und Frauen als Vorſtände reichsunmittelbarer Stifter?) ge- 
nojjen ausnahmsweiſe das Recht, nach Lehnrecht zu verleihen. ine Ver- 


18) Sächſ. Lehnr., Art. 55, $ 6: „Gut mach die herre setten sunder manscap enen 
manne, Dat stat uppe des herren trüwe, dat he't dem manne stete late; wel he't ime 
breken mit siner unscult, dat mut he wohl dun, die man ne moge in des vertügen, dat he's 
vor gerichte ime gesat hebbe.“ (bendaf. $ 8: Svie segget gut to sattunge gelegen, die 
seget unrecht, wende sattunge ne mach nieman lien. Sal ınan gut setten als it helpende si, 
dat mut geschien vor des landes richtere, so dat man is die dingpflichten to getüge hebbe ; 
sal aver lenunge geschien als et helpende si, die sal geschien vor des herren mannen, an 
den man is getüch hebbe. Gelegen sattunge dat n’is weder len noch sattunge.“ Schwaben- 
fpiegel, Lehnrecht, Art. 96, 

19) Homeyer a. a. O., ©. 350 fig. 

20) Ueber eine Reihe anderer, oft fehr fonderbarer Rechte, weldye bisweilen als Yehnögegen- 
ftände ober als Pertinenzen eines gelichenen Grundftüds vorlamen (3. B. das Gewandſchneider⸗ 
lehn, das Schöne-Frauen-Lehn, das Galgen- und Henterlehn), |. Mayr, Lehnr., $ 51, und 
Weber, Handb. U, ©. 525 fl. 

1) Sädjf. Lehur., 2, $ 6: „Of en man vollkommen an’me herscilde von papen oder wive 
von eneme die des herscildes nicht ne hevet belent wert, deme lene mach he nicht 
volgen an enen andern herren, it ne si dat en pape oder en wif des rikes gut bi kore untva 
unde den herscild dar af hebbe; dat gut mogen si lien, unde deme gute mach man volgen 
an enen andern herren.‘ $ 7: „Burchlen aver und kerken ($tirchenpatronat), und alle len 
dar en man deme rike nen dienst plichtig ni’s af to done, dat mach lien papen unde wif, 
al ne hebben sie des herscildes nicht, unde deme mach man volgen an enen andern her- 
ren.“ Siehe I feud. I pr. Das Wort Heerſchild bezeichnet ſymboliſch das volllommene Krieger- 
recht, welches den Nitterbürtigen zulam. Nach Sachfenfpiegel, Landrecht I, 3, wird nun in 
Berbindung mit einer Darftellung der fieben Weltperioden und Grade der Sippe eine fieben- 
fache Abftufung des Heerfchilds erwähnt. Diefe fpielende Gliederung der Lehnsperſonen (welche 
vielleicht die Abftufungen der Freien überhaupt bezeichnen follte) entſprach aber keineswegs dem 
in den verſchiedenen Theilen Deutſchlands wirklich beftehenden Zuſtande. Fider, Vom Heer- 
iilde, 1862. ©. auch Homeyer, Yandredit, ©. 289—298, Weiske, De clypeis militaribus, 
1830, p. 18 und 92, 

2) D. h. diejenigen, welche wenigftens vier freie Ahnen haben. Siehe Homeyer a. a. O., 
©. 298, 300 u. 304. Sächſ. Lehnr. 2, $ 1. 

3) ©. Anm, 1 und Sadjjenfp., Yandr. I, 26. 
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feihung durch eine Perfon, welche des Heerſchilds darbte, hatte in der Regel *) 
nur ein perjönliches Verhältniß zwijchen den Betheiligten zur Folge®). Aber 
ſchon frübzeitig wurden auch einzelne Städte kraft bejonderen Privilegiums 
zur Errichtung rechter Lehen befähigt *). Sofern nicht heutzutage in Betreff 
der Lehnspflicht des Vaſallen von der Leiftung der Ritterbienfte ganz abgejehen 
und ftatt deren eine allgemeine Verpflichtung zu einer gehaltlofen Hochachtung 
eingeführt ift ”), würde man conjequent nur dem Staatdoberhaupte die Be— 
fugniß zur Verleihung zufchreiben können 8); iſt Jenes aber der Fall, fo läßt 
ſich für die Lehnsfähigfeit in den gegenwärtigen Standesverhältniffen feine dem 
mittelalterlichen Princip entiprechende Grenze finden, und nur Particularrechte ?) 
haben eine jolche in jcheinbarem Anſchluß an die Geſchichte durch eine Be— 
ſchränkung der activen Lehnsfähigfeit auf den Adel gezogen. Unregelmäfige 
Lehen, deren Abweichung darin bejteht, daß fie gleih vom Anfange keine Ritters 
diente erforderten (Zins-, Beutellehen), können von Jedem verliehen werben !®). 

Die Fähigkeit, eine beftimmte Sade zu Lehn zu geben, fett aber ferner 
eine Berfügungsgemwalt über dieſelbe voraus !!), in welcher Hinficht die all- 
gemeinen Rechtsſätze entjcheiden. Sollen daher Saden der Kirche gültig 
verliehen werben, jo muß dieß unter Beobachtung derjenigen Bejtimmungen 
geſchehen, welche für die Veräußerung von Kirchenſachen vorgefchrieben find; 
ein hiernach wenigſtens jchon einmal rechtmäßig verliehener Gegenjtand (res 
infeudari solita) fann aber ohne jene Solennitäten reinfeudirt werben, jofern 
er noch nicht wieder zum Kirchengute gefchlagen ift !?). Ebenſo fünnen Staats- 
güter (Rammergüter) nur unter der Vorausſetzung verliehen werden, daß weder 
die Fideicommißqualität noch die verfaffungsmäßigen Veräußerungsbejchränkungen 
entgegenfteben; eine ausnahmsweiſe Berechtigung zur freien Reinfeudation heim— 
gefallener Staatslehen !?), welche jedoch nah manchen Particularrechten jogar 


4) ©. Anm. ı (Lehnr. 2, $ 7), wo Burglehn und alle Yehen, von denen man dem Reiche 
feinen Dienft Teiftet, ausgenommen find. 

5) ©. Sädf. Ychnr. 2,$ 2 u.$ 6, 

6 Schwarz, Verſuch einer Bommerjh-Rügianifchen Lehnshiftorie, 1740, S. 299, 312, 313, 
Senckenberg, Sel. jur. et histor., T. I, p. 55. Die größte Ausdehnung bat das Anftitut in 
Franfreich erfahren. 

7) Br. Yandr. I, 18, & 144 fig. 

8) So das Bayer. Fehnsedict, $ 34. Bad. Lehnsedict, 83. Reyſcher, Würtemb. Privatr., 
& 362, Anm. 13. 

9) Br. Landr. I, 18, $ 66 u. 67, Struben, Rechtl. Beb. II, 142, Senckenberg, De 
feud. Brunsvicens. et Luneburg. 1738, 5 17 u. 18, 

10) Die Juden find aud davon häufig ausgeſchloſſen. Weimar. Judenorbn. v. 1823, 5 25. 
Bayer. Judenediet v. 1813, $ 16. 

11) ©. II feud. 3 pr. Sächſ. Lehnrecht, Art. 35. 

12) Cap. 2, X, de fendis (III, 20). II ſeud. 35. S. Weber, Handb. d. Lehnrechts, 
Mb. 2, S. 79—89, wofelbft aud) die früher öfter ausgefprochene Anficht widerlegt ift, daß eine 
res infeudari solita eine foldhe wäre, welche ſchon von Alters her, alfo mehrmals, oder wenig« 
ſtens eine Reihe von Jahren hindurch verliehen worden jei. 

13) Es ift nicht zu billigen, wenn man die Principien des canonifchen Rechts bier analog 
anmenden zu dürfen glaubt. So Cichhorn, & 199, und die Meiften. Richtig Pätz, Lehnr., 
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gefordert werben fonnte!+), Tieß fich gemeinrechtlich nicht begründen. Der 
Verleiher ijt dem Beliehenen Eviction zu leiften ſchuldig 9), welche zur Erwerbung 
eines anderen Lehnsgegenſtandes oder auch blos zur Entſchädigung dient 16). 


2) Bie Perfon des Bafallen, 
$ 110, 


Unfähig zum Empfang eines Yehns find, abgejehen won denjenigen abjolut 
lehnsunfähigen Perfonen, welchen die Befugniß zum Erwerbe von Grundftüden 
oder jonitigen Yehnsgegenftänden und die Fähigkeit zur Eingehung von Verbind- 
lichkeiten *) jchon aus allgemeinen Gründen ganz oder theilwejje abgeht: 
1) Ehrloje und Anrüchtige?), 2) Frauenzimmer ?), 3) jurijtiihe Perſonen +), 
4) Geijtlihe®), 5) geiftig oder körperlich Gebrechlihe und deshalb zur Leiftung 


5 58. Die Bayer. Berfafjungsurkunde, Tit. II, $ 5 und die Würtemb., $ 107, reſerviren 
dieſes Recht ausdrücllich 

14) ©. Weber, Handb., Bd. 2, S. 92 fig. Dieb hatte regelmäßig in dem Umſtande ſeinen 
Grund, daß es fih um aufgetragene Lehen handelte, deren Heimfall die Macht des Landes- 
bern bedenklich gefteigert haben würde. Sächſ. Fehnr., 71, $ 3. (Meuefte Wahlcapitulat., 
Art. 11, $ 10, 11.) Lünig, C. J. F., T. UI, p. 1453, 1476, 1579. ©. Pr. Landrecht 1, 
18, $ 40. Cine ſolche nothwendige Reinfeudbation wird auch wohl Refinmation genannt, 

15) II feud, 8 pr.: „Cum de re aliena vel alii obligata investitura fiat, illud distingui- 
tur, utrum scienti an ignoranti facta sit, Qui enim alienae rei sciens investituram accepit 
— de evictione agere non poterit; ignorans vere recte aget, ut aliud ejusdem bonitatis seu 
quantitatis ei praestetur. Sed in eo nulla est differentia qui investituram fecit, utrum sci- 
verit vel ignoraverit“ &, II feud. 25. (Meber, Bd. 4, ©. 865 fig.) 

16) Ueber die in II fend. 25 als Eviction erwähnten nummi in feudum dandi f. (Maur, 
Sarti) de claris Archigymnas. Bonon, professor., T. I, P. I, p. 444 (Ortloff, Grundzüge, 
S. 387): „— Erat autem late patens feudi appellatio iis temporibus; et quiquis sive pe- 
euniam sive aliud quidpiam accepisset, ut obstringeretnr ad praestandum alteri servitium 
aliquod sive in pace sive iu bello, is feudum accipere dicebatur —.“ 

1) Diefe Perjonen find abfolut unfähig, weil das Lehnsverhältnig außer der Verpflichtung 
zur Lehnstreue, von welcher der Lehnsherr dispenfiren kann, noch andere, allgemeine Berbind- 
lichfeiten erzeugt. 

2) Sächſ. Lehnr. 2,8 1: „Papen, wip, dorpere, koplüte und alle die rechtes darvet 
oder unecht geboren sin, und alle di nicht ne sin von ridders art von vader und von elder 
vader, die solen lenrechtes darven.“ & 2: „Swelk herre doch disser eneme gut liet, von 
deme hebbe sie lenrecht in deme gute, und ne ervent nicht an ire kindere, und darvet selve 
der volge an enen anderen herren. Von getüge mach man si verlegen in lenrechte und 
ordel to vindene alle die des herscildes darve.* Sachſenſp. Yandr. I, 38, $ 2. Frideriei 1. 
Const. a. 1187. (Pertz II, 184.) Aurea bulla 14, $ 3. Reichs-Kammer-Gerichtsordnung, 
Th. Il, Tit. 10, 8 2, 

3) Sächſ. Lehnr. 2,$ 1. 87,56. $ 1,75. 81. Sachſenſp. Landr. IH, 2, Schwäb. 
Lehur. 4 u. 100, Dipl. v. 1345 bei Guden, Cod. dipl. V, p. 619: „Und sie (die frauw) 
von recht nicht lehnber ist oder kein lehen besitzen nit enmag, es ensie dann mit willen 
und von besundern gnaden des lehenherren.“ II feud. 36 in fin. Vet. Auct. de benef. I, 4. 
Daß der Ausdrud „Mannlehen” kein Gegenfag gegen Weiberlehen fei, fondern eine Bezeich- 
nung für vechtes Lehen überhaupt, zeigt u. A. Homeyer, Lehnr., S. 279. 

4) ©. Horn in Zepernick, Analect. I, p. 98 sq. Weber, Handb. III, S. 33 fig. 

5) Aum, 2 und Schwäb. Lehnr. 1, $ 4. S. auch Sachſenſpiegel, Yehnr. I, 52, II fend. 
21, 26, $ 6, 36, 
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der Lehndienſte Unbrauchbare 6), 6) Juden?) 7) bei den eigentlichen Lehen 
(mit Ritterdienjten) alle Nichtritterbürtigen 8), wofür PBarticularrechte bisweilen 
Nichtadelige fubftituirt und dadurch die VBeranlaffung zur Bildung einer neuen 
Art von Leben, der ſ. g. Nitterlehen (feuda nobilia, militaria), gegeben ha— 
ben); wo aber diefe Deutung fehlt, ift es juriftiich unmöglich, in den heuti— 
gen Standesverhältniffen eine ähnliche Beſchränkung der Lehnsfähigkeit zu 
finden, als die mittelalterliche Beſchränkung des Heerjchildes auf Nitterbürtige. 
Schon nah dem Rechte des Mittelalterd konnte der Lehnsherr diefe Gründe 
der Unfähigkeit überjehen und auch den genannten Perjonen ein Lehn ertheilen, 
Dagegen brauchte er dieß nicht und durfte einen Lehnsunfähigen namentlich 
auch dann zurüdweiien, wenn biefer aus anderen Urfachen ein Recht zur Be- 
leihung erworben hatte !%). Diefer Grundſatz bejteht noch Heutzutage; aber 
die Beſchränkung des älteren Rechts, daß die einem Unfähigen verliehenen 
Lehen nur ein perfönliches Recht zwiſchen den Gonijtituenten erzeugen 11), iſt 
längit außer Uebung gefommen. 


6) II feud. 36: „„Mutus et caecus, blandus vel aliter imperfectus, etiam si sic natus 
fuerit totum feuduam paternum retinebit. Öbertus et Gerardus et multi alii. Quidam 
tamen dieunt, eum, qui talis natus est, feudum retinere non posse, quia ipsum servire non 
valet.“ Sachſenſp. Yandr, I, 4: „Uffe altvile unde uffe twerge erstirbit weder len noch 
erbe, noch uffe kropel kint. Swer denne die erben sint und ir nesten mage, die sullen sie 
halden in irre phlage. Wirt ouch ein kint geboren stum oder handelos oder vuzelos oder 
blint, daz ist wol erbe zu lantrechte und nicht zu len erbe. Hat her aber len empfangen, 
e he wurde alsus, daz verluset her nicht hie mete, Der miselsiche entphet weder len 
noch erbe. Hat erz aber entphangen e der suche, her behelt ez und erbt ez als ein ander 
man." 

7) Sächſ. Lehner. 2, $ 1: „alle die rechtes darvet —“, Bielleicht kam neben ber Un» 
fühigfeit der Juden, Grumdeigenthum zu erwerben, aud) ein ritterlich - religiöfes Element im 
Lehnweſen in Betracht. Doch aber führt Weber, Handb. III, ©, 63 fig., einige Beifpiele von 
Judenlehen auf. 

8, Sächſ. Lehnr. 2, $ ı. Schwäb. Tehnr. 1: „Die kiunige hant also gesetzet, swer mit 
dem siebenden herschilte zetuonne habe, der sol lehenrechtes darben.“ &, aber Sachſenſp., 
Landr. I, 3, $ 2, und Schwabenſp. 8. Kl. Kaiſerrecht 3, 5. S. aber ſchon I feud. 1,8 4, 
und I feud. 16; Il feud. 10, und Kl. Kaiferr. 4, 1. Der Uebergang des Nitterftandes im 
einen geſchloſſenen Adelitand war an und für ſich fein Grund, nunmehr den hierzu zwar nicht 
gehörenden, aber von jeher Ichnsfähigen übrigen Ständen den Zugang zum Lehn zu verfchliefen ; 
und in der That finden ſich viele Beifpiele von Lehen an Bürgerliche (ſ. Weber, Handb. IL, 
©. 51). 

9), Es war natürlich, da; die ehemals Nitterbürtigen und nunmehr Adeligen die größeren 
Lehngüter fi und ihren Standeögenofien erhielten, und dieſer rein perſönliche Umftand gab 
allmählich ein Herlommen, das oft durch befondere Privilegien geſchützt wurde (4. B. Privil, 
f. d. Pommerſche Ritterſchaft von 1720, für die Oberlaufiger Ritterfchaft von 1666 bei Kraut, 
Grundr., $ 240, Anm. 1 und 12) und ſich particularrechtlich erhielt. Oft wurde auch das 
adelige Zehn aus dem Geſichtspunkte eines abeligen Ritterguts behandelt. Br. Landr. I, 18, 
$ 66 u..67. &, aber Haubold, Sächſ. R., $ 393. 

10) 3. B. der Lehnsherr hatte ganz allgemein eine Veräußerung des Lehns durch den 
Bafallen erlaubt. 

11) Schon das Schwäb. Tehnrecht hatte dies überwunden, Art. 1: „„Phaffen unde geburen 
und alle die nit semper sint, und nit von ritterlicher art geboren sint, die sullen alle len- 
rechtes darben. — Lehent aber der herre dirre einem ein gut, der hat alse gut reht dar an, 
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IV, Entjtehung des Lehns. 


A. Durch Inveſtitur (Belehrung). 
Einleitung. 


8 111. 

Die Imveftitur (infeudatio, Lenung), welche die regelmäßige!) Form ber 
Begründung des Yehnrechts ift, fteht im engjten Zufammenbange mit der alten 
gerichtlichen Auflafjung, von der fie nur eine Anwendung zur Uebertragung 
der lehnrechtlihen Befugniffe an einer Sache war. Der Umftand, daß damit 
zugleich eine perjönliche Verbindlichkeit begründet werden mußte, gab dieſem 
Acte einen bejonderen Charakter, und diefer nebſt der Abgefchlojjenbeit, in 
welcher fich das Lehnrecht gegenüber der allgemeinen Fortbildung des übrigen 
Privatrechts erhielt, find die Urfachen gewefen, daß die Auflafjung bier ihre 
alte Eigenthümlichfeit bewahrt bat. 


1) Borbereitende Gefchäfte, 


& 112, 

Der Act der Inveititur fett, wenn er zur Yehnserrichtung wirkjam werden 
joll, den übereinftimmenden Willen der Parteien, zu leihen und das Geliehene 
mit dem Eide der Treue zu empfangen, voraus. Dieſe Uebereinftimmung, 
deren factifcher Anlaß in bejtehenden Verbindlichkeiten '), in einer Liberalität, 
andererjeitd in der Abficht, die Vortheile der Yehnsverbindung zu gewinnen, 
liegen fann, erhält in einem der Imveititur vorausgehenden und als causa 
berjelben erjcheinenden Rechtsgeichäfte eine bejtimmte Form *); dieſe iſt bald 
mehr, bald weniger complicirt, und am häufigſten die des letten Willens, 
Kaufs ?), Zaufches oder Verfprechens*). Sofern dieje causa in einem wirf- 


alse der den rechten herschilt furet, und erbent dia lehen an irm kint; umbe allez lehen 
reht mugen sie niht urteil vinden, die dez herschiltes darbent, wan vor ir herren, von dem 
sis hant.‘ 

1) I feud 25 pr.: „Sciendum est, feudum sine investitura nullo modo constitui posse, 
etinam si domino jubente quis alicujus rei nomine feudi possessionem nanciscatur et tenent; 
licet tamen possessionem taliter adeptam, dum vixerit, quasi feudi nomine retinere, herede 
ejus in hoc jure nullo modo ei succedente. II ſeud. 1, $ 1 fin. II feud. 38 pr. &ädf. 
Lehnr. 59, $ 3: — „Al len ane gewere darvet der volge und alle gewere ane lenunge is 
unrecht.“ S. aber über die Bedeutung diefer Stelle Gerber, Zeitichr. f. Civilr. u. Proc. 
N. F. 11. Bd, ©. 14 flg. 

1) S. $ 109, Anm, 14, 

2) Die Frage, welche Natur diefe causa praecedens habe, hat im vorigen Jahrhunderte 
einen langdauernden Streit veranlaft. Es ift zu verwundern, daß felbit Eichhorn noch darauf 
eingeht. ©. eine Ueberficht der Anfichten bei Schnaubert, Kommentar, S. 81 flg. Für wichtiger 
hält die Sache wieder Roth, Mecklenb. Lehnrecht, S. 45, Anm. 1. 

3) Man unterfcheidet hier da® feudum emtum, d. h. das Lehen, welches von einem Bafallen 
unter Conſens des Lehnsherrn gelauft, und das feundum emtitium, welches neu durch ben Lehns- 
herrn gegen Entrichtung eines Kaufpreifes errichtet wird im Gegenfat des feudum gratiae), 
Sadjfenip., Yandr. I, 9, 8 3, 

4) Ausgefchlofien ift die lex commissoria beim Pfandrecht. Vol. I feud. 27 pr. II fend. 
51,8 6. 
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lihen Bertrage bervortritt, begründet fie eine Klage auf Vornahme des In» 
veftituractes, deſſen Wirkſamkeit jedoch durch die übrigens nicht erzwingbare °) 
Annahme und Huldigung von Seiten des Bafallen bedingt ift (Yehnscontract, 
contractus feudalis); auch ift zur Gültigkeit jolcher Verträge oft Schriftlichkeit 
oder gerichtliche Abfafjung vorgeichrieben %). Indem der Yehnsvertrag zugleich die 
bejonderen Bejtimmungen über die Eigenfchaften des zu errichtenden Lehns (3. B. 
Abänderung der Naturalien) ausſpricht, nennt man ibn die lex investiturae. 

Wenn das vorausgehende Nechtsgejchäft, jei e8 ein Wertrag oder ein 
legter Wille, Jemandem die Invejtitur für den Fall zufichert, daß irgend ein, 
ober ein bejtimmtes Lehn an den Herrn überhaupt oder aus einem beftimmten 
Grund heimfallen werde, jo ift eine Yehnsanwartichaft oder Lehnsexſpectanz 
vorbanden?). Sie gewährt dem lehnsfähigen Anwärter die Befugniß, für 
den Fall eines wirflich erfolgten Heimfalls ) fofort die Inveſtitur zu fordern?), 


5) Denn trog bes Lehnsvertrags kann der Bafall ſich mweigern, den Eid der Treue zu 
ihwören, und da® Lehn refuticen, II feud. 24, $ 1, II fend- 3, $ 3; dagegen muß er da® 
Interefle vergüten. 

6) Bad. Fehnsedict, $ 6. Br. Landr. I, 18, $ 83-87. Daß Bayer. Yehnsedict, $ 11, 
fpricht diefen vorauegehenden Rechtsgeſchäften die Wirkſamkeit ab. 

7) Die Lehnsanwartichaft, exspeetativa feudalis, ift ein bedingter Lehnsvertrag. Diefes 
Inſtitut ft den Rechtsbüchern unbelannt. Sie kennen aber zwei Gefchäfte, welche, obwohl in 
ihrer juriftifchen Natur von der Erfpertanz verfchieden, doch die Veranlaſſung zur Entftehung 
der Ietsteren gegeben haben. Dieß ift das Gedinge und die Wardunge (Anmwardinge, Wart). 
Beide find aber nicht Verfprechen, beim Eintritt eines Aperturfalles befehnen zu wollen, fondern 
eventuelle Belehnungen; beide gehen (als lehen ane gewere) weder auf die Erben des Anwärters, 
noch gebt die entipredhende Verbindlichkeit auf die Erben des Yehnsherrn über (‚es ift feine 
Folge am Gedinge”). Das Geding unterfcheidet fid) von der Wardunge nur dadurch, daß das 
erftere auf ein beftimmte® Gut (‚an enes benümeden mannes gude‘), die letztere auf ein un— 
beftimmte® Gut („an enes unbenümeden mannes gude‘‘) gerichtet ift, weshalb der Inhaber 
des Gedinges beim Aperturfall ohne Weiteres fi des Gutes unterwindet, der Inhaber der 
Wardung aber das Gut erft dann erhält, wenn e8 zuvor wieder in die Hand des Lehnsherrn 
zurüdgetehrt ift und dadurch feine Unbeftimmtheit verloren hat. S. Sächf. Vehnr., Art. 5, 
$ 1, Art. 7, Art. 55, $ 9, 57, 83. Homener, Lehnr., S. 329—341, Im longobarbdifchen 
Lehnrecht (I feud. 3, I feud. 9, II feud. 3 pr. 22, $ 2, 35) wurde dagegen unter dem Ein- 
fluſſe des fremden Rechts die Erblichteit folcher Gefchäfte anerfannt, und mit der Aufnahme 
deſſelben ließ die Praris auch die Erblichkeit blos perfönlicher Ansprüche auf die Belehnung zu, 
deren Theorie man in den obigen Gefdhäften (Geding und Wardung) zu erfennen glaubte und 
nach römifch-rechtlihen Begriffen feftftellte. Albrecht, Gewere, ©. 286 flg. — Es ift ſchwer 
zu begreifen, daß Manche, 3. B. Pfeiffer, Rechtölericon, 6. Bd., ©. 433, ganz allgemein von 
der Nothwendigkeit einer Einwilligung der Agnaten des Pehnsheren reden fünnen, da ja das 
Lehn an und für fich in der Hand des Lehnsherrn feinen feudalen Charalter hat. 

8) Der Lehnsherr ift jedoch durch die Erfpectanz nicht verpflichtet, bei einer Felonie des 
Vaſallen die Privation vorzunehmen. Anders ift e8, wenn der Heimfall ipso jure gejchieht, 
oder ſchon ein Privationderfenntnif vorliegt. 

9) Bon dem Angenblide, in welchem der Erfpectivirte die Belehnung mit Grund nachſucht, 
it der Herr zur Inveftitur verbunden , und muß daher auch das volle Intereſſe namentlich 
die Früchte des Lehns) vergüten, welches eine culpofe Verzögerung erzeugt hat. Ueber bie 
Frage, von welchem Zeitpuntte die Früchte zu erftatten find, wenn ein Proceß über den Heim- 
fall ſchwebt, ſ. Böhmer, Nechtsfälle I, Nr. 38. Pütter, Beitr. 3. deutſch. Staats- und Fürften- 
recht II, S. 67 fig. Runde, Beitr. zur Erläut. vechtl. Gegenftände I, ©. 157 flo. 
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und es gebt diejes Recht auf feine Erben !°) ebenjo wie bie entiprechende 
Verbindlichteit auf die Erben des Lehnsherrn über. Unter mehreren Ex— 
fpectanzen hat ſtets die ältere den Vorzug’). Die Yehnsanwartichaft gebt 
aber in eine Eventualbelehnung über, jobald eine Inveftitur dazu fommt. 

Ein im Mittelalter ſehr häufiges, Die Belehnung vorbereitendes Geſchäft 
war die Lehnsauftragung (oblatio feudi, im Gegenfage der datio). Der 
Gigenthümer eines lehnsfähigen Gegenjtandes überträgt hiernach das Eigen- 
tbum an legterem auf einen Dritten, um es von ihm für fi) '*), ober einen 
Andern ?3) als Lehn zurüdzuerhalten. Nach dem mittelalterlihen Rechte war 
ein ſolches Geſchäft nur dann gefichert, wenn der Fünftige Lehnsherr durch 
Erwerb einer rechten Gewere die Anjprücde der Grben an dem aufgetragenen 
Grundftüde hatte erlöjchen lafjen +), eine Vorſichtsmaßregel, die mit dem 
Berichwinden des Erbgutrechts ihren Werth verloren bat, Ein aufgetragenes 
Lehn ift übrigens ein reguläres!5). 


2) Act der Inveftitur, 
8 113. 
In der Imvejtitur find zwei wejentlihe Handlungen begriffen, die Be— 
Ichnung und die Huldigung. Die erjtere geſchieht durch die Erklärung des 
Lehnsherrn, daß er den Yebhnsgegenitand dem Wajallen übertrage '), welche 


10) Da das Erfpectanzredht nur ein allodiales Forderungsrecht, alfo ein Recht ift, welches 
fi al8 foldyes noch außerhalb des Lehnskreiſes bewegt, jo ift die Anficht gerechtfertigt, daß feine 
Vererbung bie gewöhnliche civifrechtliche fei, fo dal es auch durd; Frauen übertragen würde, 
foiern nur der dereinftige Anwärter beim Aperturfalle Tehnsfähig wäre. Aber die Abficht der 
Parteien kann allerdings aud) eine andere, nämlich die fein, da auch das Exſpectanzrecht nur 
auf die Lehnserben übergehen ſoll. 

11) Die auf cap. 38 de praeb. in VI (3, 4) gegründete Anficht (f. 3. B. Eichhorn, $ 220), 
daß die jüngere fpeciele Anwartſchaft der früheren generellen vorgehe, wird durd jene Stelle 
nicht unterftügt; denn fie redet nicht von der Ertheilung einer Erjpectanz an einem beftimmten 
Lehn im Gegenfag einer generellen Anwartſchaft, jondern von der Ertheilung eines generellen 
Auftrags, gewiſſe Lehen an pafiende Perſonen zu conferiren, welcher fpäter durch einen 
fpeciellen Auftrag modificirt wird. Gewiß entſcheidet bier die Analogie des Gebings und der 
Wardunge. Richtſt. Yehnr. 30, $ 7. Sächſ. Lehnr. 49, $ 2. Auch Schwäb. Lehnr. 12 fann 
nicht hierher gezogen werden, da in biefer Stelle nicht die Rebe ift von einem generellen und 
fpeciellen Gedinge, fondern von zwei generellen, von denen ein® durch frühere Beweiſung des 
Befiges realifirt wurde. 

12) Sächſ. Lehnr. 16, 38, $ 1. Sachſenſp., Yandr. I, 34, $ 2. 

13) Sädjf. Yehnr. 26, $ 10 u. 36, 

14) Sachſenſp. I, 34, $ 2: „Swelk man sin gut gift und dat weder to lene unveit, dem 
herren hilpt de gave nicht, he ne behalde dat gut in sinen ledichliken geweren jar und dach.“ 
Daß diefe VBorfichtsmaßregel ſchon fehr früh vernachläſſigt wurde, beweifen die Urkunden bei 
Homeyer, ©. 316 u. 317. 

15) Das Gegentheil behauptet 3. B. Pätz, $ 53, wegen der natürlich fich verändernden 
Evictionspfliht. Allein die Verpflichtung zur Leiftung der Eviction berührt den eigentlichen 
juriftiichen Inhalt des Yehnsverhältnifies nicht. 

1) II feud. 83, welche Stelle die nicht ſymboliſche Inveftitur als Ausnahme behandelt. 
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namentlih in früherer Zeit mit jymbolifhem und ceremoniellem Schmude 
verfinnlicht wurde ?). Die lettere Dagegen erfolgt durch die eidliche Angelobung 
des Wafallen, dem Herrn treu und hold zu jein?), welcher ſich eine ent» 
ſprechende Zujage der Treue durch den Herrn anjchlieft; auch der Huldigung 
fehlt nicht der ſymboliſche Ausprud. Zwar verlangt das ältere deutiche Lehn— 
recht zur Bornabme der Inveſtitur durchaus perjönlide Anweſenheit der 
Yehnsperjonen *), aber nur particularrechtlich bat fich dieß Erforderniß erhalten 5); 
das gemeine Recht läßt auch eine Belehnung durch Vertreter gelten ®). Der 
Ort der Inveftitur war der mit Yehnsmannen bejegte Lehnhof 7), deſſen Stelle 
heutzutage durch landesherrliche Lehnsbehörden erjegt wird. Die Beltimmung 
der Zeit des Actes hängt regelmäfig vom Willen des Lehnsherrn ab; eine 
dreimalige Nichtberüdfichtigung der deshalb ergangenen Ladung entzieht dem 
Bajallen feine Anſprüche auf die Belehrung ®). 

Nach geichehener Inveititur wird von dem Yebhngerichte auf Antrag der 
Lehnsperſonen eine öffentlihe Urkunde audgeftellt ®), welche die Form einer 


2) Das wichtigfte ältere Symbol war die Fahne bei der Verleihung weltlicher Territorien 
(Fahnlehen) und das Scepter bei der Verleihung geiftliher Yande. Sadjfenfp. Yandr. ILL, 60, 
& 1. Ueber die fonftigen Symbole, 3. B. Baumzweige, Aehren, Schwert, Handſchuh, Hut, Ring 
und Stab, Lanze (II feud. 2 pr.) f. Weber, Handb., 3. Thl., ©. 104 flg. Aud heutzutage 
find bei den feierlichen Lehnsverleifungen Geremonien gebräuchlich, befonder® bei den ſ. g. 
Thronlehen (mobei das übrigens als Symbol der Huldigung geltende Thronberennen, cursus 
equestris, zu bemerfen, ſ. Buder, Obs. jur. publ. feud., p. 64 sq.). ©. Zachariä, Handb. d. 
Sächſ. Lehnr., $ 73. Bad. Lehnsorbn., $ 7. Bayer. Fehnsedict, $ 12. Die Beftimmung bes 
Ceremoniels wird durch die Obfervanzen der einzelnen Lehnscurien gegeben. 

3) Diefe Handlung (Hulde) beftand wohl im älteren Rechte auß zwei Theilen, einer ent» 
fprechenden ſymboliſchen Huldigungshandlung (3. B. das Knieen und Einfügen der gefalteten 
Hänbe im die Hände des figenden Lehnsherrn, Schwäb. Yehnr., 42, der Kuß, Richtfteig, Lehnr. 22, 
$ 5), welche technifch manscap hie, und dem Schwur der Treue (homagium, fidelitas, hulde) ; 
diefe Theilung der Inauguration ift fpäter verwifcht worden. S. Homeyer, Lehnr., ©. 320 fig. 
Ueber den Lehnseid felbft f. II feud. 5 und Sächſ. Fehnr. 3. — Sehen, bei denen die Huldigung 
nicht eidlich, fondern durch bloßen Handichlag geſchieht (Handlehen), find irregulär. S. Hage- 
mann, De feudo injurato vulgo Sandlehen, 1787. gl. Ortloff, Grundy., ©. 346 fig. 

4) Auctor vetus de benef. III, 12. 

5) Zachariä a. a. O., $ 65. 66. Gothaifches Lehnsmandat, $ 21. Altenb. Yehnsmand. 
1, 21. Bayer. Zehnsed., $ 44. G. L. Boehmer, Observ. jur. feud., p. 236 sq. 

6) II feud 3, $ 1: „sed utrum ipse an alius pro te investituram faciat vel suscipiat, 
nihil interesse putamus; potest enim hoc negotium et per procuratorem ab utraque parte 
expediri.‘ 

7) II feud. 2 pr. : „— quae (investitura\ si quidem ab illo fiat, qui alios habet vasallos, 
saltem coram duobus ex illis solemniter fiere debet, alioqui, licet alii intersint testes, investi- 
tura minime valet.“ II feud, 32, 33. Schwäb. Lehnr. 95: „So der herre sin manlehen 
lihet und sint sine man da nit zegagen, daz mac dem man geschaden ob der herre lougen 
wit.“ Dagegen follen nad) diefer Stelle im Nothfalle auch andere Zeugen zugezogen werben 
fönnen, was auch der Sinn ift von I feud. 26, 

8) ©. Il feud $ 26, $ 1. 

9) Die ältefte Spur eines foldhen Yehnbriefs ift wohl die bei Jenichen, Thesaurus, Tom. II, 
p. 863 sq., erwähnte Urkunde vom Jahre 1169. Im longobardiſchen Lehnrechte kommt für 
ein ähnliches Imftrument die Bezeichnung breve testatum vor; f. I feud. 3 pr., 4 pr. — 
Statt de Lehnbriefs kommt auc eine vorläufige Befcheinigung der Belehnung unter dem 


188 Zweiter Theil. Erftes Bud. 


Erklärung des Lehnsherrn über die Art der Belchnung, die Perfon des Va— 
jallen und den Pehnsgegenjtand bat, und den Namen Yehnbrief führt. Er 
beweift auch gegen den Erwerber, wenn diefer ihn ftillfchweigend oder aus— 
drüdlih anerkannt hat 10). Ob bei einem Widerfpruche mehrerer Lehnbriefe 
der ältere oder ber jüngere vorzuziehen fei, fan nur aus den Umſtänden des 
bejonderen Falles entichieden werden 1!). Eine weitere Lehnsurkunde tft ber 
Lehnsrevers oder Gegenbrief, durch welchen der Vaſall den Yehnsempfang und 
die Verpflichtung zur Lehnspflicht befcheinigt '?), ferner das Lehnsprotocoll 
und die Yehnsdinumeramente (Yehndinventarium 3). Dieje Inftrumente haben 
jowohl für die Yehnsperfonen, als für die Allodialinterefjenten (bei der Ab- 
jonderung des Lehns vom Allod) den Charakter gemeinichaftlicer Urkunden. 


3) Wirkung der Inveſtitur. 
$ 114. 


Durch die Belehnung erhält der Vaſall das dingliche Recht an der Sade?), 
welches ihn berechtigt, ſich nun in den Beſitz derſelben zu ſetzen (ſich der 
Sade zu unterwinden), wenn biejer nicht ſchon durch den Herrn übertragen 
it. Diejer hat die Verpflichtung, den Bafallen in den Befig entweder jelbft 
oder durch Benollmächtigte einzumweifen *), und kann durch eine Klage aus der 


Namen Yehns- oder Recognitionsfchein vor. — Vgl. Pr. Yandr. I, 18, $ 95—101, Gothaifches 
Fehnsmand., $ 41—47. Zadariä a. a. D., $ 74. 75. Bayer. Vehnsed., $ 47. Bab. Lehnsed. 
$ 6, welches die Urkunde des Yehnsvertrags, den Lehnbrief und Revers in einer Urkunde ver- 
einigt. — ©. überhaupt Hagemann, Einl. in das Lehnr., $ 31—34 u. 47. 

10) Inwieweit der Yehnbrief auch für Dritte beweife, hängt von befonderen Berhält- 
niſſen ab. 

11) Oft wird die Regel aufgeftellt, der ältere habe im Zweifel den Borzug. So Eichhorn, 
Einl. IU, $ 216. In der That aber läßt ſich über ſolche Fragen gar feine allgemeine Be- 
ftimmung geben. 

12) Bayer. Lehnsediet, $ 47. ©. aber Pr. Yandredit I, 18, 8 90. 91, 

13) Bayer. Ebdict, $ 68. 

1) Die Inveftitur bat auch bier die allgemeine Wirkung der gerichtlichen Auflafiung über- 
haupt, d. h. der Uebertragung des dinglichen Rechts. Eine Tradition ift zur Erlangung des 
Rechts überall nicht erforderlich, fie ift vielmehr die Folge des ſchon erlangten Rechts. So aud) 
das longob. Lehnr., II feud. 33: Sciendum est feudum acquiri investitura.‘‘ — früher nahm 
man häufig an, daß der Beſitz gleich bei der Imveftitur übertragen werde, und nannte den 
all, in welchem die Tradition erft fpäter erfolgte, eine investiturn abusiva im Gegenſatze der 
propria. So 3. B. Ortloff, Grund;., S. 339, Man ftütte ſich dabei auf II feud. 2 pr.: 
„Investitura quidem proprie dieitur possessio; abusivo nutem modo dieitur investitura, quando 
hasta vel aliud corporeum quidlibet porrigitur a domino feudi se investituram facere dicente.‘* 
Allein ſchon Eichhorn, Einl., 8 205, Anm. e, Hat richtig bemerkt, daß hier nur von einem 
abufiven Gebrauche des Wortes Inveftitur für den Belehnungsact geredet werde, da es eigentlich 
die possessio, d. h. die Gewere am Lehn bedeute. 

2) I feud 4, $ 1: „Si investiturn ſaeta fuerit coram paribus eurtis aut in breve testato, 
recte eum qui investitus est cogitur dominus mittere in possessionem.“ II feud. 7, & 1: 
„Investitura vero facta et fidelitate subsecuta, omni modo cogatur dominus investitum in 
vacuam possessionem mittere; quodsi differat, omnem utilitatem praestabhit.* II feud. 26, 
$ 14: „Si facta de feudo investitura poeniteat dominum, antequam possessionem transferat, 


Die Rechte an Sachen. Lehnrecht. $ 114. 115. 189 


Invejtitur dazu und zur Gritattung des durch feine Verzögerung entjtandenen 
Interejjed gezwungen werden. Die Vindication des Bafallen gegen den britten 
Inhaber der Sache iſt unwirktfam, wenn fie diefer vom Lehnsherrn früher ge- 
lieben erhalten, oder wenn der Windicant die Dispofitionsbefugnif des Lehnö— 
berrn dem gutgläubigen Befiger gegenüber nicht zu erweijen vermag *). 

Mit der Imveititur treten auch die lehnsherrlichen Rechte in Wirkjamteit *). 


A) Inveftituren mit befonderen Bedingungen. 
a) Sventualbelehnung. 
8 115. 

Das Yehnrecht ?) kennt eine Form, die bloße Anwartjchaft auf den Erwerb 
eines Lehns mit intenfiveren Wirkungen auszuftatten, indem ed die Invejtitur 
mit einem gegenwärtig in der Hand eines Vaſallen befindlichen Lehn in ber 
Weiſe zuläßt, daß fie erjt für den Fall der Apertur des legteren wirkſam 
werden joll, die j. g. Eventualbelehnung. Ein ſchon jetzt beſtehendes dingliches 
Recht wird dadurch nicht hervorgerufen ?), wohl aber der Act zur Begründung 





an praestando interesse vasallo liberetur quaesitum fuit. Responsum est, praetermissa illa 
eondemnatione dominum possessionem feudi, de quo investituram feeit, tradere compellen- 
dum.* Die Rechtsbücher,, welche damit übereinftimmen, nennen diefen Act die Weifung oder 
Bemweifung, f. Lehnr. 10, $ 4. Schw. Lehner. 158. Richtſt. Yehnr. 29, $ 4, Bermeigert der 
Herr dieſe Tradition, jo fann fi der Vaſall der Sache unterwinden. Bgl. Schw. Lehnr. 20. 
Sächſ. Lehnr. 10, Lehr. 10, $ 4. ©. überhaupt Homeyer, Lehnr., ©. 395 fig. 

3) Dieß ift der Fall von S. Yandr. I, 42, $ 1. Im jedem falle mußte der Herr den 
Dann vertreten, oder „Erjtattung” leiften. Homeyer a. a. D., 9. 398 flg. 

4) Reyicher, Würtemb. Pr.-R., $ 367, Aum. 5. 

1) Schon das ältere deutſche Lehnrecht kennt in dem geliehenen Gedinge und der Anwar- 
tung ein ähnliches Gejchäft, nur daß die daraus hervorgehenden Rechte nicht auf die Nad- 
kommen des Belichenen übergingen und auch keine Folge an den neuen Herrn hatten (vgl. 
$ 112, Anm. 6). Aud das longobardiſche Yehnrecht fcheint (mad) I feud. 9: „— licet alü 
dicant, si moriatur investitus ante, quam tenens feudum, vel ante conditionem existentem, 
vel ante tempus, quod heredes ejus non debeant investiri; nam si quis fuerit pure investitus 
de alieno feudo, non valet habita investitura*‘) diefe Beſchränkung früher gelannt zu haben, 
aber offenbar hat der Einfluß des römischen Grundfages, daß der Nachfolger die Handlungen 
feines Erblafjerd anertennen müfle, die Fortbildung diefes Imftituts hervorgerufen. Gewiß it 
aber das Geding kein von der heutigen Eventualbelehnung verfchiedenes Geſchäft, wie Eichhorn, 
$ 210, Anm. d, annimmt, fondern die Wurzel der legteren. — ©. darüber Pr. Yandr. I, 18, 
5 444 flg. Bad. Lehnsed. $ 22. Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 111-144. Das Bayer. Yehns- 
edict, $ 41, hat die Eventualbelehnung abgeichafit. 

2) Die entgegengefetste Meinung it ein häufiger Irrtum der Neueren (5. B. Mayr, 
Lehnr., $ 72, Ortloff, Grundz., ©. 343, Pr. Yandr. I, 18, $ 445), offenbar hervorgerufen durd) 
den mißbräuchlichen Gegenſatz der Yehnseripectanz. in fchon jet bejtehendes Lehnrecht an 
der Sache würde mit dem Rechte des befigenden Bafallen unvereinbar fein. Es ift die Even- 
tualbelehnung die bedingte und zugleich befriftete Beftellung des dinglichen Rechts, daher ohne 
Rückwirkung beim Gintritt der Bedingung. Allerdings wird ſchon jegt ein wirkliches 
Recht begründet, das ſich von dem in der Lehnserfpectang liegenden wefentlidy unterfcheibet. 
Es iſt ein begonnenes, in feiner Entwidelung begriffenes, alfo noch ſchwebendes Vermögens: 
recht, deſſen Weſen fic gegenüber dem dereinftigen vollen Rechte als fein in die Gegenwart 
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eines jolhen mit der Bedeutung vorgenommen, daß er beim Cintritte jener 
Bedingung feine Wirkfamfeit äußere. Obſchon daher der Eventualbelehnte noch 
nicht in eine unmittelbare Verbindung zur Sache tritt, jo entjteht gleichwohl 
ſchon jegt eine rechtliche Gebundenheit der letteren, welche auch gegen ben 
Rechtönachfolger des Herrn wirft ?). Das bedingte Recht kann nur auf die 
lehnsfähige Deſcendenz des Beliehenen nach den Grundjägen der Lehnsfolge 
übergehen *), weil es vermöge jeines Urjprungs feine civilrechtliche, jondern 
eine wirklich lehnrechtliche Berechtigung iſt. Der Lehnsherr und feine Rechts— 
nachfolger können den Eintritt der Wirkungen der Eventualbelehnung durch 
feine entgegenjtehenden Verfügungen jchmälern oder unmöglid machen; eine 
ſolche Berfügung würde infomweit, als fie dem Rechte des Gventualbelehnten 
widerftreitet, mit dem Gintritte des legteren vernichtet fein). Zuftimmung 
des Vaſallen ift zur Gültigkeit der Eventualbelehnung nicht erforderlich 6), fie 


verſetztes Bor- Recht beftimmen läßt. Erfpectanz und Eventualbelehnung find in jeder Beziehung 
andere Dinge, aber nicht in jeder Beziehung verhalten fie fich zu einander als parallele 
Gegenfäbe. Die wäre nur dann der Fall, wenn auch die Erfpectanz als bedingtes per- 
ſönliches Recht ein unfertiges, und nicht vielmehr als folches ein zum Abfchluß gelangtes Recht 
wäre. Vgl. über ähnliche Begriffsiheidungen Ihering in den Jahrb. f. Dogm., Bd. 10, ©. 350, 
und Köppen daf., Bd. 11, ©. 166 u. 180, 

3) I feud. 3: „Si vero archiepiscopus, episcopus, vel abbas, vel abbatissa investituram 
ejus feudi, quod alius detinebat, eo tenore alicui dederit, ut post decessum ejus, qui possidet, 
habeat, et ante decesserit, quam ille, qui feudum possidet, successores eorum non coguntur 
eam investituram facerc vel confirmare, etiamsi pares ejus curtis adsint testes, — — nisi 
le, qui investituram acceperit, nomine ejus feudi in possessionem missus sit eo consentienle qui 
detinet, Sed si ille, qui feudum possidet, prius decesserit, quam ille, qui investituram feeit, 
jure cogitur eam ratam habere.‘ 5 1: „Laici vero iisdem modis omnibus, quibus supra 
diximus, si aliis investituram dederint, heredes eorum —, omni modo eam adimplere co- 
guntur.* Im dieſer Gegenüberftellung von Geiftlihen und Laien fönnte man den Gegenſatz 
von Singular- und Univerfalfucceffion ausgedrüdt finden; wahrfcheinlih aber handelt es ſich 
nur um eine befondere, dad Verhältniß geiftlicher Amtsfolger betreffende Beftimmung. Cbenfo 
fpricht fi) aus I feud. 9 (f. aud) feud. 25) und auch II feud. 25, $ 3: „‚Moribus receptum 
est, dominum de feudo militis sui, quod post mortem ipsius ad dominum reverti sperabatur, 
in alium militem investituram facere posse, quae investitura tune demum capiet effectum, 
quum feudum domino aut heredi fuerit apertum. Secus est in ecclesiasticis ‚personis; nam 
si ecelesiastica persona talem faciat investituram, non aliter valebit, nisi sibi, non etiam succes- 
sori suo, feudum aperiatur, et in tali investitura consensus ejus, de cujus feudo sit, exquiri 
non oportet.“ — Die Berbindlichteit des Regierungsnachfolgers, eine Eventualbelehmung feines 
Borgängers anzuerfennen, muß nad) ftaatsrechtlichen Prineipien beurtheilt werden. S. Stru- 
ben, Rechtl. Bedenken, Bd. 1, Nr. 115, 

4) I feud. 9. 

5) E8 entſcheiden demnad die allgemeinen Grundfäge über die rechtliche Wirkung der be— 
dingten Tradition während ſchwebender Bedingung. Savigny, Syſtem 3, S. 151. Windfcheid, 
Pandecten, $ 98, Anm. 4. 

6) Dieß wird bezmeifelt von Eichhorn, $ 220, Anm. e, und Struben, Rechtl. Bedenten, 
Bd. 1, Nr. 89, indem diefe Schriftfteller dafür I feud. 27, $ ı anführen: „— Si quis in- 
vestierit aliquem de feudo sui militis, viri Placentini prorsus asserunt, hanc investituram 
non aliter valere, nisi eo consentiente cujus erat fendum. Mediolanenses — nihil distare 
asseverant, utrum eo sciente an ignorante dummodo eo vivente nullum detrimentum de feudo 
suo sibi contingat. Hoc autem dicendum est de eo milite, qui feudi successores non habet.‘* 
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bat aber, wenn fie erlangt wird, die Wirkung, daß auch der Vaſall verpflichtet 
ift, jede das Recht des bedingt Belehnten beeinträchtigende Handlung zu unter» 
lafjen. Mit dem Eintritte der Bedingung tritt die Invejtitur fofort mit ihren 
gewöhnlichen Wirkungen in Kraft, und e8 bedarf nun feiner nochmaligen Be— 
lehnung, jondern einer bloßen Erneuerung der Inveftitur, 

Verſchieden von der Eventualbelehnung iſt die ſ. g. Provifionalbelehnung ?), 
d. 5. eine unter der Bedingung ertheilte Imvejtitur, daß der Belehnte jeine 
bejtrittene Behauptung, vafallitiiche Nechte am Lehnsgegenftande zu haben, auf 
dem Wege des Procefjes darzuthun vermöge. 


b) Gefammidelehnung. 
S$ 116. 


Das longobardifche Lehnrecht kennt eine gleichzeitige Belehnung Mebrerer 
mit einer Sache (Mitbelehnung) in der Art, daß jedem Einzelnen ein intellec- 
tuelfer Theil der vajallitiichen Berechtigung zufteht, ohne daß dieje Antheile in 
einer anderen juriftiichen Verbindung jtänden, als in der durch eine bejondere 
Beitimmung der Parteien hervorgebrachten 1). Das deutſche Recht kennt eine 
andere, durch die ihm eigene Beichränfung der Xebnsfolge veranlafte Ge— 
jammtbelehbnung?). Die mehreren zugleich Belehnten empfangen biernach 
das gefammte vafallitifche Necht ungetheilt 3), jo daß die Berechtigung eines 
Jeden am Ganzen gleichmäßig wirkſam erjcheint, und der wegfallende Theil 
eines Gemeinerd den Uebrigen anwächſt“). Nach der Abjicht des Lehns— 


die ausgezeichneten Worte follen den Sinn haben, dab der Lehnsherr fich zu gar keiner Hand« 
lung verpflichten könne, welche dem Bafallen Schaden bringe, diefe fei vielmehr ungültig. Zu 
folhen Handlungen gehöre aber auch die Verpflichtung des Lehnsherrn, zu einer etwaigen Ber- 
äußerung des Lehns feinen Conſens nicht zu geben. Augenſcheinlich wollen die Worte nur 
fagen, daß eine Eventualbelehnung nicht in einer den befigenden Bafallen im Befig und Genuß 
fiörenden Weiſe ohne feine Zuftimmung errichtet werben könne. 

7) Püttmann, Observ. jur. feud., no. 15, Anſchütz im Archiv f. civ. Praxis, Ed. 54, 
S. 416 fig. 

1) I feud. 8, $ 3: „In feudo, quod habuit initium tantum a fratribus, non succedit unus 
alteri, sive una investitura sive duabus: nisi hoc fuerit dietum expressim, ut alteri succedat. 
Il feud. 14, $ 2: „Si duo fratres simul investiti de beneficio novo non de paterno, si unus 
eorum sine descendentibus masculini sexus mortuus fuerit, dominus succedit, non frater, nisi 
pactum fuerit in investitura quod frater fratri succedat,“* II feud. 12 pr., Il feud. 18. Ginem 
folden Paetum wird auch mit derſelben Wirkung der gegenfeitigen Erbfolge an die Eeite ge- 
ftellt der Ball, wenn beide Brüder das Lchn mit gemeinfchaftlichen Mitteln angeſchafft, oder 
durch gemeinfchaftlichen Kriegsdienft erworben haben. I feud. 20. II feud. 12, & 1. 

2) S. Dunder, Das Gefammteigenthum (1848), ©. 80-115. Homener, Yehnr., ©. 457 — 
467. Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 82 flg. Pfeiffer, Die Ordnung der Regierungsnacdjfolge in 
den deutichen Monardien, 1. Bd., 1826, $ 45 flg. Das ganze Inftitut erhält feine wahre 
Bedeutung im Lehnserbrechte. Stölzel im Archiv für pract. Rechtsw. 10, ©. 148 fig. (1862), 

3) Sächſ. Lehner. 32, $ 1: „„Man mach vele brüderen en gut lien, of sie't mit samen- 
der hant untvat und gelike were dar an hebbet.“ 

4) Nach Analogie von Sächſ. Lehnr. 35, $ 2. Leber den Fall, wenn ein Mitbelehnter 
mit Hinterlaffung von Kindern ftirbt, f. daf. 32,$ 2: „Die wiel ok sie't gut to samene heb- 
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herrn 5) jollen fie und ihre Nachkommen in ungejonderter Gemeinſchaft und familien» 
artigem Zujammenleben auf dem Lehngute verharren, würden fie zu einer 
Theilung jchreiten, jo würde dieß die Aufhebung des gegenfeitigen Anfallrechts 
zur Folge haben®). Ebenſo joll feiner der Gemeiner jeinen Antheil veräußern 
und damit den Genojjen einen Fremden aufbrängen ?). Dem Herrn gegenüber 
ericheinen fie als eine Einheit und werben in der Regel durch einen Yehnträger 
vertreten®). Diejer jtrengen „Geſammtbelehnung“ ſchloß ſich ſchon 
frühzeitig eine leichtere Form, die ſ. g. Belehnung zur geſammten 
Hand an, deren Entwickelung durch einen Sieg des Bedürfniſſes der Vaſallen 
über das Intereſſe des Herrn an der Gemeinſchaft der Lehnsbeſitzer erfolgte ’). 


bet, stirft ir en, sin kind trit in des vader stat, und behalt sin gut gemene mit den ved- 
deren als it sin vader hadde.“ Das Anwachjungsredht hat den Charakter eined Konfolidations- 
rechts und vertritt die Stelle des Erbredjts (Portio portioni non personae acerescit). 

5) Bon jeher ift die juriftifche Konftruction des Verhältnifies der Gefammtbelehnten ale 
fdywierig angefehen worden. Einige betrachten es als einen Hauptfall des f. g. deutſchen Ge— 
ſammteigenthums, Andere (Dunder) als eine modificirte Miitberechtigung zu ideellen Theilen, 
nod; Andere als eine juriftiiche PBerfon. Dieſe Anfichten leiden nad m. DM. an dem Vlangel, 
daß fie das entſcheidende Moment an einem ‘Plate fuhen, an dem es micht zu finden ift. 
Alte jene Kategorien enthalten rechtliche Geftaltungen, welche herangezogen werden bürften, wenn 
es ſich um eins der Kectsverhältuifie handelte, deren Begründung auf einem conftituirenden 
Willen der Mitbefiger eines im freien Eigenthum befindlichen Guts beruht. Nun aber liegt 
hier das enticheidende Moment nicht in dem Willen diefer, fondern einer ganz anderen darüber 
ftehenden Perſon, des Lehnsherrn. Die Gelammtbelehnten haben das Lehen nicht nad) einer 
von ihnen gefetsten Form, fondern nad den ihnen vom Lehnsherrn gejegten Bedingungen. 
In dem lehnsherrlichen Rechte liegt aber die Möglichkeit, lehnrechtliche Berhältniffe in der 
mannigfachſten Geftaltung zu begründen, mit einem Mehr oder Weniger, mit größeren oder 
geringeren Beſchränlungen, Bergünftigungen und Bedingungen. Das Product einer folchen 
Dispofition ıft das thatfähliche Reſultat der im Cigenthum des Lehnsherrn liegenden Ver: 
fügungsmadit. Bon diefer kann es nicht gelöft und nad dem Mafftabe der auf fachenrechtliche 
Gemeinſchaften bezüglichen Recdtsinftitute beurtheilt werden, deren Anwendung vorausfett, daß 
die Befigintereffenten in fich felbft die das Rechtsverhältniß geftaltende Kraft haben ; hier handelt 
es fi um eine aus der Dispofitionsfülle des Tehnsherrlihen EigenthHums hervorgegangene 
uud den vafallitifchen Beſitzern oetroyirte Geftaltung. Im diejer allein ift das Gebot des 
gemeinfchaftlichen Yebens uud das damit zufammenhängende Anwachſungsrecht begründet. — 
Hatte man aber das Bedürfniß, die innere Stellung der Nugungsberechtigten innerhalb des 
jo geihaffenen Verhältniffes für ſich unter einen rechtlichen Gefichtspuntt zu bringen, fo lag in 
der Natur des Tegteren kein Hinderniß, im diefer Beziehung von einer Mitberechtigung nach 
Nugungsquoten zu reden. Nur hätte man nicht vergefien dürien, daß dadurd niemals der 
gelammte Begriff des Berhältnifjes, fondern immer nur eine vereinzelte Beziehung beftimmt 
werden fonnte, . 

6) Sächſ. Lehnr. 32, $ 1: „— Willet aver sie sik scheiden mit dem gute, si delet it 
under sik ane des herren orlof, svo sie willet. Sven aver sie sik delet, ir nen hevet recht 
an des anderen gute of die andere stirft, ime ne si auderwerve dat gedinge daran gelegen.‘ 

7) Sädjf. Yehnr. 32, $ 3: „Die wile si en gut to samene hebbet, die to samene belent 
sin, ir nen ne mach ane den andern nenen deil dar af lien noch laten, dat he't den andern 
mede verne; wende des die man nen deil untvangen ne hevet, des ne mach he nenen deil 
lien noch Inten.“ S. Schmwäb. Yehnr. 16—61. 

8 Sädjf. Yehnr. 8, $ 2: „Die herre mut wul sinen mannen mit ordelen gebeden die en 
gut von ime hebbet, dat se sik binnen ses wecken besceiden, dat he wete up wene he sines 
dienstes se —“ Auch beim Zeugniß, ©. Lehur. 7, 9. 

9) Dunder, ©. 102 fig. Homeyer, ©. 466 flg. 
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Hiernah empfängt blos einer oder einige der zugleich DBelehnten den wirk- 
lihen Befig und Genuß des Lehns; die übrigen (Gefammthänder) find nur 
dem Rechte nach in der Gemeinichaft, welde für fie blos die Bedeutung der 
Vermittlung und Erhaltung eventueller Succeffionsrechte bat !®). 


e) Inveſtikuren mit Velhrankung in Anſehung der Daner. 
* 8 117. 


Gin Lehn wird regelmäßig nicht für eine bejtimmte Zeit errichtet, jondern 
erjtredt jihb auf alle vom erjten Erwerber abjtammenden lehnsfolgefähigen 
Nachkommen. Dieje Regel kann aber durch entgegenjtehende Bedingungen des 
Vehnsvertrags abgeändert werden. Die eigenthümlichen, hieraus hervorgehen 
den Erſcheinungen lafjen fich in folgende Claſſen zufammenfajjen: 1) Tag- 
leben), d. h. Lehen, welche nur auf eine bejtimmte Zeit gegeben werben, 
3. B. das Baulehen, das Angevelle, die Yeihe zur VBormundfchaft ?). 2) Per— 
jonalfehen ?), welche nur auf die Lebenszeit des Empfängers bejtimmt find ; 
dieje kommen bejonders häufig als Lehen an Unfähige, 3. B. Geiftlihe und 
Örauenzimmer, vor, für lettere namentlich als Wittwenverjforgung, voraus- 
gejegt, daß das bejtellte Yeibzuchtsrecht am Lehn nicht ein blos allodiales iſt *). 
3) Wiedergeblihe Yeben ?), welche entweder beim Eintritt einer auflöfenden 
Bedingung von jelbjt an den Lehnsherrn oder einen Dritten fallen, oder von 
dem Herrn jeder Zeit gegen Zahlung einer Summe wieder eingeldjt werben 
fönnen (Xeben auf Treue); die Rechtsbücher beſchränken die Wirkſamkeit folcher 
Beitimmungen auf die Perjonen der PBaciscenten ®). 


10) Den noch immer beftehenden Unterfcied vom bloßen Geding hat Homener gegen Dunder 
a. a. O. nachgewieſen. Ueber eine Verbindung des longob. und deutichen Rechts ſiehe Stölzel 
a. a. O., ©. 189 fig. — Das churſächſ. Lehnrecht unterjchied baher coinvestiti (compossessores) 
und simultanee investiti. Hierzu kommen noch die durch „Präfentation‘‘ in den Berband auf- 
genommenen Mitbelehnten. Zachariä, $ 83. flg. 

1) ©. Buder, Amoenitates jur. feud., p. 383—42. Homeyer, Lehnrecht, S. 357. ©. Sächſ. 
Yehnt. 78, $ 1. Auc. Vet. de benef. III, 21. 

2) Homeyer a. a. D., ©. 352 und S. 487. 

3) Th. Hagemann, Vom Berfonallehen, 1786 (auch in deſſen Kleinen jur. Auffägen, Th. 1, 
©. 113 flg.). Homeyer, ©. 358 flg. 

4) Bgl. Sadjjenfp., Yandr. II, 21, $ 3. Sädjf. Lehnr. 31, $ ı. Cine wirkliche Tehn- 
rechtliche Beleihung mit der Feibzucht wird im Sächſ. Lehnr. 57,8 1, erwähnt, nämlich wenn der 
Herr der Frau das Geding an ihred Mannes Gut leiht, oder beide zu gefammter Hand beleiht; aud) 
tommt Sächſ. Lehner. 2, $ 3, und 31, $ 2, ein folches Geding der Frau mit Folge an jeden 
neuen Herrn vor. (&. aud Sachſenſp., Yandr. II, 75.) Jedoch find diefe Stellen fpätere 
Zufäge. Diefes Gejchäft wurde aber fpäter nicht nur das regelmäßige, fondern erweiterte ſich 
particularrechtlich fogar zu einem gejeglich eintretenden. 

S. Preufhen bei Zepegnid, Sammlung auserlef. Abhandl., Th. 1, Nr. 1. Homeyer 
0. 0. O., ©. 343, 

6) Sächſ. Yehnr. 55, $ 4: „Gut dat deme manne gelegen wert up sine trüwe, dar mach 
he lenrecht mede dun sinen mannen, unde erft it uppe sine sone. unde die ne dürven’t 
nicht uplaten deme herren umme losunge, sie ne hebben’t selve gelovet.“ Ebenſo $ 7 bai. 

16, Aufl. 13 
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B. Durd Erjigung. 
8 118. 


Das longobardifche !) Lehnrecht läßt die fonft nur der Invejtitur zukom— 
menden Wirkungen auch gelten, wenn eine lehnsfähige Perfon eine bejtimmte 
Zeit hindurch eine Sache als ihr Lehen beſeſſen und die im Lehnsverhältniſſe 
liegenden Vaſallen-Rechte und Berbindlichfeiten einem beftimmten lehnsfähigen 
Dritten gegenüber ausgeübt und erfüllt hat, auch der Letztere andererfeits bie 
Stellung als Lehnsherr während jener Zeit thatjächlich anerkannte ?); voraus- 
gejeßt wirb jedoch dabei ftetS guter Glaube. In diefen allgemeinen Andeu— 
tungen des longobardiſchen Yehnrechts hat man die Anerkennung einer Erfigung 
gefunden und dieje in Rückſicht auf die hervortretende dingliche Seite des 
Lehnsverhältnifjes ?) durch die Grundſätze der römiihen Eigenthumserſitzung 
ergänzt *). Hiernach unterjcheidet man eine ordentlihe und eine außerorbent- 
lihe Grfigung ; jene joll eintreten, wenn ein Titel hinzufommt, diefe in den 
Fällen, in welchen wegen bejonderer Gründe eine ordentliche Erfikung ausge— 


ſchloſſen iſt. Dieſe Entftehungsart des Lehns wird jedoch als eine anomale 
betrachtet (feudum informe)). 


1) Das deutfche Recht, welchen ja überhaupt die erwerbende Verjährung fremd ift, kenut 
dieß Inftitut auch nicht beim Lehn. Davon ganz verfdhieden ift die Bedeutung, welche auch 
bier dem Ablaufe von Jahr und Tag (der rechten Gewere) gegeben wird. Sächſ. Lehnr. 13, 
8 ı und 2. Homehyer, Lehnr., S. 410 fig. 

2) II feud. 33 pr.: „Sciendum est — feudum acquiri investitura, successione vel eo 
quod habetur pro investitura. — Inde etiam dieitur, quod si alius probaverit, se aliquid 
nomine beneficii aliquo tempore tenuisse domino praesente et non contradicente et servitium 
ejus quasi a vasallo recipiente, licet non probet investituram, verumtamen obtinebit praestito 
juramento, nisi aliud contra inducatur.“* II feud. 26, $ 5: „Si quis per triginta annos rem 
aliquam ut feudum possedit et servitium domino exhibuerit, quamvis de ea re non sit investitus, 
praescriptione tamen triginta annorum se tueri poterit.“ Die legten Worte deuten offenbar 
auf die römifche praescriptio triginta annorum, weshalb die Anficht derer unrichtig ift, welche 
darin die Einführung einer neuen Lehnsverjährung von 30 Jahren erbliden. Vgl. auch das 
Cap. extraord. Jacob. de Ardizone II feud. 87: „In benefciis ut in ceteris contractibus 
praescriptiones currere satis humanum et rationi congruum videtur. Si quis ergo feudum 
alienum bona fide ab aliquo justa traditione acceperit, licet dominus non sit, cum verus 
dominus in traditione putetur, longi temporis praeseriptione jus sibi acquirit, si vero malam 
fidem habuerit, nulla se poterit tueri praescriptione —.“ Die 30jährige Verjährung des 
römischen Rechts war ſchon dem älteren lombardiſchen Rechte vorzugsweife geläufig; Savigny, 
Gefchichte des römischen Rechts im Mittelalter, Bd. 2, ©. 220. 

3) Die Schwierigkeit, welche in der Nichterfigbarfeit eines perfönlichen Berhältnifjes Tiegt, 
hebt ſich durch den Umſtand, daß die eine bloße Pertinenz des dinglichen ift. 

4) Pätz, Lehnrecht, $ 66. U. M. ift theilweife Eichhorn, $ 211, Anm, f; Weber, Handb. 
IV, ©. 252 flg.; Unterholzner, Berjährungslehre, Bd. 2, S. 264 flg., welche in Rüdficht auf 
II feud. 26, $ 5 nur eine 30jährige Verjährung annehmen. Bei einer ftrengen Beichräntung 
auf die in der Anm. 2 abgedr. Stellen würde e8, fofern man ihre eigentliche Bedeutung 
in's Auge faßt, überhaupt zweifelhaft jei, ob fich danach eine wirkliche Erfigung begründen 
ließe. 

5) S. noch über Lehensverj. Pr. Landr. I, 18, $ 80. Das Sächſ. R. (Ablauf von 31 Jahren 
6 Wochen 3 Tagen) ſ. b. Kori, Theorie der Verjährung, S. 212 flg. Das Bayer. Lehnsed., 
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V. Rechtsverhältniſſe der Lehnsperſonen unter einander, 


A. Rechte des Lehnsherrn. 
Einleitung. 
$ 119. 

Die Lehnsherrlichkeit umfaßt die perjönliche Lehnsherrichaft über den Va— 
jalfen und die bingliche Berechtigung am Lehen. Sofern fie im einzelnen Falle 
nicht ſelbſt Gegenſtand einer lehnrechtlichen Verleihung iſt, bat fie die Natur 
eined durchaus allodialen Rechts, welches durch die eigenthümlichen lehnrecht— 
lihen Wirkungen nicht felbjt ergriffen wird, die fie nach unten ausftrömen 
läßt. Daher follte die Lehnsherrlichkeit (abgejehen von befonderen durch Fidei- 
commißeigenjcaft und Beräußerungsbeichränfungen an Staats- und Kirchen— 
jachen begründeten Hindernifjen) frei veräußert werden können, jofern dadurch 
die Stellung des Vaſallen nicht beeinträchtigt würde !), und in der That läßt 
das deutiche Recht eine Veräußerung der Lehnsherrlichkeit auch ohne Ginwilli- 
gung des Bajallen gelten ?), vorausgejegt, dag fie nicht an einen dem Stande 
nah Geringeren 3) gejchieht, oder an Mehrere zugleich, und jo eine Zeriplit- 
terung des Lehns enthält*), dem Vafallen wird dann die gefchehene Ver- 
äuferung angezeigt und er angewiejen, dem neuen Herren die Huldigung zu 
feiften 5). Das longobardiiche Lehnrecht knüpft nun zwar jede Veräußerung 
der Lehnsherrlichkeit an die Einwilligung des Vaſallen; es find jedoch parti- 


$ 77, hebt die Yehnserfigung auf, und das Badiſche Edict, & 35, läßt den Zeitablauf nur eine 
Bermuthung für die rechtmäßige Entftehung geben. 

1) Man hat wohl dagegen angeführt, daß ein rein perfönliches, durch gegenfeitige Verträge 
begründetes Verhältniß nicht einfeitig übertragen werben könne. Man vergißt dabei, daß das 
hervortretende Element immer das dingliche bleibt, zu welchem die perfönliche Beziehung nur 
als Nebenfache Hinzutritt; auch fat man diefe lettere zu fubjectiv auf, wenn man eine Un— 
billigteit darin fieht, daß der Vaſall mit feinen Dienften an jeden Dritten gewiefen werben 
fönne, indem ja auch beim Tode des Herren eine ſolche Veränderung ftattfindet, und die Ver— 
pflichtung zur Lehnstreue nad; der Anſchauung des Mittelalters eine generell normirte, nicht auf 
befondere Andividualitäten bemeffene Verbindung war. Die muß um fo mehr heutzutage der 
Fall fein, mo gerade diefe Seite des Tehnsverhältnifies ihre Schärfe verloren hat. S. hierüber 
Martini und Wuflef in Zepernid’8 Sammlung, Th. II, ©. 226 fl. 

2) S. 3. B. Sächſ. Vehnr. 44, $ 1, 57, $ 4 und 5, TI, $ 10. S. Homeyer, Lehnr., 
©. 386 jlg. 

3) Sächſ. Lehner. 25, $ 1, 80. Auet. Vet. I, 58. Schwäb. Lehur. 33 und 58. lrfunde 
von 1304 bei Scheidt, Vom Abel, ©. 423. Ebenſo das Pr. Yandr. I, 18, & 182, 183, 186, 
Badiſches Edict, $ 24. Daher würde auc eine Veräußerung der Lehnsherrlichkeit in der Korn 
der |. g. obinfeudatio per dationem nicht ohne Einwilligung des Vafallen Beftand haben können, 
wohl aber eine obinfeudatio per oblationem. S. Homeyer a. a. D., S. 390 flg. 

4) Sächſ. Lehner. 28, $ 1. Der Vafall hält ſich an den Lehnsherrn, welcher den größten 
Theil befigt. 

5) Sächſ. Lehnr. 48, $ 1, 57, $ 4. Auct. Vet. I, 113, Schwäb. Lehur. 85. 

13* 


196 Zweiter Theil. Erſtes Bud). 


euläre Objervanzen dadurch nicht verdrängt worden ®), welche jih im Sinne 
des deutjchen Rechts jehr häufig erhalten haben’). Namentlich ijt das Recht 
zur Veräußerung der Lehnsherrlichkeit, fofern fie in der gültigen Uebertragung 
eines ganzen Territoriums enthalten ift, ſtets anerkannt worden ®). 

Die Ausübung der Yehnsherrlichkeit kann durch den Lehnsherrn ſelbſt oder 
durch einen beauftragten Stellvertreter geſchehen?s). Es giebt nun Fälle, in 
welchen gewiſſe Perfonen dieſe Vertretung als ein Recht in Anfpruch nehmen 
fönnen, welches dann prodominium genannt wird. Dieſes Recht bat bei 
Staatslehen der Regent (prodominium sublime), bei Lehen jurijtifcher Per— 
fonen bat es der verfafjungsmäßige Repräfentant derjelben, z. B. ein bejtimmter 
Prälat, oder der Magijtrat, bei der allen Familiengliedern als Miteigenthü- 
mern zujtehenden Lehnsherrlichkeit eine durch autonomijche Beliebungen be- 
jtimmte Perjon, 3. B. der Senior der familie (prodominium simplex). Die 
Grenzen der Wirkfamfeit diefer Vertretung in der Ausübung der Lehnsherr- 
lichkeit find nach den dem einzelnen Falle zu Grunde liegenden Verhältniſſen 
zu ermeſſen 1%). 


1) Berfönlicye Rechte des Lehusheren. 
a) Sehnstrene und Tehnsdieuſte. 
$ 120. 

Die Verpflichtungen, welche der Vaſall durch feinen jowohl bei der eriten 
Inveftitur ald auch bei jeder Yehnserneuerung zu leijtenden Eid übernimmt, 
bilden den Inhalt der Lehnstreue gegen den Herrn. Ihrem urfprünglichen 
Charakter nach äußert fich Diejelbe nicht jowohl in einzelnen bejtimmten Ver— 
bindlichkeiten, al8 vielmehr in dem allgemeinen Hingeben der Perfönlichkeit an 
die Herrichaft des Lehnsheren. Während in der Zeit des Feudalſtaats auf 
ihr der Schwerpunkt des Verhältniſſes lag, jo ericheint fie freilich jekt, ba 
unfer öffentliches Recht eine der Staatsunterthänigfeit analoge Yehnsunterthänig- 


6) Die entſcheidende Stelle ift II feud. 34 (de lege Conradi), $ 2: Ex eadem lege de- 
scendit, quod dominus sine voluntate vasalli feudum alienare non potest. Quod Mediolani 
non obtinet. Ibi enim sine curia etiam beneficium totum recte alienatur, dum tamen aut 
sequali domino aut majori vendatur. Inferiori vero sine vasalli voluntate non licet partem 
alienare etiam majore retenta alia parte; verbi gratia est vasallus, qui ab eodem domino 
in pluribus locis feudum tenet, si partem feudi in uno loco vendat, in alio sibi retinent, 
iste non debet emtori servire, sed per priorem dominum totum beneficium recognoscere. 
Cum euria vero cuicunque beneficium etiam rustico, et sine vasalli voluntate, potest, dum 
tamen non totum alienetur. Obertus. Quidam autem dicunt, ut Gerardus, non valere, si 
fiat inferiori.‘“ Die auch von Eichhorn, $ 219, hierher gezogene Stelle II feud. 51 pr. fpricht 
nicht von unferm Falle, und die Stellen II feud. 9, $ 2 und I feud. 22 pr. handeln von 
einer Veräußerung des vafallitifchen Rechts. Vielleicht gilt dafjelbe von II feud. 55, $ 4 in fin. 

7) ©. die vielen bei Homeyer a. a. O. angeführten Urkunden. 

8) Eichhorn a. a. O., Anm, d. 

9) II feud. 3, $ 3, 

10) Weber, Handbuch II, S. 10 fig. Zachariä, Handb, des Sächſ. L.-Rechts, $ 46, 
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feit ausſchließt, mehr nur als ein dem dinglichen Recht in nebenjächlicher 
Bedeutung beigeordnetes perjönliches Verhältniß !). 

Nach dem allgemeinen Inhalte der Lehnstreue iſt der Vaſall verbunden, 
dem Herrn ehrfurchtsvoll?) und feinen Anordnungen gehorſam zu begegnen, 
Alles zu vermeiden, was ihm an Leib, Gütern und an Ehre Nachtheil bringen 
würde 3), auch ihm in jeder Noth treu beizuftehen, jofern er die Dienjte des 
Mannes in Anjpruh nimmt. Ein Bruch diefer Treue heißt Felonie (Lehns— 
fehler )*). Von den im gemeinen Lehnrechte beifpielsweife als Fällen des Treu- 
bruchs aufgeführten Handlungen (nämlich unehelicher Beilchlaf mit einer Ver— 
wanbten oder Verjchwägerten des Herrn, cucurbitatio °); Erhebung einer be» 
ihimpfenden Klage gegen ven Legteren °); Antrag auf Calumnieneid”?); An- 
lage oder Anzeige wegen eines Verbrechens #) und Ablegung eines Zeugniſſes 
in Criminaljachen oder wichtigeren Civilftreitigfeiten gegen ihn), können bie- 
jenigen heutzutage nicht mehr als Felonien gelten, welche jett durch eine 
öffentliche jtaatsbürgerliche Pflicht geboten werben !0), wie dieß grundjäßlich 
Ihon im älteren deutſchen Lehnrechte anerkannt ijt!"). 

Es ijt dem Wefen des Lehns nicht widerfprechend, wenn die Lehnstreue 
mit diefem allgemeinen Inhalte erjchöpft wird !?), aber regelmäßig äußert fie 


1) Das Recht auf Lehnstreue wird in feiner urfprünglichen Bedeutung am richtigften als 
ein Recht an einer Perſon bezeichnet, analog den durch natürliche Bande begründeten Rechten 
diefer Art (diefe Analogie ertennt auch Sachſenſp., Yandr. 111, 78, $ 3 flg.). Es würde ganz 
falfch gewefen fein, das Gewaltredjt des Herrn gegen den Bafallen als ein Obligationsverhältniß 
zu betradhten. Diefe Auffaffung läßt fih nur für einige urfprünglih mit der Lehnstreue 
zufammenhängende, aber allmählich von ihrem Quell abgelöfte firirte Verbindlichleiten recht- 
fertigen. 

2) Schw. Yehnr. 7: Ez sol auch ein man sine herren eren mit worten und mit werchen ; 
er sol auch gegen im ufstahn, er rite oder er gange, er sol in ouch vorlan gan; er sol im 
den stegereif haben, so er ufsizet, und in den tage einest, da mit ist ez genuog.““ Richtſteig, 
Lehnr. 8, 11, 15. Sächſ. Lehnr. 76, $ 5. I feud. 6, 7, 28: „—Quomodo enim vasallus, 
quam humiliter, quam devote, quam benigne, quam fideliter erga dominum debeat se habere, 
potius ex naturalibus et bonis curiarum consuetudinibus potest pereipi, quam lege aut scripto 
aliquo potest comprehendi.‘ Görl. Lehnr. III, 16. 

3) Sachſenſp. Lehnr. III, 78, $ 8, und 84, $ 2. 

4) 1I feud, 24, $ 11, 1I feud. 37, 39 

5) I feud. 5 pr. II fend. 24, $ 4. II feud. 38. 

6) Arg. L. 11, $ 1 D. de dolo malo und L. 5, $ 1 D. de obsequ. parent. et patr. 

7) U feud. 33, 8 4. 

8) II fend. 24, & 8. II feud. 33, $ 5. 

9) II feud. 33, $ 5. (©. aber II feud. 2. II feud. 32.) 

10) 3. B. wenn das Gefeß die Anzeige eines Verbrechens gebietet, oder wenn der Richter 
heutzutage ein Zeugniß fordert. S. Reyſcher, Würtemb. Privatr., $ 379. — lleber die Ab» 
ſchwächung der Lehnstreue in neueren Gefetgebungen ſ. Pr. Yandr. II, 18, $ 143—165 ; Bayer. 
Edict, $ 80 u. 183; Badifches Edict, $ 24. 

11) S. Sadjfenfp., Yandr. II, 78, Act. Vet. II, 14, Ueber Sächſ. Pandr. II, 12, $ 1. 
S. Homeyer, ©. 374. 

12) Daher find die adeligen Yehen, deren Befiger ſich von ber Verpflichtung zu Lehndienften 
frei erhalten haben, wahre Yehen (fenda franca). Die deutjchen Rechtsbücher jehen überhaupt 
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ſich noch in bejonderen materiellen Wirkungen. Sie umfaßt nämlich jehr 
häufig die Verpflichtung zu einzelnen beftimmten Leiftungen, deren Gegenjtand 
entweder Geld» oder Geldeswerth (Beutel-, Sad-, Zins⸗, Klepperlehen) 12), 
oder ritterlihde Dienfte find (eigentliche Ritterlehen). Dieje find entweder 
Kriegs- oder Ehren-Dienjte im Frieden (Heerfahrt und Hoffahrt) '*); jene 
find in Folge der Veränderung der Kriegsverfaſſung gänzlid außer Uebung 
gelommen, und an ihre Stelle ift regelmäßig eine Verpflichtung zu Geldleiſtun— 
gen (Nitterpferdsgelder) in der Form einer Steuer ald Surrogat getreten !°); 
dieje dagegen fönnen nach der Beitimmung von Particularrechten noch heutzu— 
tage bisweilen gefordert werden !%), Bon dieſen Dienften find Diejenigen zu 
unterjcheiden, welche nicht auf der allgemeinen Grundlage der Yehnstreue, fon» 
dern auf der ganz fpeciellen Beitimmung des Lehnsvertrags beruhen, Die 
Dienjte bei den ſ. g. Amtslehen, unter denen namentlich die Hoflehen nody 
heutzutage in Uebung find. 


b) LSehnsgeriditsbarkeit. 
8 121. 
Es wird als eine fernere Wirkung der Lehnstreue betrachtet, daß der 
Vaſall ſich der Lehnsgerichtsbarkeit de8 Herrn unterwerfen und ihm bei ber 
Ausübung derjelben dienlich fein müſſe ). Die Yehnshöfe, als bejondere Ge— 


die Dienftpflicht als eine von der Lehnstreue unabhängige Vafallenverbindlichteit an. S. Ho— 
meyer, 9. 375. Anders das longobardiiche Lehnredit. 

13) Dahin deutet ſchon S. Yehnr. 66, $ 5 („mit gift dienen“) und Richtſteig, Lehnr. 5 
a. E. („mit gabe eren‘*), Schwäb. Yehnr., 112, 128. Cod, Max. Bavar. P. 4, Cap. 18, 
$ 3, 4. Klepperlehen haben dem Lehnsherrn ein Pferd zu leiften (Püttmann, Observ. jur. 
feud., Nr. 9), Zinslehen (nicht zu verwechſeln mit dem Zinslehen, deſſen Gegenftand ein Zind- 
recht ift) einen Zins. 

14) Sädjf. Lehnr. 71, $ 18, 79, $ 2. (Ueber die Hoffahrt vgl. Sadjenfp., Landr. II, 
64, $ 1, Lehner. 4, $ 4, 79, 8 1.) Im der Regel war der Bafall nur zu Kriegsdienſten für 
das Reich verpflichtet, S. Lehnr. 2, $ 7,4, 8 1-3, 46, 8 2 u. 3; für die Privatfehden des 
Herrn (ll feud. 28 pr.) nur im Folge befonderer Verpflichtung im Lehnsvertrage (über das 
feudum ligium f. $ 107, Anm, 6). Der Lehndienft wird nur nad vorherigem Aufgebot ge- 
feiftet, II feud. 86, $ 17, Il feud. $ 54 und II feud. 55, $ 15 Sächſ. Lehur. 4, $ 1, 46, 
81ı—3, Der Bafall muß den Dienft perfönlich Teiften, II feud. 26, $ 13. Hat er einen 
triftigen Entfchuldigungsgrund, fo muß der Lehnsherr mit einem Geldbeitrage (adoha hostitium) 
vorlieb nehmen, II feud. 40, $ 2; II feud. 55; Sächſ. Yehnr. 4, $ 3, 46, $ 2 (vgl. mit 
Schw. Yehnr. 83). Eichhorn, Rechtsgeſch. $ 294, 304, 

15) Carlowitz, De origine, fatis et natura pecuniae servitiorum equestrium vicariae, 1803, 
(Deutich erichien diefe Abhandl. 1805.) Zachariä, Handb. d. Sächſ. Lehnr., $ 134, 135. Kön. 
Pr. Affeeuration für die Ritterfchaft in der Kurmark Brandenb, dv. 30. Jumi 1717. Kraut, 
Grundriß, $ 271, Anm. 9—15. Bad. Ebdict, $ 26. — Wo die Lehnsdienſte nicht zu der 
Zeit ſchon abärirt worden find, als fie wenigftens noch einen Schimmer von Bebentung hatten, 
tann die® natürlich jetst nicht mehr gefordert werben. Eichhorn, Einl., 214 a. E. 

16) Bayer. Lehnsedict, $ 81, befonders aber Bad. Yehnsed., $ 26, f., welches die Bafallen 
verbindet, mad) gefchehener Aufforderung bei der Bermählungsfeier, dem Lehnsregierungsantritt 
und dem Leichenbegängnii des Lehnsherrn zu erfcheinen. 

1) Il fead. 15, $ ı, II feud. 22, Homeyer, Yehnr,, S. 562—626. Ueber die Entftehung 
der Fehngerichte |. Eichhorn, Rechtsgeſch., $ 303. 
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richte zur Entſcheidung lehnrechtlicher Streitigkeiten, waren mit Wafalfen ?) 
(daher Miannengerichte) befetst, welche auf bejondere Aufforderung zu dem Ger 
ſchäfte des Mechtiprechens erfcheinen mußten, und der Lehnsherr führte den 
Vorſitz, fofern er nicht jelbit Partei war). ine eigentliche Lehnsſache ift 
aber ein Rechtsſtreit, welcher bie auf einer Inveftitur wirklich oder angeblich 
beruhenden, zwiichen Bafallen und Lehnsherrn und zwifchen dem Balallen und 
dritten Perjonen eintretenden rechtlichen Beziehungen betrifft *). Zugleich um— 
faßte die Competenz des Lehnshofs auch die im lehnrechtlichen Angelegenheiten 
nothwendigen Handlungen der freiwilligen &erichtsbarkeitd). Die Berufung 
von Mannengerichten im alten Sinne des Worts ift längft aufer Uebung ge- 
fommen °), und die Yehnsgerichtsbarkeit regelmäßig den ordentlichen Landesge— 
richten übertragen worden ’); da mithin die Verbindung bderjelben mit der 
Lehnstreue gelöjt iſt, jo bat fie heutzutage fein privatrechtliches, jondern nur 
noch ein prozefjualijches Intereffe ®). 


e) Zehnsernenerung. 
8 122. 

Das Band der Treue, welches den Yehnsheren und Vaſallen verbindet, 
ſoll beftändig in Kraft und Spannung erhalten werben. Dieß würde durch 
eine einmalige Imvejtitur nicht erreicht werden können, ihr Andenken würde fich 
bei dem Wechjel nachfolgender Generationen verwiichen. Diek zu verhüten, ift 
eine Pflicht ded Vaſallen, er ijt verbunden, jeine Perfönlichkeit von Neuem 
buldigend entgegenzutragen, jo oft ihm ein Lehnsherr gegenüber jteht, mit 
welchem er noch nicht in individueller Berührung gejtanden hat. Dean nennt 
dieß die Verpflichtung zur Yehnserneuerung !), welde in der Bitte um eine 
Wiederholung der Inveſtitur bejteht. Die -Veranlafjung dazu liegt ſowohl in 
einem Herrenfalle, d. 5. einer Veränderung der Perſon des Lehnsherrn oder 
prodominus ?), als in dem ſ. g. Lehnfalle, d. h. einer Veränderung der Per- 

2) Die Bafallen als Beifiger des Gerichts heißen pares curine, I feud, 18, II feud. 16. 

3) Schwäb. Lehnr. 119 b, 

4) Das longobardiſche Lehnrecht drüdt dieß durch Aufzählung einzelner Fäle aus. ©. 
1 feud. 18, 22, $ 2. Il feud. 15, $ 1, 20—22, 26 u. f. w. Ueber das deutfche Recht |. 
Homeyer a. a. O., ©. 563 fig. Eichhorn, Einl., $ 215, Anm. k. 

5) 3. B. Imveftitur, Beftellung eines Lehnsvormunds. 

6) Das leiste Beispiel eines Mannengerichts fol das vom Fürften Hohenlohe im I. 1788 
zufammengerufene fein. S. Reuf. Staatslanzlei, 22. Th., ©. 239 fig. 

7) Goth. Lehnsmand., $ 229. Baher. Edict, $ 214—217. Bad. Lehnsed., $ 25. Br. 
Zandr. I. 18, $ 166 fig. Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 235, Grefe, Hannoverſches Privatrecht, 
2. Abth., ©. 168 fly. Steinader, Braunſchw. Privatr., S. 576 fig. 

8 S. Heffter, Syftem bes Civilprocefied, ©. 56. 

1) ©. Weber, Handb. d. Lehnr. IV, S. 173— 248. Homeyer, Lehnrecht, S. 469 fig. 
Gothaifches Fehnsmand., $ 7—42. Churſächſ. Mandat v. 1764, Tit. I-V. Wltenburg. 
Mandat, Cap. 1. Bayer. Edict, $ 62—76. Babifches Edict, $ 10—17. Pr. Landr. I, 18, 
8 102—141. 


2) Sächſ. Lehner. 27, $ 2. I feud. 22: „Saneimus ut nemo miles ultra annum et men- 
sem vadat, ut investituram beneficii sui a filio vel successore domini sui petat, vel post 
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fon des Wafallen, welche durch den Erwerb des Lehns von Seiten eines neuen 
Bafallen auf Grund früherer Imvejtituren erfolgt ®). Die Verpflichtung trifft 
entweder den jchon bejigenden Wafallen oder denjenigen, welcher durch ben 
Veränderungsfall den Befig des Lehns erlangt hat, und wo fich das deutſche 
Recht erhalten hat, auch die zur Zeit nur anwartenden Gefammthänder *). 
Hiernah muß der Verpflichtete binnen Jahr und Tag von Zeit der er- 
langten Wiffenfchaft ?) eines die Werbindlichfeit zur Lehnserneuerung veran- 
lafjenden Falls die Belehnung entweder vom Herrn felbjt oder durch den Lehns— 
hof erbitten (die Yeben mutben) *). Die Frift wird auf das Vorbringen trif- 
tiger Verbinderungsgründe ?) verlängert (Lehnsindult ertheilt) und beginnt für 
Unmünbdige, für welche der Vormund Lehnsindult fuchen muß, nad longobar- 
diſchem Lehnrechte erjt von der Zeit der Pubertät an zu laufen *,, während 


mortem domini sui vel patris sui, vel alterius cui succedere debet.“* II feud. 40: „— si 
post mortem domini vasallus, vel post mortem vasalli haeredes ejus per annum et diem 
steterint, quod dominum vel haeredem ejus non adierint fidelitatem pollicendo et investituram 
petendo, si tale sit beneficium, ut fidelitas sit praestanda, ipsam perdant; sieut et antiquitus 
eonsuetudo fuit, sed non Mediolani.* Auch wenn einer der mehreren Mitinhaber der Lehns— 
herrlichkeit abgegangen ift, bedarf e8 ber Yehnderneuerung. Wenn aber mehrere Lehnsherren 
vorhanden find oder (nach Wegiall eines Lehnsherrn) die Lehnsherrlichleit erwerben, fo fragt 
es fi, ob der Vaſall von allen oder nur von einem die Belehnung zu erhalten brauche; für 
Letzteres enticheidet fi Weber a. a. D., $ 182. 

3) Nichtft., Lehner. 21, 8 1; 22,8 1,8. Süd. Lehner. 37,8 1; 35,8 9; 27,81, 1 
feud. 40. Durch die Yehnsernenerung wird das Lehen nicht erworben, denn der Erwerb Tiegt 
in der Lehnsſucceſſion, welche eine Folge der erften Inveftitur if. S. aud II feud. 3 pr. 

4) Churſächſ. Lehnsmand., Tit. I, $ ı fig. Goth. Diand., $ 8—10. Altenb. Mand., Cap. IV, 
$ 10, Particularrechte fordern, fofern fie das deutſche Recht in aller Strenge fefthalten, nicht 
blos eine Lehnsmuthung aller Gefamthänder, wenn ber bejigende Hauptvafall wegfällt, ſon— 
bern auch eine Muthung der Defcendenten eines weggefallenen nicht befigenden Gefammt- 
belehnten. 

5) Sächſ. Lehnr. 13, & 2, 25, 8 3, 22, 8 1. I feud. 22, II feud 24 pr. II feud. 40, 
II feud. 55. Darüber, daß die Friſt erſt von erlangter Kenntniß des Falls beginne, vgl. 
Sächſ. Lehnr. 48, 5 1, 50,8 4. Schwäb. Lehnr. 15, 88 c. Die Zeit wird nicht immer auf 
ein Jahr 6 Wochen 3 Tage berechnet. S. Reyſcher, Würtemb. Privatr. $ 372, Anm. 1 
Wenn mwährend des Yaufs der Muthfrift eine neue Veränderung eintritt, fo beginnt eine nene 
Frift. Bei einer Afterbelehnung beginnt die Friſt für den Umtervafallen erft von Zeit der ge- 
ichehenen Belehnung des oberen Bafallen, ſ. 2. Yehnr. 25, $ 4. Homeyer a. a. D., ©. 471, 

6) Ueber die Form des Muthungsfchreibens ſ. Sächſ. Yehnr. 22, $S ı u. 2, und bef. d. 
Goth. Mandat, $ 12. Regelmäßig muß außer einer Angabe und Beicheinigung des Berwandt- 
fchaft8-Verhältniffes (beim Lehnfall) auc eine Abfchrift oder das Original des Yehnbriefes bei- 
gefügt werden. Ueber Muthſcheine oder vorläufige Vigilanzicheine |. Goth. Mand. $ 13 u. 15, 

7) Der Lauf der Friſt wird gehemmt durch Abwefenheit des Herrn, ©. Yehnr, 50. — Berbinde- 
rungsgründe, welche einen Anfprud) auf Indult geben, find namentlich die Unmöglichkeit, per— 
ſönlich zu erfcheinen oder die geforderten Berweife zu bringen. Goth. Mand., $ 32 flg. Babi- 
iches Ed. 12, Churſächſ. Lehnsmand., Tit. II. S. Anfhüg im Ard. f. civ. Pr., Bd. 54, 
©. 416 fig. 

8) II feud. 26, & 12: „Si minori datum fuerit feudum, tfidelitatem facere non cogatur, 
donee venerit in majorem aetatem, in qua doli capax sit; feudum tamen retinet.* & 13: 
„Si quis decesserit filio impubere relicto fidelitatem ipse, nee alius pro eo facere cogitur. 
Idem de servitio personali, Alius tamen pro eo faciens servitium admittetur ‘‘ II feud. 55, 
8 2: „Si quis infeudatus major quatuordeeim annis sua incuria vel negligentia per annum et 
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particularrechtlich (im Zufammenhange mit dem älteren deutſchen Nechte) der 
Vormund die Lehen muthet und der Mündel den Lehnseid erjt nach erlangter 
Mündigkeit ſchwört ?), fofern dies nicht der VBormund im Namen des Mündels 
thut 0). Cine nicht durch unabmweislihe Hemmnifje entichuldbare Verſäumniß 
biejer Friſt hat den Verluſt des Lehns zur Folge !'). Auf eine gehörig vor- 
genommene Muthung kann der Herr die Belehnung nicht verweigern '?), 
welche in Bezug auf die Form regelmäßig der erjten Inveititur vollkommen 
gleicht; auch wird ein neuer Yehnbrief ausgejtellt, welcher Abänberungen der 
früheren Vehnsbedingungen enthalten kann T®). Particularrechtlih iſt der 
Vaſall verbunden, bei der Yehnserneuerung dem Herrn eine Lehnwaare zu ent» 
richten, jedoch wird dieſe Verpflichtung meistens auf den Fall eines Uebergangs 
des Lehns an Seitenverwandte oder Lehnkäufer beſchränkt '*). 


2) Rechte des Lehnsheren an der Sache, 
$ 123. 
Der Lehnsherr ijt wirklicher Eigenthümer des Lehns!), obſchon ihm durch 





diem steterit, quod feudi investituram a proprio domino non petierit, transacto hoc spatio 
fendum amittat —.* S. Kraut, Vormundſchaft, 3. Bb., ©. 53 fig. 

9), Sädjf. Lehnr., 26, $ 5. Homeyer, S. 480 flg. 

10) So das Pr. Pandr. a. a. O., $ 111—115, und das Bayer. Edict, $ 45 u. 139, Andere 
Particularrechte verpflichten in Uebereinftimmung mit dem gemeinen Rechte den Bormund, für 
den Mündel Indult bis zur Mündigkeit zu fuchen, und die Belehnung und Ableiftung des Eides 
wird dann bis dahin verſchoben. S. Zachariä, Sächſ. Yehnr., $ 185. Goth. Mand., $ 22—25. 
Altenb. Mand. I, 8 fig. Bad. Edict, $ 20, 

11) Sächſ. Lehnr. 13, $ 2, 18, 22, 8 5, 26, $ 11, 50, $ 1, 42, $ 1. (lieber echte Noth 
als Entfhuldigungsgrund ſ. Sächſ. Lehnr. 71, 8 5, und Schw. Lehnr. 56.) II feud. 22 pr.: 
— nisi justa causa intervenerit, quare non petierit, veluti mortis, vel capitales inimieitiae, 
vel infantian, vel justa absentia; et ss — non petierit damnetur.‘‘ II feud. 28 pr. II feud, 
52, & 3: „— si vasallas non dolose per annum et diem steterit, quod a domino sui beneficii 
investituram nun petierit, feudum non ob hoc amittat, Dolus enim abesse videtur, si justa 
causa impediente steterit.‘*“ Der dolus foll hier wohl nicht den Gegenfat von eulpa, fondern 
von einem gezwungenen Unterlaflen bedeuten. Aber neuere Particularrechte befchränten oft den 
Berluft des Lehns auf den Fall eigentlich dolofer Berfäumniß der Frift. Bayer. Edict, 69, 70. 
Br. Landrecht a. a. D., $ 147, 151. 152, Goth. Mand,, $ 49. 

12) Vorausgefegt, daß das Lehn Folge an den Herm hat und der Muthende Iehensfähig 
ift. — Sächſ. Lehnr. 22, $ 3: Of die herre weigeret mit unrechte dat he ine to manne untva, 
die man sal behalden dat gut, dar he sine manscap umme geboden hevet, und besitte ane 
dienst, und ne darf nimmer des gutes mer gesinnen, die wile he's levende orkünde hevet, 
und erft dat gut an sine kindere, und mach damede belenen sine man.“ 

13) ©. $ 113, Unm. 11. 

14) Churſächſ. Konftit. v. 1572 (Const. I Cod. Aug. Ip. 131). Pr. Landr. a. a. O. 
$ 720. 727. Pufendorf, Observ. II, nr. 34—36. — Außerdem find überall noch andere Be- 
lehnungsgebühren üblich, welche den Charakter von Sporteln haben (Schreibichilling, Lehntare, 
Sanzleigebühren, Iaudemium minus). 

1) Sächſ. Lehnr. 14, $ 3: „sines herrn gut“. Daß die Nechtsbücher das Recht des Herrn 
als Gewere auffaflen, geht daraus hervor, daß fie dem Obervafallen, welcher fein Gut weiter 
verliehen hat, eine ſolche zufchreiben. Homeyer, Lehnr., ©. 385 und 414 flg. ©. II feud. 
23,8 2, II fend. 55 pr. II feud. 8,8 2, 
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die Rechte des Vaſallen der fichtbarjte und materielljte Gehalt des Eigenthums 
entzogen ift. Während der Dauer des vafallitiichen Rechts äußert fich daher 
das Gigenthbum nur in der Abhängigkeit einer Veräußerung des Lehns durch 
den Wajallen von der Zuftimmung des Xehnsherrn ?), in dem Rechte des 
Letzteren, Deteriorationen des Lehns durch geeignete Mafregeln zu verhindern ®), 
in ber Befugnif, für den Fall des Aufhörens der Vaſallenrechte ſchon jetzt 
über das Yeben zu disponiren +), und gegen andere Perjonen ald den Bajallen 
auch während der Dauer des Yehnsverbandes alle Rechte des Eigenthümers 
geltend zu machen, Mit dem Aufhören der Wafallenrechte tritt fofort eine je 
nach der Verjchiedenheit der Umjtände entweder ur zeitweilige oder definitive 
Conſolidation des Lehnrechts ein. 


B. Rechte des Vajallen. 
I Im Allgemeinen, 
$ 124. 


Auch der Bafall Hat ein Recht an der Perjon des Herrn, fein Inhalt iſt 
aber nicht ein Anſpruch auf Dienfte und Unterwürfigfeit, jondern auf Schut 
und Unterlafjung einer Verlegung ’). Der Werth diefes nur felten mit pofi- 
tiver Kraft Hervortretenden Rechts bat niemals der Bedeutung des Rechts des 
Herrn an der Perjon des Vafallen gleich gewogen, und muß jich jekt, ba 
der Staatsihug die Yehnsprotection abjorbirt und eine Verflüchtigung zu 
einem rechtlich erzwingbaren Wohlwollen undenkbar erjcheint 2), allein auf die 
Wirkung bejchränten, welche einer tbatfächlichen Beeinträchtigung des Vaſallen 
in dem Verluſte der Lehnsherrlichkeit beigelegt ift 3). Der Schwerpunft des 
vajallitiichen Rechts liegt daher in dem dinglichen Elemente feiner Berechtigung. 


2) ©. $ 126 und 127. 

3) Auch bei Zepernid, Miscellaneen zum Yehnreht II, ©. 151 fig., und IV, ©. 250 fig. 
Der Lehnsherr ift beredhtigt, wenn ihm die Anzeige von einer Deterioration zufommt, eine Bift- 
tation vorzunehmen, den Bafallen von ihrer Fortjegung abzumahnen und zur Wiederherftellung 
des früheren Zuftandes aufzufordern. Leiftet der Vafall feine Folge, und ift die Deterioration 
wirklich erheblich, fo kann der Lehnsherr bei Gericht auf Privation des Fehns dringen. Man 
beruft fich dabei pafiend auf II feud. 27, & 16: „Quicunque advocatiam suam vel aliquod 
aliud beneficium inordinate tractaverit, et a domino suo adınonitus non resipuerit, et in sua 
perdurans insolentia, ordine judiciario tam advocatia, quam beneficio exutus fuerit, si post- 
modum ausu temerario advocatiam vel beneficium invaserit, pro violatore paeis habetur,“ 

4) Durch Eventualbelehnungen und Erfpectanzertheilungent, 

1) II fend. 6 in fin.: „Dominus quoque in his omnibus vicem fideli suo reddere debet, 
quod si non fecerit, merito censebitur malefidus —.“ Nichtfteig, Yehnr., Vorwort, $ 1. Der 
Lehnsherr braucht feine Treue micht durch Eid anzugeloben. 

2) Daher wird das Recht auf Treue des Lehnsheren weder im Badiſchen Edict, $ 24, 
noch im Bayerifchen, $ 85, erwähnt. 

3) II feud. 26, $ &: „Domino committente feloniam, ut ita dieam, per quam vasallus 
amitteret feudum, si eam committeret, quid obtinere debeat de consuetudine, quaeritur. Et 
respondetur, proprietatem feudi ad vasallum pertinere, sive peccaverit in vasallum sive in 


— 


alium.““ S. Pr. Landr. I, 18, $ 164, 
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I. Bas Recht des Bafallen am Lehn. 
1) Heberhaupt. 
& 125. 

Der Vaſall hat am Lehngut alle Rechte, welche durch eine Ausjchöpfung 
des Gigenthumsinhalts auf einen Andern übertragen werden können, ohne das 
Eigenthum des llebertragenden felbjt zu zerjtören !). Gr hat daher das Recht, 
das Lehn im weiteften Umfang und ohne Beichränkung zu gebrauchen und zu 
benugen, die natürlichen und Givilfrüchte defjelben zu freiem Eigenthume zu 
erwerben ?), jowie die zur Erzeugung berjelben notbwendigen oder müßlichen 
Veränderungen der Subjtanz vorzunehmen 3), die mit dem Hauptgegenjtande 
des Lehns zufammenbängenden Rechte in eigenem Namen auszuüben und neue 
Gerechtjame dafür zu begründen, auch fann er diefe Befugniſſe auf die Dauer 
jeined Rechtes Andern überlaffen *), fofern darin feine verbotene Veräußerung 
liegt. Die Grenze feined Rechts liegt da, wo feine Handlungen das Eigen— 
thum des Lehnsherrn, oder die von feinem eigenen Nechte unabhängigen Berech- 
tigungen feiner Nachfolger angreifen würden; daher find Verfügungen über das 
Lehn, welche über die Dauer des Nechtes des Berfügenden hinaus zu wirken 


1) Il feud. 8, $ 1: „Rei autem per beneficium recte investitae vasallus hanc habet 
potestatem, ut tanquam dominus possit a quolibet possidente sibi quasi vindicare, et si ab 
alio ejus nomine recte conveniatur, defensionem opponere. Nam et servitutem eidem rei de- 
bitam petere potest et retinere.“ & 2: „Quid ergo si pretio, vel dolo aut incuria servitutem 
rei beneficiariae imponi patiatur, et ad dominum ex qualibet causa postea benefiecium revertatur ? 
an ex eo praejudicium domino generetur quaesitum fuit. Et responsum est, ut vasallo qui- 
dem, donee feudum tenet, possit obesse, domino autem, et si per longa tempora persevera- 
verit servitus, minime noceat.“ & 3: „E contrario autem, si quid feudo a vasallo additum 
sit, si quidem tale adjeetum sit, quod per se subsistere posset, id est ut per se censeatur, 
ut praedium, id non acereseit feudo. Si vero per se non possit subsistere, ut servitus, ple- 
risque placet feudo accedere et sicut partem feudi disponendum esse Meliorem namque 
conditionem feudi facere potest, deteriorem vero sine domini voluntate, vel eorum agnatorum, 
ad quos per successionem pertinet, facere non potest." 84: „Quamvis enim possessio per 
beneficium ad eum pertineat, tamen proprietas ad alium spectat.“ — Das deutſche Recht be- 
ftimmt den Inhalt des vafallitiichen Rechts ebenfo, ohne jedoch die Beichräntung in Betreff der 
Deterioration befonders auszufprehen. Es bezeichnet ſowohl das ganze vafallitifche Recht mit 
dem Namen der Gerwere als auch in&befondere den nad; der Inveftitur ergriffenen Befig, an 
welden es bedeutende, jedoch mehr procefiualifche Folgen anknüpft (die wichtigſte ift die, daß 
ohne Gewere im letteren Sinne keine Folge an den Herrn ftattfindet), |. Gerber an ber $ 111, 
Anm. 1, bezeichneten Stelle. Die früheren Auffaflungen des vafallitifchen Rechts als ususfructus 
oder dominium utile find, wie fchon früher ausgeführt wurde, unrichtig, unbefchadet der Zu— 
läffigkeit mancher Analogien des Nießbrauchsrechts. 

2) Er wird ſchon durch Separation der Früchte allodialer Eigenthümer derfelben (f. Sa- 
viguy, Befig, S. 313), wie der wirkliche Eigenthümer. Dagegen läßt es ſich nicht billigen, 
wenn man dem VBafallen auch die Rechte des Eigenthümers beim Finden eines Schatzes beilegt 
(Weber, 4. Thl., S. 337), da dieſe doch nur dem wirklichen Eigenthümer zufommen und nicht 
unter die Folgen eines regelmäßigen Nutungsrechts gerechnet werben können. 

3) II feud. 28, & 2, 

4) II feud. 3, $ 1. Il feud. 9 pr. m. $ 1. Verpachtung iſt alfo geftattet. 
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bejtimmt find und das Lehen entweder dem Lehnsherrn oder den Lehnsfolgern 
entziehen würden, ungültig 5), und woillfürlihe Deteriorationen des Lehns 
baben deshalb Entziehung deijelben durch den Herrn während der Lebenszeit 
des ſchuldigen Bafallen und Entſchädigungsklagen der Nachfolger gegen den 
Letzteren oder feine Erben zur Kolge 6). — Dagegen erzeugt das Lehnrecht auch 
eigentbümlihe Verpflihtungen des PVafallen, welche e8 an den Befik des 
Lehnguts anfnüpft. Dahin gehört erſtens die Verbindlichkeit, alle Yaften des 
Guts (onera feudi, z. B. Neallaiten), jomwie die Reparatur- und Erhaltungs- 
foften ($ 131, Anm. 5) aus eigenen Mitteln zu tragen; zweitens die Ver— 
pflihtung, einen wegen geiftiger oder körperlicher Gebrechen übergangenen 
Agnaten zu alimentiven 7); durch particuläred Gewohnheitsrecht und Geſetz 
wird dieß auch auf die bedürftigen Töchter und die Wittme des verftorbenen 
Bafallen ausgedehnt, und der Lehnsfolger verpflichtet, die Kur- und Beerdi- 
aungsfoften feines verjtorbenen Vorgängers zu bezablen. u 

Zum Schu feines Rechtes ſtehen dem Vaſallen die poſſeſſoriſchen und petitos 
riſchen Rechtömittel des Eigentbümers zu (vindicatio utilis) #), jo wie auch die 
Klagen, welche aus den mit der Hauptiache verbundenen Rechten (3. B. Servi— 
tuten) bervorgeben. Der Bafall it aber auch in allen das Lehn betreffenden 
Rechtäftreitigkeiten der rechte Beklagte. Sowohl ein in einem folhen Nechts- 
itreite ergangenes Urtheil, als auch ein von dem Bajallen mit Vermeidung jedes 
Betrugs geichloifener Vergleich muß jelbit vom Lehnsherrn und den Lehns— 
folgen ®) anerfannt werden; die Unterlaifung einer Litidenunciation an den 
Lehnsherrn hat auch bier nur die Wirkungen, welche das gemeine Hecht an eine 
ſolche anfnüpft !®). 


5) Ueber die Veräußerung des Lehns als Lehn f. die folg. SS. 

6) ©. $ 123, Anm. 3. Infofern das Eigenthum durch theilweiſen oder gänzlichen Unter⸗ 
gang der Sache theilweife oder gänzlich erlifcht, greift eine die Subftanz bedrohende und in 
ihrem Werthe fchmälernde Deterioration gewifjermafen auch das Eigenthum an. 

7) I fend. 6, $ 2: Mutus feudum retinere non potest, seilicet qui nullo modo loquitur ; 
sed si feudum fuerit magnum, quo ei ablato se exhibere non valeat, tantum ei relingui debet, 
unde se sustinere possit.“ Diefe Verpflichtungen find Obligationen, welche an den Befit des 
Lehns geknüpft find. An und für ſich haben fie eine allodiale Natur, aber ihre Borausfegung 
und ihr Maß liegt darin, daß der Ertrag des Lehnguts veichlidy genug fei, um fie zu beftreiten. 
&. Gerber in der $ 132, Anm. 1, cit. Abhandl,, $ 4. 

8 S. Anm. I und I feud. 43: „Si controversia inter vasallum et alium de beneficio 
fuerit, adversario proprietatem totius vel partem, vel aliud aliquod jus sibi vindicante, causa 
per vasallum etiam domino absente quasi propria perducatur. Ipse enim solus utiliter agendi 
et exeipiendi habet potestatem; et si pro eo aut contra eum judicatum fuerit, vel cum ad- 
versario transegerit, dummodo fraudulenter actum non sit, etiam si post beneficium domino 
aperiatur, tale erit, ac si eo causam agente judicatum fuisset: et ideo ab eo ratum haberi 
oportet.'* 

9) S. 11 feud. 26, & 33, 

10) Sie ift befonders nützlich bei der Negreiflage wegen Eviction. Da das Gefe (Anm. 7 
und 8) dem Bafallen ohne Beſchränkung das Recht, Vergleiche zu fchließen, beilegt, fo ift fein 
Grund vorhanden, mit Eichhorn, Einl., $ 224 f, anzunehmen, dat; die Unterlaffung ber Yitis- 
denunciation dem Lehnsherrn allgemein ein Recht zur Refeiffion des Vergleichs gebe. 
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2) Don der Veräußerung des Rechts am Schen. 
a) Im Allgemeinen. 
8 126. 


Das deutſche Lehnrecht erklärt eine Lehnsveräußerung für ungültig, welche 
dem Vaſallen die Gewere ded Guts und dem Herrn den Lehndienft entzieht ?), 
und gewährt ‘auch den Kindern des Veräußerers in einigen Fällen dad Recht 
de3 Widerfpruchs ?). Während dagegen das longobardifche Lehnrecht urfprüng- 
ih ®) zwar eine theilweife Veräußerung des Lehns auch ohne Einwilligung des 
Lehnsherrn gejtattete, eine gänzlihe ohne Zuftimmung ded Seren gefchebene 
Uebertragung aber jelbft mit Berluft des Lehns beitrafte, haben zwei in das 
longobardifche Rechtsbuch aufgenommene Kaifergefege (von Xothar IL und 
Friedrich I.) für die Beurtheilung diefer Frage eine neue Grundlage geichaffen. 
Hiernach jollen alle Beräußerungen des Lehns, welche ohne Willen und Willen 
des Herrn vorgenommen werden, nichtig fein, und das Lehn zur Strafe des 
Vajallen an den Herrn heimfallen, auch die daraus entipringende Klage des 
Letztern durch feine Verjährung erlöfchen *). 


1) ©. Homeyer, Lehnr., ©. 425—437. Das deutfche Recht kennt für eine gültige Ver— 
äußerung des Lehns eine doppelte Form: entweder läßt der VBafall das Gut dem Herru auf 
mit der Bitte, es am eimen bejtimmten Dritten zu verleihen, ſ. Sächſ. Lehnr. 26, $ 10, 36, 
Schwäb. Yehnr. 21 (der Herr darf das Gut nicht zurüdbehalten, Schwäb. Yehnr. 65), oder der 
Bafall läßt da8 Gut dem Dritten in Gegenwart des Herrn auf. ©. Yehnr. 37, 8 1, 39,83, 
Schwäb. Yehnr. 71. 

2) Die Rechte der Kinder find in dem Nedysbüchern noch fehr beſchränkt. S. Homeyer, 
©. 437 fig. 

3) ©. I feud. 5 pr. II feud. 9 pr, u. $ 1. Il feud. 13 pr.: „Si celientulus voluerit 
partem suam feudi alienare, id est medium, sine domini voluntate poterit hoc facere, ulterius 
progredi non potest, secundum justum et verum usum, alioquin et feudum amittit et non 
valebit quod factum est. — Huic consuetudini derogatum est per legem Lotharii.* Es 
ſcheint übrigens, als wenn auch diefes erlaubte alienare ſich nur auf ein libellario nomine ge- 
ſchehenes bezöge, wie aus dem Vergleich der zuerft angeführten Stellen hervorgeht. 

4) 11 feud, 52 (Geſetz Lothar's v. 1136): „— Comperimus, milites sua beneficia passim 
distrahere, ac ita omnibus exhaustis, suorum seniorum servitia subterfugere, per quod vires 
Imperii maxime attenuatas cognovimus —. Hortatu itaque — decernimus, nemini licere 
beneficia, quae a suis senioribus habet, sine ipsorum permissione distrahere, vel aliquod 
comınereium adversus tenorem nostrae constitutionis cogitare, per quod imperii vel domino- 
rum minuatur utilitas. $ 1. Si quis vero contra haec nostrae legis saluberrimae praecepta 
ad hujusmodi illieitum commercium accesserit, vel aliquod in fraudem hujus legis machinari 
tentaverit, pretio ac beneficio se cariturum agnoseat —.“ II feud. 55 (a. 1154): „Friderieus 
imp. — saneimus, ut nulli liceat feudum totum vel partem aliquam vendere, vel pignorare, 
vel quocunque modo distrahere seu alienare, vel pro anima judicare, sine permissione illius 
domini ad quem feudum spectare dignoseitur. Unde imperator Lotharius tantum in futurum 
praecavens, ne fieret, legem promulgavit. Nos autem ad pleniorem regni utilitatem provi- 
dentes, non solum in posterum sed etiam hujusmodi alienationes illieitas hactenus perpetratas, 
hac praesenti sanctione cassamus et in irritum deducimus, nullius temporis praescriptione 
impediente, quia quod ab initio de jure non valuit tractu tomporis convalescere non debet; 
emtori bonae fidei ex emto actione de pretio contra venditorem competente. Callidis insuper 
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Unter dieſes Veräußerungsverbot fallen mithin: 1) Webertragungen Des 
gefammten vafallitiichen Necht? 5), fo dag der Empfänger den Givilbefig des 
Lehns erhält und die Stelle des biöherigen Bafallen einnehmen joll; 2) eben- 
fo Veräuferungen, welche den Lehnsnexus in der Folge zeritören müſſen, z. B. 
Berpfändungen ®); nicht minder 3) Veräußerungen in der Art, daß zwiſchen 
den bißherigen Lehnsherrn und Vafallen dur den letteren ein neuer Lehns— 
berr gefegt wird (subinfeudatio per oblationem); 4) zu den verbotenen Vers 
äußerungen müſſen endlich die Beftellungen dinglicher Rechte gerechnet werden, 
welche analog dem contractus libellarius den Befig und Genuß ded Lehnguts 
in die Hand des Erwerbers erblih übertragen, wie Empbyteufe und Golonat« 


recht 7), 

Eine verbotene Veräußerung ift von ſelbſt nichtig $) und wird. außerdem 
mit dem Verluſte des Lehns beftraft; daher fteht dem Herrn vom Augenblide 
der volljogenen Veräußerung eine unverjährbare ?) Bindication des Lehns mit 
ihren gewöhnlichen Wirkungen zu. Die Gonfolidation, welche nun eintritt, 
dauert jedoh nur fo lange !%), ald der veräufernde Vafall und lehnafäbige 
Defcendenten dejjelben, da fie fein Nevocationdrecht haben 17), vorhanden find; 
die Agnaten find, fobald fie der Succeſſionsfall trifft, zur Zurüdforderung des 


machinationibus quorundam obviantes, qui pretio accepto quasi sub colore investiturae, quam 
sibi licere dieunt, feudum vendunt et in alios transferunt: ne tale figmentum vel aliud ulterius 
in fraudem hujus nostrae constitutionis excogitetur, modis omnibus prohibemus, poena autori- 
tate nostra imminente, ut venditor et emtor, qui tam illieitas alienationes reperti fuerint con- 
traxisse, feudum amittant, et ad dominum libere revertatar.“ Bei den allgemein lautenden 
entfcheidenden Worten ift e8 nicht zu rechtfertigen wenn Manche die hier ausgeſprochenen Folgen 
blos bei den Veräußerungen eintreten laſſen wollen, welche den im Eingange genannten Motiven 
der Konflitution entfprechen, zumal die Allgemeinheit diefer Wirkungen auf der viel tieferen 
Bafis des Treubruchs beruht. 

5) Dahin gehört namentlich auch die Hingabe eines Lehns an die Tochter als dos, ſ. II 
feud. 9, $ 1. 

6) S. 3 128, 

7) II feud. 9, $ 1: „Licet posset locare, nisi locatio esset fraudulenta alienatio, sicut 
est per libellum ut dieatur venditio.“ Die alienatio per libellum wird als eine betrügeriiche 
Veräußerung angefehen. Vgl. die folgenden Worte der obigen Stelle. A. M. Eichhorn, $ 227, 
Nr. 5. Pfeiffer, Rechtsler., Bd. 6, ©. 584. Pr. Landr. I, 18, $ 192, 

8) II feud. 44. Die Quellen gebrauchen die Ausdrücke „revertitur“, „ad irritum revo- 
eatur“. Die Nichtigkeit befteht aber nur zu Gunften des Herrn und ber Agnaten (relative 
Nichtigkeit. 

9) II fend. 40: „‚Licent dominis omnes alienationes feudi factas nulla obstante prae. 
seriptione revocare.' 

10) I feud, 26, $ 18. II feud. 31. 

11) I feud. 8, & 1: „Si frater meus alienaverit partem suam feudi — si moriatur sine 
herede maseulo, nihilominus revertitur ad me. Ueberall wird das Revocationsrecht bloß den 
Agnaten im Gegenfag der Defcendenten des Veräußerers gegeben. S. auch II feud. 39. UI 
feud. 83 (cap. extraord.): „Si alter ex fratribus, qui paternum habet beneficium, suam por- 
tionem dederit domino vel alieui extraneo, dominus vel extraneus tam diu teneat sine prae- 
judieio, quamdiu ille qui dedit heredem masculum habuerit; si vero sine herede decesserit, 
alter frater si vixerit, vel ejus heredes sine ullo obstaculo et temporis praeseriptione bene- 
fieium vindicet a quocunque possidente.* 
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Lehns vom Herm berechtigt. Wenn jedoch der Lehnsherr in die Veräußerung 
willigt oder wenigiten® von feinem echte feinen Gebrauch machend dem Er- 
werber den Beſitz des Gutes überläßt, jo werden dadurch die Nechte der Agnaten 
nicht beichränft, welche ihnen ſchon als Folge der eriten Inveititur gebühren. 
Auch fie haben, fobald ſich ihnen die Succeffion eröffnet, eine gewöhnliche 
Bindication, mit welcher dad ungültig veräußerte Lehn in ihre Hand zurüdge- 
führt wird 1?) (daher actio revocatoria feudi ald Bezeichnung diefer Klage 
ded Lehnsherrn und der Agnaten). 


8 127. 

Die Wirfungen können 1) befeitigt werden durch Ginwilligung der zur 
Nevocation Berechtigten in die Beräuperung!). Die hiernach ſowohl vom 
Lehnsherrn als von den Agnaten zu ertheilende Zuftimmung kann nad ge- 
meinem Rechte ausprüdlich oder jtillichweigend gefchehen ?); fie ift Sache bes 
freien Willens, jofern nicht durch Geſetz oder vertragsmäßige Uebereintunft ’) 
die Gonjensertheilung zur Veräußerung in beftimmten Fällen geboten oder zu- 
gefichert worden ijt. Zur Sicherung der Veräußerung gegen die Revocation 
der Lehnsfolger genügt jedoch der Conſens ſämmtlicher zur Zeit lebender Ag- 
naten, jo daß deren nachgeborene Defcendenten dadurch ebenfall® gebunden und 
von der Revocationsklage ausgejchloffen find +), wogegen freilich die entgegen- 


12) II feud. 26, $ 13. II feud. 39 pr. u. a. m. Die Klage der Agnaten unterliegt der 
regelmäßigen Verjährung, welche jedoch natürlich erft vom Succefjionsfalle an, wo diejelbe nata 
ift, zu laufen beginnt. 

1) 1I feud. 5, 5 1: „Praeterea si ille ad quem feudum per successionem jure obvenire 
debet, consenserit eos investiri, ad quos seeundum rectum murem non pertinet, nullo modo 
ad eum repetendum regressum habet,“ IIfeud. 39: „Alienatio feudi paterni non valet etiam 
domini voluntate, nisi agnatis consentientibus (vel postea ratum habentibus), ad quos bene- 
fieium quandoque sit reversurum.‘ 

2) Particularrechte jchreiben bisweilen gewiſſe Förmlichkeiten für eine gültige Conſens— 
ertheilung vor. S. Bayer. Ebdict, $ 92. Goth. Mand., $ 101 fu. 164 Zachariä, Sächſ. 
Lehnr., $ 142 fig. 

8) ©. Both. Edict, $ 159, Privileg. für die Vafallen in der Ober-Laufig v. 1544, und 
Mecklenb. LYandesreverfalien v. 1572, & 8, bei Lünig, Corp. jur. feud. II, p. 691 und 1579, 
Die Fälle, in denen dieß vorfommt, find regelmäßig Ueberfhuldung oder Ausficht auf Aus- 
fterben der jucceffionsfähigen Familie. Es ift jedoch die rechtliche Folge eines fofort wirtfamen 
Verzichts von der bloßen Berpfihtung, einen folden vortommenden Falls erft zu ertheilen, 
forgfältig zu unterfcheiden; denn im legteren Falle können die Agnaten, wenn ohne Conſens 
veräußert wurde, revociren, obſchon fie fpäter gezwungen werden können, in die Veräußerung 
zu tilligen und das Yehn wieder herauszugeben, — vorausgelett, daß ber veräußernde Agnat 
felbft diefe Forderung geltend macht, denn ber dritte Erwerber hat fie nicht (alfo nicht etwa 
eine exc. rei vend. et trad.), S. Kraft, Beitr. 3. Lehre v. d. Confens d. Agnaten, 1853. 

4) S. über die viel beftrittene Frage Weber, Handb. des Lehnr., Bd. 4, ©. 455 fig. 
Bülow u. Hagemann, Erört., Bd. 4, Nr. 8. Hennemann über II feud. 45 und die Defcen- 
bentenfolge in Lehen, 1804. Vermehren, Erinnerungen an’ Lehnrecht, 1827, 26 fig. Spangen- 
berg in Hagemann's praft. Erörterungen, Bd. 8, Abth. 2, ©. 117 fig. Bgl. aud; die ältere 
Literatur bei Eichhorn, Einl., $ 228, Anm. m u. no, Die Frage ift fo zu löfen: 1) Aus der 
successio ex pacto et providentia majorum geht hervor, daß jeder Fehnsfolger unabhängig von 
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gejegte Meinung bisweilen in PBarticularrechte verpflanzt worden ijt®). 2) Die 
Folgen einer verbotenen Veräußerung treten überhaupt nicht ein bei der Ueber- 
tragung der ſ. g. veräußerlichen Lehn, d. h. jolcher, für welche gleich bei der 
Inveititur dem Belehnten das Recht einer Veräußerung des Lehns in dieſer 
Eigenſchaft an eine lehnsfähige Perſon gewährt wurde %), ferner bei einer Ver— 
äußerung des Lehns am einen Yehnsfolger (wodurch natürlich die Nechte der 
etwa näher berechtigten Agnaten nicht zeritört werben) ?), bei jeiner After— 
belehnung ($ 128), bei der Beitellung des einer Frau zuftehenden Lehns als 
dos ®), bei der Errichtung einer Serpitut am Lehn, welche jedoch weder der 


feinem Vorfahren ein Revocationsredjt haben muß. I feud. 8, $ 1, li feud. 26, $ 13. 2) Der 
Einfluß, den die theils gefetlich (II feud. 45), theild zufällig zur Yehnsfucceffion Hinzutretende 
Allodial-(Univerfal-)Succeffion hat, ift der, da der Nachfolger die Handlungen des Erblajjers, 
aljo hier die Veräußerung oder den Conſens dazu anerkennen muß. II feud. 83. 3) Außer 
dem Falle von II feud. 45 ift jene Verbindung eine Zufälligleit; aber felbjt wenn fie einmal 
ftattgefunden hat, würde confequent jeder künftige Enfel, der nicht im falle von II feud, 45 
ift, durch Ausfchlagung der ihm deferirten Allodialerbihaft, auf das Nevocationsrecht zurüd- 
greifen dürfen. II feud. 83. 4) Demnad; würde Feine Möglichkeit vorhanden fein, eine Ber» 
äußerung mit Conſens der lebenden Aguaten gegen eine künftige Revocation ficher zu ftellen, 
fofern irgend noch Ausficht auf Nachlommen der Aguaten vorhanden ift. Und doc; wollte fie 
das longobardiſche Yehnrecht geben in MI feud. 39 pr. Es geſchieht durch eine durdhgreifende, 
wörtlic) zu interpretirende Beftimmung : die Veräußerung fol gültig fein, wenn alle Agnaten 
confentiren, d. h. nicht blos die erjten Agnaten einer Linie, fondern alle lebenden, gleichviel ob 
darunter Vater und Sohn, oder bloße Seitenverwandte find. — A. M. ift Eichhorn, Einl. 
a. a. D., welcher aud) den lebenden Dejcendenten der Agnaten das Revocationsredht abfpridht, 
und e8 beruht auf einer irrigen Auffaſſung der Sadje, wenn er die oben vorgetragene Anſicht 
eine inconfequente nennt. Er felbit ift jedoch inconfequent, wenn er das Nichtzuſtehen des 
Nevocationsrechtd von der Bedingung abhängig madıt, daß der Agnat für ſich und feine Defcen- 
denten confentire; entweder bindet fein Conſens die Defcendenten von felbjt, dann braucht es 
feiner ausdrüdlichen Ausdehnung auf fie, oder er bindet fie nicht, dann kann der Vater über 
ihr Recht nicht willfürlich disponiren. 

5) Pr. Yandr. I, 18, $ 266, 269, 270, 302, Goth. Mand., $ 80. 228. Bayer, Cbdict, 
$ 116 fig. Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 154 fig. 

6) Das Lehnrecht lennt zwei Arten dieſes feudum improprium; ein Yehn, bei defien 
Verleihung der Yehnsherr fogar eine freie Veräußerung als Allod erlaubt, II feud. 26, $ 25: 
„Feudum ern lege datum, ut ipse et heredes sui masculi et feminae, et eui dederit, habeant, 
iisdem eulpis amittitur, quibus et alium feudum (d,. h. ed wird fo lange als Yehn behandelt, 
als der Bafall nicht durch Veräußerung die Lehnseigenfchaft abftreift). Quod si vasallus alienavit, 
feudum esse desinit apud emtorem.* 2) Ein Yehn, bei weldem die Veräußerung nur in der 
Art geftattet wird, daß entweder in der Hand des Erwerbers ein wahres Lehn, oder wenigften® 
ein nach den Bedingungen des Heimfalld eines Yehns wieder auflösbares allodiales Recht ent- 
ſtehe. Dieß ift der Sinn von II feud. 48: „Si quis en lege alicui feudum dederit, ut ipse 
et sui heredes, et cui ipse dederit, habeant, respondeo, iste qui sie accepit, poterit id ven- 
dere, vel donare, vel aliter, si sibi placuerit, etiam sine voluntate domini alienare, et ille 
etiam cui datum fuerit, non habebit ipsum pro feudo, nisi sicut ei datum fuerit, Sed qua- 
litercunque ei datum fuerit, sive ad proprium, sive ad libellum, licet propriam feudi naturam 
non habeat, jure tamen feudi censebitur, ut ex his causis ipsum amittat, quibus et verum 
feudum. Ubi ergo sie datum est feudum „et cui in feudum dederis‘* aliud est, propriam 
feudi naturam habet.‘“ 

7) I feud. 13, $ 3. II feud. 26, $ 14. 

8) II feud. 13, 17. 
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folgende Agnat noch der Herr beim Heimfalle des Gutes anzuerkennen braucht ?), 
und endlih, wenn der Vaſall das Lehn in einem Irrtbum über deſſen Gigen- 
ſchaft veräußerte, in welchem Falle zwar die Webertragung nichtig ift, aber 
die Strafe des Verluſtes nicht jtattfindet!® ). 

Das Lehnrecht gewährt aber ſowohl dem Lehnsherrn als auch den zur 
Zeit der Uebertragung des Gutes vorhandenen Lehnsfolgern noch ein anderes 
Mittel, die Nachtheile einer Lehnsveräuferung abzuwenden, welches jelbjt bei 
den gejeglich oder durch Conſensertheilung gültig gewordenen VBeräußerungen 
ftattfindet, dieß ift der Lehnsretract !'). Derfelbe wird nad den gewöhn- 
lihen Grundjägen des Näherrechts beurtheilt. Er gebührt auch den Söhnen 
des Veräußernden. Wegen der Verſchiedenheit des Inhalts beider Rechte kann, 
wenn beide in einer Perjon zujammentrefien, in einem WVerzichte auf das 
Nevocationsrecht, welcher durch Zuftimmung zur Veräußerung gejchieht, nicht 
auch ohne Weiteres ein Verzicht auf das Retractrecht gefunden werden; daher 
entzieht auch die Beerbung eines Veräuferers oder eines auf das Revocations- 
recht verzichtenden Agnaten keineswegs das Retractrecht 12). Bei einer Con- 
currenz zwiichen Lehnsherrn und Lehnsfolger haben die Yepteren den Vorzug !?). 


b) Don einigen Urten der Veräußerung insbefondere. 


8 128. 


Wegen eigenthümlicher rechtlicher Wirkungen find noch einige Arten der 
Veräußerung einer bejonderen Betrachtung zu unterwerfen. 1), Die Ver— 
pfünbung des Lehns. War die Abficht des Verpfänders nur auf die pfanbweiie 
Uebertragung der Yehnsfrüchte gerichtet und nur zu diefem Zwede auch der 
Beſitz des Lehns übergeben, jo wirkt eine foldhe Verpfündung zwar nur für 
die Dauer des Nechts des Verpfändenden und feiner Defcendenten, bat aber 
nicht die Strafe des Lehnsverluftes zur Folge !). Eine Verpfändung des Lehns 


9) II feud. 8, 8 2. 

10) U feud. 26, & 20. II fend. 42. 

11) II feud, 26, $ 14: ,„‚Titius filios masculos non habens partem suam feudi Sejo, 
partem ejusdem feudi possidenti agnato suo concessit. Sempronius proximior agnatus mortuo 
demum Titio partem illus feudi nullo dato pretio recuperare potest. Quod si Titius filios 
proprios hbaberet, pretio reddito etiam vivo Titio; quod si consensit alienationi, vel per 
annum ex quo seivit tacuit, omnino removebitur.* Für dad Netractredht der Söhne des 
Veräußerers fpricht diefe Stelle freilich nicht. Aber fie fpricht doc) auch nicht direct dagegen. 
Da nun ber Lehndretract im Allgemeinen ald eine Art der Erblofung angefehen werden muß, 
fo ift fein Grund vorhanden, die Söhne auszuſchließen. 

12) A. M. Eichhorn, $ 229, 3. Ueber das Berhältni des Retracts zum Revocations— 
rechte überhaupt ſ. Vermehren, Diss. de discrim. inter jus revoc. et jus retrah. fend., Jen. 
1824. Von Wichtigkeit ift namentlich der Umſtand, daß die Retractöffage fogleich bei der Ver- 
äußerung angeftellt werden kann, während die Revocationdflage erft beim Succeſſionsfalle 
eintritt. 

13) II feud. 9, 8 1. 

1) ©. bie bei Eichhorn, $ 227, Anm. d, angeführten Praftifer. 

16. Aufl. 14 
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ſelbſt?) fett zu ihrer Nectsbejtändigfeit die Einwilligung des Lehnsherrn und 
zu ihrer Wirkſamkeit gegen die Agnaten auch die Zuftimmung der letteren 
voraus. Die Ginwilligung des Lehnsherrn iſt aber im Zweifel nicht eine 
Veräußerung feines Eigenthums, fondern nur die Erlaubniß, das Lehn an eine 
andere lehnsfähige Perſon als foldhes zu bistrabiren. Generalhypotheken am 
Vermögen des Schuldners können biernah nur die Lehnsfrüchte, nicht die 
Lehnsſubſtanz ergreifen ?). 2) Die Afterbelehnung. Es widerftreitet dem Rechte 
des Lehnsherrn nicht, wenn der Vaſall, ohne aus feiner Stellung zu treten, 
das Lehn wieder an einen Dritten 4) unter feinen vortheilbafteren Bedingungen 
verleiht, als er es jelbjt erhielt). Daber bedarf eine ſolche Subinfeudation 
(per dationem) der Einwilligung des Herrn zu ihrer Gültigfeit nicht, während 
die Agnaten dadurch nicht gebunden werden. Der Aftervafall ift zwar zu- 
nächſt nur Mann des erjten Vaſallen, aber ſchon jett iſt er zur Lehnstreue 
auch gegen den oberen Lehnsherrn verbunden ®), welcher ihn beim Erlöichen 
des Rechts des eriten Bafallen als unmittelbaren Lehnsmann anzuerkennen 
bat ?). Werboten ift dagegen die Afterbelehnung, welche durch Yehnsauftrag 
geichteht (subinfeudatio per oblationem, ſ. $ 126, 3)®). 3) Letztwillige Ver- 
fügungen über die Subftanz des Lehns, welche die lektere an andere Perjonen 
als die in der Inveſtitur begriffenen zu bringen bejtimmt find, find ohne Ein- 
willigung des Lehnsherrn nichtig), und können auch von den Fünftig zur 
Yebnsfolge gelangenden Agnaten widerrufen werden, von den Dejcendenten des 
Erblaſſers jedoch nur inſoweit, als das allgemeine Notherbenrecht dazu berech- 
tigt 0). Eine bloße Veränderung der Succeffionsorbnung wird jchon durch 


2) Obſchon die verbotene VBerpfändung des Tongobardifchen Lehnrechts ein Kaufipfand, vefp. 
eine ältere Sagung zu fein fcheint (II feud. 55 im Vergleich mit I feud. 5 pr. f. Pät, Lehnr., 
$ 142, Anm. a), fo ift doch der Erfolg heutzutage bei der Hypothet ganz derfelbe, nur daß 
die Folge der verbotenen Veräußerung, der Lehnsverluft, bei letzterer nicht fchon im Momente 
der Berpfändung, fondern erft der Distraction eintreten dürfte. Inzwiſchen wird die Hypothel 
nur bie Früchte des Lehns ergreifen. 

3) II feud. 26, $ 19: „In generali alienatione vasalli non continetur feudum, nisi nomi- 
natim dietum sit.“ 

4) Sächſ. Yehnr. 14, $ 4, 71, $ 22. Sächſ. Landr. II, 58, $ 2. Homehyer, Lehnr., 
©. 287 u. 431 fig. II feud. 8, $ 1; 9, $ 2; 26; $ 22; 34, $ 8: „Similiter nec vasallus 
feudum sine domini voluntate alienabit; in feudum tamen recte dabit, si secunda persona 
sit talis, quae feudum servire possit, ut, si dans miles est, et ille, qui accepit feudum, in- 
venitur miles.“ Ueberall wird dabei noch zur Gültigleit vorausgefett, daß fie feine Lehns— 
veräuferung „quasi sub colore investiturae“ fei, wie II feud. 55 ausgefprocden ift. 

5) U feud. 84, $ 3: „— Profecto ille, qui suum beneficium alii dat, non debet alia 
lege dare, nisi qua ipse habet, ut si habet sibi suisque heredibus (quod intelligi debet de 
solis maseulis), non debet alii dare, ut habeat ipse et sui heredes, masculi et feminae,** 

6) II feud. 55, 8 6. 

7) II feud. 9, $ 2. II feud. 34, $ 3. 

8) Die Ungültigkeit diefer Veräußerung wird zwar vom den Gefeken nicht ausdrüclich 
ausgefprochen, ergiebt fich aber aus der Natur des Verhältnijjes von felbft. 

9) II feud. 9, $ 3: „— judicare pro anima — nullius poterat curine consuetudine.* 

10) Die richtige Interpretation von I feud. 8 pr. f, bei Eichhorn, $ 232e, ©. Goth. 
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die Einwilligung der dabei betheiligten Agnaten, eine Erbverbrüderung ſchon 
durch die Zuftimmung des Lehnsherrn gegen Anfechtungen gefichert 1?), 


II. Ausübung der vafallitifhen Rechte und Pflichten 
durch Stellvertreter. 
1) £Lehnsträger. 
8 129. 

Der Vajall kann die ihm aus dem Yehnsverhältnig erwachienden Rechte 
und Pflichten auch durch Bevollmächtigte (Eubftituten) ausüben, jofern nicht 
im einzelnen Falle eine periönliche Thätigkeit deſſelben vorgeichrieben ift. Das 
Recht, den Vajallen zu vertreten, kann aber auch eine unabhängigere Natur 
baben, als ein bloße8 Mandat zu geben vermöchte, e8 kann als bejonderer 
Inhalt eines jelbjtändigen Rechts in dem Sinne bejtellt fein, daß die Vor— 
nahme der durch das vajallitiihe Recht veranlaften Handlungen nicht aus 
dem Willen des Bafallen gejchehen !), und die Vertretung deſſelben nach außen 
nicht im Namen des legteren, jondern im eigenen Namen des dazu Berechtigten 
erfolgen joll, welcher technijch Yehnsträger (provasallus) genannt wird. Es 
macht in diefer Hinficht feinen Unterfchied, ob der Kehnsträger durch den Willen 
des Vajallen, oder durch einen davon unabhängigen Anſpruch, ob er für 
immer, ober im wiberruflicher Weije zu dieſer Stellung berufen iſt; aber 
immer fönnen nur lehnsfähige Perfonen Lehnsträger jein. Dieſes dem longo- 
bardiichen Rechte fremde Nechtsinftitut kennt ſchon das ältere deutſche Recht 
in mehrfachen Anwendungen ?), und es hat fich in particularen Lehnrech— 


Mandat, $ 79, 80. Zachariä, Sächſ. Yehnr., $ 93. ©. aber Bayer. Yehnsedict, $ 132, 134 
136, und Pr. Landr. I, 18 8 280 fig. 

11) Vgl. die neuefte Wahlcapitulat., I, $ 9. (Bgl. unten $ 272,) 

1) Diefer Gefichtspunft gründet ſich befonders auf den Charakter der Lehnsträgerſchaft, wie 
er von den Rechtsbüchern als bei weiblichen Bafallen vortommend geſchildert wird (Leihe zur 
Vormundſchaft, Homeyer, Lehnr., S. 352 flg.’. Der Lehndträger empfing hiernach jelbft eine 
Inveſtitur und ein Recht, welches die Nechtsbücher ebenfalls Gewere nennen; ebenfo fchwört er 
heutzutage nicht in die Seele des Bafallen, den er vertritt, fondern in feine eigene Seele. Vgl. 
Albrecht, Gewere, S. 232 flg. Anftatt diefer Auffaffung begegnet man regelmäßig der Vor— 
ftellung, daß das Eigenthümliche der Lehnsträgerfchaft dem Mandate gegenüber in der Selb 
ftändigfeit und Unabhängigkeit der erfteren vom Widerruf durch den Vaſallen liege, während 
diefe doch zum Begriffe des Juſtituts nicht mefentfich gehört. Veranlaſſung dazu hat wohl die 
Aehnlichkeit ded prodominium gegeben. 

2) S. Albredt a. a. O., ©. 234 fig. Eine fehr wichtige Rüdficht, welche die Beftellung 
von Lehnsträgern nothwendig machte, war die Unmöglichkeit, durch Dispenfirung bes relativ 
Unfähigen auch defjen Heerſchildseigenſchaft gegen dritte Perfonen hervorzubringen. Cine andere 
" Rüdficht für den Bafallen war die Folge an den andern Herrn, vgl. Sächſ. Landr. 56, $ 1: 
„Ok mach die man gut untvan mit ener vrowen, so dat he si an deme gute vorsta und 
volge darmete an enen andern herren of ir herre sterve, dat ir der volge to stat wende sie 
des herseildes nicht ne hevet. Die man hevet den herscild und die gewere von der vrowen 
halven an dem gute; durch dat hevet er die volge daran.“ &, auch Sächſ. Lehnr. 75, 8 1. 
(No mehr Rechte überträgt dem Vehnsträger das Schwäb. Yehnr. 100.) 

14* 


212 Zweiter Theil. Erſtes Bud. 


ten ®) und befonders in der Obfervanz einzelner Lehnhöfe erhalten. — Die Bejtellung 
eines Lehnsträgers hängt, wenn der Lehnsherr zuftimmt, vom Belieben des 
Bafallen ab. Es giebt aber auch Fälle, in welchen fie vom Lehnsherrn ge- 
fordert werben kann, nämlich 1) bei einer Gefammtbelehnung, bei welcher ein 
(durch Wahl oder autonomifche Beliebung, befonders häufig durch Seniorats- 
ordnung berufener) Agnat die gefammte Familie dem Lehnsherrn gegenüber 
vertritt); 2) wenn eine juriftiiche Perſon belieben ift; bier wird der Lehns— 
träger von den Vertretern derſelben gewählt, fofern feine Beſtimmung nicht 
ſchon durch die Verfaffung gegeben ift, und er bat die bejondere Bedeutung, 
daß das Aufhören feines Rechts (durch Tod oder Felonie) als ein zur Lehns— 
erneuerung verpflichtender Fall angefehen wird®) (was auch bei dem Yehns- 
träger für Mitbelehnte bisweilen in der Art ftattfindet, daß der Abgang der 
übrigen Gejammtbelehnten feine Yehnserneuerung veranlagt) °); 3) wenn Frauen- 
zimmer, Geiftliche oder fonft Yehnsunfähige?) und Unmündige ($ 130) im 
rechtlihen Befite des Lehns find. — Das Recht des Yehnsträgers erlijcht 
jtet8 durch Felonie 8), durch welche jedoch das Lehn dem Bajallen jelbjt nicht 
entzogen wird, jondern nach Verhältniß der Sache ein neuer Lehnsträger zu 
beitellen ift. 


2) Lehnsuormund. 


8 130. 


Der Unmündige ift an und für fich vollfommen lehnsfähig und bebarf 
zur Grfüllung feiner Lehnspflichten feiner anderen Vertretung als der eines 
gewöhnlichen Vormundes !), welcher außerhalb des Lehnsverbandes ftehend, die 


3) Pr. Landr. I, 18, $ 49—52. Badariä, Sächſ. Yehnr., $ 48. Goth. Mand. $ 37 —39, 
Bad. Edict, $ 20. 

4) Sächſ. Lehnr. 8, $ 2: „Die herre mut wol sinen mannen mit ordelen gebeden die en 
gut von ihm hebbet, dat sie sik binnen ses weken besceiden, dat he wete up wen he sines 
dienstes se. — fl. Kaiferr. 3, 29: „Wo lute sint dy sollen wissin, daz die gemeinen lehin, 
daz se dy eldesten han czu emphonde den andern allen nach des keysers rechte, daz se ez 
gewert sin; sind in des riches rechte stet geschrebin: daz ungeteylte gut mach der eldeste 
emphain von dem keyser.“ Homeyer, Lehnr., ©. 482, S. Struben, Rechtl. Bedenken I, 88, 
und Billow und Hagemann, Erört., Bd. 7, Nr. 113, 

5) Churſächſ. Lehusmand., Tit. I, $ 12, Preuß. Refer. v. 1701 bei Lünig, C. J. F., II, 
p- 924. Diefer Lehnsträger wird alfo gewiffermaßen wie ein wirklicher Vaſall behandelt. 

6) S. ſchon das Rigiſche Ritterrecht, Art. 5. 

7) Albrecht a. a. D., ©. 237— 240. 

8) Ein anderer Grund des Erlöſchens der Lehnsträgerſchaft wird vom Sächſ. Lehnrechte 56, 
$ 2, fo ausgedrückt: „Stirft aver die vrowe von der he die gewere hevet an 'me gute, sin 
lenunge hevet ende, die he to vormundscap untving, ime ne si recht len oder gedinge dar 
an gelegen.“ Abgeſehen hiervon erliſcht das Recht des Lehnsträgers noch aus beſonderen 
Gründen (3. B. Berluft der Magiftratsftelle, mit welcher die Lehnsträgerfchaft verbunden war), 
welche in ber Eigenthümlichkeit feiner Entftehung liegen. 

1) Bei dem Stillfchweigen des Tongobardifchen Lehnrechts ergiebt fich dieß auch ald Re— 
fultat des gemeinen Rechts. S. Goth. Mandat, $ 36. Bad. Edict, $ 40 a. E. Bayer. 
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für den Lehnsbejig des Mündeld erforderlihe vormundichaftlide Mitwirkung 
in der Eigenſchaft eines gewöhnlichen Lehnsſubſtituten leiſtet?). Dagegen ift 
in einigen Particularrechten °) eine Vertretung des Mündels durch einen von 
dem Allodialvormunde ganz unabhängigen Yehnsvormund vorgejchrieben, deſſen 
Stellung die eines wahren Yehnsträgers ijt. Nur eine lehnsfähige Perjon 
kann Lehnsvormund jein; feine Beitellung gejchieht durch die Lehnscurie. Er 
it von der Verwaltung des Lehns als fruchttragender Sache, welche allein 
dem Allodialvormunde gebührt, ausgefchloffen, dagegen zur Vornahme der— 
jenigen Berwaltungshandlungen berechtigt, welche durch die mit dem Yehn ver- 
bundene Guts- und Gerichtsherrichaft und das Patronat veranlaft werben, 
jowie zur Theilnahme an den auf die Subjtanz des Lehns gerichteten Ver- 
fügungen. Vor Allem aber ijt er verpflichtet, den unmündigen Vaſallen dem 
Lehnsherrn und der Yehnscurie gegenüber zu vertreten und die aus ber per- 
fünlihen Seite des Lehnsverhältniſſes entipringenden Pflichten zu erfüllen *). 
Die neueren Barticularrechte, in welchen dieſes Inftitut begründet iſt, laſſen 
die Lehnsvormundſchaft zugleich mit der gewöhnlichen Vormundſchaft aufhören). 

Die juriftiihe Bedeutung dieſes bejonderen Lehnsvormunds ergiebt fich 
aus feinem Zuſammenhange mit einem ſchon im jechzehnten Jahrhundert außer 
Uebung gelommenen Inftitute des älteren Rechts, dem ſ. g. Angefälle. Obſchon 
nämlih der Unmündige (d. 5. der noch nicht zwölf Jahre alte Bafall, von 
welcher Zeit an noch die Muthungsfrift von Jahr und Tag lief) *), zum Lehns— 
empfang befähigt war ?), jo fiel doch der Befik und Genuß des Yehns bis zum 
Eintritt der Mündigfeit an den Herrn zurüd (Angefälle) ®), welcher daher °) 
auch als Lehnsträger (Yehnsvormund) des Kindes auftrat. Der Herr konnte 





Lehnsedict, $ 137 (melches aber in $ 138 die eigentliche Lehnsvormundſchaft mit der Allodial- 
vormundſchaft verſchmilzt). — S. jett Kraut, Bormundſch. IE, ©. ı fig. 

2) Diefer Standpunkt wird nicht geändert, wenn für das Lehn ein Sperial-Allodialvormund 
beftelt wird. Eine Verwechſelung dieſes mit dem eigentlichen Lehnsvormunde findet fich in der 
Darftellung Pfeiffer's, Hechtsleriton, Bd. 6, ©. 643. — lieber die Curatel eines Abwefenden ſ. 
Hagemann's Erörterungen, Bd. 7, Nr. 111 u, 112, 

3) So bei. die Churfähf. VBormundfchaftsordn. v. 1782, Gap. XXI. Zachariä, Sädj. 
Lehnr., $ 181189, ferner das Pr. Pandr. II, 18. $ 967—1002, 

4) Dahin gehört beſonders die Pflicht der Lehnserneuerung, fiehe $ 122, Anm. 8. 

5) Der Umftand, daß der unmündige VBafall mit dem 18. Jahre den Yehnseid leiftet, hat 
auf die Lehnsvormundſchaft feinen Einfluß, wohl aber die erlangte venin aetatis. 

6) Darüber, daß die zu den 12 Jahren. hinzulommende Frift von Jahr und Tag nur 
Sinnungsfrift fei, vgl. Homeyer, Yehnr., S. 478 flg. (Erklärung von Sächſ. Yehnr. 26, 5 1, 
verglichen mit Auet. Vetus I, 65.) Andere beftimmen die Zeit der Mündigkeit auf 13 Jahre 
6 Wochen 3 Tage. 

7) Sächſ. Yehnr, 26, $ 5. Kraut, Bormundfd. I, S. 121. 

8) Sächſ. Lehur. 26, $ 2: „— Die herre is immer des kindes vormünde an deme gute 
dat it kint von ime hevet, die wile he it anevelle unverlegen hevet, unde sal dat gelt des 
gutes nemen, wente it kint to sinen jaren kome.“ — 8 7: „(Anevelle) nimt ok ende, svenne 
dat belente kint stirft, oder to sinen jaren kumt.* S. Homener a. a. O., ©. 485 fig. 

9) Vgl. Homeyer, ©. 489. 
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das Angefälle jelbjt genießen 19), er konnte e8 aber auch an Andere verleihen !1), 
welche damit zugleich Yehnsvormünder wurden. Dieß Letztere bat ſich in ber 
oben dargejtellten Weije nach dem Verjchwinden des Angefälles erhalten 12), 


VI. Rechtsverhältniſſe der Lehnsperſonen gegen Fremde. 


1) Gegen die Allodialberechtigten (Lehnsfondernng). 
8 131. 

Es giebt Fülle, in denen Jemand Anſprüche auf das Alfodialvermögen 
eines Vafallen in demfelben Zeitpunfte erbebt, in welchem von anderen Per- 
jonen das Lehnsvermögen beffelben gefordert wird. Dies findet ftatt, 1) wenn 
der Lehnsfolger, welcher zur Zeit das Yehn empfängt, entweder gar feine ober 
nur theilweile Erbanfprücde an die Allodialerbichaft des früheren Vaſallen hat; 
2) wenn das Yehn an den Lehnsherrn oder einen Gventualbelehnten fällt; 
3) wenn die Goncurögläubiger des Bafallen eine Trennung des Lehns ver- 
langen. Es entjteht hieraus eine Berührung der Allodialberechtigten mit den 
Zehnsperfonen, welche an fich feinen den Grundfägen des Lehnrechts unter- 
worfenen rechtlichen Gharafter hat, da es fih nur um eine Eonderung der 
beiderfeitigen Bermögenstheile handelt. Diefe felbit aber kann nicht auf blos 
mechaniſchem Wege bewirft werden, indem die Getrenntheit des Allodialver- 
mögend vom Lehn zwar wohl rechtlih, aber nicht immer auch factiih vor— 
handen it; daher kann die Pehnsfonderung, ſoweit jene mechaniihe Löſung 
unmöglich ift, nur mit Hülfe von Obligationen vermittelt werden !). Obſchon 
die Lehnsſonderung fein der Wirkſamkeit des Lehngerichts anheimfallender Net 
ut, To ift doch der Lehnsherr ald Gigenthümer des auszufcheidenden Theils 
jederzeit zur Theilnahme berechtigt. 

Gegenstand der Abfonderung iſt zunächſt das Lehn und feine Pertinenzen, 
wie fein Umfang durch die Verleihung oder fpätere rechtäwirfende IThatjachen 
beitimmt worden ift?); dazu gehören auch die vom Bafallen aus eigenem 
Vermögen mit der Abficht binzugefügten Pertinenzen, daß fie immer bei dem 
Lehngute verbleiben ſollten 3), ſowie die demfelben erworbenen Rechte, welche 


10) Sächſ. Lehner. 26, $ 6. 

11) Sächſ. Lehner. 26, $ 2. Vet. Auct. I, 72. Beſonders Häufig mochte es dem rechten 
Bormunde geliehen werden, wo dann gewöhnliche Bormundfchaft mit Yehnsvormundfchaft zu⸗ 
fammenfiel. S. die intereflante Stelle bei Eichhorn, Einl., $ 225, Anm, i. Ueber die Stel- 
lung des Allodialvormundes zum Yehn vgl. Sächſ. Yandr. I, 23 (dazu Kraut, Die Bormund- 
haft Bd. 2 (1847) ©, 58 flg.). 

12) Albrecht, Gewere, ©. 244. 

1) ©. befonderd Hagemann's Handbuch des Landwirthſchaftsrechts, $ 399 flg. Defien 
praftifche Erörterungen, Bd. 3, Nr. 17. Pr. Yandr. I, 18, 5 506—601. Zadariä, Sächſ. 
Recht, 5 210 flg. Bayer. Edict, F 171—180, Gofh. Mandat, $ 83— 92. Bad. Edict, $ 36. 

2) S. 5 106, Anm. Tu. 8, 

3) Die Abfiht kann ſich auch in einem Vehnsauftrage äußern. 
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durh Ablöjung vom Hauptgute erlöjchen würden +). Sowohl für die legteren 
Gegenitände, ald für wirkliche mit einer die regelmäßige Erbaltungspflicht über- 
fteigenden Aufopferung gemachte 5) Werbejferungen des Lehnguts, ſofern fie 
nicht blo8 ein Vergnügen oder Specialinterejfe des biäherigen Beſitzers befrie— 
digten, und andererfeitd nicht in das Bereich der Naditiftungen (f. $ 132. 133) 
fallen, haben die Allodialberechtigten Erfag nah Mapgabe des zur Zeit der 
Sonderung beraugeitellten Werths zu fordern ®); bei Verbejferungen, welchen 
jene Eigenfchaften abgeben, wird nur ein Recht der Wegnahme geftattet 7). 
Dagegen gehört zum Yehnsvermögen auch die Forderung auf Schadenserjag 
gegen die Allodialinterejfenten wegen der durch böſe Abjicht oder grobe Fahr— 
läffigfeit des legten Vaſallen entitandenen Deteriorationen 8). Alle zur Zeit 
der Lehnsſonderung ſchon feparirten Früchte gehören zum Allode. Für die 
Beurtbeilung des Rechts an den noch nicht jeparirten |. g. Anduftrialfrüchten 
läßt das deutſche Necht den Umſtand enticheiden, ob zur Zeit der Lehnsſonde— 
rung die zur Gewinnung derjelben nothwendige Arbeit gethan it, in welchen 
alle fie den Yanderben zufallen ?); das longobardifche Recht dagegen gewährt, 
wenn der all der Lehnsſonderung zwiſchen den erjten Mär und den erjten 
September fällt, den Allodialberechtigten alle bis zu dem legteren Termine 
gezogenen Früchte, außerdem die Früchte des ganzen Jahres dem Lehnsfolger 
(Lehnsherrn) 19), welche Gnticheidung durch neuere WParticularrechte der Zeit 


4) Dahin gehören namentlich Servituten, f. I feud. 8, $ 1. Ferner Jagd- und Brauge- 
rechtigkeiten und dergleichen Gerechtſame. 

5) Es ift feine zu vergütende Melioration die Wiedereinlöfung einer vom Lehnsbeſitzer 
felbft gemachten Yehnsverpfändung, oder die Durchführung eines Proceſſes, deflen Gewinn die 
aufgewandten Koften fchon gededt hat. Ueberhaupt ift feine Dielioration eine Ausgabe für die 
regelmäßige Erhaltung ſowie für Reparaturen, die regelmäßig wiedertehren, und für Koiten, 
die den Fruchtgenuß betreffen; alles dieß muß der Befiger aus eigenen Mitteln beftreiten. 
S. Gerber in der unten $ 132, Anm. 1, cit. Abhandl. $ 6. 

6) Il. feud. 28, & 2: „Si vasallus in feado aliquod aedifieium fecerit, vel ipsum sua pe- 
eunia melioraverit, et contigerit posten, ut vasallus sine ülio masculo decedat, dominus aut 
patiatur aedificium auferri, aut solvat pretium meliorationis. Idem dico, si pretio servitutem 
feudo acquirat. Quidem alii dieunt, aedifeium omnino ad dominum pertinere.“* Diefe letztere 
Anfiht fcheint auch das deutiche Recht, Sadjfenip., Yandr. II, 21, $2—4 zu theilen. Homeyer, 
Lehnrecht, 9. 524. ©. über die Arten der Meliorationen und deren Abſchätzung Hagemann, 
Landwirthſchaftsrecht, $ 404— 408, 

7) Es enticheiden hier überhaupt die Grundfäge des römifchen Rechts über Impenfeneriag. 
2. Gerber a. a. O. 

8) Hagemann a. a. O., 3410. 

9) S. namentlich Sachſenſp., Landr. II, 58. Particularrechte (Goth. Mand., $ 87. 88; 
Zachariä, Sächſ. Lehnr., $ 216) laſſen für den Zeitpunft, in welchem die Separation der Früchte 
und die gethane Arbeit nicht mehr für das Allod, fondern für das Lehnsvexmögen wirlt, micht 
den die Yehnsfonderung veranlafienden Fall, z.B. Tod des Bafallen, fondern den 30. Tag nad 
dem Tode enticheiden; fie ftügen fi dabei auf Sachſenſp., Yandr. I, 22 uw. III, 15, welche 
Stellen jedod; dieß nicht ausdrüdlich ausſprechen. 

10) Il feud. 28, $ 3: ‚‚Quodsi vasallus decedat sine herede masculo, et contingat, feudum 
ad dominum reverti, sic distingenitur: quod si ante Martium, omnes fructus illius anni, ex 
feudo provenientes, ad dominum pertinebunt: si vero post Calendas Martii usque ad Augustum, 
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des deutichen Wirtbichaftsjahrd angepaßt worden ift!!), Nach denfelben Re- 
geln find die Civilfrüchte zu beurtbeilen, welche ein Nequivalent der natürlichen 
jein follen, die an bejtimmten Terminen fälligen dagegen gebören dem Allode 
nur für diejenigen Termine zu, welche vor der Zeit der Beranlaffung der 
Lehnsſonderung eingetreten find, und die von Augenblik zu Augenblid fälligen 
bis zu der Zeit, in welcher jener Fall ftattfand 12), 


2) Gegen die Gläubiger (Lehnsſchulden '). 


8 132. 

Die Schuldverhältniife eined Vaſallen werden im Allgemeinen durch den 
Beſitz eine® Lehns in ihrer regelmäßigen Wirffamfeit nicht berührt; nur die 
wirflihen Erben des Bafallen treten nach deſſen Tode in diejelben ein. Es 
giebt aber Forderungen, deren Entitehungsgrund allein in der befonderen Rechts— 
ſphäre liegt, welche dur dad Lehnsverhältniß erzeugt wird; die daraus ent— 
Ipringenden Verpflichtungen überträgt das Recht nur auf Diejenigen, auf 
welche das valallitiiche Recht übergeht, wenn fie auch nicht die gefammte Per- 
fönlichkeit eine® Bajallen nach deifen Tode übernehmen ?). Die mit diejer 
Wirkfamfeit verlehenen Schulden beißen techniſch Lehnsſchulden. 

In der bisherigen Lehre herrſchte ſowohl über die Natur, als über die 
verjchiedenen Arten der Lehnsſchulden eine große Unklarbeit und Verwirrung. 


omnes fructus, qui interim percipiuntur, ad heredes vasalli pertineant. Si vero post Augustum, 
omnes fructus anni pereipiet dominus. Quidam tamen dieunt, quocunque tempore anni dece- 
dat, omnes pendentes fructus ad dominum pertinere.“ S. auch Heimbach, Die Lehre von der 
Frucht, S. 295, 

11) Hagemann a. a.D., ©. 718, Anm. 1, 

12) Hagemann, $ 412, Ueber den Begriff des verdienten Guts und die Zeitpunfte des 
Verdien ens (Sachſenſp., Yandr. II, 58, $ 2) ſ. Heimbad a. a. O., ©. 288 fig. 

1) S. Zachariä, Handb. d. Sächſ. Yehnr., $ 190-209, Gothaiiches Mandat, $ 95—155, 
Bayerifches Edict, $ 144— 170. Badiſches Edict, $ 31. Pr. Landr. I, 18, $ 228—260 (mit 
Berweifung auf die Provinzialrechte). Steinader, Braunſchw. Privatr., $ 257. Grefe, Han» 
noverſches Privatr., 2. Theil, S. 182 flg. — Eine Kritik der ganzen Lehre von den Lehns— 
dulden nebit einer neuen Conftruction derfelben enthält die Abhandlung (über Lehns- und 
Familienfideicommißfchulden) von Gerber in der Zeitſchr. f. Eivilr. ı. Proc, N. F. Bd. 11 
(1854), ©. 183 fig. Dafelbit ift auch das Wichtigfte der älteren Literatur angeführt. Roth 
(medlenburgifches Lehnrecht, S. 263, Anm. 55) tadelt meine Darftellung, weil fie ohne Rüdficht 
auf die dogmengeſchichtliche Entwidelung allen bisherigen Anfichten eine neue fubftituire. In 
der That aber kann dod Niemand behaupten, dag eine Ausführung, welche die biherigen 
Dogmen kritifirt und umrichtig findet, auf die bisherige dogmengeſchichtliche Entwidelung feine 
Rüdficht nehme; und ſchwerlich wird e8 auch mit Recht vom Standpunkte der Wiflenfchaft aus 
getabelt werden fünnen, wenn man gegenüber einer langen Reihe unrichtiger Dogmen eine 
neue Anficht zu begründen verſucht. — Ueber die Einwendungen Meibom’s in Bekker's und 
Muther's Jahrbud), Bd. 4, ©. 465 flg., ſ. Gerber in f. u. Ihering's Jahrbüchern, Bd. 6, 
©. 281 fig. 

2) Die Lehnsverhältniſſe bilden eine befondere Rechtsiphäre, in welche der Lehnsfolger durch 
das fucceffive Erbrecht eintritt. S. unten $ 266 u. 273, 
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Man ging von dem falſchen Gefichtäpunfte aus, daß dahin Alles zu rechnen 
fei, was dem Vaſallen als folhem zu bezahlen oder zu leiften obliege, und 
brachte dann die hierdurch zufammengefaßten Verhältniſſe in ein ſyſtematiſches 
Nep und unter gemeinfame Regeln. Man überjab, dag man völlig heterogene 
Gegenftände vereinigte, für welche ein allgemeiner Gefichtspunft überall nicht 
gewonnen werden fonnte, und daß ihre fnitematifche Verbindung nur eine 
täufchende Form war. 

In der Regel rechnete man zu den Lehnsſchulden: 1) die Verpflichtung 
des Lehnsfolgers, die wegen Gebrechlichkeit ausgeſchloſſenen Ugnaten, die hinter: 
laffenen Bafallentöchter und Wittwen zu alimentiren, 2) die Kur: und Beerdi- 
gungsfoiten des verftorbenen Bafallen zu tragen, 3) Schulden, zu denen Die 
Lehnöfolger confentirten, 4) Diejenigen, welche auf einer versio in rem 
beruhen, namentlihb Schulden, welche der erfte Bafall zur Errichtung des 
Lebens, oder ſolche, welche ein Beſitzer zu außerordentlihen Verbeſſerungen 
defjelben contrabirt bat. Diele versio in rem fonnte man jich nun fo den— 
fen, dab dadurh alle Lehnsfolger, oder fo, dag nur einige verpflichtet wür— 
den, 4. B. bei einer Schuld, welche aufgenommen wurde, um einen näher be— 
rechtigten Agnaten zu Guniten eines entfernteren abzufinden. 

Se nah der Verſchiedenheit der Wirkſamkeit diefer Dbligationdgründe 
unterfchied man dann abfjolute und refpective (jene verpflichten alle, 
dieje nur einzelne Lehnsfolger), nothbwendige und jubjidiäre Lehns— 
ſchulden (bei jenen fann das Lehn fogleih, bei dieſen erit dann, wenn fein 
Alod mehr vorhanden tft, angegriffen werden). Die gemeinfame Klage für 
alle diefe Schulpverhältnijfe bezeichnete man als eine actio in rem scripta 
gegen den befitenden Vafallen. Eine Erecution gegen die Subjtanz des Lehns 
jelbjt wurde aber nur dann zugelaffen, wenn der Lehnsherr conjentirt hatte 
und eine abjolute Schuld vorlag. Im den übrigen Fällen jollten nur die 
Lehnsfrüchte jo lange, als verpflichtete Vaſalleu im Beſitze jeien, in Anſpruch 
genommen werben fünnen. 

Allein einmal gehören die Nr. 1 und 2 genannten Fälle gar nicht bier- 
ber (j. $ 125, 7); jodann find die unter Nr. 3 genannten ſ. g. conjen-» 
tirten Lehnsſchulden eine unrichtige Wiction, zu der man lediglich durch den 
theoretifchen Gegenfag ver ſ. g. legalen (d. b. auf einem Rechtsſatze be- 
rubenden) veranlagt wurde. Endlich ijt das Hauptprincip, die versio in rem 
(Nr. 4) völlig zu verwerfen; denn einestheild hat es feinen anderen Urjprung 
als die frühere unrichtige Lehre der Eiviliften über die Allgemeinheit dieſes 
Obligationdgrundes, anderentbeil® iſt e8 unmöglich, aus ihm ein Rejultat von 
einiger Bejtimmtheit abzuleiten. — Daher iſt dieje ganze Yehre aufzugeben. 
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$ 133. 

Wahre Lehnsſchulden können nur die genannt werden, welde auf 
die Yehnsfolger vermöge ihres Lehnserbrechts übertragen werden !). Da- 
bin gebören 1) Schulden, welde der erjte Erwerber des Lehns im uns 
mittelbaren Zujammenbange mit der Entftehung und Begründung dejjelben in 
der Abjicht contrahirt, daß jie nur auf Die Yehnsfolger übergehen jollen, und 
in der Art, daß die Gläubiger ausprüdlich diefe Beſchränkung der Forderung 
anerkannt haben. Kine ſolche Schuld bildet einen Theil des vom eriten Er— 
werber gejtifteten Yebhnsvermögend. 2) Schulden, welde auf einer Nad- 
jtiftung jpäterer Lehnsbeſitzer beruhen. Jeder Befiger hat nämlich nah dem 
Geiſte der von jeinen Vorfahren gegründeten Yehngutsitiftung das Recht und 
die Pflicht, in auferordentlichen Fällen zur Erhaltung des Lehens ?) eine Schuld 
mit der Wirkung zu contrabiren, daß fie ebenfalld einen Theil des auf die 
Nachfolger übergebenden Lehnsvermögens bildet und die Yehnsfolger als ſolche 
bindet, — ebenfalls vorausgefegt, daf die Gläubiger mit diefem Gange ihrer 
Forderung einverftanden find, 

In diefen beiden Fällen ift e8 übrigens ganz einerlei, ob ein Dritter, 
oder der die Schuld begründende Vaſall jelbjt mit feinem Allodialvermögen 
Lehnsgläubiger wird’). Die Schuld wird auf die Yehnsfolger vermöge ihres 
juccejjiven Erbrechts übertragen ); vie Klage gegen fie iſt aljo die gewöhn- 
liche, der Natur des fraglichen Obligationsgrundes entiprechende Schuldflage. 
Die Erecution gebt nur gegen das Lehen, nicht gegen das Allodialvermögen ; 
zu einer Veräußerung der Subjtanz des erjteren bedarf es aber immer des 
GConjenjes des Yehnsherrn. Auf den Erwerber des Yehnguts, der fein Lehns— 
erbe des die Schuld begründenden VBafallen ift (3. B. Käufer), gebt die letz— 
tere ebenjowenig über, al® auf den Lehnsherrn. — Diejer ganze Charakter 
der Lehnsſchuld erklärt jich daraus, daß das Lehnrecht die Möglichkeit eines 
Zujammentreffend zweier Rechtskreiſe in einem Subjecte zuläßt, des Lehns— 
und Allodial-VBermögenskreifes (ſ. $ 266 )5). 


1) Früher verwechjelte man häufig mit dieſem Uebergange der obligatio die Wirkung, welche 
eine gültige Tehnsverpfändung auf die Nadjfolger habe. Hiervon ift an diefer Stelle nicht 
bie Rebe. 

2) Welche materiellen Fälle die Vorausſetzung einer ſolchen geredjtiertigten Nachftiftung 
find, läßt fich nicht allgemein in einem Princip ausfprechen, und ift quaestio facti. Sedenfalls 
ift die doppelte Abgrenzung gegen bloße Impenfen und anderntheils gegen die Auslagen, welche 
der Bafall aus eigenen Mitteln machen muß, im Auge zu behalten. S. oben $ 131, Anm. 5, 
und Gerber a. a. ©, $ 6 a. E. Namentlich gehört aber hierher der Fall, wenn der Vaſall 
eine wirkliche Lehnsſchuld bezahlt. 

3) Jedoch ift in einem folhen Falle das Vorhandenſein einer beftimmten Willenserllärung 
nothwendig, welche die Abficht ausfpricht, Yehnsgläubiger zu werben, 

4) Daher haften fie auch für die Zinsrüditände der Vorfahren, natürlich vorbehältlich des 
Regreſſes. 

5) Mertwürdig iſt die Stelle des römiſchen Rechts, die eine ähnliche Conſtruction enthält, 
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Welche Wirkung endlich der bei der Contrahirung einer Schuld eingeholte 
Conſens der Lehnsfolger habe, läßt fich im Allgemeinen durchaus nicht be- 
jtimmen, da der Inhalt deffelben ſehr mannigfaltig fein kann und für feine 
der vorhandenen Möglichkeiten eine Vermuthung eriftirt 6). In den Fällen 
endlich, weldhe man bisher als Fülle der reſpectiven Lehnsſchulden bezeich- 
nete, liegt entweder überhaupt fein BVerpflichtungsgrund der Nachfolger als 
jolcher vor, oder doch nur eine gewöhnliche Allodialihuld 7). 


$ 133 b. 

Die Verpflichtung zur Zahlung einer Summe, welche als Abfindung oder 
Entihädigung eines Lehnsfolgers, oder als Surrogat für ein mit Zuftim- 
mung der Yehnsfolger veräufßertes oder allodificirtes Lehen gilt, wird nach den 
allgemeinen Grundjägen des Privatrecht8 beurtheilt. Eigenthümlich iſt dabei 
nur die regelmäßig vorfommende Verabredung der zur Forderung diefer Summe 
(welche Yehnsjtamm!) genannt wird) Berechtigten, daß fie entweder auf 
dem Lehn haften und den Charakter eines Rentenlehns erhalten jolle, oder 
daß fie troß ihrer Eigenfchaft als Allod wenigjtens in Betreff der Succeſſion 
und Veräußerung eine mit lehnrechtlichen Wirkungen verjehene fideicommijja- 
riihe Natur empfangen folle?). Zu diefer Art von Schulden gehört auch die 
auf bejonderer UWebereinfunft (Revers) berubende Verpflichtung des Lehnsbe— 
jigers, bei einer etwaigen Dispofition über das Lehn, oder der Allodialerben 


L. 17, Dig. 29, 1: si quis alium castrensium rerum, alium ceterarum scripsisset, quasi duorum 
hominum duas hereditates intelligi, ut etiam in aes alienum, quod in castris contractum esset, 
solus is teneatur, qui castrensium rerum heres institutus esset, extra castra contracto aere 
alieno is solus obligetur, qui ceterarum rerum heres scriptus esset. — Bei einem Concurs des 
Bafallen tritt eine Separation der Allodial- und Fehnsgläubiger ein. Zu erwähnen ift noch 
das dem Bafallen durch die Prari® eingeräumte beneficium competentiae. Hagemann, ‘Pratt. 
Erörter., Bd. 6, Nr. 5. 

6) Der Eonfens kann unter Anderem bedeuten: Zuftimmung zur Veräußerung, zur Ber- 
pfändung des Yehnguts (da ift gar feine), Bürgfchaft (da ift nur eine Allodialjchuld der Kon- 
fentirenden vorhanden). Es kann aber aud) künſtlich eine Lehnsſchuld jo geichaffen werden, 
fofern die Agnaten durch ihren Conſens an der Nacdftiftung der Schuld theilnehmen. Gerber 
a. a. O. 87. 

7) Gerber a. a. D.,$ 8. 

1) Weber, Handbuch, Th. II, ©. 482 flg. Puettmann, Observ. jur. feud., p. 91. Die 
Art und Bedeutung folher Capitalien ift nad der Verfchiedenheit der factifchen Berhältnifie 
und ber Verabredung der Barteien verjchieden. Auch find die darüber beftehenden Beitimmungen 
ber Barticularredhte KKurſächſ. Lehnsmandat 1, 14, Erläut. Sächſ. Proceßordu. 40 5 3 fig. Goth, 
Mandat, $ 214. 216. Pr. Yandr. a. a. D., $ 605-612) aus verfchiedenen Principien herge- 
feitet. Daher fommen bie Abweichungen der Schriftiteller. S. Pfeiffer, Rechtslexicon, Bd. 6, 
©. 492 flg. 

2) Da, wo particularrechtlich auch ein ſ. g. Geldlehen, d. 5. das Lehen an einem verzind- 
lichen Capitale gilt, kann auch durch Hinzulommende Oblation an einen Lehnsherrn der Yehns- 
ftamm die Natur eines Geldlehens erhalten. 
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gungsfumme an die ausgejchlojfenen Mitbelehnten (Lehnsquantum) zu 
zablen ®). 


VII Beendigung des Lehnsverhältnifies, 


1) Für alle Lehnsperfonen. 
8 134. 


Das Lehnsverhältniß erliicht durch gänzlichen Untergang der Sache, durch 
Auflöfung des widerruflichen lehnsherrlichen Rechts’), dur gültige Ver— 
äußerung des Lehns an einen Dritten als Allod, und durch gewöhnliche Gigen- 
thumserfigung eines Dritten am Xehn ?). Treffen dieje Aufbebungsgründe 
nur einen Iheil des Lehns, jo dauert das Yehnsverhältniß in dem übrigen 
Theile fort. 

2) Beendigung der Rechte des Vaſallen (Eonfolidation). 
$ 135. 

Die Confolidation des Lehnrechts mit dem lehnsherrlichen igenthbum !) 
gejcbieht nicht immer mit einer definitiven Aufhebung des Yehnsverbandes, ins 
dem manche Gründe der Apertur (d. h. des Heimfalld an den Herrn) nur 
gegen einzelne bejtimmte Bajallen wirken, während die Rechte der jpäteren 
Lehnsfolger oder der Gefammtbelehnten dadurch nicht berührt werden ?); ‚fie 
wird ganz verhindert durch das Vorbandenjein einer Eventualbelehnung oder 
Subinfeudation?). Die Fälle der Apertur find folgende: 1) Widerruf oder 


3) S. Zachariä, Sächſ. Vehnr., $ 174—180. (Davon verfchieden find bie ſ. g. Reverd- 
gelber, d. h. eine Summe, welche die Mitbelehnten den Allodialerben des gegemwärtigen Lehns— 
beſitzers für den Fall verfprocden haben, daß jene das Yehn erhalten. Eckhardt, De constituto 
feudali vulgo Reverägelder u. f. w., 1784.) Das Lehnsquantum fann im Concurfe vinbicirt 
werden, f. Zachariä a. a. D. 

1) Anders ift e8 beim Afterlehen, j. $ 128, 

2) Eichhorn, Einl., $ 238, u. U. wollen hier nur den Schuts gelten laſſen, den die Be— 
rufung auf unvordenklihen Beſitz des Lehens als Allod gewährt, weil die Bindication des 
Lehnsherrn umverjährbar fei. Allein eimerfeits ift diefe Unverjährbarfeit nur für den Fall der 
unerlaubten Veräußerung des Lehens feitgefett, andererfeits ift die Ausſchließung der Ertinctiv- 
verjährung feine Ausſchließung der Erfigung (f. Hagemann, Pralt. Erört., Bd. 7, Nr. 125) 
des Eigenthums gegenüber dem Yehnsheren, der nur ein gewöhnlicher Eigenthümer ift. 

1) Die Wiedervereinigung des Lehnrechts mit dem Rechte des Lehnsherrn ftellt daflelbe 
in der Geftalt wieder her, welche es vor der Ablöfung des vajallitiihen Nechts hatte; dieſe 
ann aber fowohl volles freies Eigentum, ald auch Fideicommiß- und Stammgutseigenthum 
oder felbit nur eine Ichnrechtliche Befunniß getwefen fein. Die Wirkung der Confolidation, 
welche regelmäßig ipso jure mit dem Eintreten ihrer Veranlaſſung ftattfindet (mur bei den 
meiften Fällen der Felonie ein darauf gerichtetes lehnsgerichtliches Erleuntniß vorausiegt), tritt 
äußerlich hervor in dem Windicationsrechte des Lehnsherrn gegen Alle, welche auf Grund des 
Lehnrechts den Befig der Sache vorenthalten. 

2) II feud. 31, 

3) Eine bloße Eripectanzertheilung hat nur die Wirkung einer obligatio auf Miederver- 
feihung. Dafjelbe findet ftatt in dem alle von $ 118, Anm, 14. 
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Eintritt des Zeitpunkts, welcher nach dem Imvejtiturvertrage die Auflöfung des 
Lehnrechts beftimmt bei wiedergeblihen, Tag- und Perfonallehen +). 2) Ab- 
jterben aller Defcendenten des erſten Erwerber8 und Mitbelehnten 5), ſowie 
die Auflöfung einer beliehenen juriftiichen Perſon. 3) Refutation oder Ver— 
äußerung des Lehns an den Herrn, welche dem Bafallen ftets frei ſteht, aber 
nur gegen ihn und feine Deftenvdenz, nicht auch gegen die nichteinwilligenden 
Agnaten wirkt ®). 4) Eine Conſolidation durch Erſitzung des vafallitifchen 
Rechts vom Lehnsherrn würde nur eine temporäre fein, da bie aus der In- 
vejtitur hervorgehende Lehndklage gegen den Herrn den Agnaten erjt vom 
Augenblid ihrer Succejfion an zuſteht. Ebenjowenig würde in einem folchen 
Valle die Fortdauer der Confolidvation durch Berufung auf unvordenkliche Zeit 
geichütt werben fünnen. 5) Felonie und Quafifelonie des Vaſallen ($ 136). 


$ 136. 

Die Felonie !), durch welche der Bafall das Zehn an den Herm ver- 
wirkt, ift ein von den Gejegen mit diefer Wirkung beftimmter Treubruch, oder 
überhaupt eine gegen ben Herrn gerichtete Handlung, welcher eine gleiche Folge 
beigemefjen if. Die in den longobarbifchen Lehnrechtsbüchern gegebene Caſu— 
iſtik der Felonie?) wird durch fie jelbjt nicht als erjchöpfend bezeichnet, ſondern 
e8 wird dem Ermeſſen des Richters die Entziehung des Lehns auch bei andern 
Handlungen anheim geftellt *); daſſelbe Ermefjen wird aber heutzutage unter 


4) Bol. $ 117. 

5) I feud. 18, $ 1. Il feud. 9 pr. Sächſ. Yehnr. 6, $ 2,55. 82. 

6) II feud. 14, 38, 45. 49. Sächſ. Lehnr. 36, $ 2. (S. Homener, Lehnr., 5. 499 fig.) 
Goldene Bulle XIV, $ 1. 

1) ©. I feud. 5, 17. II feud. 23. 24. 57. Sachſenſp. Yehnr. II, 84, $ 2. Sädf. 
Lehner. 8 $ 2,42 8 1,50 81,14 $ 2 u. 4. Landr. d. Sachſenſp. I, 40. Wichtft. Lehnr. 11. 
S. Homener, Lehur. S. 505—512, 

2) I feud, 5 pr.: „— Si vasallus dominum assalierit, vel castrum domini, sciens domi- 
num vel dominam ibi esse; item si fratrem suum oceiderit vel nepotem, id est filium fratris: 
aut si libellario nomine amplius medietate in feudum dederit, amissione feudi multabitur 
His omnibus casibus feudum ad dominum revertitur.‘* 

8) II feud. 23 pr.: „— Cogis me, ut causas, quibus beneficium amittitur, — tibi signi- 
ficarem —. Paueis explicabo, dummodo memineris, causas illas sub aliqua certa regula aut 
definitione rotunda non posse comprebendi, — Si quis enim — dixerit, quae causae quemad- 
modum alicui domino ad ingratitudinem alicujus vasalli probandam possint sufficere, nullo 
certo modo posse definiri, nihil erraverit. De illa tamen ingratitudine loquor, per quamı 
beneficium amittatur, Non enim ad. hoc suffieit omnis occasio, per quam fidelis accepti be- 
neficii videtur ingratus; sed sunt quaedam (ut ita dixerim) egregine ingratitudinis causae, 
quibus benefieium secundum mores curiarum solet adimi,* II fend. 24, $ 9: „Praedictis 
modis benefieium adimi, tam naturalis, quam eivilis ratio suadet ; quae potest colligi, si quis 
novam constitutionem justas exheredationis causas enumerantem, et alias constitutiones vete- 
res, justas ingratitudinis et repudii causas, quibus matrimonia recte contracta solvuntur, et 
donationes jure perfectae revocantur, subtiliter scrutatus fuerit. Sed quia natura novas 
deproperat edere lormas, potest multis modis contingere, ut aliae emergant causae, quibus 
videatur juste adimi posse feudum: ideoque judex solers et diseretus, et aequitati obsecun- 
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Derüdiichtigung der veränderten Natur des Lehnsverhältniſſes nicht einmal 
in allen ausdrüdlih genannten Fällen ) der Felonie dieſe Wirkung eintreten 
lafjen, und Particularrechte haben jene Veränderungen durch beiondere Bejtim- 
mungen fejtgejtellt®). ine wirkliche Felonie liegt aber in der Regel nur in 
der einer jolhen Handlung inwohnenden lehnswidrigen Abficht, weshalb eine 
blos culpofe Webertretung jener Vorjchriften die Entziehung des Lehns nicht 
zur Folge bat®). Dieſe jept aber vollendete, nicht blos verjuchte Felonie vor- 
aus”), und ein vom Lehnshofe dahin ausgefprochenes Urtheil ®). Die Conjo- 
lidation des Lehns wirkt jedoch nur jo lange, als der jchuldige Vaſall (oder 
Provafall) und feine Dejcendenten leben), und gegen legtere nur dann, wenn 
die Klage noch bei Lebzeiten des Schuldigen angejtellt wird '%). Für geringere 
Vergehen, bei welchen neuere Particularrechte den Verluſt des Lehns nicht ein- 
treten laſſen, gejtatten fie mit Berüdfichtigung des älteren deutſchen Rechts 
die Auflegung einer Geldbuße !!). 

Eine Conſolidation kann auch eintreten bei denjenigen Vergeben bes 
Vaſallen, weldhe man mit dem Namen Quafifelonie bezeichnet, nämlich dem 


dare sollieitus, cuncta subtiliter dispensans, provideat, si qua fuerit antiquioribus causis 
similis, seu major, ut proinde sciat, utrum benefieium sit amittendum an nihilominus reti- 
nendum.** 

4) Solche find 1) Verlegung der Treue, als Yebensnacftellungen gegen den Herrn, 11 
feud. 24, $ 5, Nichtanzeige einer Gefahr, II feud. 24, 8 3, Nichtbefreiung aus foldher, II feud 
24. 8 8. 28 $ 1, Berrath und Berlaffen des Herren in der Schlacht, I feud. 5, 17. I feud 
24,8 2, 57, Anklage und Zeugniß gegen den Herrn, II feud. 24, $ 8 II feud. 38, Gewalt- 
thätigkeit und Beleidigung des Seren, II feud. 24, $ 5, 57, Berrathen feiner Geheimnifie, 
I feud 17, Gucurbitation, I feud. 5, $ 1, Nichtleiftung der Yehndienfte und des Lehnseides, 
Nichtanerfennung der Lehnsgerichtsbarteit, II feud. 21, $ 1, 6, 7. 15 83 1, Unterlafjung ber 
Lehnserneuerung, II feud. 55 pr. — 2) Vergehen in Bezug auf die Sache, ald Mißbrauch des 
Lehus, II feud. 27, verbotene Veräußerung, U fend. 55, dolofe Abläugnung der Lehnseigen- 
ſchaft, II feud.-55, $ 4. 

5) Pr. Landr. I, 18, $ 146-165 und 614— 642. Goth. Mandat, $ 48. Bayer. Edict, 
& 182—189, 

6) U feud. 24, & 3 enthält eine Ausnahme (f. auch $ 122, Anm. 11, wegen Berfäumung 
ber Fehnsernenerung). Die Nothwendigleit des dolus liegt ſchon in der Bezeichnung ingratitudo 
ausgefproden. S. auch Ortloff, Grundzüge, S. 386, über die neueren Particularredite. 

7) U feud. 51, 8 2. 

8) I feud, 21: „Sancimus ut nemo miles sine cognita culpa beneficium suum amittat, 
si ex eulpis iis vel causis convietus non fuerit, quas milites usi sunt nominare, quando 
fidelitatenm faciunt dominis suis, vel per laudamentum parium suorum; vel si dominis suis 
deservire noluerint, tunc condietio causa data proponitur ad repetendum feudum, ex quo non 
servit domino —.“ Nur bei ber verbotenen Veräußerung tritt der Berluft ipso facto ein, II 
feud. 55. — Unter den neueren Particularrechten läßt nur das Badische Edict, $ 34, den Ver— 
luſt des Lehns ipso facto bei den Lehnsfehlern eintreten. 

9) II feud. 26, & 18: „Si vasallus culpam committat, propter quam feudum amittere 
debeat, negue filius neque ejus descendentes ad id feudum vocabuntur, sed agnati, qui quarto 
gradu sunt, dummodo ad eos pertineat.'* 

10) Als actio vindietam spirans. Sie ift eine Delictöflage. 

11) ©. Homeyer, Yehnt., S. 569 lg. und Anm. 5. 
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Parricidium !?), dem Verrath an Mitvajallen ?) und ehrlos machenden Ver» 
brechen14); fie tritt jedoch Hier nur dann ein, wenn weder Lehnsagnaten noch, 
wie die Praris binzufügt, lehnsfähige Defcendenten des Verbrecherd vorhanden 
find, auf welche fofort das Yehnrecht übergehen würde !°). 


1) Mebergang der Rechte des Lehnsheren an den Bafallen (Appropriation). 
& 137. 


Das Recht des Vafallen Hat nicht die Anlage, daß es aus fich felbit 
zum vollen Gigenthum, d. b. zur Aufnahme des lehnöberrlichen Rechts, heran— 
wachſen könnte; nur in dem echte des Lehnsherrn liegt das natürliche Stre- 
ben nach einer die Rechte des Vaſallen aufnehmenden Erweiterung, da dieſe 
bier lediglich al8 Wiederaufbebung einer Beſchränkung erfcheint. Eine Appro- 
priation tritt mithin beim Abjterben der lehnsherrlichen Familie für den Va- 
jalfen ebeniowenig ein, als für den Inhaber irgend eines andern bdinglichen 
Rechts an einer fremden Sade, wenn dieje erblos hinterlaffen wird), Sie 
kann daber nur durch eine Cigentbumsübertragung an den Bajallen (Allodi- 
ficatton ?), oder durch Eigenthumserfitung $) bewirkt werden; die echte der 


12) I fend. 5. II feud. 24, & 11. 

13) II feud. 37. 

14) Richtft. Lehnr. 11. Sachſenſp., Yandr. I, 40, 

15) II feud. 24, 8 11: „Saepe quaesitum est, vasallo propter justam culpam a feudo 
eadente, utrum ad dominum an ad successorem vasalli beneficium pertineat. Sed haec di- 
stinetio tam ratione quam moribus comprobata est, ut si quidem vasallus ita in dominum 
peccaverit, ut feudum amittere debeat, non ad proximos, sed ad dominum beneficium rever- 
tatur, ut hanc saltem habeat sune injuriae ultionem. Si vero non in dominum, sed alias 
graviter deliquerit, vel grave quid commiserit, sieut ille qui fratrem suum interfecerit, vel 
aliud grave crimen (quod parrieidii appellatione continetur) commiserit, feudum amittit, et 
non ad dominum, sed ad proximos pertinet: si tamen beneficium fuerit paternum. Sie eniım 
saepe pronuntiatum seio.“ gl, U feud. 37, Wenn die Literatur und Praris ſich meift dafür 
anspricht, daß auch die lehnsfähige Defcendenz des Verbrechers zur Succeffion gelangt, fo redit- 
fertigt fich dieß dadurch, daß die Quafifelonie eigentlich gar feine Felonie ift, es ſich hier viel- 
mehr nur um die Wirkung der bei einem einzelnen Vaſallen eingetretenen Ehrloſigleit handelt. 

1) Bei Staatslehen fällt die Lehnsherrlichleit des untergegangenen Staats demjenigen Staate 
zu, welcher fich als deſſen Staatsfuccefior darftellt ; fehlt es freilich, wie bet der Auflöfung des 
beutfchen Reichs, an einem Staatsſucceſſor, fo befteht für die bisherigen Bafallen fein Hinder- 
niß, ihren Lehnsbeſitz in Cigenthumsbefig zu verwandeln. Bei Privatlehen fällt die erblos 
hinterlaffene Yehn&herrlichkeit dem Fiscus zu, wenn fie nicht felbft Gegenftand eines Lehns 
war, im welchem falle diefelbe an den Oberherrn heimfällt. 

2) Die Agnaten können gegen eine Allodification feinen Einfprud) thun, da ihre Rechte be; 
der neuen Geftalt des Verhältmifies nicht nur unverletst bleiben, fondern fogar gefteigert werben, 
— Neuere Geſetzgebungen haben die Allodification entweder ohne Weiteres ausgeſprochen, oder 
doch die Lehnsherrn gemöthigt, ſich diefelbe gegen eine beftimmte Entfhädigung gefallen zu laſſen. 
Ueber die Zweckmäßigkeit der gefetslichen Allodification j. Eichhorn, Ueber die Allodification der 
Lehen, Gött. 1828. Cine überfichtlihe Darftellung der Allodificationsgefege in den fämmt- 
lichen thüringifchen Staaten giebt: Vermehren, Weber den gegenwärtigen Zufland bes Yehn- 
weſens in den zu dem O.A.G. zu Jena ver. Staaten, 1862, Judeich, Die Grundentlaftung 
in Deutichland, 1863. 

3) Es ift fein Grund vorhanden, hier die gemeinrechtlichen Grundläge der civilrechtlichen 
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Agnaten, welche durch einen Act der erjtern Art nicht verlegt werden können, 
erneuern fich bei der Allodification als den fiveicommifjariihen ähnliche Suc— 
ceſſionsrechte mit Beibehaltung aller fonjtigen, durch die Aufhebung der lehns- 
herrlichen Rechte nicht befeitigten lehnrechtlichen Grundfäge *). Das longo- 
barbifche Kehnrecht 5) läßt aber in einem Falle den Uebergang des Eigenthums 
an den Vaſallen auch kraft Rechtsſatzes eintreten, nämlich als Strafe bei einer 
Felonie des Lehnsherrn (nicht fchon des prodominus) ®). 


Zweiter Abſchnitt. 
Nutzungsrechte an Banergütern. 


Einleitung. 
8 138. 


Die Bauergüter?), d. h. ländliche Grundftüde im Gegenjage der Ritter— 
güter, ſcheinen an und für fich feine neuen, blos für ihre Eigenthümlichkeit 


Eigenthumserfigung auszuſchließen. A. M. Eichhorn, Einl., $ 244, 2. ©. bei. Pr. Landr. 
a. a. D., $ 657. 658. 

4) Die Rechte der Agnaten haben ein Beftehen für fi, unabhängig von der Berbindung 
des Lehns mit dem Yehensheren. — Möglich ift bei ver Allodification durch Eigenthumserfigung 
Seitens eines Dritten freilidy aud) eine Erfigung gegen die Rechte der Agnaten. 

5) II feud. 26, $ 24: „Domino committente feloniam, ut ita dieam, per quam vasallus 
amitteret feudum, si eam committeret, quid obtinere debeat de consuetudine, quaeritur. Et 
respondetur, proprietatem feudi nd vasallum pertinere, sive peccaverit in vasallum; sive in 
alium,* Diefe Borfchrift ift fingulär. Im der That kennt auch das deutſche Recht als Folge 
ber Felonie des Herrn nur ein Aufhören der Dienftpflicht des VBafallen, nicht eine Steigerung 
feines Rechts zum Eigenthum. Sächſ. Lehnr. 20, $ 4. 76, $3 a. E. Homeyer, Yehnr., ©. 516, 

6) Begeht ein prodominus die Felonie, fo kann wohl nur die Anftelung eines andern 
prodominus gefordert werben. Pätz, Yehnr., $ 190. 

1) Leyser, Jus Georgieum (1741 zulegt). dv. Buri, Erläuterungen des Yehnr., 2. Thl. 
(1769). Klingner, Sammlung zum Dorf- und Bauernrecht. 1749 fig. 4 Thle. Gabden, 
Grundf. des Dorf- und Bauernr., 1780. Struben, De jure villicorum, 3, Ausg., 1768, 
Lennep, Abhandl. v. d. Yandfiedelleihe. 1768 und 69. 2 Bde. Gefenius, Das Meverredit. 
1801, 1803, 2 Bde. Hagemann, Handb. des Landwirthſchaftsrechts, $ 110—120 und $ 268— 
280. Wigand, Die Provimzialrechte der Fürftenthlimer Paderborn und Corvey, 1. Bd. (1832), 
©. 67 fl. Defien Provinzialreht des Fürſtenthums Minden, Ravensberg u. f. w., 1. ®b. 
(1834), ©. 117 fig. Sommer, Handbuch über die älteren und neueren bäuerlichen Rechtsver- 
hältnifje in den Preußiſchen Provinzen in Rheinland» Weftphalen, 1830, 2 Bde. Defien Dar- 
fiellung der Rechtöverhäftnifie der Bauergüter im Herzogthum Weitphalen, 1823. Steinader, 
Braunſchw. Privatr., S. 466 fig. Grefe, Hannöverfches Privatr. II, ©. 187 flg. Thomas, 
Fuldaiſches Privatr., 1. Bd. ©. 247 flg. Kolen, Rechtl. Grundideen der beutfch. Kolonate, 
1844, Pfeiffer, Das deutſche Meyerrecht nad) feiner rechtlichen Begründung und dermaligen 
GSeftaltung, 1848. Gäde, Die gutsherrlich-bäuerlichen Befigverhältniffe in Neuvorpommern und 
Rügen, 1853. Meyer, Das Colonatrecht mit bei. Rüdficht auf — Fürſtenthum Lippe, 2 Th., 
1854, 1855. Buſch, Beiträge zum Meyerrecht (mit bei. Rüdficht auf Hildesheim), 1855. We— 
befind, Zur Reform des Meyerrechts u. der bäuerl. Verb. überh. (bef. in Lüneburg), 1861. 
Niemeyer, Das Meierrecht in der Grafihaft Hoya, 1862. Preuß, Liineburgiches Provinzial- 
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geichaffenen Nechtsinjtitute zu fordern; durch eine Unterwerfung derſelben 
unter die allgemeinen Rechtsſätze ließe fich fcheinbar eine gemügende Befriedi- 
gung der jie betreffenden Interejjen denken. Aber die gejchichtliche Entwidelung 
des Bauernjtandes in Deutjchland hat bier zu originellen Geftaltungen geführt, 
denen nicht eine blos gejchichtliche, jondern zum Theil auch eine gejunde poli- 
tiiche Berechtigung zufommt. 

Es läßt fich fein gleihmäßiger Entwidelungsgang der bäuerlihen Guts— 
verbältnifje in Deutjchland nachweijen ?); denn nicht ſelten erjcheint der in 
einer einzelnen Periode erkennbare Zujammenhang ihrer Gejtaltung durch 
Willkür und planloje Veränderungen ſchon in der nächjten Zeit wieder unter- 
broden. Je individueller überhaupt die Motive diejer Verhältniffe waren, 
deſto jchwerer ijt ed, mehr als die allgemeinen Bahnen der Entwidelung anzu- 
deuten. Unter den bei der Bildung der bäuerlichen Gutsrechte wichtigen Ein» 
flüfjen treten namentlich die Standesverhältniffe hervor, indem in der Abhän- 
gigfeit der Bauern von vogteilicher Herrſchaft und andererſeits der Yeibeigenjchaft 
und Hörigkeit (jofern die hofrechtlihen Berechtigungen den landrectlichen 
nabjtanden) der Grund einer Belaftung und Abſchwächung felbjt des vollen 
Eigenthums ?) am Grundjtüde lag, welcde in der Folgezeit oft jogar mit der 
Vernichtung des Eigenthums endete. Aber der Mittelpunkt für die Ent- 
widelung der mannigfaltigen Nutzungsrechte an Bauergütern ijt doch der ge- 
ftaltende Einfluß der Gutsherrſchaft. Die Gigenthümer größerer Grundjtüde 
(Grundherrn) überliefen Bauern die Bearbeitung des Bodens, indem fie den- 
jelben mit Vorbehalt ihres Eigenthums Nugungsrechte daran gewährten. Die 
Formen diejer Verleihung und die Bedingungen, welcde die Grundherrn dabei 
jtellten, waren jo mannigfaltig, als Sitte und jubjectives Interejje nur immer 
jein fann *); bald wurde ein dem Lehn (jeltner der Emphyteuſe) nachgebilve- 


meierrecht, 1862. — Ueber die Erbleihe an ſtädtiſchen Grundftüden f. Arnold, 3. Geſchichte des 
Eigentums in den deutichen Städten, 1861, und Gobbers in Zeitſchr. der Savigny-Stift. 
für Rechtsgeſch, 4. Bd., S. 130 fig. 

2) Ueber die Geſchichte der Bauergüter ſ. außer den oben angef. Scriften Eid;horn, 
Rechtsgeſch, $ 368 und 545; befonders aber die tief eingehenden und bedeutenden Unterfuhun- 
gen Wigand’s im zweiten Bande der Provinzialrechte von Paderborn und Corvey, ©. 140 fig., 
und von Minden, Ravensberg u. f. w. im zweiten Bande, ©. 100 fig., ferner die Nachwei- 
jungen bei Stüve, Wefen und Verfaſſ. der Landgemeinden (1851), ©. 23 fig. Vgl. auch 
Wächter, Handb. des Württemb. Privatr., 1. Bd., ©. 162 fig. Weniger zuverläffig find die 
rechtshiftorifchen Unterfuhungen, „das gutsherrlic;.bäuerliche Verhältniß in Deutſchland betr.. 
v. Weichiel, 3 Bde., 1822— 30%, Maurer, Geſch. der Fronhöfe, der Bauernhöfe u. ſ. w., 
4 Bde., 186263, 

8) Ueber die Bauergüter zu vollem Eigenthum, welche fid) niemal® ganz verloren hatten, 
f. oben $ 80. * 

4). Eine hauptſächliche Duelle zur Erkenntniß diefer Zuftände find die Güter-, Flur-, Saul- 
Erb-, Lagerbücher, Urbarien, Hekeregifter, Steuerlatafter u. ſ. w., wie fie feit dem 16. Jahrh. 
allgemein üblich geworden find. Ihre Glaubwürdigleit und Beweistraft muß durch eine Un- 
terſuchung der Art ihres Urſprungs bejtimmt werden und ift dann am größten, wenn fie unter 
öffentlicher Autorität und mit Beiziehung der Interefenten angelegt wurden. Außerdem find 

16. Aufl. 15 
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tes Recht übertragen, bald hofrechtliches Eigentbum, bald erbliche oder nicht 
erblihe Nutungsrechte gegen Zinjen, Handlohn und Dienjte. Aber auch dieie 
Berhältnifje haben fih nicht in ihrem urjprünglichen Charakter erhalten; ver- 
dunkelt durch das Alter ihrer Entjtehung und den Mangel an Urkunden, will- 
fürlih verändert in Folge unrichtiger Vorftellungen und verwirrender Einmi— 
Ihung fremden Rechts, endlich abermals modificirt durch neuere Geſetzgebungen °), 
welche jich bejtrebten, den Boden von gutsherrlichen Laſten zu befreien und 
jelbjt das bloße Nugungsrecht gegen Entſchädigung zum Eigenthum zu erbe- 
ben, — machen die Rechte an Bauergütern oft mehr den Eindruck thatſächlicher 
Rechtszuſtände, als den von principiell und felbjtändig ausgebildeten Rechts— 
formen. Gleihwohl hat es die Wiſſenſchaft verjtanden, die Elemente, welche 
wirklich in fortgefegten Beliebungen und übereinjtimmender Sitte jtetig hervor- 
treten, zu faffen und als Inhalt von Nechtsinjtituten zu entwideln ®). 


J. Rechte an Banergütern nad) allgemeinen Redtsformen, 
8 139. 

Obſchon das Yehnrecht feiner urjprünglichen Bedeutung nach vorzugsmeije 
für die dadurch zu Kriegsdienſten verpflichteten Mitglieder der Nitterichaft be- 
jtimmt war, jo bat man doc die in ihm liegende allgemeine Form der Ueber- 
tragung dinglicher Nechte über ihr urjprüngliches Anwendungsgebiet ausgedehnt 
und namentlich auch zur Begründung bäuerlicher Nutungsrechte verwendet !). 
Die auf ſolche Weife begründeten Rechte, für deren VBorhandenjein jedoch nicht 
ihon die Bezeichnung „Erblehen“ entjcheidet ?), enthalten in Beziehung auf 


die nächften Quellen der Rechtöverhältnifie an Bauergütern die Ueberlafjungscontracte, Yeihe- 
und Meyerbriefe, deren Abfafjung umd Erneuerung von Zeit zu Zeit neuere Gefesgebungen 
ausdrüclich vorfchreiben. S. Br. Yandr., 1, 18, 732 und 733. 

5) S, Preuß. Gef. v. 9. Febr. 1811 und v. 25. Septbr. 1820, Bayer. Berfaſſung, 
Fit. 4, $ 7 und Beil. 6, $ 8 (Verwandlung der ungemejienen Frohnen in gemeilene betr.). 
Würtemb. Edict v. 15. Novbr. 1817. Im allen Staaten Deutſchlands bat man ſich feit 
vierzig Jahren mit der Ablöfung der bäuerlichen Grundlaften melden man in der Sprache 
der Kammern den für Deutfchland nicht immer richtigen Namen Feudallaſten beilegt) zum 
Theil ohne Entfhädigung der Gutsherren beichäftigt. 

6) Beſonders wichtige, namentlich für die theoretifhe Behandlung eine feitere Grundlage 
gerwährende Gefege find die Paderborniiche Meyerordnung von 1765 bei Wigand , Provinzial» 
rechte v. Paderb. u. Corvey, 3. Bd, S. 40 fig. Minden’sche Eigenthumsordn, v. 1741 bei 
Wigand, Provinzialr. v. Minden u. ſ. w., 2. Bd., ©. 332 fig. Calenbergiſche Meyerordn. v. 
1772. Münfteriiche Erbpachtordnung dv. 1783 bei Schlüter, Brovinzialrechte der Provinz Weit- 
phalen, 1. Bd., ©. 338 flg. Osnabrüdifche Cigenthumsordn. dv. 1722 bei Wigand, Provin- 
zialrechte v. Paderborn u. f. w., 3. Bd., ©. 144 fig. Codex Maximil. Bavaricus, 4, Th., 
7. Cap.; Pr. Yandr. I, Tit. 18, 2, Abfchn. Das Preuß. Gef. betr. das Höferecht in der Pro- 
vinz Hannover v. 2. Juni 1874 hebt das bisherige Höferecht auf, geftattet aber die Begrün- 
dung eines neuen Anerbenrechts durd Eintragung in die Höferolle. 

1) ©. oben $ 104, Anm. 4. Haubold, Sächſ. Recht, $ 461. 

2) Der Name Lehen oder Erblehen wird auch für Erbleihe, d. h. erbliches Colonatredit, 
gebraudyt. Regelmäßig find die Namen Feudaſter, Zins, Bentel-, Schulzenlehen. 
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das Recht an der Sache alle Befugnijje des Yehnrechts, ſoweit dieje nicht durch 
das bejondere Band der Vajallentreue und der Nitterdienjte bedingt find, 
Daher wird zwar die Succejfionsberechtigung überhaupt nach den Grundfägen 
des Lehnrechts beurtheilt, aber die Yehnsfähigkeit des legteren ift hier feine 
bedingende Vorausſetzung; ebenjo tritt der Verluſt des bäuerlichen Rechts nicht 
ſchon bei jeder Handlung ein, welche im eigentlichen Lehnrechte eine Felonie 
begründen würde. Regelmäßig wird bei ſolchen Verleihungen ein Yaudemium 
ausbedungen; die Fälle dejjelben werben jedoch nach localem Herfommen und 
Privatdispojition verjchieden bejtimmt. 

Nur wenige Bauergüter werben mit dem Rechte der römiſchen Emphy— 
teuje bejejjen *). Die Kennzeichen derjelben find nicht die Namen +) oder die 
äußeren Aehnlichleiten bäuerlicher Gutsverhältniffe mit derſelben, jondern ein 
bejtimmtes Hinweijen der Yeibebriefe auf die charafteriftiihen Eigenthümlich— 
feiten des römischen Inſtituts. 


1. Erblide Nutzungsrechte an Banergütern nach Colonatredt. 


$ 140. 


Das deutjche Necht kennt eine Art bäuerlicher Gutsrechte, welche in einem 
erbliden Befig- und der Natur des Grundftüdes entiprechenden Nutungsrechte 
beiteht, zu welchem in der Regel ein befchränftes Verfügungsrecht hinzukommt. 
Dieß find die wejentlihen Clemente eines Injtituts, welches von der Wiſſenſchaft 
mit dem allgemeinen Namen Colonat bezeichnet wird, aber in den Particular- 
rechten unter den vwerfchiedenjten Benennungen 1) bervortritt, als Meyerrecht ?), 


3) Wirfliche Emphyteuſen famen meift nur als Verleihungsformen der nad) römiſchem 
Rechte lebenden Kirche vor. Aber jehr häufig identificirte man die ganz verichiedenen deutichen 
Bauerleiben damit und zwängte ihnen römische Beftimmungen anf. Steinader a. a. D., ©. 479, 
Anm. 4. Ueber eine eigenthümliche Superficies, welche mit Emphyteufe verbunden ift, ſ. die 
interefianten Mittheilungen von Gäde (in der $ 138, Anm. 1 eit. Schr.), S. 70 fig. 

4) Am wenigften beweiit dafür das vieldeutige Wort Erbjindgut. Aber auch nicht einmal 
das Wort Emphyteuſe, da man darunter fehr häufig feine beftimmte Species, fondern eine 
generelle Claſſe von Berleihungen verftand, 3. B. d. Bayer. Yandr. a. a. D2.$ 1. 

1) Nicht alle Benennungen der Bauergüter beziehen ſich auf die rechtliche Natur des Be— 
ſitzrechts; manche find von dem alten Gerichtsverbande entlehnt, im welchem fie ſich befanden, 
J. B. Probftdings-, Voigtdings-, Meierdingsgüter, Hägergüter, Hubgüter, Hofgüter. 

2) Meyer find urfprünglicd die Beamten des Billicationsfyftens, dann diejenigen, welchen 
man Grundftücde gegen die Verpflichtung zu denjenigen Abgaben übergiebt, welche der chemalige 
villieus al® firirten Ertrag der Verwaltung hatte zahlen müflen. Später nannte man fo aud) 
die einzelnen Colonen eines folden Wirthichaftsganzen. Vgl. Maurer, Geſch. d. Fronhöfe, d. 
Bauernhöfe u. f. w., Bd. 2 (1862), &. 458 fig. Wigand, Provinzialr. v. Paderborn, Bd. 1, 
S. 185. Wippermanm, Das Recht der Meierämter (offiein villicationis), 1859. Daß man diefe 
Verleihung in Urkunden bisweilen mit dem Ausdruck locare und die Abgaben des Meyer als 
Heuer bezeichnete, drängt nach dem älteren Sprachgebrauche nicht zur Annahme eines perjön- 
lichen Rechts. S. auch Wigand a. a. D., ©. 187. Dies behauptet dagegen Gejenius, Meyer- 
recht, Th. 2, S. 108 flg. auch noch für die Gegenwart, und vor ihm Struben, De jure vill., 
eap. 2, 8 9, 10. u. f. w., u. A. m. Bol. ichon dagegen Runde, Die Nechtölchre v. d. Leib— 

15* 


228 Zweiter Theil. Erftes Bud). 


Erbpadht?), Erbrecht +), Erbzinsrecht °), Erbleihes). Alle diefe Gutsrechte, 
welchen gleihmäfig der Charakter dinglicher Rechte zukommt”), baben 
regelmäßig mit einem von ihrem heutigen verjchiedenen Rechtöinhalte be- 
gonnen; bejonders erjcheint die Erblichfeit und damit bisweilen auch bie 
Dinglichleit als eine erjt neuere Errungenjchaft?). Die Verſchiedenheit ihres 


zucht, S. 96 flg. Allerdings ift die Erblichteit in der Regel erft fpäter erworben, aber die 
Nichterblichkeit ift nicht von felbft gleich der Nichtdinglichkeit. Heutzutage ift die richtige An- 
ficht, daß das Meyerverhältnig in Niederſachſen und Weſtphalen ein dingliches fei, die Meinung 
der Schriftſteller. S. außer Wigand, Steinader a. a. O., ©. 488, welcher aber in der näheren 
Beitimmung ded Nechtöcharalterd irrt. Bgl. Anm, 7. — Die Schillingsgüter im Yüneburgi- 
ſchen, die Leihe zu Waltrecht (Lennep, Landſiedelrecht I, 2, $ 31) enthalten ähnliche Verhältniſſe 
als das Meyerredht. — Das Wort Dieyer wird allerdings aud in manchen Gegenden für 
Pächter gebraucht (Gefenius, Bd. 2, ©. 149 flg.), aber dieß ift anomal. 

3) ©. die Münfterifche Erbpadhtordnung v. 1785. Das Defterr, Gefegb. Art. 1122 und 
1123, unterfcheidet Erbpacht von Erbzinsrecht durd) die Größe bes Zinfes, welche bei erſterem 
im Berhältniß zum Fruchtertrage ftehe, bei letzterem nur ein Belenngeld ſei. Die Kalenberg. 
Meyerorbn. I, $ 1, identificirt Erbpacht mit Meyerredt. S. aud) Haubold, Sächſ. R., $ ırı. 

4) Bayer. Yandr. IV, 7,8 6. 

5) Pr. Landr. I, 18, $ 680-819. In Sachſen ftehen die Erbzinsgüter mit der Bebeu- 
tung von Colonatgütern den ſ. g. ſchlechten Zinsgütern, d. h. dem mit Reallaften belegten 
Eigenthum gegenüber. Haubold a. a. D., $ 459 u. 460, 

6) Suttinger, Consuetud, Austr., p. 997 sq. — Auch die Laßgüter in der Mittelmart, 
die Feftegüter in Schleswig- Holftein und die Güter der Eigenbehörigen in Weftphalen zählen 
hierher. Eichhorn, Einl. $ 261, 3, 

7) Obſchon die; allgemein anerlannt wird, herrſcht doc außerdem in Bezug auf die Be- 
ſtimmung des Umfangs diefer Rechte eine Berjchiedenheit fowohl der Gefege als der Meinungen 
der Schhriftfteller. So wenig dieß auf das allgemeine rechtliche Princip von Einfluß ift, fo fehr 
würde dieß eine mod jetzt weit verbreitete Anficht fein, welde eine Grengbeftimmung in dem 
Gegenüberftellen des f. g. dominium utile und des ususfructus ſucht. So das Pr. Yandr. 1, 
18, $ 680 fig., gegenüber I, 21, $ 187 (Erbzinsgüter gegenüber dem Erbpacht), Gejenius, 
Meyerrecht, Bd. 2, ©. 130 flg. Bülow und Hagemann, Erörterungen, Bd. 3, Nr. 22. Stein- 
ader, ©. 478. Mittermaier, Grundfäge, $ 488. Diefe Anficht ift hervorgerufen durch eine 
Uebertragung der bei der Beurtheilung der Emphyteufe entftandenen Vorftellung vom dominium 
utile, welche man mit allen ihren Konfequenzen auf ähnliche bäuerliche Gutsverhältnifie an- 
wandte; wo man num geringere Berechtigungen fand, bezeichnete man biefe als einen bloßen 
ususfructus und fuchte diefe Gegenfäge mit fcheinbarer Willenfchaftlichleit zu entwideln. Aber 
auch die Anficht Eichhorn’s, Einl. $ 259, 1, daß die Analogie der Emphyteufe mit vielen Aus- 
nahmen angewandt werden müfle, ift unrichtig; die Emphyteuſe ift ein felbftändiges römifches 
Inftitut, das in feiner eigenthümlichen Geſchichte die Erklärung feiner Befonderheiten findet. 
Ueber andere Analogien j. Grefe a. a. O., ©. 218. Um das Golonatredht civiliftiich zu con«- 
ftruiren, bedarf e8 feiner Analogie, fobald man ſich vergegemmwärtigt, daß es fich Hier um die 
Uebertragung einzelner im Eigentum enthaltener Befugniffe unter den vom Gigenthümer zu 
beftimmenden Bedingungen handelt, — aljo um ein Rechtsgeſchäft, das im der allgemeinen 
Dispofitionsfreiheit des Eigenthümers von ſelbſt begründet if. Die Wiederholung dieſer Be- 
dingungen in allen Gegenden Deutſchlands, die dadurch entftandene Sitte, jo und nicht anders 
zu verleihen, hat aus dem Rechtsgeſchäfte ein Nechtsinftitut werden laſſen, an deſſen Natur das 
größere oder geringere Maß der gutöherrlihen Zugeftändnifje feine andere Veränderung hervor- 
bringt, als dieß Nebenbeftimmungen der Parteien überhaupt vermögen. 

8) Die älteren Formen der Bauerleihe find fo mannigfaltig, daß fie fich faum zu einem 
vollftändigen Ganzen zufanmenfafien lafien. Ueber das mittelalterliche landrechtliche Leihen zu 
Zinsgut vgl. Homeyer, Syftem des Lehur, ©. 276. Bgl. auch die Notizen bei R. Jacobi, 
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Ausgangspunftes und ihrer jpäteren Entwidelung zeigt jich auch jest noch in 
manchen Abweichungen einzelner Rechtsfolgen; aber doch find fie micht jo 
wejentlich, daß fie das obige Grundprincip ſelbſt ergriffen und die wijjenjchaft- 
lihe Bereinigung diefer Bauerhofsrechte in einem umfajjenden Injtitute un— 
möglich machten. 

Das Colonatrecht gewährt das ausgebehntejte Hecht der Benukung des 
Bauerguts, wie diefelbe durch die Natur des lektern und feine herkömmliche 
Bewirthichaftung geboten wird, und ohne Nachtheil für die Erhaltung dejiel- 
ben gejchehen kann ®);, auch eine Veränderung der Eultur, wenn fie feine Ver- 
ichlechterung des Guts enthält, ift nicht ausgefchloffen 10). Der Colon vertritt 
das Gut in allen daſſelbe betreffenden Nechtsjtreitigfeiten jowohl als Kläger 
(mit den gewöhnlichen Nealflagen), wie als Bellagter, ohne die Befugniß, den 
Gegner an den Gutsherrn zu verweilen, dem jedoch eine Intervention frei- 
jteht 11); eine Wiedervereinigung veräußerter Barcellen durch die Reunionsklage 
wird jogar regelmäßig dem eintretenden Golonen zur Pflicht gemacht !?). 
Wirkliche Veräußerungen des ganzen Guts oder eines Theild, ſei ed unter 
Lebenden oder von Todes wegen, find, wenn fie ohne Einwilligung des Guts— 
beren geſchehen, nichtig *?); dieſe kann aber in der Regel nicht aus unerheb- 
lien Gründen, bejonders dann nicht verfagt werden, wenn der neue Erwerber 
zur Bewirtbichaftung fähig tft. Eine zeitweife Ueberlafjung des Golonatrechts 
dagegen an eine überhaupt nicht untüchtige Perſon, fowie die Beftellung eines 


Anselmus de Orto super contract. emphyt. et precarii, libelli atque investiturae (Wimariae), 
1854. Roth, Feudalität und Uinterthanenverband, 1863, ©. 139 fly. Die ehemalige Nicht- 
erblichteit (die übrigens nicht die Regel war) ftüßte fich zum Theil auf das durd; manche Er- 
fahrungen veranlafte Streben der Gutäherren, die Zurüdziehung des Guts wenigften® in ihrer 
Hand zu haben ; fie wollten dem Bauern das Gut nicht gerade wegnehmen, aber ihm doch auch 
fein Recht gewähren. Grefe a. a. O., ©. 210 flg. Oft wollten fie auch nur die Verpflichtung 
zur Leiftung eines Weinfaufs erzwingen. Beſonders häufige Anfänge find die vielgeftaltigen 
Formen bes Hofrechts. Alle diefe VBerfchiedenheiten der Entftehung haben noch in der heutigen 
Geftalt der Verhältniſſe fihtbare Spuren zurüdgelaffen, deren Erforfchung auf dem Wege der 
Geſchichte die Aufgabe des Juriften bei der Beurtheilung comereter Fälle ift. 

9) Der Umfang der Benutzung ift nach der Intention des Berleihenden ähnlich dem des 
Lehnrechts, — Ausihöpfung aller im Cigenthum liegenden und ohne jenes übertragbaren Be- 
fugniffe. Einzelne Beſchränkungen, die auf befonderen Borbehalten beruhen, finden jich häufig, 
bisweilen fogar durch die Geſetze vorgefchrieben. So namentlich in Betreff des Rechtes hartes 
Holz zu fchlagen. ©. Gefenius a. a. DO. ©. 161. Bülow und Hagemann, Grörter., Bd. 2, 
Nr. 25. Migand, Provinzial. v. Paderb., Bd. 1, ©. 89. 

10) Hagemann, Yandwirthichaftsrecht, S. 524. Steinader a. a. O., ©. 480. 

11) Wigand a. a. O., ©. 88. Hagemann a. a. O. u. Erörterungen, 4, Nr. 13. Stein- 
ader, ©. 489, 

12) Wigand a. a. O. 

13) Hagemann, Landwirthſchaftsrecht, S. 526. Steinader, S. 480, Anm. 9. Grefe, 
©. 228 fig. ©. aber Wigand a. a. O., ©. 94, wo der Verlauf des ganzen Gutes nad 
vorgängiger Anzeige an den Gutsheren und Erwartung feiner Antwort freigegeben, aber nur 
eine theilmeife Beräufßerung, alfo Zerfplitterung verboten wird. Oft wird dem Herrn ein 
Vorkaufsrecht gewährt. — Eine verbotene Beräußerung ift nichtig und kann fowohl vom Guts- 
heren als Colonen widerrufen werden. Grefe, ©. 235. 
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dinglichen Rechts auf die Dauer des Golonat8 wird meijtens auch ohne Ein- 
willigung des Gutsherrn gejtattet 1%). Dereliction des Bauerbofs ift durch 
die Vertragspflicht des Colonen ausgeichlofjen 16). Da die freie Dispofitiong- 
befugniß mangelt, mithin auch eine Verpfändung des Guts die Zuftimmung 
des Gutsherrn bedarf, jo haftet für die Schulden des Colonen nur deſſen 
Allodialvermögen 1%), wozu alle Habe außer dem Gute und insbejondere auch 
die Meliorationen, welche der Colon zu dem Hauptgute gemacht hat und ver- 
gütet erbält, gerechnet werden !?). Der Golon bat die Berpflichtung, das 
Gut baulid und in gutem Wirthichaitsitande zu erhalten, auch die darauf 
ruhenden öffentlichen Yajten und Reallaften zu tragen, ebenjo muß er die guts- 
berrlichen Gefälle entrichten, unter denen namentlich ein bald Heinerer (blos 
zur Recognition des Eigenthums), bald größerer Zins an den Gutsherrn ber- 
vortritt 3). Er ift ferner verpflichtet zur Zahlung des Yaudemiums und ähn— 
liher Abgaben (vergl. $ 143). 

Das Kolonatrecht wird begründet dur einen Vertrag zwifchen dem Guts— 
herren und Golonen!’). Der darüber abzufafjende Yeih- oder Meyerbrief 
enthält die näheren Bedingungen des Verhältniſſes, welche durch Gejeß und 
locales Gewohnbeitsrecht ergänzt werden 2°). Bejtimmungen, welche das Colo— 
natrecht auf eine bejtimmte Zeitgrenze oder auf die Yebengzeit des Colonen 
beichränten, jollen nach Particularrechten die Erblichkeit nicht ausichliegen ?’). 
Der Meyerbrief muß jowohl beim Antritte des Colonatguts als auch jpäter 
von Zeit zu Zeit erneuert werden. Beſondere Aufbebungsgründe des Colonat- 
rechts find die Confolidation beim Abjterben des Colonen und jeiner ſucceſſions— 


14) Befugniß zur Beftellung einer Leibzucht (f. d. Erbrecht), einer Servitut auf die Dauer 
des Rechts, muß dem Kolonen nad) allgemeinen Grundfägen frei ſtehen. Das Recht der Ber- 
pachtung ift bisweilen ausgefchlofien. S. Straben, De jure villie. e. II, $4. Eichhorn, Einf, 
8 259, 

15) Bülow und Hagemann, Erört., Bb. 4, Nr. 82. 

16) Die Schulden ergreifen auc ohne einen Couſens des Gutsheren das unter Vorbehalt 
der gutsherrlichen Rechte als Erecutionsmittel dienende Gut, wenn öffentliche Yaften aus dem 
Allod nicht bezahlt werden können, aber nidjt ohne Weitere® aud) wegen versio in rem; ſ. jedoch 
Hagemann, Yandwirthfdaftsr., S. 527. Greie a. a. O., ©. 231 u. 277 fig. 

17) Steinader a. a. D., ©. 497 flg. Jedoch können diejenigen Allodialgegenftände, welche 
unauflöslid; mit dem Hauptgute verbunden find, wie Gebäude, nur unter denfelben Bedingungen 
wie dad Hauptgut von den Gläubigern angegriffen werden. 

18) Ueber die Zinfen und die Frage über den Erlaß derielben in unglüdlihen Jahren 
vgl. unten $ 189, 

19) Zur Begründung des dinglichen Rechts bedarf es feiner Tradition, wenn nicht das 
Particularrecht eine ſolche vorfchreibt. Die Analogie des emphyteutiihen Kontracts ift bier in 
der That zuläſſig. Grefe a. a. DO, ©, 220 fig. 

20) Namentlich ift auß dem localen Herlommen die Frage nad) den Kennzeichen der Erb- 
lichteit zu beantworten, wenn diefe im Yeihbriefe nicht ausgefprochen fein follte. Solche Diert- 
male find: Yaudemialverpflichtung beim Gutsantritt, VBorlommen von Leibzuchten und Interims- 
wirthichaften. Eichhorn, Einl., S. 648. Cine allgemeine Vermuthung für die Erblichkeit kann 
nicht angenommen werden, wohl aber nad Localrecht begründet fein. 


= 


21) Sommer, Darftell. der Nechtöverh. der Bauergüter, ©. 108. 
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berechtigten Nachkommen und die Fälle der Caducität, welche in dem Ab- 
meierungsrechte des Gutsherrn begründet find ($ 143) ??). 


Ausübung des Colonatredhts durch einen Interimsmwirth '). 


$ 141. 


Die Stellung eines Colonen jowohl gegen den Gutsherrn als gegen bie 
Gemeinde macht e8 wünjchenswerth, daß die Vertretung des Bauernguts durch 
einen jelbjtändigen, der Bewirtbichaftung fähigen Wirth nicht unterbrochen 
werde, Ein gewöhnlicer Vormund, welcher die Gutsverwaltung während der 
Minderjährigkeit des Anerben übernähme, würde jenen Intereſſen nicht genü- 
gen ?), und man ijt deshalb in vielen Gegenden Deutjchlands zu dem Injtitute 
der Interimswirtbichaft gefommen. Der Interimswirth ift ein auf bejtimmte 
Zeit (Mahljahre) gewählter Vertreter des Anerben im Colonate 
mit jelbitändiger Beredhtigung?). Er wird bejtellt, wenn die Suc- 
cejjion in das Golonatgut für den minderjährigen Anerben entweder durch ben 
Zod oder das Abtreten des Golonen zur Yeibzucht eröffnet wird 4). Der ur 
jprüngliche Fall der Interimswirthichaft ift die Uebertragung derjelben auf den 
zweiten Ehegatten durch die Überlebende Wittwe, welche auch ohne jene ver- 
möge ihrer aus der Gütergemeinfchaft 5) entipringenden Rechte dem aufgehei- 
ratheten Manne einen freilich durch die Dauer ihres Yebend bedingten Antheil 
am Genufje des Gutes verjchaffen würde; jedoch ſetzt diefe Art der Bejtellung 
heutzutage entweder eine Berechtigung der Überlebenden Wittwe durch Bevoll- 
mächtigung von Seiten des nun verjtorbenen Golonen voraus, oder die Zu- 


22) Es tritt bier eine Ähnliche Sonderung des Allods vom Colonat ein, als beim Yehn; 
nur wird hier das allodium cum villa conjunetum niemals getrennt, fondern immer nur dem 
Werthe nad) vergütet. Um weitläufige biftorifche Unterfuchungen abzufchneiden, beftimmen manche 
Gejeßgebungen, was als allodium cum villa conjunetum anzufehen fei. Runde, Interims- 
wirthid., ©. 6 u. 7. 

1) Ch. 2. Runde, Abhandlung der Nechtöfchre von der Interims-Wirthfchaft auf deutſchen 
Bauergütern, 1796, 2, Ausg. 1832. Pfeiffer, Meyerrecht, S. 332 fig. 

2) ©. Runde, a. a. DO. $ 8 und ©. 42. Ganz ähnlich ift das Bedürfniß nach Einkind- 
ſchaft in den Städten. 

3) Diefes juriftifche Princip (procurator in rem suam) ift lange verlannt worden. Weber 
die zum Theil wunderlichen Analogien, welche man benußt bat, ſ. Runde, $ 23—29, Aud 
deſſen „interimiſtiſches Eigentum“ im Gegenfage des „ſchlafenden“ empfiehlt fi wenig. Am 
bäufigiten war die Annahme einer tutela fructuaria oder Lehnsvormundſchaft (zu der auch Phil- 
Iips, Deutſch. Pr.-R., $ 268, in feiner Hiftorifch fein follenden Deduction wieder hinneigt). — 
Bon der eigentlichen Interimswirthſchaft muß übrigens ftreng die Berechtigung auf Verwaltung 
oder Genuß des Guts unterjchieden werden, welche die Folge ehelicher Güterrechte oder etwa 
der väterlihen Gewalt iſt. Wunde, $ 11 u. 12, 

4) Andere Bälle f. bei Runde, $ 37. Auf die Veitellung eined VBormunds hat die Ins 
terimswirtbhichaft gar feinen Einfluß. Der Juterimswirth kann felbit Vormund fein, dieß ift 
aber nicht nöthig. 

5) Diefe Rechte können auch anderer Art fein, 5. B. ein in dem Ebepacten beftelltes 
gegenfeitiges eheliches Succeſſionsrecht (längit Leib, längſt Gut). 
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ftimmung der VBormünder und des Gutsheren ®). Außerdem können die Wor- 
münber, wo jie es für nöthig erachten, die Zuftimmung der Obervormundjchaft 
vorausgejett ?), einen Interimswirth beftellen, wobei der Gutsherr feinen etwa 
erforderlichen Conſens, ſofern die Geſetzgebung die Ausübung der gutsherrlichen 
Rechte überhaupt beſchränkt, nicht aus unerheblichen Gründen verjagen kann; 
aub kann der Colon die feinem Ehegatten an und für ſich zufommenden 
Güterrechte in die Form einer Interimswirtbichaft bringen. Immer aber muß 
der Interimswirth eine zur Bewirtbichaftung fähige Perſon fein; die VBerwandt- 
ichaft 8) dejjelben mit dem Anerben kommt dagegen ebenjowenig als in der 
Regel das Geſchlecht in Betracht. Das Rechtsgejchäft, welches die Anterims- 
wirtbichaft begründet, ijt eine Veräußerung ohne Liberalität; jeine Form fann 
die einer lettwilligen Verfügung und eines Vertrags fein, für welcden häufig 
ichriftliche Abfaffung erfordert wird. 

Der Interimswirth hat am Golonat und deſſen Zubehör *) während der 
Dauer des Verbältnifjes alle Rechte und Pflichten eines wirklichen Colonen, 
zu denen noch die bejondere Verbindlichkeit zur Erhaltung des Guts für den 
Anerben binzutritt. Wie der Colon erwirbt er daher alle Früchte des Gute 
und ijt zu denjelben Wirtbichaftshandlungen wie jener berechtigt. Auch ver» 
tritt er das Gut activ und paſſiv in den daſſelbe betreffenden Rechtsitreitig- 
feiten, unb jeine Grwerbsbandlungen bereichern das Grundftüd. Dagegen 
barf er weder das ganze Gut, noch einen Theil davon veräußern 19) und ver- 
pfänden; ber Anerbe muß aber ſolche Schulden deffelben anerkennen, melde 
das Bedürfnig ded Guts forderte umd die zum Beſten vefjelben übernommen 
wurben !1). Der Interimswirth ift verpflichtet, das Gut in Bau und Beſſe— 
rung zu erhalten, alle Yaften beilelben (auch das Yaudemium) zu tragen, die 
hypothekariſchen Schulden zu bezahlen, die Geichwifter des Anerben jowie diefen 
jelbit zu alimentiren und jene vegelmäßig auch abzufinden und auszufteuern !*?); 
auch wird meiſtens verabredet, daß er fein Vermögen ganz oder theilweiſe in 


6) Eichhorn, Einl., $366, giebt der Wittiwe dieß Necht ganz unbedingt. Vgl. aber Runde, 
$ 41, und die daſ. Anm. e angeführten Gefete. 

7) Ueber die Punkte, auf welche fid) deren causae cognitio zu richten hat, f. Runde, 
©. 102 fig. 

8) Denn obſchon der Fall, daß der Stiefvater Interimsrirth ift, am bäufigften vorfommt, 
fo ift er doch keineswegs der ausschließliche, 

9) Nicht am Allodialvermögen ded Anerben. 

10) Dieß gilt jedoch nicht von ben nothwendigen Beräußerungen, befonders des Inventars, 
welche al8 gewöhnliche Wirthichaftshandlungen betrachtet werden können und deshalb nicht ein» 
mal der Erlaubniß der Vormünder bedürfen. 

11) Runde, S. 132, fpridt dem Gläubiger (nad) L. 7, Cod. 4, 26 und L. 1 pr. D. 20, 
6) eine Klage gegen den Anerben auf Grund der in rem versio, bem Interimswirthe aus dem 
Mandate oder der negotiorum gestio zu. 

12) Die jebod; nur, wenn der Fall der Abfindung oder Ausfteuer in die Dauer ber 
Mahljahre fällt und der Interimswirth in dem Beſitze folcher Güter ift, auf denen die Pflicht 
zur Abfindung haftet, ſowie endlich, wenn das disponible Vermögen mit Einfluß ded vom 
Interimswirthe conferirten binreiht. Runde, ©. 156, 
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das Gut verwende. Dafür wird ihm nach Beendigung der Interimswirth- 
ſchaft eine Leibzucht und feinen Kindern eine Abfindung, wohl auch ein even- 
tuelfe8 Succeffionsrecht gewährt. So wie er num verpflichtet ift, den Schaden 
zu erjegen, welcher dem Gute durch eine Vernachläſſigung der Sorgfalt, die 
er in eigenen Angelegenheiten anwendet !3), entſtanden ift, fo ift er berechtigt, 
für diejenigen Verwendungen in das Gut, welche außer dem Kreiſe feiner Ver- 
pflihtung liegen und den Ertrag des Guts nebit feinem einzumwendenden Ber- 
mögen überiteigen, Entſchädigung zu verlangen !*). 

Die Interimswirthſchaft hört auf mit der Beendigung der Mahljahre, 
welche regelmäßig in den Zeitpunkt der Volljährigkeit des Anerben fällt; ebenfo 
wird fie durch die Wirthfchaftsunfähigfeit und den Tod des Interimswirths 15), 
nicht aber durch den Tod des Anerben beendigt. 


IN. Nichterbliche Nutzungsrechte an Bauergütern. 


$ 142. 

Zwiichen dem erblichen Golonatrechte und einem bloßen Zeitpacht !) in 
der Mitte jteht ein dingliches Nutungsreht am Bauergute, welches auf eine 
bejtimmte Dauer beſchränkt ift, nämlich auf die Lebenszeit des Empfängers, 
oder auf bejtimmte Jahre, oder auf willfürlichen Widerruf. Tiefe Güter haben 
ihre bejonderen Eigenſchaften ähnlichen Verhältniffen und Umjtänden zu ver- 
danfen als die Colonate, oft find fie auf dem Wege der Erblichfeit nur jtehen 
geblieben, welchen einzelne Arten des Golonats, mit denen jie in Rückſicht auf 
die erjten Anfänge verwandt waren, raſch vollendeten. Daher kommt es, daß 
die Nichterblichfeit häufig nur eine theoretifh vorhandene Eigenjchaft ijt, wäh— 
rend im Leben nach alter Sitte das erledigte Gut auch dem Sohne des abge- 
gangenen Beſitzers verliehen wird, der ed nur von Neuem „gewinnen“ muß ?). 
Dei diejen Gütern finden alle Grundfüge des Golonatrechts Anwendung ?), 
joweit jie ohne das Princip der Erblichkeit beſtehen können; wenn daher nicht ein 
bejtimmter das Verhältnig auflöfender Grund eintritt, jo muß auch der Sin- 


13) Runde, $ 70. Bergl. auch Heife und Cropp, Yurift. Abhandl., 2. Bd., ©. 93 fig. 
Rechnung braucht der Interimswirtb nicht abzulegen. 

14) Runde, $ 73 und 74. 

15) Regelmäßig wird hier eine neue Interimswirtbichaft für die noch übrigen Mabljahre 
beftellt, welches oft dem überlebenden Ehegatten des veritorbenen Interimswirths ausdrücklich 
geflattet wird. Runde, ©. 203. 

1) Es ift Hiftorifch nicht gerechtfertigt, wenn Mittermaier diefe Güter (D. Pr.-R., $ 489) 
als Nahbildungen des Pachtverhäftnified anfieht. Denn das Anwenden römifcher Analogien, 
j. B. von dem Verfaſſer des Solmfifchen Landrechts auf die Yandfiedelleihe, hat nicht die dauer- 
hafte Wirkung gehabt, daß jene Annahme fo allgemein gerechtfertigt wäre. 

5) Schon die Verpflichtung des Gutsherrn, die dem Gute zugewandten Meliorationen zu 
vergüten, führte häufig dazu, ftatt dieſes Erfates da8 Gut dem Sohne zu geben, um fo mehr, 
da dieſer e8 duch ein Laudemium gewinnen mußte. &. Eichhorn, Einl., $ 255, 4. 

3) Namentlich muß der Beſitzer aud bier alle Gutslaften tragen. 
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aularfucceffor des Gutsherrn die Berechtigung anerkennen. Dahin gehören 
beſonders die auf Yebenszeit verliehenen Bauerleben in Oberhejjen 4), Gewinn- 
güter am Niederrhein 5), Yeibgedingsgüter (Yeibrecht) in Bayern %) und Oeſter— 
reih ?), Schupf- und Falllehen in Schwaben ®), und die Todbejtände in Baden, 
ferner die auf Lebzeit des Gutsherrn verliehenen Neuftiftsgüter in Bayern; 
regelmäßig ift die Grblichkeit auch der ſ. g. Bebandigungsgüter?) nur eine 
factiſche. Willtürlich gekündigt werden fünnen die Yandjiebeleien ?0) in Hefien, 
Solms und Waldeck (obſchon auch bei ihnen factiſch in der Regel Vererbung 
jtattfindet), die Güter auf Herrengunft (veranleitete Freiftifte) 11) und einzelne 
Arten der Yafgüter. Auch für diefe Glafjen von Gütern entjcheiden nicht 
immer die Namen, da fie theils in verichiedenem Sinne gebraucht werben, 
theils oft jelbjt dann noch feitgehalten wurden, wenn fich die Natur der Güter 
ſchon längft in einer dem Namen widerſprechenden Weiſe umgejtaltet hatte !?). 


IV, Rechte der Gutsherren gegen die Nutzungsberechtigten. 


8 143. 


Die Rechte des Gutsherrn find keineswegs überall diefelben, jondern je 
nach der Verſchiedenheit der bäuerliben Zuftände in ihrem Umfange und In— 
halte von einander abweichend). In der Regel hat der Gutsherr das Recht 
auf vertragsmäßige Abgaben und Reallaſten ?), befonders Zinſen und Dienite, 
auch ftanden ihm in manchen Gegenden noch vor Kurzem die auferordentlichen 


4) Runde, Anm. zu Buri, Erläut. des Lehnr., Anm. 50, 

5) ©. die bei Mittermaier a. a. O., $ 29 erwähnten. 

6) Cod. Max. Bav. a. a. O. $ 29. 

7) Suttinger, Cons. Austr., p. 997 sq. 

8) Bad. Yandr., Art. 1831 an— bl. Gaisberg, Beleuchtung der Rechtsverhältniſſe bei 
Schupflehen, 1824. 

9) VBeftritten. ©. Eichhorn, Einl., $ 261, Anm. V. 

10) S. Yennep in dem $ 138, Anm. 1, angef. Werle, und Sternberg in der Zeitichr. für 
deutiches Recht, 8. Bd., ©. 93 flg. Solmf. Yandesordn., Th. 2, 7. 

11) Im Bayer. Yandr. a. a. D.,$ 31. 

12) Buri, Bon den Bauergütern, ©. 378, 

1) Die gutsherrlichen Rechte entbehren eines juriftifchen Mittelpunfts, kraft deſſen fie einer 
juriftifchen Gefammtconftruction fähig wären. Sie beftehen aus vielen einzelnen Berechtigungen 
des verfchiedenften Urfprungs (Vogtei, Vorbehalt bei Berleihungen, Nefte der Leibherrichaft, Ber- 
trag u. ſ. w.) und der verfchiedenften rechtlichen Natur. Ihr Zufammenhang ift ein biftorifcher 
und ihre Einheit liegt weniger in einem juriftifchen Begriffe al8 in der eigenthümlichen focia- 
len und ötonomifchen Idee, welche durch diefe Verbindung Geftalt erhält. Daher hebt 
es dem Begriff der Gutsherrſchaft nicht auf, wenn die einen oder anderen diefer Nechte fehlen. 
Ihre Aufzählung an diefer Stelle dient zur ferneren Charakteriſtik der bäuerlichen Gutsver— 
hältnifje. Uebrigens kann gemeinvechtlich für das Borhandenfein diefer Berechtigungen im 
Einzelnen keine VBermuthung geltend gemadjt werden. 

2) S. darüber fpäter das Obligationenredht. Ueber die Möglichkeit von Neallaften bei diefer 
Art von Bauergütern ſ. Dunder, Reallaften, S. 203 flg. Häberlin, Zeitfchr. f. deutſch. R., 
Bd. 18, ©. 157 fig. 
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Mittel zur eigenmächtigen Geltendmachung diefer Rechte, als Dienſtzwang und 
außergerichtlihe Auspfändung des Grundholden wegen rüdjtändiger Zinſen 
zu ®). Häufig gejellen fich bierzu noch mannigfache Berechtigungen, welche, aus 
ehemaliger Yeibeigenjchaft der Bauern abjtammend, fi in der Gejtalt von 
Reallaſtrechten noch heutzutage bie und da erhalten haben *). Keine Reallaften, 
jondern perfönliche Berpflichtungen dagenen find bier das Yaudemium und 
Mortuarium ?), von denen das erjtere einen regelmäßigen Bejtandtheil der 
qutsherrlihen Nechte in Deutjchland ausmacht. Die Rechte auf dieje Laſten 
und ein eigentbümliche8 dem Gutsherrn zuftehendes Privationsrecht des Colonen 
bedürfen bier einer bejonderen Ausführung. 1) Das Yaudemium®) 
(Handlohn, Ehrſchatz, Weinkauf, Yehnwaare, Auffahrt, Gewinngeld, Lehngeld) 
iſt eine urjprünglich bei Berleibungen bäuerlicher Nutungsrechte vorfommende, 
aber unter Einfluß des römijchen Rechts jpäter ausgedehnte und durch Her- 
fommen oft auch auf Bauergüter im vollen Eigenthum übertragene Yaft, welche 
in der Verpflichtung des neuen Gutserwerberd bejtebt, dem Gutsherrn eine 
bejtimmte Summe zu zablen?). Nach feinem eigentlichen Charakter iſt das 
Yaudemium eine im Berleihungsvertrage begründete perjönliche Verbindlichkeit ; 
im Yaufe der Zeit bat fih aber am manchen Orten die Vertragsmäßigfeit 
dejjelben verloren, und es beſteht dann ſchon fraft einer gewohnheitsrechtlichen 
oder gejeglichen Vorſchrift. Stets aber muß jowohl jeine Criſtenz als fein 
Umfang bewiejen werden, wenn dieſe bejtritten werden. Das Yaudemium be- 
fteht in der Regel in gewiffen Procenten des Gutswertbs °) und fommt nicht 
blos bei einer Gutsveränderung vor, welche dur ein Geſchäft unter Yebenden 
(jelbjt durch die Interimswirtbichaft) veranlakt wird, jondern auch bisweilen 
bei Erbfällen; im letteren alle jedoch regelmäßig nur bei der Vererbung auf 
Seitenverwandte. Es ift fällig im Augenblide der gejchebenen Gutsantretung ; 
wird dieſe ald vom Anfang an nichtig wieder rüdgängig gemacht, jo kann das 
ſchon gezahlte Yaudemium zurüdgefordert werden, während dieß nicht der Fall 





3) Vgl. $ 69, Anm. 7. 

4) Wigand, Provinzialr. v. Paderborn und Corvey, 1. Bd., ©. 251, 

5) ©. Dumnder, Die Lehre von den Neallaften (1837), S. 227, gegen bie fehr verbreitete, 
aus Mangel eines ſcharfen Begriffs der Reallaften hervorgegangene Anficht, fie feien jenen 
immer beijuzählen. &. unten $ 169 (2). Damit ift jedocd; nicht ausgeſchloſſen, daß diefe 
Laften in mander Beziehung (3. B. rüdfichtlih der Zuläffigkeit einer Klage auf Anerlennung 
des Rechts im Ganzen) den Keallaften analog behandelt werden können. 

6) Bed, Vom Abſchoß, Nacjfteuer und Handlohn, herandg. v. Yange, 1871. Schröter, 
Abhandl. von der Lehuwaare und anderen Belehnungsgebühren, mit Vorrede von Gdardts, 
1798. Vom Handlohn der Erbgüter befonders nad Nürnberg. Rechten, 1798. MWigand a, a. O., 
S. 74 fig. Grefe, Hannöver, Pr.«R., 2. Bd., 5 69. Steinader, Braunſchweig. Pr.-R., 8 216. 
Weiste, Praktiiche Unterfuchungen auf dem Gebiete des einheimifchen Rechts, 1846 (über das 
?ehngeld bei. nach dem Sächſ. Generale v. 1751). 

7) Im der Regel tritt die Verpflichtung zum Handlohn nicht bei Veränderungen der Perfon 
des Gutsherrn ein. ©. Galenberg, Meyerordn. 2, 8 3. 

8) Bgl. 3. B. Cod. Maxim. Bavar. IV, 7, & 11, (Der Gutswerth ifi wohl zu unter- 
ſcheiden vom zufälligen Kaufpreife; nur jener giebt den Maßſtab für das Laudemium.) 
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ift, wenn ein neues willfürliches Geichäft das Gut in die Hand des früheren 
Veräußerers zurüdlehren läßt?). 2) Das Mortuarium!?) (Befthaupt, 
Kurmede, Gewandrecht, Buttheil, Hauptrecht, Todfall, Hauptfall) ift die Be— 
rechtigung des Gutsherrn, aus dem nach Bezahlung der vom Berftorbenen 
gültig contrabirten Schulden übrig bleibenden Nachlaffe des Golonen !') eine 
einzelne bejtimmte Sache oder eine Quote, oft auch eine bejonders verabrebete 
(Beitbauptstheidigung) oder herkömmlich feſtgeſetzte Abfindung zu fordern. 
Dieß Recht fette uriprünglich Leibeigenſchaft des Colonen voraus; es ift aber 
nach Aufhebung der Yeibeigenichaft bisweilen als eine dem Laudemium analoge 
Lajt ftehen geblieben, und es finden fich auch Beiipiele des Mortuariums bei 
Gütern freier Bauern !?). 3) Das Abmeierungsredt, d. b. die Be- 
fugniß des Gutsherrn, den Golonen nach vorbergegangenem Erpulfionsprocejie 
in gewiſſen Fällen feines Gutes zu entjegen. Solde Fälle find der Concurs 
des Golonen ?®), ſchlechte Wirthichaft, Verſäumniß der Erneuerung der Be- 
meierung, Rückſtand im Zahlen der Zinjen !*), Veräußerung des Guts obne 
Zuftimmung des Gutsherrn und bei nichterblichen Leihen bisweilen auch das 
eigene Bedürfniß des Letzteren, vorausgeſetzt, daß er das Gut ſelbſt übernehmen 
will 15), während in den übrigen Wällen der Gutsherr zu einer beliebigen 
anderweiten Bemeierung berechtigt ift. Im neuerer Zeit ift das Abmeierungs- 
recht mehrfach aufgehoben worden !®), 


Dritter Abfhnitt. 
Servituten 


1) Allgemeines. 
8 144. 
Berechtigungen an fremden Sachen, wodurch dieſe einer theilweiſen Herr- 
ihaft unterworfen werben, liegen fo ſehr im Intereife nachbarlicher Ver— 


9) Bgl. Mittermaier, Grumdfäge, $ 496. Das Laudemium ift ein Aequivalent für bie 
Hingabe des Guts umd geht damit Zug um Ang. 

10) Bodmann, Abhandlung von dem Befthaupte, nach gemeinem beutichen und beſonders 
mainzifchen Rechte und Herkommen, 1798. 

11) Jedoch kommt das Kolonat felbft mit in Anrechnung. 

12) Hohenlohifches Landr., 3. Th., Tit. 8, $ 4. 6—9. Eichhorn, Einl., $ 71, 66. 

13) Da das Gut nur mit Willen des Gutsherrn veräußert werden fann, unb ein in 
Concurs gerathener Colon durch Berluft feines Allodialvermögen® außer Stand geräth, das 
Gut zu bewirthſchaften, fo tritt ein Fall der Berechtigung des Gutsheren ein, das Kolonat 
zurüdzuforbern ; jedoch wird er in der Regel verpflichtet, zur Tilgung der Gantſchulden einen 
Theil beizutragen. S. Ealenberg, Meperordn., 9. Cap.; Cichhorn a. a. D., ©. 646, Anm. kk. 

14) Vgl. darüber z. B. bie bei Grefe a. a. O., ©. 268 flg., angeführten Ouellen. Die 
Zeit des Zinsrüdftandes wird gewöhnlid auf 2 oder 3 Jahre beftimmt. 

15) ©. Grefe a. a. D., ©. 274. 

16) 3. 8. in Bayern, f. Ediet über die qutöherrlichen Rechte und die gutsherrliche Gerichts- 
barfeit v. 1818, 8 16, 
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bindungen, daß fie Fein entwideltes Nechtsleben entbehren kann. Auch das 
ältere deutjche Recht Fennt ſolche Eigenthumsbeſchränkungen in großer Mannig— 
faltigteit, freilich ohne diejelben nach der Bejonderheit ihrer rechtlichen Natur 
zu bejtimmen*). Daher finden fich denn auch die eigentlichen Servituten von 
anderen in ihrer äußeren Erjcheinung ähnlichen Berechtigungen kaum gejchieden ; 
denn jo ſehr auch der Begriff der Serpitut, wie ihn das heutige gemeine 
Recht aufjtellt, in der Hauptjache ein durch feine innere Wahrheit nothiwendiger 
ift, jo fett doch feine Erkenntniß ein Bewußtjein der juriftiichen Natur der 
dinglichen Mechte und insbejondere des Eigenthums in einer Art voraus, in 
welcher es dem älteren deutjchen Rechte abgeht. Durh die Belanntjchaft 
mit dem vömijchen Rechte wurde nun dieje Erkenntniß vermittelt, und man 
jtellte fich fortan die Aufgabe, die im einheimifchen Yeben vorfommenden Rechts- 
verhältnijje nach den Grundjägen deiielben zu beurtheilen. Wenn man dabei 
häufig die Grenzlinien des Servitutsbegriffs verfannte und ibm eine Reihe 
von Rechtsverhältniſſen unterjtellte, welche eine ganz andere Auffafjung ver- 
langen ?), jo ift e8 die Aufgabe der neueren Zeit gewejen, die legteren auf 
ihre wahre rechtliche Stellung zurüdzuführen. 

Abgejehen von particularrehtlihen Bejtimmungen über die Entjtehung der 
Servituten, 3. B. die Einführung einer anderen Verjährungszeit ?), die Noth- 
wendigfeit der Eintragung in die öffentlichen Bücher, werden mithin heutzutage 

1) Die Rechtsbücher enthalten wenige Beifpiele von Serituten: die Aufzählung foldyer 
mußte nah der Anfchauung des Mittelalters mehr eine Sache der Eafuiftit fein, weshalb 
Urkundenfammlungen und befonders die Grimm’schen Weisthümer bie hier eigentlich belehrenden 
Duellen find. Dagegen führen die in den Rechtsbüchern fchon erwähnten geſetzlichen Eigen- 
thumsbeſchränkungen (f. oben $ 85--87) von felbit zu der Annahme eines häufigen Gebrauchs 
der Servituten. — Bgl. auch Irummer, Bortr. über mertwürd. Erfchein. in der Hamb. 
Rechtsgeſch, Bd. 3, 1. Heft (1849), ©. 39, 

2) Die war namentlich der Fall mit den Neallaften, welche man häufig als Servituten 
anſah, die nad der Eigenthümlichkeit des deutſchen Rechts in faciendo beftänden; ferner mit 
einer Reihe von ganz felbftändigen Nutungsberedhtigungen, 1) des Ehemannes am Vermögen 
der Frau, 2) der Eltern an den Gütern der Kinder, 3) der Leibzucht und dem Yeibgeding des 
überlebenden Gatten, 4) der Interimswirthſchaft, 5) der Apanage, deren Auffajjung als 
Nießbrauch man durch Aufftellung eines fogenannten ususfructus juris Germanici zu retten 
fuchte. Ebenfo fahte man häufig den Gemeindenugen fowie die durch die Markordnungen ge- 
währten Befugniſſe und die vorbehaltenen Rechte des Gutäheren bei Bejtellung von Colonaten 
ald Servituten auf, zu welchem Irrthum der Umſtand feicht verleiten konnte, daß für einzelne 
Punkte diefer Verhältniſſe die Servitutenlehre allerdings eine nicht unpajlende Analogie dar— 
bietet. Weberhaupt aber ift für die Beurtheilung dentfchrechtlicher VBerhältnifie die Warnung 
nothmwendig, daß man Berechtigimgen von fervitutsähnlicher Art nicht ohne Weiteres als Ser- 
pituten auffaßt, indem fie außerordentlich häufig blos perfönliche Rechte find, welche gewiſſen 
Berechtigten ald Mitgliedern einer Genoſſenſchaft zulommen. 

3) Pr. Pandr,, Th. I, Tit. 22, $ 16—24. Defterr. Gejegb., Art. 481. Im Sadjen 
gilt eine Verjährung von 31 Jahren 6 Wochen und 3 Tagen ; jegt von 30 Jahren, Civilgeſetzb. 
596, Liübifches Recht 1, 8, 2. Brem. Stat. v. 1433, 41: „So war en borgher feuldeget den 
anderen umme ene druppen mit flichter claghe, dat je bar nicht vallen ſchole van rechte, de 
ander fprefe, bat de druppe dar vallen habe jar und dad) odder mer ane rechte bijprafe; mad) 
be des aljo vulfomen, fo mad) he fine druppen wol beholden.“ 
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die prinzipiellen Fragen der Servitutenlehre im Wejentlichen durch die Grund» 
füße des römiſchen Rechts beantwortet. Nur darin bejteht noch eine allgemeine 
Berfchiedenheit des deutihen vom römifchen Rechte, daß jenes, indem es 
bezüglich der Art der rechtlichen Belaftung von Grundftüden überhaupt feine 
Grenze kennt, auch einen Theil der Schranken ablehnen darf, innerhalb welcher 
nach römiſchem Rechte die Servitut allein zur Entjtehung gelangen kann; es 
braucht daher feinen Anftand zu nehmen, reale Rechte als Grunddienftbarkeiten 
zu behandeln, auch wenn fich von ihnen nicht jagen läßt, daß fie dem unmittel- 
baren Interefje des herrſchenden Grundjtüds dienen, und andererſeits in ber 
fejtgejegten WVererblichkeit und Beräuferlichfeit einzelner mit perjönlicher Zu— 
ftändigfeit dinglich beſtellter Gebrauchs- und Nukumgsrechte an fremden 
Grundftüden feinen Grund zu finden, die Analogie der Servituten bei ihrer 
Behandlung auszujchliegen *). 

Im Folgenden ijt nun die Darjtellung des Inhalts einzelner nur dem 
deutfchen Rechte bekannter oder bejonderd darin ausgebildeter Dienjtbarkfeiten 
zu geben, welche ſich an die nicht gefchloffene Zahl der römijchen Servituten 
anreiben. 

2) Einzelne Servituten. 
a) Hut- und Weidegereditigkeit ?). 
Ss 145. 

Das Recht, auf eines Anderen Grundftüd Vieh zum Zwede der Weide 
zu treiben, ijt nicht immer eine Servitut; es kann auch der Inhalt der aus 
der Mitgliedfchaft einer Gemeinde entipringenden Berechtigungen oder eines 
Vorbebaltes des Gutsherrn bei Uebertragung von Nutzungsrechten an feinen 
Grundſtücken fein, welche an jich eine ſolche Einwirkung des Eigenthümers 
ausjchliegen würden. Mehrere diejer verjchiedenen Berechtigungen oder mehrere 
gleichartige Weideberechtigungen verjchiedener Subjecte fünnen in Betreff 





4) Die Schranfen des röm. Rechts, wie fie im Intereſſe der Reinerhaltung des Eigen- 
thums beftehen, find in Bezug auf den Niehbraud umd die übrigen vom röm. Rechte aus— 
drüdlich normirten Perfonalfervituten gewiß auch heutzutage noch volllommen gültig. Hier 
handelt e8 ſich um einzelne Gebrauchsrechte der Art, wie man fie in der Literatur häufig mit 
dem Ausdrude „irreguläre Perfonalfervituten‘‘ bezeichnete, — Rechte der mannigfaltigiten, 
oit erft durch das moderne wirthſchaftliche Yeben beſtimmten Beſchaffenheit. Man denfe an 
gewiffe bergrechtliche Befugniſſe an fremden Grundftüden, Im Bezug auf ſolche Rechte iſt wohl 
daran zu erinnern, daß das deutſche Necht jene Schranken des römifchen Rechts überhaupt 
nicht fannte und daß es nicht blos im der Form der Neallaft eine unbeſchränkte, lediglich der 
Willkür anheim fallende Belaftung der Grumdftüde zuließ. Im Pr. Yandr. I, 19, $ 23, 
Defterr. Geſetzb., Art. 529, Säcf. Civilgeſetzb, $ 661, wird biefer Gefichtspunft wenigftens 
zum Theil zur Geltung gebradit. 

1) Miünter, Das Weiderecht, 1804. Hagemann, Handbuch des Yandwirthichaftsrechts, 
1807, 5 290— 306, Preuß. Yandr., Th. 1, Tit. 22,8 80—145, Defterr. Gefetb., $ 498— 502, 
Cod. Maximil. Bav. P. 2, Cap. 8, $ 13, 14. Haubold, Sächſ. Brivatr., $ 192 fig. Sadıfe, 
Sädjf. Privatr., $ 290 fig. 
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eines belajteten Grundſtücks gleichzeitig zujammentreffen, wodurch der Fall 
der Koppelhut gegeben wird, welcher bei der Beurtbeilung der Frage über die 
Ausübung des Weiderechts von bejonderem juriftiichen Interefje iſt?). Die 
wichtigjte Art der Weidejervitut ift die j. g. Schüfereigerechtigfeit, d. h. die 
(häufig dem Gutsherrn zujtebende) Befugniß, eine Schafherde auf den in der 
Gemeindemarf liegenden Aedern weiden zu laffen, mit welcher bisweilen das 
ausſchließliche Recht, einen Hirten zu halten, verbunden ift, dieſes Recht bat 
in verjchiedenen Gegenden Deutjchlands bald eine größere, bald geringere Aus- 
debhnung ?), und es muß, wenn es bejtritten wird, ſowohl dejjen Dajein als 
dejjen Umfang nach den gewöhnlichen Grundſätzen bewiejen werden, 

Der Serpitutberechtigte darf, wenn die Zahl des Viehes nicht beſtimmt 
ift, nur jo viel auf das belaftete Grundftüd zur Weide bringen, als mit dem 
von den berechtigten Grundftüden gewonnenen Sutter durchwintert werden fanı, 
bei welchem Maßſtabe jevoch der Futterbedarf des übrigen zur Yandwirtbichaft 
gehörigen Biehes in Abrechnung gebracht werden muß *). Fehlt es an einer 
Beitimmung über die Art des Viehes, fo liegt die einzige Beſchränkung des 
Servitutberechtigten in jeiner Verpflichtung, den Weidebezirt vor der Einwir— 
fung bejonders nachtheiliger Thiere zu bewahren’); auch ijt er verbunden, 


2) Koppelhut d. h. gemeinichaftliche Hut Mehrerer auf einem oder mehreren Grundftüden, 
faun in ganz verfchiedener Art vorlommen, es kann nämlich jo aenaunt werden die Concurrenz 
des Eigenthümerd und Serpitutberechtigten auf dem Grundſtücke des Erfteren (jus compas- 
eendi), ferner die Koncurrenz mehrerer Servitutberechtigter auf dem Grundftüde eines Dritten 
(jus compaseui), ferner die Koncurrenz mehrerer als Gemeindeglieder zur Weide Berechtigter 
auf Gemeindegrundftüden (jus compaseulationis) und endlich die gegenfeitige Weideberechtigung 
Mehrerer auf ihren verſchiedknen Grundftüden (jus eompaseulationis reeiprocum). Ob im vor- 
liegenden Falle eine wirkliche Servitut oder ein Precarium vorhanden fei, lann nicht durch eine 
Bermuthung (welche mehrere Rechtslehrer willtürlich bald für das Eine oder Andere aufgeitellt 
haben, wie auch Pr. Yandr. a. a. O., $ 135 u. 136), fondern nur durch die gewöhnlichen 
Beweismittel entichieden werben. 

3) Oft ift damit das ausjchließliche Recht, Überhaupt Schafe zu halten, verbunden (Schäferei- 
recht). Im Zufammenhange damit ftcht das häufig vorkommende Recht des Hordenfchlags oder 
Pferchrecht, wonach Jemand fordern darf, daß die Schafe des Schäfereiberedhtigten auf feinen 
Grunpdftüden des Düngers wegen lagern ; fowohl die juriftifche Natur diefes Rechts als die des 
ſ. g. Stabredhts (d. h. die Befugniß, fremde Schafe durch feinen Hirten weiden und treiben 
zu laſſen) kann nur mad den Berhältniffen des einzelnen Falls beurtheilt werden. Niemals 
aber find es Serpituten, wie theilweife Eichhorn, $ 182, annimmt. 

4) Man würde irren, wenn man diefen Orundfag auf römifches Recht zurüdführen wollte. 
Gewiß ift er reim deutichen Uriprungs, wıe 3. B. die Faſſung des bei Kraut, $ 135, Anm. 3, 
abgedrudten Jülichſchen Landrechts v. 1537 (51 8 1) zeigt. — Nicht immer braucht aber (nad) 
der richtigen Anficht) der Weideberechtigte feine eigenen Thiere zur Weide zu fchiden, er faun, 
wenn er das obige Maß einhält, fein Weiderecht auch ganz oder theilweife durd; Andere, 3. B. 
pachtweife, ausüben lafien. S. Hagemann, Prakt. Erörterungen, Bd. 4, Nr. 58. Die Frage 

über die Grenze der Thierzahl bei einem Weiderechte, welches nicht als Realſervitut befteht, 

beantwortet Hagemann a. a. O., Nr. 55—57. — ©, Pr. Yandr. a. a. D., $ 90 flg. Oeſterr. 
Geſetzb, Art. 500, — Auch die f. g. ungemeffene Schäfereigerechtigkeit wird durch bie 
angegebene Grenze der Zahl der Schafe beichräntt, während bei der gemeflenen die Zahl der 
Schafe ſchon auf anderem Wege beftimmt ift. 

5) Hagemann, Yandwirthichafter., $ 297. Br. Yandr. a. a. O., $ 99 und 100, 
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das Vieh durch einen Hirten eintreiben und beauffichtigen zu laſſen. Die Zeit 
der Weide ijt nach Art des belajteten Grundſtücks verjchieden zu beſtimmen; 
auf Wiejen darf das Weiderecht während der f. g. (durch locales Herkommen 
oder Uebereintunft bejtimmten) offenen Zeiten ®), auf Fruchtädern nach Übern- 
tung ber erbauten Frucht uud ſtets auf dem nicht beſömmerten Brachfelde 7), 
auf Haiden, Leeden und Moorgründen zu jeder Zeit ausgeübt werben. Der 
Eigenthümer des belafteten Grundftüds ijt verpflichtet, alle Handlungen zu 
unterlaffen, welche die Weidegerechtigfeit benachtheiligen würden; er darf ba- 
ber für fein eigenes Vieh nur die nach Befriedigung des Serpitutberechtigten 
übrig bleibende Weide benugen, die belajteten Grundjtüde nicht in einer Weije 
umgejtalten, bei welcher der wirtjchaftliche Ertrag des Weiderecht8 verringert, 
feine Ausübung bejchränft oder ganz unmöglich gemacht würde ®), auch darf 
er die offenen Zeiten nicht willkürlich verkürzen (3. B. durch grundlojes Hin- 
ausichteben der Ernte). 

Die zur Koppelhut auf dem Grundftüde eines Dritten Berechtigten kön— 
nen, wenn fie ihre bei Ausübung des Rechts entjtehenden gegenjeitigen Be— 
ziehungen nicht durch beiondere Uebereinkunft geordnet haben, im Zweifel die 
Koppelhut mit gleichen Rechten (und Bejchräntungen) ausüben. Die bei einer 
Verjchlechterung des Weideplages nothwendig werdende Reduction des Viehes 
trifft die mehreren Berechtigten gleihmäßig ?). 


b) Brifigerehtigkeit. 
8 146. 

Das Recht, über das Grundſtück eines Dritten Vieh zu treiben, ift ber 
Inhalt der unter dem Namen Triftrecht vorfommenden Servitut!). Die 
Dreite des Triftwegd wird, wenn feine Uebereinkunft vorliegt, auch fein un— 
vordenklicher Befigjtand erwiejen ijt, durch das Ermeſſen Sachverftändiger 
nad ber Größe der zu treibenden Heerde bejtimmt. Da in dem Zriftrechte 
nicht auch das Weiderecht begriffen ift, jo ift der Berechtigte zum Erſatz alles 
durch Abfrejjen der Frucht auf dem belafteten Grundjtüde entjtandenen Scha— 


6) ©. Billow und Hagemann, Erörterungen, Bd. 3, Nr. 28 (mo auch über den Einfluf; 
neuer Kalenderbeftimmungen gehandelt wird). Der offenen Zeit fteht gegenüber die ge— 
Ihloffene, welche Ausdrücke jedoch feineswegs blos von Wiefen gebraucht werden. 

7) Die Befömmerung des Brachfeldes ficht dem Gigenthümer des belajteten Grundftüds 
frei, wenn fie der Ortögebraud; überhaupt geftattet. &. Pr. Landr. a. a. O. 8 116. 

8) Der Weideberechtigte hat fich alle diejenigen Handlungen gefallen zu laſſen, welde zur 
Bearbeitung ded Grundftüds in herfömmlicher und ortsüblicher Weife dienen, alſo auch Eultur- 
veränderungen innerhalb diefer Grenze —, nicht aber völlige Umgeftaltungen, 3. B. die Ver— 
wandlungen einer Wiefe in Aderfeld. S. Pfeiffer in der Zeitfchrift für deutfches Recht, Bd. 18, 
S. 165 flg. Anſchütz im Archiv f. civ. Pr., Bd. 53, ©. 293 fig. 

9, Immer natürlich trifft die Beſchränkung zunächſt den Grundeigenthümer. 

1) ©. Hagemann, Landwirthichaitsr., $ 307—309, 
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dens verbunden, felbjt wenn der Verpflichtete fich dagegen nicht durch die Um— 
zäunung feiner Grundjtüde ficherte ?). 


e) Hervituten an Gebäuden. 
8 147. 


Die oben ($ 86 und 87) erwähnten gejetlichen Beichränfungen des Eigen- 
thums finden nicht in allen Ländern als ſolche ftatt, ſondern häufig iſt es 
den Privaten überlafjen, durch Beitellung derjelben als Inhalt von Servituten 
ihr nachbarliches Intereffe zu wahren. Daher kommen das Yeiterrecht, das 
Hammerſchlagsrecht *), das Lichtrecht in feinen verichiedenen Bedeutungen ?) 
auch in der Gejtalt eigentlicher Servituten vor. Wo dagegen diefe Bejchrän- 
tungen ſchon gejetlich beftehen, ijt e8 möglich, die Befreiung davon wieder 
als eine Dienftbarfeit zu begründen. 


d) Servituten an Waldungen. 
8 148, 


Von den Waldnugungen !), welche den Inhalt von Servituten ausmachen 
fönnen, fommen am bäufigften folgende vor: 1) das Beholzungsrecht, d. h. das 
durch ein beftimmtes feſtgeſetztes Maß oder den individuellen Bedarf bejchränkte 
Necht, Brenn- oder Bauholz, oder beides zugleich aus eines Anderen Waldun- 
gen zu nehmen, und zwar in ber Regel nach der Anweilung des Yekteren ?). 
2) Die Maftgerechtigteit, d. h. die Befugniß, Schweine in einen fremden Wald 
zum Zwecke der Fütterung mit den abgefallenen Eicheln zu treiben ®); jedoch 
wird die Ausübung diefer Serpitut durch den Ausfall des alljährlichen Eichel- 
fall8 bedingt, indem bei bloßer Fajelmaft, oder ſ. g. Piertel- oder Sprang- 
maſt im Gegenfat der halben, breiviertel- und vollen Maft, der Waldeigen- 
thümer zur Schliefung des Waldes berechtigt ift, oder wenigjtens zur Minde— 


2) Etwas Anderes it natürlich, wenn ſolche Umzäunungen mit der Verpflichtung, fie zu 
unterhalten, beftehen,; dann hat der Triftberechtigte auf Erhaltung dieſes feine Stellung er- 
leichternden Zuftands ein Recht. — Der Sat bed röm. Rechts, daß in der Fahrgerechtigkeit 
aud) das Triftrecht enthalten fei (Inst. II, 3 pr. L. 1, 7 D. 8, 3) gilt in Deutſchland, wo der 
Inhalt der Servitutbegriffe fich zum Theil thatfächlich anders geftaltet hat, nicht. S. Befeler, 
Pr-R., $ 193, Anm. 26. Sächſ. Civilgeſetz-B., $ 549. 

1) Berfchieden davon ift da8 Hammerwurfsrecht, d. h. das Hecht, zu verlangen, daß eine 
Handlung (3. B. das Abmähen von Gras u. f. w.) auf Hammerwurfsweite von einem be- 
ftimmten Punkte entfernt vorgenommen werde. ©. v. Yöw, Markgenofienfchaften (1829), ©. 117. 

2) Ebenfo bei Feldgrunditüden das Anmwenderedt. 

1) ©. überhaupt Eding, Rechtsverhältniſſe des Waldes, 1874. 

2) Ein wirklicher Nießbrauch am Walde wird deshalb regelmäßig einen weiteren Umfang 
haben, als das Beholzungsreht. Daß dieſes auch eine andere juriftifche Geftalt als die einer 
Servitut haben, z. B. in der Form einer Reallaft beftellt fein kann, bedarf kaum einer 
Erwähnung. Der Umfang des Beholzungsrehts ift nicht fchon durch den Begriff deſſelben 
gegeben, fondern muß im einzelnen Falle nachgewieſen werben. 

3) ©. Hagemann, Landiwirthichaftsrecht, $ 192. 

16. Aufl. 16 
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rung der Zahl der einzutreibenden Thiere +). 3) Das Weiderecht in fremden 
Waldungen, welches an ſich das Majtrecht noch nicht mit umfaßt, richtet fich 
nach den allgemeinen Grundſätzen über das Weiderecht überhaupt; dem Wald- 
eigenthümer jteht die Befugniß zu, bejtimmte Theile des Waldes ald Scho- 
nungen von der Weide auszunehmen, jofern die Forſteultur dieß fordert >). 
4) Fernere Nutungen an fremden Waldungen in der Gejtalt von Dienjtbar- 
feiten find die Naff- und Lejeholzgerechtigfeit, das Necht auf Windbrüce, das 
Eichel- und Buchederlejerecht, das Recht auf das gefallene Yaub und bie zur 
Streu dienenden Waldproducte, das Necht des Kohlenbrennens und Theer— 
ichwelens u. ſ. w. Alle dieſe Rechte find der Beſchränkung der Forſtpolizei 
unterworfen, und zwar bei dem allgemeinen Zwecke der legteren in einzelnen 
Yändern auch dann, wenn jene an bloßen Privatwaldungen bejtellt find 9). 


Pierter AÄAbſchnitt. 
Pfandrecht. 


Einleitung. 
$ 149. 


Das Recht des Gläubigers, fih durch Verkauf der verpfündeten Sache 
für feine Forderung zu befriedigen, zeigt jeine dingliche Kraft hauptſächlich erit 
in der Verfügungsgewalt, welche im Augenblicke feines praktiſchen Vollzugs 
eintritt. Aber auch fchon vor diefem Stadium jeiner Wirkjamkeit kann dem 
Pfandrechte eine unmittelbare Beziehung zur Sache durch bejondere Rechts— 
formen gegeben werden, welche dazu dienen, den dinglichen Charakter defjelben 
durch eine ausdrudsvollere Verbindung mit dem Gegenftande bervortreten zu 
laffen. Dieſe Richtung hat das deutjche Recht in der eigenthümlichen Ausbil- 
dung feiner verfchiedenen Pfandrechtsinftitute verfolgt), So vor Allem in 
dem Inftitute der Satzung (Weddeſchat, Pfand) an unbeweglichen Gütern, 
welche bis zur Wiebereinlöjung dem Gläubiger nicht nur den Beſitz, jondern 
auch den Genuß des verpfündeten Grundſtücks zur allmählichen Tilgung der 
Schuld oder zum Zinsvortheil gewährte; zu ihrer Begründung wurde nad) 
den meiften Rechten gerichtliche Auflafjung verlangt ?). Neben diefer Satzung 

9 Die Frege, welche Art der Maſt in einem beſtimmten Jahre vorhanden ſei, iſt von 
Sachverſtändigen unter Zuziehung der Intereſſenten zu beſtimmen. 

5) S. Hagemann a. a. O., 5 296. Pfeiffer in der Zeitſchrift für deutſch. Recht, Bd. 13, 
©. 195 flg. 

6) Die Forftordnungen enthalten daher Beftimmungen über f. g. Holztage, dann über 
Inftrumente, mit welden das Yaub gefammelt werben darf u. f. mw. 

1) v. Meibom, Das deutfche Pfandrecht, 1867. Franken, Geſchichte des franzöfiichen Pfand- 
rechts, 1. Bd, 1879, 

2) Sächſ. Yehnr., Art. 55, $ 8: „— Sal man gut setten, als it helpende si, dat mut 
geschien vor des landes richtere, so dat man is die ding pflichten to getüge hebbe —.“ 
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fennt das Recht des Mittelalters noch eine Sapungsform, bei welcher die 
verpfändete Eache meiftentheil® nicht in den Beſitz des Pfandgläubigers kam, 
jondern nur vertragsmäßig zum Gegenjtande eines auch gegen Dritte wirkenden 
und nad vorgängiger gerichtlicher Ermächtigung vollziehbaren Grecutionsrechts 
gemacht wurde 3), indem aber auch bei diejer Art der Pfanbficherung in der 
Kegel gerichtliche Begründung, aljo Deffentlichleit der Bejtellung gefordert 
wurde, jo trat auch bei ihr das Streben hervor, die pfandrechtlihe Bindung 
der Sache zu äußerlicher Kundbarkeit zu bringen. Da nun diefe Form der 
Satzung — abgejehen von der Art ihrer Begründung durch gerichtlichen Ein- 
trag in die öffentlichen Bücher +) — der römiichen Hypothek jehr Ähnlich war, 
jo fonnte die Anwendung der legteren beim Eindringen des römiſchen Rechts 
feiner Schwierigkeit begegnen. Aber bald überwog die Wirkjamfeit eines in 
ber alten öffentlihen Weife bejtellten Pfandrechts die Kraft jedes anderen, und 
es war ein im Intereſſe des Realcredits gebotener Fortſchritt der neueren 
Zeit, daß man in dem Imjtitute der Hypothekenbücher die materielle Eriftenz 
des Pfandrechts felbit in die Form verlegte, welche urſprünglich nur eine be- 
fejtigte Kundmachung jeiner jegt ſchon beftehenden, wenn auch erjt in der Die: 
traction des Pfandes bervortretenden Wirkſamkeit gewähren follte. 





S. Albredht, Gewere, ©. 142 flg., aber auch Meibom, S. 319, Bgl. aud; Budde, Zeitichr. 
für deutfch. R., Bd. 9, ©. 433 flg. (gegen v. Diadai, der ebendaf. Bd. 8, &. 284 fig, die 
Anfiht, als läge der Satzung eine wirkliche Eigenthumsübertragung zu Grunde, von Neuem 
vertheidigte‘. Cine der am legten fichtbaren Spuren diefer älteren Satzung waren die Reichs— 
vrandichaften und der pfandichaftliche Befig von Territorien überhaupt. Aber auch außerdem 
findet fie fich noc; häufig unter dem Gewande eines Kaufs auf Wiederfauf; und allerdings 
fann dieſes letztere Geſchäft für einen ganz ähnlichen ötonomifchen Zweck verwerthet werden. 
Bol. jest Werenberg im Magazin für hannover. Recht, Bd. 9, ©. 253 flg. (1859). Platner 
in der Zeitfchrift für Nechtögefchichte, Bd. 4 (1864), ©. 123 fig. Meibom S. 358. lieber 
die Pfandnutzung bei der Satzung f. vorzügl. Nenmann, Geſch. des Wuchers in Dentſchl., 
1865, &. 180 fig. Ueber die Beräußerlichleit de8 Satungsrechtes |. v. Meibom, S. 349. — 
Meibom a. a. O., S. 278, macht den Geſichtspunkt geltend, daß diefe Sakung eine Art Ber- 
äußerungs- oder Taufchgeichäft geweſen fei, und kommt ſchließlich dazu, zu beftreiten, daß da- 
neben überhaupt ein Forderungsrecht beftanden habe. Das Richtige ift wohl nur, daß die Natur 
de8 Satzungsrechts das praftifche Interefie an der Geltendmachung des obligatoriicen Berhält- 
niffes ganz zurüddrängt.. S. auch Stobbe in der Münchener krit. Vierteljahrsſchrift, Bd. 9, 
©. 291 fig. 

3) Alt, Bayer. Zandr. (Heumann, pag 112): „Wer dem andern pfant antwurt, daz aign 
oder lehn ist und das pfant dannoch in seiner gewere bleibt und das er es jenem, dem er 
es gesetzt hat, ze hant nicht unterthänig macht, — da soll er im brief über geben mit 
seinem insigel — und mit gerichtz insigel.“ Magdeb. Fr. I, 6, 8: „Wirt einem ein erbe.vor 
gericht gesatzt, der hat eine rechte gewere daran (ob jener, der es setzt, nu wol blieb in 
dem erbe) * Nach Albrecht's Vorgang pflegte man bisher diefe Art der Satzung die „meuere 
Satzung“ zu nennen und damit ihr Verhältniß zu der erſterwähnten Satung zu beftimmen. 
S. dagegen nunmehr Meibom a. a. O., ©. 402 fig. Ganz verworfen wird diefer Gegenfat 
von Heusler, Inftitut. des d. Pr.-R. II, ©. 131, 

4) Lüb. N. dv. 1240, Art. 18: „Set ok jeman sin erbe dem andern vor schult, he schal 
it eme setten vor deme rade, de settinge blift stede.* Alt. Bayer. Landrecht (Heumann, 
p- 150): „Wer erb und aigen ze pfant wil setzen, der sol das thun vor gericht, in offner 
schranne und das sol man schreiben in das gerichtbuch.* Meibom, ©. 416, 


16* 
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Noch wirkſamer tritt die Neigung zur Verkörperung der Pfandverbindung 
in der Satung an beweglicher Habe hervor 5), welche durch Uebereinfunft und 
richterliche Verfügung entftehen konnte. Sie war regelmäßig mit Vefigüber- 
tragung des Pfandes verbunden und hatte die Wirkung, daß der Pfandnehmer 
nach fruchtlofer gerichtlicher Aufforderung des Pfandgeberd zur Einlöfung vom 
Richter die Distractionsermächtigung erhielt, dafern nicht das Ortsrecht das 
Pfand geradezu für verfallen erklärte. An der Pfandſache hatte der Pfand- 
gläubiger fein Gebrauchsrecht; doch aber war er wenigſtens bis auf ben Be⸗ 
trag ſeiner Forderung entſchädigungspflichtig, wenn ſie in ſeinem Gewahrſam 
su Grunde ging ®). 


1) Pfandrecht an Immobilien, 
a) Xelteres Hypotheſienrecht. 
$ 150. 

Im Anſchluß an das Ältere deutſche Recht fordern die Statuten und 
Landesgeſetze zur Entftehung einer Hypothek an Grundftüden die Eintragung 
(Ingroffation, Intabulation) derjelben in die öffentlihen Grund» und Pfand- 
bücher, ohne jedoch diefem Acte überall eine gleiche Nechtsfolge beizulegen. 
Während manche?) die Eintragung als eine nothwendige Bedingung ber Ent- 


5) Meibom, ©. 385. 

6) Ueber diefen merkwürdigen Grundfag vgl. Albredht a. a. DO., ©. 134, Budde, ©. 421, 
und Stobbe, Zur Geſch. des deutſchen Vertragsredhts, 1855, ©. 251 flg. (weniger befriedigend 
find die Ausführungen von Förfter, Zeitfchr. für deutſch. R. Bb. 9, S. 122 flg., und Trummer, 
Bortr. iiber merkw. Erfchein. in der Hamb. Rechtsgeſch, Bd. 2, S. 180 flg.). Diefer Sat, 
wie er fi) befonders in Sadjfenfp. III, 5, $ 5 („stirft aber en perd oder ve binnen sattunge 
ane jenes scult, de it under ime hevet, bewiset he dat unde darn he dar sin recht to dun, 
he ne gilt is nicht: he hevet aver verloren, dar it ime vore stunt, ir gelovede stünde den 
anderes‘) und in allgemeiner Faſſung in dem Magdeb. Schöffen-Urth. I, 6, 6 („darf der man, 
dem das pfand versatzt ist, auf den heiligen schweren, daz das pfand ohn seine verwahr- 
losung verbrennet oder verloren sei, so soll der schade ir beider schade sein, also daz er 
sein geld daran verloren habe und jener die besserung des pfandes“) ausfpricht, beruht auf 
dem beutfchrechtlichen Principe über die Haftung für den Zufall in Bertragsverhältniffen, welches 
dem Pfanbbefiger die Verbindlichkeit zum Tragen des Zufall® auflegt, diefelbe aber namentlich 
bei effenden Pfändern dahin mildert, daß nur bis auf ben Werth ber Forderung Erſatz geleiftet 
zu werben braucht. Meibom, S. 289, begründet den Sat anders, indem er von feiner Vor— 
ausfegung ausgeht, daß neben ber Satzung gar fein Forderungsrecht beftanden habe. 

1) Churſächſ. Proceßordnung von 1622, Tit. 44—47. Haubold, Sächſ. Privatr., $ 202— 
210, Sachſe, Handb. des Sächſ. Privatr., $ 313—323. Hannöverfche Verorbn. v. 17. Aug. 
1789 (Corp. Const. Calenb., T. II, p. 897); Cod. Max. Bavar. II, 2, $ 9. (©. $reitmapr, 
Anm. zu diefer Stelle.) Eonfequenterweife mußten damit die conventionellen Generalhypotheten 
wegfallen, und infofern wurde ſchon damals das Princip der Specialität anerlannt. Siehe die 
Erläuterte S. Procej-Ordnung, ad tit. 44, $ 1, und das Ulmer Stabtr. v. 1683, IV, 1. 
Art. 5 (vgl. Gönner, Commentar über das Hypothekengeſ. für das Königreid; Bayern, Th. 1, 
823, ©. 29 flg.). Ueber das medlenburgiſche Hypothelenrecht ſ. Befeler in der Zeitfchrift für 
deutfches Recht, Bd. 10, ©. 105 flg. Die befte Darftellung eines lehrreichen Beiſpiels der 
Berwirrung diejed Hypothelenrechts giebt Wächter, Handbuch des Würtembergifhen Pr.-R. I, 
©. 549 fig. 
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jtehung des Pfandrechts aufjtellen, jedoch ohne dieſelbe auch auf die gejeglichen 
Pfandrechte des römiſchen Rechts auszudehnen, gewähren ihr andere nur die 
Bedeutung, den jo beitellten Conventionalbypothefen, bisweilen auch den ge- 
jeglichen und richterlichen, einen Vorzug vor den nicht eingetragenen zu ge— 
ben ?); nach beiden Syſtemen wird aber in jedem Falle weder die Kraft ber 
gejeglihen privilegirten Pfandrechte, noch die gleiche Berechtigung einer aus 
öffentlichen Urkunden erfichtlichen gejeglichen Hypothek jelbjt mit den eingetra- 
genen Pfandrechten gejchmälert?). Die Eintragung erfolgt auf Antrag *) des 
Verpfänders bei dem competenten Gerichte, welches da, wo die Ingroffation 
nicht nach Perſonen, jondern nah Grundjtüden gejchieht, das der belegenen 
Sade ift; der Richter verfügt fie nach vorgängiger Prüfung der Richtigkeit 
des zu Grunde liegenden Geichäfts, der Dispofitionsfühigfeit des Antragjtellers 
und bisweilen auch der Zulänglichkeit der Hypothek). 


b) Das neue Hypolhekenrecht. 
$ 151. 
Die neuejten Hypothelengejege ?) realifiren im Intereſſe des Nealcredits 
die ganze Confequenz der nur annäherungsweiſe in den älteren Pfandorbnungen 
erjtrebten Grundfäge der BPublicität?) und Specialität der Pfand» 


2) Hamb, Stat. U, 4, 4 und UI, 5, 1. Lüb. R. IL, 4, 1 (vgl. Mevius, Commentar, 
ad jus Lub. zu diefer Stelle). Car. Frid. Walch, De juribus ereditorum inscriptorum in 
deſſen Opuse,, T. IL, p. 435 sq. Grefe, Hannöv. Privatr., 2. Abth., ©. 361 fig. Kampk, 
Medlenb. Eivilr., S. 308. 

3) A. M. Slüd, Pandectencommentar, Bd. 18, ©. 291, 

4) Ueber die Art dieſes Antrags, befonders im Gegenſatze einer bloßen Bertragsanmeldung 
ſ. Bülow und Hagemann, Grörter., Bd. 4, ©. 301 fig. 

5) ©. Bülow und Hagemann a. a. O., ©. 304. — Die Bfhung der Hypothel bewirkte 
je nad) der Berfchiedenheit der Bedeutung, melde der Ingroſſation beigelegt war, Aufhebung 
des Pfandrechts überhaupt oder nur des Vorzugs. 

1) Preuß. Landr., Th. 1, Zit. 20, und Preuß. Hypothefenordnung v. 20. Dechr. 1783 
(Berlin 1784). Jetzt auf wefentlic; neuen Grundlagen d. Br. Gef. v. 5. Mai 1872, Defterr. 
Geſetzb. Art. 447—A71. Bayer. Önpothetengefeg v. ı. Juni 1822. Gommentar barüber von 
Gönner, 2 Bbde., 1823— 24. Würtemberg. Pfandgefeg v. 15. April 1825 (Weishaar, Würtemb. 
Privatr., Bd. 2, ©. 103 fig. Comment. v. Mayer, 1825, Bolley, Bemerkungen zum Pfand- 
geſetze u. ſ. w, 3 Bbe., 1827—29). Weimarifche Hypothelenorduung v. 6. Mai 1839 nebſt 
Infteuction v. 12, Mai 1841. Königl. Sächſ. Hnpothetengef. v. 6. Nov. 1843 nebft. VBerordn. 
v. 15, Febr. und 26. Dec. 1844 (Kommentar darüber von Heyne, Leipzig 1845). Sächſ. Eivil- 
gefetb., $ 387 flg. Eine Zufammenftellung f. bei Mittermaier im Archiv f. civ. Praris, Bd. 18, 
S. 149 flg., 431 flg., Bd. 19, ©. 126 fig., Bd. 28, S. 422; ferner im Bd. 33 u. f. Bal. 
über das Syſtem überhaupt Lührſen in der krit. Vierteljahrsfchrift für Geſetzgebung und Rechtsw., 
Bd. 1, ©. 243 flg. (1859). Mafcher, Das deutfche Grundbudh- und Hypothelenweſen, 1869, 
v. Meibom, Deutfches Hypothelenreht nad; den Landesgeſetzen der größeren deutfchen Staaten 
1871 flg. GGannöverſches Hypothetenrecht von o. Bar, medlenburgifches von Meibom, fächfi- 
ſches von Siegmann, würtembergifches von Römer, öfterreid. v. Exner, rheinifches v. Puchelt, 
bayriiches vo. Regelöberger u. f. w.). — Eine gut zufammenfallende Darftellung bei Stobbe, 
Handbuch, $ 109 fig. 

2) Das Hypothelenbuch wird daher Jedem, der ein Interefie nachweift, zur Einficht gewährt, 
und alle Handlungen, welche im Bertrauen auf das darin Enthaltene vorgenommen werben, 
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rechte; jene, indem nur Hypotheken gelten, welche in das auch alle jonjtigen 
auf das verpfändete Grundſtück bezüglichen Rechtsverhältniſſe“) enthaltende 
Hypothekenbuch eingetragen find, mithin alle jtilljichweigenden Pfandrechte 
wegfallen: Ddieje, indem nur Hypotheken auf einzelne Grundjtüde und für be- 
jtimmte Summen *) eingetragen werden, jo daß die Generalhypotheken gänzlich 
bejeitigt find). Nach diefem Syjteme entjteht eine Hypothek allein durch 
die Eintragung in das Hypothekenbuch %); alle ehemaligen Entjtehungsgründe 
haben, wenn ven gejeglichen nicht überhaupt jede Wirkſamkeit entzogen il, 
nur die Bedeutung von Pfandrechtstiteln, nach welchen die Eintragung ge- 
fordert werden fann?). Die Eintragung kann aber verhindert oder wirfungs- 
(08 gemacht werden durch eine im Hhpothefenbuche bemerkte Protejtation 
Dritter °); fie kann fhon im Voraus gewahrt werden durch VBormerkung der 
ihon bejtehenden, aber noch nicht mit allen Formen verjehenen Forderungen 
der Gläubiger’); in beiden Fällen genügt eine Befcheinigung der zu jichernden 
Anſprüche. Cine Hypothek erlifcht nach diefem Syſteme durch Löfchung des 
Eintrags aus dem Hypothekenbuche. Auch zur Uebertragung der Hypothek auf 
Tritte wird regelmäßig Cinzeichnung verlangt. Verjährung der Pfandflage 


find durch die Haftpflicht der Hnpothefenbehörde geſchützt; Bayer. Hypoth.Geſ., $ 25. Diefe 
beftimmt fich nad) dem Umfange der dem Buchführer in den einzelnen Gefegen aufgelegten 
Verbindlichkeiten und findet bei wirklich eingetretenem Schaden ftatt wegen aller durch Vorſatz 
oder Nachläſſigleit gefchehenen Berletungen jener Pflichten. 

3) Das Pfandbuch enthält namentlich eine genaue Angabe des Befigtitel$ und der fonftigen 
dinglihen Verhältniſſe des Grundftüds, 3. B. der dauernden Laſten. Jedes Grundftüd hat im 
Sypothelenbuche fein eigenes Blatt, auf welchem in verfchiedenen Rubriken diefer Umftände Er- 
wähnung geichieht. Ein anderes, mangelhafteres Syftem haben die Particularrechte, welche das 
Supothetenbud nah Perſonen einrichten. Daneben befteht regelmäßig noch ein Hülfsbuch 
(Ingroſſationsbuch), welches die Originalurtunden für jene Einträge enthält. Pr. Hypoth.- 
Ordn. I, $ 40—67. Puchta, Zeitfchr. f. Civilr. u. Prozeß, Bd. 9, ©. 159 flg. Die Natur 
der Hhpothetenbücher, als der ficherften öffentlihen Urkunden über die Beſchaffenheit und recht— 
lichen Verhältniſſe jedes einzelnen Grundftüds, bringt es mit fi, daß man ihre Bedeutung 
über die Sphäre des Pfandrechts ausdehnt und überall, wo man die Entjtehung eines fonftigen 
dinglichen Rechts an die Eintragung in öffentliche Grundbücher fnüpft, allmählich dazu allein 
die Hnpothefenbücher benugen wird. Diefe Ausdehnung follte aber nur als eine Zwedmäßig- 
feitömaßregel, nicht als die Begründung eine® neuen fachenrechtlien Princips betrachtet 
werden. — Ueber den legislativen Gefichtspunft vgl. Wächter, Erörterungen, 1. Bd., 1. Heft, 
S. 217 fig. 

4) Baper. Hypoth.Geſ., $ 19. 

5) Bayer. Hypoth.Geſ., $ 11. Generalhypothefen würden ſich, wenn fie beitellt find, 
fofort in fo viele Specialhypothelen verwandeln, als einzelne Grundftüde verpfändet find. 

6) Diefe erfolgt immer nad; Vernehmung des Pfandfhuldners, es müßte denn das Schuld- 
document eine genügend beglaubigte Intabulationsclaufel enthalten (Pr. Hypoth. Ordn., 5146 flg.), 
in welchem Falle die nochmalige Recognition und Erklärung des Schuldners überflüifig ift. 
Uebrigens ift die Art der erforderlichen Prüfung particularrechtlich je nad) ter Stellung des 
Buchführers verſchieden beftimmt. 

7, Br. Yandr. I, $ 2, 6—10, 

8) Bayer. Hypoth.«Geſ., S 28. 

9) Bayer. Gef., $ 30. In ſolchen Fällen tritt dann die Hypothel, wenn alle Hindernifje 
ihrer Eintragung gehoben find, in die Stelle, im welcher fi die Vormerkung befindet. 
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gilt dagegen nicht als Aufhebungsgrund der Hypothek), und Tilgung der 
Forderung giebt nur einen Xitel zur Löſchung. Die Rangordnung der einzel- 
nen Hypotheken bejtimmt jich allein nah dem Datum der Eintragung 11). — 
Indeſſen jind diefe Principien und ihre Confequenzen von den neueren Parti- 
culargeſetzen keineswegs in einer durchweg übereinjtimmenden Weife verwendet 
worden, und die Schwierigkeit ihrer Durchführung im Einzelnen Hat jchon 
jegt eine Menge von Zweifeln und Streitfragen veranlaßt, welche jedoch nur 
aus dem particulären Recht entjchieden werben können. 

Neben diefem blos auf Sicherung des Realcredits gerichteten Hypotheken» 
ſyſteme bat jich lediglich zum Zwecke der leichteren Realifirung des im Grund— 
eigentbum enthaltenen Gapitald eine Form der Hypothek ausgebildet, welche 
dem Pfandrechte an unbeweglichen Sachen die Klüffigfeit beweglicher Werth— 
gegenftände verleiht. Dieß find die Bapiere auf den Inhaber mit 
NRealfiherbeit, d. h. Pfandicheine, welche jeden Inhaber als Forderung: 
berechtigten und Pfandgläubiger legitimiren und zur Erhebung der darin ver- 
ſprochenen Schuldjumme berechtigen. Ihre Sicherheit Liegt in dem Umſtande, 
daß die Pfandſchuld nur einen Theil des durch öffentliche Schägung herausge- 
jtellten Wertb8 des verpfündeten Guts erreicht, und unter öffentlicher Aucto- 
rität Sorge getragen wird, daß diefer Werth nicht durch willfürliche Hand— 
lungen der Gigentbümer verringert wird. Solche Pfandſcheine fendet nicht 
blos der Staat für die von ihm contrabirten Anlehen aus, ſondern e8 wer» 
den auch fowohl einzelne al8 in landichaftlihe Grebitwereine !?) zu dieſem 
Zwede zufammentretende Private zu ihrer Ausftellung ermädtigt. Die Pfand- 
jcheine find übrigens in der Kegel Papiere auf Inhaber und dann nach deren 
Grundſätzen zu beurtheilen. 

Die Natur des Hypothekenrechts felbjt wird im Allgemeinen auch bei dem 
Syſteme der Hypothefenbücher nach den Grundjügen des römijchen Rechts be- 
jtimmt; insbejondere gilt in der Regel auch jept noch das Hypothekenrecht als 
ein accefjorifches Recht, jodann der Grundjag, daß der jüngere Hypothekar— 
gläubiger bei dem Ausfalle früherer Hypotheken aufrüdt. Einige Hypotbefen- 
gejege weichen aber darin injofern principiell ab, als jie das Hypothekenrecht 
zu einem felbjtändigen, von der Forderung ganz unabhängigen VBermögensrechte 
maden. Hiernach rücken die jpäteren Gläubiger nicht in die leer gewordene 


10) Br. Pandr. a. a. D,, $ 534. Bayer. Gef., $ 32. 

11) Inconfequent würde es fein, wenn man bier noch Pandprivilegien zulaflen wollte, 
was aber doch hie und da geſchieht. 

12) S. Bluntſchli, Rechtsgefchichte von Zürich 2, 224 fig. Weſtpreuß. Landicafts-Regle- 
ment vom 19. April 1787. Oftpreuß. Landfchafts-Reglement v. 16. Febr. 1788 (bei Mylius, 
Corpus Constit. Brandenburg.), Statuten des ritterjchaftlichen Creditvereins für das Herzog— 
thum Bremen v. 17. Jan. 1826. Baper. Gef. v. 11. Sept. 1825. Im gewifler Hinficht ge- 
hören hierher aud, die Bremer Handfeften. Vgl. auch Lehmann, Die Mobilifirung des Hypo— 
thetenbrief8, 1863. 
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Stelle des früheren Hypothekargläubigers, jondern es bleibt diejelbe offen, 
jo daß der Eigenthümer weiter darüber verfügen kann, nad manchen Rechten 
fann er das Gleiche wenigftens dadurch erreichen, daß er fich ſelbſt als Hypo— 
thefargläubiger eintragen läßt !®). 


2) Pfandreiht an Mobilien. 
$ 152. 


An beweglichen Zaden kann auch nah den neuejten Pfandgejegen nur 
ein Fauſtpfand bejtellt werden, da ihre Natur der Anwendung des auf 
dem Principe der Ingrofjation beruhenden Hypothekenbegriffs widerjtrebt !). 
Auch ift die gerichtliche Mitwirkung bei der Berjteigerung jolder Pfänder 
wenigjtens theilweije durch die Praris aus dem älteren beutjchen Rechte beibe- 


13) Diefe Grundfäge werden jet allgemein im Intereffe des öfonomifchen Credits wie 
des Kapitaliften empfohlen; im beiden Beziehungen erfcheint mir ihr Werth problematiſch. Keinen- 
falls wird man fie wiſſenſchaftlich, wie das aud) ſchon verſucht worden ift, an das mittel- 
alterlihe Recht anknüpfen können, fie find in der Hauptjache dad Product moderner Reflerion 
und beruhen im materieller Hinficht zum nicht geringen Theile auf den Intereffen des Börfen- 
verfehrs. Jedenfalls find fie mit Sicherheit nur nad Maßgabe des Particulargefetses zu con- 
firwiren, das fie in größerem oder geringerem Umfange angenommen hat. Schon die medien- 
burgiiche Hypothefenorbnung hatte jene Säge aufgenommen; ganz befonder® entwidelt aber find 
fie in dem Preußifchen Gefete vom 5. Mai 1872. In dieſem Gefege wird neben der Hypothek ein 
eigenthümliches Inftitut, die „Grundſchuld“, entwidelt, d. 5. eine von dem unterliegenden mate- 
riellen Obligationsverhältnifie völlig abgelöfte Hypothel für eine reine Summenfchuld, welde 
durch Blanto-Abtretung den Charakter eines Inhaberpapiers erhält; die während der VBerhand- 
lung über den Gefegentwurf beabfichtigte gegenfägliche Ausbildung der Hypothel durch Wah- 
zung ihres accefjorifchen Charalters bez. des unterliegenden Forderungsrechtes ift aber in ben 
fpäteren Stadien der Berathung wieder fo fehr verwilcht worden, daß Hypothek und Grund- 
ſchuld fich fat nur noch in äußerlichen formellen Punkten unterfcheiden. Bgl. darüber Dern- 
burg, Lehrb. d. Pr. Privatr. I, ©. 690 fig. ©. ferner die Erörterungen von Bremer (Hypo- 
thef und Grundſchuld, 1869), v. Bar (Ard. f. civ. Prar., Bd. 53, ©. 362), Ihering (Iahr- 
bücher f. Dogmatif, Bd. 10, S. 490), Bähr (dal. Bd. 11, ©. 1 flg.). Eine neue Auffaffung 
der Natur der modernen Hhpothefenrechts entwidelt Sohm in Grünhut's Zeitſchr. V. Bd. 
©. 1 fig. — Ueber das im Berfolg diefer Entwidelung entitandene Problem der Hypothel des 
Eigenthlimers an feinem eigenen Grundftüde ſ. Förfter, Theorie und Praxis d. Pr. Privatr. III, 
$ 200, Anm. 13; Schollmeyer, Die Hypothek des Eigenthümers (Differt.), Halle 1874; Regels— 
berger in ber fritifchen Bierteljahrsfchr. f. Geſetzgeb. u. Rechtswiſſenſch, Bd. 17, ©. 267 fig. 
Buchka, Die Hypothek des Eigenthümers nad den neueft. deutfch. Gefegeb. im Vergl. zum röm. 
Recht, 1875. Sohm in der angeführten Abhandl. in Grünhut's Zeitſchr. f. Privatr. u. f. w. 
Roth im Archiv für civil. Praxis, Br. 62 

1) Die älteren Pfandgefege erkennen die Beichräntung des Fauſtpfands auf Mobilien 
nur in Betreff der vertragsmäßigen Pfandredite an, fchon weil fie das römifche Hecht mit feinen 
ftillfchweigenden Pfandrechten zulaflen. S. Ortloff, Grundz., ©. 410, Anm. 114. Die neue- 
ften Hypothelenordnungen dagegen (Defterr. Gefetb., $ 451, Pr. Landr. I, 20, $ 6-10, Bayer. 
Hnpothetenorbn. I, & 3, Württemb. Pfandgef., Art. 245 bis 259, Sächſ. Civilgeſetzb. $ 466) 
geftatten eine Hypothet confequenter Weife nur an unbeweglichen Sachen. Das Sächſ. Eivil- 


geſ.⸗“B. betrachtet das Fauſtpfand nur al® eine Art Retentionsrecht mit VBeräußerungsbefugniß, 
aber ohne Piandllage, ſ. $ 479. 
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halten worden ?), wogegen die eigenthümlichen Grundſätze deſſelben über 
die Haftpflicht des Pfandgläubigerd aus dem neueren Rechte verjchwunden 
jind ®). 


2) Glüd, Pandecten, Bd. 49, ©. 401. Das Sächſ. Eivilgef.-B. $ 450 u. 481 ſchreibt 
öffentl. Berfteigerung durch eine Hierzu verpflichtete Perfon nach vorhergehender Ankündigung 
bor. — Die eigenthümlichen Beftimmungen über Pfanbbeftellungen unter Kaufleuten wegen 
Handelsforberungen ſ. im beutfhen H.G.«B., Art. 309 fig. Eine Zufammenftellung aller 
neueren beutfchen Beftimmungen über da8 Mobiliarpfandrecht bei Stobbe, Handbuch, $ 155. 

3) Eichhorn, Einl., $ 122, Anm. a. — Die Privilegien der Leihhäufer (f. Marberger, 
Montes pietatis, oder Yeihaffiftenz und Hülfshäufer, Yeihebanguen und Lombards mit Anm. v 
Juſti, 1760), nämlich die Befugniß, ein aud vom Nidjteigenthümer verliehenes Pfand dem 
Eigenthümer nur gegen Zahlung der geliehenen Summe herausgeben zu brauden u. f. w., 
berühren nicht das eigentliche Weſen des Pfandrechts. 


Zweites Bud. 
Die Rechte an Handlungen. 


Erſtes Capitel. 
Don den Zorderungsrechten überhaupt. 


Allgemeines. 
$ 153. 

Die Obligationen find die rechtlichen Formen des menjchlichen Verkehrs. 
Sie haben Handlungen der Perjonen zum Gegenſtande. Schon dur die Na- 
tur dieſes Gegenjtandes jind fie den Rechten an Sachen gegenübergejtellt; das 
Dbject einer jachenrechtlihen Befugnif kann trog der Ausübung der letteren 
unverändert bejteben bleiben, das Object eines Forderungsrechts dagegen wird 
regelmäßig mit dejjen Ausübung erjchöpft werden. Nicht weniger zeigt fich 
die Verjchiedenartigkeit der beiden Rechte, wenn man ihre Beziehung zum Gul- 
turleben des Volks vergleiht. Gerade dieſe lettere ijt e8 auch, welde zur 
Erklärung der eigenthümlichen Gntwidelung des Obligationenrechts in Deutjch- 
land wejentlich beiträgt. 

Wo ſich die meiſten Intereſſen des Yebend noch an das Grundeigenthum 
anfnüpfen und faſt nur aus ihm befriedigt werden, wo die wirtbichaftliche 
Gultur noch faſt ganz auf der Stufe der Naturalwirtfchaft mit unentwideltem 
Verfehrsleben verharrt, da ijt eine über die einfachiten Kormen hinausgehende 
Ausbildung der Forbderungsrechte nicht zu erwarten. So erflärt es ſich, wa- 
rum gerade dieſer Nechtstheil in den Nechtsbüchern des Mittelalterd eine weit 
dürftigere Behandlung erhalten hat als das Sachenrecht. Ohne Rüdjicht auf 
die ſpecifiſche Eigenthümlichkeit der einzelnen Fälle wird bei ihnen die Geltend- 
machung perjönlicher Rechte vom verjchiedenften Inhalte gar oft in derjelben 
unbejtimmten Form der „lage um Schuld“ dargeftellt!). Die jtäbtifchen 





1) Dieß erhellt 3. B. deutlich aus dem Richtſteig Yandr., Cap. 6, „von schulde“, wo fich 
ein Berfuch der Klafftfication der Schulden findet: „Schuld heisset darumb, das einer dem 
andren schuldig ist zu thun ader pflichtig wird. Das kumt von vierelrey weiss: Zum ersten 
kumpt es von borgen, also ob man einen andren icht selber zu borge thut. Zum andren 
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Statuten zwar enthalten eine Menge einzelner Bejtimmungen über Forderungs- 
rechte, aber auch jie erheben fich jelten über eine dürftige Gajuijtif und über- 
Ihreiten faum die erjten Anfänge in Bezug auf principielle Auffaffung. 

So wie nun die Aufnahme des römiſchen Obligationenrechts jchon durch 
den Umijtand erleichtert werden mußte, daß die Beſtimmung der allgemeinen 
Principien zur rechtlichen Beurteilung der Verkehrsformen überhaupt weniger 
als die der übrigen Rechtsſtoffe durch die Beſonderheit eines ſpeciellen Vollks— 
charafters bedingt ijt *), jo mußte dieß noch mehr gejcheben durch das natür- 
liche Uebergewicht, welches bei dem Mangel einer ausgeſprochenen Individualität 
im deutjchen Rechte gerade auf diefem Gebiete dem hoch entwidelten fremden 
Rechte zufam. So ijt es gefommen, daß die allgemeinen Grundjäte des 
Obligationenrechts im Ganzen aus dem römijchen Rechte übernommen und nur 
in einzelnen Punften modificirt oder ergänzt worden ſind. 


$ 154. 

Wenn jo die allgemeinen Principien des heutigen Obligationenrecht3 zum 
großen Theile dem fremden Rechte entlehnt worden find, jo bat fich dagegen 
einheimiſches Necht für viele einzelne Obligationsformen erhalten und ent- 
widelt, deren Zahl ja ohnedieß nicht begrenzt it, jondern durch die wechielnden 
Bedürfniſſe des Verkehrs bejtimmt wird. Gin großer Theil der letzteren be- 
ruht auf individuellen Trieben und Zuftänden, wie fie jedes Volk in feinem 
Schoofe jelbjtändig erzeugt. Solche Anregungen waren auch für das deutſche 
Recht jowohl in älterer als in neuerer Zeit vorhanden, und namentlich hat 
die Gegenwart durch die jetige Gejtaltung des gewerblichen Lebens einen 
reihen Zuwachs an neuen Grundlagen einzelner Obligationsarten erhalten. 
Die hierauf beruhenden NRectsbildungen konnten in der Regel leicht der Keibe 
der dem römischen Rechte bekannten Forderungsarten angejchloffen werden, 


kumpt es von gelubde, das ist also, das einer des andern burge wirt. Das dritt ist von 
erbs wegen, also wenn man das erb beschuldigt um des toten schuld. Zum vierten kumpt 
es von unterwinden, also sich einer unterwindet, dat eyn ander seget, he sy eme pflichtig 
wedder to rumen. Nun wisz, wer den andren beschuldiget um ein benannt gelt, fragstu des 
er musz dichs berichten von recht und sagen, von welcher sache unter diesen vieren er dir's 
schuldig sey“ (vgl. Sachſenſp. III, 41, $ 4). Aus diefer der procefiualifchen Einlafjung wegen 
angeftellten Claſſification erfieht man, melde verichiedenartigen Verhältniſſe damals unter dem 
farblofen Begriffe schulden zufammengefaßt wurden. Vgl. Haltaus, Glossar s. v. schuld, 
Richthofen, Friesisch. Wörterb. s. v. skelde. — Die Beſtimmungen des germanifchen Rechts 
über Obligationen find fleißig zufammengeftellt von Warntönig in feiner und Stein’s franzöfis 
fcher Rechtögeich., Bd. 2 (1848), ©. 515 flg., ferner bei Walter, Deutſche Redhtägeich., $ 556 flg., 
jetzt bei Stobbe, Zur Geſchichte des deutfchen Bertragsrechts (1855), umd in einer befonderen 
Richtung bei Laband, Die Vermögenstlagen u. |, w. (1869), S. 10 flg. Ueber das Contract- 
recht der germanischen Beriode ſ. Sohm, Das Recht der Ehefchließung, 1875. Franken, Geſchichte 
des franzöfifchen Pfandrechts, 1. Bd., 1879, 

2) Die Grundjäge des Obligationenrechts im Allgemeinen beivegen ſich in einer von allen 
örtlichen und particulären Einwirkungen freien, fosmopolitiihen Sphäre. 
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indem ihre Gigenthümlichkeit ich entweder als eine bloße Modification der 
legteren, oder doch immerhin als eine gleichartige Erjcheinung darjtellen lieh. 
Diefe Art der juriftiichen und ſyſtematiſchen Auffafjung der deutſchen Forde— 
rungsrechte wurde freilich erft möglih, nachdem die Natur der Obligationen 
überhaupt durch die Kenntniß des römischen Rechts eröffnet worden war. Miele 
obligatoriiche Verhältniſſe des deutſchen Rechtslebens gejftatteten fofort eine 
unmittelbare Anwendung der damit gewonnenen Principien, bei anderen be» 
durfte es zur Darjtellung ihrer privatrechtlichen Natur erjt einer Ablöjung 
frembdartiger, namentlich publiciftiicher Elemente, mit denen fie im Mittelalter 
verbunden waren !). 

Die bervortretenditen neueren Grfcheinungen auf diefem Gebiete find aber 
die auf ven Handel bezüglihen Obligationen, Ihr Charakter ijt größten- 
theil8 fein ganz orgineller, jondern jie find meiſtens nur Umbildungen jchon 
beſtehender Rechtsinftitute und Rechtsſätze, welche zum Gebrauche für die be- 
weglichiten Yebensverhältniffe paſſend gemacht wurden; ihr Bildungsprincip 
liegt in der formellen Fortbildung vorhandener Rechtsſtoffe zu eracten und 
zuverläffigen Mitteln eines rafchen Verkehrs. Mehr als in irgend einem an- 
deren Rechtstheile betbätigt fich bier eine gemeinfame Rechtsüberzeugung des 
beutichen Volls?), weil die Principien des Handelsrechts ſich auf Unterneh» 
mungen beziehen, deren Wirkfamfeit durch feine territoriale Begrenzung gebun- 
den ijt; durch das deutſche Handelsgeſetzbuch hat fie zulegt auch ihren formellen 
Abſchluß erhalten. 


Ss 155. 

Wenn bei der Glaffification der dem deutichen Rechte bekannten Obliga- 
tiondarten die äußerliche Betradytung der verjchiedenen Verkehrsrichtungen, 
welcher jie angehören, entfcheiden fünnte, ſo würde die ganze Maſſe derfelben 
am natürlichiten in drei Glaffen zerlegt werden, nämlich in die Obligationen 
des allgemeinen, des Handels-!) und des fonjtigen gewerblichen Verkehrs, 


1) Dahin gehört die ganze Familie der Reallaften und Realrechte nad) der Bedeutung der- 
jelben im Mittelalter. Bei ihrer heutigen Beurtheilung kann nur ein aus dem heutigen 
Rechtsſyſtem entnommener Maßſtab entfcheiden. Bgl. meine Bemerkungen in Gerber's und 
JIhering's Jahrbüchern, Bd. 2, S. 35—42. 

2) Die letzte Quelle derfelben find freilich nicht immer deutfche, fondern hänfig franzöfifche, 
auch wohl europäifche Anſchauungen. 

1) Literatur und befondere Duellen des Handelsrechts: Benvenuti Strac- 
chae — de mercatura, cambiis, — navibus — decisiones et tractatus varii. Nov. ed. Amstel. 
1669. Casaregis, Discursus legales de commercio, 2 Bde. Florent. 1719 (2. Aufl). v. 
Martens, Grundriß des Handelsrechts, 1820 (3. Aufl.). Bender, Grundfäge des deutſchen Han 
del8rechtd, 2 Bde. (1824 und 1828). Pöhl's Darftellung des gemeinen beutfchen und hambur- 
gifchen Handelsrechts, 4 Bde. (1828— 34). Fifcher, Lehrbuch des öfterreichifchen Handelsrechts 
mit Ausichluß des Wechjel- und Seeredhts (1828). H. Thöl, Das Handelsrecht, Bd. ı (6. Aufl. 
1879), Bd. 2 (4. Aufl. 1878), Bd. 3, 1880 (die beiden erften Bände werden hier nad) früheren 
Auflagen eitirt). Hierzu: Thöl, Praris des Handelsrechts und Wechſelrechts, 1. Heft, 1874. 
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und jeder einzelnen dieſer Glafjen würde eine Theorie der gemeinfamen Cigen- 
thümlichfeiten der in derjelben enthaltenen Nechtsformen vorangehen. So iſt 


Brindmann, Lehrbuch des Handelsrechts u. f. w., 1853, ergänzt durch Endemaun, 1860, Par- 
dessus, Cours de droit commercial, 6 Tom., 1856 (6. Aufl... Heiſe's Handelsrecht, 1858, 
Sad, Handb. des allg. deutfchen Handelsr., 1. Thl., 1863. Goldfhmidt, Handbuch des Han- 
delsſsrechts, 1. Bd., ı. Abth., 1865, 2. Abth., 1868, 2. Aufl., 1874 flg. (mad) ‘der 1. Aufl. 
citirt). Endemann, Deutfches Handeldreht, 1865. Defien Handbuch des deutſchen Han- 
deld-, See» und Wechfelrecht8 von verjchiedenen Berfaflern. Gareis, Das deutfche Handelsrecht 
2. Aufl. 1884. Behrend, Lehrbuch des Handeldrehts 1. Bd. feit 1881. — Archiv für das 
Handelsrecht, herausg. dv. einigen Hamburg. Rechtsgelehrten, 2 Bde. (1818 und 20). Zeit- 
fchrift für das Hanbeldreht von Gelpke, 2 Hefte (1852 und 53). Zeitfchrift für das gefammte 
Handelsrecht, herausg. von Goldſchmidt und Yaband, feit 1853. Neues Archiv für Handels- 
recht von Voigt (Heinichen) und Heinelen (feit 1858). Archiv für Theorie und Praxis des 
allgem. deutjchen Handelsrechts von Buſch, feit 1863. Auch das Archiv fir Wechfelredht von 
(Tauchnitz und) Siebenhaar ift zu einem Archiv für „Handeldrecht” erweitert worden. — Die 
Duellen des deutfchen Handelsrechts waren (abgefehen von den im den Hamburger und fü- 
beder Statuten, der Nürnberger Reformation u. f. w. enthaltenen Beftimmungen) großen» 
theil® einzelne Markt», Meß-, Wechjel-, Aſſecuranz- u. f. w. Ordnungen. Nur das Pr. 
Tandr. 11, 8, 53 475— 2464, behandelte das ganze Handelsrecht in fyftematifcher Vollſtändigleit. 
Außerdem galt noch in dem deutfchen Yändern franzöfiichen Rechts der Code de commerce, und 
diefer mit vielen Mopdificationen in Baden als Anhang zum Landrecht. (lleber die ausländi- 
ſchen Handelsrechtsquellen, welche bei der Natur diefed Rechtötheils von ganz befonderer Wich- 
tigfeit find, fiehe Thöl a. a. DO,, Bd. 1, $ 9 und 10, Goldfchmidbt, Handb., 9—14.) Eine 
neue umfafjende Duelle des Handeldrechts ift für Deutfchland in dem deutſchen Handels- 
gefegbuce erwachſen, welches aus den Berathungen und Beſchlüſſen einer durch Bundes- 
befhluß vom 18. Dez. 1856 zufammengerufenen Commiſſion hervorgegangen ift. Diefe Com— 
miffion trat am 15. Januar 1857 zu Nürnberg zufammen, überfiedelte fpäter zur Feſtſtellung 
des Seerechts nad Hamburg und kehrte fchließlich behufs der 3. Leſung der vier erften Bücher 
nad Nürnberg zurüd, welde aud am 12, März 1861 vollendet wurde. Die hauptfädlichfte 
Grundlage des Geſetzbuchs bildete ein preußifcher Entwurf. Es ift feitdem im allen deutfchen 
Staaten ald Geſetz publicirt worden, im Bereiche des Deutfchen Reichs nunmehr auch als formell 
gemeined Recht durd das Bundesgefeg v. 5. Juni 1869, durch welches von den bisher dazu 
erlaffenen Yandesgefegen zugleich diejenigen aufgehoben wurden, welche Abänderungen (im 
Gegenfage bloßer Ergänzungen) zum D.H.-G.-B. enthielten. Als ein hauptſächliches Hülfs- 
mittel der Interpretation find abgejehen von den Motiven des preufß. Entwurfs bie Sigungs- 
protocolle auzufehen, welche jeit 1861 auch in einer befonderen Ausgabe von Lutz herausgegeben 
wurden. Als Gommentare find befonders hervorzuheben der von F. v. Hahn (1. Bd. 3. Aufl. 
1877, 2. Bd., 2. Aufl. 1875; bier die 1. Aufl. eitirt), fowie der von Anſchütz und v. Böl- 
derndorf verfaßte (1. Bd. 1868, 2. Bd. 1870), — Das Handeldrecht konnte im Syſtem des 
deutſchen Privatrechtd nicht fo behandelt werden, daß alle diefem Begriffe angehörenden redit- 
lichen Erſcheinungen ihren Play erhielten. Dieß ift Sache der monographifchen Behandlung, 
welche nicht blos die auf deutſchrechtlichen Quellen beruhenden Rechtsſätze berüdfichtigt, 
fondern aud; das gerade hier jo unendlich ergiebige römiſche Recht ausbeutet. Nur im Zu- 
fammenhange mit ben vollftändigen Inftituten it es woillenichaftlich ausführbar, auch die ver- 
einzelten Beſtimmungen des 4. Buchs des H.-G.-B. über Abſchluß, Erfüllung und Wirkſam— 
feit, fowie über den Inhalt des Parteiwillens bei Handeldverträgen darzuftellen. ine foldhe 
Sefammtdarftellung der auf den Handelövertehr Bezug habenden Rechtsjäge und Redtsinftitute 
(und zwar nicht blos der privatrechtlichen, fondern auch der mit dem Privatrecht in Verbindung 
ftehenden gewerbspolizeilichen Borfchriften) wird nicht blos durch das Bedürfniß, fondern auch 
durch die innere Einheit derſelben wiſſenſchaftlich gerechtfertigt, wie dieß das treffliche Thöl'ſche 
Handelsrecht beweiſt, deſſen Kampf gegen die Herrſchaft der Phraſe ein unvergeßliches Verdienſt 
bleiben wird. 
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man in der That gewohnt, die Stoffe zu vertheilen und ſich der Geftaltung 
der Lebensverhältniſſe anzuſchließen; auch läßt fich gegen die wiffenjchaftliche 
Berechtigung monograpdiiher Zujammenfajfungen diefer Art, zumal des Han- 
delsrechts, Nichts einwenden. Anders jtellt fich Die Aufgabe in einem allge- 
meinen Syſteme des Privatrehts, bier fann nur der aus der juriftiichen ' 
Betrachtung der Rechte überhaupt bervorgehende Gefichtspunft entjcheiden, 
welcher nicht allein durch die den thatjächlichen Grundlagen des Verkehrs 
angebörenden Momente bejtimmt wird. 

Hiernach ergiebt fich die Anordnung des Folgenden, indem zunächit die 
deutſchrechtlichen Kigenthümlichfeiten in Betreff der allgemeinen Theorie der 
Forderungsrechte, dann die Theorie der einzelnen Obligationen nach der Maf- 
gabe ihres juriltiihen Inhalts behandelt werden jollen, obne Rüdjicht darauf, 
welchem bejonderen Gejchäftsfreife fie ausichlieflih angehören ?). 


Quellen und Literatur des Seerechts insbefondere: 1) die neueren Seerechte f. bei Ja— 
cobjen, Seerecht, Einf. ©. XLI flg. Kraut, Grundr., ©. 504 flg. Hierzu fommt nun das 
fünfte Bud des deutfhen Handelsgeſetzbuchs, welches an Ausführlichleit, Umſicht 
und Berüdjichtigung der modernen Entwidelung des Seeweſens alle früheren Iegislatorifchen 
Berfuche weit übertrifft; 2) von den älteren Seerechten find bemertenswerth: das Confulat der 
See (Brivatfammlung alter Seegebräude in romanifcher Sprache aus dem 14. Jahrh.), Wis- 
byiches Seerecht (Privatfammlung in plattdeutſcher Spradye aus dem 15. Jahrh.), Hanfcatifches 
Seerecht (Receſſe der Hanfe, beſonders der vom 1614), Guidon de la mer (Privatarbeit aus dem 
16. Jahrh., Grundlage ber Ordonunze de Louis XIV touchant la marine v. 1681), das 
Oleronenfifche Seerecht (Privatarbeit, beftehend aus 4 ganz verfchiedenen Beftandtheilen aus dem 
11 —16. Yahıh.), ſ. g. Rhodifche Seegefege (3 fehr alte, aber wahrſcheinlich nicht Rhodifche auf 
das Seeweſen Bezug habende Stücke. Alle diefe Quellen find am beften gedrudt bei Par- 
dessus, Collection de lois maritimes auterieures au 18, siecle. VI Vol. Paris 1828-—39. 4. 
— Jacobſen, Scerecht des Friedens und des Kriegs in Bezug auf die Kauffahrteifchifffahrt, 
Altona, 1815. Pardessus, Cours de droit commerce. Ill Pöhl's Seerecht, 4 Thle., 1830 —33 
v. Kaltenborn, Grundfäge des praftiihen europäischen Seerechts u. f. w., 1. Baud, 1857, 
Levis, Das deutſche Seereht. Ein Kommentar zum 5. Buche des deutfchen Handelsgeſetzbuchs. 
2 Bände, 2. Auflage, 1883 und 1884, Wanner, Handbuch des Seerechts, 1. Bb., 1354. 

2) Es kaum indeflen nicht unerwähnt bleiben, daß der Begriff „Handelsgeihäft” 
dur das D. H.-C.-B. eine abgeſchloſſene juriftifhe Bedeutung erhalten hat. Er wird zu— 
nächit bedeutend, indem durch ihn der Begriff „Kaufmann“ beftimmt wird (U. 4). Sodann 
dadurch, daß auf Handelsgefhäfte die Beitimmungen des H.G. B., wo fie diefe Richtung 
haben, überhaupt, insbefondere aber die de& 4. Buches Anwendung leiden, und zwar entweder 
unterfchiedslo8 auf beide dabei beteiligte Kontrahenten, oder nur auf denjenigen Theil, für 
welchen das Gejchäft ein Handeldgefhäft ift (A. 277). Eine Zufammenftellung diefer befonderen 
Beitimmungen giebt Thöl, Handelsr., 5. Aufl., $ 32 flg., und eine Entwidelung Goldſchmidt, 
Handb., $ 42, und dv. Hahn, Kommentar, 2. Bd. (1866), Man muß nun nad dem H.-&.-B. 
unterjcheiden : 1) Handelögefchäfte, welche dieß abfolut find, d. h. Handeldgrundgefchäfte, welche 
dieß ohne Nüdficht darauf, wer fie vornimmt, ob fie nur einmal oder öfter, namentlich ge- 
werbsmäßig betrieben werden (A. 271); 2) Handelögefchäfte, welche die nur find, wenn fie 
gewerbsmäßig betrieben werden (U. 272); 3) Handelögeichäfte, welche die nur deshalb find, 
weil fie zum Betriebe eines faufmännifhen Gewerbes gehören (A. 273). Zu bemerfen ift 
noch: für die Eigenfchaft der von einem Kaufmann abgeſchloſſenen Verträge als zu feinem Ge: 
werbe und mithin zu den Handelsgefchäften gehörig ftreitet die Vermuthung (A. 274); Ver— 
träge über unbewegliche Sachen find feine Handelsgeſchäfte (A. 275), ebenfowenig Gefchäfte 
aus der Ephäre des bloßen Handwerlsbetriebs, welche abgefehen hiervon Handelsgeſchäfte fein 
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I. Subjecte der Forderungsredhte. 
1) Meberhanpt. 
8 156. 

Gine Obligation enthält eine Beziehung zwijchen bejtimmten Subjecten, 
dem Gläubiger und Schuldner. Die Beitimmung der Cubjecte kann zunächſt 
in dem von den Parteien bei Gingehung eines Nechtsgeichäfts ausgeſprochenen 
Willen liegen, fie kann aber auch, und dieß iſt ein dem beutfchen Rechte eigen- 
thümlicher Gejichtspunft, durch einen äußeren Umjtand, mit weldem eine 
Perjon in Beziehung tritt, gegeben werben !). Ganz bejonders häufig wird dem 
Beſitze von Grundftüden die Bedeutung beigelegt, daß dur ihn die Eigenſchaft 
einer Perjon als Subject einer einzelnen, oder fich fortdauernd wiederbolenden 
Dbligation beftimmt werde; jo wird es möglich, ein obligatorifches Ver— 
bältniß zu perpetuiren, indem es, von jubjectiver Wandlung unabhängig, bie 
Eigenſchaft der Unauflöslichkeit von dem Grundftüde, welchem es angelnüpft 
ift, annimmt. Dieß ijt namentlich der Fall bei den ſ. g. Reallaften, nach Um— 
jtänden bei gewiſſen VBerbindlichfeiten eines Lehns- oder Fideicommißbefigers ?), 
und bei der Verpflichtung gegenüber einem der j. g. Bannrechte, deren 
Inhalt in der Verbindlichkeit der Einwohner eines Bezirks bejteht, Bedürfniſſe 
einer bejtimmten Art nur durch den Bannberechtigten befriedigen zu lafien ®). 


würden (A. 272, 1 und 2783, 3). Ueber die Kriterien des faufmännifchen Betriebs f. Proto- 
colle ©. 1274, — Uebrigens unterfcheide man von dem Begriffe „Handelsgeſchäft“ den 
weiteren Begriff „Handels ſache“ (A. 1). Es giebt Rechtsgeſchäfte im Handelsverkehr, die 
nicht zu den Handelsgeſchäften im e. Sinne gehören, und doch ald Handelsfahen dem Han— 
delsgeſetzbuche unterliegen. 

1) v. Savigny, Syitem des heut. röm. Rechts, Bd. 2, $ 103, und weiter auch defien Ob- 
ligationenrecht, Bd. 1 (1851), ©. 134, — Inwieweit in neuerer Zeit eine Aenderung in diefen 
Principien dadurch eingetreten fei, da das “Princip des Rechtserwerbs durch Stellvertretung 
fi) geändert hat, oder dadurdı, daß das heutige Recht eine „Singularfucceffion in Obligations- 
verhältnifje” kenne, infoweit gehört die vorliegende Frage in das Bereich der Darftellung des 
heutigen römifchen Rechts. 

+ 2) Sofern diefe nicht im dem fuceefjiven Erbrechte ihren Grund haben. 

8) Die Bannrechte find das Beifpiel einer individuellen Willfür der Staatsgewalt, 
elche durch Privilegien an irgend ein factifches Berhältniß, Rechte und Berbindlichkeiten aller 
Art anzulmüpfen vermag; für viele ältere Bannrechte läßt fich freilich nicht der formelle Nach— 
weis einer Begründung durch eigentliche Privilegien führen, da die Bannpflicht oft nur eine 
einzelne Form war, im welcher ſich die allgemeine Unterwerfung unter eine Hoheit oder ein 
hoheitsähnliches Necht fund gab. Jedenfalls erjegt der Nachweis unvordenklicher Ausübung 
des Bannrechts den Beweis des Privilegiums. (Weber den Duafibefig an Bannrechten ſ. Dunter 
in der Zeitfchr. f. deutfch. R., Bd. 2, Heit 2, ©. 68 flg.). Beilpiele der in der Gegenwart 
feindlich behandelten (die Gerverbeorbnung des Norddeutſchen Bundes hebt fie im $ 7 und 8 
vom 1. Jar. 1873 an auf) Bannrechte find: 1) der Bierzwang, d. 5. die ausſchließliche Brau— 
gerechtigfeit mit der Verpflichtung der in dem Bezirke Wohnenden (auf den Dörfern find in 
in der Regel die Nittergutsbeiiger ausgenommen), das Bier von dem pribilegirten Brauer zu 
nehmen; 2) der Mühlzwang, d. 5. die Verpflichtung der Bervohner eines Bezirks, ihre Frucht 
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Auch dem Beſitze einer beweglichen Sache wird bisweilen jene Wirkung bei- 
gelegt, und namentlich find die auf den Inhaber lautenden Schuldfcheine recht 
eigentlich diefem Zwede gewidmet *). 


2) Im Gandelsverkehr. 
a) Der kaufmann. 
8 157. 

Das Recht, ein Handelsgemwerbe zu haben und die fih daran fnüp- 
fenden Befugniffe ') auszuüben, fett die Erfüllung derjenigen Bedingungen 
voraus, welche aus gewerbspolizeilichen und anderen öffentlihen Rückſichten 
vorgeichrieben find?). In der jett geltenden Gewerbefreiheit ift auch die 
Hanvdelsfreiheit eingefchloffen, indefjen ijt ausnahmsweife manchen Perfonen 
die Befugniß zum felbftändigen Hanbelsbetriebe ganz oder theilweife entzogen, 
nämlich Geiftlichen *), Soldaten +), Mäklern ®), gewiffen Claffen von Handlungs- 


in einer beftimmten Mühle zu mahlen; 3) der Weinkelterbann; 4) der Branntweinfdhant; 5) 
der Badofenzwang. ©. Anſchütz, Ardiv f. civ. Pr., Bd. 54, ©. 407 fig. Verſchieden von 
biefen Bannrechten find die Nealgewerberedte, d. h. bie an ein beftimmtes Grundſtück 
gelnüpften Befugnifje, ein beitimmtes Gewerbe, z. B. Apothefergewerbe, Gaſtwirthſchaft, Mei- 
fterei, Babergewerbe u. f. w., zu treiben; ſolche Nealgewerbe find an und für ſich keineswegs 
immer auch Bannrechte, d. 5. ausichliefliche Gewerbebefugniſſe. Diefe Rechte erfcheinen als 
juriftifde Qualitäten ber Sadıe, an vxlche ſie gelnüpft ſind, und werden in Hinſicht 
auf Entſtehung, Wirkſamleit, Schutz und Ende analog den Privilegien beurtheilt. Sie können 
veräußerlich fein oder unveräußerlich, vom Grundſtückg ablösbar oder unablösbar. Bal. darüber 
auh Schmid im Arch. für civ. Praris, Bd. 44 ©. 1 umb 174 fig., befonder8 aber linger. 
Syſtem des öfterr. Privatr. 1, S. 572 fig. Daß fünftig feine Realgewerberechte mehr be- 
gründet werden können, beftimmt bie deutſche Neichögewerbeordnung, $ 10. — Ein Berfucd, 
wie ihn Reyſcher, Württemb. Privatrecht, $ 245 flg., gemadt hat u. U. m., alle diefe und 
ähnliche Rechte unter dem Titel Gutsrechte zufammenzuftellen, enthält bei der inneren Ber- 
fchiedenartigteit der darin aufgezählten Rechte einen für die juriftifche Anſchauung bedenflichen 
Verzicht auf Kritif und Syſtem. 

4) Unrichtig ift e8, wenn Saviguy, Obligationenreht, Bd. 2. ©. 89, die gemeinrechtliche 
Möglichkeit der Begründung folder Obligationen für nicht individuelle Subjecte verneint. Er 
überficht dabei das deutfchrechtliche Bildungsprincip, welches bier entjcheidend ifl, wie die ange- 
gebenen Fälle beweifen. S. au unten $ 161. 

1) 3. 8. in Bezug auf Wahlrechte, öffentliche Aemter, Steuerweſen, dann im Strafrecht 
und Proceß (Gerichtsitand vor dem Handeldgericht) die Rechte und Stellung eines Kaufmanns 
zu haben. 

2) Die Beitimmungen darüber find theild in der Reichsgewerbeordnung, theil® in daneben 
beftehenden Landesgeſetzen enthalten. Thöl, Handelsrecht, 5. Aufl., & 43 flg. früher war 
häufig vorgejchrieben,, abgefehen von der etwa erforderlichen Konceffion, die Erlangung des 
Staatd- und Drtsbürgerrechts, Nachweiſung eines Handelsfonde, der Gefchäftstenntnifle, ört- 
liches Bedürfnif, Aufnahme in die Handelögilde, Einzeichnung in die Handelsmatritel. 

8) Cap. 6, X, ne clerici vel monachi secularibus negotiis se immisceant (8. 50), cap. 15, 
X, de vita et honestate monach, (3, 1), cap, 16, X eod. 

4) L. 15, Cod. de re mil. (12, 36). 

5) D. H.-G.-B., Art. 69, 1. 
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gehülfen %), nad den meijten PBarticularrechten auch den Staatsdienern ?). Be- 
ſchränkungen in Bezug auf gewiſſe Handelszweige fönnen auch durch Handelsregale 
und Handelsmonopole einzelner Kaufleute oder Handelsgilden bewirkt werben. 

Unabhängig von diefer Sphäre der Beitimmung des faufmännijchen Ge- 
werbebetrieb8 ijt diejenige, für welche das deutjche Handelsgeſetzbuch den Begriff 
des Kaufmanns feitjtellt, indem es damit nur das Anwendungsgebiet für 
feine Vorſchriften über das Firmenweſen, über Handelsbücher, Procuren und 
eine Reihe weiterer Gegenjtände des Handelsrechts begrenzen will®). Im diefer 
Beziehung joll derjenige ald Kaufmann gelten, welcher gewerbsmäßig ?) (und 
zwar, wie zu ergänzen ift, in eigenem Namen) Handelsgeſchäfte (ſ. 8 155, 
Anm. 2) betreibt 9). Jedoch find wieder einige Claffen der Kaufleute in 
diefem Sinne von der Anwendung der Vorichriften über Firmen, Procuren, 
Handelsbücher und Handelsgejellichaften ausgenommen !!). 

Auch Frauen haben alle Rechte und Pflichten des Kaufmanns, wenn fie 
Handelsgeſchäfte gewerbsmäßig in eigenem Namen treiben, d. b. Handels- 
frauen!?®) find, einerlei ob fie das Handelsgewerbe allein oder in Gemeinſchaft 
mit Anderen, ob fie e8 perjönlich oder durch Procuriften betreiben !?). Eine 
Ehefrau bedarf Hierzu die Ginwilligung ihres Ehemannes 14), welche als ftill- 
jchweigend gewährt gilt, wenn fie mit deſſen Wiſſen und ohne Einjpruch Handel 
treibt. Die ertheilte Einwilligung kann jedoch jederzeit widerrufen werben, 
nur muß der Widerruf, wenn er rechtliche Bedeutung haben joll, actuell durch— 


6) D. H-G.-B., Art. 56 u. 59, 

7) Ueber die Reichsbeamten ſ. das Neichögefeg vom 31. März 1873 & 16, 

8) Insbefondere gehören dahin manche Beftimmungen über einzelne Handelsgefcäfte ; ferner 
Vorfchriften, im welchen die eigenthümlichen Pflichten der Kaufleute feftgefett werden, 3. B. die 
Eintragungen in das Handelsregifter, gehörige Budführung, Aufbewahrung der Handelsbücher 
und Correfpondenzen, Anfertigung von Inventaren und Bilanzen u. f. w. ©. die Zufanmen- 
fegung bei Thöl a. a. DO., $ 52. — Die Lehre von der Beweiskraft der Handelsbücher wird 
als in dad Proceßrecht gehörig hier ausgeſchieden. 

9) Ueber den Begriff „gewerbsmäßig“ ſ. v. Hahn, Kommentar, 1. Bd., S. 9. Goldſchmidt, 
Handbuch I, ©. 335 fig. 

10) H.G.«B., Art. 4 vgl. mit Art. 11. uch perfönli haftende Handelsgeſellſchafter 
find Kaufleute; Goldſchmidt, ©. 338, 

11) H.G.B., Art. 10 (Höfer, Trödler, Haufirer u. f. w., Wirthe, gewöhnliche Fuhrleute 
u. A.). 

12) Heiſe und Cropp, Jur. Abh. I, ı u. 2. Kraut, Vormundſch. I, S. 324 fig., 582 jig. 
Durch die norbdeutiche Bundesgewerbeoronung, $ 11, find die Grundſätze, welche bisher nur 
für Handelsfrauen galten, gemeralifirt worden, fo daf fie nun überall eintreten, wo eine Perſon 
weiblichen Gefchlechts felbftändig ein Gewerbe betreibt, es fei, welches es wolle. 

13) H.G.⸗B., Art 6. Man unterfcheide aber von der wirklichen Handelsfrau, melde 
Gefellichafterin ihres Mannes ift, die Ehefrau, welche nur Gehülfin deffelben, welde m. a. W. 
nicht felbjt mercatrix, jondern mur uxor mercatoris ift. 

14) Für das einzelne Geſchäft ift fie alddann micht weiter nöthig. Bei unverbeiratheten 
Frauen if, wo die cura sexus noch gilt, ebenfo die vorhergehende allgemeine Zuftimmung 
des Geſchlechtsvormunds erforderlih. — Der Grund ber Nothwendigkeit der chemännlichen 
Eimmwilligung ift übrigens nicht im ehelichen Güterrechte, fondern in der Stellung des Mannes 
al8 Herr des Haufes zu fuchen. 

16, Aufl. 17 
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geführt und offenkundig fein. Die Wirkung der Stellung einer Frau als 
Handelsfrau ift die !5), daß fie ſich durch ihre Handelögefchäfte gültig ver- 
pflichtet, felbjtändig vor Gericht auftreten kann und in der Sphäre ihres 
Handelsbetrieb8 die Berufung auf die weiblicen Rechtswohlthaten verliert 16), 
jowie endlich, daß ihr in der Ehe befindliches Vermögen für die aus ihren 
Handelsgeſchäften entjtandenen Schulden ohne Nüdjicht auf die dem Chemanne 
gemäß dem ehelichen Güterrechte daran zuftehenden Befugniffe haftet. 

Uebrigend wird für die Annahme eined Nechtsgejchäfts als Handels- 
geſchäfts mach dem deutſchen Handelögejeßbuche keineswegs allgemein vor» 
ausgeſetzt, daß e8 von Kaufleuten abgefchloffen je, noch weniger wirb bejien 
Gültigkeit daburch bedingt, daß die Parteien überhaupt zum Faufmännifchen 
Gewerbebetriebe befugt find 17). 
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An die Stellung Jemandes ald Kaufmann?) fnüpfen fich zwei allgemeine 
Verpflichtungen, welche namentlich für die Eingebung und Wirkfamfeit von 
Dbligationsverhältnijfen bedeutend werben : 

1) Ieder Kaufmann foll eine Firma?) haben, d. h. einen firirten fauf- 
männifchen Namen, unter welchem er im Handelsbetriebe Gefchäfte macht. 
Der einzelne Kaufmann ®) ſoll hierzu feinen bürgerlichen Namen, dieſen aber 
in einer fetbeitimmten Form *) gebrauchen. Dabei ſoll er fich jedes ein 
GSejellihaftsverhältnig andeutenden Zufages enthalten. Jede neue firma ſoll 
fih von allen bisher am gleichen Orte?) beſtehenden unterjcheiden, und daher 
Derjenige, deſſen bürgerlicher Name daſelbſt jchon als Firma vorfommt, feinem 
Namen einen unterjsheidenden Zufag beifügen. Einen fremden Namen als 

15) D. H.-©.-B., Art. 8 u. 9. 

16) Alfo das 8. C. Vellejanum, die Auth, si qua mulier, die Befreiung von der Wechiel- 
haft. — Die Frau hört in der Sphäre des Handelsbetriebes rechtlich auf, ein Weib zu fein. 
Eine ähnliche Erfcheinung findet fi) im der Lage eines minderjährigen Kaufmanns, wenn der 
Eurator zur Gründung eines Handelsgewerbes ihm die allgemeine Zuftimmung gegeben hat. 
Thöl a. a. O. $ 42, 11. 

17) 9.-©.-B,, Art. 276. 

1) ©. aber die Ausnahmen in Anm. 11 des vorigen Paragraphen. 

2) H.G.“B., Urt. 15—27. Da das frühere Hecht feinen allgemeinen Schu ber Firma 
gegen die Anmaßung berfelben durch Dritte fannte, jo befchräntte ſich das juriftifche Interefie 
des Firmenweſens faft ganz auf den Gefichtspunkt, daß das Handeln unter der Firma die darin 
beariffenen Perſonen bereditige und verpflichte. Diefer Punkt war aber vorzugsmweife für Han- 
delsgefellfchaften wichtig; denn der Einzeltaufmann konnte aud) unter feinem gewöhnlichen bürger- 
lihen Namen handeln. Durd die Aufftelung eines allgemeinen Firmenſchntzes aber ift bie 
Firma fir alle Handelsperfoneu gleichbedeutend geworden. 

3) Als ſolcher gilt auch der, welcher einen ftillen Gefellfchafter hat. — Ueber Gefellicafts- 
firmen ſ. unten $ 195. 

4) Der Familienname als Firma foll nicht mehr ſchwanken, 3. B. nicht bald mit, bald 
ohne Zunamen gefchrieben werben. 

5) Dieß gilt ſowohl von dem Orte der Haupt- als dem Orte der Zweigniederlaſſung. 
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Firma zu führen, iſt nur Dem gejtattet, welcher ein bejtehendes Handelsgewerbe 
durch Bertrag oder Erbgang mit der Einwilligung der Interefienten in die 
Hortführung der bisherigen Firma erwirbt). Das Recht auf die jo gewählte 
und in das Hanbdelsregiiter eingetragene Firma ijt ein ausſchließliches; der 
Berechtigte kann gegen Jeden, welcher fie unbefugt führt, auf Unterlaffung 
und vollen Schadenserjat Hagen 7). 

2) Jeder Kaufmann ift verpflichtet, gewiſſe feinen Gefchäftsbetrieb be- 
treffende Thatfachen (insbejondere jolche, welche jich auf die Firma, eine Pro— 
cura und auf Handelögejellichaftsverhältniffe beziehen) ®), in das öffentliche 
Handelsregijter des Orts feiner Niederlaffung eintragen zu lafjen *). Im 
den meijten Fällen ift diefe Verbindlichkeit unter Androhung von Ordnungsſtrafen 
angeordnet; für einige Fälle Y°) ift beftimmt, daß das fragliche Verhältniß erſt 
durch die Eintragung rechtlich begründet wird; für gewiffe Fälle !') emblich ift 
folgendes Princip feitgefegt: — iſt die Eintragung und Bekanntmachung der 
Thatſache unterlaffen worden, jo kann fie dem Dritten nur dann entgegen- 
gejeßt werden, wenn ihm bewiejen wird, daß er fie gekannt babe; ift bie 
Thatfache aber eingetragen und befannt gemacht worden, jo muß fie der Dritte 
als geichehen gelten lafjen, jofern nicht die Umstände die Annahme begründen !?), 
daß er fie weder gefannt babe, noch habe kennen müffen !®). 


b) Hülfsperfonen des Kaufmanns. 
g 158. 


Yuriftiiche Vertreter des Kaufmanns, d. h. Perjonen, welche in jeinem 
Namen Nechtsgeichäfte abjchliefen,; find 1) die Procurijten. Mit dieſem 
Namen bezeichnet das Handelsgeſetzbuch!) kaufmänniſche Vertreter mit einer 


6) Diefe Ausnahme vom Princip rechtfertigt fi durd; Erwägung des Werths,den eine 
bisher in hohem Credit geftandene Firma in den Augen des Publilums gehabt hat; fie enthält 
einen berechtigten Zug faufmännifcher Romantik.‘ 

7) 9.-6.-8., Art. 27. Und zwar entfcheidet über den Beweis der Eriftenz und Größe 
des Schadens der von den Parteien in ganz jprocehmäßiger Weife oft nicht geführt werben 
fönnte) da8 freie Ermeflen des Handelsgerichts; im dieſer „Freiheit“ der Beweisprüfung Tiegt 
ein Moment der Strafe.i 

8) Zufammengeftellt bei dv. Hahu, Kommentar, S. 51, und Thöl, Handelör., $ 52. 

9) Das Handelsregifter fteht Jedem zur Einficht offen. Ueberdies werden die meiften Ein- 
träge fofort durch öffentliche Blätter dem Publicum mitgetheilt. H.-&.-B., Art. 12—14. 

10) Entftehung der Commanditgeſellſchaft auf Actien und der Actiengeſellſchaft. Art. 178. 211. 

11) ©. H.G.«B., Art. 25 und 46; ferner die Art. 87. 115. 129. 135. 155. 171. 233, 

12) Es ift damit zwar nicht gerade ausdrücklich befiimmt, daß die® immer der Dritte be- 
weiſen folle, aber die proceffualifche Lage der Sache wird es im der Regel von felbit mit fich 
bringen, forwie denn auch die Faſſung des Artilels immerhin darauf ald das Regelmäßige hin- 
weift. Die Worte „fofern nicht die Umftände die Annahme begründen” deuten auf bie freiere 
Erwägung des Handelögerichts. S. auch v. Hahn, Kommentar, S. 48 flg. Thöl, Handeler., 
8 54. 

13) Vgl. 1. 9 8 2 D. de jur. et facti ignor. (22, 6). 

1) H.G.B., Art. 41 --46. 
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durch das Geſetz ein für allemal bejtimmten, und zwar dem Publicum gegen- 
über unabänderliden VBollmadt ?). Sie enthält die Ermächtigung zu allen 
Arten von gerichtlihen und aufergerichtliden Gefchäften und Rechtshand- 
lungen, welche der Betrieb eines Handelsgewerbes mit fich bringt, erſetzt jede 
fonjt erforderlihe Specialvollmaht und berechtigt auch zur Anftellung und 
Entlafjung von Handlungsgehülfen und Bevollmächtigten 3); dagegen erjtredt 
fie jich nicht auf die Veräußerung oder Belaftung von Grundftüden. Die 
Beitellung eines Procuriften erfolgt durch Ertheilung einer al8 „Procura“ be» 
zeichneten Vollmacht, oder durch ausdrüdliche Bezeichnung des Bevollmächtigten 
als „Procuriften”, oder durch die Ermächtigung, die Firma „per procura“ zu 
zeichnen *). 2) Handlungsbevollmädtigte. Der Umfang ihrer Voll- 
macht ift gefeßlich nicht beftimmt, ſondern lediglich dem Willen des Principals 
anheim gegeben). Ein Handlungsbevollmächtigter kann für das ganze Han- 
delsgewerbe, oder nur für bejtimmte Arten von Geſchäften, oder nur für ein- 
zelne Gejchäfte im Betriebe des Handelsgewerbes bejtellt werben. ine folche 
Vollmacht gilt für die Ermächtigung zu allen Gefhäften und Rechtshandlungen, 
welche der Betrieb eines derartigen Hanbeldgewerbed oder die Ausführung 
derartiger Gejchäfte gewöhnlich mit fich bringt; nicht aber erjtredt fie fich auch auf 
die Eingehung von Wechjelverbindlichkeiten, die Aufnahme von Darlehen und 
die Führung von Procefien. Insbeſondere gilt ein Handlungsreiiender auch 
als ermächtigt, die Kaufpreife aus den von ihm abgefchloffenen Verkäufen ein- 
zizieben und Zahlungsfriften zu geftatten; ferner ift anzunehmen, daß ein in 
einem offenen Yaden, Magazin oder Waarenlager angeftellter Hanblungs- 
bevollmächtigter die in einem derartigen Laden u. f. w. gewöhnlichen Verkäufe 
und Empfangnahmen vornehmen barf®). 

Keine juriftifchen Vertreter des Kaufmanns find an und für fich die von 
dem Handelsgeſetzbuche ſ. g. Handelsgehülfen, d. 5. Perfonen, welde 
zunächit zur Leiftung einer nur thätlichen Beihülfe im Hanbelsgewerbe an- 
getellt find’). Sie fönnen aber durch bejonderen Auftrag des Principals 
7 2) Eine Befchräntung der gejetslihen Vollmacht hat Dritten gegenüber feine rechtliche 
Wirfung. Der Dritte lanın ſich alfo, wenn er nur weiß, daß der andere Theil wirklich Pro- 
eurift ift, getroft mit ihm einlaflen. — Von felbft verfteht es fich, daß der Procurift und Prin- 
eipal unter einander gewifle Beichränfungen verabreden können 

3) Der Procurift ift alfo in der That der alter ego bed faufmännifchen Principals. 

4) Sowohl die Beftellung als das Erlöfchen einer Procura foll in das Handelsregifter 
eingetragen werben. 

5) H.G.B., Art. 47 flg. Die Bollmadıt diefer Perſon wird nicht in das Handeldregifter 
eingetragen ; ihre Publication erfolgt, wenn fie nöthig ift, durch Öffentliche Ankündigung in 
Zeitungen, Circularen u. f. w. Diefe Claſſe umfaßt die ganze Stufenfolge vom Generalbe- 
vollmädtigten biß zum Handlungsdiener mit unbedeutendem Wirkungsfreife, Ueber den ma- 
teriellen Unterfchied jenes vom Procuriften fiehe v. Hahn, Kommentar, S. 130. 

6) Das H.G. B. tennt noch eigenthümliche Bevollmächtigte für den Seevertehr und hat 
aud den Umfang ihrer Ermächtigung geſetzlich fefigeftellt, nämlih den Eorrefpondent- 
rheder (H.-©.-B,, Art. 459 fig.) und den Schiffer (H.-©.-B., Art. 495 fig.). 

7) Es gehören dahin 3. B. Buchhalter, Eaffirer, Lehrlinge u. f. w. Man unterfcheibe 
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ebenfall® zu deſſen rechtlicher Vertretung ermächtigt werden und gelten dann 
injoweit als Handlungsbevollmächtigte. 

Die Wirkung einer Procura oder Handlungsvollmacht ift, daß durch bie 
derjelben entiprechenden, ausdrücklich oder jtillichweigend im Namen des Prin- 
cipal8 abgejchlofjenen Nechtögejchäfte eine unmittelbare Berechtigung und Ver— 
pflichtung zwijchen dem Principal und dem Dritten begründet wird ®); zwijchen 
dem Procuriften bez. Handlungsbevollmächtigten und dem Dritten erzeugt das 
Geſchäft weder Rechte noch Verbindlichkeiten ?). 

Gine Procura oder Handlungsvollmacht kann ohne Einwilligung des Princi- 
pals nicht auf Andere übertragen werden. Sie ijt jederzeit widerruflich '°). 
Der Tod des Principald Hebt fie nicht auf!!). 
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Perjonen, welche gewerbmäßig den Abſchluß von Hanbelsgejchäften nur 
vermitteln, d. 5. die zur Willensbeftimmung dienenden Thatjachen mit» 
theilen, die beiderjeitigen Erklärungen austaufchen und deren Webereinjtimmung 
conftatiren, beißen Handelsmäfler (Senjale) '). Sie find amtlich beftellt 
und vereidigt, und haben einen eigentbümlichen Kreis von Verpflichtungen, für 
jede einer der Parteien, denen fie dienen ?), aus einer Verſchuldung erwachjene 


ihre zwar nur factifchen, aber doch immerhin faufmännifchen Yeiftungen von den Dienften des 
bloßen Geſindes (Art. 65). 

8) Art. 52. Mit diefer Beftimmung iſt der größte Theil der Lehre vom Inſtitor, infomweit 
fie fich auf die Bermittelung des Obligationserwerbe® bezieht, unanmwendbar geworden. Webrigens 
ift im der obigen Formulirung vorſorglich der Anficht begegnet worden, als ob die Handlungen 
des Stellvertreter8 auch rüdfichtlih der inneren Willensmomente etwa jo angefehen werden 
müßten, al® ob fie nicht feine, fondern des Principal® Handlungen fein. — ©. über dieſe 
Lehre Yaband in der Zeitfchr. für Handelsrecht, Bd. 10, ©. 183 fig. 

9) Die Haftung Jemandes, der fi, ohne Vollmacht zu haben, als Procuriſt oder Hand«- 
[ungsbevollmächtigter gerirt, oder Deſſen, der feine Handlungsvollmacht überfchreitet,, beſtimmt 
der Art. 55. Der Dritte fan ihn auf Schadenserfag oder Erfüllung belangen. 

10) Es verfteht ſich von felbft, daß diefes Recht des freien Widerrufs ſich nur auf bie 
Funktion der Rechtsvertretung bezieht, und daß das innere Dienftverhältniß dadurd an ſich 
gar nicht berührt wird. Ueber die Wirkung bes Widerrufs auf Dritte f. v. Hahn, Comment. 
S. 143 fig. 

11) Vorausgeſetzt, daß die Handblungsvollmadht nicht ausdrüdlih nur auf die Lebenszeit 
des Principals geftellt ift, wa® bei der unbefchräntbaren Procura überhaupt nicht zuläffig wäre 
G.G. ⸗B., Art. 43). — Zu bemerfen ift nod), daß das H.-G.-B., Art. 56 und 59, dem Pro- 
curiften, Handlungsgehülfen und dem für das ganze Handelsgewerbe beftellten Handlungsbe— 
vollmächtigten unter eigenthümlichen Präjudicien verbietet, ohne Einwilligung des Principals 
für eigene Rechnung oder für Dritte Handelögeichäfte zu machen. 

1) 9.-G.-B., Art. 66 fig. Ueber die Gefchichte des Juſtituts ſ. Yaband in der Zeitfchr. 
f. deutſches R., 20. Bd, ©. ı fig. ferner Goldſchmidt in f. Zeitichr. f. Handelsr. Bd. 28, 
©. 115 fig. Ihre Thätigkeit iſt nicht eine juriftifche Repräfentation, feine Geſchäftsſchließung 
für Andere, fondern nur eine thatfächliche Vermittelung der unmittelbaren perfönlichen Erklärung 
ber Parteien. ©. v. Hahn, Kommentar, S. 167 fig. 

2) Sie ftehen nicht bloß zu der Partei, welche fie zuerft beauftragte, fondern auch zu ber, 
mit welder fie das Geſchäft machen, in einem Vertragsverhältnig. v. Hahn, S. 168 flg. 
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Beichädigung haben fie einzuftehen °). Unmittelbar nach Abſchluß eines Ge- 
ſchäfts müſſen fie jedem GContrabenten eine ſ. g. Schlußnote übergeben und 
dieje nach empfangener !Unterjchrift gegenjeitig austaufchen +). Somohl dieſe 
Schlußnoten, als ihre ordnungsmäßig geführten Tagebücher, in welde fie täg- 
lih die abgeſchloſſenen Geſchäfte einzutragen Haben, liefern regelmäßig vollen 
Beweis für den Abjchluß und den Inhalt des Geſchäfts. Für ihre Bemühungen 
haben fie, Sobald das von ihmen vermittelte Gefhäft zu Stande gefommen 
ift 5), eine Mäflergebühr (Senfarie, Courtage) zu fordern, welche im Zweifel 
jede Partei zur Hälfte zu entrichten hat.j 

Der öffentlihen Stellung und der Autorität, welche den Handeldmällern 
zufommt, ſteht aber eine Reihe von perjönlihen Beſchränkungen gegenüber. 
Insbejondere dürfen fie für eigene Rechnung feine Handelsgeichäfte machen, 
für die Erfüllung der durch fie vermittelten Gejchäfte feine Bürgfchaften über- 
nehmen, nicht Procuriften, Handlungsbevollmächtigte oder Hanblungsgehülfen 
fein; auch dürfen fie fich nicht mit Andern zum gemeinjchaftlichen Betriebe des 
Mäflergewerbes verbinden; fie müfjen endlich ihre Gejchäfte perjönlih machen 
und dürfen von den Parteien, denen fie dienen, nur perjönliche Erklärungen 
entgegennehmen ®). 


I. Entjtehung der Forderungsrechte. 
1) Berträge. 
a) Alagbarkeit, 
$ 159. 


Die bindende Kraft eines Vertrags liegt nach deutjchem Rechte !) in der 
Uebereinjtimmung der auf ein Rechtsgejchäft gerichteten Erklärung des Willens 


3) Und zwar nach der Beitimmung des H.G.B., Art. 282 („Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns‘). Zu den allgemeinen Pflichten gehört auch die Pflicht der Verſchwiegenheit. 
Art. 69, 5. 

4) Die Perfection des Bertrags ift von der Austaufchung der Schlußnoten abhängig ge— 
madt. Art. 76, 

5) Art. 82 formulirt dieß fo: jobald das Geſchäft gefchlofien, und wenn e8 ein bebingtes 
war, unbedingt geworben ift. 

6) Wo den amtlich beſtellten Handeldmällern das Recht zur Vermittlung von Handeldge- 
fchäften nicht ausſchließlich zufteht, giebt e8 auch f. g. Privat- oder Pfufchmälfer ; auf diefe find 
alle diejenigen Beftimmungen des H.-©.-B. nicht anwendbar, welche den Handelsmäller als 
eine öffentlich autorifirte Urkundsperſon vorausſetzen. 

1) Man beruft ſich wohl auf Sachſenſp., Yandr. I, 7: „‚Sve icht borget oder lovet, die 
sal’t gelten, unde svat he dut, dat sal he stede halten“. (Schwabenfp. Laßb.]) Cap. 11.) 
Bol. befonders die fpäter in vielen Landesgeſetzen wiederholte Stelle des Freiburger Stadtrechts 
von 1520, ©. 39. Die Symbole und Formalitäten, welche das ältere deutfche Recht bei der 
Vertragsſchließung kennt und mit Vorliebe verwendet, als das Geben eines Geldftüdes, die 
Uebergabe der Urkunde (carta), die Zuziehung vou Zeugen, die VBeranftaltung eines Mahls, 
ftehen diefem Prinzipe nicht entgegen; fie find doc nur Mittel zur äußeren Belräftigung und 
zum Beweife des Willens, aber nicht als allgemeine Bedingungen der Wirkfamteit des Willens 
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der Parteien ?), Indem damit die allgemeine Nothwendigkeit einer bejonderen 
Vertragsform verneint ift, zerfällt das römijche, auf dem Gebrauche der Sti- 
pulation berubende Vertragsſyſtem mit allen feinen aus dem formellen Principe 
bervorgehenden Folgeſätzen, und die darin aufgejtellten bejonderen Gontracts- 
formen geben in dem allgemeinen Begriffe des Gonjenjualvertrags auf ®). 
Damit jteht freilich nicht im Widerfpruche, daß bei Verträgen, welche ihrer 
inneren Natur nach Realverträge find, auch jest noch zur Entjtehung einer 
Verpflihtung die Hingabe der Sache vorausgejegt wird *), das Syſtem ber 


überhaupt gedadjt. Es gehört dahin auch der Zug des deutſchen Rechts, die eigentliche Voll- 
wirffamtleit eine® Vertrags erjt mit der thatfächlichen Erfüllung eines Theils beginnen zu lafjen. 
Indefien faflen neuere Schriftfteller die8 Alle8 anders auf und fuchen wohl‘ auszuführen, daß 
das germanifche Recht nur Formal- bez. Realverträge gelannt habe. S. Stobbe, Zur Geſchichte 
des deutſchen Vertragsrecht, ©. 8 flg., jet aber Deutfches Privatr. $ 165 u. 174, und 
Witte, Zeitichr. f. Rechtsgeſch, Bd. 6, 5. 448 flg. Sohm, Das Recht der Eheſchließung 1875. 
Mir fcheint der innere Grund ber Geltung des einfachen Bertrags in Deutfchland doch in 
dem Umſtande zu liegen, daß dem deutſchen Volksgeiſte jenes Bedürfniß ftrenger juriftifcher 
Präcifion, welches im römiſchen Rechte zur Annahme der Stipulation als allgemeiner Bertrags- 
form geführt hat, weniger eigen war; mindeften® darf dieß von der fpäteren Entwidelung des 
deutfchen Rechts behauptet werden. Zu äußerlich faßt die Sache Savigny, Obligationenredjt 2, 
S. 240, wenn er das deutſche Vertragsrecht nur auf den zufälligen Mangel einer ber 
Stipulation entfprechenden volfsthümlichen Formel zurüdführt. 

2) Die Frage, warın ein Vertrag für abgefchlofien gelten müffe, ift im Allgemeinen nad 
römiſchem Rechte zu beurtheilen. Indefien enthält dad D. H.G.B., Art. 317—323, eine 
Reihe jehr wichtiger Beitimmungen über den Abſchluß von Handelögeihäften unter Ab— 
wefenden, welde wohl aud über die Sphäre des Handelsrechts hinaus wirken werben. 
S. darüber jegt Haufer in der Zeitichr. für Handelsrecht, Bd. 12, ©. 34 flg. — Siegel, Das 
Berjprehen als Berpflichtungsgrund im heutigen Rechte, 1873, will aus einigen, freilich von 
born herein in feinem Sinne ertlärten Erſcheinungen (Bertrag unter Anweſenden, Bertrags- 
offerte mit Bedentzeit, das hinfende Gefchäft, Kauf auf Probe, Verfteigerung, Auslobung, 
Papiere auf Inhaber, Wedjlelaccept) ein allgemeines Princip der Nechtöverbindlichteit und 
Unwiderruflichteit des einfeitigen Berſprechens bebuciren. Es ift fomohl zu bezweifeln, daß die 
Summirung diefer auf ganz verfchiedenartigen Borausfegungen beruhenden Erſcheinungen zu 
jenem allgemeinen Eate führe, als daß diefer Sat ein für das Rechtäleben befonders wünfcens- 
werther ſei; denn erft die Annahmeertlärung, d. h. der Ausdrud des auf die in Ausficht ger 
fiellte Bereicherung gerichteten Willens, vermag (abgefehen von jenen befonders begründeten 
Ausnahmefällen) die für dad Rechtsleben nothwendige Präcifion und Evidenz des Gejchäftsab- 
ſchluſſes zu geben. 

3) Damit iſt natürlich nur eine allgemeine Vertragsform, nicht etwa der römiſche Kon 
fenjualcontract gegenüber dem bloßen Bactum gemeint; denn der Unterfchied zwifchen Contracten 
und pacta ift verfhwunden. Dagegen find umgelehrt die Beitimmungen des römifchen Rechts, 
welche mit defjen eigenthümlichem Bertragsfyfteme in keiner Berbindung ftehen, 3. B. die Unter- 
ſcheidung zwifchen ein- und zweifeitigen Verträgen, von bdiefer großen Beränderung nicht be- 
rührt worden. Unerweislich ift ferner der von verfciedenen Seiten aufgeftelte Sat, dab das 
heutige Recht die Wirkfamteit der Verträge zu Gunften Dritter allgemein anders beftimme, als 
dad römiſche Recht. Allerdings aber Läht fi für einzelne Fälle, 3.8. die Ermwerbung einer 
Rente, des Anſpruchs auf eine Berficherungsfumme, eine bäuerlihe Gutsabfindung zu Gunſten 
Dritter, ein entſchiedenes Gewohnheitsredht jenes Inhalts nachweiſen (die oft hierher gezogenen 
Erbverträge bedürfen diefer Hülfe gar nicht, $ 259, 5). ©. aber Sädjf. Civilgefegb., $ 853. 

4) Pfordten, Abhandl. aus d. Pandectenr. (1840), S. 295 u. 297. S. aud Demelus 
in den Jahrb. f. d. Dogmatit, 3. Bd., ©. 399 flg. Unger daf., 8. Bd., ©. 1 fg. ©. da— 
gegen Siebenhaar, Kommentar 3. Sächſ. Civilgefebb., $ 782. 


264 Zweiter Theil. Zweites Bud). 


unbenannten Nealverträge des römiſchen Rechts mit feinem Reurechte und 
anderen Folgen Hingegen muß nunmehr für bejeitigt gelten). Einen neuen 
Formwertrag bat das neuere europäiihe Recht im Wechjelvertrage gejchaffen. 
— Auch noch heutzutage wird der Grundſatz, daß das einfache Verſprechen 
nur in Verbindung mit feinem materiellen Rechtsgrunde Geltung bat, meijten- 
theils feſtgehalten )). Eine Ausnahme machen hiervon der Wechjelvertrag, das 
Accept einer Zablungsanweilung, das Connofjement, der Yadejchein, Ausliefe- 
rungsjceine über lagernde Waare (j. g. Yagericheine), kaufmänniſche VBerpflich- 
tungsjcheine über Yeiftung von Summen ohne Bedingung von Gegenleiftungen?). 


b) Mefondere Formen der Verträge, 
ı) Schrift. 
8 160. 
Gründe ver Zwedmäßigkeit und Nüdjichten auf die Eigenthümlichkeit 
mancher Vertragsarten !) jind die VBeranlafjung gewejen, daß neuere Gejek- 
gebungen ?) die Gültigkeit oder Klagbarkeit einzelner Verträge von dem Vorhan— 


5) Pfordten a. a. DO. Ürrleben, Die condictiones sine causa, 2, Abth. (1853) ©. 463 flg. 
Anders die frübere Theorie, welche namentlid auch in die Landredjte des 16. und 17. Jahr- 
hunderts übergegangen war. ©. die Nachweiſungen bei Ergleben a. a. O., ©. 466; Anm. 7. 

6) S. Bähr, Die Anerkennung als Verpflichtungsgrund, 1855, ©. 159. Cine Ueberficht 
der verfchiedenen Anjichten giebt Witte in der Krit. Bierteljahrsichrift für Geſetzg. u. Rechtsw., 
Bd. 6, S. 330 fig. Ganz und gar geläugnet wird freilic der Say von Windicheid, Pandecten 
8 318, Vgl. auch Sächſ. Civilgefegb., 5 782, 

7) H. G.B., Art. 300— 302, Eigenthümlich ift diefen letteren Papieren, wenn fie auf 
Ordre lauten, aud) ihre Lebertragbarteit durd; Indoffament, und zwar mit ähnlichen Wirkungen, 
ald das Indoflament bei Wechjeln Hat. Uebrigens gehört zu den Berpflitungen ohne ma— 
teriellen Schuldgrund auc die Forderung, weldje in die Form ded Papiers auf Inhaber einge- 
fleidet if. S. $ 161, Anm. 2. — Ein über den im Text bervorgehobenen Geſichtspunkt (und 
die theilweife Gemeinfcaftlichteit der Inbofjabilität) hinausgehende rechtsprineipielle Einheit 
diefer Eredit- oder Handelspapiere, welche unter fid) völlig verſchieden find, kann ich nicht an 
nehmen und daher den von Kunge im Goldſchmidt's Zeitfchr. VI, 1, gemachten Berfuh, eine 
gemeinfchaftliche Theorie für fie aufzuftelen, nicht als einen Fortſchritt begrüßen. 

1) Hierher darf der Wechſel nicht gezogen werden, bei welchem die Nothwendigleit einer 
fchriftlihen Urkunde auf einem ganz verſchiedenen Grunde beruft. — Wenn e8 aud) nicht ge- 
läugnet werden ann, daß für mandye Rechtsgeſchäfte die Vorfchrift der Schriftlichkeit oder Ge- 
richtlichkeit durch die Natur dev Sadje gerechtfertigt ift, fo darf fich doch die Geſetzgebung fehr 
hüten, diefe Forderung zu häufig zu ftellen, indem fie damit im Rechtsleben doch nicht durch— 
dringt, und dann nur der Chicane in die Hände arbeitet. Dieß gegen mande neuere Geſetz- 
gebungen, in denen die Borfchrift folder Formen zum gedantenlofen Rhythmus geworden zu 
fein fcheint. Schr lehrreich ift darüber der Erfolg der Beitimmungen des Preuß. Landr. im 
Rechtsleben; ſ. darüber Förfter, Theorie und Praxis d. preuß. Pr. R., 1. Bd. $ 79, — Für 
Verträge über Handelsgefchäfte wird das Erforderniß der Schriftlicjkeit im Allgemeinen befeitigt 
durch Art. 317 des H.G.B. 

2) 3. B. Preuß. Yandr. I, 5, $ 181-170 (für Verträge, welche den Werth von 50 Thlrn. 
und mehr zum Gegenftiande haben). Leber die Ausnahmen und fonftigen Fälle der Noth- 
wenbigfeit der Schrift ſ. Laspeyres, Syſtem des Preuß. R., $ 89. Vgl. befonderd bie Aus- 
führung bei Förfter a. a. O. — Oeſterr. Gefeb., Art. 936 u. 1249 (Schentungsverfprechen, 
Erbverträge unter Ehegatten). Cod. Max. Bav. I, 6, $ 29; III, I, $ 10, 
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denſein eimer jchriftlihen Aufzeichnung derjelben abhängig gemacht Haben. 
Darin darf fein Zurüdgehen auf den Standpunkt des römiichen Rechts erkannt 
werden, welches Das innere Moment des Bertragsjchluffes in eine äuferliche 
Formhandlung Hineinträgt, jondern lediglich eine Erjchwerung der Perfection 
des Vertrags aus rechtspolitiſchen Beweggründen. Die Notwendigkeit einer 
ichriftlihen Form wird von den Gejegen regelmäßig in dem Sinne vorge- 
jchrieben, daß eine blo8 mündliche Uebereinkunft feine Klage erzeugt ?), wes- 
halb die Wiederauflöfung einer wirklichen Erfüllung des Vertrags troß des Man— 
geld der Schrift nicht geforbert werden fann +); dagegen kann das von einer 
Seite Gegebene im legteren Falle bei zweijeitigen Geſchäften condicirt werden, 
wenn nicht der Empfänger ebenfalls erfüllt, und dieje Erfüllung angenommen 
wird 5). 

In gleiher Weiſe fann die jchriftliche Form des Vertrags auch durch den 
Willen der Parteien gefordert werden. Gejchieht dies in dem Sinne, daß der 
Vertrag erjt mit ber Abfafjung der Schrift 8) als vollendet gelten joll, jo kann 
vorher von feiner Klage die Rede jein, während eine dejjenungeachtet gejchehene 
Erfüllung nach den oben angeführten Grundſätzen beurtheilt wird, Soll da— 
gegen die Schrift blos den Zwed einer Beweiserleichterung haben, fo bat jie 
auf die Wirkſamkeit und Perfection des Vertrags feinen Einfluf. 


... 


Die jchriftliche Abfajjung des Vertrags wird vollendet durch die Unter» 
ichrift der Parteien 7); Beftegelung, Angabe des Orts und der Zeit der Ab- 
faffung find zur Gültigkeit folder Privaturfunden am fich nicht wejentlich ®). 


3) Es iſt jedoch allerdings auch möglich, daß das Geſetz abfolute Nichtigkeit des ganzen 
Geſchäfts als die Wirkung einer Nichtbeachtung der Vorfchrift der Schriftlichleit aufftellt , über 
die zum Theil ſehr verfchiedenen Folgen einer folden Beitimmung ſ. Thöl, Handelsrecht 
z 241 fig. 

4) Immer ift freilich diefe Yage der Sache noch von der unterſchieden, welche bei der Er— 
füllung eines klagbaren Vertrags Statt findet, denn nur bier lönnen Anfprüde auf 
Eviction, laesio enormis, heimlihe Mängel mit den Rechtsmittel au8 dem Bertrage geltend 
gemacht werden. (Ganz unberechtigt ift der Einwand, den Walter, $ 153 b, biergegen erhebt.) 

5) Die unrichtige Analogie der f. g. unbenannten Realcontracte verleitet Eichhorn, $ 93, 
zu der Annahme, daß durch einfeitige Yeiftung ein Recht, die Gegenleiftung zu fordern, er» 
worben werde. 

6) Die befannte L. 17 C, de fide instrum, (4, 21) und die Notariatdordnung v. 1512, 
z 11, entfcheiden mur die Frage, wann gilt eine Schrift formell als perfect? und fegen ben 
einen möglihen Fall voraus, daß die Echrift die Bedingung der Vertragsperfection fei. 
Darin liegt alfo nicht eıne Beantwortung der Frage, ob die Verabredung jchriftlicher Abjaffung 
im Zweifel in dem Sinne zu interpretiren.fei, daß dadurd) ein bloßes Beweismittel für einen 
ihon perfecten Vertrag gejchaffen werden folle, oder in dem Sinne, daß die Schrift die Be— 
dingung der Perfection fei; daß jene® im Zweifel anzunehmen fei, zeigt Thöl a. a. O. $ 243. 
— Sächſ. Tivilgefeub., $ 823. 

7) Nicht blos Zeihen fhreibuntundiger Perfonen; fie bedürfen einer Beglaubigung 
(Nov. 73, Cap. 8). 

8) Dieß ift natürlich aus anderen Gründen wichtig, 3. B. wegen der Berechnung des Zah— 


es — 


lungstags. S. Ortloff, Grundzüge, ©. 281. 
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15) 
S 
— 


Papiere anf den Inhaber '). 
$ 161. 


Die jchriftlibe Norm eines Schuldverjprechens fann eine bejonders gejtei- 
gerte Wirkjamkeit erhalten, wenn die Schrift ſelbſt zum alleinigen Träger des 
verpflichtenden Willend erhoben wird. Dies gejchieht dadurch, daß eine Schuld» 
urfunde begeben wird, in welder der jedesmalige Inhaber (Ueber- 
bringer, Borzeiger), d. 5. der Befiger derjelben als Gläubiger bejtimmt ijt)?). Der 
Schuldner verpflichtet fich nicht einem bejtimmten Individuum gegenüber, er 
überläßt die Nennung des Gläubiger dem Yaufe des von ihm ausgegebenen 
Papiers; wer dieſes zur Zahlungszeit haben wird, joll fein Gläubiger fein; 
das Innehaben defjelben an diefem Zeitpunfte ſoll der Zujtand fein, an den 
die Gläubigerjchaft 3) angefnüpft wird ($ 156), — einerlei, wie dieſer Zuſtand 


1) Ueber die Gefchichte derfelben |. Dunder, Zeitfchr. f. deutſches Recht, 5. Bd., ©. 30 fig., 
Eigenbrodt in Gerber’s und Ihering's Jahrbüdern, 2. Bd., S. 181 flg. Platner im Arch. f. 
civ. Pr., Bd. 42, ©. 111 u. 189 fig. Stobbe in Goldſchm. Zeitfchr. f. Handelsr, Bb. 11, 
©. 397 flg. Brunner ebendaf. Bd. 22, ©. 1, 59, 505 flg., Bd. 23, ©. 225 fig. Die um- 
fafiendfte Schrift ift: Kuntze, Die Lehre von den Inhaberpapieren, 1857. Vgl. ferner Gönner, 
Ueber Staatöfchulden, deren Tilgungsanftalten und vom Handel mit Staatöpapieren, 1826, 
Thöl, Handelsrecht, $ 222 flg. Savigny, Obligationenredht, 2 Bde. (1853), 5. 93 flg. Renaud, 
Zeitſchr. f. deutfh. R., 14. Bd., ©. 315 flg. Unger, Die rechtliche Natur der Inhaberpapiere, 
1857. Ihering in feinen und Gerber's Jahrbüdern, 1. Bd, ©. 49. Kuntze in dem Archiv 
f. Wechfel- und Handelsrecht, 8. Bd., S. 345 flg. Gröning im Archiv für civ. Pr., 44. Bd., 
S. 368, u. 45. Bd., ©. 66 fig. Eine neue Fritifche Beſprechung der verfchiedenen Theorieen 
giebt Goldfchmidt in f. Zeitfchr. für Handelsrecht, Bd. 28, ©. 63 flg. — Das Stellen auf den 
Inhaber findet keineswegs nur Anwendung bei Darlehnsicheinen, von denen im Texte vorzugs- 
weife die Rede ift, fondern e8 wird aud angewandt bei Actien, Looſen, Poft- und Eifenbahn- 
billets, bei Einlaßfarten zu Concerten u. ſ. w.; natürlich ift der juriftiiche Charakter biefer 
Papiere im Uebrigen je nach der befonderen Natur des darin enthaltenen Forderungsrechts ver- 
ſchieden, wie denn z. B. eine Inhaberaktie nicht ein Inhaber ſchul dſchein if. Iſt aber 
das zu Grunde Fiegende Gefchäft ein Darlehen, fo ift im der Regel Unauffündbarteit auf Seite 
des Gläubiger feſtgeſetzt. — Es giebt auch unedhte Iuhaberpapiere, d. h. folche, bei welchen 
das Stellen auf Inhaber nur die Bedeutung einer Legitimationserleichterung haben, alle übrigen 
Säge der eigentlichen Inhaberpapiere aber nicht zur Anwendung kommen follen, 3. B. Lebens- 
verfiherungspolicen, Sparlafjenbücer :c. 

2) Papiere auf den Inhaber find alfo Urkunden über ein beftimmtes Rechtsgeſchäft. Da- 
durch hauptfächlich unterfheiden fie fi vom Papiergelde, db. h. dem bloßen Münzzeichen (was 
jetst Thöl, Handelsrecht, S. 320, Anm. 1, gegen diefen Unterfheidungsgrund bemerkt, kann ich 
nicht als eine Widerlegung betradhten). Mindeſtens unflar ift e8, zu fagen: die Bapiere find 
die Forderung felbft. — Die Natur der Papiere auf Inhaber, melde von jeder individuell 
perfönfichen Verbindung zwifchen Schuldner und Gläubiger abfieht, bringt es aber mit fich, 
daß die in ihre Form eingefleideten Forderungen ſich in gewiſſem Sinne den Kormalobligationen 
nähern, indem auch bier nur folhe Einreden zuläffig fein können, welde fih aus der Urkunde 
felbft, aus ihrer Fälfhung, oder aus dem Mangel einer urfprünglihen Begebung ergeben. 
Dagegen ift gar fein Grund vorhanden, dem Schuldner gegenüber dem Borzeiger des Papiers 
das Compenfationsredt zu verjagen. ©. auch Dernburg, Compenfation, 2. Aufl., S. 425. 

3) Mit diefem Ausdrude foll die Befugniß bezeichnet werden, die für die einzelnen Termine 
im Papier verfprochenen Zahlungen zu erheben. Es ift Mar, daß diefes Gläubigerverhältnig 
nicht das font in Olligationsverhältnifien gewöhnliche ift, nämlich ein zwifchen den betheiligten 
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begründet worden it +). Die Schuldurkunde hat demnach hier eine ganz andere 
Function als gewöhnlih, wo fie nur ein Beweismittel für die an und für 
ſich beſtehende Obligation iſt; fie ift bier der verkörperte Wille des Schuld- 
ners, der jonjt nirgends, der nur in ihr vorhanden ijt; an das Dafein des 
Papiers knüpft ſich demnach das Dafein der Obligation felbjt and). Dieß 
bat num die eigentbümliche Wirkung, daß die jurijtiichen Vorgänge, welche ben 
Verkehr mit joldhen „Forderungen betreffen, einen fachenrechtlihen Charakter 
annehmen; das Stüd Papier ſelbſt ift das Object aller Nechtsgeichäfte, wäh— 
rend die Function bejjelben als forderungsberechtigendes Dioment dabei wie 
eine jecundäre Erſcheinung zunächſt außer Anja bleibt. Uebertragung der 
Forderung ift daher Hier nicht Ceſſion, fondern Tradition der Urkunde ®); das 
ber iſt hier die Vindication (nicht der Forderung, wohl aber des Stücks Papier, 
deſſen Innehaben das Forderungsrecht zur Folge hat) ein eigenthümliches 


Subjecten continuirlic wirlſames Band. Hier tritt die Berehtigung mehr nur ſtoß— 
weife hervor; die Kontinnität des obligatoriſchen Berhältnifjes beruht lediglich auf der eigen- 
thümlichen vechtlihen Dualität de8 Papiers. Im den zwifchen den Fälligleitsterminen lie- 
genden Zeiten ruht gewiffermaßen das obligatorische Verhältniß. Daher erklärt es ſich, daß die 
Forderung nicht erlifcht, wenn das ‘Papier zeitweife herrenlos it, und daß es feine Wirffamteit 
nicht einbüßt, wenn es ſich zeitweilig aud einmal in der Hand ded Schuldners ſelbſt befunden 
hat, umd erft von da wieder in das Publikum gelommen if. Dieß ift der Inhalt des im 
Papier verförperten Schulonerwillens. Bon diefem Gefichtspunfte aus ift e8 berechtigt, wenn 
man das Ausftellen folher Papiere als die Creation felbftändiger VBermögensftüde bezeichnet. 
©. jest Ihering, Iahrb. f. Dogm.. Bd. 10, ©. 451 fig. 

4) Es ift in Bezug auf die Yegitimation als Gläubiger gleichgültig, ob der Befig auf gutem 
oder böfem Glauben beruht. Sächſ. Eivilgefegb., $ 1045. 

5) Eine andere Anficht hat Renaud, S. 330, indem er fagt: Der Schuldner verpflichtet 
fih dem erften Empfänger der Urkunde als Individuum, aber mit der Beitimmung, daß bie 
Forderung eine auf dem Wege der Singularfucceffion veräußerliche fein ſolle. Diefe Anficht 
beichreibt nur, erflärt aber nicht. — Eine ganz eigentbümliche Meinung ftellt Thöl $ 225 flg. 
auf. Das Stellen des Papiers auf den Inhaber hat nad) ihm immer nur die Wirkung, daß der 
Befiter als Gläubiger (oder „Legitimirter”) vermuthet werde, Gegenbeweis vorbehältlich. 
Diefe Anficht führt dahin, die Gläubigerichaft als etwas vom Befige des Papiers Unabhängiges 
zu betrachten; fie fällt daher mit der Uebergabe des letzteren nicht notwendig zufammen. Bei 
diefem Ausgangspunfte ift es überhaupt umbegreiflih, wie das Papier bei dem Verlehr mit 
diefen Obligationen von einem foldhen Einfluffe fein fönne, da es ja mur die untergeordnete 
Rolle eined Documents mit veritärkter Beweisfraft hat. Und do foll der Schuldner dem 
wahren Gläubiger gegenüber liberirt fein, wenn er dem das Papier befigenden Nichtgläubiger 
zahlte ; und doch fol der wahre Gläubiger aufhören, Gläubiger zu fein, wenn ein Dritter das 
Papier in gutem Glauben von einem unberechtigten Auctor erworben hat. Diefer Say würde 
fih) aus Thöl's eigenen Prämiffen nimmermehr entwideln lafien. Er gewinnt ihn nur dadurch, 
daß er ein ganz neues Moment von außen hereinbringt. Er fügt nämlich zu der Function des 
Papiers, wonach e8 dem Schuldmer gegenüber zur Erhebung der Forderung legitimirt, will» 
fürlich die andere: daß fein Beſitz auch jedem Dritten gegenüber die VBermuthung der Yegiti« 
mation zur Uebertragumg gewähre. (Dieß jei allgemeiner Wille. Die Bertheidigung Thöl's 
in der fünften Auflage hat diefe Bedenken nicht gehoben.) 

6) Daher findet keine Einrede mit Berufung auf das anaftafiiche Gefey oder aus der 
Berfon früherer Beſitzer ftatt. Jeder neue Befiger ift dem Schuldner gegenüber urfprüng-« 
licher, nidht ein Gläubiger mit abgeleitetem Redte. 
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tergang der Forderung bewirken, weil er ein Aufhören des Zuſtandes iſt, an 
welchen die Eriftenz der Obligation angefnüpft war ?). 

Dem Schuldner gegenüber ift aljo ver Beſitzer des Papiers wirklicher 
Gläubiger; nicht blos der gutgläubige Befiger, oder etwa nur der Eigenthü— 
mer *). Auch ijt der Beſitzer nicht der blo8 vermutbete Gläubiger (Ge- 
genbeweiß vorbehalten) *). Denn der Beſitz des Papiers, einerlei, wie er er- 
worben wurde, ijt der Zujtand, der den Gläubiger beftimmen ſoll; dieſer ge- 
nügt, aber er joll in jedem Falle vorhanden jein!‘). Dieß ift der Wille 
dejjen, der jih dem „Inhaber des Schuldſcheins“ verpflichtet. Indeſſen ift 
eine der hieraus hervorgehenden Conjequenzen, das Erlöjchen der Forderung 
wegen Untergangs oder Verluſts des Papiers, durch einen ſowohl in den das 
Anjtitut betreffenden Gejegen als in allgemeinfter Uebung bervorgetretenen, 
auf Gründen des Greditd und der Gerechtigkeit ruhenden Sat eines gemeinen 
Gewohnheitsrechts ausgejchlojjen, indem Demjenigen, welcher den Befit und 
den jpäteren Verluſt der Urkunde bejcheinigt hat, nach erfolgter Mortification 
der letteren Rejtitution zu gewähren iſt !'). 

Das Verhältni des früheren Befigerd zum gegenwärtigen Inhaber be- 
ſtimmt jich nach den allgemeinen Grundſätzen des Sachenrechts. Der Eigen» 
thümer würde an fich alle Rechtsmittel eines folchen gegen jeden Befiger, den 
bösgläubigen wie den gutgläubigen, haben !?); denn der Umjtand, daß jeder 


7) ©. aber unten den Tert zu Anm. 11, 

8) So Savigny, S. 135, der indeſſen praftifch auf das obige Refultat hinaustommt, in» 
dem er den Befiger ald Eigenthümer läßt vermuthet werden. Zwiſchen dem Eigenthum am 
Papiere und dem Verhältniß zum Schuldner ift aber fein innerer Zufammenhang ; das Eigen- 
thum ift nur entjcheidend im Bezug auf das Berhältniß eines früheren Befigers zum jetsigen 
Beliger. 

9) So Thöl. 

10) Dan hat dieß dadurd; widerlegen wollen, daß man gejagt hat, alsdann könne ein 
folches Papier nicht ald Fauftpfand oder Depofitum hingegeben werben, indem fonft der Pfanb- 
gläubiger und Depofitar fofort felbft Gläubiger würden (Renaud, ©. 338). Dieier Einwand 
ift unrichtig. Deponirt und verpfändet wird dad Stüd Papier, diefes wird micht eigene Sache 
des Pfandgläubigers oder Depofitard, es verbleibt vielmehr im Eigenthume des Berpfänders 
und Deponenten. Daran ändert der Umſtand Nichts, daß das Stüd Papier den befonderen 
Gebraud zur Erhebung einer Forderung zuläßt. Derielbe Einwand würde gegen die Mög- 
lichkeit einer Deponirung von allen Dingen fprehen, welche durch Gebraud verzehrt werden. 

11) Diefes Gewohnheitsrecht enthält einmal den Sat, daß der Schuldner, wenn er gegen 
etwaige fpätere Anſprüche ficher geftellt wird, Weftitution gewähren muß, ſodann den Sat, 
daß die Gerichte ermächtigt find, im folden Fällen präclufivifche Edictalladungen zu erlaſſen. 
Anerkannt ift dieß Gemwohnheitsrecht in der analogen Anwendung auf Wechfel durch die deut- 
ide W.⸗O., Art. 73, Ueber den Act der Amortifation (genaue Angabe des Papiers nad) Yitera 
und Nummer, Beicheinigung des früheren Befiges, ſodann des Verlufts; Edictalladung; er- 
ſcheint Niemand, fo erfolgt Mortification des Papiers gegen Aushändigung eined neuen oder 
gegen Auszahlung der Summe) ſ. Schumm, Die Amortifation verlorener oder fonft abhanden 
gefommener Schuldurtunden, 1830 (Beilageheft z. Archiv f. civil. Pr., Bd. 13). Boigt im 
neuen Archiv f. Handelsr., Bd. 1, ©. 4 flg. Sächſ. Gefetb., $ 1043, 

12) Dit genug hat man verfucdht, den Ausſchluß der Bindication wenigftens gegenüber dem 
gutgläubigen Beſitzer aus der rechtlichen Natur diefer Papiere felbit zu deduciren (fo Thöl, 
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Beſitzer als folder dem Schuldner gegenüber als Gläubiger legitimirt tft, iſt 
fein Grund dafür, dem Eigenthümer die Verfolgung feines Rechtes (Vinbica- 
tion, publicianiſche Klage) an dem Gegenjtande zu verfagen, deſſen Gebrauch 
jene Wirkung hervorbringt. Aber das deutſche Handelsgeſetzbuch '3) hat die 
dadurch geändert, daß es nicht blo8 dem Cigenthümer gegenüber dem reblichen 
Erwerber des Papiers den Schub verjagt, jondern den letteren jofort jelbit 
für den wirklichen Eigenthümer erklärt. 

Zur Austellung folder Papiere ift gemeinrechtlid fein bejonderes Geſetz 
für den einzelnen Fall (Privilegium) nothwendig, indem die Möglichkeit diejer 
Urt des Contrahirens durch ein unzweifelhaftes Gemwohnbeitsrecht begründet 
it, Das fich im neueren Nechtsleben entwidelt hat. Auch kann die Befugnif 
dazu nicht blos dem Staate beigelegt werben !*); denn die Gefahren, welche 
der Gebrauch folder Obligationen mit fich bringt, führen zwar wohl zu einer 
Warnung des Geſetzgebers und zu einer polizeilichen Ueberwachung, aber nicht 
auch zu einem verbietenden Rechtsſatze '°). 


2) Gerichtliche Abſchließung oder Beftätigung der Verträge. 


$ 162. 
Das öffentliche Interejje, welches in Beziehung auf mande NRechtsgejchäfte 
obwaltet ’), und das Streben, verwideltere Verträge durch obrigfeitliche Bei— 


$ 231), aber m. E, immer ohne Erfolg. Es handelt ſich lediglich um vrehtspolitifche 
Gründe, welche nad; einer weitverbreiteten Anficht jenen Ausſchluß zu fordern ſchienen. Nach— 
dem diefe Rüdfichten nun dur das D. H.-G.-B. ihre übervolle Befriedigung gefunden haben, 
iſt damit ein fingulärer Rechtsſatz gefchaffen worden, der mit der fonftigen rechtlichen Natur 
der Papiere a. 3. in keiner Verbindung fteht. 

13) Art. 307. Durch diefen Sat ift im Intereſſe des Börfenverfehrs dem wichtigften 
Theile des Eapitalvermögens in der wejentlichiten Beziehung der Rechtsichug entzogen worden. 

14) In allen diefen Punkten ift anderer Anficht Savigny a. a. O. 1) Die Eriftenz eines 
gemeinen Gewohnheitsrechts läugnet er, und der Rechtsſatz entbehrt ihm die Gültigteit, weil 
diefe Art des Contrahirens „außer der Art und dem Zwecke der Obligationen liege“ und viele 
Gefährlichteiten mit fi bringe. S. 101, 110, 123. Diefes find feine Gründe. Auch wird 
fi) ſchwerlich Jemand überzeugen laſſen, daß der Staat, fo oft er ein Anlehen in biefer Form 
aufnimmt, oder fo oft er einer Actiengelellfchaft die Emittirung folder Papiere geftattet, jedesmal 
eine juriſtiſche Orginaffhöpfung vornehme und nicht vielmehr nur ein beftehendes Rechtsinſtitut 
zur Anwendung bringt. 2) Eine weitere Anficht Savigny’s (S. 110, 120) ift die, daß folche 
Recd;tögefchäfte, wenn fie vom Staate vorgenommen werden, gar nicht unter dem Scute des 
Richters ſtehen. Diefer erorbitanten Behauptung fehlt e8 an jeder Begründung. 

15) Seuffert’8 Archiv f. Enticheid. d. oberft. Ger., Bd. 15, ©. 406 fig. — Dagegen ift es 
legißlativ gerechtfertigt, wenn das Sächſ. Eivilgefegb., $ 1040, die Genehmigung des Staats 
zur Ausgabe von Inhaberpapieren auf Geldfummen vorfchreibt. dv. Poſchinger, Die Yehre von 
der Befugniß zur Ausftellung von Inhaberpapieren, 1870. 

1) So namentlich bei der Beitellung dinglicher Rechte (bisweilen auch bei bloßen Pacht— 
contracten) an Grundftüden. Die bier faft überall vorgefchriebene gerichtliche Mitwirkung iſt 
jedoch fehr häufig zweifelhafter Natur, e8 fragt ſich, ob fie der Eigenthumsübertragung gelte 
(gerichtliche Auflafiung), oder der Perfection der voransgehenden Berträge. Die Geſetzgebungen 
fcheinen ſich oft nicht Mar zu fein und heben Gefichtspuntte hervor, welche auf beide Acte, das 
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hülfe vor jpäteren Anfechtungen zu bewahren, welche aus Mangel an liquiden 
Bemweismitteln *), oder aus der Nichtbeobachtung geſetzlicher Vorjchriften abge- 
leitet werden fünnen °), bat viele neuere Geſetzgebungen veranlaft, für den Ab- 
ſchluß bejtimmter Verträge *) die Nothiwendigfeit einer Mitwirfung des Rich— 
ters vorzujchreiben. Diefe hat nach der Verjchiedenheit der angeführten Rüd- 
jihten bald nur den Zweck, die Ernftlichfeit des Willens der Parteien zu er- 
mitteln und eine öffentliche Urkunde herzuftellen, bald ijt fie auf eine Prüfung 
der Vertragsverhältniſſe jelbjt vom Gefichtspunkte der Zweckmäßigkeit aus ge- 
richtet, von deren Ausfalle dann die Ertheilung oder Verweigerung der Beſtä— 
tigung abhängt. Im erjteren Falle kann deshalb jeder beliebige, im lekteren 
allein der competente Richter angegangen werden; die Competenz wird aber 
theil8 durch den angegebenen Maßſtab, theils durch die Rückſicht bejtimmt, ob 
der Richter zu dem Vertragsgegenftande ‚in einer bejonderen Beziehung ſteht 
oder nicht“). Die gerichtliche Abſchließung und Beftätigung der Verträge 
iſt ftetd nur ein äußerer Zuwachs der fonftigen Bedingungen ihrer Per- 
fection, von welchem die übrigen Erfordernifje und Wirkungen des Gejchäfts 
nicht berührt werden 5). Der Mangel der obrigfeitlihen Mitwirkung bei der 
Abſchließung ſolcher Geſchäfte hat einen verichiedenen Erfolg je nach der bejon- 
deren Intention des fraglichen Gejetes?); nämlich 1) e8 fehlt dem Vertrage 
nur die Klage, wenn die gerichtliche Abſchließung nur zur Feititellung der 
Ernftlichfeit des Willens der Parteien verordnet ift?),; 2) das Geſchäft kann 
vorhergehende Geſchäft und die Tradition zugleich paſſen. Die Geſchichte des Grundeigenthums 
in Deutfchland läßt cher dafür fchließen, daß der gerichtliche Act allein der Eigenthumsüber- 
tragung gelte. — Vgl. übrigens die Pr. Gerichts-Ordnung U, 1, $ 3 flg., die bei Eichhorn, 
$ 95, Anm. g angef. Magdeburger Bolizeiordnung, Cap. 22, $ 2, und das bei Kraut, $ 161, 
gebrudte Kalemb. und Wolfenbüttelfche Edict v. 4. April 1620, ferner Pfeiffer, Praktifche Aus- 
führungen I, ©. 151 flg., und die bei Ortfoff, Grundzüge, ©. 444, angeführten Geſetze, welche 
fi) bis zum Weberfluffe vermehren laſſen. Sächſ. Eivilgefegbuch, $ 822. 

2) Wo diefe Nüdficht allein Hervortritt, laſſen mauche Geſetzgebungen die Wahl zwiſchen 
einem gerichtlichen Abichluffe und notarieler Ausfertigung. 

3) ©. Bülow und Hagemann, Pralt. Erörter., Bd. IV Nr. 83 (Berträge der Bauern); 
in Betreff der Juden fiehe Reichsabfchied von 1551, $ 79, 

4) Außer den Verträgen über Grundeigenthum findet dieß am häufigften ftatt bei Ehe— 
ftiftungen, Erbverträgen, Alimentations- und Leibzuchtcontracten, Verträgen über Gütergemein- 
ſchaft der Eheleute, Einkindfchaft, Bürgfchaften der Frauen u. |. w. 

5) Daher die Nothwendigkeit der Zuziehung des competenten Richters bei Verträgen 
über Grundftüde. 

6) Der Richter haftet für jeden Nachteil, der aus einem verfchuldeten Verſehen bei der 
vorgefchriebenen Prüfung hervorging. S. Bülow und Hagemann a. a. O., Bd. III, ©. 235, 
Die der Beitätigung vorangehende Prüfung ift theils darauf gerichtet, daß feine Partei durch 
Betrug u, ſ. w. benachtheiligt werde, theild darauf, daß die Rechte Dritter, z. B. des Gutd- 
herrn, nicht gefährdet werden. Ob eine folde Prüfung und im weldiem Umfange fie vorzu- 
nehmen fei, muß nad) der Intention des einzelnen Geſetzes beanwortet werben. 

7) Außer den oben angeführten Gefegen diefer Art vgl. noch die bei Mittermaier, Grundf. 
I, $ 277, eitirten, 

8) Dann kann die wirklich gefchehene Erfüllung nicht wieder aufgehoben werden. Bülow 
und Hagemaun a. a. O., U, S. 370 fig. 
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vom Richter annullirt werden, wenn es ber gerichtlihen Bejtätigung be- 
durfte, und der Nichter bei jpäterer Prüfung Gründe ihrer Verfagung erkennt”); 
3) das Gejchäft ijt am fich nichtig, wenn die obrigfeitlihe Mitwirkung unmit- 
telbar im öffentlichen Interefje gefordert wird 10). 


3 Die Wedfelform. 
8 163. 
Der Wechjelvertrag kann als eine allgemeine Form von Obligationen 
einer bejtimmten Art (S 205) gebraucht werden 1). Diefer Gefichtspunft bei 
der Anſchauung des Wechjels iſt aber weder der einzige, noch der hervortre— 


tendjte; er hat noch eine andere Bedeutung, welche ihn den einzelnen Obliga- 
tionsaefchäften zugefellt. 


0) Borbereitende Geſchäfte. 
s 164. 


Da das deutiche Necht die Klagbarkeit eines Vertrags blos von der Ueber- 
einjtimmung des Parteiwillens abhängig macht, jo muß auch die Uebereinkunft 
der Parteien, künftig einen Vertrag abichliegen zu wollen (Vorvertrag, pactum 
de contrahendo) !), al8 Hagbar anerkannt werden. Jedoch muß der vorberei- 
tende Vertrag troß jeiner nothwendigen Berjchiedenheit vom Hauptvertrage ſchon 
die wejentlichiten Theile des letteren enthalten ?), und bedarf da, wo die Per- 


9) Bülow und Hagemann a. a. O., IV, ©, 475 fig. 

10) 3. 8. bei Verträgen über Grundftüde. Ob aufergerichtlihe Erfüllung ein ohne die 
vorgefchriebene Form eingegangenes Verhältniß bier purificire, fann nur nad der befonderen 
Intention des Geſetzes beantwortet werden. ‘Pfeiffer, Pralt. Ausführ. I, ©. 152, 

1) Beſonders häufig ift e8, daß man mittelit Ausftellung eines Wechſels eine andere Obli- 
gation zur Erfüllung bringen will. Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob alsdann eine 
Novation vorhanden fei, oder ob in dem Geben und Nehmen eines Wechſels fchon die wirk— 
liche Zahlung liege. Dieß muß im Allgemeinen verneint werden. Das Geben und Nehmen 
des Wechſels erfcheint (abgefehen von dem Falle einer entfchieden auf Novation gerichteten Ab- 
fiht) nur al® eine Uebereinkunft über eine beftimmte Art, die Zahlung zu erwirfen; 
getilgt wird die unterliegende Obligation daher nur, wenn der Wechfel wirklich gezahlt, oder 
indirect, wenn er durch die Nachläffigkeit de8 Wechſelnehmers unwirkſam wurde. Siebenhaar 
im Archiv für Wechſelrecht, 1. Bd. ©. 165 fig. An Compenfation denft Günther ebenbaf., 
Bd. 4, ©. 129 flg. Neue Ausführung von Schauberg, Zeitfchrift f. Handelsrecht, 11. Bd., 
S. 193 (welcher eine bedingte oder unbedingte datio in solutum annimmt). Bgl. ferner Thöl, 
Handelsrecht II, $ 323, und Goldſchmidt, Handelsreht I, S. 1223. — Cine ähnliche Fune— 
tion, als der Wechfel hier ausübt, nämlich ein beftehendes Schuldverhältniß im ein gültiges rein 
formales Verſprechen einzufleiden, fann auch dem durch das H.-&.-B., Art. 301, anerfannten 
ſ. g. faufmänniichen Berpflichtungsfchein beigelegt werden. 

1) Der Ausdrud „Vertragsberedung“, den Befeler, Erbverträge, II. Thl., ©. 34, für diefe 
Berträge vorfchlägt, fcheint mir mehr für bloße Tractate zu paflen. Der Ausbrud „Borber- 
trag“ ift gut gewählt von Thöl, Handelsrecht, $ 62, 1. 

2) Er darf nicht zu vag und allgemein fein. Recht zwedinäßig find bie Beftimmungen bes 
öfterreichifchen Geſetzbuchs, Art. 936: „Die Verabredung, künftig erft einen Vertrag fließen 
zu wollen, ift nur dann verbindlich, wenn ſowohl die Zeit der Abfchliegung, als die weſentlichen 
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fection des Vertrags im Imterefje der Parteien erſchwert tft, diejelben Formen, 
welche für den Hauptvertrag vorgejchrieben find ?). Unter diefen VBorausjet- 
ungen erzeugt der vorbereitende Vertrag eine Klage auf Eingehung des Haupt- 
vertrags. 

ALS cin einleitender Vertrag in biejem Sinne gilt bisweilen das mit dem 
Namen Bunctation bezeichnete Stabtum eines Gejchäftes, objchon der Name 
auch in anderer Anwendung vorfommt *). Punctation heißt im Allgemeinen 
eine von den Parteien unterzeichnete Urkunde über ein noch nicht ganz vollen- 
detes Geſchäft; fehlt mur die Bejtimmung von Nebenpunkten, jo iſt jebon ein 
volljtändig bindender Vertrag vorhanden ®); fehlt dem Gejchäfte dagegen noch 
eine befondere gejeglich oder willkürlich feſtgeſetzte Form (z. B. notarielle Aus- 
fertigung , gerichtliche Beglaubigung oder Beftätigung), jo iſt die Punctation 
ſchon vollftändig klagbar, wenn jene Form blo8 den Zweck der Beweiserleich- 
terung bat, oder fie giebt wenigitens eine Klage auf Einholung der Form (dann 
liegt ein pactum de contrahendo vor). Dieß Letztere fett jedoch voraus, daß 
nicht jedes Binden des Parteiwillens überhaupt durch die Beobachtung bejtimm- 
ter formen bedingt ijt ®), indem die Punctation fonjt bloße Tractate ent 
bält, d. 5. rechtlich unwirkſame Vertragsberedungen, welche dem eigentlichen 
Vertrage vorausgeben. 


d) Beſtärkung der Derträge. 
8 165, 


Abgejehen von einigen ehemals zur Ergänzung des rechtlich mangelhaften 
Perjonaleredits dienenden !), aber theils durch Reichsgeſetze verbotenen, theils 


Stüde des Vertrags beftimmt, und die Umftände inzwiſchen nicht bergeftalt verändert worben 
find, daß dadurch der ausdrüdlich beftimmte oder aus den Umftänden hervorleuchtende Zweck 
vereitelt, oder dad Zutrauen des einen oder des anderen Theil vereitelt wird. Ueberhaupt 
muß auf BVollziefung folder Zufagen Tängftens in einem Jahre nad; dem bedungenen Zeit- 
punfte geflagt werden, widrigenfalld ift das Recht erloſchen.“ 

3) Die ift namentlich der Fall, wo fchriftliche Abfafjung oder gerichtliche Abſchließung aus 
Rüdficht auf die Bewahrung der Parteien vor Uebereilung vorgeichrieben it. Wo dagegen bie 
gerichtliche VBeftätigung aus dem Grunde angeordnet wurde, weil ber Nidjter im öffentlichen 
Interefje von dem Geſchäfte Kenntni nehmen muß, wie bei Verträgen über Liegenſchaften, be- 
darf e8 für den blos vorbereitenden Vertrag feines gerichtlichen Abſchluſſes. 

4) Man nennt nämlicd fo and) die Urkunde eines ganz perfecten Vertrags, oder eine blos 
zux Ueberſicht und des Gebächtniffes wegen gejchehene Aufzeichnung der Tractate. Jedoch ift 
diefer Gebrauch ded Wortes nicht techniſch. 

5) Denn wenn folhe Nebenpuntte fpäter nicht hinzugefügt werben, fo treten die naturalia 
negotü ein. Thöl a. a. D., $ 62, 3. 

6) Sächſ. Civilgefetb., $ 824. 

1) ©. Stobbe, Zur Gefchichte d. deutfchen Vertragsſrechts, S. 25 flg. Neumanns, Geſchichte 
des Wuchers in Deutichland, 1865, S. 120—142. Stobbe, Handbuch, $ 174. — Dahin ge- 
hören 1) die Verpflichtung Jemandes bei feiner (fürftlichen, adeligen. jungfräulihen u. f. w.) 
Ehre, weldye dem Gläubiger im falle der Nichtbefriedigung das Recht gab, den Schuldner durch 
Morte, Schrift und Schandgemälde zu beſchimpfen (f. Kraut, Grundr., $ 148). Dieß ift durch 
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unter dem Einfluſſe eines verbejjerten Echuldrechts außer Hebung gefommenen 
Beitärkungsmitteln der Verträge, gelten als jolhe an vielen Orten und unter 
manchen Glafjen von Perjonen noch heutzutage der Weinfauf oder Leih— 
fauf, d. b. das Geben einer Geldfumme zur Bejtreitung eines von den Con— 
trabenten und Zeugen zu genießenden Diahled ?). Ebenjo wird zu diefem Zwede 
häufig das j. g. Darangeld?) angewandt. Das Hingeben diejer Summen 
ijt eine thatjächlihe Erklärung des Willens, den Vertrag als perfect gelten zu 
lafjen 4), und die jurijtifche Beurtheilung berfelben ijt der der römischen Arrha 
analog, falls nicht eine befondere Abrede mit dem Geben des Darangelds ein 
Reuerecht verbunden hat, in weldem Falle die Parteien bis zur wirklichen Er— 
füllung mit dem bloßen Verſcherzen deſſelben vom Vertrage zurüdtreten können. 


2) Mnerlaubte Handlungen. 
$ 166. 

Eine unerlaubte Handlung kann zunächſt eine Klage auf Schadenserjag, 
dann auch auf Zahlung einer Strafbuße erzeugen. Einer ganzen Klaſſe uner- 
laubter Handlungen, welchen das ältere deutſche Recht dieſe legtere Wirkung 
beilegte, it fie durch das Princip der neueren Strafgefeßgebung entzogen, 
welche an die Stelle des ehemaligen Compoſitionenſyſtems und der privatrecht- 
lihen Beurtheilung !) den eriminaliftiichen Gefichtspunft gejegt bat, in dem- 


die NeichSpolizeiordnung von 1577, Tit. 35, $ 7, verboten. Cine Verpflichtung auf Ehren- 
wort hat demnach heutzutage nur noc die Wirkung. daß der nichtzahlende Schuldner die Be- 
fanntmachuug der Thatjache dulden muß, vorausgejegt, daß die Form nicht beſchimpfend ift. 
Ueber die Beitrafung bez. Ungültigkeit von Wuchergeichäften mit Hinzufügung der Ehrenwort- 
verpflichtung |. das Neichögefeg v. 24. Mai 1880, und das Ehrenwort bei Verpflichtungen 
Minderjähriger ſ. Reichsſtrafgeſetzbuch Art. 302, 2) Das Einlager, Einreiten, Yeiftungsredht 
(pretum obstagii), d. h. das Verſprechen, im falle der Nichterfüllung fich an einem beftimmten 
Orte bis zur Erfüllung als Gefangener aufzuhalten. Aufgehoben durd) die Reichspolizeiordnung 
v. 1577, Zit. 17, 8 10. Es beiteht noch in Holftein nad Schrader, Handb. des Schleswig: 
Holjt. Rechts, Bd. 3, S. 32. ©. darüber Friedländer, Das Cinlager, ein Beitrag zur deutſch. 
Rechtsgefchichte, 1868. — Das hierher regelmäßig gezogene alte Schulderecutionsrecht , nämlich 
die Hingabe des Schuldners zu Hand und Halfter, aus dem der fpätere Schuldthurmsprocen 
hervorgegangen ift, und von dem der Wechjelarreit die letzte Anwendung war, gehört nicht 
hierher. ©. darüber Sachſenſp. III, 39, $ 1. Eichhorn, Staatd- und Rechtsgeſch., 5 50 u. 456. 

2) Namentlih unter Bauern und beim Bichhandel. Aehnlich ift der f. g. Gotted- ober 
Haftpfennig; ſ. Lüb. R. IL, 6, $ 6. 

3) Sädjf. Cibilgeſetzb, $ 893 flg. — Beim Berlauf von Yandgütern heißt es oft Heerd- 
oder Schlüffelgeld und beim Pferdekauf Zaumgeld. 

4) Wird der Vertrag erfüllt, fo muß das Darangeld reftituirt oder im die zu zahlende 
Summe eingerechnet werben (f. auch das D. H.-G.-B. Art. 285): beim Gefindevertrage wird 
es dagegen an manchen Orten als ein befonderes Geſchenk betrachtet. — Neuere Schriften: 
Sohm, Das Recht der Eheichließung, 1875, ©. 29 fig. Yöning, Der Bertragsbrud und feine 
Rechtsfolge, 1. Bd., 1876, Stobbe, Reurecht und Vertragsihluß (Leipziger Decanatsprogramm 
1876, 

1) Spuren davon (in®befondere eine Art Wehrgeld bei Tödtungen, Schmerzensgeld bei Ber- 


wundungen und die |. g. Sachſenbuße bei wiberrechtlicher Gefangenhaltung) finden fi noch 
16. Aufl. 18 
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jelben Umſtande liegt auch die Urjache, weshalb die Ahndung eigentlicher Ver— 
brechen durch die im römischen Nechte bejtimmten Privatftrafen (unbefchadet 
der Verpflichtung zum Schavenserfage) heutzutage größtentheils hinweggefallen 
ift 2). Dagegen kennt das Deutſche Reich einige, moderne Lebensverhältniſſe 
berührende Handlungen, welche als unerlaubte mit der Wirkung einer Ber- 
pflihtung zum Schadenserſatze betrachtet werden und ihre bejondere Theorie er» 
balten haben ?). 


3) Auftände, . 
Allgemeines, 
$ 167. 


Nicht immer bedarf es einer Handlung zur Erzeugung einer Obligation ; 
e8 giebt Verpflichtungen, welche mit dem Eintritt im einen bejtimmten Zu» 
ftand unwilltürlich gegeben ſind!). Sole Zuftände find Erbrecht, VBerwandt- 
ſchaft und im deutſchen Rechte ganz bejonders der Beſitz unbeweglicher Güter. 
Beiipiele von Berbindlichkeiten, welche aus diejem legteren Zuftande nach deut» 
ſchem Rechte hervorgehen, find die Verpflichtung des Erwerbers eines Grund» 
jtüds gegenüber Demjenigen, welcher die in den j. g. Reallaſten enthaltenen 
Leiſtungen zu fordern berechtigt ijt, und gewiſſe Verbindlichkeiten der Lehns— 
und Fideicommißbefiger. Für die allgemeine Theorie der Reallaſten iſt dieß 
aber der wichtigfte und am meijten charakteriftiihe Gefichtspunft; daher bat 
ihon bier die Darjtellung derjelben ihre geeignete Stelle, während ihre fpeci- 
ellen Arten unter den einzelnen Obligationen zu behandeln find. 


Don den Reallaften insbefondere '). 
a) Begriff. 
8 168. 
Eine Obligation kann jo geartet jein, daß das Necht des Gläubigers und 


im heutigen Sächſ. Rechte. Bal. Heimbach, Sächſ. Recht (1848), S. 475 fig. Weise, Ab- 
handl. aus d. Gebiete des deutſchen Rechts, S. 106 flg. Sächſ. Civilgeſetzb. $ 1489 u. 1497, 
— Seitz, Unterfuhungen über die heutige Schmerzensgeldflage, 1860. 

2) Sapiguy, Obligationenr., Bd. 2, S. 312 flg., und Windfcheid, Pandecten, $ 326, 
Anm. 5. 

3) Dahin gehört der Nachdruck und die Beranlaffung von Wildfhaden. Die Particular- 
rechte kennen noch eine ganze Reihe anderer Berbindlichteiten, welche aber keiner befonderen 
Theorie bedürfen. Insbefondere ift auch hervorzuheben die Verlegung des Firmenrechts ($ 157 b, 
7) und des Rechts auf Waarenzeichen. 

1) Diefer Gefichtspunft, welcher für das deutſche Recht höchſt fruchtbar wird, ift bis jetzt 
vernachläffigt worden. Die untergeordnete Bedeutung, welche die Auffaffung diefes Entftehungs- 
grunds von Obligationen für das römiſche Recht hat, f. bei Puchta, Pandecten, $ 262. — ©. 
auch Savigny, Obligationenrecht, 1. Bd. (1851), ©. 184, 

1) Ueber Reallaften überhaupt ſ. %. Dunder, Die Lehre von den Neallaften in ihren 
Grundzügen, 1837. Gerber i. f. und Ihering's Jahrbühern, Bd. 2, ©. 35 flg. (1857), 
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die Verpflichtung des Schuldners nicht in der Forderung bez. Leiftung des Ge- 
ſammtwerths der Schuld, jondern allein in der Forderung bez. Verpflichtung 
zu wiederkehrenden Heinen, die Obligation niemals erſchöpfenden Leiftungen be- 
jtehen jolle?). Wenn ſchon dadurd das obligatorifche Verhältniß eine aufer- 
orbentlihe Dauer erhält, jo ijt dieß noch in ungleich höherem Grade der Fall, 
wenn fejtgejeßt ift, daß die Beitimmung des verpflichteten Subjects einer jol- 
hen Obligation durch die Thatjache des Befiges eines beftimmten Grundſtücks 
gegeben werben joll. Hierin befteht der rechtliche Charakter der ſ. g. Realla- 
ſten. Es jind Obligationen, welde durch die eben erwähnte Gejtaltung ihres 
Inhalts und die Anknüpfung an ein Grundſtück perpetuirt werden und jo in 
Rüdficht auf ihre Dauer ſich den Rechten an Sachen annähern. 

68 ift eine alte, dem germanifchen Volksgeiſte eigenthümliche Neigung, 
welche durch den Uebergang der alten Naturalwirthichaft in die neuere Geld— 
wirthichaft, Durch Steigerung des perjönlichen Credits und moderne politiiche 
Theorien zwar geichwächt, aber fchwerlich ganz vernichtet werden fann, einem 
Capitalwerthe die Dauer und Unveränderlichfeit des Grundeigenthums beizu- 
legen). Inſofern die Reallajten die Formen zur Realiſirung diejer Neigung 


Friedlieb, ebendaf., Bd. 3, ©. 299 fig. Deſſen Rechtstheorie der Reallaften, 1860, v. Meibom 
in Bell. u. Muth. Jahrb., Bd. 4, ©. 442 fig. Gerber in f. u. Ihering's Iahrbüchern, 6. Bd. 
©. 266 flg. (1862). Mann, Unterfuhungen über den Begriff der Neallaften im gem. Rechte, 
1869. — S. auch Unger, Defterr. Privatr., 1. Bd., ©. 553 flg., und Förfter, Theorie und 
Prarid des Preuß. Rechts, 3. Bb., $ 188. O. Müller, Beiträge zur fyftematifchen Darftellung 
des Sächſ. Civilrechts, ı Thl., die Reallaften, 1878, 

2) Diefer Gefichtspuntt ift für die Auffaffung der Reallaften von großer Wichtigkeit. Die 
einzelnen fälligen Yeiftungen bei einer Grundrentenverpflihtung oder fonftigen Reallaft find nicht 
Gegenftand befonderer, bei jedem Termin von Neuem entftehender Speciafobligationen, fondern 
bie pul&weifen Neuerungen einer perpetuirliden Verbindlichkeit; fie er- 
ſchöpfen oder vermindern nie den Werth diefer einen Obligation. Der Unterfchied folcher Obli- 
gationen von den regelmäßigen liegt alfo in der Beftimmung, daß Hier ftatt der Obligation 
mit solutio eine unerſchöpfliche Berbindlichkeit (f. jet auh Saviguy, Obligationenredt I, 
S. 308) mit terminmweife hervortretenden Wirkungen eintrete. Dieß ift aud) ein Geſichtspunkt 
des römischen Rechts in folgender Stelle von Gajus, Instit. IV. $ 130: Videamus etiam de 
praescriptionibus, quae receptae sunt pro actore, & 131: Saepe enim ex una eademgque 
obligatione aliquid jam praestari oportet, aliquid in futura praestatione est, velut cum in 
singulos annos vel menses certam pecuniam stipulati fuerimus; nam finitis quibusdum annis 
aut mensibus hujus quidem temporis pecuniam praestari oportet, futurorum autem annorum 
sane quidem obligatio contracta intelligitur, praestatio vero adhuc nulla est; si ergo velimus 
id quidem quod praestari oportet petere et in judieium deducere, futuram vero obligationis 
praestationem in incerto relinquere, necesse est, ut cum hac praescriptione agamus „ea res 
agatur cujus rei dies fuit‘‘; alioquin si sine hae praescriptione egerimus — — totam obliga- 
tionem, id est etiam futuram in hoc judieium deducimus. Bgl. auch I, 16 ($ 1) Dig. de V. O. 
(45, 1), Es ift eine Mehrheit der Leitungen, eine Einheitder Obligatio 
vorhanden. Bgl. auch Puchta, Eurfus der Inftitutionen, Bd. 3, S. 16. (Anders ijt es 
bei bem annum legatum.) 

8) Ueber die Gedichte der Reallaften im Allgemeinen ſ. Eichhorn, Staats- und Redits- 
geſchichte ($ 186, 194, 195, 3614, 450), Meuere bedeutende Unterfuhungen find: v. Wyß, 
Die Gült und der Schuldbrief nad; Zürich. Recht, in der Zeitfchr. für fchweizer R., Bd. 9, 

18* 
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find, wie 3. B. bei dem conjtituirten Renten und Gülten, kann ihnen auch für 
die Zukunft eine praftifche Bedeutung nicht ganz abgejprochen werben. Nicht 
immer freilich ift diejes anzuerfennende Motiv die Veranlafjung ihrer Ent- 
jtehung gewejen; oft lag dieſe in zufälligen biftorifchen Verhältniſſen, deren 
fortdauernde Nachwirkung in einer ihrem Beſtehen ganz fremden Zeit als 
drückende Ungerechtigfeit empfunden wird. Dahin gehört namentlich die Vogtei 
des Mittelalters, welche eine reiche Quelle der mannigfaltigjten Reallaſten ge» 
worden ift, zum Theil auch der allgemeine Zehntanfpruch der Kirche. Aber 
jelbft da, wo die Entjtehung der Neallajten auf einem Grunde von entjchie- 
dener Berechtigung beruht, z. B. bei den Xaften, welche der Ausfluß einer 
ehemaligen oder noch bejtehenden Grundherrſchaft find, oder als ein Yequiva- 
lent für gegebene Geldfummen und ganz oder theilweije veräußerte Grund— 
ſtücke beftellt wurden, fonnte eine Fortdauer für ewige Zeiten durch die Gejek-. 
gebung nicht verbürgt werden. Es giebt Perioden, in denen die Wirkungen 
jolder an fich vollflommen rechtmäßigen Dispofitionen ein drüdendes Hemmniß 
ber freien Bewegung eines Volles werben; fie ericheinen dann als eine Schuld 
der Vergangenheit, der fich die Gegenwart ſelbſt auf Koften des jtrengen Rechts 
zu entziehen ftrebt. Wenn jo die Gefeßgebungen heutigen Tages durch Ablö- 
jungägejege +) die Möglichkeit einer Befreiung des Bodens von den zur Unge- 
bühr angewachjenen Laſten gewähren, jo ijt damit einem Bebürfniffe der Zeit 
Genüge geleiitet; deshalb braucht aber nicht auch das Rechtsprincip, wel- 
ches dieſen Nechtöverhältniffen inwohnt, für erlofchen zu gelten °). 


& 169. 
Die der Reallaſt entiprechende Berechtigung tit ein wirkliches Forde— 
rungsreht*); die Verpflichtung des Schuldners bejteht in der Berbindlich- 


©. 3 flg. (1861). Arnold, Zur Geſchichte des Eigenthums im den deutſchen Städten, 1861. 
Gobbers in der Zeitſchr. f. Rechtsgeſch. der Savigny-Stift., 4. Bd. S. 130 fig. 

4) Soldye Geſetze, weldje jetst überall gegeben find, müflen juriftifch fo angefehen werden, 
daß jie ein Mittel find, diefe Obligationen durch die Ermöglichung einer solutio von der Anm. 2 
angegebenen Eigenthümlichkeit zu befreien. 

5) Allerdings haben freilich manche derartige Gefege eine Faſſung erhalten, durch welche 
dad Princip felbft als befeitigt erfcheint. Die Wirkfamteit foldher Gejege wird die Zukunft 
beftinmmen. — In der Regel aber wird den allgemein lautenden Berboten ſolcher Geſetze doc) 
nicht der Sinn umtergelegt werden können, daß die Anwendung des in dem Inftitute der Real- 
laften liegenden Rechtsprincips auch unftatthaft fein folle bei der Beftellung von Apanagen, 
Witthum und Leibgebinge (Leibzucht); ferner bei der auf ein Grundftüd gelegten Berpflichtung 
zur Baulaft, Unterhaltungs- und Reparaturpflicht gewiſſer örtlicher Anftalten u. f. w. In 
Wahrheit ift das Inftitut der Reallaft bei voller Befeitigung der ſ. g. Feudallaften aud für 
den nicht „feudalen“ Rechtsverlehr ganz unentbehrlich, da für die Begründung nachbarlicher 
Berhältniffe die Servituten offenbar nicht ausreichen. Jene Verbote haben nur Wiederholungen 
gutsherrlicher und vogteilicher (f. g. Feudal-)Berhältnifje abſchneiden wollen: eine wohl über- 
flüffige Vorſicht. 

*) Es fehlt an einem allgemeinen techniſchen Ausbrude für die ber Reallaft gegenüber 
ftehende Berechtigung; im Einzelnen kann man ſich mit Ausdrüden, wie Realzinsrecht, Frobnd-, 
Zehntrecht helfen. 
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feit zu einzelnen (häufig in bejtimmten Zeiten wiederkehrenden) Yeiftungen, 
welche aber nicht der Inhalt jelbjtändiger einzelner Obligationen, jondern nur 
die fortgejegten Aeuferungen einer unerſchöpflichen Verbindlichkeit find !); 
das verpflichtete Subject wird bejtimmt durch den Befiß **) des Grund— 
jtüds, an welches die Reallaft gefmüpft ift ?); das berechtigte Subject kann 
zwar ebenfall® durch den Befig eines Grundjtüds, Amtes oder irgend einen 
andern Zujtand bejtimmt werden, allein auch die Berechtigung einer indivi- 
duellen Perſon als folder ift zuläffig ?). — Gharakteriftiich iſt alfo für den 


1) Es giebt auch NRechtöverhältnifie, bei denen nur dieß eine Element der Reallaſten vor- 
fommt, nicht aber die Anknüpfung der Berpflichtung an ein Grundftüd, 3. ®. bei der Berbind- 
Iichleit beftimmter Berfonen zu Jahresrenten oder wieberfehrenden Yeiftungen überhaupt. Diele 
find infofern den Reallaften analog zu behandeln, als auch bei ihnen die Präjudicialflage auf 
Anertennung des Rechts im Ganzen ftatchaft erfcheint. Ganz befonders ift dieß dann ber Fall, 
men jolche dauernde oder gar unbegrenzte Leiſtungen juriftifchen Perfonen, z. B. dem Fiscus 
oder Gemeinden, obliegen. Manche wollen bier fogar eine Erſitzung zulaffen, ſ. d. Anführ. bei 
Windſcheid, Band., $ 302, Aum. 2. 

**), Ich meine damit den Cigenthumsbefis. Daß auch andere Sadjinhaber, wie der Uſu—⸗ 
fructuar, Bafall und Colon, auf Entrichtung der Reallaft belangt werden können, beruht auf 
befonderen, die Vertretung des Eigenthümers durch ſolche Nutzungsberechtigte regulirenden 
Rechtsſätzen. Darüber, daß Zehnten nur vom Nutungsberechtigten gefordert werden fünnen, 
f. 8 190, 4. 

2) Völlig verlannt hat diefen Zufammenhang Walter, D. Pr. R., $ 149, Anm. 8. Die 
von ihm vermißte Konftruction der Fortfegung der obligatio in der Perfon des neuen Beſitzers 
liegt ja volltändig in meiner Begründung der Reallaften als an einen Zuftand gelmüpfter 
Obligationen. Daffelbe gilt von den Papieren au porteur u. |. m. 

3) Dieß find die Elemente des juriftifchen Charakters der Reallaften (f. $ 168, Anm. 2). 
Sie find wirkliche Forderungsrechte mit den angegebenen Eigenthümlichleiten, und nicht ding» 
liche Rechte, weil fie Handlungen der Perfonen zum Gegenftande haben, und nicht eine Ein- 
wirfung auf die Subftanz einer Sache gewähren. Die Antnüpfung an ein Grundftüd ift nicht 
der beitimmende Inhalt, fondern nur eine äußere Modalität des Rechts; das Grundftüd hat 
für das Recht nicht die Bedeutung eines Objects, fondern nur die eine® Anbdividualifitungs- 
apparats des an ſich unbeftimmten verpflichteten Zubjertd. Ich freue mich, jetst auch die lleber- 
einftimmung Savigny's mit meiner Auffafiung der Reallaften (Obligationenreht 1, ©. 134) 
für mic anführen zu können. Siehe auch Randa, Der Befit nad; öfterr. Rechte, 1865, ©. 254 flg. 
Wenn man oft dagegen anführt, meine Anficht entipreche nicht der Geſchichte, fo beruht diefer 
Einwand auf einer irrthümlichen Borftelung. Nur dieß läßt fi aus der Geſchichte entneh- 
men, daß das ältere deutſche Recht die Neallaften nad, Grumdfägen des Immobiliarredhts 
behandelt; daß dieß aber nicht den Begriff der Dinglichkeit im heut. Sinne bedeutet, follte 
feine® Nachweifes bebürfen. — Daher find die Reallaften 1) feine gewöhnlichen hypothefarifchen 
Forderungen (f. die bei Dunder, Reallaften, $ 3 Eitirten), auch 2) feine Servituten (f. die bei 
Dunder, $ 5 Gitirten). Auch ift 3) nichts gewonnen, wenn man die Reallaften fubjectiv-ding- 
liche Rechte (Eichhorn), dingliche Obligationen, Yorderungsrechte im Gewande des Immobiliar- 
fachenrechts, eigenthümliche deutfchrechtliche jara in re nennt (Mittermaier, Ortloff); ſ. Dunder 
a. a. O., $ 8—14, Unrichtig ift e® ferner, wenn man 4) die Reallaften als Verpflichtungen 
eines perfonifieirten Grundftüds anfieht (Duncker's Anfiht) — eine Fietion, die ſich nicht er- 
weifen läßt, {.$ 138 (4). Sie find aber auch 5) micht dadurch juriftifch zu charakterifiren, daß 
man fie eine Pertinenz eines dinglichen Rechts am verpflichteten Grundftüd nennt, analog den 
perfönfichen Rechten des Gutsherrn neben feinen dinglichen (Albrecht, Gewere, S. 165): benn 
ift dieß auch für die Entftehung einer einzelnen Art von Reallaften begründet, fo bleibt es 
einerſeits eine nicht im die innere juriftifche Natur eindringende Befhreibung und ift ander- 
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Begriff der Reallaften, daß jeder Befiter des Grundftüds als jolcher zu leiften 
bat. Dft genug bat man fich bei ihrer Beurtheilung deshalb durch ihre Aehn— 
lichkeit mit den Servituten täufchen laffen; bei beiden Imjtituten fei die Laſt 
„an das Grundſtück angeknüpft“. Man bat ſdabei verfannt, daß dieſe Aehn— 
lichfeit nur eine ganz äufßerliche des legten fichtbaren Erfolgs ift, und die in- 
nere Verſchiedenheit des juriftifchen Baues überjfehen. Bei den Serpituten iſt 
das Grundftüd das Object des Rechtes, bei den Reallaſten dagegen nur die 
Unterlage, auf welder das in fich jelbjtändige Nechtsverhältnig mit eige- 
nem Objecte ruht. Beides führt zu einem Uebergang ber Yaft auf den. Be- 
fiter des Grundftüds als ſolchen, aber in völlig verjchievener Weiſe. 

Wirklihe Neallaften find die Verpflichtung zur Yeiltung von Grund- 
zinfen, Zehnten und Realfrohnen, ſofern fie einen privatrechtlichen 
Charakter haben im Gegenjage der durch Staats- oder Gemeindebürgerpflichten 
gebotenen Verbindlichleiten von gleichem factiſchen Inhalte +). Auch das Wit— 


feit8 bei vielen andern Reallaften nicht zutreffend. Die Neallaften find 6) auch feine dinglichen 
Rechte, welche auf einer Theilung des Inhalts der Gewere an einem Grundftüde beruhen (Re— 
naud, Beitrag zur Theorie der Neallaften, 1846; f. Gerber in Schneider’8 kritiſchen Jahr- 
büchern, Jahrgang 1846, ©. 782 flg.). Hiftorifch eimfeitig und dogmatiſch umrichtig ift es 
endlich 7) wenn Bluntfhli, D. Pr.-R., $ 90, bie Neallaften als dingliche Hoheitsrechte be- 
zeichnet. Die Anficht Walter’s, & 148, ift nur eine Verbindung der Dunder'ihen Meinung 
(da8 Grunditüd als ein verpflichtetes Subject) und der Vorftellung, welde 8) das Recht im 
Ganzen als dingliches Recht, die einzelnen Leiftungen aber ald Gegenftände von Forderungsrechten 
betrachtet (j. auch Förfter a. a. O.) Friedlieb in f. $ 168, ı citirten Schr. ſucht die Theorie 
der Reallaften auf das deutfch-rechtliche Prinzip vom Fruchterwerbe zurüdzuführen, und Mann 
(Unterf. über d. Begr. d. Reall.) verfchiebt endlich den ganzen Inhalt des Rechts, indem er den 
bedingten Nüdfall oder Anfall des Eigentums am belafteten Grundftüde (wie er bei einzelnen 
Reallaſten die Folge der Nichtleiftung ift) zum principalen Objecte des Rechts macht. — Was 
Heusler (Imftit. d. deutſch. Pr.-R., 1. Bd., 1885, $ 70) jetzt gegen die obligatorifdhe Natur 
ber Reallaft vorbringt, ift doc fehr unzureichend, und feine pofitive Beftimmung (Gemaltver- 
bältnig mit Grundftüdsbelaftung) ift nicht mehr als eine überdieß nur zum Theil zutreffende 
Beichreibung. 

4) Mauche haben den Umfang der Reallaften über die genannten Arten ausgedehnt, Manche 
wieder beichräntt. 1) Jene (3. B. Maurenbrecher, Lehrbuch, Bd. 1, $ 327—346) rechnen bier» 
ber die Deich- und Siellaft, die Steuern, Yandfolge, Gemeindelaften, Nadjiteuer und Abſchoß; 
aber alle diefe Verpflichtungen find ftaatsredhtlicher Natur. Zwar find auch Zinien, Zehuten, 
Frohnden in der Regel aus Herrfchaftsverhältnifien entjprungen, welche zur Zeit ihrer Wirk— 
famteit zu den öffentlichen gehörten ; jene Herrſchaftsrechte, als Vogtei, Leib- und Gutsherr- 
fchaft, haben aber entweder ihren Charakter als öffentliche Rechte verloren, oder fie find über- 
haupt durch die Gefetgebung befeitigt, und die daraus entjtandenen Reallaften dadurch auf den 
Boden des Privatrecht verpflanzt worden. Es ift demnach heutzutage für das geltende Recht 
nur der Geſichtspunkt entſcheidend, ob eine Leiftung der Staatögewalt oder Gemeindeobrigfeit 
als folder oder einem Privaten geſchuldet werde, und nur im legteren alle finden die Grund- 
fäge von den Reallaften Anwendung. Cine weitere Ausdehnung auf den dem Eigenthums- 
herrn gejchuldeten Zins bei dem bäuerlichen Colonate, die Yehndienfte und die colonatrehtfiche 
Lehnwaare (j. $ 143) ift aus dem Grunde abzulehnen, weil diefen Laften die rechtliche Boraus- 
ſetzung der Reallaften fehlt, da nämlich der Befig eines Grundftüds das verpflichtete Subject 
heritellt, indem bier der Rechtsgrund vielmehr die durch Eintritt in ein durd die Beſtimmung 
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thum, die Apanage und die Leibzucht können den Charakter der Reallaft em- 
pfangen 5); denn die Reallajten find jehr allgemeine Obligationsformen, deren 
möglicher Inhalt nicht auf die oben genannten, durch die Geſchichte überlie- 
ferten Arten beſchränkt ift, jondern jedes perjönliche Verhältniß jein kann, 
welches im Uebrigen den Bedingungen diefer Rechtsformen entipricht ®). Grund» 
zinfen, Renten und Gülten werden freilihd immer der bäufigfte Inhalt der 
Reallajten bleiben. 


b) Entftehung. 


$ 170. 


Es iſt der Fall gewejen, daß Reallajten durch Gejek begründet wurden !), 
Diek erklärt fi daraus, daß einzelne Grundlaften in gewijjen Zeiten der Ge- 
ihichte einen mehr öffentlichen, inöbefondere jteuerartigen Charakter gehabt 
haben ?); das heutige Recht kennt nur noch die Entjtehung der Reallajten 
durch Rechtsgeichäfte *). ine Reallaft kann nämlich begründet werben 1) durch 


des Herrn ein für allemal conftituirtes Nechtöverhältnig begründete perfönliche Verpflichtung 
ift. (Daß übrigens unter Umftänden auch Grumdzinfen des Colonen Reallaften fein können, 
zeigt Dunder, Reallaften, S. 203 flg., und Häberlin, Zeitfchr. f. deutih. R., Bd. 18, ©. 157; 
ebenfo fann and) die Lehnwaare wirkliche Reallaft fein.) Das Mortuarium gehört, fotern es 
nicht feine urfprüngliche Natur verloren hat, nicht hierher, weil e8 eine Laſt der Leibeigenſchaft, 
mithin durch den Befit eines beftimmten Grundftüde gar nicht bedingt if. 2) Die Aus- 
fhliefung der Frohnden von den Neallaften durch Renaud a. a. D., ©. 48, ift nur eine Konfe- 
quenz feiner Theorie. Gegen die Behauptung Renaud's, daß die Dienfte nicht auch aus dem 
Berleihungen von Grundftüden entitanden feien, ſ. Wigand, Provinzialreht v. Baderborn und 
Corvey, Bd. 1, ©. 246. — Ebenfowenig läßt es fich rechtfertigen, wenn Unterholzner, Verjäh- 
rungslehre, 2. Bb., S. 237, Anm. 677, die Zehnten nicht ben Reallaften beizählen, fondern 
als eine Art Nießbrauch betrachten will. Aehnlich Savigny, Syſtem, Bd. 2, &. 378, Anm. e, 
verleitet durch einen hier irrelevanten Umftand. S. $ 190, Anm. 4. 

5) Diek ift dann der Fall, wenn diefe Rechte 1) in der Befugniß ftehen, Leiftungen 
(Renten, Belöftigung, Berpflegung, Baulaft u. f. w.) in dem Sinne ber Anm. 2 $ 168 zu 
verlangen; 2) wenn die Verbindlichkeit zu diefen Leiftungen fo beftellt wird, daß fie den Be— 
fiser eines beftimmten Grundftüds als ſolchen trifft mas bei dem bäuerlichen Altentheil im 
Zweifel angenommen werden muß, f. Runde, Zeitichr. f. deutfh. R., Bb.7, ©. 24 flg. ©. aber 
Sächſ. Cwilgeſetzb. $ 515). Iſt dagegen bie eine oder andere diefer Vorausſetzungen nicht vor- 
handen, fo find diefe Rechte in der Hegel als gewöhnliche Forderungsrechte ohne die Eigenthüm- 
lichkeit der Reallaften aufzufafien. 

6) Meber dieſe Bedingungen vgl. die vorige Anmerkung. Boraudgefegt wird natürlich wie 
bei allen Obligationen ein Interefle an der Leiftung, und die Möglichkeit, da fie jede Perfon 
ohne Rüdficht auf individuelle Eigenfchaften bewirken könne. Dagegen ift e8 fein Erforderniß, 
daß fie ſich auf das fpecielle Bebürfnig eines herrfchenden Grundftüds beziehen müßten. 

1) Dieß war der Fall bei dem firdlihen Zehnten, 3. ®. Capitul. a. 779, cap. 7. Eich- 
horn, Staat- und Rechtsgeſchichte, $ 186. Oft auch bei den Frohnden. 

2) So zu gewillen Zeiten der kirchliche Zehnte und zum Theil auch die Frohnden. 

3) Es ift deshalb umrichtig, wenn man Gefet- und Gewohnheitsredht aud vom Stand- 
punfte der heutigen Dogmatit noch als Quelle von Reallaften anfieht. Hierbei geichicht e8 wohl 
auch, daß dad Gemohnheitsrecht mit dem Herlommen, d. h. dem unvordenklichen Beſitze, ver- 
wechfelt wird. 2 
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einen qualificirten Vertrag +). Ein Vertrag ijt zunächſt nur ein Entjtehungs- 
grund für das perjönliche Verbältniß der erſten Subjecte der Neallajt; um 
aber auch die zufünftigen Beſitzer des belafteten Grundſtücks als ſolche zu ver- 
binden, bedarf es eines Actes, welcher die Antnüpfung der Verbindlichkeit an 
das Grundſtück, d. h. die reallaitlide Qualificirung des Grundſtücks darzu— 
jtellen vermag). Das ältere Necht gebrauchte zu diefem Zwede die gericht- 
lihe Auflaſſung, welche das Reallaſtrecht als Gegenftand eine Gewere dar— 
jtelfte ®). Das neuere Recht hat fich num hieran angejchloffen und legt dieſe 
Wirkung einem folennen Ausipruche des Richters bei, der bald die Form einer 
bloßen Berjtärfung des Vertrags, bald die Form der Eintragung der Yaft in 
das öffentliche Grund- und Yagerbud hat”). 2) Durch legtwillige Ver— 
fügung fann eine Reallaft begründet werben, wenn derjelbe gerichtliche Act 
binzutritt. Die Zuläffiafeit einer Erfikung des Neallajtrechts läßt fich ge- 
meinrechtlich nicht nachweilen 8); wohl aber, daß ein feit unvorbenklicher Zeit 


4) ©. über diefe Frage Dunder in der Zeitjchrift für deutfches Net, Bd. 11, ©. 450 flg., 
wo auch die abweichenden Anſichten erwähnt find. 

5) Durd eine regelmäßige Dispofition ift dieß nicht zu erreichen ; denn die Tragweite des 
BPerfonenmillens ift eine durch feine Natur begrenzte, und es liegt innerhalb diefer Grenze 
feine Möglichleit, ohne Weitered an eine fremde, zulünftige Thatfache (den Bejit eines Grund- 
ftüds) die Wirkung der Verpflichtung eined Dritten anzuknüpfen. Wenn nun das Recht fein 
Mittel an die Hand gäbe, jo könnte diefer außerordentliche Erfolg nur erreicht werden durch 
einen Act der Staatögewalt, nämlich ein Privilegium. Eines folchen bedarf es jedoch nicht, da 
das Recht in der That ein Mittel zur Hervorbringung jener Wirkung kennt. Dieß ift nad 
der faft durchgehenden Beitimmung älterer und neuerer Gefege und einer conftanten Praris ber 
folenne Ausſpruch des Richters bez. der richterlidhe Eintrag auf das Folium des Grundftüds, 
wodurch die Reallaſt zu einer objectiven rechtlichen Qualität des letteren gemadt wird. ©. 
jetzt auch das Sächſ. Eivilgefetb., $ 506. Beim älteren Rechte war diefe Schwierigleit gar nicht 
vorhanden, indem auch -zur Conftituirung folder Rechte die für alle immobiliarredhtlichen Be- 
fugniffe gebräuchliche Form der Lebertragung einer Gewere verwendet wurde. Das neuere 
Recht Hat nun die Form der gerichtlichen Auflaffung zu dem oben angebeuteten, einer Forde— 
rung der modernen Jurisprudenz entiprechenden Zwecle beibehalten. — Die bloße Anertennung 
des jeweiligen Beſitzers des Grumbdftüds ift daher nur als ein Zeugniß, nicht aber auch ale 
ein Begründungsaet der Reallaft brauchbar. 

6) ©. unten $ 171, Anm. 5. 

7) Dunder a. a. O., ©. 479 fig. 

8) Das eine Erforderniß der Erfitsung, die Möglichkeit des. Beſitzes, ift zwar vorhanden, 
und e8 hätte dieß zur Annahme der Zuläſſigkeit der Erſitzung führen fönnen; daß dieß aber 
wirflich geichehen fei, wird nicht durch eine Berufung auf Schriftfteller bewieſen, welche dieſe 
Frage allein vom Standpunkte ihrer Servitutentheorie aus bejahen. Ueber die Anfichten 
Anderer, nad} denen bald die Servitutenerfitung, bald die Erfikung von 30 Jahren eintreten 
ſoll, ſ. Dunder, Reallaften, ©. 138 flg. Der Letztere anerlennt nur den durch Erlöſchen der 
Negatorientlage entftehenden Zuftand der Unanfechtbarkeit, S. 145 flg. Eine eigentliche 
Negatorientlage wäre freilich mit der Natur der Reallaften unvereinbar; denn diefe find obli- 
gatoriiche Verpflihtungen, feine Gigenthumsbeichräntungen, und nur gegen bie Anmaßung 
legterer ift die Negatorienllage, die partielle Bindication, gerichtet. Die Praris hat aber, nad) 
der überhaupt bisher angewandten Analogie der Serpituten, feit langer Zeit eine foldye Klage 
dennoch zugelafien, da ein Rechtsmittel diefer Art bei der Möglichkeit einer auf bloßen Befig- 
ſchutz gegründeten Berechtigung eine Nothrvendigteit ift; in Wahrheit wird dieß Rechtsmittel 
aber nur unrichtig bezeichnet, da es ftreng genommen nur eine Bräjudiciallage if. Bon 
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(Herlommen) beitehender Quafibejig der Berechtigung, eine Reallajt zu fordern, 
geſchützt wird. 

Zur Berwandlung des Gegenjtandes ber Xeiftung in einen andern find 
diejelben Erfordernijfe zu erfüllen, welche für die Entjtehung der Reallaft über- 
baupt bejtehen ’); eine Uebertragung der Reallaftberechtigung auf ein anderes 
Subject ijt nach den Grundjägen der Ceſſion der Forderungen '°) überall zu- 
läjfig, wo jene nicht an ein Grundſtück, Amt oder blos an die Berjon des 
gegenwärtigen Inhabers geknüpft iſt. 


e) Betitorifche und poffefforifhe Redhtsmittel. 
$ 171. 

Dem Berechtigten jteht gegen das verpflichtete Subject !) eine perlönliche 
Klage ?) auf die füllige Yeiftung zu; da jedoch der Grund der Verpflichtung in 
dem Befite des Grundjtüds liegt, jo kann die Klage nur auf diejenigen Yeis 
jtungen gerichtet werben, welche während des Beſitzes des Bellagten fällig 


dieſem Gefichtspunfte aus wird man in feiner Zulaſſung feinen Widerfprucd mit dem oberften 
Princip der Reallaftentheorie erbliden können. 

9) Dunder, Reallaften, ©. 159 flg., u. U. lafien hier einen einfachen Bertrag der jetigen 
Parteien genügen. Dieß ift unrichtig, weil diefelben Schwierigkeiten, welche in der Anm. 5 an— 
gegeben find, auch hier ftattfinden. Denn die Ablöfung der allgemeinen Verpflichtung von 
ihrem Gegenftande, jo daß der letztere ohne Veränderung des obligatorifchen Verhältniſſes über- 
baupt beliebig in einer für alle Nachfolger bindenden Weife umgeftaltet werden fönnte, ift 
nicht gerechtfertigt, indern eine individuelle Obligation mit der Ummwandlung ihres Gegenftands 
in eine ganz nene übergeht. Der Grund jener Anficht Tiegt wohl in dem bier wenigſtens 
juriftifch unrichtigen Ausdprude „Surrogat”. 

10) Eichhorn, Einl., $ 165. Anders Dunder a..a. O., ©. 162. Mande Barticular- 
rechte fchreiben auch hierzu Concurrenz des Richters vor; vgl. die bei Dunder, Anm. 98 und 
261 a, citirten Geſetze. Dadurch wird aber der Begriff der Ceſſion nicht ausgefchlofien. — 
Eine translative Erfitung der Zehnten foll nad) der Anficht Bieler (Dunder, ©. 166) Cap. I 
de praescer. in VI. (2, 13) zulaflen; bdiefe Stelle fdjeint zwar nur von der Erfigung einer 
Kirche in dem Sprengel eines Bifchof® zu fprechen, von der das Jehntrecht ein Annexum ift 
(ecelesias et decimas), immerhin aber würde eine foldye Beftimmung bei Zehnten dem Geifte 
des canon. Rechts entfprechen (Bruns, Befit, S. 218). 

1) Dieß ift immer der juriftifche Befiter des Grundſtücks, alfo nicht bloß der Eigenthümer 
(die Ausnahme bei Zehnten ſ. $ 190). 

2) Abweichend hiervon nimmt man gewöhnlich eine doppelte Klage an, nämlich; 1) eine 
Klage auf Anerkennung des gefammten Rechts, welche man aetio confessoria utilis zu mennen 
pflegt, 2) eine perfönliche Klage auf die einzelne fällige Leiftung. Diefe Unterfcheidung beruht 
auf der Annahme der dinglihen Natur des Rechts. Ebenſo unhaltbar ift daher die Anficht 
Duncker's und Renaud's, daß nur eine dingliche Klage für beide Zwecke Statt finde. 
Daß hier nur eime und zwar eine perfönliche Klage bejtehe, ergiebt fich aus der Anm. 2 
des & 168, nämlich aus dem Umſtande, daß es fich bier um die Ausübung einer einzigen Obli- 
gation mit einer Mehrheit der Yeiftungen handelt. In jedem einzelnen Leiftungsfalle wird dieſe 
Klage wiederholt, und es hängt nun ganz; von der Art der Bertheidiguug ab, ob auch das 
Recht im Ganzen zur Verhandlung kommt. Es laſſen fich freilich Berhältnifie denten, in 
welchen dieß Berfahren nicht genügt, fondern auch ohne Rüdjicht auf einen eingetretenen 
Fälligkeitstermin auf Anertennung des Rechts im Ganzen geflagt werden muß; über die hier 
zuläflige Präjudicialflage f. Anm. 4. 
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werben. Daher kann weder ber jekige Befiter wegen der Nüdjtände des 
früheren Befigers, noch der ehemalige Befiter wegen derjenigen Yeiftungen 
belangt werben, die erjt nach Berluft feines Beſitzes fällig geworben find >). 
Auf Anerkennung des Rechts im Ganzen oder der freiheit von einer bebaup- 
teten Reallajt kann mit einer Präjudicialllage geflagt werden *). 

Ein allgemeines Gewohnbeitörecht, geftüst auf das canoniſche Recht >), 
läßt auch einen Befit des Rechtes der NReallaft zu, welcher fich durch die Mög- 
lichkeit einer fortgefegten Ausübung der leßteren und die Verbindung derjelben 
mit einem Grundjtüde theoretiich rechtfertigt. Der Beſitz der Neallajt wird 


8) Dereliction oder Veräußerung des Grundftüds befreit daher den bisherigen Befiger von 
der Verpflichtung zu den künftigen Leitungen, nicht auch von denen, welche während des alten 
Befiges fällig wurden; denn bis zum Aufgeben des Befiges beftand der Zuftand, welcher die 
verfallene Verpflichtung erzeugte, und weldie nun, nachdem fie ſich von ihrem Grunde gelöjt 
bat, den Charakter einer individuell perfönliden annimmt. Gichhorn, $ 166, Dunder a. a. O., 
$ 36 und $ 16, IV, Renaud a.a.D., ©. 95, u. 4. lafien nad) Mafgabe ihrer Theorien ben 
Beſitzer auch für die Nüdftände des Befitvorgängers haften. Allerdings fprechen dieß ältere 
Quellen rüdfichtlich der Rente mehrfach aus (vgl. auch Stobbe, Zeitfchr. f. deutich. R., Bd. 19, 
©. 206 ; Pauli, Wieboldsrenten (1865), ©. 68). Ebenfo auch neuere Gefege, 3. B. das Sädf. 
Civilgejegb., 8 510, welches den Beſitzer abgefehen von der Zwangäverfteigerung auc für die 
Nüdftände des früheren Befigers einftehen läßt, ihm aber eine Regrehflage gegen biefen giebt. 
Früher berief man fich auf die L. 7, Dig. de publicanis (39, 4). Ueber die Bejonderheiten bes 
Nententaufs f. $ 188, 6. 

4) Diefe Präjudicialllage ift mit dem obligatorifchen Charakter des Inſtituts wohl vereinbar. 
Ihre Zuläfiigkeit beruht auf dem Elemente der Dauer bed Rechtsverhältniſſes, welches in ber 
Unerfchöpflichkeit der Verpflichtung liegt, und das auf ber einen Seite zur Möglichteit der An— 
nahme eines Duafibefites, auf der andern Seite zur Möglichkeit diefer Präjudicialllage führt. 
Es ift ein Nechtöverhältnig mit der Berfpective ſich endlos fortfegender Yebenswirkungen. ©. 
Windfcheid, Die Actio u. f. w., 1856, ©. 18. Nach Umftänden fünnte auch das Rechtämittel 
der Provocation genügen. — Ueber die von der Praris ald Negatorienkiage behandelte 
Präjudicialflage f. $ 170, Anm, 8. 

51 Früher wollte man den Duafibefig der NReallaft auf das deutjche Recht zurüdführen, 
das einen ſolchen bei allen auf Grund und Boden radicirten Rechten anertenne. Dunder, 
Beitichr. f. deutſch. R., Bd. 2, Heft 2, ©. 26. Allerdings fprechen die mittelalterlichen Quellen 
von einer Gewere am Zins, — und man ftreitet nur darüber, ob dieje felbftändig oder 
in einer Gewere am belaiteten Grundjtüde enthalten fe. (So Albrecht, Gewere, ©. 158; 
Bruns, Recht ded Befiges, 1848, S. 331; Arnold, Geſch. d. Eigenth. 1861, ©. 136; dagegen 
Dunder, ©. 43 ; Etobbe a. a. O., ©. 190). Aber ſchon aus ber oben $ 72 gegebenen Er- 
Härung des Begriffs Gewere geht hervor, daß „eine Gewere am Zins“, oder „einen Zins in 
feinen Geweren haben” keineswegs den Gedanten eines mit Befitihugmitteln verfehenen Ouafi- 
beſitzes im Gegenfate des Rechtes felbit ausdrüdt, Dieß, fowie, daß der Quafibefig der 
Reallaſten allein auf dem canonifchen Rechte ruht, von da im die italienifche und deutfche Praxis 
übergegangen ift, hat Bruns a. a. O. Mar erwieſen. Allerdings hat das deutſche Recht daran 
infofern feinen Antheil, als e8 eine Reihe von Rechtöverhältniffen hervorgerufen hat, welche der 
canonifchen Befitstheorie ein bequemes Anmwendungsfeld gewährten. Wenn man übrigens ben 
Beſitz der Rechte überhaupt in einer weiteren Ausdehnung zuläßt, als dieß im römiſchen Rechte 
geſchieht, fo ift die Anwendung defielben auf Reallaftberedhtigungen gewiß geredhtfertigt; bemmn 
gerade das, was fonft den Befit bei Obligationen ausſchließt, nämlich die fofortige Auflöfung 
durch solutio, findet hier nicht Statt, wo die Natur des Rechts, wie oben bemerkt, eine fort- 
dauernde Ausübung zuläßt. — ©. jett Nanda, Der Befig nach öfterreich. Rechte, 1865, 
S. 331 fig. 
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erworben dur einmalige bewufte Ausübung der darin enthaltenen Berechti— 
gung ®); er wird verloren durch Aufgeben bejjelben von Seiten des Berech- 
tigten und durch Keiftungsverweigerung in einer dem Reallaftanjpruche über- 
haupt widerjtrebenden Abſicht?). Zum Schutze des verlorenen Beſitzes wird 
die Spolienklage ®), zum Schuße eines bloß gejtörten Befites das interdietum 
uti possidetis gewährt. Der Verſuch eines Dritten, den Berechtigten an der 
Ausübung der Neallaft zu hindern oder fich jelbjt "die geſchuldete Leiftung zu 
verjchaffen, wird ebenfalls als eine Beſitzſtörung angejeben; ift der Verſuch 
aber zur wirklichen Ausführung gelommen, jo wird eine Befigentjegung ange- 
nommen, und in beiden Fällen werden auch gegen den Dritten die entiprechen- 
den poſſeſſoriſchen Rechtsmittel gegeben ®). 


d) Erlöfhung der Reallaften. 
$ 172. 

Neuere !) Geſetze verpflichten bei gewiſſen Arten der Reallaften (jofern fie 
nicht ohne Entſchädigung aufgehoben werben) den Berechtigten, gegen eine be» 
ftimmte Ablöfungsfumme fein Recht an den Verpflichteten aufzugeben. Abge- 
ſehen davon und den allgemeinen Aufhebungsgründen (Vertrag ?), Confujion 
in Folge eines Erwerbs des belajteten Grundftüds durch den Berechtigten 
nder eines Erwerbs des berechtigenden Grundſtücks durch den Verpflichteten) 
erliiht eine Reallaſt durch Aufhören des Zuftands, welcher die Verpflichtung 
erzeugte, nämlich Untergang des belajteten Grundjtüds °). Wegfall der Ber- 


6) Dunder a. a. O. ©. 57flg. Bruns a. a. O., ©. 201 flg. Randa, ©. 334. 

7) Dunder a. a. O., ©. 78. Bruns a. a. O., ©. 210, Randa, S. 372 flg. Unrichtig 
ift, einen Befitwerluft durch bloßes Unterbleiben der Feiftung, oder erft bei einer auf eine 
Teiftungsverweigerung erfolgten Beruhigung anzunehmen. 

8 Savigny, Bei. (6. Aufl.), ©. 631. 

9) So richtig auch die Bedenken Duncker's a. a. O., S. 87 flg., gegen die Ausdehnung 
des Beſitzſchutzes gegen Dritte vom Standpunkte des römiichen Rechts find, fo hat dod das 
tanonifche Recht den im Texte ausgeſprochenen Grundfag pofitiv fetgeftelt. ©. ec. 6 X. de 
arbitr. ec, 15 X. Coll. I de deeimis. e. 19 X. de rest. spol. «©. 6 in VI. eod. ©, Brund 
a. a. O., S. 214 fig. 3 

1) Solche Geſetze waren in vielen Staaten fchon früher erlaſſen; das Jahr 1848 hat fie 
in allen deutfchen Yändern hervorgebracht. Eine überfichtliche Darftellung giebt Judeich, Die 
Grundentlaftung in Deutſchland (18631, und Friedlieb a. a. D., S. 78 flg. Das Ablöfungs- 
geihäft muß, wenn nicht das Geſetz ausdrüdlich dad Gegentheil beftimmt, jo ausgelegt werben, 
daß die Reallaft bis zur wirklich erfolgten Zahlung beftchen bleibt, hingegen nicht fo, daß 
mit der Anmeldung der Ablöjung das alte Recht fofort untergeht, um nun einer gewöhn- 
lichen Obligation zur Zahlung der Ablöfungsfumme Play zu machen (wichtig wegen ber 
Wirkung des Concurſes u. dergl.). 

2) Particularrechte, welche das jtrenge Ingrofjationsfyitem haben, verlangen noch die Ein- 
tragung des Vertrags in das Grundbud. Sächſ. Eivilgefegb., $ 508. Diefelbe abjolute Wir- 
tung als dem liberirenden Bertrage muß übrigens auch einem Urtheile beigelegt werden, durch 
welches ein unter den jetzigen Intereflenten verhandelter Proceß über die Eriften;z der Reallaft 
entfchieden wird. U. A. Friedlieb, ©. 328 fig. 

3) Ueber das Berfahren bei einer Theilung des Grundftüds ſiehe Schmidt, Vorleſ. 
über Sächſ. Privatrecht I, S. 310. Gemeinrechtlich läßt ſich über den Einfluß einer folchen 


284 Zweiter Theil. Zweites Bud). 


anlaffungsgründe der Reallaſt, 3. B. der Guts- und Grundherrſchaft, oder die 
Verwandlung eines belajteten Colonatrechts in freies Eigentum kann dagegen 
nicht immer jchon an fich als Aufhebungsgrund gelten, weil im laufe der Zeit 
diefe Yaften ihren acceſſoriſchen Charakter häufig gegen eine felbjtändige privat- 
rechtliche Stellung vertauſchten; es ift dieß daher eine Frage des einzelnen 
Falls 4). Cine Aufhebung der Reallaft durch Verjährung findet nicht Statt); 
dagegen bat bier die Bernfung auf die Verjährung der Klage ®) und auf Nicht- 
leiftung ſeit unvorbenklicher Zeit die gewöhnliche Wirkung. 


IM. Aufhebung der Forderungsredhte (Zahlung). 
8 173. 

Die Zahlung der gejchuldeten Summe !) fann direct gejchehen, durch Baar- 
zablung oder Compenſation; jie kann aber auch eine inbirecte fein, nämlich 
Tilgung der Schuld durch Anmweifung, Zahlungsmandat, Wechjel, Delegation, 
Bankablung?). Die indirecten Zahlungen find bejonders häufig im faufmän- 
niſchen Verkehre zur Erjparung der Münzmenge, Zeit und des Geldtransports, 
Diefe Rüdfichten haben auch eine befondere Form der faufmänntichen Zahlung 
erzeugt, welche dafür die meijte Befriedigung bietet, nämlih die Scontra- 
tion®). Hierbei treten mehr als zwei Perjonen freiwillig zufammen und 


Theilung auf den Beitand des Neallaftrechts nur nach der befonderen Lage des einzelnen Falles 
urtheilen. 

4) Die Entfcheidungen biefer Frage bei Renaud, Beitrag zur Theorie der Reallaften 
S. 121, find nicht durchweg anzuerkennen, weil fie von der befonderen Theorie des Scrift- 
fteller® ausgehen. 

5) Darüber herrfchen verfchiedene Anfidhten, indem man bald den Ablauf von 30 Jahren 
nach erfolgter Leiftungsverweigerung, bald die Servitutenverjährung will eintreten laffen. Siehe 
Dunder, Reallaften, S. 151 fig. Es fehlt aber an allem Rechtsgrunde einer ſolchen Berjäh- 
rung. Ueber die Berjährung des kirchlichen Zehnten f. Unterhofzner, Berjährungsfehre, 2. Bd. 
©. 238. 

6) Die Verjährung der Klage läuft für jeden einzelnen Fall ihrer Anftellung, alfo bei 
jeder fälligen Leiſtung befonder; 1. 7 $ 6 Cod. de praeseript. XXX vel XL annor. (7, 39). 
Demnad; hat diefe Verjährung eine doppelte Wirkung: 1) e8 eclifcht das Klagerecht für den 
einzelnen beftimmten Fall, 2) es erlifcht das Klagerecht überhaupt, wenn die Klage feit 30 Jahren 
nicht angeftellt wurde und im diefer Zeit feine Leiftung erfolgte. Dieß erflärt fih aus 
der befonderen Natur der Reallaften und der Klage derfelben. Diefe ift nämlich 1) eine Klage 
auf eine einzelne Yeiftung, fofern fie nicht den gefammten Inhalt der Obligation, fondern nur 
einen abgefonderten Theil vor dad Judicium führt, 2) fie ift aber trokbem bod eine Aus- 
übung der gefammten Obligation, da die Reallaft fich eben als eine Obligation mit gefpaltenen 
Leiftungen charakterifirt. S. den interefjanten Beleg bei Heydemann, Einf. in das Spt. des 
Preuß. Civilr., 2. Bd. (1868), ©, 119. Die abweichenden Meinungen der übrigen Schrift- 
fteller, welche meiftens auf anderen Auffaffungen der Natur der Reallaften und einem Herein- 
ziehen der Serpitutenverjährung beruhen, f. bei Dunder a. a, O. 

1) Ueber ben Ort, wo in Handelsfachen gezahlt werden müfle, forwie über die Gefahr und 
die Koften der Geldfendung ſ. H.“„G.«B., Art. 325. 342, 

2) Thöl, Handelsrecht, $ 316 fig. 

3) Thöl, $ 339 fig. 


Die einzelnen Forderungsredhte. Kauf. $ 174, 285 


tilgen ihre gegenfeitigen Forderungen ganz oder theilweife durch Compenjation, 
indem jie mit Hülfe der wechjelsweifen Delegation die alljeitige Möglichkeit 
jener herbeiführen *). 


Zweites Capitel. 
Die einzelnen Forderungsrechte). 


Erfter Abſchnitt. 
Geihäftsobligationen. 


Il. Kauf, 


I) Aeberhaupt. 
$ 174. 

Die Lehre vom Kaufe hat fi von den darüber geltenden Beitimmungen 
des römijchen Rechts heutzutage wenig entfernt. Denn abgejehen von ber 
reichögejeglichen ?) Beſchränkung des Kaufs der Früchte auf dem Halme, welcher 
nur gejtattet wird, wenn der Kaufpreis dem zur Zeit des Contractd oder 
vierzehn Tage nach der Ernte geltenden Marktpreife gleichfommt , verändert 
das deutſche Recht nur die Wanblungsklage, gemäß feinem dem äbdilitijchen 
Edicte gerade entgegengejegten Principe 3). Hiernach trug der Käufer beim 


4) 3. 8. der Schuldner läßt durch feinen Schuldner feinem Gläubiger Zahlung verfprechen, 
oder dem Gläubiger feines Gläubigere. 

1) Die Elaffification der einzelnen Obligationen nad) einem beftimmten fyftematifchen Principe 
ift nad) dem Stande des deutſchen Rechts in diefer Lehre nicht durchführbar. in wirkliches 
Syſtem der Obligationen läßt ſich nur in einer Wiffenfchaft herftellen, weldye die ganze Summe 
der alle Seiten des Rechtslebens berührenden Forderungsrechte umfaßt. Das deutſche Recht 
fann aber hier nur Einzelheiten liefern, Nachträge zu dem nicht geichlofjenen Obligationen» 
infteme des römifchen Rechts. Kategorien, wie fie verfucht worden find, 3. B. deutſche umd 
römifhe Berträge, einfahe und zufammengefegte Berträge, find zu äußerlich und ftam«- 
men ohnedieß aus der umrichtigen Claffification der Obligationen nad Entftehungsgründen. 
Einer Eintheilung in Obligationen des gemeinen, des Handeld- und Gewerbeverfehrs würde 
theil® da® im $ 155 Bemerkte entgegenftehen, theil$ würde die Abgrenzung nicht mit Sicherheit 
gefchehen und in feinem Falle auch hier Bollftändigleit erreicht werden können. 

2) Reich$polizeiordnung von 1577, Tit. 19, $ 2. 3: „— Hierauf fegen und ordnen wir 
abermals, daß gleichwohl männiglich dem armen Mann in der Noth, und damit er feine Güter 
defto ftattlicher erbauen, auch fonft mit anderer Nothdurft fich erhalten möge, auf Wein, Frucht 
und anders fürzuleihen, oder zuvor auszugeben — erlaubt fein ſolle, jedody daß dafjelbe Für- 
leihen oder Zuvorausgeben anders und mehrers nicht, als auf den Schlag und gemeinen Kauf, 
was nämlich der Wein oder Trayd zur Zeit des Contraets oder aber vierzehn Tage, die nächſten 
nad) dem Herbft oder Erndten gelten, beſchehe.“ (5. ſchon L. Longob. II, 31, 1; capit. a. 
806 ec. 7.) 

3) Heife u. Eropp, Juriſtiſche Abhandlungen, Bd. 1 (1827), ©. 163 fig. ©. ſchon Lex 
Bajuvar. XV, 9 und Angelfähi. Gef. bei Schmid 1, 27, 
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Kauf beweglicher Habe*) die heimlichen Mängel, jobald er den gefauften 
Gegenitand bejeben und in feine Gewere gebracht hatte, der Verkäufer müßte 
denn den Schaden abfichtlich verheimlicht haben 5). Beim Kaufe von Thieren 
dagegen wird noch jest der Käufer in diefer Beziehung auf der einen Seite 
darin begünjtigt, daß er ſelbſt nach abgejchloffenem Kauf noch wandeln darf, 
wenn innerhalb einer bejtimmten Friſts) Mängel bervortreten, auf der anderen 
Seite darin bejchränkt, daß dieſe Befugniß nur wegen bejtimmter Haupt» 
mängel?) gewährt wird. Die Würderungsklage wird daneben regelmäßig 
nicht zugelajjen ®). 

Sp wenig biernadh die Grundjäte des Kaufvertrages an fich mwejentliche 
Beränderungen erlitten haben, jo bedeutend find doch für die juriftiiche Beur- 
theilung die Einwirkungen der bejonderen Beziehungen des faufmännijchen 
Verkehrs, deſſen hauptfächlichjte Form dieſes Gejchäft bildet. Vorerſt bedarf 
e8 jedoch der Darftellung einer Eigenthümlichkeit des beutfchen Nechts, welche 
nicht das innere Wefen des Kaufvertrags, jondern nur deſſen Eingehung be- 
rührt; e8 giebt nämlich eine Vorausjegung, unter welcher der Staat oder eine 
Gemeinde den Privaten zur Fäuflichen Abtretung eines Grundſtücks zwingen 
fann (Erpropriation), und Verbältniffe, durch welche gewifje Perfonen berech- 


4) Bei Liegenschaften tritt die Vorschrift de8 gemeinen Rechts ein. Cropp a. a, O., ©. 181, 
Anm. 27. 

5) „Augen für Geld’. — ©. das alte Lüb. Recht, Cod. Brok. II, 816 und 283, ferner 
bei Hach, Das alte Lueb. R. II, 239 und III, 322 (f. auch Hamburger Statuten v. 1292, 
22, und von 1497 bei Lappenberg, S. 293, XII), Vgl. die Hamburger Statuten von 1603 
P. I, 8, 17. Daß dieß Princip noch Heutzutage gemeinrechtlich anwendbar fei, läßt ſich 
nicht erweifen, Eropp a. a. D., ©. 168 flg. Dan unterſcheide jedoch von der frage über das 
Beftehen eines folhen Rehtsfates die Frage, ob nicht im einzelnen falle der Käufer, weil 
er zu Mängeln ſchwieg, die ohne große Nadjläffigkeit gar nicht überfehen werden fonnten, al® 
auf feinen Regreß verzichtend betrachtet werben muß. Ein ausdrüdlicher Verzicht auf die Gel» 
tendmachung fichtbarer Mängel liegt in den Worten: „Beficht erflärt”, „Empfang erklärt”. 
S. übrigens Thöl, Handelsrecht, $ 82. Goldſchmidt in f. Zeitfchr. f. Handelsrecht, Bb. 1, 
S. 389 flg. Blätter für Nechtsamvendung in Bayern, 1848, ©. 305 flg. 

6) Diefe Friften werben fehr verfchieden beftimmt, am häufigſten auf die Zeit von 14 Tagen. 
Vermehrter Sadjienfp. IV, 13, 19; Frankfurter Reform II, 9, 7; Cod. Maximil. Bavar. IV, 
3, 28, n. 5 u. 6; Preuß. Landr. I, 11, $ 199 flg.; Defterr. Geſetzbuch, Art. 924 flg.; Heim- 
bach, Sächſ. Privatr. (1848), $ 243; Haubold, Sächſ. R., $ 283; Weishaar, Württenb. 
Privatr., $ 997, Regelmäßig ftellen die Gefee die Bermuthung auf, daß ein im diefer Zeit 
entdedter Mangel vor der liebergabe des Thiers vorhanden gemwefen fei. Bedingung der Ge— 
währleiftung ift aber fofortige Anzeige beim Verkäufer. Neue Geſetze über dieſen Gegenftand 
in Bayern, Baden und Württemberg aus den Jahren 1859—1861, Sächſ. Eivilgefegb., $ 924 
— 929, 

7) Bol. über die Hauptmängel außer den in ber vorigen Anm. angeführten Geſetzen noch 
die Bremer Statuten (1439), Ord. 55, d. Alte Roefter Schrae, Art. 58, das Sächſ. Weichbild, 
97. Man muß befonders darauf achten, ob die angeführten Fälle blos als Beifpiele, ober als 
ausſchließliche Fälle der Gewährleiftung gelten follen. Als Hauptmängel bei Pferden fieht man 
in der Regel Stetigleit, No, Staarblindheit, Hartfchlägigkeit, bei Rindvieh Drüfenkrankheit, 
ſchwere Noth, Darmfäulnif, bei Schafen die Boden, bei Schweinen die Finnen an. 

8) Cropp a. a. O., ©. 169, Anm. 12 b. Weishaar, $ 1004, 
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tigt werben, zu fordern, daß ein bejtimmtes Grundſtück an jie verlauft werde 
Mäherrecht). 


2) Iwangskauf durch Erpropriation ). 
s 174b. 


Im öffentlichen Interefje fann der Staat oder auch wohl die Gemeinde 
verlangen, daß ein Privater Grundjtüde oder dingliche Rechte an ſolchen?) 
gegen volle Entjchädigung abtrete. Kine ſolche zwangsweije Abtretung wird 
jedoch regelmäßig auf folgende Fälle befchränft 3): 1) Erbauung nützlicher 

1) Zreichler in der Zeitfchrift für dentiches Recht XII, S. 123 fig. (vd. Wendt), Nenejter 
Erpropriationscoder oder vergleichende Darftellung der wichtigften älteren und neueren Geſetze 
über Enteignung u. |. w., 1837. Häberlin (Die Lehre von der Zwangsenteignung oder Erpro- 
priation) im Archiv für civil. Pr., 39. Bd. (1856), S. 1 und 147 fly. Martin im Archiv für 
praft. Rechtswiflenfchaft, 9. Bd. (1861), ©. 64 fig. u. 169 fig. Thiel. Das Erpropriations- 
recht und das Erpropriationsverfahren, 1866, Meyer, Das Recht der Erpropriation, 1868 
(daf. find S. 144 flg. auch alle neueren Landesgeſetze aufgeführt). Laband im Arch. f. civ. Prar., 
Bd. 52, ©. 151 flg. Grünhut, Das Enteignungsrecht, 1873. Rohland, Zur Theorie und 
Praris des deutfchen Enteignungsrechts, 1875. Randa in Grünhut's Zeitfchr., Bd. 10, ©. 613 flg., 
u. Bd. 11, ©. 1 fig. — Im früheren Auflagen (bis zur fünften) wurde als das privatredit= 
lihe Princip der Erpropriation das eines berivativen Eigenthumsenverbs durch einfeitige Erklä— 
rung ded Erpropriationsberechtigten angenommen. Dieje Anficht ſtützte ſich auf die Auffaſſung, 
welche in mehreren neuen Geleggebungen vorherriht. Allein ich Habe mich überzeugt, daß 
dieſes Princip nicht haltbar, und ſtatt deſſen allein die Auffaffung ald eines Zwangskaufs 
berechtigt if. Hiernach beſtimmt fich auch der Moment der Perfection, welcher in den Zeitpunkt 
zu feßen ift, im welchem fich der Eigenthümer dem Erpropriationsbejchluffe unterworfen, oder 
in welchem der lettere die Rechtskraft bejchritten hat; wenn aud die Parteien über den Preis 
noch nicht einig find, fo it doch der Weg zur nothwendigen Erzielung der Preisbeftimmung vor» 
handen. (5. auch Burdhardt, Zeitfchr. f. Eivilr. u. Proc. N. %. Bd. 6, S. 229 flg.) Gegen 
die Auffafjung als Zwangstauf hat fich jedoch die neuefte Literatur, namentlich Thiel, Meyer 
und Laband erklärt, indem fie mehr zu dem früher aud von mir vertretenen Standpuntte, 
zurüdlehrt. Man führt an, daß bier dad Conſensmoment fehle, daß feine Haftung für heimliche 
Mängel, Eviction, Inesio enormis jtattfinde, daß die Erpropriation ihre Rechtswirkungen auch 
bei ihrer Vollziehung gegenüber dem Nichteigenthümer oder dem befchränfen Eigenthümer habe, 
daß eine Tradition bier nicht verlangt werde u. f. w. So kommt Yaband a. a. O. dazu, bie 
Erpropriation für einen Eigenthumserwerb kraft Geſetzes mit einer daraus bervorgehenden ge— 
fetslichen Verpflichtung zur Wertherftattung zu erflären. Indeſſen ift der Begriff des Zwangs- 
faufs, d. h. die Beurtheilung eines Nechtsgeichäfts, bei welchem der eine Theil zur Beräufße- 
rung gezwungen wird, nad) Analogie des Kaufe, feineswegs ohme Borgang und durchaus 
nicht fo bedenklich, als e8 die meuefte Literatur darftellt. Jene Verfchiedenheiten der Wirkungen 
der Erpropriation von den Wirkungen des Kaufs aber ertlären fich (infoweit fie überhaupt an- 
zunehmen find) eben aus der Natur des Geſchäfts als eines auf der einen Seite unfreimilligen 
und erziwungenen. Das Alles ift nichts Umerhörtes, fjondern zum Theil ſchon früher aus 
anderen Beranlafjungen erörtert worden. ©, 3.8. Dernburg, Pfandrecht U, 5. 176, 267. 

2) Der Gegenftand der Erpropriation Tann allerdings aud eine bewegliche Sache fein; 
aber der bei weitem häufigite Fall ift der, daß die Abtretung von Grundftüden verlangt wird. — 
Uebrigens lann der Staat das Recht der Erpropriation auch Privaten, z. B. Eifenbahngefell- 
fchaften, einräumen, 

3) Es können weder blo8 Fälle der äufjerften Noth, noch auch ſchon der bloßen Annehın- 
lichkeit entfcheiden, wohl aber Fälle einer offenbaren Zwedmäßigfeit. Uebrigens ift darin der 
Rechtsjuftand der einzelnen Yänder verfchieden, daß manche Geſetze von vorn herein die einzelnen 
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Yandjtraßen, Eijenbahnen, Kanäle, Schleußen, Brüden und Wajjerleitungen, 
2) Einrichtung oder Erweiterung von öffentlihen Plägen, Straßen, Gottes- 
ädern, Kirchen, Schulgebäuden, Spitälern und Feſtungen, 3) Sciffbarmahung 
von Flüſſen, 4) Schuß einer Gegend vor Wafjergefahr durch Dämme, 5) aufer- 
ordentlicher Nothſtand bei Wafler-, Feuer- und Kriegsgefahr. In allen diejen 
Fällen iſt dem Grproprürten vollfommener Erjag für den Werth des abgetre- 
tenen Gegenjtandes und für das jonjt mit diefer Abtretung verbundene Interejje 
zu leijten, und er ijt vor Empfang beffelben in der Regel zur Ueberlafjung 
des Grundjtüds nicht verpflichtet. Vom Augenblide der gejchehenen Anmel- 
dung der Erpropriation ijt der Eigenthümer nicht befugt, das Grundſtück weiter 
zu belajten; jchon bejtehende dingliche Nechte Dritter werden, infoweit fie mit 
dem Zwede der Erpropriation unvereinbar find, durch die lettere ebenfalls 
gegen volle Entihädigung der Betheiligten beſeitigt. Sowohl über die Berech— 
nung der Entſchädigungsſumme als über das Verfahren bei der Abtretung 
enthalten die neueren Geſetzgebungen bejondere Durchſchnittsregeln. 


3) Awangskauf beim Häherrechte (Ketrart). 


a) Begriff. 
Ss 175, 

Das Dispofitionsreht über das Grundeigentbum ijt heutzutage jener 
allgemeinen Beſchränkungen entledigt, welche im Mittelalter aus dem Rechte der 
nächſten Erben hervorgingen ($ 81). Die legteren haben dagegen ihren ganzen 
Gehalt nicht eingebüft, jondern in der Form von mittelbaren Beräußerungs- 
und Erwerbsbeſchränkungen eine neue Wirkſamkeit gewonnen. Aber das deutſche 
Rechtsleben iſt nicht dabei jtehen geblieben, den Immobiliarverkehr zu Gunſten 
individueller Intereſſen diefer einen Gattung bemmen zu lajjen, jondern es 
bat diefe Wirfung noch einer Reihe anderweiter periönlicher Beziehungen 
beigelegt. Die Form dafür ift das Näüherrecht !) oder der Retract (Yojung, 
Abtrieb, Einjtandsrecht). 


GErpropriationsfälle feftitelen, andere nur das Princip ausiprehen und feine Anwendung im 
einzelnen Falle der Verwaltung überlaffen. Cine Art der Erpropriation findet auch in Betreff 
des zum Bergwerlöbetriebe nothiwendigen Grund und Bodens Statt. Vgl. darüber $ 95. 

1) C. F. Wald, Das Näherredit, 3. Aufl., 1795. — Die Entwidelung des Näherrechts 
- aus dem Rechte der nächften Erben läßt fi in den Statuten des fechzehnten und fiebzehnten 
Jahrhunderts leicht beobachten. Das alte Recht des Sadjfenfpiegeld 1, 52 war verdrängt wor- 
den; doc; wollte man es nicht ganz fallen lafjen und verlangte daher, daß den Berechtigten die 
zu vertaufenden Grundftüde mußten angeboten werden; bald ſprach man allgemein innerhalb 
der bei diefem Imftitute fo wichtigen Frift von Jahr und Tag den Berechtigten die Befugniß 
zu, die Sache bei unterlaffener Anbietung nod) nachträglich entgeltlich an fi zu bringen. Sta- 
tuten, welche diefen Uebergang anfchaulidy machen, find eitirt bei Eichhorn, Einleitung, $ 99, 
Anm. f; in dem Stadtrecht von Freiburg a. 1520, Bl. 35 b ift der Retract ſchon vollftändig 
ausgebildet, und nad Gail, Practice. obs. II, obs. 19, der fi) auch auf Zaſius, den Verfaſſer 
jenes Statuts, und Stellen des römiſchen Nechts beruft, galt das Inftitut ſchon ganz allgemein. 
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Während das ältere deutſche Recht dem nächſten Blutsfreunde des will» 
fürlichen Veräußererd von Grundftüden eine auf die Fiction des eingetretenen 
Erbfalls gejtügte VBindication gewährt ?), will das neuere Recht, dem jene 
Fiction und mithin die dingliche Klage fehlt, einen thatjächlih ähnlichen Erfolg 
durch eine periönliche Klage gegen Schadloshaltung des Erwerbers hervor- 
bringen. Es verpflichtet deshalb den Käufer oder jpäteren Bejiger eines jolchen 
Grundjtüds zumächit zur Herausgabe dejjelben an den Retrahenten, dieſen jelbit 
aber zur Scadloshaltung des Beſitzers, welche jedoch auf den Betrag des 
erjtbedungenen Kaufpreiſes fejtgejtellt it. Der Retract ijt mithin Fein ding- 
liches Recht, ſondern ein perjönlicher Anſpruch; die Klage beruht nicht auf 
einem durch den Verkauf entjtandenen dinglicen Rechte am Grundjtüde, jondern 
auf einer gejeglichen oder gewohnbeitsrechtlichen Verpflichtung des Erwerbers 
gegenüber Demjenigen, welcher fich in der von dem Geſetze oder Gewohnbeits- 
rechte vorausgejegten Yage befindet ®). Der Retract iſt aber auch nicht ein 


Anwendungen des römifchen jus protimiseos bei der Emphyteufe und Häufige Berufungen auf 
Friedrich's II. Konftitution (Pertz, Monum. IV, 382 und V, feud. 13) trugen weſentlich zur 
Unterftügung dejielben bei. So lange das Juſtitut auf die Intereflen der nächſten Erben be- 
fchräntt war, hatte es feinen biftorifchen und zum Theil auch fittlichen Grund; ebenforwenig war 
der lehnd- und grumdherrliche Retract zu verwerfen. Die außerordentliche Ausdehnung defjelben 
aber auf Interefien, die in der That jehr fern liegen, berubte auf der engberzigen und egoiftifchen 
Individualifirung, welche den allgemeinen Eharalter des abgeſchwächten deutichen Lebens in Zünf- 
ten, Städten und Gemeinden feit dem fiebzehnten Jahrhunderte ausmacht, Einen intereflanten 
Einblid in die Motive der damaligen Gefetgebungspolitif gewähren jet die Württemmbergifchen 
Landrechtsacten (1859), ©. 164, wo aud) das jus divinum angezogen wird. Heutzutage ift der 
Retract in Mebereinftimmung mit den Rechtöbegriffen der Gegenwart meiften® aufgehoben; |. 
Renaud in der Zeitjchrift für deutjches Recht, Bd. 8, S. 250. Ber dieſer Veränderung bes 
NRechtsbewußtieins in Deutichland kann daher die Gemeinrechtlichteit ded Retracts nicht mehr 
angenommen werden. Bon den Barticularrechten ſ. hauptſächlich das Defterr. Geſetzb. $ 1072 fig. 
Preuß. Landr. I, 20 8 568 flg. Bayer. Yandr. IV, 5. Haubold, Sädf. R., $ 217 und 218. 
Heimbach, Sächſ. R., $ 217, 215. Kamp, Medienburg. Civilrecht, S. 372 fig. Wächter, 
Württemb. Recht I, ©. 308 flg. Steinader, Braunſchweig. Recht, $ 117. Grefe, Hannöver. 
Recht 1, S. 420 flg. Ueber Helen ſ. v. Zangen, Beiträge zum deutſchen Rechte (1788) 1. Bd., 
©. 2 flg., 2. Bd, ©. 1 flg. und defjen practifche Bemerkungen zur Lehre vom Abtriebs- 
rechte, 1800, 

2) Eadijfenipiegel 1, 52, $ 1. 

3) Unhaltbar ift die vielfach verbreitete Meinung, daß die Retractöflage eine dingliche Klage 
ſei. Welches dingliche Recht foll ihr denn zu Grunde liegen? Soll ein foldyes durch den Ber- 
fauf eines Grundftüds für eine dritte ganz fremde Perſon entfichen? Wo ift das Kriterium 
der Dinglichteit, nämlich dad Recht einer unmittelbaren Einwirkung auf die Sache? Die Ana- 
logie des Pfandrechts paßt gewiß; nicht, da deffen dingliche Natur ihrem Gehalte und geſchicht- 
lihen Grunde nad) völlig eigenthümlich iſt. — Der Retract ift ein perfönlicher Anſpruch, welder 
auf einem gewifie thatfächliche Verhältniſſe (VBerwandtichaft, Nadıbarfchaft u. ſ. w.) privilegiren- 
den Rechtsſatze beruht. Das Retractreht als Recht im fubjectiven Sinne ift erjchöpfend 
harafterifirt durch feine Bezeichnung als ein unmittelbar durch Rechtsſatz gewährter perfönlicher 
Klaganſpruch; feine juriftifche Modalität ift im der der Natur der Privilegien ähnlichen Be— 
Ihaffenheit des Rechts ſatzes enthalten und macht ſich nicht in der Bildung eines eigenthüme 
lihen und igftematifch-jelbitändigen Rechts im fubj. Sinne geltend. Aehnliches hat ganz richtig 
aud) Yaband im Archiv für civ. Prar., Bd. 52 (1869), ©. 188 flg., ausgeführt, und ich lann 
mich ihm in dieſer Beziehung ohne Weiteres anſchließen. Dagegen hat mid; die Auffaſſung 

16. Aufl. 19 
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Vorkaufsrecht, denn er enthält eine Verpflichtung des Grwerbers, nicht jchon an 
und für fich des Veräuferers t). Er iſt thbatjählich die Verpflichtung eines 
Käufers, eine dritte Perſon in den von ihm abgejchlojfenen Kauf eintreten zu 
lajien ?). 

Die Verpflichtung aus dem Retracte iſt eine auf Gejeg oder Gewohnbeits- 
vecht, nicht auf einem conventionellen Binden des Willens beruhende. Sie ijt 
eine Verpflichtung gegenüber einem gewiſſe Verhältnifje begünjtigenden und 
privilegirenden Rechtsſatze. Vertrag und Teſtament fönnen mithin die Wirkung 
des Retracts nicht erzeugen, mag auch immerhin Gintragung in öffentliche 
Bücher oder Hypothekenbeſtellung hinzutreten ®). 


b) Xusübung des Mäherredits. 
$ 176. 

Das Retractrecht findet nur Statt bei einer durh Kauf vermittelten 
Uebertragung des Eigentums oder des lehn- und colonatrechtlichen erblichen 
Nutzungsrechts !) an Grundſtücken?). Der Retract, als Mittel zur Geltend- 
machung bevorzugter individueller Interejien, wird jedoch nur dann gejtattet, 


Laband’8 vom materiellen Inhalte des Netractanfpruch® (beiftimmend Stobbe, Handbuch $ 59, 
Note 11), wonach das Retractrecht wie das Necht der Occupation einer herrenlofen Sadje ange- 
fehen werden fol, nicht überzeugt. Während er diefen (mie bei der Erpropriation) dahin be» 
ftimmt, daß er das Recht des einfeitigen Eigenthumserwerbs gegen Entfhädigung bedeute, glaube 
ich auch hier bei der Anficht verbleiben zu müflen, daß er in der gefetlichen Ermächtigung be- 
ftehe, den Beſitzer des retractpflichtigen Grunditüds zur Zurüdgabe kraft eines gejetlichen 
NRückaufsrechts zu nöthigen. 

4) Die Anfiht Eichhorn’s, Einl. $ 100, das Retractrecdht enthalte zugleich) ein Borfaufs- 
recit, hebt zwar ein Moment aus der gefchichtlichen Entwidelung des Imftituts richtig hervor, 
ift aber fitr das heutige Recht unhaltbar. Die Natur des Retracts ift jett nur die, daß ein 
Grundftüd aus der Hand eines Dritten zurüdgezogen werde; dad Borfaufsreht fan 
ebenfall® zugleich begründet fein, dann ift e8 aber von dem Retracte als ein felbftändiges Recht 
zu unterfcheiden. Wenn manche, namentlich ältere Gefetsgebungen, den Retract mit einem Bor- 
faufsrechte ausdrückllich verbinden, befonders die Erblofung, fo erflärt fich die aus dem in den 
älteren Quellen noch wahrzunehmenden Zufammenhange des neuen Inſtituts mit dem alten 
Erbgutsrechte; dieſe Verbindung ift aber bald gelöft worden. Die juriftifchen Confequenzen 
eines folchen Borkaufsrechts, welche fi ganz unabhängig von der Retractsklage geltend machen 
würden , liegen auf der Hand. Wald a. a. O., ©. 89 fig. Platner in der Zeitſchr. für 
Rechtsgeſch, 4. Bd., ©. 164 fig. 

5) Es ift ausdrüdlich hervorzuheben, daf; bie nur der thatſächliche Erfolg ift; auch 
juriftiich die Wirkung in das Recht Iemandes zu feren, daß diefer in den Kauf eines 
Dritten eintreten dürfe (Eichhorn, Einl. $ 100), widerftrebt allen Regeln der juriftifchen Con⸗ 
ftruftion. 

6) Richtig Eichhorn, $ 101. Wald, S. 303 fig. Mühlenbruch, Ceſſion, ©. 325 fig. 
A. M. Renaud a. a. D., S. 280 fig. Manche neuere Gefeggebungen lafien unter den im 
Texte angegebenen Bedingungen den bloßen Vertrag ald Entftehungsgrund zu. So d. Defterr. 
Geſetzb. $ 1678, d. Pr. Landr. I, 20, $ 570, Sächſ. Conſtit. (b. 1572) I. 32. 

1) Wenn Particularrechte auch Zehntbeftellungen, Errichtung von Serpituten, oder gar 
Pacht (f. Steinader a. a. D., ©. 531 flg.) als Veranlafjung des Netracts aufftellen, fo ift 
dieß als eine nicht einmal hiftorifch gerechtfertigte Singularität zu betrachten. 

2) Es ift felten, daß Particularredhte den Retract auch auf bewegliche Sachen ausdehnen ; 
f. 3. B. Steinader a. a. D., ©. 285, 
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wenn die Veräußerung nicht jelbjt auf bejonderen, die Individualität des Käu— 
ferd oder der Gegenleiftung betreffenden Motiven des Veräußerers berubt ’), 
wie bei dem j. g. Freundjchaftsfaufe *), oder einem Verlaufe mit einem durch 
Nebenverabredungen qualificirten Kaufpreife (3. B. Alimentation); dagegen 
fann der Retract ſowohl bei öffentlichen BVerfteigerungen als bei dem i. 9. 
Mengekauf ausgeübt werden 5). Seiner inneren Natur nach ift das Näherrecht 
fein auf Andere übertragbarer Anjpruch 6), auch fett feine Geltendmachung 
die Abjicht voraus, die vom Rechte anerkannten individuellen Intereffen zu 
realifiren ?). 

Die Retractsklage ift begründet, wenn das Grundftüd dem Käufer über- 
tragen ijt?). Die Klage kann gegen den fäuflichen Erwerber und jeden wei- 
teren Bejiger der Sache gerichtet werden; fie fept voraus, daß ſowohl im 
Momente der Uebertragung des Grundjtüds als der Klagerhebung die Retracts- 
berechtigung des Klägers begründet war. Der Beklagte ift verpflichtet, die 
Sache nebjt allen aus dem Kaufe gegen den erjten Veräußerer entjtandenen 
Forderungen an den Retrahenten abzutreten, auch die jtehenden Früchte gegen 
Zahlung der Eulturkoften, die gezogenen oder vernachläffigten nur nach einge- 
tretenem Verzuge herauszugeben ?). Der Retrahent muß dagegen dem Bellagten 
den erjten 10) Kaufpreis des Grundftüds, die durch den Kauf fonft verurjachten 
Koften !?) und die nothwendigen Impenfen erjegen!?), auch in alle außerdem 
gegen den Verkäufer übernommenen Berbindlichfeiten eintreten. 


3) Dieß ift das bisher nicht genügend gewürdigte Motiv, weshalb das Näherrecht nicht bei 
Scentungen, Vergleichen, Taufhen u. f. w., ſondern mur beim Kauf ausgeübt werden ann. 
Der Grund des NRetractrechts liegt in dem Beftreben des Rechts, auch dem Individuellen 
Geltung zu verfchaffen, wo dieß micht auf Koften der matürlich ftet8 vorgehenden eigenen indi— 
viduellen Interefien des veräußernden Eigenthümer® gefchehen kann. Dieß ift aber nur der 
Fall beim Kauf, ald dem gewöhnlichen farblofen Beräußerungsgefchäft, bei dem es den Parteien 
nur auf Erlangung eines von perfönlihen Momenten ganz unabhängigen Werthobjectö zu 
thun ıft. 

4) Ein folder ift aber nicht etwa jchon der Verlauf an eine befreumdete Perſon; Seuffert's 
Archiv v. Enticheid. d. Oberger., 13. Bd., ©. 137. 

5) Sofern nur ber Eintritt in den Gefammtlauf möglid und beabfichtigt if. — Wald, 
S. 206 flg. Ortloff, Grundzüge, ©. 435 fig. 

6) Wald, S. 120, 

7) Will daher ber Retrahent nicht für fi, fondern für Andere das Gut abfordern, fo 
kann dies der Bellagte als eine wirkfame Einrede entgegenfegen, worüber dem Kläger ber Eid 
zugefchoben werden kann ; einen andern al® den gewöhnlichen Sciedseid kennt jedoch das Recht 
nicht, wie Wald S. 119 u. A. behaupten. 

8) Treten die Parteien vor der Uebertragung des Grundftüds vom Geſchäfte zurüd, fo 
findet die Retractstlage nicht ftatt. U. A. Walter, D. Pr.-R., 390, 3. 

9) Wald, S. 221 fig. Eichhorn, Einl., 103. 

10) Breuß. Yandr., $ 635, 636. Das Recht gewährt die Netractöllage gegen Entfhädigung 
des Bellagten umd jetzt diefe ein für allemal, alfo aud) für den Fall, daß das Grumdftüd vom 
eriten Erwerber billiger oder theurer weiter verfauft worden wäre, auf den Kaufpreis feft, der 
bei dem den Retract veranlafienden falle gegeben wurde. A. U. Walter, $ 390, 10, 

11) 3. B. Vertragstoften, Gerichtöfporteln, Yehnmaare (j. Ortloff a. a. O., ©, 436 flg.). 

12) Renaud a. a. D., S. 278. — Walter a. a. D., $ 390, 4 will die Erſatzpflicht auch 
19* 
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Die Ausübung des Näherrechts füllt weg, 1) wenn ſeit der Kenntniß des 
Nähergelterd von der Uebertragung des Grundjtüds die Friſt von Jahr und 
Tag abgelaufen ijt!3). 2) Wenn der Retractberechtigte auf fein Recht verzich- 
tete, was jtilljchweigend durch Ginwilligung deffelben in die Veräußerung ge- 
ſchieht 14); die legtere wird auch angenommen, wenn ber Retrabent eine Durch 
das Gejeß oder den Richter zur Grflärung geftellte Friſt ichweigend ablaufen 
läft!5). 3) Wenn der Erwerber das Grundftüd vor der Anmeldung des Re- 
trabenten an den Verfäufer zurüd'#), oder an einen anderen gleichberechtigten 
Näbhergelter veräußerte. 


e) Linzefne Arten des Näherredits. 
s 177. 


Die ältejte und ehemals gemeinrechtlihe Art des Netracts iſt die Erb-» 
lofung, welde ven Erben des Veräußerers eines Erbguts!) in der Art zu» 
iteht, daß der zur Zeit der Uebertragung nächte Intejtaterbe, wenn er nicht 
auf fein Recht verzichtet, den entfernteren ?) ausjchliegt, eine Ausdehnung der 
Grblojung auf nicht ererbte Güter it fingulär 3). Nachbildungen dieſes Retracts 


auf die impens. volupt. ausdehnen; der bafür angegebene Grund, daß es Schuld des Retra— 
henten fei, fich nicht früher gemeldet zu haben, reicht indefjen nicht aus. — Die inzwiſchen ent» 
ftandenen Deteriorationen hat der Gutserwerber, von welchem retrahirt wird, nicht zu tragen, 
fofern fie nicht dolo8 beivirft wurden. Aufgelegte Seroituten und Hypothelen muß fid der 
Retrahent gefallen laſſen, da fie gültig entftanden find. A. 4. Walter a. a. O., $ 391, 

13) Diefe alte peremtorifche Frift, welche bei dem mittelalterlichen Rechte der nächften Erben 
ftattfand, wird in den Particularrechten oft auf eine fürzere Zeit als ein Jahr ſechs Wochen 
drei Tage beftimmt. Es ift die alte Friſt der rechten Gewere, welche ſich hier erhalten hat. 
Wald, S. 268 fig. . 

14) Diefer Grundfag, der ſchon bei dem mittelalterlichen Rechte der nächſten Erben be- 
ftand, muß noch heutzutage gelten. Die Einwendungen Renaud's a. a. D., ©. 282 fig. be- 
ruhen auf feiner Auffaffung des Retracts als eines von befonderen Borausfegungen unabhängigen 
allgemeinen Vermögensrechts ; die Idee des Retracts, die rechtliche Anertennung individueller 
Intereflen, führt aber gewiß dazu, einen Verzicht auf denfelben anzunehmen, wenn der Be- 
rechtigte die gebotene VBeranlafjung, jene Intereffen geltend zu machen, ablehnte. Cine Aus- 
nahme f. oben im $ 127, welche ſich aus der befonderen und ganz felbftändigen Stellung des 
Lehnsretracts gegenüber dem Lehnsrevocationsrechte erklärt. 

15) ©. 3. B. Hamburger Statuten II, 8, 3—4. Das Hadeler Recht bei Pufendorf, 
Observ. III, 200 (S. 544). 

16) Renaud a. a. D., ©. 268. 

1) D. h. ein in Erbgang gelommenes Gut, wobei einmalige Vererbung genügt. Wald, 
©. 354, 

2) Im Zweifel find wohl alle Imteftaterben berechtigt, ſoweit das Erbrecht auf wirklicher 
Blutsverwandtichaft beruht. Dieß ift wenigftend das Prinzip des älteren deutfchen Rechts in 
Betreff der Rechte der Erben am Grundeigenthum. 

3) Bgl. die bei Ortloff, Grundz., S. 438 (Anm. 24, 4), citirten Geſetze. Die Beſchränkung 
des Retracts auf die Erbgüter beruht auf der im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert fait 
in allen Statuten ausgefprodyenen Begrenzung der Rechte der nächſten Erben in dem ange- 
gebenen Sinne. &. Gerber, Meditationes ad loc. Spec. Saxon. I, 52 (1847), p.5. Die 
Sächſ. Konftitut II, 31, gehören eigentlich nicht hierher, da fie mehr nur vom Vorkaufsrecht 


— 


handeln. ©. aber Arnold, Beitrag z. deutſch. R. II, ©. 313, 387, 447. 
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particularrechtlichen Urjprungs find 1) die Marklojung bei Veräußerungen eines 
Grundftüds an einen nicht zur Gemeinde Gehörigen +); ähnlich ift der reiche- 
ritterfchaftlihe Retract®), jelten die Ausdehnung der Marklofung zu einem 
Zerritorialretracte. 2) Das Nachbarrecht bei der Veräußerung anliegender 
Grundſtückes). 3) Das Gefpildereht (ZTheillofung)?) zur Wiedervereinigung 
des veräußerten Theils eines ehemals verbundenen, jpäter zerjtüdelten Grund» 
jtüds. 4) Das Ganerbenrecht bei der Veräußerung eines intellektuellen Theils 
eines im Miteigenthum jtehenden Grundſtücks*). 5) Der Retract des Guts- 
berrn bei der Veräußerung von Bauergütern?) und des Yehnsheren (auch der 
Agnaten) bei Veräußerungen von Lehngütern 19), 

68 iſt möglich, daß mehrere Berechtigte zugleich ihr Näherrecht geltend 
machen; jtüßen fie jich dabet auf gleichen Grund, jo entjcheidet, wenn nicht 
dad Recht bei dem Einen in jtärferem Maße vorhanden ijt!!), die Priorität 
der Zeit und endlich das Loos12); jtügen fie ihr Näherrecht auf verjchiedene 
Gründe, jo tritt diefelbe Entſcheidung ein, wenn das Particularrecht nicht eine 
bejtimmte Rangordnung feftitellt 13). 


4) Bas Kaufgeſchäft im Handelsverkehr. 
a) Aeberhanpt. 
$ 178. 
Kauf und Verlauf it die hauptfächliche Gefchäftsform des faufmänniichen 
Verkehrs. Die Verwendung deffelben zur Handelsipeculation erfordert an fich 
feine Veränderung der darüber geltenden Grundfäße des allgemeinen Rechts, 


fondern nur eine Ausbildung der durch diefen Zweck getroffenen Seiten des 
Vertrags'). Das faufmännifche Yeben hat in diefer Hinficht vielerlei Combi- 


4) ©. 3. B. Württemb, Landr. II, 16, $ 17. Ortloff a. a. O. ©. 439, 

5) Wald, ©. 420 fig. 

6) Kind, Quaest, for. II, c, 75. Pufendorf, Obs. I, 133, $ 12, III, 41 nnd 200. IV, 21. 
Bülow und Hagemann, Pralt. Erört. IV, 8, 

7) Württemb. Yandr. II, 16. Kraut, Grundr., $ 167, Nr. 7—11. 

8) Wald, S. 390 fig. Frankfurter Reform II, 5. 

9) Eichhorn, Einl., $ 105, 5. 

10) Bgl. oben $ 127. 

11) 3. 8. geht der nähere Erbe dem entfernteren vor; der, welcher zur größern Seite 
des Grundftüds benachbart ift, dem, bei welchem die nur zum MHeineren Theile der Fall ift. 
Zufammentreffen mehrerer Retractögründe in einer Perfon kann keinen Borzug geben, wie 
Manche behaupten, da jedes Retractrecht an fich ſchon volltommen zum Zwecke ausreicht. Eich— 
born a. a. DO.,$ 106 f. 

12) Württemb. Yandr. II, 16, $ 20, 

13) Solche Rangbeftimmungen find ganz willfürlicher Art. So z. B. Babifches Geſetzb., 
$ 1701 ag. Pr. Landr. I, 20, & 587 fig. 

1) ©, darüber Thöl, Handelsrecht I, $ 250—294 ; dort find, wie da$ eine monographifche 
Bearbeitung fordert, alle Geihäftsformen nach juriftifchen Gefichtspumtten geprüft. S. aud) 
Zreitfchle, Der Kaufcontract in bejonderer Beziehung auf den Waarenhandel, 1838. (2. Aufl. 


294 Zweiter Theil. Zweites Bud). 


nationen gebildet, von denen einige bier zu erwähnen find. Hierher gehört 
Il) der ſ. g. Lieferungskauf (im Gegenfate des Tagsfaufs), bei welchem 
die Yieferung der Waare jpüter, als zur Zeit der Perfection des Vertrags, zu 
einem jchon in dieſem feitgejegten Preije geicheben ſoll?). 2) Der Kauf 
nah PBrobe?°), bei welchem der Verkäufer fich verbindlich maht, Waaren 
zu liefern, welcde einer dem Käufer vorgelegten Probe gleichfommen jollen. 
Das Geſchäft ift ein unbedingtes und berechtigt im Falle einer nachtheiligen 
Differenz zwiſchen Waare und Probe zum Anfpruh auf Schadenserſatz, felbit 
dann, wenn der Käufer die nicht vertragsmäßige Yeiltung anzunehmen verwei- 
gert*). Die Probe, deren Eigenthum nach der Intention der Parteien bald 
dem Verkäufer verbleibt, bald dem Käufer bejtimmt wird °), hat ber Letztere 
jorgfältig aufzubewahren, indem er im alle ihrer Berwahrlojung den Beweis 
einer behaupteten Differenz zwijchen ihr und der Waare zu führen hat ®); ihre 
Identität beweift er durch einfache eibliche Verſicherung?). 4) Der Kauf auf 
Beſicht oder auf Probe®), bei weldhem dem Käufer in willtürlicher Ent- 
ſcheidung die Befugniß zum Nüdtritte zufteht. Gr ift daher bald ein unter 
einer Suspenfiv-, bald ein unter einer Rejolutivbedingung geſchloſſener Kauf; 
im Zweifel ift eine Suspenfiobedingung anzunehmen. Die Bedingtheit des 
Geſchäfts wird durch die definitive Erklärung des Käufers?) gehoben, welde 
der Verkäufer zu fordern berechtigt iſt. 

Außerdem enthält das deutjche Handelsgeſetzbuch eine Reihe von Beſtim— 
mungen über verjchiedene wichtige Punkte des Handelsfaufs, insbeſondere über 
den Erfüllungsort (Art. 342), über die Nechte und Pflichten des Verkäufers 
bei Säumniß des Käufers, die Waare zu empfangen (343), über die Tragung 
ber Gefahr bei Verjendung der Waare (345), über die Unterjuchungspflicht des 


von Wengler 1866). Die meiften berjelben jchließen fich aber an das römische Recht an und 
fönnen nicht vereinzelt, fondern nur in Verbindung mit der Lehre vom Kauf dargeftellt werben. 

2) Das kaufmännifche Motiv des Gefchäfts Liegt in der Bedeutung, welche die Kontrahenten 
den Wirkungen der bis zur beftimmten Yieferung laufenden Zeit beilegen, ohne daß dieß Motiv 
nothwendig immer zur Annahme eines Differenzgeichäftes führt. Thöl a. a. O., 8 258. Han- 
beld-G.-B., Art. 338, 

3) Eropp in Heife u. Eropp, Jurift. Abhandl. I, ©. 208 fig. H.G. B., Art. 340, 

4) Thöl a. a. O. $ 260, Ann. 3, 

5) Diefe Intention fann aus der Lage der begleitenden Umftände leicht erlanut werden. 

6) Thöl, $ 260, Anm. 14. 

7) &ropp a. a. D., ©. 218—220, 

8) Eropp in Heife u. Eropp, Abhandi. I, S. 187 fig. Thöl, $ 259. Goldſchmidt in f. 
Zeitfhr. für das gef. Handeldreht, Bd. 1, ©. 66, 262, 386, 554 fig. Fitting, ebendaſ. 
Bd. 2, ©. 203 flg. Unger, Bd. 3. S. 386, und Fitting, Bd. 5, ©. flg., u. im Ardiv f. 
civ. Pr., ®d. 46, ©. 237 fl. H-G.B., Art. 389, 

9) Wird eine foldhe innerhalb der vertragsmäßig beftimmten oder aus der Natur der Ber- 
hältniſſe als angemefjen ſich ergebenden Friſt verweigert, jo ift anzunehmen, daß ber Vertrag 
nicht zu Stande gelommen, ober unwiderruflich geworden ift, je nachdem die Bedingung eine 
juspenfive oder refolutive war. Goldſchmidt a. a. O., ©. 288. Das H.-6.-B,, Art. 839, hat 
ein verſchiedenes Präjudiz für das Schweigen des Käufers, je nachden die Waare ſchon über- 
geben war oder nicht, 
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Käufers bei von auswärts überjandten Waaren als Bedingung der Geltend- 
machung der Ansprüche wegen ihrer mangelhaften Beichaffenheit (347, 348) 10), 
über die Verjährung des Regreſſes (349), endlich über das Rücktrittsrecht einer 
Partei für den Fall der Nichterfüllung der anderen (354 flg.). 


b) Weim Handel mit Htaatspapieren. 
$ 179. 


Staatöpapiere !), deren Cours oder Tauſchwerth nach dem Ginfluffe äußerer 
Umjtände jteigt oder fällt, find Gegenjtand der kaufmänniſchen Speculation ; 
namentlich wird jpeculirt, indem nach einem bejtimmten Courſe gefauft wird, 
in der Hoffnung, daß nad einem höheren Courſe verkauft, realifirt werden 
fünne ?). Der Gegenitand der Spekulation ift daher die Differenz zwijchen 
dem Einkaufs- und Verkaufspreiſe, welche nicht immer der Differenz des Cour- 
ſes gleihfommt ®). Die Gejchäfte, durch welche die Speculation vermittelt 
wird, find der Tagskauf und ganz vorzüglich der Kauf auf Lieferung *). Wurde 
dem Gejchäfte eine Erlöfchungsclaufel („am 1. April ift das Engagement er- 
loſchen“) oder ein genau beftimmter Tag ber Erfüllung”beigefügt, jo kann der 
Käufer, wenn die Lieferung zur beftimmten Zeit nicht erfolgte, ftatt auf Er- 
füllung einfach auf die Preisdifferenz (nebſt dem Grjat des erweislich höheren 
Schaden?) Hagen). Es kann nun aber verabredet werben ®), daß überhaupt 
gar nicht materiell erfüllt, jondern nur die Differenz des Preijes gezahlt werden 


10) Das deutſche H.G.B. hat in der angeführten Beltimmung übrigens die oft 
gehörte, aber niemals im vollen Umfange bewiefene Behauptung, daß bie gemeinrechtliche Bedingung 
bed Regreiies beim Waarenlauf allgemein bie fofortige Unterfuchung fei, nicht beftätigt, in- 
dem es die al&baldige Unterfuhung nur da verlangt, wo fie mach Lage ber Umftände orbnungs- 
mäßig erwartet werben lonnte. Uebrigens bezieht fich diefe Beftimmung infofern nicht auf den 
Platzkauf, als für diefen die noch firengeren particularen Beftimmungen befonderd der hanſea— 
tiihen Statuten gewahrt bleiben follten. 

1) Ueber ihre Eigenfchaften als Papier au porteur f. oben $ 161. Bgl. über diefe Ge- 
ſchäfte: Thöl, Ueber den Verkehr mit Staatöpapieren aus dem Gefichtspunfte der kaufmännischen 
ES peeulation mit Berüdfichtigung feiner juriftiihen Natur, 1885. &. aud) defien Handelsrecht, 
5. Aufl., $ 283, 284 und 286—294, nnd Bender, Der Bertehr mit Staatöpapieren im In- 
und Auslande, 2. Ausg., 1830. Ladenburg in Goldſchmidt's Zeitfchr. f. Handeldr., Bd. 3, 
©. 416 fig. Saling, die Börfe und die Börfengefchäfte, 2. Aufl., 1870. Die in diefem Para- 
graph aufgeführten Speculationen und Geſchäfte können zwar auch bei jonftigen Waaren bald 
mehr, bald weniger angewandt werden, aber fie haben ihren häufigften und bei der Natur des 
Gegenftands natürlichiten Gebraud; bei Staatspapieren. 

2) Oder ed wird verlauft, in der Hoffnung, ed könne nun billiger gefauft werben. 

3) Thöl, Der Verlkehr, ©. 12, 13, 

4) Thöl a. a. D., 8 3—10. 

5) Bol. Thöl, Handelsrecht, $ 307. 

Nunmehr hat diefe Frage in dem ganz neuen Syften, welches das Handelögefegbud über 
das Recht gegenüber dem fäumigen Theile aufftellt (Art. 354—358), ihre Löſung gefunden. 

6) Unrichtig ift es, anzunehmen, daß der Lieferungstauf regelmäßig ein fimulirte® Dif- 
ferenzgeihäft fei; es giebt auch Interefien an der wirklichen Lieferung; Thöl, Verkehr, 
©. 230 fig. 
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folfe, welcden eine Quantität Papiere zur Zeit des Abichlujied und zu einem 
ipäteren Termine bat; dieß Geſchäft (Differenzgeihäft) ijt fein Kauf 
auf Yieferung, fondern eine nicht verbotene Art der bedingten Verträge (Spon- 
fionen) ?). 

Ein Speculant verbeffert jeine Yage, wenn er fi beim Vieferungstaufe 
ein Wahlrecht zwiſchen Erfüllung und Nichterfüllung, das Recht des Rücktritts, 
vorbehält ). Dadurch entjteht eine Ungleichheit in der Stellung der Contra— 
benten; dieje wird audgeglihen durch eine Prämie an Denjenigen, welder 
das Wahlrecht nicht hat, aljo ungünftiger geitellt ijt. Sie iſt im Zweifel eine 
Affecuranzprämie, welche für das Recht des Küdtritts, nicht für ben gewähl- 
ten Rücdtritt gegeben wird’). Das Prämiengejchäft farın ein einfaches und 
ein zufammengejegtes fein (3. B. Zweiprämiengejchäft, zweijchneidiges Prämien— 
und Stelfgejhäft) '°), ohne daß ſich die rechtliche Beurtbeilung verändert. 
Mopdificationen des Prämiengeſchäfts find 1) der Schluß auf feſt und 
offen, ein Yieferungsfauf, bei welchem der Käufer einen Theil der Papiere 
feft kauft, in Betreff eines anderen Theils fich gegen eine Prämie (melde in 
der Gejtalt einer Preiserhöhung der feſt gelauften Papiere erjcbeint) das Recht 
des Rücktritts vorbehält !'), ein Geihäft, das den Namen Nochgeſchäft 
führt, wenn man es al8 einen Lieferungstauf auffaht, bei welchem der Käufer 
das Recht Hat, außer den beftimmten Papieren noch eine Anzahl mehr zu fau- 
fen 2); 2) das Wandelgejchäft, ein Lieferungsfauf, bei welchem der Küufer 


7) Nicht alle gewagten Geichäfte waren im römifchen Rechte verboten, fondern nur das 
Spiel; eim ſolches ift es nicht, da feine fpielmäßige Thätigfeit der Parteien ftattfindet; es it 
auch keine Wette, fondern eine Art der sponsio (deren eine Art die Wette ift) mit einem durch 
moderne Berhältnifie erzeugten Inhalte. So richtig Thöl, Verlehr, S. 257 fig. A. M. Bender 
a. a. O., S. 424; Souchay, Zeitichr. f. Civilrecht und Proc., Bd. 3, S. 328 flg. Walter, 
D. Pr. R., $ 375. Ladenburg a. a. O., ©. 452 flg. Das Sächſ. Civilgeſetzb, $ 1482, be- 
handelt das Geſchäft ald Wette oder Spiel. 

8) Eine eigenthümfiche Art, fih zu Helfen, gewährt Dem, welcher an einem beftimmten 
Tage vertragsmäßig die Papiere nehmen muß, das f. g. BProlongationsgefhäft. Man 
verfteht darunter die Herbeiziehung eines Dritten, der den eigentlichen Käufer dadurch aus der 
Verlegenheit zieht, dab er die Papiere gegen Geld kauft, fie aber auf Zeit fofort am jenen 
wieder verfauft. Yadenburg a. a. O., ©. 418 fig. Zeitichr. f. das gef. Handeldr., Bd. 6, 
©. 165 jlg. 

9) Thöl, Verkehr, S. 182 fig. 

10) Beim Zmweiprämiengefchäft lauft A auf Lieferung von B und verkauft auf Lieferung 
an C mit Vorbehalt des Rüdtritt® bei beiden Gefchäften gegen Prämie, oder bewilligt umgekehrt 
dem B und C gegen Prämie den Rüdtritt (Thöl, Verkehr, S. 132 flg.); beim zweifchneibigen 
Prämiengefchäft verpflichtet fid) Iemand gegen Prämie, einem Dritten nach defien Wahl ent- 
weder Papiere zu liefern oder von ihm zu beziehen, oder vom Bertrage zurüdzutreten (Thöl, 
S. 142 flg.); die dritte Wahlbefugniß fehlt beim Stellgefhäft (Thöl, S. 148). 

11) Dieß ift entweder ein Kauf mit Refolutiv- oder Suspenfiobedingung (Thöl, Handels- 
recht, $ 292). 

12) Zwiſchen dem Nochgeſchäft und dem Schluß auf feit und offen befieht freilich immer 
der linterfchied, daß man dort, um den Erfolg hervorzubringen, reden muß, während bei dem 
legteren je nad der Art der Bedingung fchon ein Schweigen genügt. 
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gegen Prämie das Recht bat, die Yieferung früher als an dem bejtimmten Tage 
zu fordern '°). 

Bei Staatöpapieren, welche den Charakter von Lotterielooſen haben, dient 
bäufig zur Speculation das Heuergeichäft, bei dem Jemand einem Andern gegen 
Prämie den Gewinn verfpricht, welcher auf ein in feinem oder eines Dritten 
Eigenthum befindliche Loos fallen werde !*), 


1. Pacht und Miethe. 
I) Meberhanpt. 
8 180. 

Die deutichen Barticularrechte haben den im Allgemeinen nach den Grund- 
fügen des römijchen Rechts zu beurtheilenden Pacht- und Miethvertrag !) den 
einheimifchen Berbältniffen durch Bejtimmungen anzupaffen gejucht, welche das 
Weſen diejes Geſchäfts meijtentheil® unberührt laffen*). Dieß ijt nicht der 
Fall bei dem noch jett bisweilen ?) feitgehaltenen Grundjate, daß der Berfauf 
des vermietheten Gegenjtandes wenigſtens die vollzogene Miethe nicht aufheben 
ſolle (Kauf bricht nicht Miethe), wodurch das perjönliche Verhältni nach einer 
Richtung Hin dingliche Wirkſamkeit erhält *). 


13) Dieß kann fich auch der Verkäufer vorbehalten, was aber nad) der Natur der Berhält- 
niffe felten der Fall ift. Thöl, Handeler., 5. Aufl. $ 294. 

14) Es ift entweder ber Verlauf einer unbeftimmten und ungewiſſen Forderung, oder eine 
nicht verbotene Art bedingter Verträge. Thöl a. a. O. & 308, 

1) Der neuere Sprachgebrauch unterfcheidet Pacht und Miethe fo, daß bei diefer nur ber 
Gebrauch, bei jener auch die Benutung einer Sache überlaffen wird. Bornemann, Preuß. 
Eivilr. IV, ©. 296, und Pr. Yandr. I, 259. Anders das Defterr. Geſetzb, $ 1091. — ©. 
auch Reyicher, Württemb. R., Bd. 2, $ 443. Hermann, Der Miethvertr. hauptfädl. in Ber. 
auf Wohnungen, 1840. Gefchichtliche® bei v. Brünned im der Zeitſchr. der Sav.-Stift. für 
Rechtsgeih. Bd. 1, ©. 138 fig. 

2) Solche find 1) Beftimmungen über die ftillfchweigende Relocation, welche oft ſchon ein- 
treten foll, wenn an einem beftimmten Termine vor dem Ablauf der Pacht- oder Miethzeit nicht 
gekündigt wurde, fo daß dann das Berhältnig auf fo lange fortgefetst wird, ald das Zeitmaß 
bes früheren Vertrags oder die Vollendung der landwirthſchaftlichen Benutung fordert. 2) Be- 
fiimmungen über Bertheilung der Einquartierungslaft. 3) Beſondere Grundfäge über Nachlaß 
des Pachtzinſes. Ueber die Pachtverhältniſſe bei Yandgütern ſ. befonderd Blomeyer, Pachtrecht 
und PBachtverträge, ein Handbuch u. f. w., 1873, 

3) Verm. Sachſenſp. II, 4, 5, Lüneb. Stadtrecht 2, 15, Hamburger Statut II, 9, 13 (Nürns 
berger Reform. XVII, 7). Preuß. Landredit a. a. D., $ 358, Gintragung in ein öffentliches 
Buch; fordern für die Wirkfamkeit des Miethvertrags gegen den dritten Erwerber das Oeſterr. 
Gef.-B., $ 1095, Sächſ. Civilgefetb., $ 1224. 

4) Diefer Sag hat im älteren und meueren deutſchen Particularrechten den Charakter eines 
Billigkeits- und Utilitätsfages; er ift nicht als Ausfluß eines höheren, die Natur des dinglichen 
Rechts überhaupt beftimmenden Brincips zu conftruiren. Das Letztere ift freilich in meuerer 
Zeit oft verfucht worden, befonder® zum Zwecke einer tieferen Begründung des Preuß. Rechts. 
So auch von Ziebarth, Die Realerecution und die Obligation mit befonderer Rüdficht auf die 
Miethe, 1866. — Es ift allerdings wahr, daß unfere modernen Gefeßgebungen in einer Reihe 
von Beftimmungen die Grenzlinien der dinglichen und perfönlichen Rechte überichreiten. Ganz 
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Unter den Grundfägen des Pachts jteht auch gröftentheild das vielgejtal- 
tige Gejchäft der Viehverjtellung’), wobei Jemand ein Hausthier einem 
Andern zur Fütterung, Wartung und zum Genuß feines Nutzens gegen einen 
vertragsmäßigen Vortheil auf längere Zeit überläßt. Nicht immer ift freilich 
die Uebereinkunft der Parteien auf einen wirklichen Pacht, oft auch auf ein 
Societätsverhältniß gerichtet, namentlich dann, wenn beide Theile zur Anjchaf- 
fung des Thieres beitrugen und dem Einjteller quote Theile des Gewinns ab- 
gegeben werden. In Verbindung mit Gutsverpachtungen kommt dieß Gejchäft 
als j. g. Eifernpiehvertrag®) in der Geftalt vor, daß der Pächter das 
auf dem Gute befindliche, tarirte?) Vieh übernimmt und am Ende des Pachts 
eine gleich große Anzahl von gleicher Güte zurüdläßt. Er übernimmt bier die 
Gefahr des Wiebe 8), obſchon dejjen Eigentbum den Berpächter verbleibt. 


2) Bon der Dienfimiethe insbefondere *). 
a) Gefndemiethe '). 
8 131. 
Der Vertrag, durch welchen ſich Jemand verpflichtet, einem Andern (Dienft- 


beſonders gilt die von der Neigung, das Ingroſſationsſyſtem zu einem Mittel dafür zu ent- 
wideln, daß perfönlichen Anfprüchen die Kraft dinglicher beigelegt werde. Es ift möglich, daß 
die Wiffenfchaft, wenn diefe Richtung der Gefetsgebung fortdauert, dereinft dazu gelangen muß, 
ſolche Säte nicht mehr als vereinzelte Modificationen zu betrachten, fondern darin eine elemen» 
tare Veränderung des dinglichen und perfönlichen Nechtsprincips zu erfennen. Noch aber ift 
diefer Zeitpunft wohl nicht gelommen; namentlich ift es noch nicht an ber Zeit, bei der Beftim- 
mung des dinglichen Rechts vom Inhalte ganz abzufehen und allein auf das Moment der Ber- 
folgbarteit gegen Dritte zu bfiden. Ob aber dereinft jene Broducte einer modernen Gefeggebung 
an äußerlich ähnliche, aber doc) einem völlig anderen Gedankenkreiſe angehörende Erſcheinungen 
des Mittelalters angelnüpft werden dürfen, das wird fich erft feiner Zeit wiſſeuſchaftlich be- 
ftimmen laſſen. 

5) ©. vorzüglich Hud in d. Zeitſchr. f. deutſch. R, Bd. 5, ©. 266 flg. Die meiften Va- 
riationen ded Vertrags betreffen die frage Über das Tragen der Gefahr und die Art des ale 
Padıtzind zu gebenben Gegenftandes. Der häufige Gebrauch des Geſchäfts zum Wucher hat 
befondere Beichräntungen defjelben in den Particnlarrechten veranlaft. 

6) Eigentliher contracıus socidae. 

7) Bisweilen fommt auch eine Zarirung mit Verlauf vor. 

8) Eine Art Aſſecuranz. 

*) Unter den vielen andern im neueren Rechte vorflommenden Ammwendungen ber Dienft- 
miethe hat die Miethe des Schiffsvolts manche Befonderheiten, theild wegen der Disciplinar- 
gewalt des Sciffers, theild wegen des Verluſie des Anfpruds auf Heuer, wenn Schiff und 
Fracht untergehen (Heife und Eropp, Abhandl. I, ©. 473), theil® endlich wegen der Beitim- 
mungen mancher Particularrechte über das Scidfal des Schiffslohns bei ganz oder theilmeife 
unterbliebener Reife. Aus neuen und zum Theil andern Gefichtspunftten ift das Verhältniß 
mit Eingehen in eine reiche Cafwiftit feitgeftelt worden im H.-G.-B., Art. 525—556, Hierzu 
fommen nun die Beilimmungen der deutfchen Seemannsordnung in dem Neichögefege vom 
27. Dez. 1872, 

1) Dorn, Ausführliche Abhandlung des Gefinderehts, 1794. Haubold, Sächſ. Pr.-R., 
895 fig. Sachſe, Sächſ. Pr.-R., $ 172 flg. Gengler, D. Privatrecht, S. 442 fig. Particnlar- 
rechtliche Gefindeorbnungen fiehe bei Ortloff, Grundz., ©. 560, 
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herren) gegen Lohn und in der Regel auch gegen Koft und Wohnung häusliche 
Dienjte zu verrichten, iſt zumächft nach den Grundfägen der Dienftmiethe zu 
beurtheilen. Der Umjtand aber, daß das Gefinde nad feiner natürlichen 
Etellung in eine unmittelbare und dauernde perfönliche Verbindung mit der 
Hausherrſchaft tritt, fügt jenem Princip noch ein anderes Motiv der redht- 
lihen Beurtheilung hinzu. Ohne ein wirklies Recht an der Perſon zu ges 
währen ?), untertellt doch die Gefindemietbe das Dienjtperjonal ſowohl ber 
Hausordnung im Allgemeinen, als auch den bejonderen Befehlen, Anordnungen 
Ermabnungen der Hausherrſchaft; das ältere Necht geftattete der legteren auch 
wohl ein mäßiges Züchtigungsrecht ?). Diefer befonderen Stellung des Geſindes 
gemäß lafjen viele Gejege Injurien der Herricaft gegen daſſelbe theil® gar 
nicht, theil® nur durch die Polizei beftrafen +) und verpflichten den Dienſtherrn, 
das Geſinde in Krankheiten, welche durch den Dienit veranlaßt wurden, zu 
verpflegen 5). Von beiden Seiten kann das Verbältniß durch Kündigung zu 
einer nach localem Herkommen verjchieden beftimmten Zeit vor dem Ablauf 
ber gewöhnlichen Mietbzeit aufgeboben werden; während der Dienftzeit fann 
dieß eimfeitig 6) geſchehen wegen Unjittlichfeit, Veruntreuung, grober Belei- 
Digung, Ungehorfams und längerer Krankheit des Gefindes, oder wegen Nicht- 
zablung des Lohns7) und übler Behandlung von Seiten der Herricaft. 


2) Man muß anerkennen, daß fih auf den erften Bid eine andere rechtliche Benrtheilung 
zu empfehlen fcheint. Das Gefindeverhältnig hat gewifje Seiten, welche den Gedanfen an ein 
familienrechtliches, insbefondere ein Gewaltverhältniß hervorrufen können; ich dente befonders 
an den Umſtand, daß der Herrfchaft auch ein rechtlicher Einfluß auf die fittliche Perfönlichkeit 
bes Gefindes gewährt wird. Gleichwohl kann diefer Geſichtspunkt wenigftens nad der gegen» 
wärtigen Stellung des Gefindes nicht als enticheidend anerfannt werden, und derjenige, welcher 
ihn auch heutzutage vertritt, dürfte wohl den Vorwurf einer juriftiichen Romantik gewärtigen. 
Das obligatorifcde Moment ift jett für das Rechtsverhältniß das mafgebende. Damit ift aber 
nicht geſagt, daß jene anderen Seiten ganz verſchwinden; nod immer bleiben fie als Modifi— 
cationen des obligatorischen Berhäftnified von rechtlicher Bedeutung, nur das norngebende 
Prineip ift in ihmen micht enthalten. Man könnte hiergegen etwa nod) einmwenden wollen, daß 
die Undeterminixtheit der Gefindedienfte eher auf ein Gewalt- als auf ein Obligationenverhält- 
niß hindeute; aber diefe Umbdeterminirtheit ift nur eine fcheinbare, da die zu leiftenden Dienfte 
der Gattung nad) allerdings beftimmt find. Der Gattungsbegriff diefer Dienfte ſchließt aber 
feiner Natur nad; ein fortgeſetztes Anordnen und Befehlen der Dienftherrichaft ald Modus der 
Ausführung ein. 

3) ©, aber ſchon Kl. Kaiferrecht 2, 28. — Lüb. R II, 8, 10. — Struben, Rechtl. Be- 
benten III, 39. Hagemann, Pralt. Erört. VII, 37. — Diefes Recht der Ermahnung, tadeln— 
ber Borftellung und dieeiplinarer Rüge fchlieht ſich heutzutage ummittelbar au das obligatorijche 
Element an. Es ift nur eine Form feiner Realifirung, wie fie ſich aus der thatfächlichen Natur 
des Berhältnifies von felbit ergiebt. 

4) Vgl. die vorige Anm. und Eichhorn, Einl., $ 328. 

5) Hamburg. Statut. II, 9, 8. Pr. Yandr. 11, 5, 8 86 fig. 

6) Struben a. a. ©. V, 99, 

7) Ueber den Borzug des Gefindelohns ſ. Schon Sachſenſp. 1, 22, $ 2. Pufendorf, Observ. I, 
104 und 105, 
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b) Gefellenverfrag. 


8 182. 

Nach den Grundjägen der Dienftmiethe ift der Wertrag zu beurtheilen, 
welchen ein Handwerfsmeifter mit einem Geſellen dahin abſchließt, daß dieſer 
gegen Lohn, regelmäßig auch Koft und Wohnung, Arbeit in einem bejtimmten 
Handwerfe zu leiften verfpricht '). Im der Regel gilt jedoch der Vertrag erit für 
perfect, wenn der Meiſter die Tauglichkeit des Geſellen nach einer vorgängigen 
Probezeit erkannt hat. Der Geſell ift der Hausordnung und den Anordnungen 
des Meifters unterworfen, fofern fie mit dem Vertrage und der Art der ver- 
iprochenen Arbeit in Einklang ftehen. Das Verhältniß kann, wenn nichts An- 
deres verabredet worden ift, durch Kündigung eines Theils jeder Zeit gelöft 
werden. Die Gewerbe- und Handwerksordnungen geftatten aber auch ohne 
vorhergehende Kündigung und vor Ablauf der bedungenen Zeit unter Umjtän- 
ben die einjeitige Aufhebung des Verhältnifjes, nämlich dem Meijter, wenn 
ſich ver Gefell Beleidigungen, Störung der Hausordnung, Zrägbeit, unordent- 
lihen Yebenswandel und Veruntreuungen zu Schulden fommen läft?); dem 
Geſellen, wenn fich der Meifter grobe Yeleidigungen oder ſonſt jtrafbare Hand— 
lungen gegen ihn erlaubt ?), und wenn der Gejell arbeitsunfähig wird. 

Die Annahme von Yehrlingen ift zunächit ebenfalls nach den Grundfäten 
der Dienftmiethe zu beurtbeilen. Der Zwed der Arbeit des Lehrlinge iſt aber 
für dieſen ein anderer als für den Geſellen; er will das Handwerk erlernen. 
Dadurch ändert jih das Verhältniß infofern, als der Meifter bier die Ver- 
pflichtung des Lehrens gegen ein Lehrgeld übernimmt. Dieſes bleibt ganz 
oder zum Theil verfallen, wenn der Vertrag von Seiten des Lehrlinge vor been- 
digter Lehrzeit ohne hinreichende ' Gründe aufgelöjt wird; als foldhe gelten 
regelmäßig: Verwendung des Yehrlings zu anderen al® den vertragsmäßigen 
Geſchäften, Mifbandlung des Lehrlinge durch den Meifter, Unfähigfeit des 
Segteren das Handwerk zu lehren wegen Untauglichfeit, Arbeitslofigfeit und 
langer Krankheit. Ebenſo verfällt ganz oder theilweije das Lehrgeld, wenn 
der Meifter den Bertrag vor beendigter Lehrzeit aufbebt wegen förperlicher 
oder geiftiger Unfähigkeit, Trägheit und ſchlechter Aufführung des Lehrlings *). 

1) Ueber das fonftige Verhältniß des Gefellen zum Meifter entfcheiden die örtlichen Ge— 
mwerbe- und Handwerfdordnungen. Reyſcher, Württemb. Pr.-R., $ 455. Preuß. Landr. II, 
8, 8 378, 388, Ortloff, Das Recht der Handwerker, $ 62. Kulenkamp, Das Recht der Hand- 
werfer und Zünfte (1807), $ 88— 90. Siehe jett die deutſche Reichsgewerbeordnung v. 21. Juni 
1869 (neue Redaction mit dem Ergänzungsgefeg vom 1. Juli 1883), $ 105-138. — Ein ganz 
ähnliches Rechtoverhältniß befteht zwifchen dem Handlungsgehülfen und dem Principal, wie es 
dae D. 9.-G.-B., Art. 60—64, behandelt. 

2) Auch wohl anftedende Krankheiten des Gefellen. 

3) Bartieufarrechtlich auch, wenn der Meifter feine Bertragsverpflichtung, 3. B. wegen Be- 
töftigung oder Lohn, nicht einhält, wenn er nicht für genügende Beſchäftigung bei Stüdlohn 
forgen fann u. f. w. Norddeutſche Gew.-O,, 8 112. 


4) Reyſcher a. a. O., $ 454. Kulenkamp a. a. D., $ 76—78. Duloff a. a. DO. $ 45— 
49. Pr. Yandr. a. a. O., $ 303 flg. Hatte der Fehrling gegründete Urfache, den Vertrag auf- 
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3) Transportuerdingung. 
a) Zu Tande *). 
$ 183. 

Verdingt Jemand den Transport von Gütern an einen Frachtführer, ſo 
entſcheiden über die beiderſeitigen Rechte und Verbindlichkeiten zunächſt die Be— 
ſtimmungen des Frachtbriefs 1). Die Grundſätze der locatio und conductio 
operis, welchen das Verhältniß im Allgemeinen unterworfen ijt ?), enthalten 
in diejer Anwendung für den Frachtführer nicht nur die Verpflichtung zum 
richtigen, zeitigen und überhaupt ordnungsmäßigen Transport, jondern auch 
die Verbindlichkeit, für die Erhaltung der Frachtgüter vom Augenblide ihres 
Empfangs Sorge zu tragen und die deshalb nöthigen Vorrichtungen ſelbſt oder 
dur Andere vornehmen zu laſſen, — dieß Alles mit Aufwendung der Sorg- 
falt eines ordentlichen Frachtführers. Verſäumt er die bedungene oder übliche 
Lieferungszeit, jo haftet er für allen hieraus entitandenen Schaden, fofern 
er nicht beweilt, daß die Verſäumniß troß der Anwendung aller jchuldigen Sorg- 
falt nicht Habe abgewandt werden fünnen ?). Entſteht aber ein Schaden durd) 
Verlujt oder Beſchädigung des Frachtguts feit der Gmpfangnahme bis 
zur Ablieferung, fo haftet der Frachtführer hierfür unbedingt, ſofern er nicht 
beweijt, daß der Verluft oder die Beichädigung durch höhere Gewalt (d. b. 
ein durch menichlihe Kraft und Vorſicht nicht abwendbares Ereigniß), oder 
durch die natürliche Beichaffenheit Jde8 Guts, oder durch äußerlich nicht er- 
fennbare Mängel der Verpadung entjtanden ijt +); jedoch erjegt er in dieſem 


zubeben, fo muß der Meifter einen Theil des Vehrgeldes an den anderen Meifter auszahlen, 
bei welchem jener die Lehre fortfegt. Entläuft der Lehrling, fo wird dem Meifter außer dem 
Lehrgeld auch wohl noch eine Entſchädigung für das nachweisbare Intereſſe zugebilligt, 3. 8. im 
Pr. Yandr.a. a.D. S. darüber num die Beftimmungen der deutfhen Gewerbeordnung, ©. 121 fig. 
und die Ergänzungsgefege vom 17. Juli 1879 und vom 1. Juli 1883, 

*) Dem Transport zu Yande wird vom D. H.-G.-B., Art. 390, der Transport auf Flüfjen 
und Binnengewäflern rechtlich gleichgeftellt. — Vgl. jet über Ddiefe Lehre Thöl, Handeldredt, 
3. Bd., 1880, ger, das deutſche Frachtrecht, 3 Bde. 1879—1883, 

1) 9.-6.-B., Art. 391, 392. 

2) Aber auferdem wirkten noch andere rechtliche Elemente ein; nämlich nicht blos ein Mo— 
ment des Mandats, fondern auch ein dem Receptum entfehntes Garantieverfpredhen, „rem sal- 
vam ſore.“ 

3) H.G.B., Urt. 397. Ueber bejondere Straiverabredungen Art. 398, 399, — Die Haf— 
tung für Schaden aus Zeitverfäumniß ift alfo ganz nad dem Princip der locatio conductio 
beſtimmt. 

4) Bezüglich der Haftung für Verluſt und Beſchädigung ſollen mithin ſtrengere 
Grundſätze nach Geſichtspunkten des receptum gelten. Der Fuhrmann iſt daher nicht ſchon 
frei, wenn er die Diligenz eines ordentlichen Fuhrmanns beweiſt, ſo daß ſich der Beſchädigte 
etwa bei dem non liquet des beſchädigenden Ereigniſſes beruhigen müßte, vielmehr ſoll der Fuhr- 
mann die thatfächliche Urſache des Schadens beftimmt angeben, und fodann der richterlichen 
Beurtheilung darlegen, daß fie vis major oder ein anderes der erwähnten befreienden Momente 
enthalte, Kann er die nicht, fo haftet er, gleichviel, was er fonft zu feinen Gunften zu be- 
weifen vermöchte. In diefer Wirkung der Analogie des Neceptum, daß der Frachtführer 
das beftimmte befhädigende Ereignif angeben muß, liegt der entſcheidende 
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Falle, außer wenn eine böje Abſicht oder ein grobes Verſchulden vorliegt ), 
nur den gemeinen Handelswerth (oder Werth) des Guts am Orte und zur Zeit 
der Ablieferung), nicht aber auch das individuelle Intereffe des Abfenders 
oder Empfängers?). In diefem Umfange baftet er auch für jeine Leute und 
für andere Perjonen, deren er jih zur Ausführung des von ibm übernommenen 
Transports bedient *), insbejondere auch für die weiteren Frachtführer, denen 
er das übernommene Frachtgut zu dieſem Behufe übergiebt. Aber umgekehrt 
baftet auch der jpätere Frachtführer, der dad Gut mit dem urjprünglichen 
Srachtbriefe übernimmt, felbjtändig für die ganze durch den Inhalt des Fracht- 
brief® begründete Verpflichtung, namentlich auch für die Verbindlichkeiten der 
Vormänner *). Der Anipruch gegen den Frachtführer erlifcht, wenn der Em— 
pfänger das Gut angenommen und die Fracht bezahlt hat, außer wegen Ver— 
luſtes und Bejchädigungen, welche bei der Ablieferung nicht erfennbar waren 10). 
Ueberhaupt aber verjährt die Klage gegen den Frachtführen nad einem 
Jahre 11). 

Als Beauftragter des Abſenders ift der Frachtführer den Anweifungen 
des Letzteren ſo lange unterworfen, als er fich nicht der Verfügung des Em- 
pfängers nach Ankunft des Guts am Ablieferungdorte durch Uebergabe des 
Frachtbriefs unterftellt hat!*). Aber auch ehe die gejcheben ift, kann der 
Empfänger, jofern feine entgegenftehenden Anweiſungen des Abjenderd vor- 


praftifche Grund dafür, feine Haftung im diefer Weife feflzufegen, indem anderenfall®, bei dem 
Mangel einer Controle des Frachtführers während des Transports, der Frachtintereſſent nur 
felten in der Lage fein würde, jeinen Anfpruch geltend machen zu fönnen. H.«G.B., Urt. 395, 
— Ueber die gemeinrechtliche Lehre vom Receptum in der Anwendung auf Fraditverträge f. 
Goldfhmidt, Zeitfchr. f. Handelsr. 3, Nr. 3 und 6. 

5) Der im Art. 396, Abf. 5, gebrauchte Ausdrud „bösliche Handlungsweiſe“ (vgl. Art, 
427) will nicht blos dolus, fondern auch fchwerere Fälle von culpa lata treffen. 

6) Dafjelbe Princip Hat Art. 612. — Uebrigens werben noch bie durch den Berluft oder 
die Beſchädigung erfparten Zölle und Untoften abgezogen. 

7) Für Koſtbarleiten, Geld- und Werthpapiere haftet der Fuhrmann, wenn fie nicht declarirt 
wurden, gar nicht Art. 395, 2 (f. Art. 608). Damit ift eim gerechter, aber gemeinvechtlicd, 
ſchwer zu begründender Sat geſetzlich feſtgeſtellt. 

8) H.G.«B., Art. 400, 

9) 9.G.-B., Art. 401. Das Verhältniß mehrerer fucceffiv auf einander folgender Fuhr- 
feute unter einander fann fehr mannigfaltig geftaltet fein. Es ift möglich, daß jeder nur für 
feine Wegjtrede die Transportverpflihtung und Haftung übernimmt. Hier ift aber an den Fall 
gedacht, daß ein Frachtführer gemäß dem Frachtbriefe den ganzen Transport übernommen bat, 
und num ein fpäterer mittelft Uebernahme dieſes Frachtbriefs in den Bertrag vollftändig ein- 
tritt; es follen dadurch ſolidariſche Berbindlichkeiten begründet werden. 

10) Art. 408. Dafelbit it auch die Verpflichtung des Empfängers, die fpäter entdedten 
Verluſte und Beihädigungen fofort feitftellen zu laſſen, ausgeſprochen. Uebrigens können beide, 
Theile den Zuftand des Guts durd; Sadjverftändige feftftellen Taflen; Art. 407, 

11) Art. 408 vgl, mit 386, 

12) Urt. 402, Die Uebergabe des Fradıtbrieis ift alfo nicht blos ein Theil der thatſäch— 
lichen Ausführung des Frachtvertrags, fondern ein Nechtögeichäft zwifchen dem Empfänger und 
Frachtführer, gewiffermaßen ein Accept der Anweiſung, welche dem Adrefaten an den Fuhr— 
mann ſtillſchweigend oder durch den Avis) gegeben ift. 
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banden find, feine durch den Frachtbrief begründeten Rechte, insbejondere das 
Recht auf Uebergabe des Frachtbriefs und Guts, gegenüber dem Frachtführer 
nach deſſen Ankunft am Ablieferungsorte mit einer eigenen Klage nach Maß— 
gabe des Frachtbriefs geltend machen !>), 

Den Frachtlohn und die Erjtattung aller durch den Frachtvertrag veran- 
lagten Auslagen und Aufwendungen hat der Frachtführer in der Regel vom 
Empfänger zu erheben, an welchen er deshalb ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
durch den Srachtbrief angewiefen iſt 1«“). Durh Annahme der Güter und des 
Frachtbriefs aber entjteht für den Empfänger eine Verpflihtung, dem Fracht— 
führer gemäß dem Frachtbriefe Zahlung zu leiften 1°). Zur Sicherung feiner 
Forderungen gewährt das D. H.G.B. 1%) dem Frachtführer ein Pfandrect 
am Frachtgute, welches auch nach deſſen Auslieferung fortvauert, jofern es 
binnen drei Tagen gerichtlich geltend gemacht wird und fich das Frachtgut noch 
bei dem Gmpfänger oder deſſen Mepräfentanten befindet. Folgen mehrere 
Srachtführer auf einander, jo hat der legte auch die Forderungen der Vor— 
männer mit Geltendmachung ihrer Pfandrechte einzuziehen; bat er felbft die 
Vormänner befriedigt, jo erwirbt er von Rechtswegen ihre Forderungen mit 
dem Pfandrechte, aber er darf, um fich den Rüdgriff gegen fie zu wahren, 
das Gut nicht ohne Bezahlung abliefern oder muß wenigitens das Pfandrecht 
binnen drei Tagen nach der Ablieferung geltend machen. 

Der Ablender und der Frachtführer fünnen auch übereinfommen !7), daß 
der Yektere einen ſ. g. Yadefchein ausjtelle, d. h. eine im MWefentlichen nach 
den Grundjägen über das Connofjement ($ 184) zu beurtheilende Urkunde, ın 
welcher fich der Frachtführer dem Dejtinatär gegenüber felbjtändig und direkt 
zur Aushändigung des Guts verpflichtet. — 

Die vorftehenden Sätze enticheiden auch über die Frachtverträge öffent» 
liher Transportanftalten '®),. Für Gifenbahnen aber gilt noch das Be- 


18) Art. 405. Hierdurch joll dem Empfänger eine wünſchenswerthe aber gemeinxechtlich 
nicht leicht mit Sicherheit zu conftruirende actio utilis aus dem vom Abfender geichlofienen Ver— 
trage gewährt werben. Ueber dad Recht zur andern vorforglichen Mafregeln ſ. Art. 404. 

14) Ob der Empfänger die Koften des Transports jelbft zu tragen hat, ob er fie nur für 
den Abfender auslegt, ift nicht für fein Verhältniß zum Fuhrmann, fondern nur für fein Ber- 
hältniß zum Abfender von Bedeutung. 

15) Die Annahme des Guts und des Frachtbriefs ift alfo ein Rechtögeichäft, wodurch der 
Empfänger gewifiermaßen die auf ihm gezogene Anweifung bes Fuhrmanns billigt und annimmt. 
H.G.B., Urt. 406, 

16) H. G. B., Art. 409—412, Der Frachtführer hat auch ein Recht, den Berlauf des 
Gute, oder eines Theils defjelben zu feiner Befriedigung zu veranlaffen. Art. 407, 409, 

17) Art. 413— 419, Gin bedeutender Unterfchied des Ladeſcheins vom Konnofjemente 
liegt unter Anderem darin, daß für jenen der Art. 649 nicht angenommen, ferner daß der 
Frachtführer micht verpflichtet ift, einen Ladeſchein auszuftellen. 

18) Art. 421. Für Poftanftalten gelten fie jedoch nur infomweit, als nicht etwa durch be= 
iondere Gefege oder Verordnungen für diefelben etwas Anderes beftimmt ift. Vgl. darüber 
Finde, Ueber die Haftverbindlichkeit nad) den Grundfägen des deutfch-öjterr. Boftvereins u. j. w. 
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jondere, daß fie die über die Haftung des Frachtführers geltenden Nechtsjäge 
durch Reglement oder bejondere Verabredung nicht zu ihrem Vortheile aus- 
ichließen oder bejchränfen dürfen ’ 9), infomweit dieß nicht das Handelsgeſetzbuch 
in einer Reihe von Fällen ausdrüdlich geftattet (Art. 424 big 430). 


b) Zu Waffer. 
8 134. 


Eine Frachtverdingung zu See’) fann 1) jo gejcheben, daß der ganze 
Schiffsraum, oder ein verhältnigmäßiger Theil dejjelben für die Auf- 
nahme der Frachtgüter dienen foll. In diefem Kalle wird ein jchriftlicher Ver— 
trag, Chartepartie, errichtet. Auch diejer Vertrag iſt eine locatio und con- 
ductio operis?). Die bervortretendjte Cigenthümlichkeit des dadurch be- 
gründeten Nechtsverhältniffes ift die, daß der Befrachter als der Herr des 
ganzen Unternehmens gilt, weshalb ihm der Verfrachter in manden Punkten 
nachgeben muß, in denen dieß nach den allgemeinen Grundjägen der Werk— 
miethe nicht der Fall fein würde. In der Regel wird eine bejtimmte Yabezeit 
verabredet, bei deren Beginn der Befrachter mit dem feetüchtigen Schiffe zum 
Empfange der Yadung bereit liegen muß. Nach Ablauf derjelben ift der Ver- 
frachter, wenn er feine Ladung erhält, zwar nicht verpflichtet, länger zu warten, 
er muß aber feinen Willen, abzufahren, fpätejtens drei Tage vorber erklären. 
Dft wird vertragsmäßig eine ſ. g. Ueberliegezeit verabredet (in Ermangelung 
bejonderer Beſtimmung 14 Tage), für welche der VBerfrachter eine bejondere 
Vergütung, Yiegegeld, zu fordern hat®). Der Befracdter kann, wenn er die 
Yabung nicht geliefert, gegen Entrichtung der halben Fracht (Fautfracht) vom 


1859, Gab, Die Haftpflicht der deutjchen Poftanflalten, 1863. Jetzt entfcheidet darüber das 
Reichspoſtgeſetz v. 28. Oct. 1871, bef. $ 6—15, 8 47 fig. 

19) Art. 423, Cine weitere Beichräntung enthält auch Art. 422. — Ein hiernach zu— 
Täffiges Neglement hat den Charakter einer allgemein veröffentlichten lex contractus, und jeder 
Einzelne, der es fennt oder bei einiger Sorgfalt tennen mußte, gilt, als habe er ſich demfelben 
unterivorfen. Uebrigens ift noch folgendes zu bemerken. Auf ihrer eigenen Bahn ift die Bahn— 
verwaltung gewöhnlicher Frachtführer; geht das Gut über ihre Bahn hinaus, fo ift fie bezüg- 
li der Weiterbeförderung zugleich Spediteur; bewegt fid) endlih das Gut innerhalb des Ge- 
biets eines f. g. Eifenbahnverbands, jo ift letzterer als Societät der Contrahent. Wal. das 
tüchtige Wert von Koch, Deutſchlands Eifenbahnen, Berjucd einer ſyſtematiſchen Darftellung der 
Nechtöverh. deri., 2 Bd., 8, ©. 401 fig. (1865), 

1) Eine ganz neue Grundlage für diefe fchmwierige Lehre ift durd) das D. H.G.«B. (5, Buch, 
5. Tit.) gefchaffen worden. Bon dem ungemein reichen Detail feiner Beftimmungen konnten 
bier nur die Grumbdzüge aufgenommen werden. Beſonders hervorzuheben find die Clauſeln: 
„Inhalt unbekannt“, „Zahl, Vaß und Gewicht unbetannt“, „frei von Bruch, Yedage oder Be— 
Ihädigung‘ (melde in der Regel in das Gonnofjement aufgenommen werden), wodurd der 
Verfrachter feine Haftung mindert. S. über die Bedeutung derfelben Art. 656659. 

2) Alfo nicht eine 1. e. navis (Heife und Eropp, Jurift. Abhandl., Bd. I, ©. 632 fig). 
Eine foldye ift allerdings möglich; dann liegt aber ein ganz anderes Gejchäft vor. Alsdann 
ift der Schiffer der gedungene Diener des Befrachters (nicht ded Rheders). 

3) H.G.B., Art. 568—571. 
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Vertrage zurücktreten“). Kine Ueberliegezeit kommt vertragsmäßig bisweilen 
auch für die Löſchzeit vor. Gehen die Frachtgüter unter, ſo iſt keine Fracht 
zu bezahlen“). Der Frachtvertrag iſt aufgelöſt, wenn das Schiff oder die 
Güter vor Antritt der Reife verloren geben, und jedem Theile jteht der Rück— 
tritt offen, wenn vor Antritt der Reife eine Kriegsgefahr droht. 2) Eine Ber- 
fradtung auf Stüdgüter iſt dann vorhanden, wenn einem Schiffer nur 
einzelne Srachtitüde zum Transporte übergeben werden. Bier jtebt der Schiffer 
vielen einzelnen Befrachtern gegenüber, und er ericheint als der überwiegende 
Theil des Werhältnifjes. Insbejondere braucht der Schiffer, wenn der aufge- 
forderte Befrachter mit der Abladung ſäumig ift, nicht zu warten, fondern kann 
jofort mit dem Anſpruche auf das volle Frachtgeld abjegeln $). — Der Ver— 
frachter hat wegen jeiner Forderungen ein Pfandrecht an den Frachtgütern, und 
kann ſich auch durch öffentlichen Verkauf derjelben befriedigen. 

Bei dem Seefradtvertrage kommt eine mit eigenthümlichen rechtlichen 
Wirkungen verjehene Urkunde vor, das Eonnofjement. Dieſes ijt ein regel- 
mäßig in mehreren Gremplaren ausgejtellter Berpflichtungsichein des Schiffers, 
welcher darin den Empfang der Waare bejcheinigt und fie einem genannten 
oder erjt noch zu nennenden Adrejjaten nad Maßgabe der Bejtimmungen bes 
Frachtbriefs gegen Zahlung der Fracht am Beitimmungsorte auszuliefern ver- 
ſpricht. Iſt das Eonnofjement „auf Ordre“ gejtellt, jo kann es durch Indoſſa— 
ment übertragen werden, und es gilt dann der bierburch berechtigte Inhaber 
vejjelben als zum Empfange der Waare legitimirt. Dur das Connofjement 
übernimmt der Schiffer eine volljtändige, und zwar ftrenge Scripturobligation ?) 
gegenüber dem durch den Befig defjelben legitimirten Empfänger zur Ausliefe- 
rung des Frachtguts; es ijt nicht die Verpflichtung des Frachtvertrags, welche 
durch das Sonnofjement wiederholt wird, jondern eine neue, davon ganz unab- 
bängige Verbindlichkeit. Dem berechtigten Gonnofjementinhaber gegenüber ijt 
der Schiffer unbedingt (gegen Zahlung der Fracht) zur Ablieferung verpflichtet; 
jener bat aus dem Connoſſemente ein felbjtändiges Klagrecht, dem der Schiffer 
feine aus dem Empfange einer Contreordre oder aus der Perjon des Abladers 
oder Indoffanten entnommene Ginrede entgegenjegen fann. Daraus entjtebt 
eine ungemeinn Zuverläffigfeit des obligatoriihen Anſpruchs des Deftinatärs, 
welche ibm thatſächlich das gleiche Gefühl, als hätte er die Waare ſchon 
wirklich, gewähren mag ®). Dieje tbatjählihe Wirkung hat man oft auch 


4) Urt, 581, 

5) Art. 618. 

6) Art. 589. 

7) Das will jagen, dag nur die Scriptur das Berhältniß beherriht und feine Einwen— 
dungen und Behauptungen gehört werden, welche ſich auf nicht in ihr befumdete Thatjachen 
beziehen. Es ift Goldfchmidt, Handb. des Handelsrechts 1, S. 685, in diefer Auffaſſung beizu- 
fiimmen im Gegenjage zu der (auch in diefem Buche früher angenommenen Bezeihnung) der 
Connoſſementsobligation als einer f. g. formellen. 

8) Die obige Konftruction findet fih u. A. in den (vom Berfafier diefes Buchs herrühren- 

16. Aufl. A) 
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als eine jurijtijche betrachtet und jeit langer Zeit fih an der Beantwortung 
der Frage verjucht: ob und wie man burcd den Erwerb des Connojjements 
Befig und Eigenthum des Frachtguts erlangen könne ?)? Auch das D. H.-6.-B. 
bat in feiner legten Formuliruug Diele Frage beantwortet, indem es (Art. 649) 
bejtimmt, daß die Uebergabe des an Ordre lautenden Gonnofjements an den- 
jenigen, welcher durch dajfelbe zur Empfangnahme legitimirt wird, dann, wenn 
die Güter wirklich abgeladen find, für den Erwerb der von ber Lebergabe der 
Güter abhängigen Rechte vdiefelben rechtlichen Wirkungen haben jolle, wie die 
Uebergabe der Güter jelbit. 


$ 185. 


Die regelmäßigen durch die Schifffahrt veranlaften Koſten!) werben, 
wenn das Geſetz oder die Verabredung nichts Anderes bejlimmt, vom Schiffer 
getragen, der fich für fie durch Berechnung derjelben bei der Beitimmung des 
Frachtlohns entſchädigt. Schäden oder Unfojten, welche entweder nur das Schiff 
alfein, oder nur die Fracht oder einen Theil derjelben treffen (Gbeſondere 
oder particuläre Havarei), werden nur von dem Benachtheiligten ge- 
tragen ?). Schäden und Berlufte Dagegen, welche durch Aufopferung von Fracht» 
gütern, von Schiff oder Schiffstheilen zur wirklichen Abwendung einer Schiff 
und Ladung zugleich bedrohenden Seegefahr entitanden find (große oder ge- 


den) Motiven eined Antrags zu dem Protocoll der Hamburger Seerecht&conferenz vom 1. December 
1858 (Protokolle, S. 2217). Unabhängig davon hat eine ähnliche Entwidelung gegeben Labaud 
in der Zeitfchrift für deutfches Net, Bd. 19, ©. 121 fig. (1852). — Goldſchmidt a. a. O. 
©. 700 flg., verwirft die Auffaflung als Forderungereht hauptiählih aus den praltiſchen 
Gründen, weil fie bezüglich der Eutſcheidung des Streits mehrerer Connoſſementsinhaber den 
Dienft verfage und weil fie fein Klagerecht gegen Dritte gewähre. Indeſſen giebt bez. des erjten 
Punktes doc auch feine eigene Konftruction nur eine fehr ungenügende Yölung (9. 732); was 
aber den zweiten recht8politiichen Punkt betrifft, fo möchte fich fragen laſſen, ob das Bedürfniß 
eines ſolchen Klagerechts wirklich; ein jo unabweisliches geweſen jei. 

9) Ein folder Erfolg würde doch niemals als die ummittelbare und allgemeine Wirkung 
des Connoſſements als jolhen, fondern immer nur der unterliegenden befonderen Willensbe- 
ziehungen gelten fönnen. Am häufigften rief man das constitutum possessorium zu Hülfe. 
Bısweilen griff man auch zur „ymboliihen Tradition”. Unter ben vielen hierher gehörenden 
Schriften ift die beachtenäwerthefte die von Holtius, Abhandl. civil- und handelsrechtl. Inhalts 
(überf. von Sutro), 1852, S. 97 flg. Bgl. ferner Goldihmidt a. a. O., welcher die Anficht 
aufftellt, daß der Connofjementsinhaber durch Stellvertretung des Sciffer8 die Detention 
erwerbe. — Nach dem oben aufgeftellten Princip fann alio der Schiffer mur dann einer Kontre- 
ordre gehorhen, wenn ihm fänmtliche Connofjemente zuriüdgegeben werden. Die Frage über 
die Zuläffigfeit einer Anhaltung der Waare wegen Koncurfed des Deftinatärs darf nicht mit der 
Lehre von dem Konnofjemente in Verbindung gebradjt werden; fie beruht auf ſelbſtändigen An- 
ordnungen des Concursrechts. 

1) 3.8. Lootſen- und Hafengelder, Schlepplohn, Quarantainegelder u. ſ. w. D. H.G. B., 
Art, 622, früher wurde die Heine Havarei nach Procenten von Schiff und Waaren beſonders 
berechnet, Kaltenborn, Seerecht, Bd. 2, 9. 58 fig. 

2) H. G.B., Art. 703, Kaltenborn, ©. 60 flg. Die Grenze zwiſchen particulärer und 
großer Havarei war früher ſchwankend. Jetzt entjcheiden die Art. 708 und 709 des H.G. B., 
in welchen die einzelnen Fälle der großen Havarei aufgezählt werden, Analog behandelt werden 
die Fälle des Art. 673 (Aufenthalt im Nothhafen u. f. w.). 
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meinjhaftlide Havarei), werden über dad Schiff, die Ladung und die 
Fracht nach Verhältnig des Wertbs und Betrags berjelben vertheilt ?). Die 
Berechnung (Dispache) der Veitragspflicht zum Erjage der großen Havarei 
geſchieht durch öffentlich angeitellte Diepacheurs. 


IM. Verpflichtung zu Frohndienjten ‘). 
8 186. 

Auf dem mittelalterlihen Wirthichaftsiyfteme, insbejondere dem yutsherr- 
lichen Berbande, fodann auf den Vogteiverhältniffen des Mittelalters berubte 
eine früher weit verbreitete Verpflichtung der Beſitzer beftimmter Grundſtücke, 
meijt Bauergüter, zu gemeinen Dienftleiftungen, Frohnden, welche jpäter in 
Verträgen und unvorbenkliher Willkür (Hertommen) eine reiche Quelle ihrer 
Vermehrung fand. Diejenigen Frohnden, welche im Gegenfage der Yand- und 
Gerichtsfolge?) und den durch die Gemeindepolizei gebotenen Dienften heutzu- 
tage als rein privatrechtliche Verpflichtungen gegen einen Privaten (meift Guts- 
deren, oft aber auch einen davon verjchiedenen Dienſtherrn) ericheinen, haben 
die Natur wirklicher Reallaften. Die Verpflichtung zu Frohndienjten ijt ver» 
jhieden, je nachdem die Dienſte der Art, der Zahl oder dem Orte nad be- 
jtimmt find oder nicht (gemefjene Dienjte und ungemejjene), je nachdem fie bei 
regelmäßig fich wiederholenden Veranlaffungen oder nicht zu leiften find (ordent- 
liche ®) und außerordentliche +) Dienjte, je nachdem fie bloße Handarbeit ober 


3) 9.®.-B., Urt. 718 flg., das Princip der lex Rhodia de jactu. Durch die fehr um: 
fallenden Borfchriften des achten Titels des 5. Buche des D. H.G.«B. find jetst die früher 
fo ichwer zu beantwortenden ragen (3. B. über die Berechnung der Beitragspflicht) erledigt. 
Uebrigens ruht die Verpflichtung zu Beiträgen auf den geretteten Gütern und ift in der Regel 
feine perfönlihe Schuld. Urt. 728. Ged, Das Recht der großen Havarei, 1889, 

1) Lauhn, Abhandl. von den Frohmdienften der Teutſchen, verm, v. Kuhn, 1785. Wigand, 
Die Dienfte, ihre Entftehung, Natur, Arten und Schidfale, mit bejonderer Nidficht auf die 
Geihichtsquellen der — Abtei Corvey, 1828. Hagemann, Handb. d. Yandwirthichaftsrechts, 
5 229 flg. — Preuß. Yandr. II, 7, $ 308 fly. Bayer. Landr. II, 11, Thomas, Fuldaifches 
Recht I, ©. 413 flg. Grefe, Hannöv. Privatr., S. 62 und 241 fly. Steinader, Braunfhw. 
Privatr., 510 fig. Reyſcher, Württemb. Brivatr, I, $ 258. Haubold, Sächſ. Pr.-R., $. 454 fig. 
Sachſe, Sächſ. 'Privatr., $ 624. 

2) Bismweilen rechnet man auch diefe Frohnden zu den an diefer Stelle zu befprechenden 
und theilt fie dann überhaupt in öffentliche und privatrechtliche. Aber nur die letteren gehören 
bierher, indem fie allein nad) der heutigen Anſchauung auf einem nad; den Grundfägen des 
Privatrechtö zu beurtheilenden Verhältniſſe beruhen. Diefe Scheidung gebietet freilich erft bie 
neuere Wifjenichaft; denn ein guter Theil jemer öffentlichen Frohnden beruht auf denjelben 
Entftehungsgründen, aus denen die privatrechtlichen hervorgegangen find. Rad jener Scheidung 
find aber auch die Frohnden hierher zu rechnen, melde der Landesherr als Gutsbeſitzer zu 
fordern berechtigt ift, d. h. als Privatperion. — Es giebt auch privatrechtliche Frohnden, welche 
nicht auf dem Grundbeſitze haften, fondern auf der Perfon, 3. B. die |. g. Häuslingsdienite, 
diefe find natürlich feine Reallaften. 

3) Dahin gehören die Ader- und Ermdtefrohnden, auc die Wachtdienſte. S. z. B. Stein— 
ader a. a. D., ©. 515 fig. 

4) Dahin gehören beionder® die Jagd- und Baufrohnden (Burgfeften, Burgdienfte). Hage— 
mann, Pralt. Erört. I, 41 u. 42, 

20* 
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auh Fuhren umfafjen (Hand- und Spanndienſte). Daher erjtredt jich Die 
Beweispflicht Deſſen, welcher Frohnden in Anſpruch nimmt, nicht blos auf Das 
Dafein, fondern auch auf den Umfang der Berechtigung °). 

Der Berpflichtete muß zum Dienjte beſonders aufgefordert werben ®); er 
fann ihn zwar durch tüchtige Stellvertreter ausüben laſſen oder fich durch ein 
Dienftgeld befreien, aber der Berpflichtung überhaupt jich durch feinerlei Ent- 
ichuldigungsgründe entziehen. Der Dienjt wird nur an gewöhnlichen Werk— 
tagen, aber mit eigenem Werkzeuge und eigenem Fuhrwerke ?), ohne Entſchädi— 
gungsanfpruch für deſſen Beſchädigung vom Berpflichteten geleiftet und dauert 
in der Regel jo lange, als die Arbeit eines Tagelöhners ®). Hie und da ijt 
der Gutsherr zu einer Vergütung (Pröve) verpflichtet *). Bei ungemejjenen 
Dienſten, welche die jedoch niemals nach allen Richtungen zugleih find, ijt 
der Berechtigte zu einer billigen Rüdficht auf die eigenen Bebürfniffe der Wirth» 
ſchaft des Bauers verpflichtet, welche das natürlide Maß der Dienitforderung 
abgiebt ?°). 

Die Frohnden, welche aus VBogtei und Gutsherrichaft (j. g. Gutsfrohnden, 
Schaarwerk, Robot, Herrendienfte) hervorgegangen jind, jowie die Jagdfrohnden 
find jegt in Deutjchland überall aufgehoben. 


IV. Zins und Rentenforderungen. 
1) Ainsbares Barlehen®). 
8 187. 
Dad Bedürfniß des erweiterten Verkehrs verbrängte am Ende des jech- 


zehnten Jahrhunderts *) die früher in Deutjchland üblichen und felbjt den ein» 
facheren Berhältnijjen kaum entiprechenden jchwerfälligen Geldgejchäfte ?) zu 


5) Die früher häufig angenommene Präfumtion für gemefjene oder aber für ungemeffene 
Dienfte (Gefenius, Meyerrecht 1, ©. 80 fig.) befteht nicht. 

6) Iſt dieß nicht gefchehen, fo ift der Pflichtige für diefmal Fiberirt. — Früher beftand 
fehr allgemein ein Dienftzwang durch Geldftrafen oder Züchtigung. 

7) Und zwar nicht mit dem Fuhrwerke, welches der Berpflichtete wirklich hat, fondern mit 
dem, welches er nad) der Beichaffenheit feines Guts haben follte. ©. aber Steinader a. a. O., 
S. 517, Als Dienftzeit wird die ortsilbliche eined gewöhnlichen Tagelöhners betrachtet. Siehe 
Ortloff in feinen Abhandl. u. Rechtsfällen (Jena 1847), ©. 398 flg. 

8) ©. 3. B. Osnabrüd. Eigenthumsorbn. C. 13, $ 4—8. Gteinader, ©. 521. 

9) Steinader, ©. 523. 

10) Eichhorn, Einl., $ 251, V, VI. 

*) Das Hauptwerk über diefen Gegenftand ift jegt: Neumann, Gef. des MWuchers in 
Deutſchland bis zur Begründung der heutigen Zinägejete, 1865. Ferner Endemann, Studien 
in der romanifch-canoniftiichen Wirthſchafts- und Rechtslehre, 1. Bd., 1874. Hunt, Geſchichte 
bes kirchlichen Zinsverbots. Tübingen 1876, 

1) Noch in den Reichöpolizeiordnungen des fechzehnten Jahrhunderts wird es als verbotener 
Wucher aufgeführt. Siehe auch das Freiburger Stadtrecht v. 1520, Bl. 33 b. 

2) Früher behalf man fid) namentlich mit dem Pententaufe (auch dem Verlaufe von 
Grundftüden auf Wiederfauf u. ſ. w.), auf welchen wegen mander in der Natur defielben be- 
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Gunſten des Darlehns mit Zinsverjprechen und jette jo das canonijche Verbot 
diejer Zinsnahme ?) unter Begünjtigung der Particularrechte +) und indirectem 
Einfluffe der Neichsgejekgebung 5) vollftändig außer Anwendung. Nur über 
das Maß der erlaubten Zinſen vermochte fich feine allgemeine Norm zu bilden ®); 
denn wenn auch immer eine Zinsnahme von fünf Procenten von allen Parti- 
cularrechten gejtattet wurde, jo wichen fie Doch jehr in Betreff der Beſtimmung 
über den jechiten Zinsthaler von einander ab’), Durch die Eigenthümlichkeit 
der Entwidelung des Darlehnsinstituts in Deutjchland ?) rechtfertigte fich aber, 
wenn das Yandesgejek den ſechſten Zinstbaler nicht ausdrüdlich gejtattete, Die 
Aulaffung einer Rüdforderung des leteren, ohne daß die Annahme dejjelben 
ſchon als ftrafbarer Zinswucher betrachtet werden fonnte®). Nachdem aber in 
neuejter Zeit fchon einzelne Particulargejeßgebungen die Richtung auf gänzliche 


grünbdeter Unterfchiede vom Darlehen (Neumann, S. 279) die canonifchen Zinsverbote nicht 
angewandt wurden; denn hier hatte der Gläubiger fein Kündigungsrecdht, er konnte nur den 
Zins, nicht Kapital und Zins zugleich fordern. Die Einführung des Darlehns wurde befonders 
durch das Wegfallen der bejchränften Haftungspflicht des Erben nad) älterem deutſchen Rechte 
befördert; dem Uebergang bildete die Anerkennung des Kündigungsrechts des Rentenläufer® bei 
Säummiß des Rentenſchuldners. S. Deputationsabfch. v. 1600, $ 139. Neumann, ©. 274 fig. 
Bol. auch Wächter, Handb. des Württemb. Privatr. I, S. 496 flg., und benfelben ©. 111, 
Anm. 16, über eine höchft feltfame Umgehung ber Zin®verbote. Intereffant find auch die Aus- 
führungen in den Württembergiichen Yandrechtsacten (1859), ©. 125 fig. Eichhorn, Staats- 
und Rechtsgeſchichte, 8 450. 

3) Tit. X de usur. (5, 19). Endemann in Hildebrand’8 Jahrb. für Nationalöfonomie und 
Statiftil, 1. Bd. (1863). Neumann, ©. 12 fig. Roſcher, Syftem der Volkswirthichaft I, $ 191. 

4) Frankfurter Reformat. IT, 11, $ 10 fig. Hamburger Stabdtr. II, ı, 4. Pfälzifches 
Yandr. v. 1588, fol. 71. Henneberg. Landesordn. v. 1539, Buch 6, Tit. 2, $ 3. Neumann, 
©. 545 fig. 

5) Die Neichögejeggebung hat das zinsbare Darlehn niemals geradezu anerfannt; nur 
Verzugszinſen geftattete fie, vgl. Deputationsabih. v. 1600, $ 139, und die Mittheilung von 
Meiern, Gebanten vd. d. Rechtsmäßigleit des 6. Zinstbaler® (1752), ©. 133 fig. Die Zuge- 
ftändnifje ded Reichsabſch. v. 1654, $ 174, find offenbar nur tranfitorifch, auf die Folgen des 
30 jährigen Kriegs berechnet, was die Praris freilih nicht immer berüdfichtigte, ſ. Eichhorn, 
Einl., $. 108, Anm. g. Uber zulett erkannten jelbft die Reichsgerichte die überall für die 
Gültigkeit des Zinsverſprechens fi bildenden Gemohnheitsredhte an. S. Gail. obs. pract. II, 
8, Nr. 5. Neumann, S. 555 fig. 

6) Weil man bald das römische Recht, welches im Allgemeinen ſechs Procent geftattet, an» 
wenden wollte, bald die fünf Procent der Reichsgeſetzgebung als Norm anſah. Gtüd, Pandecten, 
Bd. 21, ©. 99 fig. Neumann, ©. 560. 

7) Bgl. die bei Eichhorn, Einl., $ 109 d, und bei Mittermaier, Grundfäge, $ 275, Anm. 
14 und 15, angef. Gefeße. Das Pr. Yandr. I, 11, $ 841, erflärt fünf Procent für landes- 
übliche Zinfen, das Defterr. Gefetb., 5 994, läßt, wenn fein Unterpfand gegeben wurde, ſechs 
Procent zu. 

8) Das Darlehnsgefhäft mit Zinsverſprechen ift geroiffermaßen als ein verfeinerter Renten— 
fauf auf deutfchen Boden wieder primitiv entftanden; für biefen geftattete aber die Reichs— 
poligeiordn. vd. 1577, Zit. 17, $ 9 fünf Procent. Aus diefem Grunde konnte man aljo nicht 
wegen des blos tranfitorifchen Charalter® des 5 174 de8 I. R. A. auf den römiſchen Zins— 
fuß zurüdfehren. 

) Glüd a. a. DO, ©. 135, Anm. 1. 
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Bejeitigung der Zinsbeichränfungen eingeichlagen hatten 10), ijt nunmehr durch 
Bundesgejeß vom 14. Nov. 1867 für das ganze Gebiet des Deutichen Reichs 
bie Feſtſetzung der Höhe der Zinjen bei Darlehen und anderen creditirten For- 
derungen der freien Vereinbarung der Parteien anheim gegeben. 


2) Realzinfen. 
a) Binfen aus dem Wentenkaufe*). 
8 188. 

Eine Rente!) wird „auf ein Grundftüd gelegt”, wenn der Gigenthümer 
dejjelben gegen Empfang eines Gapitals jich jelbjt und alle jpäteren Beſitzer 
des Grundſtücks ald ſolche nach den über die Entjtehung der Reallaften gelten- 
den Grundfägen zur Zahlung einer Rente („Ewiggeld”) verpflichtet. Der 
Nentenlauf war für das ältere Nechtöleben das Geldgeſchäft, welches ſich in 
der jpäteren Zeit in der Form des Darlehns mit Zinsverſprechen darjtellt; es 
batte jeine Bedeutung in einer Zeit, in welcher der Eredit nicht in der Perion, 
fondern allein in dem unbeweglichen Vermögen gefunden wurde?) Aus diejem 
Gebrauche des Rentenkaufs erflärt fich die bisweilen eingeräumte Befugniß des 
Rentenſchuldners, durch Zahlung des Hauptcapital® die Rente abzulöfen, welche 
freilich durch die Beſtimmung der legteren als einer unkündbaren ausgefchloffen 
werden fonnte?), allmählich aber durch die Reichsgeſetzgebung ganz allgemein 


10) Schon dad D. H.-G.-B,, Art. 292, beftimmt, daß ein Kaufmann für Darlehns- 
und andere Schulden aus Haudelögeihäften auch mehr als ſechs Procent gültig verſprechen 
tann. — Das angel. Bundesgefeß hat mur die eine Mobdification ($ 2), daß da, wo ein Zins 
von mehr ald 6 Procent verfprochen ift, den Parteien ſtets eine halbjährige Kündigung zuftehen 
fol, Inhaberpapiere und faufmänniiche Darlehen ausgenommen. Durd das Reichsgeſetz betr. 
den Wucher v. 24. Mai 1880, Art. 3, werden indeſſen folche Verträge, weldye im Sinne dieſes 
Geſetzes mwucherliche find, für ungültig erklärt, fo dak ſämmtliche vom Schuldner oder für ihn 
geleiftete Bermögensvortheile zurüdgewährt werben müſſen (fünfjährige Verjährungszeit des Rüd- 
forderungsrechts), wogegen auch der Gläubiger das bereits geleiftete zurüdfordern kann. 

*) Der Rentenlauf fam übrigens nicht blo8 mit der Wirkung vor, daß eine Neallaft da- 
durch begründet wurde, jondern auch mit blos perfönlicher Wirkung. 

1) S. Eichhorn's NRechtägefch., $. 361 u. 450. Albrecht, Gemwere, ©. 157—188, Dunder, 
Neallaften, S. 69 flg. Auer, Das Stadtrecht von München (1840), S. CXXIX fig. Göſchen, 
Goslarifche Statuten, ©. 228 fig. Stobbe in der Zeitfchr. f. deutich. Recht, Bd. 19, ©. 178 fig. 
Arnold, Zur Geſchichte des Eigenthums in den deutſchen Städten, 1861. Neumann, Geſch. 
des Wuchers, ©. 212. Pauli, Abhandl. aus dem Lübifchen Rechte, 4 Th. (j. g. Wiebolds- 
renten), 1865. 

2) Der Rentenkauf ift aljo nicht, wie man früher fehr allgemein annahm, ein zur Um— 
gehung der canonifchen Zinsverbote erfundenes Geſchäft, ein mutuam pallistum, fondern er 
rubt auf einer tieferen Grundlage. Wohl aber haben dieſe Verbote den häufigen Gebraud des 
Geſchäſts gefördert und lange erhalten. Eine hauptſächliche Veranlafjung des Rentenfaufs lag 
in der beſchränlten Haftung ded Erben für die Schulden des Erblafjers, j. Albrecht, S. 176 fig. 
An vielen Orten ift der Gültlauf feit dem fiebzehnten Jahrhundert geradezu als hypothelariſches 
Darlehen beurtheilt worden. 

3) Albreht a. a. DO, © 164. Stobbe, ©. 214. Neumann, I. 234. Die älteren Quellen 
find ſchwankend, indem manche die Ablöfung allgemein zulafien, andere den Beweis dieſes Rechts 
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für ftatthaft erklärt wurbe *). Die enge Verbindung, in welche nach der ur» 
iprünglichen Auffaffung des Verhältnifjes das Capital mit einem Grundſtücke, 
als Credit gebendem Dbjecte, geſetzt wurde, veranlaßte die älteren deutjchen 
Statuten, das legtere auch als unmittelbaren, ja ausjchließlichen Eyecutions- 
gegenjtaud anzuſehen, indem fie den Nentengläubiger anfangs das Recht ge- 
währten, den fäumigen Schuldner vom Gute zu treiben, und jpäter wenigſtens 
eine (der Wirkung des Pfandrechts ähnliche) Distraction des belafteten Grund- 
ſtücks geitatteten ®); diek iſt der Inhalt der Gewere, welche die gerichtliche Auf- 
laffung des Rentengeſchäfts hervorbrachtes). Das an manchen Orten aner- 
fannte Pfändungsrecht des Nentengläubigers?) bat ich ebenjo als die ehemals 
zur Strafe eintretende Berboppelung des Zinjes bei Zahlungsverſäumniß 
(Rutjcherzins) $) im jpäteren Mechte verloren, 

Der Nententauf ift aus dem lebendigen Verkehr unjerer Tage zum größten 
Theile verjchwunden. Wo er jetzt zur Anwendung kommt, iſt er nach den all- 
gemeinen Grundlägen der Neallaften ?) zu beurtheilen. Die Höhe der Rente 


fordern, es als etwas Beſonderes anfehen. So das Münchener Gerichtsbuch bei Auer a. a. O., 
S. CXXXVI, Nr. 4, das Füb. Recht von 1240, Art. 195. Magdeburger Fragen II, 1,5 
(hinter dem Sachjenipiegel); dagegen f. d. Alte Yüneb. Stadtr., Art. 43 (Dreyer, Nebenft. 379), 
Lüb. Recht, Art 106 (Pauli, 9. 72 flg.). Die Negel war wohl die Unablösbarfeit; aber die 
befondere Abficht der Warteien auf ein vorübergehendes Geldgefchäft mochte für einen Grund 
der Ablöslichkeit gelten, wenn jene ausgeiprochen vorlag. 

4) Reichspolizeiordn. v. 1548, Tit. 17, 8 8. 

5) ©, Auer, CXXXI flg. Albredit, S. 159, Dunder, S. 72, Stobbe, S. 189, 202 und 
207 fig. ©. aber v. Meibom, Deutjches Pfandrecht, S. 228 flg. Auch darin ift diefe Berbin- 
dung der Forderung mit dem Grundftüd erfennbar, daß dem Rentenfäufer bisweilen ein Bor- 
faufsrecht an letterem gegeben wird; f. die Stellen bei Albrecht, Anm. 376, 

6) Im Verbindung mit der im Texte hervorgehobenen Auffafjung ftehen drei Süße, melde 
wenigſtens in den älteren Statuten mehrfach ausgefprochen werden, nämlich der, daß nur das 
belaftete Grundftüd Ereeutionsobject ſei, daß daher der Befiger ſich durch Preißgebung der be- 
lafteten Sache auch von der Haftung für die bisher aufgelaufenen Renten befreie, und daß vom 
Beſitzer auch die Rüdftände des Vorbefigers mit diefem Erecutionsobjecte verlangt werden lönnen. 
Stobbe, S. 202 flg. Alles dieß erllärt fih aus der Annahme, daß der Rentenfauf nicht 
immer bdenfelben Charalter gehabt, fondern mehrere Perioden feiner Entwidelnng durchlaufen 
hat, wie dieß jchon Albrecht und menerdings Arnold und Pauli a. a. O. nadıgewiefen haben. 
In feiner erften Periode war er in das Geſchäft einer Erbleihe des belafteten Grumdftüds ein- 
gehüllt, weiche ein ähnliches Verhältniß wie das zwiſchen Gutsherrn umd zinepflichtigem Hinter- 
ſaſſen hervorbrachte; für dieſe Periode ift es auch berechtigt, vom einer Getvere am rentenbe- 
lafteten Gute ſelbſt zu reden. In feiner fpäteren Ausbildung hat fidh der Rententauf von der 
Berbindung mit der oblatio zur Erbleihe frei gemacht und erfcheint als eine einfache Reallaft, 
bei welcher dem Rentenberechtigten ein über die Wirkungen der Belaftung hinausgehendes Recht 
am Grumdftüde nicht zufteht. Freilich haben ſich auch im diefer Periode manche der oben anu— 
geführten Säte in einzelnen Statuten erhalten. (Im früheren Auflagen war über diefe Punkte 
eine wejentlid andere Anichauung vertreten.) 

7) S. jet v. Meibon a. a, O., S. 209, gegen Wilda, Zeitichr. f. deutiches Recht, Bd. 1, 
©. 217 fig. 

8) Albrecht, Gewere, Nr. 370, 

9) Dieß rechtfertigt fi daraus, daf der Rentenlauf allmählich der älteren Periode, in der 
er in die juriftifche Form der Erbleihe gehüllt war, völlig entwachſen iſt. Damit haben die in 
der Anm. 6 erwähnten befonderen Eigenthümlichleiten dee Rentenfaufs, wenn fie nicht particn- 
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iſt reichsgejetlich 19) auf fünf Procent beichränft, daraus darf aber in feiner 
Weife die Anwendbarkeit der jonjtigen Beitimmungen über Zinſen geſchloſſen 
werden. Der Rentenihuloner kann nah Willfür die Nentenlaft ablöfen !'); 
der Rentengläubiger kann dieß nur dann verlangen, wenn jener in der Zahlung 
der Rente ſäumig ift und für diefen Fall dem Pentenfäufer das Kündigungs— 
recht ausdrüdlich einräumte 12). 


b) Sonſtige Grundzinſen. 


8 189. 


Abgeſehen von den gekauften oder durch einen Act der Yiberalität beſtellten 
Renten fennt das deutjche Recht eine Menge der verjchiedenartigiten Zinsver- 
pflihtungen mit dem Charafter der Reallaften. Ein. Theil derjelben beruht 
auf der ehemaligen Unterwerfung bes belajteten Guts unter die vogteiliche 
oder Gerichtö-Herrichaft eines Gutsherrn, ein anderer Theil ift ein Aequiva- 
(ent gegen die Geftattung von Servituten und ähnlichen Gerechtjamen, noch 
andere find der Kaufpreis von Grundjtüden, ein großer Theil endlich wurde 
bei der Uebertragung bäuerlicher Gutsrechte vorbehalten !). Die Grundzinjen 
bejtehen bald in Geld, bald in Naturalien und führen die verjchiedeniten Na- 
men, welcde bald von der Beichaffenheit des Gegenitandes?), bald von ber 
Zeit der Fälligkeit ?) oder der Natur des belajteten Grundftüds +), bald enb- 


larrechtlich ausdrüdlich feftgehalten worden find, ihren rechtlichen Halt verloren. Ein anderer 
Grund ıhrer Geltung, dad Bedürfniß einer gefiherten Nealerecution bei dem Mangel eines be— 
friebigenden perlönlichen Eredit, verſchwindet im Zuſammenhange unſeres heutigen Schuldrechts. 
Es ergiebt ſich alſo hieraus, daß die Abweichungen des Rententaufrecht® von den fonftigen Grund«- 
fägen der Neallaften nur für die ältere Periode des erfteren Bebeutung haben. 

10) Reichspolizeiordnung v. 1577, Tit. 17, 8 9. 

11) Reich8polizeiordnung a. a. O. 

12) Deputationsabſch. v. 1700, $ 35, 

1) Auf die Berichiedenheit der Entftehung eine® Bodenzinfes ftiitt fich eine fehr allgemeine 
Eintheilung defielben in vorbehaltenen und aufgelegten (census reservativus und 
constitutivus). Der eritere ift derjenige, welcher bei der Llebertragung von Grundftüden vom 
Gutsherrn vorbehalten wurde, der lettere ift dagegen ohne eine ſolche Uebertragung auf das 
Grundftüd aus anderen Gründen aufgelegt worden, wobei Maurenbrecher, Lehrbuh I, S. 724 
nod) die jcharfe Trennung von vertragsmäßig entftandenen Zinjen fordert. Diefe Unterſchei— 
dung überfchreitet ba® Gebiet der Reallaften ; dern der vorbehaltene Zins als Aequivalent bäuer- 
liher Nutzungsrechte ift meift rein perfönlicher Natur und ift in der Regel nur als Vorbehalt 
bei voller Eigenthumsübertragung eine wirkliche Reallaſt. Daß die Conftatirung des Urſprungs 
eined Zinſes als eines vorbehaltenen indeflen ım mehrfadrer Hinfiht von rechtlicher Bebeutung 
ift (3. 8. bei der Beftimmung des Ablöfungsmaßitabs und für die rechtliche Charakteriftit der 
Gutsbeſchaffenheit überhaupt), ift ſelbſtverſtändlich; wenn e8 aber feftiteht, daß der fragliche 
Zins eine Neallaft ift, fo ift e8 für die Beſtimmung diefes Nectebegrifis ohne Bedeutung, 
ob er ein vorbehaltener oder aufgelegter fei. — Ueber das Geſchichtliche ſ. Dunder, Reallaften, 
©. 197 fg. 

2) 3. 8. Zinsfrudt, Zinstorn, Wachszins. 

3) 3. B. Martinsgänfe, Faftnachtshühner, Oftereier, Pfingftlämmer. 

4) 3. 8. Rauchhühner, Rauchpiennia. 
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lib von dem rechtlichen Grunde >) des Zinjes genommen find. Naturalzinjen 
werden im Zweifel von der Güte und Beſchaffenheit gejchuldet, wie fie auf 
dem belajteten Grundſtücke überhaupt erzeugt zu werben pflegen ®\. “Der 
Termin der Yeiltung des Zinjes, welcen in der Regel der Zinsmann dem 
Berechtigten darbringen muß?), ijt meiftens ein einziger Tag im Jahre, und 
war bald ein hohes Feſt, bald die Zeit, in welcher das Agriculturproduct ge» 
wonnen wird ®). Für den Fall, daß der fällige Zins nicht gezahlt wird, geben 
manche Particularrechte dem Berechtigten die Befugnif, eine Erhöhung des 
Zinfes zu fordern (Rutſcherzins, Zinsbuße ?), andere gejtatten dem Gutsherrn 
jogar die Einziehung des zinspflichtigen Grundſtücks, wenn das Recht des Zins— 
manns an demjelben nur ein biüuerliches Nußungsrecht iſt0); noch andere 
Particularrechte geben endlich wegen fülliger Zinjen ein Vorrecht im Concurſe 
oder ein geſetzliches Pfandrecht !1). Gin Recht, Erlaß oder Nachlaß am Zinfe 
in unglüdlichen Jahren zu fordern, fann dem Zinsmanne, da die Analogie der 
Zeitpacht nicht paft '*), aus gemeinrechtlichen Gründen nicht zugejprochen werben; 
Particularrechte 13) und die Gewohnbeitsrechte mancher Gegenden gewähren es 
dagegen bei außerordentlichen Unglüdsfällen entweder allgemein oder doch in 
Betreff der Zinjen, welche die Höhe eines wirklichen Aequivalents des Frucht: 
genuſſes erreichen 4). 


o) Behnten. 

$ 1. 
Gine Art der Grundzinjen find die Zehnten, deren rechtliche Eigenthüm- 
lichfeiten noch heutzutage zum Theil auf ihrer gejchichtlihen Beziehung zur 


5) 3. 8. Yeibhühner (Feibeigenichaft), Go», Hals» und Vogtshühner (Gerichtsherricdaft). — 
Betenngeld (Gutsherrſchaft). Der Ausdrud „Erbzins“ deutet nur die Grblichfeit des Rechts 
am Zinsgute. 

6) Struben, Rectl. Bedenken III, 112, Hagemann, Praft. Erört., 7. Bd., Nr. 75, 

7) &. zwar Sadjfenip. I, 54, $ 2, und Berger, Oecon. jur., L. 3. T. 5, Th. 28, not. 8, 
S. aber Cod. Max. Bavar. IV. 7,89, Eichhorn, Einl., $ 253, VI 

8) Bgl. Anm. 3. 

9) Sadjfenfpiegel, 1, 54, $ 2: „Swer sinen zins zu rechten tagen nicht gibt, zwei 
gelde sal her in geben des anders tags und alle tage also, die wile her in unter ime hat‘, 
Ayrer, de censibus mora crescentibus. Gotting. 1744. Scott, Jurift. Wochenbl. IV, ©. 633 fig. 

10) Steinader, Braunſchw. Privatr., S. 508. Haubold, Sächſ. R. 8 476. Preuß. Yandr, I 
18, 771 flg. S. oben $ 143, Anm. 14. Ueber das Pfändungsrecht des Zinsherrn ſ. v. Mei- 
bom, Pfandrecht, ©. 204 fla. 

11) Bayer, Prioritätögef., $ 13, Nr. 7. Pr. Landr. II, 7, $ 493, 

12) 4. M. Eichhorn a. a. O., $ 253, V. Richtig Weishaar, Württ. Privatr., $ 562. 

13) ©. Pfeiffer, Das Meierreht (1848), S. 156 flg. Die vielen hier angeführten Geſetze 
ftellen es in die Billigfeit des Gutöherrn, fordern diefe aber in manchen auferordentlichen Fällen 
Das Motiv ift in der Regel das Interefie des Staats an der Erhaltung eines wohlhabenden 
Bauernftandes. 

14) Defterr. Gefetb., $ 1133 und 1134, 
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chriſtlichen Kirche beruben 1). Im vielen Gegenden Deutichlands ijt die Zehnt- 
berechtigung das alte Necht der Kirche ?); jehr Häufig iſt fie aber in weltliche 
Hände übergegangen. Andere Zehnten find originär als Gutslaft bejtellt wor- 
den). Die Zehntverpflichtung an fich it im Allgemeinen nad den Grund- 
ſätzen der Reallajten zu beurtheilen; nur treten für den firchlichen Zehnten als 
Beitandtheil des Kirehlichen Vermögens noch außerdem mance Bejtimmungen 
des canoniſchen Rechts ein. 

Die Zehntverpflihtung bejteht in der Verbindlichkeit des Beſitzers 
(auch des Pächters) +) eines Grundjtüde, dem Berechtigten einen Theil (vegel- 
mäßig, aber nicht immer den zehnten Theil) der auf demſelben erzeugten Früchte 
(Feldzehnt), oder der durch feine Gutswirthichaft gewonnenen Thiere (Blut- 
zehnt 5) oder ihrer Producte zu überlaffen. Der Umfang der Zehntberechtigung 
it verſchieden, je nachdem fie ſich über alle in einem Bezirke liegenden Grund- 
ftüdle (mit Ausnahme der Gärten ®) erjtredt, oder nur auf einzelne berfelben 


1) Ueber die Gedichte der Zehnten f. G. L. Böhmer, De origine et ratione decimarum 
in Germania (el. jur. eiv. T. II, p. 64). Birnbaum, Die rechtliche Natur der Zehuten nad) 
den Grundeigenthumsverhältniffen des römischen und fränkifhen Reichs hiſtoriſch entwidelt x. 
1831. A. M. ift zum Theil Eichhorn, Rechtsgefch., $ 186 u. 325, und in feinem Kirchenrecht, 
2. Bd, ©. 815 fla. — ©. auch Walter'8 Kirchenrecht, $ 247 flg. — Ueber das heutige Recht 
vgl. Schnaubert, Erläuterungen des Lehnrechts, ©. 284 flg., und Hagemann’s Handbuch des 
Landwirthſchaftsrechts, 257—367. — Gengler, D. Pr. R., ©. 317 flg. 

2) Da die Kirche keineswegs überall mit ihrem Zehntanfprude vom Gefichtspuufte einer 
allgemeinen Kirchenfteuer aus durchgedrungen ift, und aud) da, wo dieß geſchah, den Zehuten 
doc nicht in dem ganzen urſprünglich angeftrebten Umfange zur Geltung brachte, fo hat die 
Kirche, als Zehntberechtigte, an diefer Stelle feine andere Stellung in Aniprud zu nehmen, 
als jeder andere zufällige Zehntherr, denn auch ihr Recht bedarf heutzutage, wenn es beftritten 
wird, des Beweiſes feiner Entftehung oder wenigftens ſeines unvordenklichen Daieins, da ein 
Zurücdgehen auf die urſprünglichen Kirchengejeße zur Erwerbung neuer Zehntrechte unftatthaft 
ift. (Wie Walter, D. Pr.-R., $ 531, 4, mir bei diefer Anm. eine fritiflofe Benugung Birm- 
baum's vorwerfen fann, wird man wohl fdywerlich verftehen.) 

8) Nicht aller weltliche Zehnte iſt von der Kirche in die Hände der Yaien übergegangen; 
oft wurde er durch Vertrag und Vorbehalt als eine den Zinfen analoge Gutslaft beftellt. Auch 
die Pandesherrn haben fich bisweilen durd; Geſetze ein Zehntrecht beigelegt; da ſich aber dieß 
in der Zukunft ſchwerlich wiederholen wird, fo find jeßt die Zehntrechte aller Arten von Sub- 
jeeten nad) den rein privatrechtlihen Grundfägen von der Entitehung der Neallaften zu be- 
urtheilen. Der Darftellung der Particularrechte muß e8 überlafjen bleiben, den Umfang ber 
Berechtigung jedes Zehntherrn, wie er ſich nun einmal geftaltet hat, als thatfächliches Berhält- 
niß zu beftimmen. 

4) Hagemann, Yandwirthichaftsrecht, ©. 504. Derlimftand, daß die Leiſtung in einem Theile 
der wirklich gezogenen Früchte befteht, läßt Jeden, der nur immer diefe Früchte zieht, als ver- 
pflichtet ericheinen. Ueberhaupt unterfcheidet ſich das Zehntrecht dadurch, daß fein praftiiches 
Object ein Theil der auf dem belafteten Grundftüde gezogenen Früchte ift, wefentlih von den 
übrigen Reallaften. Da immer die Borausfegung ift, daß ſolche Früchte überhaupt entftanden 
find, fo hat es den Character eines bedingten Rechts; noch jet ſchimmert die Idee einer Tand- 
wirthichaftliben Probuctenftener hindurd. Aber weder hierin, noch in dem Umſtande, daf der 
Zehntherr den Zehnten abholen muß, liegt ein Grund, den Zehnten aus dem Bereiche des 
Obligationenrechts zu entfernen und etwa dem Gefichtöpunfte einer Eigenthumsgemeinichaft zu 
unterftellen. 

5) Der Blutzehnte heißt auch Fleiſch- oder Schmalzehnt, decimae minutae, Uchtpenning. 

6) Hagemann a. a. S,& 135 umd 295. 
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bezieht (decimae universales und particulares), je nachdem fie alle, oder nur 
einzelne ruchtarten und Tchiergattungen zum Gegenjtande bat; im letteren 
Valle unterjcheidet man den großen und Heinen Zehnt, jo daß der große Feld— 
zehnt alle Getreidearten, der Ffleine Feldzehnt (Krautzehnt) nur die Garten» 
und Baumfrüchte, der große Blutzehnt größere Thiergattungen, der Heine 
Blutzehnt nur das Federvieh umfaßt”). Weder die Zebntberechtigung über- 
haupt, noch ihr Umfang kann auf eine Präfumtion geftügt werden; der Beweis 
fann aber durch den Umjtand erjpart werden, daß ein Geleß ®) oder Gewohn— 
heitsrecht die Zehntpflicht in einem bejtimmten Maße ausiprict. In Erman- 
gelung eines ausdrüdlichen particulären Rechtsſatzes kann daher auch vom 
Neubruh nur dann ein Zehntrecht anerkannt werden, wenn das urbar gemachte 
Land in einer dem univerjellen Zebntrechte unterworfenen Feldmark liegt ?). 
Die Ausübung des Zehntrechts gejchieht in der Art, daR der Berechtigte nach 
gejchehener Anzeige von der vollendeten Ernte mit beliebigem Anfange der 
Zählung auszehntet 10); nur wenn er dieß nach erfolgter Anzeige und nach 
Verlauf der ortsüblihen Zehntfrift unterläßt, Hat der Pflichtige das echt, 
ben Zehnten jelbjt zu bejtinnmen und zur Verfügung des Berechtigten zu jtellen !}). 
Beim Blutzehnten wird das zehnte Stück nach fortlaufender und durch das 
Ende des Jahres nicht unterbrochener Zählung als Zehnte in Anſpruch ge- 


7) Hagemann a. a. O, ©. 489 fig. Sachſenſp. II, 48, $ ı1. — Welche Früchte zum 
großen oder Kleinen Feldzehnt zu rechnen find, kann im einzelmen falle ftreitig jein, aber nur 
nad) Herfommen, Vertrag und Particulargefeg entfcieden werben. Die in der Brache gewon— 
nenen Früchte fallen ebenfalls unter den allgemeinen, bisweilen auch unter den Heinen Feld— 
zehnt ; denn die Brache ift feine rechtliche, fondern nur die durch ein befonderes MWirthichafts- 
foftem gebotene factifche Schranke des allgemeinen Zehntrehts. ©. Hagemann a. a. O., ©. 504 
und 491, Pufendorf, Observ. II, obs. 1567. Arnold, Beiträge zum deutichen Recht Il, S. 221, 

8) Eine Reihe particularrechtlicher Zehntordnungen, welche leicht vermehrt werben fann, ift 
angeführt bei Eichhorn, Einleit., $ 252 n. S. insbfondere Cod. Max. Bavar., P. 2, Cap. 10. 
Thomas, Fuldaiſches Pr.-R. I, ©. 298 flg., Pr. Yandr. II, 11, $ 857 flg., Reyſcher, Württemb. 
Br-R., $ 275, Haubold, Sächſ. R., $ 486, Steinader, Braunihw, Pr.-R., S. 525 flg., 
Grefe, Hannöv. Pr.-R., ©. 345 fig. 

9) Ueber den ſ. g. Noval- oder Kottzehnten ift früher ein langer Streit geführt worden ; 
insbefondere hat man ihm bisweilen Durch eigene Gejege zu einem Regale geftempelt. Die 
richtige Anficht ſ. bei Hagemann, Pract. Erört.., Bd. 3, Nr. 83 und Landwirthichaftsredt, 
8 260. Cap. 13, 27, X. de decim. (III, 30). Instr. pac. Osnabr., art. 5, $ 47 (Hagemann, 
Erört. a. a. DO., ©. 200, Anm. n). 

10) S. hierüber und über das Fortzäblen von einem Ader zum andern Hagemann, Yand- 
wirthichafter., $ 265, Arnold a. a. O., S. 373. Auf der Art der Auszehntung beruht die an 
manchen Orten herlömmliche Bezeichnung des Zehnten ald Schlepp- und Streuzehnt. Hage— 
mann a. a. D., $ 262. Uebrigens hat der Zehntherr für das Einfammeln und Fortſchaffen 
des Zehnten teinerlei Entfhädigung zu fordern. 

11) Sadjfenfp. IL, 48, $ 7: „Swen ein man sin korn invuren wil, daz sal her kundegen 
deme zendenere, ab her in deme dorfe oder uf deme velde ist, und wartet her denne sines 
zehnden nicht, der man verzehnde im selben; als her sinen eid daran beware, ob man in 
von ime habn wil, und bewise in zwen sinen geburen und laze in uze sten; so sal erz 
bliben ane schaden, ob her sider ergert oder verloren wirt.“ Steinader, Braunſchweig. 
Privatr., S. 529. 
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nommen !?), Dur die gleichartige und gleichzeitige Zehntberechtigung Meb- 
rerer an demjelben Grundjtüde wird der Belaftete nicht zur Abgabe eines 
doppelten Zehnten verpflichtet; die Löſung diejer Collifion der Zehntherrn unter 
ſich kann jedoch nur nach dem localen Herfommen und Particularrechte ge- 
wonnen werben !®). 

Die Berechtigung zum Feldzehnten ijt ein Recht auf regelmäßig wieber- 
febrende Leiſtungen, indem die dem Zehntrechte unterworfenen Früchte nach 
dem Wirthſchaftsſyſteme, welches bei der Entſtehung der Laſt in Nüdficht ge- 
nommen wurde, in bejtimmten fich immer wiederholenden Zeiten erzeugt werden. 
Somit wird die Fortdauer des bisherigen wirtbichaftlichen Zuftandes des be- 
lajteten Grundſtücks, ſoweit fie von dem Willen des Verpflichteten abhängt, 
zugleich zu einer natürlichen Nebenwirkung des Rechtsverhältniſſes. Cine will- 
fürlihe Veränderung der Bemwirtbichaftung oder der Geftalt des zehntpflichtigen 
Grundftüds, welche den Zehntheren im Vergleich zu dem Ertrage feines Rechts 
bei dem hergebrachten Zuftande bemachtheiligt, iſt deshalb, da ein Surrogat 
oder Sadzehnt nicht angenommen zu werben braucht, der einjeitigen Aufhebung 
einer beſtehenden Verbindlichkeit gleich zu ſtellen 14). 


3) Reibrenten (Leibzuchtsuertrag). 
8 191. 

Die Abficht, fich oder Dritten eine lebenslängliche Verjorgung durch Yei- 
jtungen Anderer zu verichaffen, kann burch jehr verjchievene Rechtsgeſchäfte aus- 
geführt werden. Dahin gehört namentlich die auf Grund eines Vertrags oder 
Geſetzes neichehene Beitellung eines Witthums zum Unterhalte der überleben- 
den Ehefrau '), und die Hingabe eines Werthobject8 an Dritte gegen die Ver— 
pflichtung zur Zahlung von lebenslänglichen Renten, oder zur leiblichen Ver- 
pflegung mit Darreihung von Alimentationsmitteln, Gejtattung der Wohnung 
und Ueberlafjen des Nießbrauchs an einzelnen Grundjtüden. Die legtere Ge— 





12) „Wie e8 fällt“. Hagemann a a. O., ©. 489. 

13) ©. 3. B. Weishaar, Württemb. Br.=R., $ 561 fig. Cod. Max. Bav. a. a. O. 5 11. 
Die Unterfcheidungen und Grundfäge Maurenbrecher's, Brivatr., $ 337, find für das gemeine 
Recht willtürlich. 

14) Ebenfo Eichhorn, Einl., $ 254, und Hagemann a. a. O, S. 505, aber aus unge» 
nügenden Gründen. Bgl. 3. B. Arnold, Beitr. z. deutſch. R., Bd. 2, ©. 66 fig., 376 fig. 
A. M. ift Diittermaier, Grundſätze, $ 187, und zum Theil das Pr. Landr. II, 11, $ 885, ©. 
auch Dunder, Reallaften, S. 226. — Von der Frage, ob ber Zehntpflichtige das Recht des 
Zehntheren durch willkürliche Eulturveränderungen illuforifh machen könne, verfchieden ift die 
Frage, ob er überhaupt zum Anbau verpflichtet jei, damit die Zehntfrucht entftehe. Diefe Frage 
muß bei mwirflihen MNeallaftzehnten verneint werden. Man kann wohl anertennen, daß burd) 
das Beftehen des Zehntrechts der wirthichaftliche Eulturftand des belafteten Grundftüds firirt 
und daher der Zehntlandbefiter im der Art der Eultur beſchränkt werde, und doch verneinen, 
daß in dem Zehntrechte zugleich eine allgemeine Verpflichtung zum pofitiven Handeln überhaupt 
enthalten fei. 

1) Darüber im dritten Buche ($ 239) bejondere. 
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ſchäft bezeichnet man im Allgemeinen als Leibzuchtsvertrag, Yeibgeding, con- 
tractus vitalitius, bei Outsabtretungen als Altentheil und Auszug; jeine ju- 
riltifjche Bedeutung fann aber nach der Mannigfaltigkeit der Berhältnifje jehr 
verjchieden jein. Es kann zunächſt ein reines Kaufgejchäft mit der Mopdifica- 
tion jein, daß ein Theil des Kaufpreifes in der Berpflichtung zu Yeiltungen der 
genannten Art beſtehe ?), es kann aber auch den Charakter der donatio sub 
modo annehmen ?). Die Yeibzuchtsbeitellung bei der Uebertragung von Bauer- 
gütern insbejondere kann abgejehen von diefen Möglichkeiten unter bejonderen 
Umjtänden eine Gegenverpflichtung für den Vortheil einer erfrühten Erbnahme *) 
jein, bisweilen (und zwar namentlich, wenn das Gut an Fremde) gegen die 
Leibzuchtöverbindlichkeit abgetreten wird) auch auf einem dem römischen Rechte 
unbefannten Pfründenvertrage ohne die Wirkungen der j. g. anticipirten Erb— 
folge beruhen 6). Die auf dieje Weife bejtellten Berbindlichkeiten find an jich 
nicht nothwendig Reallaſten; fie können aber deren Natur erlangen, wenn jie 
nach den Grundfägen über die Entjtehung derjelben conjtituirt werden’). Der 
Yeibzuchtövertrag kann endlich einen bejonderen Charakter dadurd erhalten, daß 
bei jeiner Eingehung lediglih ein Gewinn durch eine Speculation beabfichtigt 
wurde, welche auf der mutbmaßlichen Berehung der Yebensdauer des Renten» 
empfängers beruht; dies iſt der Yeibrentenvertrag, von dem nun bejonders ge- 
handelt werden joll. 


$ 192. 

Beim Yeibrentenvertrage verpflichtet fich Jemand, gegen Empfang einer 
Summe oder eines nach feinem Geldwerthe bejtimmten Gegenjtands dem Ge— 
ber oder einem Dritten eine lebenslängliche Jahresrente zu zahlen. Da die 
unfichere Berechnung der Yebensdauer des Nentenempfängers den Maßſtab für 
die Größe des zu leiftenden Werthes gewähren muß, und die Rente das ge- 


2) Runde, Die Rechtslehre von der Yeibzucht und dem Altentheile (1805), ©. 307 fig. 
Sächſ. Eivil-Gefegb., $ 1157 fig. 

3) L. 8, Cod. de rer. permut. (4, 64). L. 1, C. de donat. quae sub modo (8, 55). 
Runde a. a. O, ©. 310 fig. 

4) Darüber im Erbredit, $ 254. 

5) Runde a. a. O. ©. 317. ' 

6) Eichhorn, Einl., $ 117, III, nennt diefen Vertrag, weldyer in der Hingabe eines Grund- 
ftüd® gegen Leibzuchtsverbindlichleiten ohne Kaufpreis befteht, einen ungenannten Kontralt und 
will daraus feine Cigenthümlichteit ableiten; die ungenannten Nealverträge haben aber be- 
fanntlic heutzutage nicht mehr die Eigenthümlicheiten dieſer Form des römiſchen Bertrags- 
ſyſtems. Der Charakter des Verhältniſſes entjcheidet fi nad den Beftimmungen des Vertrags. 
Allgemein und durch Particularrecht oft beftätigt ift jedoch die Regel, daß ſich die Verbindlich— 
feiten des Verpflichteten nicht durch Berheirathung oder Kindererzeugung des Yeibzüchters ver- 
mehren folen (Runde, S. 367 flg.). Nicht immer aber bedarf es eined Vertrags oder einer 
Teftamentsbeftimmung zur Entftehung der Leibzucht an Bauergütern, oft gewährt ſchon das 
Geſetz eine foldhe, 3. B. dem Interimswirth, überlebenden Chegatten, gebredjlihen Kindern ; 
Runde, ©. 353— 367, 

7) S. oben & 169, Anm. 4. 
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wöhnliche Zinsmaß überfteigt!), jo iſt das Gefchäft ein gewagtes?). Das 
Gapital iſt mit der Perfection des Vertrages verfallen, und der Rentenberech— 
tigte ift nur noch Gläubiger auf den Betrag der Rente („Leibgut ſchwindet 
Hauptgut‘’), deren Forderung übrigens im Goncurje feinen Vorzug genieft ®). 
Vorausgejegt wird jedoch für jene Wirkung, daß der Rentenſchuldner die Ver- 
pflihtung zur Zahlung der Yeibrente nicht durch eine vorjägliche Handlung auf- 
bebe +). Wird das Gejchäft durch Eintreten einer binzugefügten Rejolutivbe- 
dingung aufgelöft, jo wird das Hauptcapital gegen Erjtattung bed die gewöhn— 
lihen Zinſen überfteigenden Mebrbetrags der empfangenen Renten zurückge— 
zahlt *). 

Dieſe Grundſätze kommen nicht immer in dieſer einfachen Geſtalt zur An— 
wendung; ſie ſind oft in complicirtere factiſche Vorausſetzungen verflochten. 
Dieß iſt zunächſt der Fall bei der ſ. g. Tontine, d. h. dem Geſchäfte, bei wel— 
chem Mehrere ſich in der Art eine Leibrente beſtellen, daß der Antheil der 
Verſtorbenen den Ueberlebenden anwächſt; ferner bei den j. g. Leibrentenan— 
ftalten, welche bei der großen Zahl der fich betheiligenden Leibrentenkäufer auf 
einer der Einwirkung individueller Zufälligfeiten weniger ausgejegten Bafis be» 
ruhen; endlich bei den Wittwenverjorgungsanjtalten %). Dieß find Anftalten 
(Gejellichaften oder Corporationen), welche jich ihren zu beftimmten jährlichen 
Beiträgen verpflichteten Theilnebmern ?) gegenüber verbindlich machen, an bie 
etwaigen Wittwen derjelben beſtimmte jährliche Yeibrenten zu zahlen 5). Mit 


1) Eichhorn, Einl., $ 118e. Bornemann, Preuß. Eivilrecht III, S. 135. Wer die Noth- 
mendigfeit dieſes Grundſatzes läugnet, hat irgend ein anderes Geſchäft, nur nicht dem eigent- 
lihen Leibrentenvertrag im Sinne. S. Nüdert, der Yeibrentenvertrag, eine civil. Abh., 1857, 
©. 23 fig. Es verdient feine Billigung, wenn Yetterer das Geſchäft unter den allgemeinen 
Gefichtspunft der Darlehnsgeichäfte bringen will. S. dagegen Förfter, Theorie und Pr. d. 
Preuß. R., $ 129, 12, — Vgl. überhaupt Sächſ. Eivilgefeßb., $ 1151 fig. 

2) Bon einer laesio enormis und ihrer Wirkung lann bier deshalb nicht die Mede fein. 

3) Die entgegengefegte Behauptung, die Rente werde im Concurſe nicht geichmälert und 
bem Rentenberechtigten müfje ein Capital ausgefettt werden, deſſen Intereſſen der Größe der 
Rente gleihlämen, läßt fid) aus allgemeinen Principien nicht begründen. Das Richtige ift, daß 
ber Werth des Rentenrechts zur Zeit des Concurjes capitalifirt und nad) den allgemeinen 
Prioritätsgrundfägen locirt wird. Gichhorn, Einl, $ 118 0. 

4) 3. B. Tödtung des Nentengläubigers, vgl. Bornemann a. a. O., S. 135 (zu Preuß. 
Landr. I, 11, 621 flg.); verichuldete Unmöglichteit der Erfüllung nad L. 11 Cod, de cond. ob 
caus. dat. (4, 6), vgl. Eichhorn a. a. D., Anm. i. ©. auch NRüder a. a. O., ©. 31. — 
Bloße Säumigfeit in der Erfüllung der Rentenverpflihtung kann dagegen nicht als Aufhebungs- 
grumd angejehen werden. Anders in Preußen, ſ. Bornemann, ©. 138. 

5) Ueber die außerdem nach Partienlarrechten noch verwirfte Buße f. Bornemann, ©. 137. 

6) Pfeiffer im der Zeitfchr. f. deutich. Recht, Bd. 9, ©. 440 flg., und Prakt, Ausführ., 
Bd. 8, ©. 222 fig. 

7) Nur die Ehemänner , nicht die Wittwen find Theilnehmer der Corporation; für die 
ridftändigen Beiträge haften daher auch nicht die Wittwen als folhe, fondern nur die Erben 
der Ehemänner, 

8) Die von Pfeiffer a. a, DO. der Zeitfchr. f. deutich. Recht, S. 464, angegebenen Unter- 
ſchiede vom Yeibrentenvertrage find juriftiich irrelevant, Die Idee der Affecuranz, welche in ber 


Die einzelnen Forderungsrechte. Yeibrenten. Spiel und Wette. $ 192. 193. 319 


dem Tode des betheiligten Ehemann tritt die Wittwe mit jelbjtändigem Klage— 
rechte der Wittwenkaſſe gegenüber in das gewöhnliche Verhältniß des Gläubi— 
gers zum Schuldner ?). Denn e8 bejteht dafür ein allgemeines Gewohnbeits- 
recht, daß bei allen ſolchen Rentenanjtalten der Dritte, zu deſſen Gunjten die 
Rente beftellt wird, auch ohne Beitritt zu dem Vertrage ein unmittelbares 
Rlagerecht gegen den Nentenjchuloner erwirbt 19). 


V. Spiel und Wette !), 


8 198. 


Beim Spielvertrage fnüpfen die Parteien Gewinn oder Berlujt an den 
vom Zufalle oder von der Gefhidlichkeit oder von Beiden zugleich abhängigen 
Ausfall einer in dieſer Abjicht vorgenommenen Thätigkeit ?), Die Unterjchei- 





Wittwenverforgung ruht, hat ebenfall® kein juriftifch bedeutfames® Moment. Nennt man doch 
jetzt häufig den Erwerb irgend einer Art von Leibrente eine „Rentenverficherung”. 

9) Es bedarf alio zur Begründung der felbftändigen Berechtigung der Wittwe nicht erſt des 
Nachrveifes eines etwaigen Repräfentationsverhältnifjes de Mannes zur Frau. 

10) Mit Recht nimmt auch Staudinger, Die Nechtslehre von der Lebensverficherung, 1858, 
©. 158, ganz allgemein den Eat an, daß bei Afjecuranzen und Rentengefchäften bie Rechts— 
gültigteit von Verträgen zu Gunften Dritter als allgemeines Gewohnheitsrecht beftehe. Yebend- 
verfiherungs- und Renten-Anftalten werden recht eigentlich umter diefer Vorausſetzung begründet 
und in der mad) diefer Richtung gehenden Wirtfamteit allgemein anerkannt. 

1) Das Zufammenfaffen von Spiel und Wette, Yeibrentenvertrag, Aſſecuranz und ähnlichen 
Geichäften unter die gemeinfchaftlihe Rubrik „aleatoriiche Verträge” ift neuerdings getabelt 
morben, weil das Wagen, oder Stellen auf Gewinn und Berluft, oder das Abhängigmachen 
vom Zufall eıne auch bei allen übrigen Berträgen mögliche Modification fei. S. Wilda, Zeitichr. 
f. beutfch. R., Bd. 8, S. 205 fig. Puchta, Pandecten, $ 258, Anm, i. Nur ift dem Spiel und 
der Wette eigenthümlich, daß das Magen hier den alleinigen Charakter des Geſchäfts ausmacht, 
weshalb fie als jelbftändige Verträge, wenn audy nicht als die einzigen ihrer Art, unter den 
einzelnen Obligationen darzuftellen find. S. v. d. Pfordten, Abhandlungen (1840), S. 327 fig. — 
Mit den hier vorgetragenen Grundfägen ſtimmen jetzt im Weientlihen überein die neuen Aus— 
führungen von SKrügelftein, Ueber den begriffliden Unterichied von Spiel und Wette, 1869, 
Sehr werthvolle Erörterungen mit zwei intereffanten neueren Präjudizien f, jet bei Goldſchmidt, 
Zeitichr. f. Handelsrecht, Bd. 28, 5. 292 flo. 

2) Bon wen diefe Thätigfeit vorzunehmen fei, ob von den Parteien perjönlich oder hierzu 
beauftragten Dritten (Krügelftein, S. 21), ift gleichgültig. Nur muß fie eine beflimmte zur 
Hervorbringung des im Spielvertrage berüdjichtigten Erfolgs geeignete und deshalb verab- 
redetermahen vorgenommene Thätigfeit fein. So Thöl, Verkehr mit Staatspapieren, ©. 257. 
A. M. ift v. d. Pfordten a. a, DO,., ©. 330, und befonders Wilda a. a. O., Bd. 8, ©. 209, 
Diefer letzte Schriftfteller fucht einen tieferen Unterfchied zwiſchen Spiel und Wette, als den, 
daß das erftere eine Thätigkeit, das letztere keine ſolche vorausſetze, weil fich durch diefe factifch 
oft ganz geringfügigen Unterichiede die große juriftifche Verſchiedenheit beider Geichäfte nicht 
erflären laſſe. Er fett das unterfcheidende Kriterium im die Abficht der Parteien, melde beim 
Spiel immer auf Gewinn, bei der Wette nur auf Bewährung der Richtigleit einer aufgeftellten 
Behauptung gerichtet ſei. Hiernach enticdjeide die äußere Form des Geſchäftes gar Nichts, 
fondern es fomme auf eine Prüfung der in dem gefammten factifchen Zuſammenhange ausge» 
fprochenen Intention der Parteien an. Amar ift diefe Charakteriftit der Wette ganz richtig, 
aber die des Spiels ift es gewiß nicht, und fowohl der im Bolfe lebenden Anihauung als dem 
Nechte fremd. Es wird hier überfehen, daß Spiel und Wette feine logiichen Gegenfäge der 
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dung des deutjchen Rechts von erlaubten, d. h. nur zur Unterhaltung, und 
unerlaubten, d. h. in gewinnjüchtiger Abjicht angejtellten Spielen bat feine 
civiliftifche, fondern lediglich eine polizeirechtliche Wirkung *). Dem vielfach 
bezeugten deutſchen Rechtsbewußtſein entjpricht die Aufjtellung des Grundjages, 
daß zwar die Rüdforderung bezahlter Spielihulden unzuläffig *), Dagegen aber 
auch die Klage auf Zahlung noch nicht berichtigter Spielihulden ausgeſchloſſen 
jeid). Die Barticularrechte enthalten jedoch diejen Grundjag nicht immer in 
diejer Reinheit ®). 

Es giebt einige Spiele, bei denen die Erlaubniß derjelben durch die Staats- 
gewalt ausnabmsweije zugleih die Gewährung einer Klage auf den Gewinn 
ausſpricht. Dahin gehört 1) Die vom Staate genehmigte Yotterie?’). Der 
Unternehmer verkauft Yooje®) und läßt fie nach den Bejtimmungen eines be- 


Art find, dag in ihnen alle Möglichkeiten folcher Geſchäfte erfchöpft werden, deren ausichließ- 
licher Inhalt ein Segen auf Gewinn und Berluft ift; fie find vielmehr einzelne Arten des be- 
dingten Vertrags, der keineswegs nur Spiel und Wette umfaßt, fondern in noch anderen 
Formen (vgl. $ 179, 6) zur Anwendung kommen kann. Indem namentlich Wilda die ver- 
tennt, verfudht er, alle möglichen ähnlichen Gefchäfte unter irgend eine diefer beiden Rubrilen 
zu bringen, und endigt dann natürlich mit einer ziemlichen Abſchwächung und Generalifirung 
des fpecifiichen Inhalts derfelben. Auch Thöl, der das Spiel fonft richtig beurtheilt, ſcheint 
nad; meiner Auffafjung a. a O. S. 270, Anm. 63, durd eine bloße Negation des Kriteriums 
des Spiels, der Thätigfeit der Parteien, das Kriterium der Wette finden zu mollen (daß diele 
Auffafiung der angeführten Stelle richtig fei, wird in neuefter Zeit von Thöl, Handelsrecht 
5. Aufl., $ 305 widerſprochen). Das Richtige ift, daß der Charakter des Wette etwas gegen 
den Charalter des Spiels Ungleichartiges, Verſchiedenes ift, bei dem es auf da® Dajein einer 
Thätigleit oder das Nichtdafein einer folhen gar nicht ankommt; daher ift nicht jede sponsio 
eine Wette, blos weil fie fein Spiel if. Nur das genus ift beiden Geſchäften gemeinſchaftlich. 

3) Dieje Unterfdeidung, welche fich zuerft in der ftäbtifchen Gejeßgebung des Wlittelalters 
ausbıldete, hat man im höchſt gezwungener Weiſe der juftinianiichen Gejeggebung anfügen wollen, 
melde dann freilich erſt mobernifirt werden mußte, 3. B. in der Unterſcheidung zwifchen Glüds- 
und Kumftipielen, denen noch das Räthjel der gemischten Spiele angereiht wurde. S. Wilde, 
Zeitichr. f. deutich. Recht, Bd. 2, ©. 177. — Die obige Unterfcheidung ift nad der Anſicht 
Mancer allerdings aud) privatredhtlicdh von Bedeutung, nämlich nad der Meinung, daß bei 
unerlaubten Spielen der ausgezahlte Verluft zurüdgefordert werden kann; nicht aber ift dieß 
der Fall, wenn man als Wirfung des unerlaubten Spield nur eine polizeiliche Confiscation 
des Gewinns annimmt. So das Sächſ. Civilgefegb., $ 1480, 

4) Wilda a. a. O., ©. 180 fig. 

5) Die Beweiſe j. bei Wilda, ©. 185 flg., 3. B. Gloſſe 3. Sachſenſp. I. 6; Bermehrter 
Sadjjenip. IV, 36, 9; Göttinger Statuten bei Pufendorf, Observ. 3, 192, Neuterbeftallung 
v. 1570, $ 211; Magdeburger Polizeiordnung, 54, $ 3 u. ſ. w. Alle diefe Stellen gehen darauf 
aus, das Spielen auf Borg zu verbieten, wobei jogar oft dem, weicher ein Darlchn zum Zwed 
des Spiel$ gegeben, die Klage verfagt ift. 

7) So neigt ſich der romanifirenden Anficht zu der Cod. Maxim. Bavar. T. IV, Cap, 12, 
$ 5. (Kreitmayr, Anmerl,, Th. 4, ©. 1695). Vollkommen übereinftimmend mit obiger 
Theorie ift dagegen das Preuß. Landr. I, 11, $ 577 und 578, umd das Defterr. Geſetzb., Art. 
1271 und 1272, 

7) Somohl das Lotto, d. h. die Zahlen», als die Klafjenlotterie. S. Bender, Die Lotterie 
Heidelb. 1832), S. 18 fig. 

8) Der Kauf des Looſes ift eine gewöhnliche emtio spei, für weldye das Loos die Beweis— 
urfunde iſt; der gänzlidye oder theilweiſe Verluft des Kaufpreiies begrenzt den Spielverluft des 
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fannt gemachten Xotterieplans ziehen. Den bei der Ziehung jich ergebenden 
Gewinn bat der Spieler, auf deſſen Loos er füllt?), vom Ausjpieler zu for- 
dern (nach Umftänden von einer f. g. Direction, von der er fein Loos erhielt 19). 
2) Das Ausjpielgeihäft. Es verkauft!) Jemand einen Gegenjtand an 
eine Gejammtheit von Gontrabenten !?), von denen Jeder durch Bezahlung 
eines Looſes in die Gemeinjchaft eintritt, mit der Bejtimmung, daß die ver- 
faufte Sache zum alleinigen Eigenthum an Denjenigen fallen jolle, der in einem 
vorzunehmenden Spiele der Gejellichaft Sieger bleibt. Hat der Verkäufer in 
dem befannt zu machenden Ausjpielplane nichts Anderes bejtimmt, jo ijt er 
verpflichtet, jelbit bei noch jo geringem Abjate der Yooje das Spiel am be- 
jtimmten Termine vorzunehmen. 


8 194. 


Wette*) ijt die Uebereinkunft, nach welcher ſich die Parteien im Interefje 
der Bewährung ihrer Anfichten bei einem Meinungsſtreite verpflichten, daß 
Derjenige, dejjen Behauptung fich als unrichtig erweift, Etwas verwirkt haben 


Einjegerd. — Die Looſe werden theild durd; Collecteure verkauft, welche diefelben entweder als 
bloße Mandatare der Direction, oder nach den Bedingungen ded Trödelvertrags verlaufen. Hage- 
mann, Prakt. Erörterungen V, ©. 131 fig. Wolff, im Ardiv f. prakt. Rechtswiſſenſch. N. F., 
6. Bd. (1869), S. 133 fig. 

9) Jeder Inhaber des Looſes ift in der Regel zur Klage auf den Gewinn legitimirt. Die 
Frage, wann das Eigenthum am Looſe erworben wird, entjcheidet fich nad) allgemeinen Grund- 
fägen. Ueber die ftilfchweigende Greditirung des Kaufpreifes j. Hagemann a.a. D., ©. 136, 
Wolff a. a. O. 

10) Dieß wiederholt fich in der Regel bei jeder Claſſe; der Kauf eines Looſes gilt meiften® 
nur für eime Claſſe, bei der folgenden muß das Loos ermeuert werden. 

11) Das vorbereitende Geſchäft dann aud Schenkung jein. — Das Geſchäft läßt übrigens 
je nadı Umftänden noch eine andere Auffafjung zu, nämlich die eines Hofinungstaufs jedes 
Einzelnen. So Lange, Die Rechtötheorie vom Ausfpielgefhäft, 1818. Strügelftein, ©. 5. 

12) Wenn der auszufpielende Gegenftand der Gejellichaft vom Anfang an jelbft zugehörte, 
jo liegt ein bloßer Spielvertrag über die von jedem Geſellſchafter an den Sieger abzutretenden 
Antheile vor. 

1) Die ſchon im vorigen Paragraph, Anm. 2, erwähnte Auffafjung des Verhältnifjes von 
Spiel und Wette hat auch hier mannigfache Meinungsverfchiedenheiten hervorgerufen: 1) der 
Unterfchied zwiſchen Spiel und Wette liege blos in dem nur bei jenem Statt findenden Er— 
forderniß der Thätigleit; 2) der Unterſchied liege nur in der Abficht der Parteien; werde daher 
gewettet, blos um zu gewinnen, fo gehe die Wette in ein Spiel über (Wilda a. a. O.). Dieß 
ift aber unrichtig, indem auch bei der Wette eine gewinnſüchtige Abfiht vorhanden jein kann, 
und abgejehen davon ein bedingter Vertrag mit Segen auf Berluft und Gewinn nicht fchon 
deshalb ein Spiel wird, weil er keine Wette ift, und umgelehrt, fondern wie das Differenzger 
ſchäft etwas ganz Anderes jein kann; daher ift e8 auch unrichtig, Wetten über Spiele als Spiele 
zu betradjten und ganz allgemein klaglos zu machen (was nur unter bejonderen Vorausſetzungen 
gerechtfertigt wäre). 3) Zwiſchen Spiel und Wette fei gar fein Unterſchied (Puchta, Bandecten, 
$ 268), womit freilich) die neueren Gejeßgebungen (das Preuß. Yandr. I, 11, $ 579, das Defterr. 
Geſetzb. Art. 1271, und das Sächſ. Civilgeſetzb. $ 1480) infofern übereinftimmen, als fie die 
Wirkungen beider Gefchäfte gleichſtellen. — S. über dieß Alles jet die übereinftimmenden 
Ausführungen von Krügelftein a. a. O. 

16. Aufl, 2 
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ſolle?). Solche Wetten jind gejtattet und mit rechtlicher Wirkung verjeben 3), 
wenn jie im Ernſte angejiellt und nicht im fich unfittlich find +), was aber nicht 
Ihon dann angenommen werben fann, wenn ein Contrabent von der Nichtig- 
feit feiner Behauptung Gewißbeit hatte 5) oder wenn bie Wettfumme über- 
mäßig groß ift®). 


VI. Die Handelögejellicaften. 


Allgemeines. 
$ 19. 
Handelsgejellichaften ?), d. h. Vereinigungen Mebrerer zum gemeinjamen 


Betriebe von Handelsgeſchäften, kommen mit jehr verjchiedenartiger Organi- 
fation und rechtlicher Bejchaffenheit vor. Sie fünnen jo geartet fein ?), daß die 


2) Wem das Verwirkte zugedacht werde, ift gleichgültig, nur müſſen fich beide Parteien 
für den all der Unrichtigkeit ihrer Behauptungen, zu einer Yeiftung verpflichten, (Der früher 
einmal für die Wettfumme gebraudte Ausdrud „Konventionalftrafe” konnte Mifverftändnifie 
hervorrufen). 

3) Schon im römifchen Rechte (3. B. 1. 17, $ ult. D. de praeser. verbis [19, 5]. Wilda, 
Zeitfchr. f. deutfch. R., Bd. 8, ©. 215 fig. U. U. Walter, D. Pr.R. 374, aber ohne ge- 
nügende Begründung. 

4) Wilda, S. 218 und 228. 

5) Wilda, S. 238. (Anders das Pr. Landr. a. a. O., $ 580, und das Defterr. Geſetzb., 
Art. 1270.) Verſchieden davon ift natürlich der Fall, wenn die wahre Sachlage dolos ver- 
heimlicht wird. 

6) Das Moderationsreht , da8 Manche (Wilda, S. 230) in diefem Falle dem Richter ge- 
währen, hat feinen pofitiven Grund im gemeinen Rechte. 

1) 8. ©. Treitſchle, die Lehre von der unbefchräntt obligatorifchen Gewerbegeiellfchait und 
von Commanditen nad römiſchem Rechte mit Rüdficht auf neuere Geſetzgebungen. 1844. 
Auerbach, das Geſellſchaftsweſen in juriftifcher und vollswirthſchaftlicher Hinficht unter bei. Be— 
rüdfihtigung ded a. D. H.-G.-B., 1861, und in Goldſchmidts Zeitichr., Bd. 7, ©. ı u. 338 
flg. Vogt daf, I, S. 477. Ladenburg daſ. I, ©. 132 flg. Rösler daf., Bd. 4, ©. 252 fig. 
Kunge daf., Bd. 6, ©. 178 flg. Ladenburg im Archiv f. Wechfelr. u. Handelar., Bd. 10, 
S. 227 fig. Schmid im Ardhiv f. civil. Pr., Bd. 36, ©. 147 fig. Thöl, Handelör., $ 87 fig. 
Endemann, Handeler., $ 32—73,. Randa im Archiv f. deutich. Wechfelr. und Handelsr., Bd. 15, 
S. 1 fig. u. 837 fig. Laband in der Zeitichr. f. Handelsrecht, Bd. 30 (1885) ©. 1 fig. 

2) Die nachfolgende Claffificirung beruht auf den Beftimmungen des D. H.-®.-B. im 2. 
u. 3. Buche, nur daß hier die ftille Gefellihaft in dem Kreis der Handelsgeſellſchaften aufge: 
nommen worden ift, während fie das D. H.G.B. davon trennt und in ein befondere® Bud 
vermweift. Diefes Verfahren, welches zulegt nur noch auf dem äußeren Grunde berubte, daß der 
Terminologie einzelner Particulargefege nicht präjubicirt werden follte, ift für eine wifjenichaft- 
liche Darftellung nicht maßgebend; eine folde braucht die ftille Geſellſchaft ſowohl nad ge- 
ſchichtlicher als fhftematiiher Betrachtung als ein unentbehrliches Berbindungsglied zwiſchen 
offener und Actien-Geſellſchaft. — Ueber die ganz eigenthümlichen Verhältniſſe der Rhederei, 
d. 5. der unter mehreren Mitrhebern beftebenden Gejellichaft, jormie über ihren Vertreter (Cor- 
reipondentrheder) vgl. da8 D. H.-G.-B. Art. 456—477, Dieſe Gefellihaft nähert fi den 
Actiengeſellſchaften dadurch, daß der Antheil an Gewinn und Berluft nad) Scifisparten be— 
ftimmt wird, daß im der Negel eine (mad) der Größe der Sciffsparten zu beftimmende) Majorität 
entfcheidet, daß der Austritt durch Preisgebung (Art. 468) oder Veräußerung der Sciffspart 
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Gejellichafter mit voller perjünlicher Haftung einjtehen, und zwar entweder 
unbejchräntt (offene Handelsgejellichaft), oder nur einzelne unbejchränft, andere 
blos bis auf einen gewifjen Betrag (Commanditgeſellſchafth; oder jo, 
daß einer oder mehrere Gejellichafter jih an dem Gefchäftsbetriebe eines Kauf- 
manns nur mit einer Einlage betheiligen und nah Außen gar nicht perjönlich 
baften (ftille Gejellihaft); oder jo, daß fein Gejellfchafter perjänlich, 
jondern alle nur mit bejtimmten Beträgen haften, welcde zujammen einen 
organifirten Handelsfond bilden (Nctiengefellichaft); oder endlich jo, daß 
eine Actiengeſellſchaft mit einem oder mehreren perjönlich baftenden Geſell— 
ihaftern ald Commanbditijtin in Verbindung tritt (Commanditgeſellſchaft 
auf Actien). Keine Handelsgefellichaft aber ijt die bloß vorübergebende 
Bereinigung Mehrerer zu einzelnen Gewinngeichäften *). 

Jede dieſer Handelsgejellichaften hat ihre Eigenthümlichkeiten und ijt ein 
jelbjtändiges Rechtsinftitut. Gemeinjchaftlihe Rechtsſätze, welche die ganze 
rechtlihe Natur derſelben bejtimmen, giebt es nicht +). Insbeſondere iſt die 
Meinung zu verwerfen, welche allen Hanbelsgejellihaften im offenen Wider- 
jpruche mit ihrer ganzen rechtlichen Anlage und thatfächlihen Wirkſamkeit das 
Princip der juriftifchen Perjon aufprängen will ®). 


zuläffig ift. Sie ift aber keineswegs den Aetiengefellfchaften wirklich glei , indem nicht immer 
eine bloße Haftung mit Schiff und Fracht, fondern bisweilen auch eine perfönliche, obgleich nicht 
folidarifche Haftung eintritt (Art. 474). 

3) Einige darauf bezügliche Beftimmungen enthält das H.-&.-®. Art. 266—270, 

4) Der Preußifche Entwurf, weicher dem H.G.B. zu Grunde liegt, hatte in feinen Art. 
85 —90 eine ganze Reihe folder Säte. Diele find aber fammt dem umrichtigen Principe, das 
fie beherrfchte, verworfen worben. 

5) Die Handelögefellichaften find ihrer ganzen juriftiihen und öfonomifchen Natur nad) 
Societäten. Der Einigungsgrund ift immer das inbividuelle perfönliche Interefle der Be- 
theiligten, nicht das allgemeinere und umabhängigere Intereffe, das zu einer mit juriftifcher 
Perjönlichkeit befleideten Anftalt drängt, — Gegenſätze, die freilich nicht allein und auch nicht 
immer über die Competenzgrenzen von Societät und juriftifcher Perſon entſcheiden, aber doch 
ein babei fehr bedeutendes Dioment ausjprehen, Nur bei den Actiengeiellichaften kann eine 
theilweife Verwendung des Prineips der juriftifchen Perſon nicht entbehrt werden, Namentlich 
aber ift die offene Gejellichaft (bei dem geringen Genofienfchaftselemente im der ftilen Geſellſchaft 
fan ohnedem vernünftiger Weife nicht von juriftifcher Perfon die Rede fein) ihrer ganzen An- 
lage nad) ein fo charakteriftiiches Beispiel des Societätsgedankens —, Feſthaltung der individuellen 
Geltung der Mitglieder in der vertragsmäßigen Einigung — daf die Einzwängung bderfelben 
in den Mechanismus der juriftifhen Perfon eine völlige Umgeftaltung ihres natürlichen That- 
beftandes und eine bedauerliche Verkürzung des Rechtöftoffs um eins feiner lebensvollften Inftitute 
jein würde. Es ift hier freilich nicht gerade nur die römische Societät gemeint; es giebt einen 
Grundgedanten dieſes Inſtituts, der nicht durch das Feithalten an allen Sätzen des römiſchen 
Rechts über Societäten bedingt iſt. Und in der That hat das Inſtitut, ohne fein Grund- 
prinzip zu verlieren, im neueren europälfchen Rechte fehr bedeutende Modificationen erfahren, 
z. B. die Anerltennung der Möglichkeit des Ausichluffes der Theilungsflage, der Fortdauer des 
Verhältniſſes troß eines theilmeifen Wechield der Perſonen, der Geltung von Majoritätsbefchlüfien 
u. ſ. mw. Es find dieß Eigenthümlichleiten, weiche zum Theil auf einer Berfchiedenheit des 
modernen Gefellfchaftsverlehrs (Hervortreten der Bedeutung des Gemeinichaftscapit als) gegen- 
über dem der antiten Welt (Gefellichaften unter wenigen nur in Rüdficht auf ihre Individualität 

21* 
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In Bezug auf die rechtlichen Formen des Handelsbetriebes überhaupt 
unterjtellt das D. H.“G.«B. die Handelsgejellichaften den über Kaufleute ge- 
gebenen Vorſchriften *). Namentlih gilt auch für fie der Sag, daß jeder 
Kaufmann eine Firma haben joll. Die Firma einer offenen Handelsgefell- 
ihaft muß, wenn fie nicht die Namen aller Gejellichafter umfaßt, wenigjtens 
den Namen eines Gejellihafters mit einem das Gejellichaftsverhältnis andeu- 
tenden Zuſatze enthalten; die Firma einer Commanbitgejellichaft (auch der 
Commanbditgefellichaft auf Actien) muß den Namen wenigjtens eines perfönlich 
baftenden Gefellichafters mit einem das Gefellichaftsverhältnig andeutenden Zu- 
fage führen”); die jtille Gejellichaft hat feine Gejellichaftsfirma , jondern nur 
die Firma des Handelsgewerbsinhabers, die Firma einer Actiengeſellſchaft joll 
in der Regel?) von dem Gegenjtande ihres Unternehmens entlehnt fein und 
feine Namen von Gejellfchaftern oder andern Berjonen enthalten. 


a) Die offene Handelsgefelfdaft. 
8 1%. 

Es vereinigen ſich Mehrere in der Weife zum gemeinfamen Handelsbetriebe, 
daß fie alle mit voller und unbejchränfter perjönlicder Haftung für die unter 
der Gejelljchaftsfirma gemachten Gejchäfte einjtehen wollen. Zur Errichtung 
einer ſolchen Gejellichaft bedarf es feines jchriftlichen Vertrags, und es beginnt 
ihre rechtliche Wirkfamkeit Schon mit dem Augenblide der thatjächlichen Eröffnung 
ihres Geſchäftsbetriebs. Aber bei Drbnungsjtrafe haben die Gejfellfchafter die 
Errichtung der Gefellihaft, die Namen der Mitglieder, die Firma, die Zeit des 
Beginns der Gejellihaft und die etwaige Vereinbarung, daß nur einer oder 
einige (und welche?) der Theilnehmer zur Vertretung befugt jein, oder daß 
biefe nur in Gemeinſchaft geſchehen folle, beim Handelsgerichte behufs Eintra- 
gung in das Handelsregijter anzumelden !). 


gewählten Berfonen) beruhen. Ueber die praftifchen Eonfequenzen diefer Auffafjung ſ. Wach, Handb. 
d. Eivilproc., 1. Bd., S. 622 fig. — Der Hauptgrund ‚aus welchem der preußifche Entwurf die 
allgemeine Einfügung der 9.-®. in den Rahmen der juriftiihen Perfonen nad dem Borgange 
der franzöfiichen Jurisprudenz verlangte, war die gewünſchte Unabhängigftellung des Handels- 
fonds gegen Eingriffe der Privatgläubiger, insbefondere ein Separationsrecht der Geſellſchafts— 
gläubiger im Concurs; einige diefer Säte hat num auch das H.-C.-B. aufgenommen, aber fie 
find num nicht als Eonfequenzen des (überdieß ausdrüdlid verworfenen) Princips der juriftifchen 
Perfon, fondern als felbftändige aus materiellen Gründen legislatorifch feftgeftellte Beftimmungen 
zu betrachten. — Die geihichtlihe Ausbildung der Lehre von den Handelögefellichaften weift 
übrigens auf die handelsrechtliche Praris und Literatur Italiens feit dem Mittelalter hin. 

6) H.G.B., Art. 5, 17, 18, 251. 

7) H.G.B., Art. 168 und 257 ift beftimmt, daß der Commanbitift oder ftille Geſell 
ſchafter, deſſen Name in die Firma aufgenommen ift, perſönlich und folidarifch haftet. 

8) Das „in der Regel” ſoll bedeuten, daß auch Firmen wie „Phönix“, „Providentia‘ 
u. ſ. mw. zuläffig find. 

1) 9.-6.:B,, Art. 85—89, 110, 
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Jeder Gejellichafter ?), dem das Recht der Gejellichaftsvertretung nicht 
ausdrüdlich entzogen ift, darf alle Arten von Geſchäften und Rechtshandlungen 
im Namen der Gefellichaft vornehmen, insbejondere ift er auch ermächtigt, fie 
vor Gericht zu vertreten und bie ihr gehörenden Grundftüde zu veräußern und 
zu belajten ®). Eine Befchränfung des Umfangs diefer BVertretungsbefugniß 
bat Dritten gegenüber feine rechtliche Wirkung. Die Form, in welcher die 
Geſchäfte der Geſellſchaft in einer alle Mitglieder verpflichtenden Weije geführt 
werben, iſt die des Verhandelns unter der Gejellichaftsfirma *). Jeder Gejell- 
ſchafter haftet aus den für die Gejellfchaft vechtsgültig gejchlojfenen Gejchäften 
ſolidariſch und mit feinem ganzen Vermögen 5), und es foll fich dieſe Haftung 
immer auch auf die vor dem Eintritte des einzelnen Gejellichafters begründeten 
Verbindlichkeiten beziehen ©). 

Für das innere Verbältnig der Gejellichafter gelten insbeſondere ?), ſofern 
der Gefellichaftsvertrag nichts Anderes beitimmt, folgende Rechtsjäge. Jeder 
Geſellſchafter ift verpflichtet, in Angelegenheiten ver Gejellichaft den Fleiß und 


2) H.G.«B., Art. 114. Diefer Satz wiederholt den ſchon früher beftandenen Handelsge— 
braud, nach welchem unter den Gefellichaftern eine ſtillſchweigende gegenfeitige praepositio insti« 
toria angenommen wurde. Thöl, $ 92, 

3) H.G.B., Art. 114—117. Durch diefe Beſtimmungen ift demnach feftgeftellt, daß 
Dritten gegenüber der materielle Inhalt der Vollmacht eines Gefellichafters völlig unbeichränft 
und zugleich unbefchräntbar ift. Seibftverftändlich ift, daß die Vollmacht den Mitgelellichaftern 
gegenüber befchränft fein kann, fo daß der fie überfchreitende Gejellfhaiter diefen gegenüber 
haftbar wird. 

4) Indem ein Gefellichafter die Firma gebraucht, fpricht er aus, daß er für fih und feine 
Mitgefellfchafter nad) Maßgabe des Gejellichaftsverhältnifies handle; der Gebraud der Firma 
ift eine Breviloquenz und das H.G. B., Art. 111, geftattet vefp. fordert dieſe. Wenn alfo 
3. B. die Gefellihaft flagend oder verklagt vor Gericht auftreten fol, wenn ihr Grumdeigen- 
thum oder eine Hypothel zugeichrieben werden ſoll, jo genügt die Vertretung eines einzigen 
Geſellſchafters mittelft Gebrauchs der Firma oder die Einzeichnung der Firma ind ®rund- bez. 
Hppothetenbuc; (ala eines durch das Handelsregifter zu ergänzenden Referens). „Der Nen- 
nung der einzelnen Gefellihafter bedarf es erft dann, wenn diefelbe praftifc wird” (Worte 
Thöl's a. a. O.). Dieß allein ift der Sinn des Art. 111 nad Wbficht feines Antragitellers 
wie der ihn annehmenden Gonferenz in Nürnberg. Keineswegs aber follte diefer Artitel etwa 
die Firma zu einer felbftändigen, einer juriftifchen Perfon machen. — Uebrigens kann das Con- 
trahiren im Namen der Gefellfhaft aud unter ftillfchweigender Bezugnahme auf die Firma 
geichehen, Art. 114, 2. 

5) Diefer Sat konnte fhon vor dem D. H.“G. B. als ein allgemeiner Satz des Handels- 
rechts betrachtet werden und wurde auch im dem bedeutendften Handeldgefegen ausdrücklich aus- 
gefprochen (Thöl, $ 38, 3). Die wifienfchaftliche Begründung defjelben wurde auf die Principien 
des römischen Rechts über die Wirkung der hier regelmäßigen inftitoriihen Vertretung geftüßt 
(Kunke in Goldſchmidt's Zeitihr., Bd. 6, ©. 209, denkt mit Stobbe, Deutſch. VBertragsr., 
S. 149, und Anderen an die „gelammte Hand’ des beutfchen Mittelalters), beruht aber in 
Wahrheit auf der älteren italienischen Handelsrechtöprari®, von welcher er nad Deutichland 
übertragen worden iſt. Er ift bie Hauptftüe des Credits der offenen Handelsgeſellſchaften. 

6) H.G.B., Art. 113. Diefer Sat, der fi) weder überhaupt nody in diefer Strenge von 
feibft verftehen würde, ift durch das H.G.B. im Intereſſe des Publikums, dem die Unterfchei- 
dung der alten und meuen Schulden nicht zugemuthet werden lann, aufgenommen worden. 

7) Das H.eG.B., Art. 90—109, hat aufer den hier genannten Sägen noch eine Reihe 
anderer, welche hier nicht ausdrücklich hervorzuheben find. 
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die Sorgfalt anzuwenden, welche er in feinen eigenen Angelegenheiten anzu- 
wenden pflegt. — Ohne Genehmigung der übrigen Gejellichafter darf er in 
dem Handelszweige der Gejellihaft weder für eigene, noch für eines Dritten 
Rechnung Geſchäfte machen, auch ſich nicht an einer gleichartigen Handelsge- 
jellichaft betheiligen +). — Ein Gejellichafter, der überhaupt zur Geſchäftsfüh— 
rung befugt ijt, darf, jo lange fein anderer Gejellichafter mwiberjpricht, alle 
diejenigen Gejchäfte vornehmen, welche der Hanbelsbetrieb der Gejellfchaft mit 
jih bringt, bei Unternehmungen dagegen, welche über den gewöhnlichen Handels— 
betrieb hinausgehen oder deren Zwede der Gejellichaft fremd find, muß ein 
Beichluß der Gejellihaft, d. b. die Zuftimmung aller einzelnen Geſellſchafter 
eingeholt werben ?). — Bezüglich der Gewinnvertbeilung gelten folgende Vor— 
ichriften: am Schluffe eines jeden Gejchäftsjahrs werden dem Gejellichaftsan- 
theile jedes Dlitglieds zunächſt vier vom Hundert binzugefchrieben 10), und wenn 
aus den Grträgniffen des Jahrs nicht nur diefe Procente bejtritten werden 
können, jondern auch noch mehr übrig bleibt, fo ift Gewinn, im andern Falle 
Verluft vorhanden; Gewinn und Verluft werden nach Köpfen vertbeilt 11). — 
Kein Gejellichafter darf ohne Zuftimmung der übrigen Geſellſchafter feinen Antheil 
am Gejellihaftsvermögen verringern !?). 

Das für die Gejellichaftszwede beftimmte Vermögen joll diefen nicht will- 
fürlih dur Preisgebung an die Privatintereffen der Geſellſchafter entzogen 
werben Fönnen '®), und dieſer Sat foll auch Dritten gegenüber gelten. Da- 
ber joll der Privatgläubiger eines Gejellichafters nicht befugt fein, zu feiner 


8) S. darüber und über das Präjudiz Art. 96, 97. 

9) H.G.«B., Art. 100—108, Im regelmäßigen Gange eines gefellfchaftlich betriebenen 
Unternehmens wird von förmlichen Beihlüffen nur felten die Rede fein, indem gemäß des gegen- 
feitigen Bertrauensverhältnifies alle Fragen eine einfachere Löſung finden werden. Iſt dagegen 
ein Beſchluß nothmwendig, jo muß er einftimmig gefaßt fein; dieß entipridht dem Grunbprincip 
des Sorietätöverhältnifjes, welches hier zu verlafien bei der Solidarhaft des Einzelnen und aus 
nahe liegenden weiteren Gründen nicht der geringfte Anlaß obmaltet. S. d. Ausführung in 
den Protofollen, 1. Bd., ©. 197 fig. 

10) Art. 106 nennt dieß zwar im Uebereinftimmung mit dem kaufmännifchen Sprachge⸗ 
brauche „Zinſen“; es find aber in Wahrheit feine Zinſen, der Geſellſchaftsantheil iſt fein der 
Geſellſchaft dargeliehenes Kapital, fondern e8 find Eigenthumsfrüchte. 

11) Art. 106, 107, 109, Dieje der faufmännifchen Uebung entiprechende Anordnung löft 
in finnreicher Weife die fonft ſchwierige Frage der Bemeſſung des Verhältnifies des Kapital» 
unb Arbeitöverbienftes. 

12) Die Ausnahme j. im Art. 108, 

13) Diefe, nad; dem bisherigen Mechte ſchwerlich zu begründenden Beftimmungen «Thöl 
a. a. O., $ 96), wie fie in dem Art. 119—129 enthalten find, beruhen auf der Erwäguug, daß 
ohne fie ein gedeihlicher Fortgang des Geſellſchaftsbetriebs nicht zu erwarten fei, indem das ge- 
meinfame Vermögen mur zu oft in die Privatverhäftnifie der einzelnen Geſellſchafter verwidelt 
werde. Nur dieß, entiernt nicht der Gedanfe an eine juriftifche Perfon, war der Grund obiger 
Sätze. Bei dem Separationsrechte im Concurſe herrſchte noch auferdem der Gedanke an den 
Vortheil eines „glatten Koncuries vor. — Diefe Sätze, ſowie die rechtliche Bedeutung bed Be- 
griffs „Einlage“, ferner der Charakter des Antheilvechts jedes Geiellfchafters find trefilich ent- 
widelt worden von Yaband in der Zeitichr. für Handelsrecht, Bd. 21, ©. ı fig. 
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Sicherftellung oder Befriedigung die im Gefellihaftsvermögen befindlichen Güter 
des Schuldners in Anfpruch zu nehmen, vielmehr foll er fib nur an bie Zinjen 
und Gewinnantheile, jowie an das demſelben bei der fchlieflichen Auseinander- 
jegung Zufallende halten können +). Daher foll ferner ein Geſellſchafts— 
ſchuldner nicht mit einer gegen einen Gejellichafter ihm zuftehenden Privat- 
forberung compenfiren können 15), Endlich liegt in der Confequenz diefer Auf- 
faſſung auch der Satz, daß im Falle des Concurjes fämmtlicher Geſellſchafter 
den Gejellihaftsgläubigern ein Separationsrecht bezüglich des Gefellichaftsver- 
mögens gejtattet wird, jo jedoch, daß fie fich nur wegen des Ausfall noch an 
das Privatvermögen halten können. 

Die Gejellihaft wird aufgelöft durch Eröffnung des Concurfes über die 
Geſellſchaft, durch den Tod eines Gejelljchafters (fofern nicht die Fortjegung 
der Gejellichaft mit den Erben vertragsmäßig beftimmt wird), durch Goncurs 
eines Gejellfchafters oder Eintritt feiner rechtlichen Unfähigfeit zur Vermögens- 
verwaltung, durch gegenfeitige Uebereinkunft, Zeitablauf und Aufkündigung '®). 
Uebrigens iſt die Bertragäbejtimmung, daß die Gejellihaft beim Austritt eines 
oder mehrerer Mitglieder unter den übrigen fortbejtehen folle, zuläffig; aus 
erbeblihen Gründen dürfen ſogar die Gefellfchafter auf Ausſchließung eines 
Mitglieds antragen, um das Verhältniß allein fortzufegen !°7). Die Auflöfung 
der Geſellſchaft, jowie das Ausſcheiden oder die Ausjchliefung eines Gejell- 
ſchafters muß in das Handelsregifter eingetragen werden 18). Die lagen 
gegen einen Gefellfchafter und Anjprüce gegen die Geſellſchaft verjähren in 
fünf Jahren von Zeit des Austritt oder der Auflöfung '®). 


b) Die Sommanditgefelfdaft. 
$ 196b. 


68 vereinigen ſich Mehrere in der Art zu einer Handelögejellichaft, daß 
Einer oder Einige (Gommanbitiften) nur bis zur Höhe bejtimmter Beträge, 
ber oder bie Mebrigen aber unbejchränkt wie der Einzellaufmann oder die Mit» 
glieder einer offenen Handelsgejellichaft haften wollen !). Die Errichtung dieſer 


14) Ein Gegengewicht giebt der Art. 126, wonach der Gläubiger die Ausfcheibung des 
Gefellichafter8 fordern lann. 

15) Zuläffig iſt dagegen, daf der Privatichuldner eines Gefellfchafters, wenn er von Letzterem 
belangt wird, mit einer Forderung gegen die Geſellſchaft, und daß.ein von einem Gefellicafts- 
gläubiger belangter Gejellfchafter mit einer Privatforderung compenfiren kann. 

16) Art. 123—125. Dafelbft aud; die Gründe der Zuläffigteit einer Auflündigung vor 
Ablauf der Zeit. 

17) Art. 127, 128, 131 (132), Der Ausfceidende bez. Ausgefchlofiene kann feinen An- 
theil nur in Form einer den Werth befjelben darftellenden Geldiumme fordern, und die Zurüd- 
bleibenden haben den Vortheil des ungeftörten Verbleibens im Etablifjement und der Firma, 

18) Art. 129 (ausgenommen der Fall durch Concurs). — Ueber die Liquidation, die Be— 
ftellung und Vollmacht der Liquidatoren u. f. w. handeln die Art. 133—145, 

19) Art. 146—149, 

1) In diefer Ausbildung findet fi das Imftitut weder in der früheren Literatur noch im 
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Gejellihaft muß bei Ordnungsſtrafe zur Eintragung in das Hanbelsregijter 
angemeldet werden, und zwar muß die Anmeldung auch den Namen und Be- 
trag der Wermögenseinlage jedes Commanditiſten enhalten ?). 

Die Bertretung einer ſolchen Geſellſchaft erfolgt allein durch die perſön— 
lih baftenden Gejellichafter ?). Wie bei der offenen Gefellichaft, jo wird auch 
bier in der Form des Gebrauchs der Gejellichaftsfirma gehandelt. Aber ver 
Commanditiſt baftet für die hierdurch entjtandenen Verbindlichkeiten, obſchon 
jolidvarifch und direct, doch nur bi8 auf den Betrag der verjprocenen Ein- 
lage +). Die Einlage foll während des Beſtehens der Gejellichaft nicht will» 
fürlich verringert, nicht zurüdgezahlt oder erlaffen werden, indem andern— 
fall der Commanditiſt den &ejellichaftsgläubigern bi8 auf den Belauf der 
empfangenen ober erlaffenen Beträge fortwährend haften würde. Jahresdivi— 
denden aber, welche der Gommanbitift in gutem Glauben auf Grund einer 
in gutem Glauben errichteten Bilanz bezogen hat, verbleiben ihm definitiv >). 

Bezüglich des inneren Verhältniſſes der Gejellichafter gelten im Wejent- 
lichen dieſelben Grundſätze, durch welche die Beziehungen der offenen Geſell— 
ihafter zu einander beftimmt werben. Insbeſondere gleicht die Stellung des 
Gommanbditiften auch infofern der des offenen Gejellichafters, als er ebenio 
wie biefer wirklicher Miteigenthümer oder Müitberechtigter an dem durch Die 
Einlage vermehrten oder gebildeten Hanbelsfond if. Dagegen hat er feinen 
Antheil an der Gejchäftsführung ; er hat nur ein Recht auf Mittheilung der 
jährlihen Bilanz und Prüfung ihrer Richtigkeit mittelft Einſicht der Bücher 
und Papiere. Tod oder eingetretene Verwaltungsunfähigkeit des Commandi— 


der früheren Gefetgebung, fondern erftmals im D. H.-&.-®. II, 2, Der Ausgangspunft war 
ein anderer, nämlich die Borichriften de Code de Commerce über ftille Gefellfchaften, welche der 
Preuß. Entwurf adoptirt hatte; wie man aber allmählich zu einem ganz anderen Imftitute 
fortfchritt, wird namentlich erfichtlih aus dem S. 1030—33 der WProtofolle gegebenen Bor- 
trage des Berfaffers dieſes Buche, 


2) Art. 151. Der Name und Betrag mwird nicht mit befannt gemadt. — Wird die Ein- 
tragung vernacläffigt umd tritt die Gefellichaft doch in's Leben, fo entfcheidet für den Comman— 
ditiſten das Präjubiz des Art. 163, 3, Wie darin nah Thöl (4. Aufl. ©. 269) ein „Todes- 
ſtoß“ für die Commandite liegen folk, ift nicht wohl zu begreifen, da der Commanbitift genügende 
Mittel hat, ſich zu ſchützen. 

3) Der Commanditift darf nicht einmal für die Gefellfchaft Geichäfte machen, wenn er 
nicht risfiren will, nad Umftänden wie ein perfönlich haftender Gefellichafter behandelt zu 
werden; Art. 167, 3. 

4) Hat der Commanditift freilich feine Einlage bereits vollftändig eingezahlt, fo kann er, 
da er ja nur bis auf den Belauf derjelben einfteht, jede Klage unter Hinweifung auf diefe 
Thatfache abwehren. 


5) Val. über die Alles Art. 161, 3; 165. Darin fteht alfo der Commanditiſt anders, 
al® der offene Gejellichafter, indem jener den wirklichen Jahresgewinn regelmäßig herausnehmen 
darf. Korrefter, aber freilich dem Bedürfniffe des Handelslebens weniger entfprechend würde es 
fein, wenn er nur im Behalten der rihtig berechneten Dividende geihütt würde, — 
Auch darin umterjcheidet er ſich, daß er nicht gehindert ift, in dem Handelszweige aud fonftige 
Geichäfte zu machen, Art. 159, 


Die einzelnen Forberungsrechte. Handelsgeſellſchaften. 8 196b. 197. 329 


tiften hebt die Gejellichaft nicht auf; im Webrigen gilt bezüglich der Auflöjung 
und Klagverjährung das ſchon für die offene Gejellichaft Ermähnte. 


e) Die flille Handelsgefelfdjaft '). 
& 197. 


Es betbeiligt ſich Jemand (ftiller Gejellichafter) nur mit einer Einlage 
an dem Gewinne und Berlufte einer fremden Handlung, jet es eines Ginzel- 
faufmanns oder einer Handelsgejellichaft (Somplementar). Er will jeine ver» 
mögensrechtlibe Perjönlichkeit weder ganz noch bejchränft dem Gejellichafts- 
swede zur Verfügung ſtellen; er will nicht wirklicher Miteigenthümer oder 
unmittelbarer Mlitberechtigter am Gejellichaftsfond werden, ſondern nur einen 
Werthbetrag in dem Unternehmen eines Anderen auf verhältnigmäßigen Gewinn 
und Berluft mitwirken laſſen; er will Dritten gegenüber gar nicht hervor: 
treten, die Perjönlichteit des Gomplementard nur materiell unterjtügen ?). 
Nab Außen entjteht hierdurch feine Handelsgeſellſchaft, jowie denn auch bie 
Annahme einer Gejellichaftsfirma auf Grund der Betheiligung eines ftillen 
Geſellſchafters nicht zuläjlig it. Nah Innen aber, d. h. in Bezug auf das 
Verhältniß zwiichen dem ftillen Gejellihafter und dem Gomplementar, ijt eine 
wirkliche Societät vorhanden ?). Die Errichtung einer folchen Handelsgejell- 
ſchaft wird in das Handelsregijter eingetragen. 

Der jtille Gejellihafter ift verpflichtet, die bedungene Einlage an den 
Complementar ausiuzahlen, in deſſen Eigenthum fie übergeht *). Ihr Schidjal 
wird der Verwaltung des legteren anvertraut, der aber für dolus und culpa 
lata einftebt °). Der ftille Gefellichafter hat fein Recht der Mitverwaltung, 
jondern nur ein Recht auf Mittheilung der jährlichen Bilanz und die Befugniß, 
fie mittelft Einfiht der Bücher und Papiere zu prüfen‘). Alfjährli wird 
Gewinn und Verluft berechnet; bie empfangene Dividende braucht der jtille 
Gejellichafter wegen jpäterer Verluſte nicht wieder zurüdzugeben ?). 


1) S. über die Gefchichte des Inſtituts Goldschmidt, De societate en commandite, sp. 1, 
Hal. 1851. Nürnberger Reformation, 18, 4. Frankfurter Reform, 33, 2. S. überhaupt 
Goldſchmidt's Kritit des Entwurfs eines Handeldgei. für die preuß. Staaten, 2. Heft, 1857. 
— D. 9.-6.-8. II, 1, 

2) D. H.G.B., Art. 251, 252, 

3) Der ftille Gefellfchafter ift alfo nicht bloßer Gläubiger des Komplementars, er ift ein 
wirflicher, obſchon eigenthümlicher Gefellihafter. Die directe perfönliche Vertretung jedes Ge- 
fellfchafter® gegen Dritte gehört nidyt zum Wefen der Sorietät. 

4) Sie nimmt Theil an den Beränderungen, welche der Handelsfond im Wechfel des kauf— 
männifchen Glücks erleidet, und bildet einen rechtlich nicht unterichiedenen Theil des legteren. 
Ausgefchieden wird fie erft, wenn der ftille Gejellichafter dieß fordert (es fteht ihm deshalb ab- 
gejehen von der a. pro socio eine condictio zu). 

5) Thöl, 4. Aufl. $ 41. 

6) Auch von einem befonderen Rechte, einen Rath zu ertheilen, fann trog der Be- 
merfungen Thöl's, $ 41, Anm. Se, nicht wohl die Rede fein. — H.G.B., Art. 253. 

7) Art. 255. 
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Nur der Gomplementar, nicht auch der jtille Gejellfhafter wird aus ben 
Geſchäften des Handelögewerbes berechtigt und verpflichtet ®). Gegen letteren 
fönnten die Gläubiger nicht anders als mittelit einer durch den Gomplementar 
cedirten Alage auf Ein- oder Vollzablung der verſprochenen Einlage auftreten. 
Dagegen können fie die Zurüdzahlung der dem jtillen Gejellichafter berausge- 
gebenen oder erlafjenen Einlage fordern, wenn ber Gomplementar innerhalb 
Jahresfriſt in Concurs geräth, und nicht bewiejen wird, daß dieſer in ſpäter 
eingetretenen Umjftänden feinen Grund habe“). Der Complementar muß fich 
bei einer auf unbejtimmte Dauer eingegangenen ftillen Geſellſchaft die Auf- 
fündigung und die Herausnahme der Einlage jederzeit gefallen lafjen, jofern 
fie nur ſechs Monate vor Ablauf des Gejchäftsjahrs erfolgt 9). 


d) Die Uctiengefelfhaft ?). 
Ss 198. 


Es betheiligen fich Viele an einem Hanbeldgewerbe ?). Aber Keiner will 
perjönlich haften, jondern Jeder will wie der ftille Gejellichafter nur eine 
Geldſumme auf Gewinn und Verluft in dem gemeinfamen Unternehmen mit- 
wirken lajjen. Ueber diefe hinaus will er nicht einjtehben; ihre Preisgebung 
foll die äußerſte Grenze feines Verluftes bilden. Bei einer ſolchen Gejellichaft 
wird der Handelsfond in viele gleich große Summen zerlegt und die Theil- 


8) Nur der Complementar ift der Eontrahent, und zwar handelt er in feinem Namen, 
nicht für den ftilen Geſellſchafter. — Nur dann kann von einer unmittelbaren Verhaftung bes 
ftilen Geſellſchafters bis auf dem Betrag der verfprocdenen Einlage die Rede fein, wenn deu 
Gläubigern die Eriftenz diefes Verhältniſſes ausdrüdlich fo angezeigt wurde, daß für diefe ein 
mandatum de credendo vorliegt (Art. 260); es ift die ein ganz felbftändiger, zum Gefell- 
Ichaftsverhältnig äußerlich Hinzutretender Obligationsgrund. 

9) Art. 259. 

10) Art. 261— 265. 

1) Ueber die Geſchichte der Actiengefellichaften, welche erft in den leßten Jahrzehnten im 
Deutſchland allgemein im Uebung gelommen find, ſ. Fid in Goldſchmidt's Zeitſchr. für Handeltr., 
Bd. 5, ©. 1 flg. — Bas bie zahlreiche Literatur über diefes Imftitut betrifft, jo find zu ben 
8 195, Anm. I, aufgeführten Schriften, welche ſich größtentheil® auch hierauf beziehen, noch 
folgende zu bemerfen: Pöhls, Das Recht der Actiengef., 1841. Marbach, Ein Wort über ben 
Rechtscharalter der Actiengef., 1844. Jolly in ber Zeitichr. f. deutjches R., Bd. 11, ©. 317 
fig. Hermann, Der Rechtscharalter der Actiengejelihaften, 1858. Bekler, Zwedvermögen, 
Peculium, Handeldvermögen und Actiengeſ. in Goldſchmidt's Zeitichr. f. Handeler., Bd. 4, 
©. 499 flg. Witte, ebendaf., ®d. 8, ©. ı fig. (1865). Renaud, Das Recht der Actien- 
gejellfchaften, 1863, zweite Aufl. 1875. — D. H.G.B. II, 3. Statt der bezügliden Artikel 
des D. Handelsgeſetzbuchs gelten aber jet die Beitimmungen des Reichsgeſetzes vom 
18, Juli 1884. 

2) AUctiengefellfchaiten fönnen nicht blos für Handelögewerbe, fondern aud fir amdere 
Unternehmungen errichtet werden. Obichon das H.G.«B. feine Beitimmungen nicht hierauf 
erftreden fonnte, fo wird man fie dod; darauf analog anwenden. — Schwierige Rechtsfragen 
können entftehen bezüglich der Beurtheilung derjenigen Verhältniſſe, welche vor der wirklichen 
Exiſtenz der Actiengef., im bloßen Stadium ihrer Vorbereitung begründet werden. Indeſſen 
tönnte eine Erörterung darüber nur eine cafuiftifche fein. 
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nehmer (Uctionäre) erhalten gegen die Einzahlung einer ſolchen einen auf 
Namen oder auf Inhaber gejtellten Actienfchein ?), Auch Hier jind die Gejell- 
ihafter unmittelbar am gemeinjchaftlichen Vermögen berechtigt und haben bar- 
über in Generalverjammlungen zu verfügen; da aber der Gefchäftsbetrieb jelbjt 
nicht durch die Gejammtheit der Actionäre erfolgen kann, jo muß für den ge- 
meinfamen Fond, damit er handelnd auftreten könne, eine beiondere Vertre— 
tung gejchaffen werden. So entzieht ſich der im Actienfond enthaltene Ver— 
mögenstheil des einzelnen Gejellichafters dejjen individueller Willensbejtimmung ; 
er überläßt ihn unwiderruflich der Verwaltung der Gejellihaftsorgane und be- 
ſchränkt fi darauf, jein Gejellichaftsrecht durh Mitwirkung in der General- 
verfammlung und Entgegennahme von Dividenden auszuüben. Hierdurch erhält 
nun der Actienfond einen jelbitändigen, anjtaltlihen Charakter; die bloße 
VBorftellung einer Summe vereinigter, für Rechnung der Gigenthümer einer 
fremden Verwaltung unterjtellter Bermögensjtüde würde der Stellung deſſelben 
im Rechtsleben nicht entjprechen, vielmehr ift es nothwendig, behufs der recht- 
liben VBermittelung des Erwerbd von Rechten und Verbindlichfeiten ihn jelbit 
als Rechtsfubject zu behandeln. Aber das Mittel der juriftifchen Perjon, welches 
biernab in die Aectiengejellichaft eingefügt wird, bat nicht die Bedeutung 
eines das ganze Rechtsverhältniß erichöpfenden und beberrichenden Princips, 
ſondern e8 iſt nur ein verhältnismäßig untergeorbneter, für bejtimmte Zwecke 
angelegter Apparat, der die Gejammtauffaffung des Inſtituts ald Gejellichaft 
nicht hindert *). 


3) Aetien auf Inhaber können nicht vor der felbjtändigen Einzahlung des ganzen Nominal- 
betrags außgegeben werden, denn Interimsicheine auf Inhaber find nichtig, |. jegigen Art. 207. 
Nah dem D. H.-G.-B. Art. 222 war dieß anders, daher feine Beſtimmung, daß der Zeichner 
einer Iuhaberactie für die Einzahlung von vierzig Procent des Actienbetrags verhaftet blieb. 
Actien auf Namen jollen mit Bezeihnung der Perſon des Berechtigten in ein Actienbuch ein- 
getragen werden. S. den jegigen Art. 220, 182, 183. 

4) Diefe Konftruction gewährt die Möglichleit einer Bereinigung des unftreitig im der 
Actiengeſellſchaft liegenden gejelidaftlihen Elements mit der Rolle ded Handelsfonds als jelbit- 
ftändigen Rechtsſubjectz, welche im Nechtsleben nicht wohl entbehrt werden fann, und im ber 
That aud im Rechtsbewußtſein des Volls lebt. Man muß fich hierbei nur daran erinnern, 
daß das Inftitut der juriftiichen Perſon nicht immer in einer Gejtalt auftritt, fondern mannig- 
facher Modificationen fähig ift, — von der großen organifirten Corporation mit Selbſtzweck herab 
bis zu der Bermwerthung als bloße Kapfel, in der ein Bermögen in einer gewifjen Zweden ent» 
fprechenden Weife untergebracht wird. Ich habe dieß ſchon früher angedeutet in der Zeitichrift 
f. Eivilr. u. Proceh. Neue F., Bb. 12, ©. 207, und im anderer Anwendung in m. und 
Ihering's Iabrb., Bd. 2, S. 365. Jetzt kann aud dafür das H.-®.-B. angeführt werden, 
welches im Art. 216 das Gejellihaftsprincip und im Art. 213 („die U. hat als jolde 
felbftändig ihre Rechte“ u. ſ. mw.) das Princip der juriftiichen Verſon ausſpricht (man vgl. 
mit Art. 213 die ganz andere Faſſung der Art. 111 und 164, um ſich zu überzeugen, daß ihn 
Thöl, ©. 286, Anm. f, nicht richtig erflärt). Bei diefer Eonftruction wird nur der „Borftand‘‘ 
als Organ der juriftiihen Perſon betrachtet, nicht aber aud) die Generalverjammlung der Actio- 
näre; diefe ift vielmehr die Principalfchaft, der darüber ftehende Herr und Cigenthümer. Es 
entipricht dieß auch der Auffaffung des Handelsgeſetzbuchs. — Die Rechte der Actionäre auf 
Auszahlung von Dividenden und Bermögensantheiten erideinen hiernach formell als Forderungs- 
rechte gegen den Fond als gemeinfamen Schuldner. 
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Zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft ift notarielle oder gerichtliche Auf- 
nahme eines Gejellihaftsvertrags erforderlich °). Sie entiteht aber erjt durch 
Gintragung in das Handelsregifter®). Die Mitglieder der Gefellichaft haben 
nach Verhältniß ihrer Actien Antheil am Gejellichaftsvermögen, können ibn 
aber während des Beſtehens der Gejellihaft nicht herausverlangen; ferner 
Anſpruch auf die ſich beim Jahresabſchluß ergebende Dividende, welche, wenn 
jie in gutem Glauben empfangen wurde, nicht wieder zurüdgezablt zu werben 
braucht?). Durch Veräußerung der Actie kann der Actionär aus dem Verein 
jederzeit ausfcheiden, nur bleibt er bei Actien auf Namen für den ganzen Rüd- 
jtand innerhalb zwei Jahren von der Anmeldung der Uebertragung der Actie 
zum Metienbuche verhaftet *). Ihre gejellichaftlichen Befugnifje üben die Actio- 
näre in der Generalverfjammlung aus; die Beichlüffe derjelben werben 
in der Negel nah Majorität gefaßt, und im Zweifel giebt jede Actie eine 
Stimme’). Auch müfjen fie zur regelmäßigen Ueberwadhung der Gejchäfts- 
führung einen Aufſichtsrath bejtellen !®). 


5) H.G.«B., Art. 208 (jegt Art. 209 flg.). Die noch im H.G.«B. geforderte ftaatliche 
Genehmigung ſollte nur die Bedeutung einer gemwerböpolizeilichen Ueberwahung haben. Mehr 
und mehr lehnte aber die öffentliche Meinung das Syſtem der ftaatlichen Ueberwadhung ab. 
Ahr folgt nun das Bundes- be. Reichsgeſetz vom 11. Juni 1870 und das Neichegefeg vom 
18. Juli 1884. Diefe Richtung hat auch die meuefte Gefeßgebung in England (Gef. v. 1562 
und 1867), frankreich (Gef. v. 1867) und Italien (1866 u. 1869) genommen, und zwar mit 
der Mafgabe, daß die frühere ftaatlihe Kontrole durch Einrihtung einer voll” 
tommenen Deffentlihfeit der Verwaltung (Belanntmahung und Eintragung 
aller erbebliben Tharfahen in öffentliche Negifter) erfetst werden fol. Dabei hat aber das 
engliiche Geſetz v. 1862 zum Schute der Actionäre nod) die Beftimmung getroffen, daß es den 
Aetionären, wenn eine gewifje Anzabl es verlangt, nachgelafjen ift, jederzeit auf Unterfuchung 
des Zuſtands der Gefellichaft durch vom Minifterium cin Italien: von den Handelstammern) 
ernannte Commiſſäre anzutragen. Im Uebrigen foll das Princip freiefter Selbfibeftimmung 
unter der einzigen Vorausfegung voller Deffentlichkeit gelten. 

6) H.G.«B., Art. 211. Das Gleiche gilt bezüglich der rechtlihen Wirkſamkeit eines den 
Sejellichaftsvertrag abändernden Beichluffes, Art. 214. — Noch weitere Garantien bez. der 
Zeihnung, Beihaffung und Sicherung des Actiencapitals, fowie der Berhältnifje der Gründer 
der Actiengejellichaft fordern das angef. Gef. vom 18, Juli 1884, Art. 209 fig. — Ueber die 
Berhältnifje vor erlangter ftaatlicher Genehmigung ſ. Anfhüg im Archiv f. Wechjel- u. Hanbels- 
recht 13, ©. 43 fig. 

7) Art. 216, 218. Nur mwirfliher Gewinn, der fich bei der jährliben Bilanz als reiner 
Ueberſchuß über die Einlagen herausftellt, foll ausgezablt werden, feine f. g. Zinfen von be— 
ftimmter Höhe. Art. 217. 

8) Bgl. dem jeg. Art. 219 und Art. 1846. Ueber die Form der Llebertragung f. Art. 182, 

183, Inhaber-Actien fegt das Gele vom 18. Juli 1884 als voll bezahlte voraus, indem es 
auf den Inhaber geftellte Interimsfcheine für nichtig erflärt. 
99) Die Generalverfammlung wird durch den Vorftand a) als ordentliche, d. h. im Gefell- 
fchaftevertrag vorher beftimmte, b) als außerordentliche kraft Befcluffes der Generalveriamm- 
lung oder Antrags einer beftimmten Anzahl von Actionären, oder im falle des Art. 240 be- 
rufen. Sie fann auch durch den Auffichterath zufammengerufen werden. Art. 225. Ueber 
die Belanntmahung der Tagesordnung, Gültigfeit der Befchlüffe u. f. w., Art. 238, Ueber 
das Majoritätsprincip, Art. 209, Nr. 5. 

10) Art. 224, 226, verglichen mit Art. 191 u. 192 des Gef. v. 18. Juli 1884. Ein Klage» 
recht des einzelnen Actionärs als folhen gegen den Borftand verwirft Renaud in Goldſchmidt's 
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Der Aectienfond ift eine juriftiiche Perjon. Er wird vertreten durch einen 
von der Gejelljchaft bejtellten Borftand !!). Diefer handelt im Namen ver 
GSejellihaft und zeichnet unter ihrer Firma. Alle von ihm in diejer Weije 
abgejchlojfenen Rechtsgeſchäfte berechtigen und verpflichten den Gejellichafts- 
fond t?), der zum Nachtheil der Gläubiger nicht willfürlich vermindert werden 
darf 13). Dritten gegenüber ijt die Vollmacht des Vorſtands unbejchräntt und 
unbejhräntbar 14). Die Mitglieder des Vorſtands müſſen in das Handels- 
regifter eingetragen werben 15). 

Die Gejellichafter fünnen die Auflöjung der Actiengejellihaft mit einer 
Mehrheit von drei Viertheilen des in der Generalverfammlung vertretenen 
Grundcapitals beſchließen. Ein folder Beſchluß muß in das Handelsregijter 
eingetragen und zu drei verjchiedenen Malen in den hierzu beftimmten Blättern 
befannt gemacht werden. Ein anderer Auflöjungsgrund ijt die Eröffnung des 
Concurjes 1%) Das Vermögen der aufgelöjten Gejellichaft wird nah Til— 
gung ihrer Schulden unter die Mitglieder nach Verhältniß ihrer Actien ver- 
theilt 17). 


5) Bie Eommanditgefellfchaft auf Artien'). 
8 198b. 


Das Gejellihaftscapital ift in Actien vertheilt, aber einer oder mehrere 
GSejellichafter haften auch noch perſönlich mit ihrem ganzen Vermögen. Das 


Zeitſchr, Bd. 12, ©. 1 flg., wogegen ein foldes anerfannt wird von Thöl, Handelsrecht 
8 158, 

11) Ueber die Verpflichtungen des Vorftandes zu gehöriger Geihäftsführung, Budhführung, 
Jahresbilanz, Einhaltung der gegebenen Imftructionen u. j. w. entfcheidet der Geſellſchaftsver— 
trag und Art. 239— 241. Ihm gebührt auch die gerichtliche Vertretung ; er ſchwört die Eide. 
Uebrigens können aud andere Beamte der Gejellfchaft mit der Vertretung beauftragt werden 
Art. 234, 

12) Art. 229, 230. 

13) ©. über die Bedingungen einer Zurüdzahlung au die Actionäre dent jegigen Art. 248. 

14) Art. 231, 

15) Art. 228. Ueber Strafen gegen die Mitglieder des Borftands und des Aufſichtsraths 
j. die jegigen Artitel 249 fig. 

16) Inwieweit jonft der Staatdgewalt kraft ihres jus eminens die Befugniß der Auflöfung 
einer Actiengejellichaft zuftehe, ift eine Frage des Staatsredhts. 

17) ©. über dieß Alles die jegigen Art. 245 flg. Die Liquidation gejchieht in der Kegel 
durch den Borftand, aber die Auszahlung des Vermögens an die Actionäre lann erft ein’ Jahr 
nad) der legten Belanntmahung des Auflöfungsbeichlufles erfolgen. 

1) D. 9-6... II, Tit. 2, 2, Statt der bez. Artifel des D. H.G.B. gelten mun die 
Beitimmungen des Reichsgeſetzes vom 18. Juli 1884. Anfhüg in Bekler's und Muther's 
Jahrb. I, ©. 326 flg. Diefes Inftitut ift in Fraukreich hauptjächlich zu dem Zwecke ausgebildet 
worden, um die unliebfame, für gewöhnliche Actiengeſellſchaften vorgefchriebene Einholung der 
ftaatlihen Genehmigung zu umgehen. Statt die fo erfundenen Geſellſchaften nun als das zu 
behandeln, was fie in Wahrheit find, nämlich als Actiengejellfchaften, hat man fie als ein felb- 
ftandiges der Staatdgenehmigung nicht unterworfenes Inftıtut anerkannt, aber ın dem franzö— 
ſiſchen Gelege v. 23. Juli 1856 einer Reihe von polizeiliden Controlemaßregeln uuterftellt. 
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D. H.G.⸗B. faßt die Yebteren ald GComplementare und die Gejellichaft der 
Actionäre als Commanditiſtin auf und überträgt daher auf dieſes Verhältniß 
eine Reihe der über die Gommanbditgejellichaft gegebenen Beftimmungen. Die 
thatfächlichen Berbältniffe aber können unter Umjtänden zu der Auffafjung 
nöthigen, daß in Wahrheit eine Actiengejellihaft vorliegt, modificirt durch das 
Vorhandenſein eines Vorjtandes mit perjönlicher ſolidariſcher Haftung. 

Die Errichtung einer folchen Gejellfchaft bedarf eine gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung. Sie entſteht aber erjt durch Cintragung in das 
Handelsregifter ?). Die Aectien können auf Inhaber oder auf Namen lauten 
und müjjen auf den Betrag von mindeftens taufend Mark geftellt fein ®). — 
Die Actionäre üben ihr Gefellichaftsreht in Generalverfammlungen 
aus. Außerdem haben fie immer einen Aufſichtsrath, welder die Ge— 
ihäftsführung der Gejellichaft fortwährend überwacht, ihre Bücher einfieht, 
die Kaffe unterfucht, die Jahresrechnungen und Bilanzen prüft, die General- 
verfammlung berufen fann er führt auch bie von leßterer beſchloſſenen Proceffe 
gegen die perjönlich haftenden Gejellichafter *). — Die Gejellihaft wird ver- 
treten burch die perſönlich haftenden Gejellichafter, welche nur mit Zujtim- 
mung der Generalverjammlung austreten fünnen, was die Wirkung einer Auf- 
löfung der Gefellichaft hat, wenn nicht ein Anderes durch den Gejellichaftd- 
vertrag bebungen worden iftd). Die Kündigung oder der Antrag auf Auf- 
löfnng der Gejellichaft erfolgt durch die Generalverfammlung ®). 


Das D. H.-G.-B, hat diefen Vorgang nachgeahmt; es hat aber nicht nur die polizeilichen Be— 
ſchränkungen noch vermehrt (Art. 199), fondern überdieß auch noch die Nothwendigleit der 
Staatögenehmigung, welche durch jene Kontrolbeftimmungen gerade erjett werden follte, bei- 
behalten. Das nunmehr erlafiene Ergänzungsgefeh des deutſchen Reiche v. 11. Juni 1870 
nd das Reichsgeſ. v. 18. Juli 1884 haben diefen Standpunkt wieder corrigirt. — Nicht zu 
vermwechjeln mit dieſem Inftiture ift die Einrichtung der emglifchen Companies act. v. 1867, 
wonach eine Actiengeſellſchaft ftatutarifch beftimmen fann, daß im Falle der Liquidation die 
Directoren perſönlich mit ihrem ganzen. Vermögen für bie Geſellſchaftsſchulden haften follen. 
Diefe Einrichtung foll blos eine Modification der gewöhnlichen Actiengeſellſchaft fein. 

2) Ueber die Bedingungen der Eintragung |. den jeßigen Art. 178, 

3) ©. den jetsigen Art. 178%, — Ueber die Veräußerung der auf den Namen lautenden 
Actien f. Art. 182 flg. Ueber die Folgen verzögerter Einzahlung f. Art. 184 fig. Interims- 
fcheine, welche auf Inhaber lauten, find nichtig. Art. 181a, 

4) Ueber feine Haftung f. Art. 204, jeine Wahl 191. 

5) Art. 199 in der neuen Faſſung. Sowohl diefer Punkt als auch eine Reihe der übrigen 
Beftimmungen des H.G.B. haben durch das neue Neichegefeg vom 11. Juni 1870 Mobifi- 
cationen bez. Ergänzungen erfahren. Ebenfo durch das Neichögef. vom 18. Juli 1884, welches 
überbief die Verantwortung der perfönlich haftenden Geſellſchafter und des Aufſichtsraths durch 
eine Reihe von Strafbeftimmungen (Art. 249 flg.) verfchärft und fichert. 

6) Außerdem werben die über gleichartige Berhältnifie der Actiengefellfchaften geltenden 
Rechtsſätze hierher übertragen. 
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WM. Mandat. 


$ 199. 


Bejondere Anwendungen des Mandats im deutjchen Handelsverfehr ?) jind 
1) ver Commijjionshandel?), d. h. der gewerbmäßige Betrieb des Han- 
dels im Auftrage eines Andern, bei welchem die vertragsmäßige oder orts— 
üblich bejtimmte Provifion ?) den Gewinn des Commifjionärs ausmacht. Es 
gebört hierher ſowohl die Einfaufs-, als die Verkaufscommijjion. Der Comes 
mijfionär tritt dem Publitum gegenüber nicht als Mandatar, jondern als 
jelbftändiger Kaufmann auf; er contrahirt und handelt in eigenem Namen *). 
Dem Committenten gegenüber iſt er verpflichtet, das aufgetragene Geſchäft auf 
die für jenen vortheilhaftejte Weife zu führen); oft fichert der Committent 
jein Imtereffe durch Beſtimmung eines Limitopreijes ®). Zum Verkaufen auf 
Credit ift der Commiffionär nur berechtigt, infoweit die am Verkaufsplatze 
überhaupt üblih und das Greditgeben im einzelnen Falle nicht eine Unter: 
lafjung der durch das Mandat gebotenen Sorgfalt iſt?). Durch einen Neben- 
vertrag (j. g. Delcredere-Vertrag) kann der Commiſſionär auch die Haftung 
für feine Gontrabenten in der Weiſe übernehmen, daß er dem Committenten 
innerhalb des Umfangs der Verpflichtungen jener ſelbſt als directer Schuldner 
einjteht ®). Bei einer Commifjion, welche fih auf Waaren, Wechjel oder 
Werthpapiere mit Börſen- oder Marktpreis bezieht, darf der Commiffionär 
unter Anſatz des Tagescurſes ſelbſt ald Käufer oder Verkäufer auftreten und 


1) Ueber das Mandat in Handeldfachen überhaupt hat das H.G.B. mur die Beftim- 
mungen, daf es im Zweifel durd; den Tod ded Mandanten nicht erlifcht (A. 297), daß die vom 
Mandatar innerhalb der Grenze der Vollmacht im Namen des Mandanten gejchlojjenen Ge- 
ſchäfte diefen unmittelbar berechtigen und verpflichten, und daß Iemand felbft haftet, der ohne 
Mandat oder über das Mandat hinaus als angeblid) Beauftragter Geſchäfte abſchließt (Art. 298 
vgl. mit 52 u. 55). 

2) Treitſchke, Nectsgrundfäge vom Kommiffionshandel, 1839, Hirfemenzel, Die Lehre 
vom kaufmännischen Konmiffionsgefchäfte, 1859. Grünhut, Das Recht des Commiffionshandeis, 
1879, H.G.«B., 4. Bud), 3. Tit. Ohne genügende Gründe will Walter (deutfches Privatr., 
$ 272, 2) die Anwendung des Mandatsprincips ablehnen. Modificationen muß es fich freilich 
gefallen laſſen. 

3) Die Brovifion kann (abgefehen von einer f. g. Auslieferungsprovifion) nur gefordert 
werben, wenn das Geichäft zur Ausführung gelommen: ift. 

4) H.G.-B,, Art. 360. Mithin wird der Kommittent aus den Geichäften des Commiffionärs 
mit Dritten nicht ummittelbar berechtigt und verpflichtet (U. 368), mithin erwirbt ferner der 
Kommiffionär bei der Einfaufstommiffion das Eigenthum an der gefauften Waare zunächſt 
felbft, und es geht erft durch Tradition (oder const. possessor.) auf den Commtittenten über. 

5) Die Pflichten des Commiffionärs find aufgezählt in Art. 361 bis 367. 

6) Die hat natürlich nicht die Bedeutung, daß die erzielten noch günftigeren Bedingungen 
nicht aud; dem Committenten zu Gute fommen follten. Art. 372. 

7) Art. 369. Das Präjudiz daf., Abf. 8. 

8) Art. 370. Er fordert dann eine höhere Provifion. 
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doh die Kommiffionsprovifion fordern). — Eine eigenthümliche Art Des 
Gommifjionshandels ijt der Buchhandel in Deutjchland 9), 2) Das Spedi- 
tionsgejhäft?!), d. h. der gewerbmäßige Betrieb der zur Verjendung von 
Gütern nothwendigen Gejchäfte im Auftrage des Verjenders oder Empfüngers 
gegen Provifion (Spejen), Die Verpflichtung des Spediteurs bejteht in ber 
Sorgfalt für die Erhaltung, gehörige Verpadung und Bezeihnung der Fracht» 
güter, für die rechtzeitige, möglichſt wohlfeile und Sichere Abjendung auf den 
beiten Wegen und für den Abſchluß der deshalb nothwendigen Verträge mit 
Fuhrleuten und fonjtigen Mittelsperfonen !?). — Der Commiffionär wie der 
Spediteur haben an dem Gommifjions- und Speditionsgute, jo lange es noch 
in ihrem Gewahrſam ift oder jie jonjt in der Yage find, darüber zu verfügen, 
ein Pfandrecht wegen ihrer Auslagen und jonjtigen aus dem Gejchäfte hervor— 
gehenden Forderungen 1°). 


VII. Berlagsvertrag *). 
8 200. 
Der Verlagsvertrag bejteht in dem Uebereinfommen eines Schriftjtellers 


9) Das Nähere f. in Art. 376 u. 377. Das H.-G.-B. ift hier einem beftehenden Handels- 
gebrauche gefolgt, der auch innerlich nicht ganz fo ungerechtfertigt fein mag, als es zu fein 
Scheint. 

10) Beim Buchhandel Liegt das Eigenthümliche darin, daß jedes Sortimentsgeihäft fchon 
an und für fich, auch ohne befondere Erklärung, als ein Commiffionsgefchäft gilt; am der jedes— 
maligen Oftermefje werden dann die nicht verkauften Neuigkeiten zuriidgefandt, von den ver- 
fauften der Kaufpreis nad) Abzug ded Buchhändlerrabatts als Provifion an die Committenten 
gezahlt. Vgl. über diefe Berhältniffe jegt Wächter in Goldſchmidt's Zeitfchrift f. Handelsrecht, 
2. Bd., ©. 279 flg., dejlen auf S. 497 flg. entwidelten Gründen gegen Annahme eines Come 
miffionsgeichäfts ich jedoch nicht beitreten kann. Auh Schürmann, Die Ufangen des deutſchen 
Buchhandels (1867), faht das Verhältniß nicht fo, fondern als Verkauf unter Rejolutivbedingung, 
aber mit Vindieationsreht des Verkäufers im Concurſe auf; nod Andere betrachten es als 
Berfauf unter einer Suspenfivbedingung. Buhl in Goldſchmidt's Zeitichr., Bd. 25, ©. 142 
denkt an eine Art des Trödelvertrags. Weidling, Das buchhändleriſche Conditionsgeſchäft, 1885, 
erflärt das Gejchäft für einen fuspenfiv-bedingten Kauf, welder unbedingt wird, wenn nicht 
zu einem beftimmten Termine remittirt worden ift. 

11) H.G.B., Art. 379 flg. S. aud Wengler, Beitr. zu der Lehre vom Speditionsge- 
idjäfte, 1860. 

12) Billow und Hagemann, Practifche Erörterungen, IV. Bd., Nr. 78. Was die Haftung 
des Spebiteurd für die weiter bei dem Transporte thätigen Perjonen (Zwifchenfpediteure und 
Frachtführer) betrifft, fo unterjcheidet fich das deutfche vom franzöfifden Rechte. Während das 
legtere ihm für alle Handlungen der Zwifchenperjonen auf der ganzen Transportlinie verant- 
wortlich macht, fo erlennt das deutſche Recht feine Aufgabe nur darin, daß er für fremde Rech— 
nung die zum Transport nothwendigen Frachtverträge zu fließen habe, und läßt ihn dabei 
nur für culpa in eligendo haften. So aud) das H.-G.-B,. Art. 380, Durd) ‚befonderen Bertrag 
tann die Haftpflicht erweitert werden, Art, 384. 

13) Art. 374—382, 

*) O. Wächter, Das Berlagsrecht mit Einſchl. der Lehren vom VBerlagsvertrag und Nad)- 
drud, 2 Bde., 1857, 1858, & 21 bis 35, Gerber in f. und Ihering’s Jahrbücdern, 3. Bd., 
©. 359 fig. (1859), Petſch, die geſetzlichen Beftimmungen über den Berlagsvertrag, 1870, 
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(Malers, Notenjegerd) mit einem Buchhändler (Kunſt-, Mufilalienhändler), 
nad welchem jich jener verpflichtet, ein bejtimmtes Manufeript (Bild, Noten 
ja) zu liefern, dieſer ſich verbindlich macht, es gebrudt (gejtochen, lithogra- 
phirt) unter das Publifum zu verbreiten 1). Das Interefje des Autors liegt 
zunächjt in der Verbreitung feines Werks und zwar in der von ihm beliebten 
Form; in der Kegel verbindet fich damit auch ein pecuniäres Interefje, welches 
in der weiteren Bejtimmung des Vertrags befriedigt wird, daß der Verleger 
dem Autor ein Honorar zahle?) und das Werk nur in einer bejtimmten Zahl 
von Exemplaren vervielfältige. Das Intereffe des Verlegers ift in der Regel 
ein pecuniäres; dieß wird befriedigt durch den Vermögenswerth der gebrudten 
Gremplare des Werks, welche der Gegenftand jeines Eigenthums find, und 
durch den Rechtsjag, daß der Autor an demjelben Werte?) keinem Anderen 
Verlagsrechte vor dem Vergriffenjein der früheren Auflage einräumen darf; 
vergriffen ijt aber die Auflage, wenn entweder die im Verlagsvertrage be- 


1) Dieß ift der gefammte Inhalt des Verlagsvertrags. Das Charakteriftiiche deſſelben 
liegt nicht in einer eigenthümlichen Verbindung des dare, praestare und facere, fondern im der 
bejonderen Natur der im Berlagdvertrage geforderten Thätigkeiten, welche ſich durch jene all- 
gemeinen Bezeihnungen nicht darftellen lafien. Das geiftige Schaffen in der Form literarifcher 
Thätigleit und auf der anderen Seite das buchhändleriiche Berbreiten find Leiftungen von völlig 
urfprünglicher Bedeutung, die ſich nicht auf ein juriftiiche® Allgemeineres zurüdführen lafjen. 
Daraus ergiebt ſich, daß jeder Verſuch, diefen Vertrag unter eine römische Kategorie zu bringen, 
3. B. der Innominatcontracte ober gar der Miethe, verfehlt fein muß. Ganz faljch find aber 
diefe Verſuche, wenn fie auf einem Hereinziehen nicht wejentliher Nebenbedingungen, 3. B. des 
Honorarverſprechens, oder einer gemeinfchaftlichen llebernahme des Riſico ꝛc., beruhen ; es bedarf 
biernad gar keiner bejonderen Ausführung, daß der Berlagsvertrag weder ein Kauf, noch eine So- 
cietät, noch ein getheilted Eigenthum, noch ein Mandat ift. (Ein Kauf, defjen Object ein Manufcript, 
eine Societät, bei der die Einlage eined Gefellfchafters in „Literatur befteht, eine Miethe, deren 
Gegenftand Lohnfchriftitellerei iſt, kann vortommen ; das find aber feine Verlagsverträge, da die 
literarifche Arbeit bier ganz anderen rechtlichen Gefichtspunften untergeordnet wird und nicht 
jelbjt als geftaltendes Element des Nechtsverhältnifjes hervortritt.) Aber freilich ift auch damit 
wenig geholfen, wenn Dlittermaier (Grundfäge, $ 575) u. U. von einem eigenthümlichen deut- 
hen Bertrage reden. — Ganz bejonders ift bei der Beitimmung des Wefens des Berlagdver- 
trags davon, da der Verleger in der Kegel einen geieglihen Schuß gegen Nachdrud genieft, 
völlig abzufehen. Dieſer Schug ift nicht ein aus dem Rechte des Autors abgeleiteter (wenn 
auch das Beftehen eines Verlagsvertrags vorausietsender), vielmehr ein dem Berleger ebenjo 
unmittelbar durch dad Gejets gewährter, wie der Schuß gegen Diebftahl, welchen das Gejet 
jedem Sadjberechtigten unmittelbar zulommen läßt. in höchſt bedenklicher Irrtfum würde es 
fein, wenn man den Nahdrudsihug als eine bei dem VBerlagdvertrage vom Autor auf den 
Berleger übertragene Rechtsſubſtanz auffafjen wollte. Giebt es doch wirkliche und wahre 
BVerlagsverträge über Werte, welche denfelben überhaupt nicht genießen! Gewöhnlich tritt jener 
Irrthum in der Form auf, daß der Verlagdvertrag als die „Veräußerung eines ſchon beim 
Autor vorhandenen „Verlagsredhts“ an den Verleger dargeftellt wird (i. 5 219, 4), So wieder 
Förfter, Theorie und Prayis des Preuß. Privatr. UI, $ 134. Dagegen jegt richtig Stobbe, 
Handbuch $ 189, N. 14, 

2) Ob dieß bogenweiſe oder im Ganzen, nach oder vor dem Drude gezahlt werden muß, be- 
ftimmt ſich nad) der Natur bes einzelnen Falls, wenn der Vertrag keine Beitimmung darüber 
enthält. 

3) Eine Umarbeitung zu einem ganz anderen Buche, nach Umftänden aud) eine Ueberſetzung 
u. dergl. kann er dagegen aud) früher herausgeben ; die ift nicht dafjelbe Wert. 

16, Aufl. 22 
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ftimmte Anzahl von Eremplaren oder, wenn feine Bejtimmung deshalb getrof- 
fen war, die vom Berleger nach freiem Belieben wirklich hergeftellten Exemplare 
im Publikum verbreitet find +). Ye nachdem nun biefe und andere mögliche 
Intereffen des Autors und Verlegers im einzelnen Falle hervortreten, empfängt 
der Berlagsvertrag Nebenbejtimmungen, welche jedoch feinen bauptjächlichen 
Inhalt nicht berühren °). ine neue rechtmäßige Auflage mitteljt eines neuen 
Verlagsvertrags zu veranftalten, ijt ein Necht, nicht eine Verpflichtung des 
Autors, bei deſſen Ausübung derſelbe (jofern er fich nicht bereits für künf- 
tige Auflagen verpflichtet hat) nicht an die Perfon des erjten Verlegers ge- 
bunden ijt®). 

Liefert der Autor das Manufeript nicht, jo hat der Verleger eine Klage 
auf vertragsmäßige Lieferung 7); liefert er ed, ohne durch genügende Gründe 
abgehalten zu fein, nicht in der berfömmlichen *) oder bejtimmten Zeit, jo bat 
der Verleger eine Klage auf Entſchädigung, fall® er ein vechtliches Interefje 


4) Dieh letztere ift befiritten, indem Manche behaupten, daß der Verleger, wenn keine Zahl 
der Exemplare beftimmt werde, das Recht auf Ausbeutung ded Werts in fteter Wiederholung 
des Druds beliebiger Eremplare habe, alfo eigentlich nur die Willtür des Verlegers das Ende 
der Auflage beftimme (Pr. Landr. I, 11,8 1013). Es fommt Alles auf die Interpretation 
des Bertragswillens an, für welche befonders die Beſchaffenheit des literarifchen Werts felbft be- 
deutend werden faun. Im Allgemeinen wird man folgende Unterfheidungen in's Auge faſſen 
müffen: 1) Es fehlt im Verlagsvertrage die Beichräntung auf eine beftimmte Zahl von Eremplaren, 
ohne dat; dem Verleger das Recht des Drucks in infinitum ausdrüdlic überlaffen wurde; bier 
ift wohl die Abficht de8 Autors im Zweifel darauf gerichtet, die Beſtimmung der Zahl der 
Gremplare beim erften Drud dem Belieben des Verlegers zu überlajien, er will aber die hier- 
nad) hergeftellten Eremplare als eine Auflage angefehen wiffen. Eine eigenthlimliche Beitimmung 
hat das Sächſ. Kivilgefegb., $ 1142, 2) E8 hat der Begriff der Auflage ganz verbannt werden 
follen, fo daß der Schriftfteller dem Verleger ein unbeſchränktes Recht zufpricht, fo viel Eremplare 
zu drucen, als er will, und diefes Wollen beliebig oft wiederholen zu dürfen. Die wird man, 
wenn nicht die Beichaffenheit des Literarifhen Werts jelbft darauf hinleitet, nicht ohne eine aus- 
drüdliche Willenserflärung annehmen. — 8 verfteht ſich von ſelbſt, daß eine Auflage noch 
nicht als vergriffen angefehen werden fanın, wenn die Eremplare verbreitet find, welche der 
Berleger vorläufig als Theil der Gefjammtzahl herftellte, weldhe zu druden ihm der Vertrag er- 
laubt, da es ihm freifteht, die beftimmmte Zahl von Eremplaren zugleid; oder nad einander in 
Ablägen zu druden. 

5) Daher irrt Reyfcher, wenn er Württemb. Pr.-R., $ 451, nad) der Verſchiedenheit diefer 
Beftimmungen ſich die Natur des Berlagsvertrags verwandeln läßt. 

6) Die Frage, ob und immwieweit der Verleger das Recht habe, feine vom Autor erworbenen 
Verlagsrechte ohne defien Zuftimmung auf Andere zu übertragen, lann nur mit vielen 
Unterfcheidungen beantwortet werden, welche den verichiedenen möglichen thatfächlihen Berhält- 
niffen zu entnehmen find. ©. Gerber a. a. O. ©. 392 fig. 

7) Unrichtig ift es, mach dem Vorgange des Pr. Yandr., $ 1000 fig. (Bornemann, Pr. 
Civilreht, 3. Bd., S. 197 flg.), zu behaupten, der Verleger könne nicht auf Erfüllung Hagen, 
weil geiftige Arbeiten nicht ergwungen werben könnten. Das Richtige ift, daß eine ſolche Klage 
jehr leicht elidirt werden kann durch Einreden, melde aus der unendlichen Menge von Urſachen 
hergenommen find, die eine geiftige Thätigkeit zu hindern vermögen. Aber freilich muß es der 
richterlichen Prüfung überlaffen werden, inwieweit die Wirkung ſolcher Einredegründe im einzelnen 
Falle anerkannt werden kann, da z. B. nicht jede Schriftftellerei auf wirllichem Denfen beruht. 

8) ©. z. B. Pr. Yandr., $ 1002, 
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an der zeitigen Lieferung nachzumeifen vermag *); auch hat er das Recht, vom 
Bertrage zurüdzutreten, wenn die Lieferung verjpätet eine andere ala die 
urjprünglihe jein würbe 1%), Erfüllt der Verleger feine Vertragspflicht nicht 
vechtzeitig, jo hat der Autor eine Klage auf Entſchädigung für das nachweis- 
bare Vermögensintereile, welches freilich nicht fein hauptſächliches Intereſſe zu 
jein pflegt. Die vertragsmäßigen Nechte des Autors gegen den Verleger gehen 
auch auf jeine Erben über !!), 


IX. Geſchäfte zur Sicherung gegen künftige Nachtheile. 
A. Bürgſchaft. 
$ 201. 


3m Zufammenhange mit dem älteren beutjchen Rechte!) ftehen in der 
Lehre von der Bürgſchaft nur bie zwei particularrechtlich oder vertragsmäßig 
heutzutage bisweilen vorkommenden Gigenthümlichkeiten, daß 1) die Subſidia— 
rität der Bürgichaftsichuld wegfällt?), 2) daß die Erben nicht für die Folgen 


9) Dieß ift nicht immer der Fall, wohl aber 3. B. dann, wenn eine Schrift in Lieferungen 
erjheint und aus der Zahl der Abnehmer der erften Lieferung fich das Intereffe berechnen läßt. 

10) Wenn z. B. die in Berechnung gezogene öffentlihe Theilnahme des Publitums nun- 
mehr bei völlig veränderten Zeitverhältnifjen verſchwunden ift. 

11) Die entgegengefegten Beitimmungen des Defterr. Geſetzbuchs, $ 1169, des Pr. Landr., 
& 1020, und des Bad. Yandr., $ 577, find fingulärer Natur (nicht, wie Maurenbredier, D. 
Pr. R., $ 365, jagt, Inhalt einer gemeinen Gewohnheit). Aus den Gejegen über Nahdrud 
tann feine unmittelbare Entſcheiduag für das Verhältniß des Schriftftellere oder deſſen Erben 
zum Berleger genommen werden; denn einerfeit8 werden die durch den Verlagsvertrag gewähr- 
leifteten Interefien keineswegs vollftändig durch das Recht des Nachdrucksſchutzes gededt, andern- 
theil$ beftand wenigften® bisher für den Berleger und Erben des Autors die Möglichkeit, jenen 
Schutz nad Ablauf der geſetzlichen Frift durch Erlangung von Privilegien zu verlängern. Aud) 
die Befugniß, die Beranftaltung einer neuer Auflage zu genehmigen, muß daher an ſich als 
ohne Beſchränkung auf die Erben des Autors übergegangen betrachtet werden; ift freilich die 
Zeit des Schutzes der Erben gegen Nachdrud abgelaufen, jo wird das auf letztere übergegangene 
Vertragsrecht dadurch illuforifch gemacht, daß der bisherige Verleger wie jeder Dritte zur Heraus» 
gabe des Buches auf Grund der geſetzlichen Freiheit unabhängig von einem beftandenen Ber- 
tragsverhältnig ſchreiten kann. Es wirft alfo das Recht des Nachdrucksſchutzes nur imdirect 
auf den Beftand des Berlagdvertragsrechts ein. S. Wächter a. a. O., ©. 371, Anm, 24, 
Gerber a. a. O., ©. 386 fig. 

1) Ueber die Geſchichte der Bürgichaft, befonder® der Yeibbürgichaft, ſ. Phillips, Grundf. I, 
$ 83. Ueber das ältere nordiiche Recht ſ. Müller in der Zeitichr. f. deutih. R., 1. Bd., ©. 
321 flg., und Paulfen, ebendaj., 4. Bd., ©. 124 fly. ©. jest Stobbe, Zur Geſch. d. deutſch. 
BVertragdr. (1855), S. 115 flg. Platner, Die Bürgfchaft, eine germaniftifche Abhandlung, 1857. 
Stobbe, Handbuch, $ 191 und 192, 

2) Diefer Gedanke tritt in mehreren Zeugnifien des älteren deutſchen Rechts hervor, f. 
Pauljen a. a. O.; Schwabenfp., 353; Jüt. Low. 62. Heutzutage find dahin die in Bertrags- 
urfunden vorfommenden Ausdrüde zu deuten, daß ber Bürge als Selbſtſchuldner haften 
wolle. Arnold, Beitr. 3. deutfchen R. II, ©. 476. Müller, S. 341 jlg. Anders in Sachſen 
(Const. Aug. II, 18, und Haubold, Sächſ. R., $ 298). Andere Zeugnifje des älteren deutichen 


Rechts fallen das Verhältniß freilid; anders auf. Stobbe a. a. O., ©. 124 fig. Platner 
22* 
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einer Bürgicaft ihres Erblafjers haften *). Sonitige Eigenthümlichkeiten des 
neueren Rechts, namentlich in Betreff der Intercejjion der Frauen, haben ihre 
Grundlage nicht im deutjchen Rechte. 


B. Verſicherungsvertrag. 


1) Allgemeines ®,. 
8 202. 

Die Abficht, jih im Voraus für den VBermögensichaden zu beden, ben 
das mögliche Eintreten eines unglüdlichen Ereigniſſes bervorbringen würde, 
fann durch ſehr verjchievene Mittel erreicht werben, für welche das Recht bie 
mannigfaltigiten Formen bdarbietet *). Die einfachite berfelben ift ber dieſem 
Zwede ausichlieflih gewidmete DVerficherungsvertrag ?). Hiernach übernimmt 


a. a. O., ©. 90 fig., ift der Anficht, daß zwar nicht die Ausllagung, aber doch der Verzug 
des Hauptjchuldners gefordert wurde. 

3) Das ältere deutſche Recht fahte die Bürgſchaftsſchuld (offenbar in Rüdficht auf die blos 
perfönlichen Motive, welche regelmäßig dabei obwalten) als eine nur den urfprünglichen Bürgen 
bindende auf. Sächſ. Weichbild, Art. 117. Platner, S. 126, hebt als Grund die formelle 
Seite des Rechtsgefchäfts hervor, — Privileg. für Münden v. 1294 bei Auer, Münchener 
Statut., ©. LXXIV, Berm. Sadjfenfp. II, 12, 1. Hannöver. Statuten bei Pufendorf, Obs. 
jur., 4. App., p. 209. Sydow, Erbr. des Sadjjenfp., S. 361 flg. Kamptz, Mecklenb. Eivil- 
recht II, ©. 473, A. M. ift Eichhorn, Einl., $ 120, der ſich auf Sachſenſp I, 6, beruft (ber 
Schmwabenfpiegel zeigt im Art. 7 am Ende Einwirkungen des römiſchen Rechts). Stobbe a. a. 
D., ©. 132 fig. 

*) Mali, Betrachtungen über einige Fragen des Verſicherungsrechts, insbeſ. der Feuer- 
und YVebensverficherung, 1862. Derf. in Goldſchmidt's Zeitfchrift, Bd. 6, S. 361, und 8, 
©. 369 flg. Deſſen Zeitfchrift für Verfiherungsrecht, 2 Bände 1866 und 1868. Kohn, Der 
Berfiherungsvertrag nad) allgemeinen Rechtsprincipien, 1873. 

1) Schon das römiiche Recht kennt Formen für ſolche Zwecke, indem es geftattet, daf bei 
manden Verträgen ein Contrahent, der fonft die Gefahr nicht trägt, kraft befonderer Berab- 
rebung die Haftung übernehme. Berfihern kann man ſich auch dadurdh, daß man zwei an ſich 
ganz verſchiedene Gefchäfte durch die Abficht in Verbindung fett, in dem einen eine Entſchädigung 
finden zu wollen, wenn das andere mißglüden follte. Man kann aud Geichäfte, welche in 
ihrer äußeren Form gar nicht nothmwendig auf die Abficht der Berficherung führen, 3. B. einen 
Leibrentenvertrag, defien Wirkfamteit vom Tode eined Andern beginnen folle, zu dieſem Zwecke 
gebrauchen. Berſicherung ift demnah an fich nur ein Motiv für Mechtögefchäfte und bedeutet 
als ſolches nicht mehr als alle fonftigen Beweggründe für das Vorbereiten eines beftimmten 
Bermögensvortheil® überhaupt. Beim BVerficherungsvertrage als einem felbtändigen Rechts- 
geihäfte ift dieß anders; deun hier ift die Verſicherung als einziger, nicht nur nebenbei beab- 
fihtigter Inhalt offen ausgefprodhen und enthält deshalb ein ummittelbares, auf die Geftaltung 
und Verpflichtung der Parteien wirlendes Rechtsprincip. Die civiliftifche Form defjelben ift 
feine ungewöhnliche ; fie ift ein zweifeitiger, in der Regel von ber einen Seite bedingter Ver- 
trag. (Anders bei Lebensverfiherungen, f. Staudinger in der Anın.**) ang. Schr., ©. 58.) 

2) Benede, Syftem des Afjecuranz- und Bodmerei-Wefens, 5 Thle. Hamburg, 1805—1821. 
Oeſterr. Gejegb., $ 1288—1291. Wr. Pandr. II, 8, $ 1934— 2358, Aſſecuranz- und Habarey- 
ordnung der Stadt Hamburg dv. 1731 (bei Klefeler, Samml. Hamb. Gef., Bd. 1, ©. 28, und 
Nettelbladt, Thesaur. jur. provine. et statut. Germ., Abth. 1, ©. 1071). Affecuranz- und Havarey- 
ordnung der Stadt Amſterdam v. 28. Apr. 1744 (in Bremen gültig und herausgegeben in 
deutſcher Ueberjegung von Engelbredht, 1789). Zur Kenntnif des Herfommens umd der regel- 
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Jemand ) gegen Empfang einer Prämie die Haftung für einen in Folge eines 
bejtimmten Greignifjes +) an einer beftimmten Sache oder Perjon etwa eintre- 
tenden Schaden. Solche Greignijje find namentlich das theilweiſe oder gänz- 
lihe Aufhören der Yebensthätigfeit eines Menſchen 5), Brand ®), Hagelichlag, 
Viebjeuche und Seeunglüd. Der Nerficherungsvertrag wird von dem Perficher- 
ten zur Dedung feines Schadens’), nicht des Gewinnes halber eingegangen; 
er fett daher ein wirkliches Intereffe des Werficherten bei den Gefahren bes 


mäßigen Affeeuranzeinrichtungen dient die VBergleihung der Statuten der einzelnen Berficherungs- 
anftalten, welche öfter gefammelt worden find. S. die Literatur darüber bei Drtloff, Grund- 
züge, ©. 475 fig. 

3) Berficherer ift oft der Staat felbft, oft ift es eine Societät; bei den auf Gegenfeitigleit 
geftügten Affecuranzen find die Berficherten zugleich die Verficherer, wobei natürlich feine Prämien, 
fondern Beiträge zu dem jedesmal nothwendigen BVerficherungsfond geliefert werden. 

4) Es macht das Gefchäft zwar micht ungültig, wenn das Ereigniß beim Bertragsihlufle 
ſchon eingetreten ift, vorausgeſetzt, daß nichts Anderes beftimmt war, nur darf der Berficherte 
nicht darum gewußt haben. Borausfegung der Gültigkeit des Geſchäfts ift übrigens die volle 
Wahrheit in der Beichreibung des Gegenftandes, deſſen Beſchädigung verfichert werden foll; eine 
verichuldete oder unverfchuldete Unrichtigleit der Angabe kaun die Bedeutung haben, daf der 
ganze Berfiherungsvertrag wegen Mangels vollftändigen Vertragswillens vernichtet wird. ©, 
Mali in Goldſchmidt's Zeitihr. ür Handeldreht, Bd. 13, ©. 101, auch Wolff in Malß' 
Zeitihr. II, S. 337, 

5) Ueber Lebensverfiherungen ſ. Staudinger, Die Nechtslehre vom Lebensverfiherungsver- 
trage, 1858. Neuling in Goldſchmidt's Zeitfchr. f. Handelsreht, Bd. 15, S. 57 flg., ©. 326 fig. 
(Das Gharakteriftiiche der Lebensverfiherung wird dafelbft darin gefunden, daß es fidh hier 
nit um das „ob, fondern um das „früher oder jpäter‘‘ des fhadenbringenden Ereignifie® 
handle). Ferner Hinrichs in Goldfchmidt's Zeitſchr, Bd. 20, ©. 339 flg. Predöhl ebendai. 
Bd. 22, ©. 441 fig. Rüdiger, Rechtslehre vom Lebensverficherungsvertrage 1885. Chrenberg 
in der Zeitfchrift für Handelsrecht Bd. 32 und 33. Es kann auch gegen Arbeitdunfähigleit 
durch Krankheit oder hohes Alter verfichert werden. Mali, Betradit., S. 24 flg. Eine eigen- 
thümlihe Art Darlehen erblidt mit Thöl in der Febensverfiherung Laband in der Straßburger 
Feftfchrift von 1878. Der juriftiiche Kern des Lebensverſicherungsvertrags ift doch mur die 
Uebernahme der Berpflidtung, gegen Yeiftung der programmmäßigen Prämien beim Eintritt 
bes Todes des Verficherten eine Geldfumme bez. Rente zu zahlen. Der mirthichaftliche Zwech, 
den der Verſicherte durch Eingehung diefes Vertrags zu erreichen beabfichtigt, lann fehr ver- 
fchiedenartig fein; der Umftand, daß er auch das fein kaun, was man Verfiherung Jemandes 
gegen einen zu befürditenden Nachtheil nennt, ſowie das affeluranzmäßige Rijito des Verſicherers 
find die Veranlaffung geweien, daß Ddiefer Vertrag nad; der Technil des Verſicherungsweſens 
behandelt wird. Im Ganzen find dieſe ölonomiſchen Zweckmomente auf die rechtliche Natur 
des Vertrags ohne mwefentlihen Einfluß. Dieß gilt auch von dem hier oft betonten Momente 
de „Sparen“. 

6) Im Zweifel haftet der Verficherer nicht allein für jeden Brandſchaden, fondern auch 
für die bei der Löſchung oder den Rettungsverfuchen vorlommenden Berlufte, Ueber Brand im 
Kriege ſ. Bülow und Hagemann, GErörter., Bd. VII, S. 317. — Particularrechtsſätze hierbei 
beziehen fi auf die Verpflichtung des Verficherten, binnen einer gewiſſen Zeit das Gebäude 
wieder aufzubauen, als Bedingung des Empfanges der Aſſecuranzſumme, und darauf, daß 
letztere al$ Surrogat des zerftörten Hnpothelenobject# gelten ſolle. S. Koch im Kölner Gentral- 
organ für den deutichen Handeleftand II, Nr. 45 und 47. Malß in Goldſchmidt's Zeitichr. 13, 
©. 430 fig. 

7) Aber nicht blos pofitiver Schaden, fondern auch das luerum cessans. — Der im Terte 
hervorgehobene Gedanlke ift übrigens gefund und beredhtigt; a. A. Endemann in Goldſchm. 
Zeitſchr. 9, S. 51ı fig. 


342 Zweiter Theil. Zweites Bud. 


bejtimmten Gegenjtandes voraus®), auch kann deshalb durch eine mehrfache 
Verfiherung des vollen Werth, wenn fie überhaupt gejtattet ift, doch nur ein 
einmaliger Schabenderjag erreicht werden), Die Haftung des Berficherers 
findet jeboh nur jtatt für den Fall, daß das Nachtheil bringende Greignif 
ohne verſchuldete Einwirkung des BVerficherten eintritt, regelmätzig jogar unter 
der Borausjegung, daß der Yetere alle zur Abwendung ver Gefahr nöthige 
Vorfiht anwandte !'). Die Verfiherungsfumme wird durch Schätzung des 
eingetretenen Nachtheils beſtimmt; die Angabe einer beftimmten VBerficherungs- 
jumme im Vertrage ift in der Regel nur eine einfeitige vorläufige Schätung 
des möglichen Nachteil zum Zwecke der Feititellung der Prämie und ber 
äußerjten Grenze der Entſchädigungsſumme 11). Der Vertrag muß nach der 
Beſtimmung der meijten Particularrechte jchriftlich abgefchlojfen werben '?); 


8) Die f. g. Wettaffecnranzen find feine Berfiherungsverträge, fondern beliebige andere 
aleatorifche Geſchäfte — Br. Yandr., $ 1995. Hamb. Affecur.-Ordn. II, 83 und XIII, 1, 


9) Gemeinrechtlich (anders das Pr. Landr., $ 2000) eine Umgültigleit der mehrfachen Ber- 
fiherung zu behaupten, entbehrt eines rechtlihen Grundes; wohl aber findet eine Klage gegen 
ben zweiten Afjecurateur nur infomweit ftatt, ald der erſte den Schaden nicht gededt hat. Das 
D. H.G.B. erklärt fie bei der Seeverfiherung für ungültig — als f. g. Doppelverficherung, 
d. h. mehrmalige jucceffive Berfiherung des vollen Werths, Art. 792. Man umterfcheide hier- 
bon den Fall, wo zwar nur eimmal der ganze Werth, aber bei verfchiedenen Perfonen nad) 
Theilen verfichert wird; hier haftet der Verficherer nad) feiner Quote (da8 H. G.B., Art. 791, 
faßt bierunter den Fall einer f. g. gleichzeitigen Berfiherung bei Mehreren). Eine Rüdver- 
fiherung ſowohl feiten® des Verfichererd als feitens des Berficherten ift natürlich unbedeuklich. 
(S. darüber Heife und Cropp, Abhandl. II, S. 600-609. Chrenberg, Die Rüdverficerung, 
1885). — Fur Lebensverſicherungen ift diefer Gefichtspunft überhaupt nicht anwendbar. 

10) Die Haftung des Berficherers fällt weg, wenn das Ereigniß durch dolus oder culpa 
lata des Verficherten herbeigeführt wurde; der Berficherer will nicht für den Schaden haften, 
ber ſchon bei einem geringen Grade der Sorgfalt abgewandt werden konnte. Nach theoretiſcher 
Betrachtung der Natur des Berfiherungsvertrags lönnte man vielleicht noch weiter gehen und 
die Haftung des Verficherers durch jedes Verſchulden des Verficherten ausſchließen lafjen wollen. 
©. Motive zum Entwurf eines preuß. Handelsgefegbuchs zu Art. 337. Aber eine ſolche Auf- 
fafjung würde dem wirklichen Bedürfniſſe des Lebens nicht entipreden. S. die qute Fafjung 
der Statuten der Goth. Fenerverfiherungsbant, $ 39b, und Malß in Goldſchm Zeitſchr. f. 
Handeler, 13, ©. 56 fig. Wurde der Schaden durch Hausgenofjen des Verſicherten verurfacht, 
fo tanın ihm dieß wegen groben Verſchuldens in der Beaufſichtigung entgegen gehalten werben. 
— lebrigens kann der Verficherer gegen Zahlung der Berfiherungsjumme Abtretung der Ent- 
[chädigungsflage des Verſicherten gegen ben Beſchädiger fordern. — Bei Lebensverſicherungen 
wird die Verpflichtung des Verſicherers durch Selbſtmord des Berfiherten aufgehoben, fofern er 
nicht im Zuftande der Nidhtzurechnungsfäbigfeit erfolgte. S. Goldſchmidt, Zeitfchr. f. Handelsr., 
Bd. 23, ©. 179 fl. 

11) Es taun auch vortommen, daß nad der Abficht der Parteien nicht der volle Werth 
verfichert werden ſollte. Zritt dann mur eine theilweife Beihädigung ein, fo wird von der 
Aſſecurauzſumme nur der hierauf fallende Theilbetrag entrichtet. — Bei der Lebensverfiherung 
fan natürlih von einer anderen Schätzung, als fie der Wille des Verſicherungsnehmers be- 
ftimmt, nicht die Rede fein. Auch bemerkt Mali, Betradht., ©. 58, richtig, daß die Prämie 
bier nicht blos Afjecuranzprämie ift, fondern zugleic Beitrag zur Capitalanfammlung. 

12) So 3. B. Br. Yandr., $ 2064. Ganz grundlos fnüpft Maurenbrecer, Lehrb., $ 387 
die Eriftenz der ganzen Forderung an das Dafein der Police. 
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die deshalb abgefahte, alle Punkte der gegenfeitigen Verpflichtung umfafjende 
Urkunde heißt Police !?). 
Eine Art des PVerficherungsvertrags, die Seeafjecuranz, bedarf wegen 


der eigenthümlichen dabei vorkommenden Verhältniſſe noch einer beſonderen 

Ausführung. 

Anmerkung. Nicht nad den Grundfägen der Lehre vom Schadenserſatz, fondern als eine 
eigenthümliche gefegliche Aifecuranzpflicht ift zu beurtheilen, was das Reichsgeſetz 
betr. die Berbindlichteit zum Schadenseria für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, 
Bergwerken u. ſ. w. herbeigeführten Tödtungen und Körperverlegungen vom 7. Juni 1871 
eingeführt hat, welches durch Vertrag nicht aufgehoben werden kann. Die Borausfegungen 
find bei Cifenbahnen anders als bei Bergwerlen, Steinbrüchen, Gräbereien und Fabriken. 
Der Anſpruch verjährt in zwei Jahren vom Tage des Unfalls bez. des Todes. Bol. Eger, 
Das Neichshaftpflichtgeieg, 2. Aufl. 1879. Eine ganz neue Grundfage hierfür geben nun 
die Reichsgeſ. betr. die Krankenverfiherung der Arbeiter v. 15. Juni 1883 und über Un- 
fallverficherung vom 6. Juli 1884, 


2) Mon der Seeaſſecuranz insbefondere '). 
$ 203. 


Der Verficherungsvertrag gegen Seegefahr kann fowohl für eigene, als für 
fremde Rechnung ?), und im leßteren Falle unbeftimmt, „wen e8 angeht“, be- 
jehlofjen werden. Gegenſtand der Seeverfiherung kann ſowohl das Schiff als 
auh die Sciffsladung ſein; auch Bodmereigelder können affecurirt werben, 
jowie nicht minder das Gelingen einer Speculation (imaginärer Gewinn). 
Verficherung der Schifferheuer dagegen wird nicht zugelaffen ®). Der Ber- 


13) Mancherlei Eigentbümliches haben die Bolicen der Lebensverſicherungen. In der Regel 
ift hier derjenige, defien Leben verfichert wird, zugleich der vertragſchließende Verfiherungs- 
nehmer. Er verfidhert zu Gunften Dritter, denen hieraus nad) einem allgemeinen Gemwohnheits- 
rechte ein directe® Klagerecht erwächſt (vergl. $ 192, 10). Diefer Dritte kann fein ein dem Ber- 
fiherer gegenüber vertragsmäßig Beltimmter. Die Nennung gegenüber dem Berficherer lann 
aber auch die Bedeutung einer nur vorläufigen, nicht obligatorifhen Bezeihnung haben, in 
welchem Falle der Verſicherungenehmer an anderweiter Verfügung nicht gehindert if. Der 
Letztere kann fih aber aud die Nennung des Verficherten ganz vorbehalten. Iſt dann eine 
folde Nennung bei Lebzeiten nicht erfolgt, jo find die Erben als diejenigen zu betrachten, zu 
deren Gunften bat verfichert werden ſollen. «(Ueber die Frage, wann die Berfiherungsfumme 
Theil des Nachlaſſes und Erecutionsobject der Gläubiger des verftorbenen Werficherers jei, |. 
Wolff in Goldſchm. Zeitichr. f. Handeler, XII, S. 169 flg.) Dft werden ſolche Policen im der 
Form von Inhaberpapieren ausgeftellt; fie werden aber dadurch feine wahren Inhaberpapiere, 
fondern der Verficherer will damit nur fagen, er werde jeden Inhaber als denjenigen aner-. 
fennen, der nad dem Willen des Berficherungsnehmerd als Berficherter gelten folle, er werde 
feine Legitimation ohne Schwierigkeit anerfennen. 

1) Eine neue Grundlage hat diefe Yehre nunmehr im D. H.G.B., Bud 5, Tit. 11 
(Art. 782 flg.), erhalten. Reatz, Geſch. des europäiſchen Seeverfiherungsredts, 1. Th., 1870, 

2) Eine ſolche BVerfiherung ift nur dann gültig, wenn der Verfiherungsdnehmer vom Ber- 
ſicherten wirflih beauftragt war, ober, falls die nicht der Hall, hiervon dem Verſicherer Mit- 
theilung gemacht wurde. Art. 786. 

3) Art. 784. Es ift dieß ein alter Sat des Seerechts. Durch Zulaffung der Berfidhe- 
rung der Vollsheuer wäre der früher fehr allgemeine ſeerechtliche Grundfag illuſoriſch gemacht 
worden, daf die Heuer der Schiffsleute nur im Falle der Rettung ded Schiffs bezahlt wird. 
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ficherer haftet für jede Gefahr, welcher das Schiff oder die Ladung während 
der Dauer der Verſicherung ausgefetst iſt, insbejondere für alle Seeunfälfe, 
Kriegsgefabr und Verfügungen von hoher Hand, Plünderung u. ſ. w., auch 
trägt er die Beiträge zur großen Havarei und jonitige Rettungskoſten; er 
haftet aber nicht für den Schaden, welcher aus der Seeuntüchtigkeit des Schiffs, 
der natürlichen Beichaffenheit oder Berpadung der Waaren und dem Ber» 
ihulden des MWerficherten hervorgeht 4). Die. Haftung für die Gefahr des 
Schiffes beginnt von dem Augenblide, in weldem mit der Einnahme ber 
Yadung angefangen wird, oder, wenn feine Ladung einzunehmen ift, mit der 
Abfahrt des Schiffs, und dauert bis zur Beendigung der Löſchung im Bejtim- 
mungshafen, die Haftung für die verficherten Güter beginnt mit dem Zeit- 
punkte, in welchem die Güter zum Zwecke der Einladung vom Yande jcheiden, 
und endet mit dem Zeitpunfte, in welchem fie am Beitimmungsbafen wieder an 
das Land gelangen. Die begonnene Haftung des Verfichererd läuft während 
dieſer ganzen Zeit ununterbrochen fort, jo daß fie auch nicht durch den Auf- 
enthalt des Schiffs in einem Noth- oder Zwilchenhafen, und bei der Werfiche- 
rung der Hin- und Herreije durch den Aufenthalt im Beſtimmungshafen unter- 
broden wird). Wenn das Seeunglüd zur Zeit des Abjchluffes des Ver— 
jiherungsvertrags jchon eingetreten war, die Parteien aber davon feine Kennt» 
niß hatten, jo ift der Vertrag trogdem gültig, wußte aber ein Theil darum, 
jo ift der Vertrag für den andern, nicht unterrichteten Theil unverbindlich ®). 
Ueberhaupt ift der Verficherungsnehmer bei Abſchluß des Vertrags verpflichtet, 
dem Berjicherer alle befannten Umjtände mitzutheilen, welche auf den Entſchluß 
des letteren, die Berficherung zu übernehmen, von Einfluß fein fünnen 7). 

Der Berficherte, welcher den Erjat eines erlittenen Schadens fordern 
will, muß dem VBerficherer eine Schadensberechnung 8) mittheilen, und zugleich 
außer jeinem Intereffe bejcheinigen, daß der verficherte Gegenjtand einer See: 
gefahr ausgefegt war, durch welchen Unfall der Schaden entjtanden und wie 


4) 5. die Aufzählung im Art. 824 fig. Indeflen kann der Berficherer feine Haftung durch 
gewiſſe Elaufeln in der Police befchränten. Solche find: „frei von SKriegslaften“ (Art. 852), 
„nur Seegefahr” (853), „für behaltene. Ankunft‘ (854), ſodann: „frei von Beſchädigung außer 
im Strandungsfalle“ (855), „frei von Bruch aufer im Strandungsfalle‘ (856). S. Heife 
und Eropp, Jur. Abh. I, 3, 4. 

5) Art. 827-831. 

6) Art. 789. 

7) Art. 810, Weitere Verpflichtungen des Berficherten, von deren Erfüllung die Haftung 
des Berficherers ganz oder theilmweife bedingt ift, find insbefondere, daß der Werficherte die dem 
Berficherer angegebene Reife nicht willkürlich abändere, die Abreife nicht ungebührlich verzögere, 
die Güter nicht einem anderen als dem bezeichneten Schiffe übergebe,, von jeder Nachricht über 
einen ftattgefunbenen Unfall dem Verficherer aldbald Kenntniß gebe, Art. 817—823. 

8) Als Berfiherungswerth de8 Schiffs foll nad) Art. 799 der Werth ded Schiffs gelten, 
ben es in dem Zeitpunkte hat, in welchen bie Gefahr des Verficherers beginnt; als Werth der 
Güter derjenige, welchen fie an Ort und Zeit der Abladbung unter Hinzurechnung aller Koften 
bis an Bord einſchließlich der Berficherungstoften (803) haben. Alfo nicht der Werth am Be— 
ftimmungsorte. — Siehe übrigens über das formelle 886 biß 890, 
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groß Diejer jei. Die Klage aus dem Verficherungsvertrage verjährt in fünf 
Jahren von Zeit der Beendigung der Berficherungszeit ?). Iſt das Schiff 
verſchollen, oder iſt der Gegenftand der Verficherung dadurch bebroht, daß 
Schiff oder Güter unter Embargo gelegt, von einer friegführenden Macht auf- 
gebracht, von hoher Hand angehalten, oder durch Seeräuber genommen und 
in einer Friſt von ſechs, neun oder zwölf Monaten (je nach der Größe der 
Entfernung) nicht freigegeben find, jo kann der Verficherte ebenfalld Zahlung 
der MWerficherungsjumme, aber gegen Abtretung der ihm am verficherten Ge— 
genjtande zujtebenden Rechte an den Verſicherer (Abandon), fordern; die 
Abandonerklärung, welche unwiderruflich iſt, muß jedoch unbedingt und inner» 
halb einer gewiffen Friſt erfolgen !°), 

Wird der Verficherungsvertrag ohne Schuld des Verſicherten aufgelöjt 
oder jonjt unwirkſam, jo muß der DVerficherer die Prämie zurüderftatten 
(riftorniren); jedoch darf er als Entſchädigung für das Riſtorno eine Gebühr 
zurückbehalten !'). 


Anhang: Bodmerei!). 


$ 204. 


Der Bodmereicontract it ein Darlehnsvertrag mit VBerpfändung von 
Schiff, Fracht und Yabung, bei welchem der Darlehnsgeber (Bodmeriſt) das 
Bodmereigeld nebjt der bebungenen Prämie nur nah der Ankunft des 
Schiffs am Orte, an welchem die Bodmereireiſe endigt, fordern und fich 
deshalb nur an die verbodmeten Gegenstände halten fann. Das 
Geſchäft wird vom Schiffer kraft einer ihm gejeglich beigelegten Vollmacht 
abgejchlojjen; er joll aber nur dann Bodmereigelder aufnehmen, wenn fich das 
Schiff außerhalb des Heimathshafens befindet und die Ausführung der Reife, 
oder die Erhaltung und Weiterbeförderung der Ladung die fordert?). Der 
Vertrag wird jchriftlich errichtet, die Urkunde deſſelben (Bodmereibrief) kann 
auf Ordre und in mehreren Gremplaren ausgejtellt werden. Der auf Ordre 


9) Art. 910. 

10) Art. 865 fig. 

11) Art. 899. 

1) Die Bodmerei (von Bodem — Schiff) wurde früher im der Regel nad Analogie der 
Seeverfiherung und als eine befondere Form derielben beurtheilt; man dachte e8 fich als häufig, 
daß fie der Rheder felbit abichließe. Daraus erflärte fi die analoge Uebertragung mancher 
Grundſätze des Aſſecuranzrechts, 3. B. die Beichränfung der Bobmereifumme auf die Werths- 
höhe des verbodmeten Gegenftands, der Abandon, das Riftorno u. f. w. S. Kaltenborn, See- 
recht II, ©. 239 fig. Das D. H.-®.-B., Art. 690 fig. dagegen faßt fie Tediglich in der Be- 
deutung eines Nothdarlehns auf, das der Schiffer (und nur diefer) in außerorbentlichen Fällen 
aufnehmen darf, jedoch fo, daß es feine perfönliche Obligation, fondern nur eine Verhaftung 
der verbobmeten Gegenftände erzeugt. Die Prämie kann eine unbefchräntte Zinshöhe betragen. 

2) D. H.G.B., Art. 681. Es mwird nicht immer Schiff, Ladung und Fracht zufammen 
verbodmet. 
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geftelfte Vobmereibrief kann durch Indoffament übertragen werden ?). Kommen 
die verbodmeten Gegenftände am Bejtimmungsorte glücklich an, jo ift die Bod— 
mereiforberung nebſt Prämie fällig, und es joll am achten Tage nad) Ankunft 
des Schiffs Zahlung erfolgen. Die verbobmeten Gegenjtände, welde bem 
Gläubiger jolidariih haften, dürfen vor Befriedigung des Letzteren nicht aus— 
geliefert werden. Erfolgt die Zahlung nicht, jo kann der Bobmereigläubiger 
den öffentlichen Verlauf des verbodmeten Schiffd und der Ladung, jowie ge- 
richtlibe Ueberweifung der verbodmeten Fracht fordern *). 


X. Der Wedjjelvertrag. 
Allgemeines. 
$ 205. 
Durch den neueren europäijchen Verkehr ') iſt ein Mittel gefunden worden, 


3) Art. 683, 684, 687. 

4) Art. 688, 692, 695, 697. Haftung des bösgläubigen Befigerd der verbodmeten Gegen- 
ftände: Art. 698. — Neben der dargeftellten Bodmerei (Nothbodmerei durch den Schiffer mit 
Realwirkung), welche man wohl auch die eigentliche Bodmerei nennt, ift Übrigens recht wohl 
ein ähnliches Gejchäft denkbar, weldes der Sciffseigenthümer felbft und vielleicht aus ganz 
andern Motiven abjchließt. Diefe uneigentlihe Bobmerei (A. 701) hat das H.-6.-B. nicht 
berüdfichtigen wollen. Eine Art derfelben ift der j. g. Großavanturvertrag (in England 
Respondentia); f. Stephen, New Commentaries on the laws of England, 1848, Il p.83 sq. 
— Gine neue Schrift über die Bodmerei: Franck, De bodmeria. Lueb., 1862, 


1) Ueber die Geſchichte des Wechſelrechts ſ. beſonders: F. A. Biener, Abhandlungen aus 
dem Gebiete der Rechtsgeſchichte, 1846, Nr. II, und deſſen wechfelrechtliche Abhandlungen, 1859 
cein in biftorifcher Hinficht treffliches, in Hinfiht anf das dogmatiſche Refultat — der Wedjjel- 
vertrag — Kauf — ſicher verfehltes Bud). Siche auch Holtius, Abhandl. civil- und handels- 
rechtl. Inhalts (1852), ©. 169, ferner die unten cit. Schrift von Kunge und M. Neumann, 
Geſch. de8 Wechſels im Hanfagebiete bis zum 17. Jahrh., 1863. Endemann, Studien in ber 
romanifchecanoniftiihen Wirthfhafts- und Rechtslehre bis gegen Ende des 17. Jahrh., 1. Band, 
1874, ©. 75 fig. — Aus der fehr reichhaltigen Fiteratur des Wechſelrechts find hervorzu- 
Heben: Treitichte, Alphabetiſche Eneyelopädie der Wechjelrechte und Wechjelgefege, 2 Bde., 1831. 
Einert, Das Wechſelrecht nad dem Bedürfniß des Wechſelgeſchäfts im neunzehnten Jahrhundert, 
1839. Thöl, Das Handelsrecht, 2. Bd. (das Wechjelredht enthaltend), 1847 (4. Aufl. 1878; 
hier ift in der Regel nad) der erften Aufl. citirt). Thöl hat in diefer Schrift (mach Liebe) zuerſt die 
- innere Natur des Wechſels im eigentlichen Kern erfaßt und in echt wiſſenſchaftlichem Geifte 
juriftifch conftruirt. Weitere Schriften find: Renaud, Lehrb. des gem. deutſchen, ſowie des in 
der A. D. B.-D. enthaltenen W.-R., 3. Aufl. 1868. Kuntze, Deutſches Wechſelrecht u. |. w., 
1862. O. Wächter, Wechſellehre nach den deutſchen und ausländiſchen Geſetzen, 1861. Braun, 
Die Lehre vom Wechſel, 1868. — Die particulären Quellen des Wechſelrechts, die einzelnen 
Wechſelordnungen, ſind öfter geſammelt worden, z. B. v. Siegel, Corpus juris cambialis, 2. Bde., 
1842. J. R. Meißner, Coder der europäiſchen Wechſelrechte, 2 Bde., 1836 und 1837. (Thöl 
a. a. D., $ 144 flg.) Hierzu iſt nun die in allen deutſchen Staaten und durch das Bundes- 
gejeg v. 5. Juni 1869 im Gebiete des norbdeutichen Bundes und jett des deutſchen Reichs auch 
als formell gemeines Recht publicirte deutſche Wechſelordnung getreten, berathen in ber auf 
Antrag Preußens conftituirten Eonferenz von Deputirten zu Leipzig vom 30. Oct. bis 9. Der. 
1847. Ausgabe: Prototolle der zur Berathung einer allgem. Deutſch. Wechſelordnuug — abgeh. 
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die Ausübung eines Forderungsrechts in einem jo hohen Grade zu erleichtern 
und zu fichern, daß der verfügbare Vermögenswerth eines ſolchen dem bes 
baaren Geldes faft ganz zur Seite tritt?). Diejes Mittel ift die Wechfel- 
form; jeine Kraft liegt im ber Befeitigung der aus dem materiellen Grunde 
der Forderung bervorgehenden Hemmnifje ihrer Realifirung, indem es den 
Schwerpunkt ded Rechts in die Form, die Urkunde verlegt, welche ein bier 
gültiged Zummenverfprechen ohne Gegenverjprechen enthält (materielle Wechfel- 
jtrenge). Zu diefer innern Kraft tritt die äußere Hülfe bejchleunigender Pro— 
ceßformen und einer eigenthümlichen Strenge der Grecution (formelle Wechjel- 
jtrenge ?). Die ausjchließlih formelle Natur des Wechfelrechts macht fih nun 
in einer Reihe weiterer eracter Gefchäftsformen geltend, deren Gefammtheit 
den Inhalt des Wechjelinitituts darjtellt. 

Der Wechjel läßt rüdfichtlih des Syſtems zwei verjchievene Betrachtungs— 
weijen zu. Er erjcheint zunächſt als eine allgemeine Form für Obligationen, 
bei denen eine Summe gejchuldet wird; er kann aber auch als ein befonderer 
Vertrag aufgefaßt werben, infofern er vermöge feiner rechtlichen Eigenthüm— 
lichkeiten befähigt ift, gewifjen Intereffen des Verkehrslebens in durchaus felb- 
jtändiger Weije Befriedigung zu verfchaffen. 


Conferenz u. f. w., Leipzig, 1848, 4, Auch iſt eine Zeitfchrift dafür gegründet worden: Archiv 
für deutſches Wechjelrecht von Siebenhaar nnd Tauchnitz, 1851 u. f. ine äuferft Tichtvolle 
Darftellung der Bedeutung biefes neuen Geſetzes in feinem Berhältniß zur bisherigen Wiſſen— 
haft giebt: (Liebe) Die allgemeine deutſche Wechfelordnung mit Einleitung und Erläuterungen, 
1848, Gommentar von Hoffmann: Ausführl. Erläuterung der allg. Deutſch. W.-D. nebft einer 
Einl. in das Woechfelrecht, 1859. Durch Bundesbeſchluß dv. 19, Febr. 1857 wurde der in Nürn« 
berg tagenden Conferenz zur Berathung eines deutfchen Handelsgeſetzbuchs der Auftrag ge- 
geben, aud; eine Reihe von Controverfen der D. W.-D, zu entiheiden ; der deshalb aus- 
gearbeitete Entwurf fam in den Situngen v. 1.—3, März 1858, und v. 1. u. 9. März 
1861 zu Stande. Abgedrudt bei Goldſchmidt, Zeitichr. f. Handelör., Bd. 5, S. 228 flg. Diefe 
f. g. Nürnberger Novellen find im Bereiche des Deutfchen Reichs ebenfalls durch das oben ge— 
nannte Bundesgeſetz gemeines Recht geworben. 


2) Niemand kann läugnen, daß der Wechfel heutzutage für den Kaufmann die Bedeutung 
des Papiergeldes hat. Es ift aber unrichtig, wenn Einert a. a. O., Cap. 1, diefe Function 
des MWechfel8 zum juriftifhen Brincip erheben will (die wird aud) vertheidigt von Brauer, 
D. Deutſche Wedjfelordnung, 1849, S. 12 flg., und Archiv f. Wedjfelr., 3. ®d., ©. 297). 
Der Wechſel ift kein Papiergeld, d. h. fein Geldzeichen, fondern eine Vertragsurfunde. Siehe 
aud Liebe a. a. D., S. XXI fig. Auch ift es umrichtig, zu fagen, daß die D. W.-D. jenes 
Princip angenommen habe, indem fie es vielmehr (troß aller Begünftigung des Wechjeld als 
eircnlationsfähigen Papiers) durch Ausihluß des Blancowechſels ausdrüdlich verwirft. Ueber 
die leitenden Gefihtspunfte der D. W.-D. verbreitet ſich auch Biener, Wechſelr. Abd. (1859), 
©. 449 fig. 

3) Früher hielt man die formelle Wechjelftrenge, namentlih den Perſonalarreſt, mit Un- 
recht für das den Wechſel hauptſächlich charakterifirende Moment. S. dagegen Einert a. a. D., 
©. 14 fig. Thöl a. a. O., 149. Jetzt ift nun überdieß der Verfonalarreft bei Wedhiel- 
dulden in Uebereinftimmung mit der franzöfifhen Gefeggebung in Deutſchland durch das 
Bundesgeſetz vom 29. Mai 1868 aufgehoben morden. 
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1) Begriff und Arten des Mechfels. 
$ 206. 


Wechjel bezeichnet jowohl das Wechſelverſprechen, d. h. ein Summenver- 
iprechen ohne Gegenverjprechen, als die Wechjelform, die Schrift). Diefe iſt 
entweder die Form einer Tratte, d. h. eines Wechjelveriprechens mit Zahl- 
lungsauftrag, oder die eines eigenen (trodenen) Wechſels. Das Wechjelver- 
ſprechen fann ein breifaches fein, das eines Traſſanten (oder Inbojjanten), 
eines Acceptanten und des Ausjtellers eines eigenen Wechjeld. Bei der Tratte 
richtet Jemand (Traffant) an einen Andern (Traffat) den Auftrag, dem Wech— 
jelinhaber (Remittent) zu zahlen, und verjpricht, jelbit zu zahlen, wenn ber 
Zahlungsauftrag unerfüllt bleibe; die Annahme des Zahlungsauftrags durch 
den Traſſanten ift das Wechjelveriprechen des Acceptanten an den MWechielin- 
baber. Bei dem eigenen Wechjel veripricht Jemand jelbft, ohne Zahlungsauf- 
trag, an den Wechjelnehmer zu zahlen. Nicht immer entipricht aber die Form 
dem Charakter des Wechjelverjprechens, und es ijt möglich, daß ein eigener 
Wechſel die Form der Tratte, eine Tratte die Form des eigenen Wechjels 
empfängt 2); jenes iſt namentlich der Fall bei den eigen-trajjirten Wechjeln *) 
und bei den Wechjeln auf eigene Ordre *). 


2) MWedfelfähigkeit. 
Ss 207. 

Gegenjtand des Mechjeld kann nur eine Geldfumme ſein. Die Fähigkeit, 
aus einem Wechjel berechtigt zu werben, unterliegt feiner Beſchränkung. Wech— 
jelrechtlihe VBerbindlichkeiten zu übernehmen, wurde früher als das bejondere 
Recht einzelner Perjonenclafjen betrachtet ?); heutzutage?) jteht e8 Jedem zu, 


1) Thöl a. a. O., $ 151. 

2) 3. B. domicilirte eigene Wechſel. 

3) Vorausgeſetzt wird jedoch nad der D. W.-D., $ 8, daß die Urkunde die Form einer 
wahren Zratte hat und nicht die eines eigenen Verſprechens (fonft wäre es ein domicilirt 
eigener Wechfel, und daß ein anderer Zahlungsort (d. b. Gemeindebezirf) als der der Aus— 
ftellung genannt ift. Ein folder Wechſel fteht der Tratte auch in Hinficht auf Protefterhebung, 
Notification, Verjährung u. f. w. glei; nur ändert ſich dieß natürlich, wenn der Traffant zu- 
gleich Acceptant if. Der Umftand, daß die Identität des Traſſanten und Traſſaten auf dem 
Wechſel felbft zu erbliden ift, ift ohne Bedentung. S. Fid, Der traffirt-eigene Wechfel, 1853, 

4) Dieß ift ein eigener Wechfel des acceptirenden Traffaten („Zahlen Ste an meine eigene 
Ordre die Summe von” u. ſ. w.). Deutſche W.-D., 8. 6. 

1) Die Wechfelordnungen hatten ein verſchiedenes Princip, je nachdem fie entweder die 
Wedyielfähigleit als Regel anerkannten, die aber durch vielfahe Ausnahmen befchränft wurde 
namentlich Geiftliche, Soldaten, Staatödiener, Handwerker und Bauern, frauen, Minderjährige 
und Hanstinder, juriftiiche Perfonen, Gefandte u. j. w.), welche im einzelnen Falle nach mandjen 
Geſetzen durch Dispenjation gehoben werden konnten (Weimar, Wechielordn., 8 2); oder als 
Ausnahme (3. B. Hannov. Wechfelordn., $ 3, Pr. Yandr. IT. 8, 8 716 lg. Württemb. M.-O,, 
Cap. 2). 

2) Deutſche W.O., $ 1: „Wechfelfähig ift Jeder, welcher fi durch Verträge verpflichten 
fann.” Gin Wechſel ift demmah nichtig, wenn er von einer Perfon ausgeſtellt ift, welche 


Die einzelnen Forderungsrechte. Wechfelvertrag. $ 207. 208. 349 


ver fich zur Zeit der Austellung des Wechjelverjprechens ?) überhaupt privat» 
rechtlich verpflichten Fanı. Der von einem Unfähigen ausgejtellte Wechjel iſt 
als folder ungültig *); nicht aber find dieß deshalb auch die weiteren an und 
für fich gültigen Wechielverfprechen, welche fich an jenen anfchliefen®). Nicht 
pajfive Wechjelunfähigkeit, fondern nur eine Beſchränkung der Wirkung der 
Wechjeljtrenge wurde durch die Beſtimmung des deutſchen Wechjelrechts be— 
gründet, daß gegen manche Perjonen der Perfonalarreft wegfallen jollte, näm- 
lih 1) gegen die Erben eines Wechſelſchuldners, 2) gegen juriftiiche Perfonen, 
AUctiengejellihaften und Sole, welche durch Wechjelverjprechen ihrer wegen 
Unfähigkeit zur Vermögensverwaltung für fie betellten Guratoren verpflichtet 
wurden, 3) gegen Frauen, wenn fie nicht Handel und Gewerbe trieben ®). 
Endlib war im $ 2 der D. W.-D. der Particulargefeggebung nachgelafjen, 
die Vollſtreckung der Wechſelhaft gegen gewiſſe Perjfonen aus Gründen des 
öffentlichen Rechts auszujchließen 7). 


3) Lom traffirten Wechſel. 
a) Aeberhaupt. 


$ 208. 
Der Ausjteller einer Tratte giebt dem ZTrafjaten einen Zahlungsauftrag 


feine Handlungsfähigfeit hat. Nicht ungültig, wohl aber in feiner Wirkſamkeit durd eine Ein- 
rede anfechtbar ift der Wechſel über ein Rechtsgeſchäſt, welches der Ausſteller rehtswirtiam nicht 
vornehmen kann, z. B. die frauliche Verbürgung, das Darlehn des Hausſohns. Ebendieß gilt 
von einem über ein verborenes Geſchäft ausgeftellten Wechſel, 3. B. über eine Spielihuld, 
fowie über eine Wucherfhuld im Sinne des Reichsgeſetzes vom 24. Mai 1880. Ein folches 
Rechtsgeſchäft joll immer und zwar aud daun unwirlſam fein, wenn es in die Form des 
Wechſels gehüllt ift. Freilih fünnen nah $ 82 der D. W.-D. folde Einreden (ihre wechiel- 
proceßmäßige Liquidität überhaupt vorausgefegt) nur demjenigen Wechjellläger entgegengehalten 
werden, welchem gegenüber das zu Grunde liegende verbotene oder unllagbare Verhältniß be- 
ftand. Die Meinungen der Schriftfteller darüber gehen aber ſehr auseinander. Ebenfo über 
die Frage der Reftitution eines Minderjährigen gegen eine Wechfelverbindlichkeit, welche im All- 
gemeinen unter Einhaltung derfelben Schrante des $ 82 cit. für zuläffig gelten muß. ©. Liebe, 
Deutſche W.-D. (1848), ©. 37 fig. — Ueber die Wechjelfähigkeit der Minderjährigen und die 
relative Wechfelfähigleit der Hauslinder und Ehefrauen u. f. w., f. Neuling, Wechjelrechtliche 
Erörterungen, 1. Heft, 1875. 

3) Spätere Wechfelfähigkeit lann einen wegen ehemaliger Wechjelunfährgteit des Ausftellers 
ungültigen Wechfel nicht gültig machen. 

4) Die Urkunde iſt fein Wechfel, ob aber ein fonft wirlſamer Schuldſchein, hängt von der 
Natur des befonderen Falls ab. Imconfequent ift e$, wenn particuläre Wechfelordnungen nur 
einzelne Wirtungen der Wechjelftrenge bei Wechfeln Unfähiger wegfallen laſſen. Thöl a. a, O., 
z 155 (jet 164). 

5) D. W.O., 8 3. 

6) D. W.⸗O., 8 2. 

7) Bon diefer Befugniß hatten manche Particulargefege einen zu weit gehenden Gebrauch 
gemacht; jedenfalls beftand darüber die größte Berfchiedenheit in Deutſchland. Die Nürnberger 
Kommiffion hat nun die Grenzen der Eremtionen feftgeftellt, bis zu welchen eine Landesgeſetz— 
gebung vorſchreiten darf (aber nicht aud) gerade ſoll). Durch das Bundesgejep vom 29. Mai 
1868, welches den Perfonalarreft überhaupt aufhebt, find aber nunmehr alle diefe Eremtionen 
gegenftandslos geworben, 
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für den Wechjelnehmer (Remittenten). Der eigentlihe Zwed der Tratte ift 
daher die Zahlung des Trajjaten an den Wechjelinhaber; erft wenn dieſe nicht 
erfolgt, tritt die Verpflichtung des ZTraffanten aus dem Begebungsvertrage, 
nämlich zur Zahlung der Regreffumme ein. Zwijchen dem Trafjaten und dem 
Wecjelinhaber wird erjt durch die Acceptation eine wechjelrechtliche Verpflich- 
tung begründet. Die der Tratte zu Grunde liegenden Verhältniſſe, nämlich 
die Entjhädigung des Traſſanten für dejjen Wechjelverfprechen: die Baluta, 
und die Entichädigung des Traſſaten für deſſen Accept und Zahlung; die 
Dedung, von denen die erjtere der Wechjelnehmer, die lettere regelmäßig 
der Traſſant zu leiften bat, jtehen außerhalb der Wechjelverbindung und jind 
in dem Bereiche des übrigen Obligationenrechts begründet !). 

Die wejentlichen ?) Erfordernijje einer Tratte find 1) die Bezeichnung des 
Papierd mit dem Worte Wechjel?), 2) die Angabe der Wechjeljumme 4), 3) 
Bezeichnung der Perſon oder Firma, an welche oder an deren Ordre gezahlt 
werben foll5), 4) die Bejtimmung der Zahlungszeit, welche für die ganze Gelb- 





1) Diefe Berhältniffe können der verfchiedenften Art fein; befonders häufig liegen Schuld- 
verhältniffe zu Grunde, z. B. der Trafjant ift Schuldner des MWechfeinehmers und Gläubiger 
bes Traffaten, jo daß Baluta und Dedung in der Befreiung von einer Schuld beftehen. Thöl, 
a.0.0,, $ 156. Weder die Klage des Zrafjanten gegen den Wechfelnehmer auf Zahlung der 
Baluta, noch die obligatorifhen Berbältniffe zwiihen dem Traſſanten und Zrafjaten haben 
wechjelrechtlichen Charalter. 

2) D W.O., $ 4 Dad Weſentlichſte bei jeder Zratte ift der Zahlungsauftrag; Ddiefer 
ift im Text nicht genannt, weil fein Mangel den Begriff der Tratte ganz ausſchließt. 

3) Eine eigenthümliche Art von Wechſeln find die im neueren Particulargeſetzen eingeführten 
j. g. faufmännifchen Anmweifungen, denen im Weſentlichen alle Wirkungen der Zratte beigelegt 
wurden, bi® auf den Wechfelarreft und den Regreß Mangels Annahme Man lanıı fie daher 
inftematifch als eine eigenthümliche Art von Tratten ohne das Erforderniß der Bezeichnung als 
Wechſel auffaffen. Die gefetlihe Anerfennung dieſes Inftituts, durch welches die Wirlſamleit 
des Wechjelinftituts eine Beeinträchtigung erfahren würde, erjcheint bedentlih. Yadenburg, Die 
Anweiſung und der gezogene Wechfel, 1858, 

4) Lautet die mit Buchſtaben geſchriebene Summe anders als die mit Zahlen bezeichnete, 
fo gilt zunächſt die mit Buchftaben angegebene, und wenn der Zweifel dadurd nicht gelöft wird, 
die geringere, weil allein liquide. Thöl, $ 161,6. D. W.-D, $ 5. — Beftritten ift, ob ein 
Wechſel gültig ift,, in weldem ein Zinsverjpredhen vorlommt. Bei Tratten war ein 
folhes von jeher ungewöhnlich, nicht aber bei eigenen Wechſeln. Died W.-O. fchmeigt 
darüber. (Aus der Ablehnung des $ 88 des Preuß. Entwurfs fann nicht auf eine ftillfchrweigende 
Erllärung geichlofjen werden, zumbl da ſich die Motive der Protocolle, S. 160 fig, gar nicht 
auf die Frage beziehen). Manche laſſen das Zinsveriprecdhen zu; Manche erklären e8 für un- 
gültig; Manche laffen den ganzen Wechſel als nichtig erfcheinen. Die legte Anficht ift die con- 
fequente. Denn die Zufügung eines Zindverfprechend fteht mit der rechtlichen Natur des 
Wechjels im Widerfpruche. Das Wechſelverſprechen ift ein abftractes Zahlungsveripredhen, das 
feine weiteren obligatorifhen Triebe, aus denen Zinfen hervorgehen könnten, im fich trägt. Die 
Wechſelſumme ift eine abgeſchloſſene, nicht eine summa erescens. &o der principale Borſchlag 
der Nürnberger Commiffion, freilich andy mit dem eventuellen Borſchlage des Sates, daß nur 
da® Zinsverſprechen für nicht gefhrieben gelte, welder legtere die Sanction der 
norddeutichen Bundesgeſetzgebung in der Publication vom 5. Juni 1869 erlangt hat. 

5) Daher find nach der D. W.-D. ſowohl Blancowediel als auch Wedhfel au porteur aus— 
geichlofjen. 
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jumme nur eine und diejelbe fein darf®). Sie kann jein theild ein bejtimmter 
Tag”), theils eine nach dem Datum des Wechſels zu berechnende Zeit (Dato- 
wechjel 8), theild der Tag der Präfentation oder ein nach ihr zu beſtimmender 
Zeitpunkt (Wechjel auf oder nach Sicht ?), theild die Zeit einer Meſſe oder 
eines Marktes (Meß- oder Marttwechjel 19), 5) vie Unterjchrift des Traſſan— 
ten mit jeinem Namen oder jeiner Firma, 6) die Angabe des Namens oder 
der Firma des Traffaten, 7) die Angabe des Orts, Monatstags und Jahrs 
der Ausjtellung und 8) des Zahlungsortes, als welcher der bei dem Namen 
des Traffaten angeführte angefehen wird !1), wenn fich feine weitere desfallſige 
Angabe findet; der Zahlungsort it gewöhnlich, aber nicht nothwendig, ein vom 
Orte der Ausjtellung verjchievener (Diftancewechjel im Gegenfag der Pla» 
tratten). Iſt ein anderer Zahlungsort bejtimmt, al® der angegebene Wohnort 
des Traffaten, jo hat dieß die Bedeutung, daß der Traſſat die Zahlung nur 
vermitteln und durch einen von ihm zu benennenden Dritten (Domiciliaten) 
am angegebenen Zahlungsorte (Domicil) bewirken foll; ſolche Wechjel heißen 
domicilirte Wecjel!*). — fehlt e8 an einem der genannten wejentlichen 
Erforberniffe, jo bat die Schrift nicht die rechtliche Wirkung einer Tratte, und 


6) So der Zufag der Nürnberger Commiffion. 

7) Häufig ift die Bezeihnung : primo oder medio oder ultimo (Januar); medio follte nad) 
der Bericiedenheit der Donate bald der 16., bald der 15, oder 14. ded Monats fein, nach der 
D. W.⸗O., $ 30, aber immer der 15. Iſt die Zahlungszeit auf Anfang oder Ende eines 
Monats geftelt, fo ift darımter der erfte oder letzte Tag defjelben zu verfiehen (Zuf. d. Nürnb. 
Comm. zu Art. 30), — Da die Wechſelordnung die Feſtſetzung eines beftimmten Tags als 
Zahlungszeit fordert, fo ift damit ausgefproden, daß ein Wechiel ungültig ift, der auf 
Kündigung geftell if. S. Ardiv für Wechfelreht, Bd. 2, ©. 329. Protocolle der D. 
W. O., ©. 160 und 161. 

8) Jedoch wird bei diefer Friſt der Tag der Ausftellung nicht mit gerechnet. D. W.-D., 
& 32, 1. 

9) Jedoch muß bei Sichtwechfeln die Präfentation zur Zahlung längftens binnen zwei 
Jahren nad) der Ausftellung gefchehen. D. W.-O., $ 31. 

10) Enthalten die Partieularrechte feine nähere Beſtimmung hierüber, fo joll nad) ber D. 
W.O., 8 35, die Zahlungszeit der dem geſetzlichen Schluffe der Meſſe vorausgehende Tag fein. 
— ©. über dieſes Alles Thöl, $ 164—170, Durd die D. W.O. ift fomohl der Uſowechſel, 
bei welchem die Fälligleit durh die an einem Orte beftehende Uiance beftimmt werden follte, 
als auch der Wechfel a piacere abgeſchafft. 

11) D. B.-D,., 8 4 Nr. 8. 

12) D. W.-D., $ 24 und 43. Ueber dad Rechtsverhältniß im Einzelnen ſ. Thöl, $ 278, 
Dedung ift der Traſſant nur dem Traſſaten jchuldig und diefer hinwiederum dem Domiciliaten, 
welcder als Mandatar des Bezogenen, bez. des Acceptanten zu beurtheilen if. Zur Annahme 
präfentirt wird nur beim Zraffaten. Iſt der Domiciliat in der Tratte ſchon genannt, jo muß 
zur Zahlung zuerjt diefem am Zahlungsorte präfentirt, eventuell hier Proteſt erhoben werden. 
Iſt fein Domiciliat genannt, fo kann zunächft beim Trafjaten zur Nennung deilelben prä- 
fentirt werden (dieß darf auch als nothwendig vorgefchrieben werden), Er kann ſich ſelbſt als 
Domiciliaten bezeichnen (3. B. in der Form des Accepts). Ueberhaupt gilt der Traſſat als 
Domiciliat, wenn von ihm die Nennung des Lebteren nicht erfolgt oder gar nicht gefordert zu 
werden brauchte. Alsdann wird dem Trafjaten an dem genannten Domicil zur Zahlung prä- 
jentirt und bier Proteft erhoben u. f. w. (vgl. $ 211, Nr. 11). — Iſt ein Domikciliat ſchon im 
Wechſel genannt, und der Zraffat acceptirt doch noch ausdrüdlich, fo foll dieß nad) einem Ge— 
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es jollen fogar die felbftändigen und an und für fich formrichtigen darauf ge» 
jegten weiteren Erklärungen (Accept, Indojjament u. ſ. w.) der Wechjelfraft 
entbebren '?). 

Eine Tratte kann in mehreren Gremplaren, in Duplicaten ausgejtellt 
werden, jo daß jedes die Bezeichnung je ald Prima, Secunda oder Tertia 
empfängt (im Gegenfat des Sola-Wechjels); dieß geichieht zur Sicherung und 
Grleihterung des Geſchäfts, und der Wechjelinhaber kann es vom Ausjteller 
der Tratte fordern '*). Iſt ein Eremplar zum Accept verjandt, jo müfjen bie 
übrigen die Angabe der Perjon enthalten, welche jenes bejigt und dem Yegiti- 
mirten zur Herausgabe verpflichtet it; dem Inhaber eines Exemplars jteht 
gegen den nicht berechtigten Beſitzer des andern jedenfall® eine Editionsfor- 
derung, unter Umftänden auch eine Winbication zu!) Durch Bezahlung 
eines Gremplars erliicht die Wechjelfraft aller übrigen, dieß iſt jedoch nicht 
der Fall, wern Jemand mehrere Exemplare an verjchievene Perjonen indojfirte, 
und wenn fi der Acceptant mehrerer Eremplare bei der Zahlung eines bie 
übrigen acceptirten Duplicate nicht zurüdgeben ließ 1%), — Die Erleichterung 
im Betriebe eines Wechjelgeihäfts kann oft auch durch eine Wechjelcopie er- 
reicht werden, welche gültig indojjirt werben darf, aber die Angabe der Grenze 
des Copirten und der Perjon enthalten muß, bei welcher das Original zu 
finden ijt 7). 


wohnbheitsrechte die Wirtung Haben, daß der Traſſat regrefpflichtig fein wolle. Thöl, $ 278, 
— Kein domicilirter Wechſel ift es, wenn der Trafjat nur einen andern Zahlungsort vermerkt 
hat. — ©. Northoff im Archiv für Wedjelr. 9, ©. 105 fig. Braun, Die Lehre vom Domicil- 
mwechjel, 1880, 

13) D. W.-O,., $ 7. Denn hier ift die ganze objective Bafis eine vollgültige Urkunde (um 
$ 3 der W.-D. ift der ähnliche Fall, wo ein Wechfelunfähiger den Wechſel ausftellt und jpäter 
Wechjelfähige Indofjamente u. ſ. w. anlnüpfen, anders entjcieden. Ein innerer Unterjchied 
diejer beiden Fälle ift nicht zu vertennen). Weber dem weitern Inhalt einer Zratte, defien Da- 
fein jedod nichts Wefentliches ift, 3. B. Angabe der Baluta („Werth in Rechnung“, „Werth 
erhalten‘), der Dedung („Stellen Sie e8 in Rechnung“), des Avis („laut Bericht“, „ohne Bericht‘) 
u, f. w. fiehe Thöl, 163. 

14) D. W.O., $ 66—72. Ueber die verichiedenen Arten des Gebrauchs von MWechfel- 
duplicaten fiehe THöl, $ 280 fly. Einert a. a. O., ©. 400 fig. Jolly im Arc. f. Wechfelr., 
Bd. 3, ©. 1 fig. und ©. 241 fig. 

15) Jolly a. a. D., ©. 22, 36, 51 fig. 

16) Der erfte Fall iſt leicht erllärlich; denn Derjenige, welcher an mehrere Perfonen in- 
doifirt, giebt in der That mehrere verſchiedene Wechfelveriprecdhen. Der zweite, der nad) einem 
entfchiedenen Handelögebraudhe und dem $ 67 der D. W.-D. fo wie im Xerte entſchieden 
werden muß, würde, abgefehen hiervon, anders beurtheilt werden müſſen. Denn jomwie die 
Duplicate nur mehrere Originalurtunden einer obligatio find, jo find es aud) die mehreren 
Accepte; durch Bezahlung eined einzigen,g jollte man meinen, wären auch die übrigen Accepte 
unwirkſam gemacht. Uebrigens geht aus der Beitimmung der D. W.-D. nicht aud) zugleidh ein 
Recht des Acceptanten hervor, feine Bezahlung von der Aushändigung der übrigen Accepte ab- 
hängig zu machen. Jolly, ©, 25. Er kann fi indejien gegen die Inhaber anderer Accepte 
unter Umftänden durch die exceptio doli fchügen. 

17) D. W.-D,, $ 70 flg. Einert ©. 417. 
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b) Wedjfelvertrag. 
s 209. 


Dem Wechfelvertrage gehen in der Regel Verhandlungen voraus, welche 
theil8 die materiellen Grundlagen des Wechſelgeſchäfts (Baluta) betreffen, theils 
die Ausjtellung des Wechjeld vorbereiten; dieß ijt der Wechielichluß, der bald 
als jelbjtändiger Vertrag, bald als Theil eines andern vorlommt. Aus dem 
Wechſelſchluß, über den häufig eine bejondere Urkunde (Interimsichein) aufge- 
nommen wird, entjteht für den Zrajjanten eine jedoch nicht wechſelrechtliche 
Forderung auf Yeiltung der Baluta !), für den Zrattennebmer das Recht auf 
Yieferung eines richtigen und der bedungenen Form entiprechenden Wechſels ?). 

Der eigentliche Wechjelvertrag ift jeiner inneren Natur nach ein ohne 
Gegenverjprechen ertheilte8, vom anderen Theile angenommenes Summen» 
verfprecden; es wird nicht ein Schuldveriprechen gegeben, da die veran- 
lafjenden materiellen Obligationsgründe außerhalb des Wechjelvertrags Liegen, 
und fein Gegenverjprechen, denn der Wechjelnehmer wird dur den Wechjel- 
vertrag nur berechtigt, nicht verpflichtet ?). Ein jolches Verjprechen ohne causa 
debendi tjt in der Form des Wechjeld gültig *). In einer Tratte fönnen nun 
mehrere Wechjelverträge zujammengefaßt fein, welche zwar in ihrem allgemei- 
nen rechtlichen Gharakter übereinjtimmen, aber in ihren Richtungen verfchteden 
find; e8 iſt dieß der Wechjelvertrag 1) zwijchen dem Zraffanten und Wechjel- 
nebmer, 2) zwiſchen dem Indoſſanten und Indoſſatar (Begebungsverträge), 
3) zwiichen dem Acceptanten und dem Wechjelberechtigten (Acceptationsvertrag). 
Der Inhalt des Acceptationsvertrags ift das Verſprechen der Wechjeliumme ; 


1) Wenn der Interimsfchein in Werhielform ausgefiellt ift (Interimswechien), jo ift freilich 
auch die Yalutaforderung eine wechfelvechtliche. 


2) Der zu liefernde Wechfel muß im Allgemeinen, wenn nichts Bejonderes ausgemacht iſt, 
den befonderen Interefien des Wechſelnehmers entiprechen; mithin braucht er nicht immer ein 
vom Trafianten ſelbſt ansgeftellter Wechſel zu fein. 

3) Denn die Verpflichtungen zur Erhebung von Proteiten u. ſ. w. find feine dem Wechfel- 
verfprechen analogen Berbindlichleiten, fondern conditiones juris 


4) Dieſes allein richtige Prineip, welches zuerft eine vechtswifienichaftliche Begründung des 
Wechſelinſtituts ermöglicht hat, ift das von Yiebe und Thöl a. a. O., $. 181 flg., ausgeführte. 
Ueber die mannigfaltigen andern Verfuche, die Natur des Wechſel-, befonderd des Begebungs- 
vertrags zu conftruiren, ſ. Thöl, $ 215 u. 216. Der Ausdrud „Summenverfpreden‘ im 
Gegenſatze eines Schuldverſprechens ift ein von Thöl gut gewähltes Wort für cautio indiscreta. 
in welder die Zahlung einer Geldſumme verfprocen wird. — Unter den neueren Verſuchen, 
die Natur des Wechjelverhältnifjes anders zu erklären, verdient namentlich der don Kunte umd 
Andern gemachte hervorgehoben zu werden, den Wechjelvertrag als ſolchen zu verneinen umd 
dafitr einen f. g. einfeitigen „Creationsact“ des Wechſels zu fubftituiren. S. dagegen die Aus- 
führung Yadenburg’s im Ardı. für Wechielr., 9. Bd., ©. 340, 11. Bd., ©. 391 flg., 12. Bd. 
&. 225, und mehrere Abhandlungen im 14. Bande. Auch Gareis, Die Ereationdtheorie, eine 
wechfelrechtl. Kritik, 1868, 

16. Aufl. 23 
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der Inhalt des Begebungsvertrags ift das Verfprechen ber Regreßſumme), 
d. 5. das Veriprechen, daß der Traffant oder Indoſſant im Falle der Nicht- 
zablung des Traffaten den Courswerth der Wechielfumme nebit Untoften zahlen 
werde. Dagegen enthält der Begebungsvertrag nicht auch das Verſprechen des 
Üccepts Deffen, auf welchen der Zahlungsauftrag lautet. 

Der Wechjelvertrag bat auch eine eigenthümlihe Form; er entiteht 
durch das Geben und Nehmen der Wechſelurkunde, welche das Wechſelver— 
iprechen enthält. 


e) Indoflament (Giro). 


$ 210. 


Das Recht aus einem Wechjel kann durch Ceſſion auf einen Andern über- 
tragen werben ). Die Uebertragung der Inhaberrechte kann aber auch, und 
dieß iſt die Regel, durch einen von der Gejfion ganz verjchiedenen Act, burch 
das Indoſſament geichehen. Dieß ift die auf dem Rücken des Wechield oder 
der Alonge ?) angebrachte Erklärung, daß der Wechjelinhaber (Indoffant) jeinen 
Wechſel einem neuen Berechtigten (Inbofjatar) begebe. Das Indoſſament bat 
die Form eines weiteren Zahlungsauftrags (gewöhnlih in der abgekürzten 
Form: „Für mih an —“), mit der Unterfchrift des Indoffanten, welche auch 
ohne Beglaubigung als echt vermuthet wird, und dem Namen des Indofjatars ; 
jedoch kann diejer letztere zur beliebigen Ausfüllung ausgelaffen bleiben, ja es 
genügt fogar zu einem gültigen Indoffamente die bloße Unterfchrift des In— 
doffanten (Blancoindoffament ?). Ermächtigt zum wirkſamen Indoffament ijt 
ſowohl der erjte Nehmer des Wechſels, als auch der Indoffatar, fofern nicht 
die Tratte oder das Indoffament das weitere Begeben durch bejchränfende 
Worte, wie „nicht an deſſen Ordre“, ausfchlieft *). 


5) Diefer Inhalt liegt nicht in den Worten der Tratte, welche zunähft nur einen Zahlungs- 
auftrag enthalten; die Annahme jenes Verſprechens ift aber eine durch Gewohnheitsrecht umd 
poſitives Recht unzweifelhafte Interpretation. Ueber den Inhalt der Regrekfumme ſ. unten. 

1) ©. Thöl, $ 227, 

2) D. WD,$ 11. 

3) D. W.O. $ 12 und 13, 

4) D. W.⸗O., 5 15 und $ 9 verglichen mit $ 4, Anm. 3. Hierdurch ift alfo (mittelit 
?egalinterpretation) feftgeftellt, daß die Begebbarleit eines Wechſels nicht von dem Dafein der 
Worte „oder an deſſen Ordre“ in der Zratte und dem Indoſſamente abhängt, fondern daß dieſe 
Eigenfchaft ſchon den Rectawechfeln und Rectaindoffamenten zufommen folle. Dieß ift fingulär; 
denn es läßt fich eiviliftiich micht conftruiren, dat das Ausftelen und Acceptiren eined Recta- 
wechſels Originalverbindlichleiten gegen einen andern Berechtigten erzeugen könne, al® ben, 
weldiem das Wechielverfprechen geleiftet wurde. Nur beim Ordrewechſel verpflichtet ſich der 
Zrafiant und Acceptant auch Denjenigen, an welche ber Wechfel vom urfprüngliden Nehmer 
weiter begeben wird. Thöl, $ 239 u. 241. — Die Begebbarfeit muß alfo ausdrüdlich audge- 
fchloffen werden, wenn dieß in der Abficht de Traffanten liegt; die Wirkung ift dam, daß 
ein deffenungeachtet gefchehenes Indofjament dem Indofjatar weder gegen den Acceptanten noch 
gegen den Zrafjanten oder andere Vormänner Wechfelbefugnifle verleiht ; ob indeſſen nicht 
wenigftens bie Befugnifie eines Ceſſionars, ift nad civilrechtlihen Grundfägen zu beurtheilen. 
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Das Indoffament ijt eine neue Tratte, d. h. ein neues Wechjelveriprechen 
mit einem neuen Zablungsauftrage, aber mit Wiederholung des Inhalts der 
alten Zratte 5); es überweiſt die nach der Grundtratte Wechjelverpflichteten in 
der Form einer neuen Tratte, alfo unter Hinzufügung eines neuen Wechjel- 
verſprechens, an einen anderen Wechjelberechtigten.. Der Indoſſatar hat zu- 
nächjt gegen den Traſſaten und Ucceptanten die Rechte feines Indoſſanten, 
diefe aber als eigene Rechte, jo daß ihm nicht die Einreden gegen die Perjon 
des Indoffanten entgegenjtehen. Der Indoffatar bat ferner gegen feinen In- 
doffanten (fofern das Indoffament nicht mit dem Zuſatze „frei von Obligo” 
gegeben wurde %) das Recht auf die Regreßſumme. Die Recht fteht ihm auch 
gegen alle weiteren Vormänner und zwar als ein eigenes Recht zu”); bei 
feiner Ausübung ift er an die Reihenfolge der Indoffamente nicht gebunden 
(ipringender Regref) und bat auch freie Wahl zwijchen der Klage gegen ben 
Acceptanten und der gegen die Bormänner 8). Vorausgeſetzt iſt hierbei, daß 
der Wechjel zur Zeit des Indoſſaments noch feine volle Wechjelfraft befaß; 
geſchah das Indoffament erjt nach Ablauf der für die Protejterhebung Mangels 
Zahlung beftimmten Frift, jo gewährt e8 zwar die Rechte gegen den Accep- 
tanten, aber Regrefrechte nur gegen Diejenigen, welche nach Ablauf jener Frift 
inboffirten; geihah das Indofjament, nachdem ſchon Proteft Mangels Zahlung 
erhoben war, fo hat der Nachindoſſatar jowohl gegen die Vormänner als ge- 
gen den Acceptanten feine jelbjtändigen Rechte, jondern nur die des Nacin- 
dofjanten, und gegen dieſen jelbjt feinen wechfelmäßigen Regreh ’). 


Anders ift e8 in dem Falle, wenn blos ein Indoffant die Begebbarkeit ausgefchloffen bat ; 
bier haben diejenigen Indoffatare, welche auf den nächften nach dem die Girirung ausfchließenden 
Indoffanten folgen, volle Wechſelrechte, nur nicht gegen ben Letzteren; oder m. a. W.: das 
Berbot des Indofianten hat nur die Wirkung, dag er nur feinem Indoſſatar haftet. 
D. W.-D., $ 15. 

5) Durch diefen lichtvollen Gedanken Thöl's, $ 250, ift das fo oft falfch gebeutete Weſen 
des Indofjaments mit einem Male erflärt worden. Gegen die unrichtige Anficht, das In- 
dofjament jei eine Ceſſion oder Bürgfchaft (Einert, S. 137), f. Thöl, $ 231. 

6» VD, 8 14 

7) Borausgefetst, daß die Neihenfolge der Indoffamente nicht unterbrochen wird durch ein 
mit der Glanfel „nicht an deflen Ordre“, ober „ohne Obligo“ verfehenes, welches dann entweder 
überfprungen oder wenigſtens nad) anderen Grundfägen (Anm. 4) behandelt wird. 

8) D. W-D., 8 49 und 81. Im früheren Wechfelordnungen war häufig der regressus 
per saltum und das jus variandi ausgefchloffen; der mittelbare Bormann konnte dann nur 
angegangen werden, wenn Contraproteft erhoben, d. 5. bewiefen war, daß der Regreß gegen die 
unmittelbaren Bormänner unwirkſam geweſen fei. 

9) D W.-D.,$ 16. ©. aber Thöl, $ 245. Den letsteren Fall behandelt d. D. W.O. 
wie eine gemöhnliche Eeffion. Die Enticheidung des erften Falles erflärt fid) durd die Wirkung 
des Berfäummifies des Proteftes. Diejenigen, welche nad Ablauf der Proteftzeit inboffirten, 
haben einen neuen Wechfel mit einem anderen Verfalltage ausgeftelt. Der Acceptant des alten 
bleibt natürlich verhaftet, da durch; Berfäumung des Proteftes nur eine Präjubicirung gegenüber 
den Negrefpflichtigen entfteht. Noch bleibt der Fall übrig, wenn nad) dem Berfalltage, aber 
noch vor Ablauf der Proteitzeit girirt wurde. Hier hat der Indoflatar, wenn er noch redit- 
zeitig proteftirt, alle Rechte aus dem Wechſel. s 

23* 
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Ein Indojjament „zur Cincajjirung“ oder „in PBrocura” überträgt nicht 
das Recht aus dem Wechjel, jondern bevollmäctigt nur zur Vornahme der 
zur Realijirung des Wechſels nothwendigen Handlungen im Namen des In— 
dojjanten '°). 


d) Acceptation des Wechſels. 
8 211. 


Die Tratte enthält einen Zahlungsauftrag, ein Mandat an den Traſſaten. 
Dieß ift zumächjt in der begebenen Tratte, dann aber auch ausführlicher in 
dem Avisbriefe enthalten, welchen der Zrafjant zur Sicherung der Acceptation 
und Zahlung des Wechjels (befonders dur Angabe des Dedungsverbältniffes) 
an den Traſſaten zu jenden pflegt !). Nimmt der Trafjat den Zablungsauf- 
trag an, jo ſchließt er zumächit mit dem Zrafianten einen Mandatsvertrag; 
den Inhalt der dadurch übernommenen Verpflichtung macht er aber gleichzeitig 
zum Gegenſtande eines jelbjtändigen Neriprecbens an den Wechjelinhaber, und 
zwar eines Wechjelverjprechens, da das Dedungsverbältnig bier aufer Anſatz 
bleibt. Häufig wird dieje ganze juriftiiche Wechjelbeziehung in demjelben Mo- 
mente gejchloffen, in welchem fie auch wieder gelöft wird, wenn nämlich ber 
Traſſat auf gefchehene Präjentation dem Wechfelinhaber jofort Zahlung leiftet. 
Oft aber geichieht es auch, daß der Abſchluß diefer Verträge durch bloße 
Acceptation vorausgeht. 

Die Ncceptation leitet die Präfentation des Wechſels an den Zraffaten 
ein, welche im Gejchäftslocale des Yesteren an einem Werktage geſchehen 
muß ?). Zur Annahme präjentiren darf jeder Inhaber des Wechiels, und zwar 
nach Belieben jofort nach deſſen Empfang ?) oder jpäter. Werpflichtet bierzu 
it der Wechjelnehmer an und für fich nicht +), ausgenommen bei Wechieln, 
welche auf eine bejtimmte Zeit nach Sicht lauten; dieſe müſſen in Ermangelung 
befonderer Beitimmungen fpätejtens binnen zwei Jahren nach der Ausftellung 


10) D. W.O. 8 17. 

1) Oft wird deſſen Abfenbung vom Trafjanten im Wechfelichluß übernommen. Auf dem 
Wechſel jelbft wird dieß angedeutet durch die Worte „laut Bericht” u. ſ. w. Kommt der Be- 
richt dem Traſſaten vor der Acceptation zu, fo darf er bei einem Widerftreite zwifchen Avis 
und Zratte fi) nur an die Beftimmung des erfteren halten. Thöl, $ 193, 

2) D. W.-D., $ 91 und 92. Bei domicilirten Wechjeln kann fie bei Strafe des Regreß— 
verluſtes als nothwendig vorgefchrieben werden. D. W.O, $ 24, 

3) D. R.-D,, $ 18, wofelbft eine Ausnahme gemacht wird in Betreff der Meß- und Martt- 
wechſel. — Hierin liegt das Princip der j. g. prompten Acceptation im Gegenfage der Beftim- 
mungen mancher früheren (3. B. der Augsburger) W.-O,, wonach ſich der Trafjat immer erſt 
einige Tage vor der Berfallzeit des Wechſels über deſſen Annahme zu erklären brauchte. Cine 
Erneuerung folder Beftimmungen durch Berfügung von Klaufeln muß für nicht gejchrieben 
gelten. Brauer im Archiv f. Wechfelr. 3, ©. 316 fly. (So aud) der Zufag der Nürnb. Com- 
mifj. zu Art. 18.) Ueber die Behandlung ſolcher Clauſeln iiberhaupt ſ. Protocolle, ©. 62, 244. 

4) Denn der Wechſelnehmer hat in der Tratte feinen Acceptationsauftrag, fondern einen 
Zahlungsauftrag an den Trafjaten. Thöl, $ 290; Einert, ©. 161 fig. 
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präjentirt werden 5), Der Trafjat kann nad freier Wahl das Accept geben 
oder verweigern ®), wenn er nicht durch ein dem Traſſanten oder Wechiel- 
inbaber gegebenes Berjprechen zur Annahme verpflichtet ift?). Die Annahme 
des Wechjeld, der Acceptationsvertrag, ift dem MWechjelinhaber gegenüber ein 
Wechjelvertrag, indem der Acceptant dem Yepteren die Zahlung der Wechiels 
jumme nah Maßgabe des Zahlungsauftrags der Tratte verfpricht 9); die Form 
des NAcceptationsvertrags ift das Geben und Nehmen des Mechjels, hier des 
Accepts, d. b. der auf dem Wechjel geichebenen jchriftlihen Annabme-Erklärung 
des Bezogenen, welde in der einfachen Namensjchrift des Traſſaten auf der 
Vorderjeite der Tratte beſtehen kann“). Dem Trafjanten gegenüber ift die 
Acceptation fein Wechjelvertrag, jondern nur die Annahme des Zahlungsauf- 
trags; eine bejondere Beltimmung giebt aber dennob dem Traijanten 
eine Wechſelklage gegen den Acceptanten!P) Die Acceptation ver- 
pflichtet den Traſſaten, die Wechjelfumme nah Eintritt des Berfalltags zu 
zahlen, und es ſteht ihm deshalb gegen den Wechjelinhaber weder eine aus dem 
Mangel der Dedung oder der Baluta, noch aus einer erhaltenen Gontreordre 
genommene Einrede zur Seite !!), 

Wird die Tratte nur bedingt oder mit jonjtigen Einſchränkungen acceptirt, 
jo haftet zwar der Acceptant in dem Umfange der von ihm übernommenen 
Verpflichtung, der Wejelinhaber ift aber nicht gebunden, dieſes modificirte 
Accept anzunehmen; wohl aber ift er dieß, wenn die Bejchränfung des Accepts 
fich nur auf den Umfang der Wechjeljumme bezicht, indem hier ein Theil der Tratte 
als wirklich acceptirt, ein anderer als nicht acceptirt angejeben werden joll !?). 

5) D. W. O., $ 19. 

6) Selbit wenn er Schuldner des Trafianten if. Immer aber muß er feine Erflärung 
fofort bei der Präfentation ertheilen. Gründe der Nichtacceptation braucht er nicht anzugeben. 

7) Die Klage, welcher der Traſſat dann verhaftet ift, geht auf das Intereſſe, hat jedoch 
feine Medhieltraft. 

8) Der Zahlungsauftrag vertritt ganz die Stelle eines mahgebenden und beftimmenden 
Motivs für die Ertheilung des Berjprechend. Bol. über die richtige Auffafjung des Accep- 
tationsvertrags Thöl, $ 203. Er iſt weder eine Bürgſchaft (Einert, Wechſelr, S. 150, 180, 
183 u. j. w.), nod} ein dem Constitutam ähnliches Geſchäft (Heife u. Eropp, Abhandl., 2. Bd., 
S. 12, Anm. 18). 

9) D. W-D., $ 21. Ueber die folgen des Durchſtrichs eines ſchon gejchriebenen, aber 
noch nicht ausgehändigten Accepts f. Jacobi im Arc. f. Wechfelr., 10. Bd., S. 337 flg. Richtig 
Thöl, $ 216, Anm. 5 (jest $ 791. Der Durchftreichende kann mit einer Klage aus dem Wechſel— 
vorvertrage zur Ausftellung eines neuen Accepts angehalten werden. Cine andere Auffaflung 
vertritt Grawein, Die Perfertion des Accepts 1876, der durd bloße Niederichrift die Wirkungen 
eines Accepts perfect werden laſſen will. 

10) D. W-D,., $ 23. Heiſe in feinen und Cropp's jur. Abhandl., 2. Bd., Nr. 1. ©. 
dagegen die Ausführung Thöl's, $ 205, und Gelpde, Zeitidhr. f. Handelsr. I, S. 147 fig. 
Liebe, Deutihe W. O., S. 100 fly. Dem Traflanten kann die Einrede entgegengehalten werden, 
daß er die Dedung nicht gemacht habe, welche er vor dem Berfalltage zu beſchaffen verſprochen 
hatte. Thöl, $ 219. 

11) Wohl aber befreit den Acceptanten bei Domieilwechſeln die Beriäumung der Erhebung 
des Proteftes beim Domiciliaten. D. W.-O., $ 43. 

12) D. W. O., 5 22. 
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o) Zahlung. 
8 212. 

Die Zahlung wird vom Wechfelinhaber eingeleitet durch Präjentation des 
Wechjeld bei dem Bezogenen; dieje ijt ein Zahlungsantrag gegenüber dem 
Zrafjaten, eine Forderung gegenüber dem Acceptanten ?), Die Präfentation 
muß im Gejchäftslocal des Bezogenen und an einem Werktage geſchehen. Sie 
fann vorgenommen werben vom Verfalltage des Wechjeld an, welcher in ber 
Regel auch die Zahlzeit des Wechſels ijt*); dem Zrafjaten ſteht es frei, bie 
Wechſelſumme auf Kojten des Wechjelgläubigerd gerichtlich zu deponiren, wenn 
die Präjentation am VBerfalltage unterbleibt und die zur Erhebung des Protejtes 
bejtimmte Frijt abgelaufen ift 3). Der Berfalltag bejtimmt fih nach dem In— 
halte der Tratte ($ 208); bei Sichtwechjeln ift er der Tag der Präfentation, 
welcher jedoch in Ermangelung anderweiter Beftimmungen binnen zwei Jahren 
nad der Austellung gewählt fein muß; bei Wechjeln, welche mit dem Ablaufe 
einer bejtimmten Friſt nach Sicht oder Dato fällig jind, ift der Verfalltag 
ber legte Tag der Frift, wobei aber ver Tag der Ausftellung des Dato- 
wechſels und bei Sichtwechjeln der Tag der Präfentation zur Annahme nicht 
mitgezählt wirbt). 

Nur der zum Empfang der Zahlung Legitimirte kann die Zahlung fordern 
und der Präfentat hat dieſe Yegitimation zu prüfen, denn nur eine Zahlung 
an den Legitimirten giebt ihm den Anſpruch auf Dedung durch den Traffanten. 
Bet Blanco-Inbofjamenten iſt der Inhaber legitimirt, bet Indoſſamenten auf 
Namen Derjenige, welcher ſich ald Träger des Namens ausweilen fann, mit 
welchem der lette Inboffatar nach einer ununterbrochenen Reihe von Indojja- 
menten bezeichnet ijt*); die Echtheit der Indoſſamente braucht der Bezogene 
nicht zu prüfen). Zur Zahlung verpflichtet ift der Präfentat nur gegen Aus- 
händigung der quittirten Tratte nebjt Indoffamenten und Accepte ®). Die Zah— 
lung muß, wenn fie eine Baarzahlung ift und nichts Anderes beftimmt war ?), 


1) Zur Erhaltung des Rechts gegen bed Acceptanten ift die Präfentation nicht nothwendig. 
D. W.O., Art. 44. 

2) Auch jetst noch fan die Zahlzeit von der Verfallzeit verfchieden fein, obſchon die Re— 
fpecttage aufgehoben find (D.W.-D., $ 33), f. darüber die D. W.-D., $ 93. Die Einhaltung 
des Berfalltags zur Zahlungspräfentation ift dem Traflaten gegenüber nicht nothrwendig, wohl 
aber zum Zwecke des Regreſſes. Im diefer Beziehung fordert die D. W. O., $ 41, imdirert 
die Präfentation am Verfalltage ober fpäteftens am zweiten Tage darauf, foiern er ein Wert- 
tag ift. 

3) D. W.O., 8 40. 

4) D. W.O., 8 30—32, 35, 

*) Ueber eine laxe Kaufmannsfitte ſ. Kuntze im 12. Bd. des Arch. f. Wechſelr. ©. 1 fig. 

6) D. W.-D., $ 39. Thöl, $ 192. ©. oben $ 208, Anm. 13. Der Traffant leiſtet dem 
Trafjaten nicht anders al8 gegen Aushändigung der Tratte die Dedung. 

7) D W.O., 8 37. 
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in gangbarer Münzſorte und in der in ber Tratte bezeichneten Art gejcheben ; 
Theilgahlungen kann der Präfentant nicht zurüdweifen ®). 


t) Regreß)). 
$ 213. 


Der Traſſant oder Indoffant verpflichtet jich in dem Begebungsvertrage 
wechjelrechtlih (d. b. durch ein Summenveriprechen), den Werth der Wechjel- 
zahlung nebjt Kojten dem Inhaber zu zahlen, wenn vom Zrafjaten feine Zah— 
lung erfolgen ſollte; dagegen verjpricht er nicht auch das Accept des Traſſaten, 
mithin auch nicht das nterefje der Nichtacceptation?), Wird nun die Accep- 
tation auf eine vor dem Verfalltage gejchehene Präjentation ganz oder trajjir- 
termaßen verweigert, jo ift zwar der Fall der Verpflichtung des Zrafjanten, 
zu zahlen, noch nicht eingetreten, aber doch ijt der Wechjelinhaber wegen der 
nun entjtandenen Unwahrjcheinlichfeit der Fünftigen Zahlung berechtigt, von 
jeinen Vormännern Sicerjtellung für den Erfolg der Tratte am Berfalltage 
und für die Nüderjtattung jeiner Kojten zu verlangen 5). Dieß ijt der j. g. 
Regreß Mangels Annahme, weldher auf Yeiltung einer Caution gegen 
beliebig auszuwählende oder alle Bormänner unter Aushändigung eines Mangels 
Annahme erhobenen Proteftes *) gerichtet ijt, die von einem Vormanne geleitete 
Caution haftet nicht bloß dem Regreßnehmer, jondern allen regreffuchenden 
Nahmännern ). 

Die Verpflichtung des Traſſanten oder Indofjanten aus den Begebungs- 
vertrage tritt ein, wenn der WWechjel gehörig und rechtzeitig (N. 8) zur Zab- 
lung präjentirt, diefe aber nicht erlangt und Proteft Mangels Zahlung erhoben 
worden ij. Der Protejt ijt die ge des Wechjelregrefjes, ein präju- 
bicirter Wechſel giebt feinen Regreß ®). Der Proteſt iſt ein Zeugniß über die 


8 D. W.O., 3 38, 

1) Ueber den Regreß wegen verweigerter ng des acceptirten Duplicat® von Seiten 
des Präfentanten j. Jolly im Archiv f. Wechſelr. 3, S. 241 flg. 

2) ©. $ 209, Anm. 6. 

3) Dieß muß jchon nad) dem gemeinen Rechte anerlannt werben. S. Thöl, $ 124. 

4) Ueber die Form diefes Protefted (Zeugnifjes) |. unten Anm, 7.2 d 

5) D. W.-D,, $ 25 flg. Die Caution kann zurüdgefordert werden, wenn 1) der Wechſel 
ſpäter noch angenommen worden ift, 2) wenn binnen einem Jahre nach dem Berfalltage kein 
Negreß auf Zahlung erhoben, und 3) wenn die Wechjeltraft durd Verjährung oder Zahlung 
erlofchen it. D. W.-D., $ 28. — Ueber die Gautionspflicht bei Unſicherheit, Imfolvenz und 
Concurs des Acceptanten und den Securitätsproteſt ſ. D. W.O., $ 29. Thöl, $ 225. 

6) Die Form des Proteftes gehört fo weſentlich zur Ausübung des Regreßrechts, daß, wo 
fie ganz oder theilweile fehlt (der Wechfel präjudicirt if), auch das Regreßrecht ſowohl gegen 
den Traflanten als den Indofjanten mangelt, ohne Rüdficht auf den Unterfchied, daß das Fehlen 
des Proteftes auf Zufall und vis major (Einert im Archiv für deutiched Wechjelr., Bd 
&. 277 flg.), oder der Schuld des Wechſelnehmers, oder gar der Schuld des Wechſelgebers be— 
rubt. Aus dem präjudicirten Wechfel findet nur noch eine, jedoch nicht im Wechſelproceſſe 
durdauführende Klage wegen einer zum Schaden des Klägers ftattgefundenen Bereicherung ftatt. 
D. W.⸗O., 8 83, und unten $ 217, Aum. 9, 
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gehörige Prülentation und den Mangel der Zahlung, welches in der Form 
einer öffentlichen Urfunde von einer Gerichtöperjon oder einem Notar aufge» 
nommen ijt?). Der Protejt muß aber ein rechtzeitiger fein, d. b. er kann 
zwar am Berfalltage jelbjt, muß aber jpäteitens am zweiten der darauf fol» 
genden Werktage erhoben werden®). Es muß ferner der Inhaber des pro- 
tejtirten Wechjels die Nichtzahlung innerhalb zweier Tage nach dem Tage des 
erhobenen Protejtes jeinem unmittelbaren Vormanne und diefer wieder jeinem 
Vormanne u. ſ. w. fchriftlich notificiren; eine Unterlafiung dieſer Berichter- 
jtattung zieht eine Beſchränkung des Negrefanipruchs auf die Wecjeliumme 
als Strafe und eine Gntjchädigungspflicht gegen die dadurch benachtbeiligten 
Vormänner nach ſich ®). 

Gegen Ausbändigung des (quittirten) Wechſels und des Mangels Zahlung 
erhobenen Protejtes fann der Wechjelinbaber (jei dieß der legte Indoſſatar 
oder ein Indoſſant, welcher den Wechjel einlöfte) mitteljt einer entweder gegen 
alle VBormänner zugleich, oder nur gegen einige oder einen nach freier Wahl!) 
gerichteten Wechjelflage Zahlung der Regreßſumme fordern. Diele bejtebt in 
der Wechjelfumme mit ſechs Prozent Jinjen vom Berfalltage, den Proteſtkoſten 
und anderen Auslagen und einer Provijion von !/, Procent; alle diefe Sum— 
men werden aber (wenn der Negrefpflichtige an einem andern Wohnorte als 
dem Zahlungsorte oder dem Wohnorte des Regreßnehmers wohnt) berechnet 
nach dem Gourje, den ein am Zahlungsorte oder dem Wohnorte des regreß— 
nehmenden Indoſſanten auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener 


7) Proteft bedeutet nicht Rechtöverwahrung, fondern Veweisurktunde, Zeugniß. Thoöl, 
8 210, Anm. 2. Die große Zahl der biäweilen aufgezählten Proteftarten ſchwindet bei genauer 
Betradhtung auf zwei zufammen, den Securitätsproteft (dahin gehört der Proteft Dlangeld An— 
nahme und der wegen eingetretener VBermögensunficherheit ded Bezogenen. D. W.O., $ 29) 
und den Wroteit Mangels Zahlung; die übrigen find nur Species diefer beiden (namentiich alfo 
auch der j. g. ‘Platproteit, wenn der Bezogene nicht am Zahlungsorte zu treffen ift). Die 
Form der Protefte ift nach der D. W.-O., 5 88 folgende: 1) Der Proteſt enthält eine wört- 
liche Abjchrift des Wechſels nebft Indoffamenten und fonftigem Inhalte, 2) den Namen ber Per— 
fonen, für und gegen welche Proteſt erhoben wird, 3) Mittheilung des an die Perfon, gegen 
welche proteftirt wird, geftellten Begehrens, ihrer Antwort, oder die Bemerkung, daß fie feine 
gegeben oder nicht anzutreffen gemwefen, 4) Angabe des Orts und Datums des erfolglofen An— 
trag$, 5) bei einer Ehrenannahme oder Ehrenzahlung die Erwähnung von wen, für wen, und 
wie fie angeboten und geleijtet wird, 6) Unterfchrift des Notare oder Gerichtsbeamten mit Bei- 
fügung des Amtsfiegele. 

8 D W.O., 841 ©. oben die Anm. 1 des $ 212, Brauer im Archiv f. Wedhfetr., 
Bd. 2, ©. 407 u. Bd. 3, S. 166. Haimerl u. Mothed ebendaf., Bd. 3, ©. 86 fig. 

9 D. W.-D., $ 45. Ueber den Beweis ber Notification, welcher nicht gleich mit Erhebung 
der Regreüklage verbunden werden muß, fiehe daf. 5 46. Diejes ift das mildere Notificationg- 
ſyſtem gegenüber dem früheren ftrengeren Syſteme, welches den Verluft aller Wechjelrechte au— 
drohte. Nach dem Syſteme der D. W.O. ift auch die gleichzeitige Vorlage der Proteiturfunde 
nicht nothwendig. 

10) D. W.O., 8 49, Ale VBormänner haften ſolidariſch. Ueber dad jus variandi und 
den fpringenden Regreß |. oben $ 210, Anm. 8. 
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Wechſel auf Sicht hat !!). Es jteht dem Negrekberechtigten frei, die Regreß— 
jumme jtatt durch Stlage durch einen j. g. Rüdwechjel, der auf den Regreß— 
pflichtigen gezogen wird, zu fordern, welder jedoch auf Sicht zahlbar und 
unmittelbar (addritura) auf den Regreſſaten gejtellt fein muß; dieſen ijt der 
Traſſat zu bonoriren verpflichtet, jofern ihm mit dem quittirten Rückwechſel 
zugleich der Protejt und eine quittirte Netourrechnung eingebändigt werden '?). 


g) Iufervention. 
e s 214. 

Der Erfolg einer Tratte kann, wenn die Honorirung durch den Traffaten 
ausbleibt, durch Intervention herbeigeführt werden. Wine ſolche wird verans 
laßt durch eine auf dem Wechjel jelbit befindlihe Nothadreije, d. h. die 
Ertheilung eines Zablungsauftrags an einen weiteren Traſſaten, für den Fall, 
daß der erjte nicht bonorire !). Der acceptirende Nothadreſſat ijt zur Zah— 
lung nur verpflichtet gegen Aushändigung eined gehörigen Protejtes Mangels 
Zahlung des Trafjaten, deſſen Koiten er zugleich erjtatten muß; auch haftet 
er aus dem Accepte nur den Nachmännern feines Adreſſanten?). Bon meb- 
reren Notbadrejien muß zuerjt diejenige angegangen werden, durch deren Hono— 
rirung die meijten Verpflichteten befreit werben 3). 

Die Intervention kann aber auch durch irgend einen Dritten geſchehen, 
welcher auf dem Wechjel nicht als Intervenient genannt ijt +); dieß ijt die 
ſ. g. Ehrenintervention, die Ghrenacceptation und Ehrenzahlung. Bes 
rechtigt dazu iſt jeder wechjelfübige Dritte, auch der nicht acceptirende Traſſat 
und Nothadrefjat, der legte Indojjatar, der Indoffant (wenigſtens zu Ehren 
jeiner Korminner), aber nicht der Traſſant, Acceptant und Ausjteller eines 
eigenen Wechjels ’). Das Ghrenaccept bat die Form eines gewöhnlichen 
Accepts, nur daß Durch einen Beiſatz (per onor, sopra protesto) jeine be- 
jondere Eigenſchaft ausgedrüdt wird. Als Honorat gilt, wenn fein anderer 
genannt wurde, der Traſſant“). Nimmt der Inhaber das Accept nach jeiner 


11) Je nadıdem dev Wechſelinhaber regredirt, oder ein den Wechlel einlöfender Indoſſant. 
D. W.O., $ 50, 51. Die Berechnung der Regreßſumme geſchieht in der j. g. Netourrechnung, 
weiche der Regreßllage beigegeben wird. Ueber den Inhalt der Regreßſumme und die abweichen» 
den Meinungen Anderer |. Thöl, $ 213. Ueber die obige Beitimmung der D. W.O. |. Sie 
benhaar im Archiv f. Wecjelr. ı, ©. 185 fig. 

12) D. W.-D., $ 53, 54. Die Wechſelſumme des Rückwechſels wird noch durd; die etwa 
eriorderlichen Mäller- und Stempelgebühren erhöht. 

1) Die Form der Nothadreiie ift die, daß umter die erite Adrejie die zweite mit der Be— 
mertung: im Fall der Noth bei u. ſ. w. gejtellt wird. 

2) Thöl, $ 249, ©. 363, 

3) D. W.⸗O., $ 56. 

4) Dadurch ift nicht ausgeichloffen, daf in einem Privatbriefe der Auftrag zur Intervention 
.. gegeben fein fann.‘ 
5) „Dolo facit, qui petit, quod redditurus est.“ Thöl, $ 254, Anm. 5. 
6) D. W.O., 5 59. 
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Wahl an?), jo haftet der Ehrenacceptant bis zum zweiten Werktage nach der 
Verfalßzeit dem Wechjelinhaber und allen Nachmännern des Honoraten ®) gleich 
einem acceptirenden Traſſaten; er ijt auch verpflichtet, feinen Honoraten inner- 
halb zweier Tage nach Erhebung des Proteſtes Mangels Annahme von der 
geſchehenen Intervention unter Weberfendung des eingelöjten Protejtes zu be- 
nachrichtigen ?). Durch die Ehrenzablung, welche der Wechjelinhaber an— 
nebmen muß, erwirbt der Intervenient die Rechte des Inhabers gegen den 
Acceptanten, den Honoraten und deſſen VBormänner !9), weshalb er fich die 
Protejte Mangels Zahlung nebft dem Wechjel gegen Erjtattung der Protejt- 
fojten aushändigen lajjen muß. Wenn Mehrere Ehrenzahlung leijten wollen, 
jo hat Terjenige, deſſen Zahlung die meijten Verpflichteten befreit, den Vor— 
zug ''). 


4) Bom eigenen Medhfel. 
$ 215. 

Der eigene (trodene!) MWechjel enthält ein directes Summenverjprechen 
des Ausjtellerd an den Wechjelnehmer oder deſſen Ordre?). Der Wechſel— 
vertrag wird gejchlojfen durch Geben und Nehmen des Wechjels, welcher die 
Bezeichnung „Wechjel”, die Angabe der zu zahlenden Summe, den Namen der 
Perjon, welche die Zahlung erhalten Toll, die Angabe der Zahlungszeit, des 
Datums und Orts der Ausjtellung und die Unterfchrift des Ausjtellers ent- 
halten muß ®). ‚Dem eigenen Wechjel find mit der Zratte alle Grundſätze 
gemeinjchaftlich , welche fih auf das Wejen und die Wirkungen des Wechjel- 
verſprechens beziehen. Dagegen fallen alle diejenigen Nechtsjäge, welche aus 
der Natur der Zratte als eines Zahlungsauftrags hervorgehen, bei der Beur- 


7) D. W.O., $ 57. 

8) D. W.O., $ 60. 

9) D. W.O., 8 58. 

10) Der Intervenient hat gegen den Honoraten und deſſen Vormänner entweder als Man— 
datar, oder als negotiorum gestor ein Recht auf Dedung; die im Texte gegebene Beſtimmung 
der D. W.-D,, & 63, verftärkt dieß Recht nad) einer ſchon in den früheren Wechielorbnungen 
anerlannten Billigleitsrückſicht. 

11) D.W.-D., $ 64. Ueber die verfchiedenen Dlöglichleiten einer Kollifion der Interve- 
nienten und ihre juriftifche Beurtheilung j. Thöl, $ 267—279. — Im jedem Falle ift übrigens 
der Wechielinhaber verpflichtet, eine Nahhonorirung, d. h. eine nachträgliche Wcceptation oder 
Zahlung des Traſſaten anzunehmen, fofern er noch nicht Proteſt Diangeld Zahlung er- 
hoben hatte. 

1) Ueber die Ertlärung ded Wortes „troden‘ (cambium siceum, unfruchtbarer, zinslofer 
Wechfel) ſ. Eihhorn, R.-©., 5 574, Anm. d. — Vgl. über eigene Wechſel überhaupt Pöfch- 
mann im Archiv f. Wechfelr. Bd. 1, S. 187 fig. 

2) Davon ift wohl zu unterſcheiden ein Schuldverſprechen, bei welchem ſich der Ausſteller 
der Wechjelftrenge unterwirft ; dieß ift fein Wechfel, weil die materielle Wechielftrenge des Sum- 
menverſprechens fehlt. 

3) D. W.-D,, $ 96, 97. Das Stellen auf Kündigung it unzuläſſig. S. Protocolle, 
©. 171 fig. Ueber die Unzuläffigkeit von Zinsverſprechen ſ. oben $ 208 (3). 
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theilung eigener Wechiel weg *); dieß gilt insbejondere von der Acceptation 
und Präjentation zum Accepte (und zur Zahlung) und den Protejten ®). 
Das Indofjament eines eigenen Wechjels iſt das Anjchliefen einer Tratte an 
den eigenen Wechjel. Die Klage aus einem eigenen Wechfel dauert drei Jahre 
vom Berfalltage an. 


5) Sicherheitsmittel für den MWechfelglänbiger. 
$ 216. , 

Der Werth eined Wechjeld kann gehoben werden durch Bürgichaft eines 
Dritten. Gejchieht dieſe durch eine offene Bürgſchaftserklärung, ſei es mit 
oder ohne Unterwerfung unter bie formelle (procejjualiiche) Wechjeljtrenge, jo 
ift fie als ein gewöhnliche Schuldverſprechen und nach den allgemeinen Grund» 
jägen der Bürgjchaft zu beurtheilen. Die Verbürgung fann aber auch in bie 
Gejtalt eines Wechjelverfprechens gefleivet werden; in dieſem Falle wird jie 
nach ihrer fichtbaren Form als wirklicher Wechjel behandelt, da ein als Wechjel 
geleiftete8 Summenverjprechen nicht nah Maßgabe der unterlicegenden mate- 
riellen Verhältniſſe beurtheilt wird’). Die Wechjelform einer Verbürgung ift 
bejonders häufig die des Avals, wenn der Bürge feinen Namen unter den 
des Ausjtellers, Indoffanten oder Wcceptanten jchreibt ?); dieß bat die Wir- 
fung, daß in den mehreren Unterzeichnern mehrere jolivariich ?), ohne Einrede 
der Theilung verbaftete Wechjeljchuldner entftehen (Mitausfteller, Mitindoſſan— 
ten, Mitacceptanten). 

Die Sicherftellung einer Wechjelihuld kann auch durch Beitellung eines 
Pfandes (Fauſtpfand oder Hypothek) bewirkt werden, zu deren allgemeiner *) 
Wirkſamkeit jevoh eine Beurkundung der Verpfändung auf dem Wechjel not- 
wendig ilt. 


6) Befreiung des Mechfelfcyuldners. 
8217. 


Der Wechſelſchuldner wird befreit durch Zahlung des Wechſelverpflichteten 
an den zum Empfang der Zahlung Legitimirten, durch Erlaß und Compen— 


4) Thöl, $ 272, 

5) Archiv f. Wechſelr. 3, ©. 412 fig. 

6) Die D. W.O. kennt einige Ausnahmen; f. $ 98, Nr. 3, 4 u. 6 (Proteſt zur Siche- 
rung des Regreffed gegen den Indoſſanten). 

1) Thöl, & 267. 

2) Der Aval ift nicht nothwendig eine Bürgfchaft; ed fann der Mitunterfchrift jeder be» 
beliebige andere Grund, fich verpflichten zu wollen, unterliegen. 

3) Nicht pro rata; denn die Verbindlichkeit, welche auf dem eimen Papiere beruht, iſt 
eine untheilbare. 

4) Eine nicht auf dem Wechſel beurtundete Bfandbeftellung würde nur demjenigen Wechjel- 
gläubiger zu Gute lommen, dem fie gefchehen wäre, nicht aud) feinen Indoflataren. 
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ſation der Wechjelihuld !). Die Wechielforderung kann ferner angefochten 
werden durch Ginreden, welche ji auf den Mangel oder auf Mängel des 
Wechſelvertragswillens beziehen, unter Umſtänden auch durch Cinreden aus der 
Unerlaubtbeit oder Unjtatihaftigfeit des durch den Wechjel verdedten Rechts— 
gejchäfts (4 207, 2), nicht aber durch die auf die umterliegenden Verhältniſſe 
bezüglichen Ginreden des Betrugs, Irrthums, Zwangs, der fehlenden Dedung 
oder Valuta. Der Tod des Wechjelichuldners befreit die Erben nicht von der 
Wechſelhaft, wohl aber befreite er jie vom Perionalarreit *). Der Wechſel— 
ſchuldner wird ferner dur Zerſtörung der Wechielform befreit (Vernichtung 
des Yapiers, Durcitreichen der verflichtenden Grflärung). Beim Verluſt 
eines Wechielpapiers, welces jedoch von dem Indoſſatar nur dann vindicirt 
werden fann, wenn er es in böjem Glauben oder in grober Fahrläſſigkeit er- 
worben ®), wird ein Amortiſationsverfahren geftattet, nach deſſen Cinleitung 
der Verechtigte vom Acceptanten, gegen WKautionsleiftung bis zur gejchehenen 
Amortilation, Zahlung fordern darf +). Die Wechſelſchuld erliicht ferner durch 
Berjährung; die Verjührungszeit des Anſpruchs gegen Acceptanten und 


1) Borausgeſetzt wird dabei immer, daß die liberirenden Acte gegenüber Demienigen ge— 
fhehen find, dem die Einrede daraus entgegengeleit wird. Es müßte denn fein, daß die Libe— 
rirung durch Ouittung oder Durchftreihung u. ſ. w. auf dem Wcchfel ertennbar wäre. Die 
Einrede des Acceptanten, er babe Kontreordre vom Traflanten erhalten, ift unzuläffig, da die 
Verpflichtung des acceptirenden Traffanten eine vom Willen des Traffanten unabhängige ift. — 
Die Einrede der Wechſelfäl ſchung ift zuläffig: 1» wenn der Name des Trajianten, In— 
doſſanten umd Acceptanten ein falſcher it, in welchem Kalle der Traſſant, Indoſſant oder Accep- 
tant durch eidliche Diffeifion fich von der Haftung beireit; es haften dagegen die echten In— 
dofianten uud Aeceptanten. D. W. O., $ 75, 76. 2) Wenn der Inhalt der Tratte verändert 
ift, fo find alle Wechjelgeber cin Bezug auf das gefälichte Plus) befreit, welche beweiſen, dat 
die Verfälſchung nad) der Grtheilung ihres Wechſelverſprechens geichehen iſt. Die weiteren 
Wirkungen einer Wechjelfälfhung, namentlich der Einfluß auf die Frage nad der Dedung, find 
civifrechtliher Natur. 

2) Alle Einreden, welde einer Wechielforderung entgegengeftellt werden, müſſen fofort 
liquid fein. Man kaum die möglichen Einreden nad folgenden Geſichtspunlten zufammenfafien : 
1. Einreden aus dem Wechlelrechte ſelbſt 3. B. Einrede der Nichtgleit wegen der Form- 
widrigfeit der Urtunde, wegen Wechlelunfähigteit des Ausitellers, mangelnder Sofennitäten, 
wegen Ouittirung auf dem Wechſel oder Durdjitrich, wegen Verlegung einer Beſtimmung der 
W.⸗O., 3. B. der Ratenwechſel); 11. Einreden , welche fid} auf Mängel des Vertragswillens 
bei Eingehung des Wechfelvertrags ſelbſt besichen (3. B. Einrede des Betrugs, Zwangs, Irr— 
thums, der Willensunfähigfeit, Simulation, Wechlelfälihung); All, Einreden, welche fich auf 
die materielle Zerftörung der entitandenen Wechlelverpflichtung beziehen 13. B. Einrede der Ver- 
jährung, der Kompenfation, der Zahlung, des Erlaſſes, exe. rei judieatae); IV, Einreden aus 
den umterliegenden Berhältnifien (3. B. die Einrede, daß das Gefchäft, welches durch den Wechſel 
nur verdedt werden foll, ein nichtiges, 3. B. eine Spielfchuld, oder ein anfechtbares ift, 3. B 
mit der exc. SC. Vellej. ober Maced.\, Die unter I und 11 genannten Einreden wirfen 
gegen jeden Wechjelfläger, die unter III und IV genannten nur gegen den, gegenüber welchem 
das Verhältniß beitand, und auch nicht aus der Berfon des Vormanns. S. die kurze Be— 
ftimmung in der W.O., $ 82, Weder über die Auslegung des $ 82, noch über die Behand- 
lung ber einzelnen Einreden befteht jedoch Uebereinitimmung. 

3) D. W. O., 5 74. Goldfhmidt in ſ. Zeitichr. Bd. 8, ©. 313 fig. 

4) D. W.-O., 873. Bol. Jolly im Archiv f. Wechſelr. 4, ©. ı fig 
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Ausfteller eigener Wechjel ift drei Jahre vom Berfalltage an’), des Anſpruchs 
gegen den Ausjteller und die übrigen Vormänner je nach der geringeren ober 
größeren Entfernung des Zablungsorts drei, jechs, achtzehn Mionate vom Tage 
des erhobenen Proteſtes“), des Anipruhs des Andofjanten gegen den Aus— 
jteller je nach der Entfernung, drei, ſechs, achtzehn Monate?) vom Tage der 
vom Andofjanten ohne Klage geichebenen Zahlung, außerdem vom Tage der 
ibm geſchehenen Behändigung der Klage oder Yabung berechnet. Unterbrocen 
wird die Verjährung dur Behändigung der Klage oder der Streitverfündi- 
gung des Lerklagten *1. Iſt die Wechjelverjährung eingetreten, jo haften dem 
Wechjelinbaber der Traſſant (ein jolcher iſt auch der erſte Indoſſant einer 
Zratte auf eigene Ordre) und Acceptant, aber nicht auch der Indoſſant, noch 
auf jo weit, als fie fich mit deſſen Schaden bereichern”). 


7) Wechſeltecht im Eoncurs, 
8 218. 

Im Goncurje des Wechſelſchuldners genieht die Wechjelforderung gemein- 
rechtlich *) zwar fein beionderes Vorzugsrecht, aber e8 wird ihr auch nicht die 
eigenthümliche ſowohl materielle als formelle Wechjelitrenge entzogen ?). Falli— 
ren mebrere Wechjelgeber, jo fann der Gläubiger feine Forderungen bei allen 
Concurjen zugleich anmelden. Hat er von einer Concursmaſſe eine Theilzah- 
lung erbalten, jo kann er bei den anderen Maſſen nur den Reſtbetrag feiner 
Forderung in Anrechnung bringen, ſoſern nicht einer der Fälle vorliegt, in 


5) D. W.O., $ 100, 

6) D. W.⸗O., 8 78. 

7) D. W.O., 8 79. 

8) D. W.O., 5 80. Burdhardt im Archiv f. Wechſelr. 18, ©. 44. Ueber die Frage, ob 
der Koncurs die Wechjelverjährung hemmt, Kübel daf., Bd. 16, ©. 177 fig. Auch Purgold 
daf., ©. 345. 

9) D. W.O., $ 83. Die Klage aus der Bereicherung ift zwar nicht eine im Wechiel- 
proceſſe auszuführende Wechfelflage, aber doch eine Klage, welche einen wirklich vorhanden ge- 
wefenen, nun aber präjudicirten oder verjährten Wechſel vorausfegt. Jacobi im Archiv |. 
Wechfelr., Bd. 9, S. 26 flg. Sie hat mur die befehräntte Richtung auf die Bereicherung. Zum 
Beweis einer folden, welchen der Kläger führen muß, gehört der Nachweis, daß der Außiteller 
Baluta erhalten, aber keine Dedung gegeben, oder der Acceptant Dedung erhalten und nicht 
zurüdgegeben habe. Bezüglich der Gründe, aus denen die Klage nicht auch gegen den In— 
dofjantem gegeben wurde (f. Yadenburg, Ardiv, Bd. 10, S. 20 flg.), läßt ſich nur auf die Er- 
fahrung hinweiſen, daß der Indoflant, wenn er auch Valuta erhalten, in der Regel ſelbſt Baluta 
zu geben gehabt hat. 5. Protoc., ©. 203-7. — Ein weiterer Rüdgriff auf die dem präju- 
dieirten Wechjel unterliegenden Rechtsverhältniſſe follte übrigens durd obige Beftimmung der 
D. W-D, offenbar ansgejchlofien fein. S. aud Renaud im Archiv für civil. Praxis 46, 
©. 359, u. 47, ©. 1 flg., und Siebenhaar, Archiv für Wechfelr., Bd. 18, ©. ı fig. 

1) Thöl, $ 291, Anm. 4—6, 

2) Die meiften Particularredhte ſchloſſen den Arreſt bei eröffnetem Concurſe aus, weil er 
nach Entziehung der Vermögensdispofition des Schuldners kein Executionsmittel mehr ſein 
fönne. 
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welchen die von einem Wechjelverpflichteten gegebene Theilzahlung ohne Ein- 
fluß auf die Wechſelſchuld zu erübrigen ift ®). 


Zweiter Abfhnitt, 
Forderungen aus unerlaubten Handlungen. 


1. Nachdruck und unbefugte Nachbildung '). 


g 219. 


Der Schuk des Autors und Verleger in der Verwerthung literarifcher 
und künſtleriſcher Erzeugnifje gegen Beeinträchtigung durch Nachdruck konnte 
bis zum Ausgange des deutſchen Reichs nur durch Privilegien ermwirft werben, 
welche ſich der Einzelne von Seiten der verfchierenen deutſchen Regierungen 
verſchafſen mußte, da es der Jurisprudenz troß aller Bemühungen nicht ge- 
lungen war und nicht gelingen konnte, mit ihren bisherigen Mitteln die Rechts- 
wibrigfeit des Nachdrucks zu begründen ?). Erjt durch eine Reihe ‚von Be- 


3) Ueber diefe Entfcheidung vgl. Treitfchle, Encyelopädie Bb. 1, ©. 289. Bd. 2, ©. 371 fig. 
Eine andere Meinung (f. Treitſchle a. a. O.) läßt die Dividende auch bei allen weiteren Kon- 
curfen vom ganzen Betrag berechnen ; diefe Anficht widerfpricht dem hier regelmäßig eingreifen» 
den Grumdfage, daß durch die Zahlung eines der mehreren folidarifhen Schuldner die übrigen 
auf fo weit, als die Zahlung geht, befreit werden. Cine neue Erörterung diefer Lehre giebt 
Renaud im Archiv für Wechfelrecht, Bd. 8, ©. 277 fig. Das richtige Princip f. in den Prä- 
judieien im Arch. f. Wechſelr. Bd. 12, ©. 87 fig. 

1) Jolly, Die Yehre vom Nahdrud (Beilageheft z. Ardı. f. civ. Pr., ®b. 35), 1852. O. 
Wächter, Das Verlagsrecht m. Einfchl. der Lehren vom Verlagsvertrag u. Nachdruck, 2 Bbe., 
1857, 1858, Gerber in f. u. Ihering’8 Jahrb. Bd. 3, ©. 359 flg. (Gefammelte jur. Ab» 
bandl., ©. 261 fig.) Kloftermann, Das geiftige Eigentum an Schriften, Kunſtwerlen und Er- 
findungen, 1867. DO. Wächter, Das Autorrecht nach dem gem. beutfch. Rechte, 1875, und 
Defien Urheberreht an Schrift- u. Kunftwerten, 1876. Nloftermann, Das Urheberrecht u. |. w. 
1876, Duellenfammlung : Eifenlohr, Sammlung d. Gefege u. internationalen Verträge zum 
Schutze des literarifch-artiftiichen Eigenthums, 1856; Nachtrag v. 1857. — Eine dem Schutze 
gegen Nachdruck ähnliche Erfcheinung ift der Patentfhutg der Erfindungen, welden nun— 
mehr das Reichspatentgeſetz v. 25. Mai 1877 beitimmt hat. 

2) Unter den verjchiedenen Berfuchen einer allgemeinen Begründung des Naddrudsver- 
bots hat feiner einen jo nachhaltigen Erfolg gehabt, als der unhaltbarfte von allen, nämlich 
die Deduction aus einem ſ. g. geiftigen Eigenthbum. Siehe darüber und über andere 
Verfuhe Wädter a. a. O., $. 8. Und doch begegnet man auch jetst noch wenigſtens ber 
Meinung, daß die unmögliche Theorie eines Schrifteigenthums durd die Geſetzgebung feftge- 
ftellt fei, weil einige unferer neueren Geſetze ſich diefes populär gewordenen Ausdruds in Er— 
mangelung eines anderen allgemein angenommenen Schlagworts bedient! — Der Debuction aus 
dem geiftigen Eigenthum analog ift die Debuction aus einem fubjectiven f. g. „Verlagsrechte“ 
oder „Autorrechte““, oder aus einem „Inbivibualrechte‘‘, oder aus einer phrafenhaften „dritten 
Kategorie von VBermögensrechten abfoluten Charakters, aber ohne fachliche Grundlage” (Mandy, 
Commentar über d. Bayer. Gef, v. 28. Juni 1865, 1867. ©. 99). Indeſſen neigt fidh diejen 
Anſichten mehr und mehr die jetst herrichende Yiteratur zu, fo fehr, daß ſie das Beharren auf 
der, wie ich überzeugt bin, allein richtigen Meinung als „überwundenen Staudpunlt“ behandelt. 
Auch aus Stobbe'8 (Handbuch 3. Bd., S. 13) „Herrichaft über das vom Autor geichaffene 
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ſchlüſſen des beutichen Bundes (v. 6. Sept. 1832, 5. Nov. 1835, 9. Nov. 
1837, 19. Zuni 1845) ift für ganz Deutjchland der Rechtsſatz feitgejtellt wor- 
den, daß der Nachdruck eine verbotene, jtrafbare und zur Entjchädigung ver- 
pflichtende Handlung ſei. Zugleich wurde durch einen ähnlichen Rechtsſatz 
(Bundesbefchl. v. 22. April 1841 und v. 12. Mär; 1857) der Schub drama- 
tiicher und mufifalifcher Werke gegen unbefugte Aufführung begründet ?). Dieß 
Alles Hat endlich für das Gebiet des deutjchen Reichs feinen Abſchluß erhalten 
durch das Reichsgeſetz v. 11. Juni 1870. Der Inhalt der dadurch bejtimmten 
NRechtsjäte +) ijt folgender. 

Verbotener Nachdruck ift jede mechaniiche Vervielfältigung eines Schrift- 
werks ohne Genehmigung des Urheberd bez. des Verlegers; auch die nicht 
geitattete Herausgabe eines Manuſcripts und die vertragswidrige Vervielfälti- 
gung durch den Verleger iſt Nachdruck. Die Herausgabe einer Ueberſetzung 
ift e8 insbejondere dann, wenn jich der Autor das Recht der Ueberſetzung aus- 
drücklich vorbehält, lettere auch binnen Jahresfriſt beginnt und innerhalb 3 
Jahren beendet ($ 4—6, dafelbjt auch über die Anmeldung der Weberjegung 
für die Eintragsrolle),. Nicht Nachdruck ift die Aufnahme einzelner Stellen und 
Stüde in ein Sammelwerf von jelbftändigem Charakter oder zum Gebrauch 


Rechtsobjelt“ fcheint mir wieder ein discret verhülltes Titerarifches Eigenthum hervorzuſchimmern. 
Andererfeits ift e8 von großer Bedeutung, daß Yaband (Staatsrecht des deutfchen Reichs II 
S. 469 Nr. 2) der hier vorgetragenen Anficht zuftimmt. 

3) Zu diefen Bundesbeichlüfien kamen noch einzelne wichtige Partieulargeſetze, bef. das 
Preuß. v. 11. Juli 1837. Der im Jahre 1864 von Bundeswegen bearbeitete neue Entwurf 
war infofern bedeutend, als er die Grundlage des Bayerifchen Geſetzes v. 28. Juni 1865 ge- 
worden tar. 

4) Der Schuß gegen Nachdrud beruht lediglich und allein auf Recht ſätzen. Die An- 
wendung derfelben fett beim Autor das thatfächliche Autorverhältniß, beim Berleger die That- 
fache eines Verlagdvertrags ald Thatbeftand voraus. Auch für den Verleger ift der Schutz 
ein originärer, nicht erft ein aus der Hand des Autor empfangener, fondern unmittelbar aus 
dem Gefetze fließender; der Antheil des Autors befteht nur darin, daß er durch Abichluß des 
Verlagsvertrags an der Vorbereitung des Thatbeftands der Gefeganwendung Theil nimmt, 
Daher ift es unrichtig, zu fagen, der Berlagsvertrag fei eine „Veräußerung“ des Autorrechts 
(8 200, 1). Es beruht die auf der weit verbreiteten Anficht, welche nicht blof den Veräuße— 
rungsbegriff zur Conftruction des Berlagsvertragd verwendet, fondern die Beräußerlichleit des 
Autorenverhältniffes als allgemeine Möglichkeit behauptet. Diek führt aber entweder zur Ver— 
mifchung der Uebertragbarfeit der einzelnen aus dem Urheberverhältnifje hervorgegangenen An— 
fprüche mit diefem felbft, oder zu der Behauptung einer Veräuferlichteit von Thatſachen und 
der Möglichkeit einer vertragsmäßigen Verpflichtung zur Unmwahrheit. Ueber alles dieh vergl. 
meine in der Note 1 angeführten Abhandlungen. Der bier gerügte Irrthum beherricht ofien- 
bar auch die Faſſung des Reichsgeſetzes v. 11. Juni 1870 (umd der fpäteren Reichsgeſetze), wie 
ſich dieß aus & 3 deflelben und daraus ergiebt, daß im Verlaufe des Geſetzes der Berleger 
unter ben „Rechtsnachfolgern“ des Urhebers einbegriffen wird, Nur bei $ 28 wird biefe un— 
richtige Formulirung verlafien. Indeſſen handelt e8 ſich auch bier nur um eine incorrecte 
Faffung und nicht um eine materielle gefetsgeberijche Firirung. Schon die Formulirung „das 
Recht der Vervielfältigung fteht ausschließlich dem Autor zu‘ ift incorreet und follte lauten: 
„die Vervielfältigung ohne Genehmigung des Autors ift verboten”. Zur Beleuchtung diefer ganzen 
Auffaffung würde e8 unter Anderem dienlich fein, wenn man fich ein Autorreht in der Hand 
eines „Rechtsnachfolgers“ dächte, der e8 im einer Zmangsverfteigerung erftanden hat. 
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des Unterrichts ($ 7; bez. der Muſikalien $ 46—48), ferner der Abdruck von 
Zeitungsartifeln, Gejegen und politijchen Reden 5). 

Der Schuß gegen Nachdruck dauert während der Yebenszeit des Urheber 
und noch während 30 Jahren nach jeinem Tode, überhaupt während 30 Yab- 
ren bei Werfen, auf welcen fein Urheber genannt ift, oder welche von Ala- 
demien, gelehrten &ejellichaften u. j. w. ausgehen; der Schuß gegen Leber- 
feßungen dauert fünf Jahre. 

Wer vorjäglih oder aus Fahrläſſigkeit Nachdruck in der Abficht ihn zu 
verbreiten veranftaltet, hat den Urheber bez. Verleger zu entichädigen und über- 
dieß auf deren Antrag eine Geldſtrafe bis zu 1000 Thlr. zu entrichten. Ein 
in gutem Glauben und entſchuldbarem Irrthum vorgenommener Nacdrud 
verpflichtet zwar zur Entſchädigung bis zur Höhe der Bereicherung %), ijt aber 
einer Bejtrafung nicht unterworfen. Der Bejchädigte kann auch jtatt auf Ent- 
ſchädigung auf eine Geldbuße antragen, welche bis zu dem Betrage von 2000 
Thlr. erkannt werden kann. Unter allen Umftänden werden die nachgebrudten 
Exemplare und die Nachdrudsvorrichtungen eingezogen. Entſchädigungspflichtig 
ijt endlich auch Derjenige, welcher Nachdrudseremplare vorfätlic verbreitet. 
Die Strafverfolgung des Nachdruds und die Entſchädigungsklage verjährt in 
drei Jahren, vom Tage der erften Verbreitung berechnet; auch füllt die Straf- 
verfolgung weg, wenn der Berechtigte nicht innerhalb dreier Monate von er- 
langter Kenntniß den Antrag ftellt. 

Die öffentlibe Aufführung dramatiicher Werfe ohne Zuftimmung des 
Urbebers ?) iſt allgemein, die von mufifaliihen Werken dann nicht ge- 
jtattet, wenn fie der Componiſt ausbrüdlich auf dem Titel oder an der Spite 
des Werks ſich vorbehalten hat. Auch bier tritt während derjelben Zeitdauer 
Beitrafung und Entihädigungspflicht *) des Zuwiderhandelnden ein ($ 54, 55). 

Diefen Schutz genießen alle Werte inlänbijcher und alle Werke ausländi- 
ſcher Autoren, welche im Inlande erichienen find, ferner unter Vorausſetzung 
der Neciprocität Werke, welche im nicht zum deutichen Reiche gehörenden Yän- 
dern des ehemaligen deutſchen Bundes erjchienen find. 

In ähnlicer Weije hat die Neichsgejeßgebung auch den Schutz von Werfen 
der bildenden und zeihnenden Kunſt gegen unrechtmäßige Verpielfül- 

+) Dian untericheide überhaupt Nachdruck, Plagiat und beleidigende Indiscretion (3. B. die 
Veröffentlihung eines vertranliden Privatbriefs). 

6), Dieſer Satz enthält eine durch das Gefe begründete Entichädigungspflicht, welche aus 
dent allgemeinen Princip geflofien ift, daß fich Niemand mit des Anderen Schaden bereichern 
fol. Dagegen kann aus der Eriftenz biefes Satzes fein Beweisgrund für ein befonders fub- 
jeetives Autorredt genommen werben. 

7 Der $ 50 des Reichsgeſetzes Tegt das aus der unbefugten öffentlihen Aufführung ber- 
vorgehende Recht dem Urheber und defien ‚Rechtsnachfolgern“ bei, Hierunter fann nicht wohl 
der gewöhnliche Verleger verftanden fein, und es ergiebt ſich daraus eine Betätigung für die 
am Schluſſe der Anm. 4 ausgeſprochene Anficht über die incorrecte Faſſung des Geſetzes. 


8) Die Entihädigung befteht nach $ 55 im ganzen Ertrage der Einnahme ohne Abzug 
der Koften. 
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tigung bejtimmt ®), fowie fie endlich den Urhebern von Muftern und Mo- 
dellen und gewerbliden Erfindungen in analoger Art einen Schuß gegen 
unbefugte Nachbildung und Verwerthung verlieben bat !P). 

So wünfcenswerth nun auch ein weiteres Fortſchreiten der Gejeggebung 
im Schutze der geiftigen Arbeit unter Berüdfichtigung der vielgeftaltigen Man— 
nichfaltigfeit der heutigen Formen der Production und Vervielfältigung ift, jo 
bedenklich wäre e8 Dagegen, wenn man etwa die Dauer des Schutzes über- 
mäßig erweitern oder gar die aus dem faljchen Gedanken des ſ. g. literarifchen 
Eigenthums entlehbnte Idee eines ewigen Schutes aufnehmen wollte. Denn 
nicht das kann der Anjpruch fein, der an die Geſetzgebung zu jtellen iſt, fie 
möge den Nachkommen großer Schriftiteller für immer die Speculation mit 
deren geiltigen Manifeftationen fihern und die erhabenſten Werle der Litera— 
tur, welche der ganzen Nation geftiftet wurden, für alle Zeiten in bie Pri- 
vatwillensipbäre der Epigonen einichließen. 


Anmertung. Die Lehre vom Nachdrucke beruft auf folgenden Gefichtspunften. Der Ber- 
faffer eines Literarifchen Werts (lirheber eines Kunſtwerls u. f. mw.) hat in feinem Manu— 
feripte ein Bermögensobject, deſſen Verpielfältigung und Berbreitung unter dem Publikum 
verjchiedene Intereflen befriedigt. Das eine dieſer Intereflen befteht in der Genugthuung 
des Urhebers, zu fehen, wie das Product feiner geiftigen Arbeit bildend, veredelnd, anregend 
auf Andere eimwirkt, Das andere ift pecumiärer Art; der Berlauf der vervielfältigten 
Eremplare veripricht einen Gewinn. Die Verwerthung eines literarifchen Werts für dieſe 
Intereſſen ſteht allein in dem Willen Dejien, der e8 geichaffen hat; ihm ſteht es frei, das 
Werk zu ſchreiben oder nicht zu fchreiben, das Gejchriebene druden zu lafjen oder zu ver— 
nichten. Die bedarf feiner juriftifhen Conftruction; es ift eine Sache der allgemeinen 
Freiheit, res merae facultatis. 

Die Ansbeutung eined Manuferipts im ölonomiſchen Intereffe ann nun bald fo ge- 
fchehen, daß der Autor felbit die Vervielfältigung und den Verkauf der gefertigten Eremplare 


9 Wo ift die Grenze ded Begriffs Werte der Kunft? Unter jenem Schute ftehen 
nicht ausgeführte Werke der Architectur und öffentliche Dentmale; jene nicht, weil die Eigen- 
fchaft des Gebäudes als Kunfiproduct hinter dem Gebrauchszwecke zurüdtritt, diefe nicht, weil 
der Urheber eine® öffentlihen Denkmals fein Kunftwert ohne allen Vorbehalt der Deflentlichteit 
bingiebt. Ob aber auch nicht (wie Jolly, S. 129, austührt) Bilderbogen, Bilderbüdjer für 
Kinder, Malereien auf Taſſen, Pfeifen u. ſ. w., fcheint quaestio facti zu fein. Auch die nicht 
autorifirte mechanische Vervielfältigung der Nachbildung verlaufter Originalgemälde fällt unter 
den Nahdrud, Jolly, S. 175. Näher beftimmt ift dieß Alles jest durch das Reichsgeſetz betr. 
das Urheberreht an Werken der bildenden Künfte v. 9. Ian. 1876 ($ 5 u. 6) und das 
Neichögefeb betr. den Sup von Bhotographien gegen umbefugte Nachbildung v. 10. Ian. 
1876 (mit einer fünfjährigen Schutfrift). — Uebrigens ift es für die Frage der Widerrechtlid- 
feit einerlei, ob die Nachbildung zum Zwecke der Bervielfältigung eine felbftändige Kunftfertig- 
feit bedarf oder nicht. Auch die Ungleichartigkeit der Nachbildung macht die Vervielfältigung 
an fich noch nicht zu einer befugten. Sehr umfafjende Anſprüche auf Nechtsichug ftellt DO. 
Wächter, Das Recht des Künftlers gegen Nachbildung und Nadidrud feiner Werte 1859, auf. 
©. Neumann, Beitr. z. dentich. Berlags- und Nachdrucksrechte bei Werten der bildenden Kunft, 
1866, u. Wächter, D. Urheberrecht an Werten d. bild. Kunſt n. f. w. 1877. 

10) Neichögefe betr. das Urheberrecht an Muftern und Modellen vom 11. Jan. 187 


(Friſt von 1—3 Jahren, auf Autrag bis 15 Jahr zu verlängern, — Cintragung in das Draßer- [7 


der Zeit von 15 Jahren (5. Laband, Staatsr. des Deutſch. Reichs 2. Br. ©. 468). 


regifter,. Patentgefeg vom 25. Diai 1877, — Anmeldung beim Batentamte, — u währenig 5% 
[2 
16. Aufl. 24 + 
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übernimmt, bald fo, daf er dieß vertragsmäßig einem Andern gegen Entihäbigung oder 
ohne eine ſolche überläßt (Berlagsvertrag). Der Erfolg eines joldhen Unternehmens beruht 
aber großentheil® darauf, daß die Vervielfältigung des einmal der Deffentlidhteit übergebenen 
Werts nicht auch noch von Andern vorgenommen wird, welche bann mit dem Autor oder 
Verleger concurriren würben. Gegen eine folche Concurrenz foll der Autor und fein Ber- 
fener geichügt werden, er foll die Früchte feiner geiftigen Arbeit gefichert erhalten. Zu 
diefem Zwede foll er jett nicht mehr den Weg der Privilegienerwirfung nöthig haben; ber 
Schuß wird durch ein Geſetz gewährt, welches den Rechtsſatz ausfpricht, daf die Hand- 
lung, genannt Nachdrud, verboten ift, zur Entichädigung verpflichtet und beftraft wird. 
Das Nahdrudsverbot ift daher micht® Anderes als eine allgemeine Monopolifirung des 
Autors und Berlegerd in dem gewerbmäßigen Vertrieb eines literarifchen Product dburd 
Rechtsfatz. Damit ift die juriftische Conftruction der Lehre vom Nachdruck gegeben; es 
handelt fi um eine Delict8obligation, deren Eriftenz oder Nichteriftenz im einzelnen 
Falle mittelit einer Interpretation des Geſetzes zu erfehen ift. — Weitere Inter- 
ejfen des Autors, z. B. den Schub literarifcher Ehre gegen Plagiate, oder gegen eine 
(pecuniär gleichgültige) Imdiscretion in der umbeiugten Beröffentlihung blos vertraulich 
mitgetheilter Manuferipte u. ſ. w., will da8 Nachdrudsverbot direct micht berüdjichtigen ; 
da e8 aber demjenigen, welcher die Hülfe des Richters anruft, nicht die Vorbedingung des 
Nachweiſes eines ökonomiſchen Intereſſes ftellt, fo greift in Wahrheit fein Schuß weiter und 
umfaßt auch andere Autoreninterefien — wenn nur die Möglichkeit eine® VBermögenswerths 
nicht fofort als abfolut ausgeſchloſſen erfcheint. Bgl. Gerber in f. u. Ihering's Jahrb. IIL, 
©. 372 fig. Das ift aber lediglich eine (zwar zwedmäßige und gute, aber nicht das Princip 
darakteriiirende) jectındäre Nebenwirkung des Verbots. 

Eine andere Auffaſſung ift hingegen bie, welche das Verbot ded Nachdrucks nicht auf 
einen beionderen Rechtsſatz zurüdführt, fondern es als den Ausfluß eines höheren, allge- 
meinen, ſchon an und für fich beftehenden jubjectiven Rechtes darftellt. Dieß will die alte 
Lehre vom literariichen Eigenthum und ebenfo die von Bluntichli u. A. aufgeitellte Lehre 
vom „Autorrechte” und „Verlagsrechte“. Soll diefer Ausdrud etwas Anderes fein, als 
eine bloße Summirung aller der verichiedenen Nechte, die ein Autor haben kann (Eigen- 
tum am Danuftripte, vertragsmäßige Rechte gegen den Berleger, Schut gegen Nachdrud(, 
fo fragt es ſich, welches fein eigentliher Inhalt je? Die Antwort, welche Bluntfchli 
(D. PR. I, ©. 192) giebt, ift nicht befriedigend. Denn wenn er fagt, der Autor babe 
vor Allem das Recht, das Werk für ſich zu behalten und eine Veröffentlichung gegen feinen 
Willen zu verhindern, fo ift das zwar ganz richtig, aber der Inhalt eines bejonderen 
fpeeififch » eigenthümlichen Rechtes kann darin nicht gefunden werden. Abgefehen hiervon 
wirde fi) aber fragen, ob die Charakteriftit des „Autorrechts“ bei Bluntſchli überhaupt 
zum Nachdrudverbote führe? Denn wenn er fagt, das Werk gehöre dem Autor „al® eine 
Offenbarung und als ein Ausdrud feines perfönlichen Geiſtes“, jo bleibt e8 ein folcher ja 
nicht weniger in den «mit feinem Namen auf dem Titel) nahgedrudten als in den 
rehtmäßigen Eremplaren. Wenn er ferner (©. 189) das Autorredht ein „perfönliches 
Recht" nennt und damit eine Charakteriftit gegeben zu haben glaubt, fo wäre zu beftimmen 
geweſen, welcher Begriff in diefem „perjönlich” Liegen folle. Heißt dieh foviel als ein nur 
der individuellen Perſon zuftehendes (ein ſ. g. höchftperfünliches) Hecht ? oder ein Recht, das 
aus der Perfönlichkeit hervorgeht ? oder ein Hecht, deilen Gegenftand die Perfönlichteit ift ? 
— Das Beifpiel einer Verwechſslung zwiſchen der Forderung, welche das fittliche Bewußtſein 
ber Zeit an die Geſetzgebung auf Gewährung eined Schutes gegen Nachdrud ftellt, und 
der Frage nach dem rechtswiſſenſchaftlichen Charakter des nun mwirlfih entftandenen 
Rechts bietet die hauptfächlich gegen meine Ausführungen gerichtete Abb. von H. Ortloff in 
m. u. Sherings Jahrb., 5. Bd., ©. 263 flg. (1861). Durch Herumfchweifen um den 
eigentlichen Fragepunfk mit ſteter petitio prineipii und durch eine ftete Bermifchung des 
Geſetzinhalts mit dem gefeßgeberifchen Motiven wird die Sade fo wenig gefördert, 
ald durch eine Dialektit mit Worten, wie „ftaat8gefellichaftliches Bedürfniß““, „Recht der 
geiftigen Erzeugungsiähigkeit”, „Recht auf Schub de Arbeitsverdienites“, „Recht auf Aner- 
fennung der Perfönlichteit” u. ſ. w. Auch Harum's Entgegnung (bei Haimerl, Oeſterr. 
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Bierteljahrsichr. 11, ©. 269 fig., 1863) hat mich nicht widerlegt; der angebliche Einwand, 
meine Anficht laufe auf den Satz hinaus, „der Nahdrud ift unerlaubt, weil er verboten 
if“, ift gar kein Einwand, und ein Erfchreden vor diefer Formel ift nur ein bedauerlicher 
Mangel ihres Verſtändniſſes. Noch weniger verlohnt es auf andere, zum Theil feltiame 
Einwendungen einzugehen, wie fie bei einer Reihe neuefter Schriftfteller über diefen Gegen- 
ftand zu leſen find. 


1. Wildſchaden. 
8 220. 

Derjenige, welchem eine ausſchließliche Jagdberechtigung auf einem fremben 
Bezirke zufteht, ift verpflichtet, diefelbe in der Art auszuüben, daß die jagbba- 
ven Thiere auf eine Zahl beſchränkt bleiben, bei welcher für die Grundſtücke 
des Yagdgebietd fein merklicher Schaden entjteben fann!), Der Jagdberech— 
tigte ift jeden Wildjchaden, welcher aus einer Nichterfüllung diejer Pflicht her— 
vorgegangen ijt, zu erjeßen jchuldig ?). 





1) Die Eonftruction der Verpflichtung des Iagdberechtigten zum Erfate des Wildſchadens 
wird im fehr verjchiedener Weife verfucht. Eine ältere ganz verwerfliche Anficht geht davon aus— 
daf in dem Jagdrechte zugleich ein Weiderecht enthalten fei. Eine entgegengefetste Anficht will 
die Verpflichtung zum Scabenerfage als eine abfolute Rechtsfolge des Jagdrechts hinftellen. 
Pfeiffer, Pralt. Ausführ. III, S. 100, Gewiß läßt fi allein die Anficht rechtfertigen, welche 
bie allgemeinen Grundfäge der Schadenserfagpflicht zur Anwendung bringt und demgemäß die 
Erfatspflicht ald Folge einer unrehtmäßigen Handlung oder Unterlafjung aufftelt. Dabei muß 
davon ausgegangen werben, daß in der Ausfchließlichleit des Jagdrechts in einem ganzen Re- 
diere zugleich die Verpflichtung einer gehörigen Ausübung deffelben nad) der Natur der Sadıe 
enthalten fei. Hiernach muß derjenige, welcher Erſatz verlangt, die Vorausfetsungen feines 
Anfpruch® erweifen (f. auch Bed im der Zeitfchr. für Mechtspfl. und Verw. im Königreidhe 
Sachſen, Bd. 3, ©. 108). Dabei kann der Gegenbeweis, daß der Schaden durch fremdes 
Streifwild entftanden fei, bedeutend werden. Nad) anderen Grundfägen ift natürlich der Fall 
zu benrtheilen, wenn der Wildfchaden durch Ausbrechen eingegatterten Wildes entfteht. 

2) Nach den neuen Jagdgefetsen, welche die Jagd jedem Grundeigenthümer zurüdgeben, 
follte eigentlich die frage von der Erfatspflicht des Wildfchadens ganz befeitigt erfcheinen. Ver— 
pachten fie ihr Jagdrecht, fo fteht e8 bei ihnen, fich dem Pächter gegenüber durch befondere Ber- 
tragsbeftimmungen zu fihern. Dieß ift in der That der Standpunkt mehrerer neuerer Geſetz— 
gebungen (3. B. der Württemb., Badifchen und Preufifchen); andere faffen die Frage anders 
auf. S. darüber Bening in der Tübinger Zeitfchr. f. Staatswiſſenſch, Jahrg. 1857, ©. 450. 
Peyrer in Haimerl’E öfterr. Vierteljahrsſchr. 12, Nr. 1. 


Drittes Yud). 
Die Rechte an Perfonen. 


Allgemeines. 
8 221. 


Das ültere deutſche Rechtsleben enthielt eine Reihe von Motiven für 
diejenigen rechtlichen Beziehungen der Menſchen zu einander, welche die heutige 
Rechtswiſſenſchaft als Rechte an Perfonen auffaffen würde. Dahin gehört das 
Berhältnig beſchworener Treue zwiſchen Vaſallen und Lehnsherrn, wie es ſchon 
oben ($ 120, 1) gewürdigt wurde, ganz beſonders aber das in feinen einzelnen 
Anwendungen und Ericheinungsformen höchſt mannichfaltige Schutzverhältniß, 
welches die mittelalterlichen Rechtsquellen als die Unterwerfung gewiſſer Ber- 
fonenclaffen unter das Mundium, die Vormundſchaft eines Schugherrn, dar- 
ftellen 1). Die allgemeine Urſache dieſes in jo verichievenartigen Zuftänden 
wirkſamen Munbiums war das Bebürfniß einer Vertretung für Diejenigen, 
welchen die volllommene Nechtsfähigfeit nach Volksrecht mangelte, deren allge- 


1) Eine forgfältige Bearbeitung der wichtigſten mit dem deutfchen Mundium in Ber- 
bindung ftehenden Rechtsinſtitute ift in dem Werke enthalten: Kraut, Die Bormundihaft nach 
den Grundlägen des deutſchen Rechts, 3 Bände (1835—1859), — Eine neue gejdichtliche 
Unterjudung bat geliefert: Rive, Geſchichte der deutſchen Vormundſchaft, 1. Bd. (germanifches, 
namentlich nordifches Recht enth.), 1862, 2. Bd., 1. Abth., 1866; 2. Abth., 1875. Das haupt« 
ſächliche Ziel dieſes Schriftftellers ift die Ablehnung einer für alle Arten ber Vormundſchaft ge- 
meinfamen Idee, wie fie bisher in der Fehdeunfähigkeit und dadurch bedingten Wehrlofigfeit ge- 
funben wurbe, und eine Zurüdführung der verfchiedenen Arten der vormundicdaftlichen Vertretung 
auf ihre fpeciellen realen Grundlagen in befonderen Lebensverhältnifien. Inſoweit Rive damit 
der bisherigen Cinfeitigleit in der Verwerthung des Mundiums, als eines unterſchiedslos 
herrſchenden Princips, entgegentritt, ift ex wohl im Rechte. Eine neue Beiprehung diefer Frage 
giebt auc Agricola, Die Gewere zu rechter Bormundfchaft, 1869, ©, 77 flg. Heusler, In— 
ftitutionen des D. P.-R. (1885) $ 23 flg. faßt die „Munt“ nicht als ein Schugredht, ſondern als 
einen Gewalt- und Herrjchaftsbegrifi auf; der Grund des Mundiums babe nidjt in der Schut- 
bedürftigfeit und Waffenunfähigleit gewiſſer Perfonen gelegen, vielmehr fei dafjelbe einfach das 
dem Borjtande des Hauswefens u. ſ. w. gebührende Gewaltrecdht über alle dem Letzteren An— 
gehörenden geweſen. Mit diefer Auffaffung würde wiederum einer der Gefichtöpunfte ver— 
ſchwinden, welche man bisher als höchſt charalteriftisch für das deutjche Recht betrachtet hatte. 
Vorerſt fann ich mich nicht von der Berechtigung diefer Anficht überzeugen, die, wie mir fcheint, 
auf einer Parallelifirung von Munt und Gewere beruht. 
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meine VBorausfegungen jowohl den Unmündigen und rauen, als den Geiſt— 
lichen und denjenigen Freien fehlten, welche den nothwendigen Schuß freier 
Vamiliengenofjenichaft entbehrten. So entjtand eine Reihe von Mundial- ober 
Bormundichaftsverbältniffen, deren uriprünglicher Charakter in der Vertretung 
der Webrlofigfeit lag und fich in einem Verhältniß gegenjeitiger Rechte an der 
Perſon darftellte. Neben diefer gemeinfamen Beziehung hatte freilich jede ein- 
zelne jener Vormundjchaften auch ihre jelbjtändige Grundlage in dem jpeciellen 
Intereffe des durch fie vertretenen individuellen Yebensverhältniffes, und in dem 
Maße, als jener alterthümliche Gedanke des Mundiums zurüdtrat, ging bier» 
aus das gejtaltende Princip der einzelnen Inftitute der väterlichen, der Alters-, 
Geſchlechts- und Standesvormundfchaft hervor. Bon dieſen Inſtituten ift die 
Standespormundichaft, die fich Schon früh in eine öffentliche Gewalt (Vogtei) 
verwandelte, aus dem heutigen Rechte ganz, die Gejchlehtsvormundichaft, ab» 
gejehen von ihren Wirkungen in der Ehe, zum größten Theile verjchwunden, 
wogegen die Grundzüge der väterlichen und Nitersvormundfchaft des älteren 
deutjchen Rechts auch bei der Bildung des gegenwärtigen Rechts bedeutjam ge— 
blieben find. 
8 222. 

Aber das deutjche Recht hat zur Beitimmung der Natur von Rechtöver- 
bältniffen mit dem Charakter der Rechte an Perſonen noch ein bejonberes 
Motiv; es ift dies der eigentbümliche Geift, in welchem e8 die urjprünglichite 
aller Verbindungen, die Familie, auffaßt. Es giebt fein Recht, welches das 
Band der Familie fejter ſchließt, den fittlihen Werth der innigften Familien— 
gemeinfchaft tiefer erfaßt und den Frieden der väterlichen Stätte für ehrwür- 
diger erachtet, ald das deutſche. Zwar hatte jchon im jpäteren Mittelalter die 
Familienverbindung die Function der Friedensbürgſchaft der eritarfenden öffent» 
lihen Gewalt abgetreten, aber die tiefere Bedeutung der Familiengenoſſenſchaft, 
der Gedanke der Steigerung des perjönlien Werths durch Uebernahme und 
Fortjegung alter Stammesindividualität und der Einheit aller durch gleiches 
Stammesbewußtjein Verbundenen war dadurch nicht erjchüttert worden; und 
wie dieß früher in eigenthümlichen Wirkungen auf die rechtlichen Verhältniſſe 
des Grundeigenthums und einer befonderen Organifation der Familiengewalt !) 


1) Wenn man in neuerer Zeit auf Grund diefer 3. ®. beim hohen Adel noch immer vor- 
tommenden Erfcheinung gefagt hat, die Familie gehöre zu den f. g. Genoffenfdhaften, 
fo hat man dabei überfehen, daß damit zwar etwas thatſächlich und fittlih Bedeutendes, aber 
juriftifch völlig Unbeftimmtes ausgeſprochen ift. Allerdings find diefe Familien Genofienjchaften ; 
darin Liegt aber zumächit weniger die Beitimmung eines rechtlichen, als eines factiichen Ber- 
hältniffes. Genoſſenſchaft ift an fich feine Rechtsform; es giebt Genoffenfchaften ohne alle 
Rechtsform; aber häufig liegt in der Genoffenfchaft das Motiv zur Begründung einer Rechts— 
form, welche der Ausdruck derfelben if. Sie kann fid aber juriftifch ausdrücken im ber 
Corporationsverfaffung, oder im einer Societät, fo felten die auch vorfommen mag, unter 
Anderem aud in einer befonderen Eigenthumsgemeinfchaft (3. B. bei der in Franken vor« 
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feinen entjprechenden Ausdruck fand, fo erſcheint es jelbjt noch in unferen 
Zagen, trog vielfaher Abſchwächung jener altgermanijchen Gefühle, als bie 
Grundlage mannichfaltiger Sitte, wenn auch nur jelten als der Inhalt be- 
jtimmter Rechtsformen ?). Wohl aber beruht der bejondere Charakter ber 
elterlihen und Kindesrechte, der väterlichen Gewalt, des ehelichen Verhältniſſes 
und ber Herrichaft des Mannes im Haufe im heutigen Rechte noch immer zum 
großen Theile auf jener tieferen Auffaffung der Familie und jener bejonderen 
jittlihen Kraft, weldhe der deutſche Volksgeiſt diejer natürlichen Verbindung 
beilegt. 


Erſtes Copitel, 
Das ehelide Recht. 
Einleitung. 
$ 223. 

Die juriftiihe Behandlung der Ehe kann abgejehen von der Entwidelung 
der vermögensrechtlichen Wirkungen diejer Verbindung nur wenig über die Feſt— 
jtellung der äußeren Yinien des perjönlichen Rechtsverhältnijjes der Ehegatten 
binausgeben; jie fann fich nicht die Aufgabe jtellen, die ganze Fülle der aus 
der inneren Yebensgemeinjchaft der Ehegatten hervorgehenden Beziehungen, wie 
fie zumal in Deutjchland bei einer hohen Würdigung der Ehe aufgefaßt werben, 
in Rechtsformen zu übertragen und jo dem Gebiete der fittlichen Freiheit, 
welchem jie vorzugsweije angehören, zu entziehen ). Im diefem Einne ift bier 





tommenden ſ. g. Condominatsverfafiung einiger reichsritterfchaftliher Kamilien); am häufigſten 
freilich wird fie fid nur in dem Zufammenhange der Familienglieder darjtellen, welcher aus den 
gemeinfamen Anterefien und Rechten an Kamilienfiderfommifien, Lehen, Erbverbrüderungen, 
Stiftungen u. f. w. hervorgeht. Dft drüdt ſich auch der Gedanke der Genoſſenſchaft in Ein— 
richtungen aus, welche nur auf Sitte beruhen; aber felbft wenn bdiefe zum Rechte gefteigert 
worden ift, 3. B. eine gewifje Strafgewalt ded Seniord in Familien des hohen Adels, dann ijt 
nicht der Begriff der Genoſſenſchaft zu einer beftimmten Rechtsform erhoben worden, fondern es 
hat nur eine einzelne Wirkung dieſes Motivs redhtlihe Anerkennung erhalten. Damit er— 
fedigen fih von jelbit die Betradhtungen Beſeler's, „Vollsrecht und Juriftenrecdht”, S. 168, und 
Derer, welche ihm fpäter gefolgt find, 3. B. Renaud, Lehrb. des deutſch. Pr. R., $ 59, und 
Gierke, Deutfches Genofienfchaftsrecht, 1. Bd., 1868. ©. Gerber im Ardiv f. civ. Pr., Bd. 37, 
S. 50, in der Zeitichr. f. Eivilr. und Proceß, N. F., Bd. 12, ©. 198, und in den Jahıb. f. 
Dogmatit, Bd. 2, S. 359 fig. Mejer in d. Zeitfchr. f. d. Privat- u. öff. R. d. Gegenwart 
dv. Grünhut, V, S. 229 fig. u. VI, S. 201 fig. gegen die ungeheuerliche Auficht, daß jede hod)- 
adelige Familie ohne Weiteres als juriftiiche Perſon zu behandeln fei. 

2) Außer der Verfafjung der Familien des hohen Adels und mander andern Familien ge— 
hört hierher die Erblofung, das Inftitut der Stammgüter und Familienfideicommiſſe. 

1) Es würde unmöglich fein, da8 Weſen der Ehe durch eine bloße Summirung der dürf— 
tigen Rechtsſätze zu erfchöpfen, welche die äußere ‘Peripherie dieſes Tebenstieifes berühren. Jene 
Säge erhalten überhaupt erft eine Bedeutung durd) die VBorftellung, daß hinter ihnen noch weit 
umfafiendere fittlihe Bilichtverhältniffe ftehen. Ein Kapitel der driftlihen Ethil vermag hier 
eine inhaltreihere Entwidelung zu geben als ein Kapitel des Privatredhts. 
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zunächjt (injoweit jie nicht den Pandecten zufällt) die Lehre von dem durch die 
Ehe begründeten perjönlihen Rechtsverhältniſſe der Ehegatten Lebeliches 
Recht) zu behandeln, welches ein Verhältniß gegenjeitiger Rechte an der Perſon 
it, und, objchon durch einen Vertragsact errichtet, ſich Doch jeinem Inhalte 
nach nicht als ein vertragsmäßiges, d. h. auf der Willfür der Parteien beru- 
bendes, ſondern ald ein organijch » fittliches, d. h. durch eine höhere und im 
Weſentlichen abjolute Rechtsordnung bejtimmtes darjtellt; ſodann die Wirkungen 
der Ehe auf das Vermögen, eine Lehre, in deren Ausbildung fich ein ganz 
bejonderer Reichtum des deutjchen Rechts entfaltet hat. 

Das eheliche Recht wird begründet durch die Ehejchliefung ?). Dieje beiteht 
in der vor dem Standesbeamten und zwei Zeugen abgegebenen Erklärung der 
Verlobten, daß jie die Ehe mit einander eingehen wollen, und dem bierauf 
folgenden Ausſpruch des Standesbeamten, daß er fie nunmehr kraft des Ge- 
jege8 für rechtmäßig verbundene Eheleute erkläre ®). 


J. Eheliches Recht (Mißheirath). 
8 224. 
Die innigſte ſittliche Lebensgemeinſchaft, welche das deutſche Recht ſeit der 


2) Ueber die feierliche Desponsatio und den Brautkauf des germaniſchen Rechts ſ. Eich- 
horn's Rechtsgeſchichte, 5 54, über die fpäteren Beränderungen daf., $ 188 u. 321. ©. aud) 
Kraut’ Bormundidhait I, S. 299 fig. und ©. 174 fig. Grimm, Reditsalterth., S. 420 fig. 
Friedberg in Dove's Zeitſchr. für Kirchenr. I, ©. 362 flg., u. in f. Recht der Cheichliefung in 
geſchichtl. Entwidelung, 1865. Ferner Sohm, Das Recht der Eheſchließung aus dem deutfchen 
und canonifchen Rechte geſchichtlich entwidelt, 1875 «die Streitfchriften von Friedberg und die 
Schrift von Sceurl, Entwidelung des kirchlichen Eheſchließungsrechts, 1877, welche durch 
Sohm's Schrift veranlaft worden jind, beziehen ſich mehr auf die firchenrechtliche Seite der 
Frage). 

3) So beftimmt das Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perjonenitandes und die Ehe— 
fchließung vom 6. Febr. 1875 (Kommentar von Hinſchius 1875). Als Ehemündigteit gilt hiernad) 
das vollendete 20. und 16. Lebensjahr. Bis zum 24. bez. 25. Jahre bedürfen eheliche Kinder die Ge— 
nehmigung des Vaters, nad) deſſen Tode der Dlutter, bej. während der Diinderjährigleit des Bor— 
munds. Eheverbote find nad dem Reichögefege: 1) zwiſchen Verwandten in auf» und ab» 
fteigender Yinie, 2) zwischen voll- und halbbürtigen Geſchwiſtern, 3) zwiſchen Stiefeltern und Stief- 
findern und zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern; — dabei ift es einerlei, ob die 
Verwandtſchaft ehelich oder unehelich it, und zu 3, ob die Che, welche das Verhältniß begründet, 
fortdauert oder nicht; 4) zwifchen Perfonen, von denen die eine die andere an Kindesſtatt an— 
genommen hat, jo lange dieß Berhältniß beiteht; 5) zwifchen einem wegen Ehebruchs Gefdjie- 
denen und feinem Mitſchuldigen (bier Dispenfation zuläffig)., — Eine Ehe iſt nicht zufäffig, 
bevor die frühere Ehe aufgelöft, für ungültig oder nichtig erflärt worden ift (die separatio per» 
petua der Katholifen wird auf Antrag in eine die Wiederverheirathung zulafiende Scheidung 
verwandelt $ 55). frauen werden erft mad) dem 10. Donate feit der Beendigung der früheren 
Ehe zur Wiederverheirathung zugelajien. 

Bevor nicht eine neue Gejammtcodification des Cherechts durch die bürgerliche Gefeßgebung 
erfolgt, wird die Uebung ihre Berechtigung behalten, welche einfiweilen noch die Yehre vom Ber- 
löbniß, von den Ehehinderniffen und der Ehetrennung dem Stirchenrechte beläßt, da diefe Lehren 
von deſſen Quellen noch nicht getrennt werden können. Bgl. Sceurl, Die Ablöfung des Ehe- 
rechts vom Kirchenrechte in Dove's Zeitjchr. f. Kirchenrecht, 13. Bd., S. 345 fig. 
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ältejten Zeit ald das Wejen der Che anertennt '), jtelit die Ehegatten als die 
Genoſſen gleichen Rechts?) dar; aber dem Manne gebührt ein Uebergewicht 
in der natürlichen Stellung als Herr (Meifter des Haujes?) und Vertreter 
der Familie nach außen. Die Frau theilt hiernah Namen, Stand und Domicil *) 
des Mannes, dem jie zu folgen jchuldig ift®). ine Steigerung erhielt die an 
ſich ſchon überwiegende Stellung de8 Mannes durch jeine nach älterem Rechte 
allgemein, jet nur noch particularrechtlich beſtehende eheliche Vormundſchaft, 
welche ſich mit jeinem natürlichen hausherrlichen Nechte zu einer eigenthümlichen 
Familiengewalt vereinigte ®). 

Das Eintreten eines der wejentlichiten Bejtandtheile des ehelichen Rechts, 
die Standesgleihheit, fett bei den Ehen von Perfonen des hohen Adels 
noch die Erfüllung des bejonderen Erforderniſſes der Gbenbürtigfeit der Ehe- 
gatten voraus ?), Wo dieſe fehlt, ift eine Mißheirath vorhanden, welche außer 





1) Taeiti Germ., e. 18: „— Admonetur (mulier), venire se laborum periculorumque 
soviam.* Cap. 19: „unum corpus, unamque vitam.* Schwabenfp. (Laßb.), 3: „— man und 
sin wip, diu reht und redelichen zur e chomen sint — da ist niht zweiunge an; si sint 
wan ein lip —“ gl. $ 230, Anm. 1. 

2) Eadjfenfp. III, 45, 5 8: „Dat wif is ok des mannes genotinne tohant als sie in sin 
bedde trit; na des mannes dode, so is sie ledich von des mannes rechte * (Siehe aud) 
daf. II, 45, $ 2.) Daf. I, 45, $1: „Al ne si en man sime wive nicht evenburdich, he is 
doch ire vormünde, und si is sin genotinne, und tritt in sin recht, svenne se in sin bedde 
gat.““ Freiburger Stadtrodel, $ 21: „Omnis mulier est genoz viri sui in hae civitate et vir 
mulieris similiter‘‘ u. ſ. w. Diefe Genoflenfchaft des Rechts bedeutet namentlich auch Gleichheit 
bed Standes. Kraut, Vormundſchaft I, S. 178 bis 184, 

3) Schwabenfp. Laßb.) 6: daz ist davon gesetzet, daz der man des wibes vogt is und 
ir meister. 

4) Auch das römische Recht hat ähnliche Grundfäge, und zwar find fie dort in ihrem ein— 
zelnen fpeciellen Wirkungen durchgeführt. Die deutfche Praxis ift feit langer Zeit gewohnt ge- 
weſen, ſich im Betreff diefer Nechtsfäge auf das römifche Recht zu berufen. — Die Frage, ob 
ein Vertrag ber Ehegatten rechtswirlſam gefchloffen werden könne, im welchem der Ehemann 
auf feine perfönliche Familiengewalt verzichtet, in&befondere fich verpflichtet, den Wohnſitz der 
Frau ftet8 beizubehalten, ift richtiger zu vereinen, da die Rechtsitellung des Ehemannes in der 
bei uns beftehenden Organifation der Familie abſolutes Recht ift. 

5) Man Spricht Hier häufig noch von einem Schlüffelrechte der Frau, wonach fie eine jelb- 
ftändige Stellung im Hausweſen habe, in welcher fie nicht gefräuft werben dürfe. Es erfcheint 
aber zweifelhaft, ob dieje jedenfalld der Natur der Sache entfprechende und mancherlei einzelne 
rechtliche Wirkungen äußernde Stellung al8 Ganzes in die Sphäre des Rechts hineingezogen 
werben bürfe. 

6) Darüber fpäter im $ 246. 

7) Pütter, Ueber Mißheirathen dentfcher Kürften und Grafen, 1796. Mofer, Familien- 
ftaatörccht, Bd. 2, ©. 23 flg. S. bejonders Göhrum, Geichichtliche Darftellung der Lehre von 
der Ebenbürtigfeit nad; gemeinem deutſch. Nedhte u. f. w., 2 Bbe., 1846. Das Erforderniß 
der Ebenbürtigfeit der Ehegatten war im Mittelalter, abgefehen von dem Verhältniß zwiichen 
Freien und linfreien, auch in Bezug auf einzelne Abftufungen der Freien anertannt (Schröder, 
Zeitichr. f. Nechtögefch. III, ©. 461 fig.), jedoch veränderten ſich die hierauf bezüglichen Rechts— 
fäge außerordentlich häufig unter der Einwirkung der Wandflungen des Ständewefens. Später 
hat die Aufnahme des römischen Nechts das Princip der Ebenbürtigfeit bei der Ehe im Allge- 
meinen verdrängt. Es ift nur beim SHerrenftande, den ehemaligen Reichsſtänden, d. 5. dem 
heutigen hohen Adel, ftehen geblieben, indem es im diefer Sphäre durch Hausgefee, Hausver- 
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der Ausjchliefung der Standesgleichheit der Gatten auch die Wirkung bat, daß 
die Kinder nicht den höheren Geburtsftand und Rang des Vaters theilen, und 
jowohl die Frau als die Kinder nur diejenigen vermögensrechtlichen Anſprüche 
an die Sinterlaffenichaft des Yegteren erhalten, welche von der Vorausfegung 
der Ebenbürtigfeit unabhängig find ®). Werden diefe Wirkungen der Mifhei- 
rath gleich bei Gingehung der Ehe vertragsmäßig bejtimmt, jo nennt man die 
Ehe eine Ehe zur linken Hand (matrimonium ad morganaticam s. ad legem 
Salicam °). 


träge umd Obfervanz befeftigt wurde. Die Neichögefepgebung bat nur in der Mahlcapitulation 
von 1742, Art, 22, darüber geiproden, indem fie die rechtliche Eriftenz ‚‚notorifcher Mifibei- 
rathen“ beim hohen Adel anerkennt; das in der Wahlcapit. v. 1792 gegebene Verſprechen, diefen 
Ausdrud zu erklären, ift unerfüllt geblieben. — Von Mihheirathen des niederen Adels kann 
hiernad; im rechtlihen Sinne des Worts nicht mehr die Rede fein. Indeſſen ift aud) die For— 
mulirung des heutigen Rechts der Ebenbürtigfeit beim hohen Adel nicht unbeftritten; in feiner 
Lehre hat es mehr Schwankungen gegeben als im diefer. Eine lebhaft vertheidigte Anficht geht 
insbejondere dahin, daß es in Bezug auf die Frage, was eine Mihheirath fei, gar feinen all- 
gemeinen objectiven Rechtsſatz gebe, fondern lediglich das individuelle Recht jedes einzelnen Haufes 
entfcheide. S. u. A. Zöpfl, Ueber Mihheirathen in dem deutfchen regierenden Fürftenhäufern 
überhaupt und in dem Oldenb. Gefammthaufe insbef., 1853. Da es indeſſen unbeftreitbar ift, 
daß die Familien des hohen Adels, trog mancher Abweichungen, im Ganzen conftant und grund 
fäglih an dem Principe der Ebenbürtigteit feftgehalten haben, und überdieß der hohe Adel nad 
dem Wegfalle der Reichsgewalt, welche die ftändifchen Gegenfäge allenfalls durch Standeser- 
böhung ausgleichen konnte, vermöge des Art. I4 der deutfchen B.-A. als hiſtoriſch confolidirter 
Stand vollftändig abgeichoffen worden ift, jo muß es jet auch als Regel, d. h. als der 
im Zweifel vorausjufegende Wille der die Hausorgattiifation beftimmen«- 
den Factoren, angenommen werden, daß nur die Che eines hochadligen Mannes mit einer 
in ihrem Haufe für ebenbürtig geltenden Tochter einer hochadeligen Familie als flandesgemäk 
betrachtet werden fann. Nur wenn das Hausgeſetz oder die Hausobfervanz auch die Ehen mit 
anderen als hochadeligen Perfonen für hausrechtlich vollwirtfam erklärt (mas namentlich bei 
Gefchlechtern des neufürftlihen und reichsgräflichen hohen Adels öfter der Fall ift), darf diefe 
Negel im concreten Falle für durchbrochen angejehen werden. Diefe Regel hat alfo weniger 
die Bedeutung eines directen Rechtsſatzes, als vielmehr die eines Interpretativfates ; in diefem Sinne 
ift fie aber ein wirkliches Rechtsprincip, nicht eine bloße ftatiftifche Summirung übereinftimmen- 
der Einzelerfcheinungen. — Eine andere Anficht entwidelt wieder Heffter, Die Sonderrechte 
der fouveränen und mebdiatifirten vormals reichsftändifchen Häufer Deutjchlande, 1861, ©. 115, 
indem er behauptet, daß das Ebenbürtigfeitsprineip nur Berfonen des Bürgerftandes, nicht auch 
des niederen Adels ausſchließt. 

8) Daher hat die Frau feinen Anfprud auf das ftandesgemäße Witthum, und die Kinder 
find nicht fucceffionsberechtigt in Betreff der Stamm-, Fideicommiß- und Lehngüter des Haufes, 
erhalten auch feine fiandesgemähe Apanage. Diefe Nachtheile können durch Verzicht und An— 
erfennung der ebenbürtigen Erben (und Eimmilligung der Vehnsherru) gehoben werden. S. 
über die Aniprüce aus ſolchen Ehen Heffter in der Zeitichr. f. D. R., Bd. 2, Heft 2, Nr. 1. 

9) II feud. 26, $ 15. Il feud. 29: „Quidam habens filium ex nobili conjuge, post mor- 
tem ejus non valens continere, aliam minus nobilem duxit; qui nolens existere in peccato, 
eam desponsavit, ea lege, ut nec ipsa nee filii ejus amplius habeant de bonis’ patris, quam 
dixerit tempore sponsaliorum: quod Mediolanenses dieunt accipere uxorem ad morganaticam, 
alibi lege Salica. Hie filiis ex en susceptis decessit. Isti in proprietatem non succedunt, 
aliis exstantibus: sed nee in feudo, etiam aliis non existentibus: qui licet legitimi sint, tamen 
in benefieio minime succedunt. In proprietate vero succedunt patri, prioribus non existenti- 
bus. Succedunt etiam fratribus sine legitima prole descendentibus secundum usum Mediola- 


nensium.‘* — Ueber das Inftitut überhaupt und namentlich über die Bedeutung des Namens 
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II. Einfluß der Ehe auf das Vermögen !). 
Einleitung. 
8 22. 

Unverlennbar ijt der jeit der ältejten Zeit bis auf die Gegenwart gleich“ 
mäßig bervortretende Zug des deutſchen Nechts, die eheliche Yebensgemeinjchaft 
in ihrer Beziehung auf das Vermögen nicht bloß durch die freie Willensbeitimt- 
mung, aljo den fittlichen Geift der Ehegatten, jondern auch durd bejtimmte 
Rechtsformen darjtellen zu lafjen. Dieſe Einwirkung der Ehe auf das Ver- 
mögen der Ehegatten gejtaltet fich in der Form der wirthſchaftlichen Ein- 
heit der ebeliben Güter in der Hand des Mannes, der jie 
verwaltet und für die Zwede der Ehe verwendet. Aber diek it 
blo8 die allgemeine Charakteriſtik der vermögensrechtlihen Wirkung in Deutjch- 
land, Ohne jenen principiellen Gedanken irgendwie zu verläugnen, hat ihn das 
deutſche Recht in der mannichfaltigften Gejtaltung des Einzelnen zur Ausführung 
gebracht. Von der im Wejentlichen gemeinjamen Grundlage des mittelalter- 
lihen Rechts ausgehend, in welcdem er jchon in voller Geltung erjcheint, iſt 
jener Grundjag der Einwirkung individueller Zufälligfeiten und Interefjen, von 
denen die Beſonderheit der Erjcheinungsform deutjchrechtliher Principien in 
localen und particulären Rechtsquellen abhing, in joldem Maße ausgejett 
gewejen ?), dak die willenjchaftliche Beherrihung der Mannichfaltigfeit jeiner 


f. Niebelschütz, Comm. de matr. ad morganaticam, Hal. 1851; die Etymologie des Wortes 
weift aber unzweifelhaft auf morgengabe hin. — Die morganatifche Ehe wird da jtattfinden, 
wo die geſetzlichen Nachtheile der Mißheirath durch Feitfegung eines Minimum der Standes- 
und Bermögensredhte gemildert werden follen. Cine Benugung diefer Korn, um in einer eben- 
bürtigen Ehe die Frau und Kinder ihrer rechtlichen Stellung zu berauben, kann nicht in der 
Sphäre der Dispofitionsbefugnig des Einzelnen liegen. Das Recht Mmüpft Stand und Suc— 
cefion au die Thatſache der ehelichen Geburt in ebenbürtigen Ehen, und diefe Thatfache 
fanı durch Vertrag nicht ungefchehen gemacht werden. Pütter, Diinheirathen, S. 361. A. A. 
Zöpfl, Staatsrecht, 2. Bd., $ 228, Ein ganz anderer Gefichtspunft tritt ein, wenn gültige Ver— 
zichte auf die Thronfolge concurriren. — Roth, D. Pr.-R. Il, $ 91, Note 4 behauptet, daß 
durch $ 72 des Reichsgeſetzes v. 6. Febr. 1875 das Recht der Abſchließung morganatijcher Ehen 
dem hohen Adel entzogen und nur noch den landeöherrlichen Familien und der Kamilie Hohen- 
zollern belaffen worden fei; ich kann jedoch diefen Rechtsinhalt in dem genannten Paragraphen 
durchaus nicht finden. 

1) Ganz unberechtigt tadelt es Walter, Syitem, $ 186, Aum. ı, daß hier das eheliche 
Guüterrecht an die perjönlichen Rechtöverhältniffe der Ehegatten angejchlojien wird. Wenn dieſer 
Scriftfteller e8 aber in das Sachſenrecht ftellt, fo ſetzt die eine völlige Untlarheit über das 
Weſen diefes Rechtstheils voraus. Denn es handelt jich hier nicht um Rechte an Saden, 
fondern um die Einwirlung der organifchen Idee des ehelichen Yebens auf das gefammte Ber- 
mögen, wobei die Anftitute des Sachen- und Obligationenrechts nicht umgeftaltet, jondern 
nur im eigenthümlicher Weife verwerthet werden. Mit demfelben Recht, als in das Saden- 
recht, könnte Walter diefe Lehre auch in das Obligationenrecht ftellen. 

2) Es giebt feinen Gegenftand, für deſſen Beitimmung ein größeres Bedürfniß empfunden 
wurde, als für die Regulirung der Vermögensverhältnifie der Ehegatten bei Auflöfung der Ehe, 
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weiteren Fortbildung nur durch die Aufjtellung mehrerer Gruppen ehelicher 
Güterrechte bewirkt werben kann, welche jich dem Rechte des Mittelalters bald 
verwanbtichaftlich zumeigen, bald entfrembet von ihm abwenden ®). 


$ 226. 


Nach dem Rechte des DMlittelalterd !) haben Diann und Frau fein gezweiet 
Gut während der Ehe ?), da der Haushalt beider Gatten gemeinſchaftlich ift, 
und jie die Yajten deſſelben mit ihrem beiderjeitigen Vermögen tragen, jo ver- 
eint es der Mann vermöge feiner vormundicaftlihen und bausherrlichen Ge- 





aljo die Theilung der bisher gemeinichaftlich verwalteten Güter, die Rechte des Ueberlebenden, 
die Abtheilung mit Kindern und fonftigen Erben. Der Mangel einer principiellen und fſyſte— 
matiſchen Beherrihung des Rechts mufte bei einem Rechtsverhältniſſe, welches faſt alle wichtigeren 
Bermögenszuftände berührte, nachdem die einfachen Grundlagen der Rechtöbücher verlafien waren, 
Schwierigleiten herbeiführen, welde überall, aud) in der Heinften Stadt, die Thätigleit der Ge- 
ſetzgebung veranlaßten. Daher der außerordentliche Reichtum an ftatutariihen Beftimmungen 
und Willtüren darüber. Es ift num gewiß nicht zu verfennen, daß ſich bezüglich der Feſtſetzung 
über mande hier auftretende Frage, namentlich die Rechte des lleberlebenden am ehelichen Ber- 
mögen, fein Berhältniß bei beerbter und bei unbeerbter Ehe, eine gewiſſe Uebereinftimmung der 
zu einer hiftorifchen Gruppe gehörenden Statuten nachweiſen läßt, und es läßt fich dagegen 
nichts einwenden, wenn man hierauf den Nachweis ſtammesrechtlicher Eigenthümlichleiten zu grün- 
den verfudt. Aber man darf dabei nicht vergeſſen, daß die allen deutſchen Stämmen 
gemeinjame Eigenthümlichkeit doch nur in der Gefammtorgamifation der ehelichen 
Wirthſchaft durd dad ehemännlihe Berwaltungsrecht liegt, der gegenüber jene Be- 
ftimmungen eine verhältnigmäßig untergeordnete Bedeutung haben. 


1) Ueber die deutfch. Güterrechte d. Ehegatten überh. ſ. Ch. L. Runde, Deutſches eheliches 
Güterrecht, 1841. 

3) Ueber die Geſchichte der ehelichen Güterrechte in Deutſchland ſ. Eichhorn, Rechtsgeſch., 
$ 62 b, 369 870, 456, flg., 457, 568. Halle in der Zeitſchr. f. geich. Nechtswifienih., 4. Bd., 
2. 60 fig. Albrecht, Gewere, S. 257 flg. Kraut, Bormundid., Bd. 2, ©. 331 flg. Berd, 
Ueber das Bremifche Güterrecht der Ehegatten (1832), $ 5—19. Gropp in feinen und Heiſe's 
juriſtiſchen Abhandl. I, S. 427 fig. Wigand, Die Provinzialrechte von Paderborn und Corvey, 
2, 3b, (1832), ©. 6 flg. Euler, Die Güter- und Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt, 1841, 
Wächter, Württemb, Privatrecht, 1. Bd., S. 427 flg. Ferner Schwarz, Die Gütergemeinſchaft 
der Ehegatten nad) fränkischen Rechte, 1858 ; Noth in Bekler und Muther’8 Jahrb. 111, ©.313 
fig. (1859), Hänel iu der Zeitichr. f. Rechts-Geſchichte 1, ©. 273 flg. (1862); Schröder, Geſch. 
des ehel. Güterrechts in Deutichland, 2 Theile (1863 — 1874); Nive, Gefch. der deutſchen Bor- 
mundid., Bd. 2, 5. 130 jlg.; Sandhaas, Fränkiſches chel. Güterr., 1866; dv. Martig, Das 
ehel. Güterrecht des Sachſenſpiegels und der verwandten Rechtsquellen, 1867 ; Gerbers Yeipziger 
Decanatöprogramım v. 13, Febr. 1869 (aud) im 1. Bde, der Sammlung v. Abhandl. d. Mitgl. 
der Leipziger Juriftenfacultät und in Gerbers gefammelten jurift. Abhandf.) ; Agricola, Die Ge» 
were zu rechter Bormundichaft als Prinzip des Sächſ. ehel. Güterredhts. 1869; Euler, Mittheif. 
über ehel. Güterrecht mit bei. Hinf. auf fräntifh. u. rauf. R. (Arch. f. Frankf. Seid. u. 
Kunft, N. F., 4. Bd.), 1869, Stobbe, Handb. d. Deutſch. Pr. R. Bd. 4 & 217 flg. Heusler, 
Inftitutionen des D. Pr R. I, S. 292 fig. 

2) Sachſenſp. 1,31,$ 1:Mau und wif ne hebbed nein getveiet gut to irme 
live. Stirfe aber dat wif bi des mannes live, se ne erft nene varende have wenne rade 
und egen, of se dat hevet, in den nesten. Wif ne mach ok ires gutes nicht vergeven ane 
ires mannes willen, dat he’t dur recht dulden durve, Kraut, Bormundid., S. 551. Cha- 
ratteriftiich fagt auch da® Kl. Kaiferrecht II, 100: „alle dink sullen sin in des mannes hant.“ 
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walt zu diefem Zwede in jeiner Gewere®). Ihm gebührt daher ausjchlieglich 
die Verwaltung ber vereinten Güter, nach den meijten Rechten darf er jogar 
das bewegliche Frauengut allgemein, das unbewegliche wenigjtens im Falle Der 
Noth veräußern ), während er fonjt bezüglich der Veräußerung der Grund- 
jtiide der Frau an deren Zuftimmung, nach älterem Nechte auch an die ihrer 
nächſten Erben gebunden ijt?). So wenigitend die jüchjiichen Rechte; mehr 
als dieje beſchränkt das fränkiſch-ſchwäbiſche Necht die ehemännliche Gewalt über 
die ehelichen Immobilien, indem es nicht blos bezüglich der Verfügung über 
Grundjtüde der Ehefrau, jondern auch des Mannes das gemeinfchaftlihe Hau— 
deln der Ehegatten „zu gejammter Hand“ fordert; damit will das jübdeutjche 
Recht das in die Che gebrachte unbeweglide Gut zu einem ficheren genofjen- 
ichaftlihen Kamilienvermögen gejtalten ®). Durch die ehelihe Vormundicaft 


3) Sadjfenfp. I, 31, $ 2: „Svenne en man wif nimmt, so nimt he in sine gewere 
allirgutto rechter vormuntscap; dar umme ne mach nen wifireme manne nene 
gave geven an irme egene, uoch an irer varenden have, dar se't iren rechten erven mede 
verne na irme dode: wende die man ne mach an sines wifes gute nene andere were ge- 
wiunen, wen alse he to dem irsten mit ire untvieng in vormuntsenp.* Bgl. auch Sachſen- 
ipiegel, Lehnr. 74, $ 1. — traut a. a. O., ©. 351, hat den Verſuch gemacht, die verichie- 
denen Elemente des ehemännlichen Rechts — Vormundſchaft und Hausherrlichtet — zu ſon— 
ern und jedem ein befonderes Gebiet rechtlicher Wirkungen zu beftimmen, Indeſſen ift jfaumt 
anzunehmen, daf dem Mittelalter ein Bewußtſein diefer Gegenfäte eigen gewefen fei, vielmehr 
will der Ausdrud „Gewere zu rechter VBormundfcaft bezeugen, daß man ſich das Recht des 
Chemannd am Frauengute als den Ausflug einer einheitlich zu dentenden ehemännlichen 
Familiengewalt vorftellte. Vgl. jet Rive, Bormundfchaft 2, S. 151 flg., beſonders Agricola 
a. a. D., S. 114 fig. Nur irrt der Yebtere, wen er deshalb, weil der Ausdrud „Gewere 
zu rechter Bormundfchaft” den fübdeutfchen Rechten fehlt, für die letzteren das hierin enthaltene 
Rechtsprincip felbft im Abrede ftellt. Bol. dagegen Schröder a. a. O., 2. ®d., ©. 95 fig. 
Gegen die Anfiht von Martig’ a. a. O., daß die vormundfchaftliche Gewere des Sachſen— 
ſpiegels abjoluten Charakters gewefen, jpäter aber im Magdeburgifchen Rechte dahin verändert 
worden fei, daß fie nur noch infoweit beftanden habe, als fie die Fran durd das Rechtöge- 
ſchäft der Illation habe zur Geltung bringen wollen, ſ. Gerber's angeführtes Programm, ©. 18 
flg. — Die legte Hälfte der obigen Stelle beruht auf dem Einfluffe des Stommgutsrechts auf 
die ehelichen Güter; die Unzuläffigkeit der Bergabung fahrender Habe an den Mann aber be» 
ruht auf befonderen Gründen, ſ. Agricola ©. 547. 

4) So das Hamburg. Stadtrecht v. 1292, Cap. 14 (Eropp a. a. O., ©. 472). Lübljches 
Recht, Cod. Hach, I, 15; 11, 18. Rev, Lüb. R. I, 5, 9. Pauli, Abhandl. aus dem Lüb. R., 
2. Theil, $ 4—12. Berd, Bremifches Güterrecht, ©. 198 fl. ©. auch Schwabenfpiegel 
(Wadern.), Art. 10 und 23. — Cine ganz freie Dispofition geftatterr Freiburger Stadtprivil, 
v. 1120, ©. 33, die Bremer Handfefte v. 1218, Art. 42, und bei beerbter Ehe das alte Lüne— 
burger Stadtr. (bei Kraut, Vormundicd., S. 499, Anm. 11 und ©. 509, Anm. 7). 

5) Hamburg. Stat. dv. 1270 I, 20, Daß die auch der Inhalt des Rechts des Sachſen— 
fpiegels fei, ift gegenüber der früheren entgegenftehenden Meinung (Eichhorn, Einf. 296 f) be= 
wiefen worden von Kraut a. a. O., ©. 450 flg. Aber der Zug des Rechts ging dahin, das 
Beräußerungsrecht des Mannes immer freier zu geftalten, wie fich dief Schon im fpäteren fädh- 
fiihen Rechte (Kraut a. a. O., ©. 441, Anm. 1) zeig, — A 4. v. Marti a. a. O., 
S. 142 fig. 

6) Eine unmittelbare Fortiegung dieſes Gedankens ift die „Verfangenfchaft” der ehelichen 
Immobilien bei der Auflöfung der Ehe durch den Tod eines Gatten, indem das ſüddeutſche 
Recht diefelben den hinterlaffenen Kindern ald Familiengute fichert, aber audererfeits darauf auch 
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des Mannes it die Frau im der Verfügung über ihr Vermögen befchränft ?), 
auch braucht er ihre ohne feine Einwilligung während der Ehe gemachten 
Schulden nicht anzuerkennen und aus ihrem Gute zu bezahlen ®). Durch dieſe 
äußere Bereinigung der Güter wird aber die Cigentbumszuftändigfeit daran, 
wie jie vor der Ehe bejtand, nicht verändert. — Das während der Ehe er- 
worbene Vermögen (eheliche Errungenſchaft) gebührt regelmäßig dem 
Manne; eine eigentliche Errungenjchaftsgemeinichaft der Ehegatten läft ſich aus 
dem Rechte des Mittelalter nicht nachweifen ?). — Nah Beendigung der 
Ehe Löft fih die Wermögenseinheit. Das Frauengut, injoweit e8 noch wirklich 
vorhanden ijt'9), fällt an die Wittwe oder ihre Erben zurüd; jedoch behält 
der überlebende Dann die fahrende Habe der Frau, injomweit fie nicht zur 
Niftelgerade gehört !'), und die überlebende Frau die Gerade, den Muftheil 


den Unterhalt des überlebenden Gatten gründet. S. $ 236, 8. Bgl. über dieß Alles bie 
in der Anm, I angef. Schriften von Euler, Schwarz, Roth und Schröder. 

7) Sadjfenfp. 1, 45,5 2 (f. Kraut, S.392). Sachſenſpiegel 59. Verm. Sachſenſp. 9, 20, 16, 

8) ©. die Belege bei Kraut, Bormundid., S. 406, Anm. 1, 

9) Allerdings findet fi in einigen älteren germanifchen Rechtsquellen (L. Ripuar. 37, 2; 
Capitular. Lib. 5, e 295: L. Saxon. 9) die Beftimmung, daß die Überlebende Wittwe beim 
Tode des‘ Mannes einen Theil der Errungenschaft erhalten ſolle. Ebenſo in einigen Formeln, 
ſ. Kraut, S. 352, Anm. 7. Aber immer bleibt e8 zweifelhaft, ob damit ſchon ein bei Leb— 
zeiten de Mannes bejichendes Recht, oder nicht vielmehr nur ein Erbredit gemeint fei (jemes 
debucirt jegt Sandhaas, Fränf. G.-R., ©. 82 bis 95). Dafjelbe gilt von einzelnen füddentfchen, 
zum Theil auch mitteldeutichen Statutarrechten der fpäteren Zeit, im welchen der Erbtheil ber 
Wittwe in einem Antheile an der Errungenfchaft beftimmt wird. Iedenfall® fcheint es ver- 
fehlt, wenn Kraut, S. 377 u. flg., darin gemeines deutſches Recht finden will, oder wenn er 
gar die moderne Errungenfchaftsgemeinfchaft damit in Verbindung jegt (f. Anm. 17). Im ben 
Sächſiſchen Rechtsquellen findet fich für diefe Anficht feine Unterftügung. Heife und Cropp, 
Zur. Abh. I. ©. 445. Heydemann, Joachimiſche Konftitution, ©. 62 flg. Agricola, S. 261 
fig. — Walter, Deutfche Rechtsgefchichte, $ 491, ift (nach Kraut a. a. D., ©. 387) der An- 
ficht, daß; die Errungenfchaft „ftillfchweigend in der Gerade ſiecke“. — Anderer Anficht find 
über die gefchichtliche Bedeutung und Entwidelung des Errungenfcaftsrechts im Mittelalter Roth 
und Schröder a. a. O ie anticipiren den heutigen Begriff der Errungenjchaftsgemeinfchaft 
im fränkiſchen Recht ſchon für das frühe Mittelalter, indem fie daran anfnüpfen, daß die tertia 
pars collaboratorum der rau als Morgengabe beftellt worden fei; darauf bernhe auch die ge— 
fammte Hand an den Immobilien, da der Mann die der Frau beftimmten Errungenfchafts- 
theile nicht durch einfeitige Verfügung habe verfümmern dürſen, woraus ji) dann eine Ge— 
meinfchaft zumächft der Immobilien, jpäter auch des ganzen Vermögens gebildet habe. All- 
mählich habe fich hieran entweder die Verfangenſchaft oder das Theilrecht angeſchloſſen, am 
Mittel- und Ober-Rhein eine Quotentheilung, ebenfo am Niederrhein unter dem Einfluß weft- 
phälifchsfriefiichen Rechts. 

10) Ob die Wittwe oder ihre Erben das Recht hatten, den Eriat des vom Chemanne un— 
rechtlich veräußerten Frauenguts zu erlangen (Hafie a. a. DO., ©. 70; Eropp a. a. DO, 
S. 447, Anm. 51; a. M. Kraut a. a. O., ©. 461, troß des Verm. Sadjfenfp. I, 5, 5, und 
des Art. 146 des Schwabenfp. u. d. Laßb. Ausg), ift zu bezweifeln, gewiß aber muß bie 
Herausgabe der Gerade, welche alle Gegenftände aus der Verlaſſenſchaft des Mannes enthielt, 
die zum Begriff der Ausfteuer gehörten, als eine Entfchädigung und Ausgleihung in diefer 
Hinficht angefehen werden. Eichhorn, Einl., $ 207, 1. Siehe jegt v. Martig, ©. 101 fig.; 
Agricola, ©. 330 fig. 

ı1) Sachſenſp. I, 31; II, 7. 
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und was ihr fonjt an Leibzucht, Witthum und Diorgengabe beftelt ift, aus 
dem Nachlafje des BVerftorbenen. So wenigſtens in den Rechten des ſächſiſchen 
Rechts 12). 

Dieſes einfache Verhältniß wurde ſchon frühzeitig beſonders im ſtädtiſchen 
Leben mobdificirt. Das Verſchwinden der Familienrechte am Erbgute neben 
dem im rajcheren Bermögensfluffe geiteigerten Werthe der fahrenden Habe, 
welche dort den hauptjüchlichjten Theil des Vermögens ausmachte, führte all- 
mählih eine engere Bereinigung der ehelihen Güter herbei, ald nach dem 
früheren Rechte möglih war, der Mann, der fjchon früher in den Städten 
die fahrende Habe der Frau im Interefje der Ehe frei veräußern durfte, konnte 
num auch über ihr unbewegliche8 Vermögen verfügen, und jowie man ſich 
gewöhnte, ihn während der Ehe als Herrn des gefammten Vermögens zu 
betrachten, jo lag ed nab, daf man bald das Frauengut auch nach jeinem Tode 
für feine Schulden haften Tieß !?). Diefes durch die Sitte, dann durch be- 
jondere Eheverträge *) lang vorbereitete und endlich ftatutarifch bejtimmte Ver— 
hältniß zeigte feine hauptfächlichjte Wirkſamkeit bei der Trennung der Ehe durch 
den Tod; je näher man dem Spiteme der Nechtsbücher ſtand, defto mehr 
hielt man daran feit, daß dem überlebenden Gatten fein urfprüngliches Ver— 
mögen zurüdgegeben werde, zu dem nun auch ein Erbtheil (oder eine Leibzucht) 
vom Vermögen des Verjtorbenen hinzutrat; je weiter man jich davon ent- 
fernte, dejto mehr verjchwand die Unterfcheidung des vorehelichen Vermögens, 
und der Anſpruch des Ueberlebenden gejtaltete fich dann in der Regel zu dem 
Rechte auf Herausgabe eines quoten Theil® der gefammten Gütermaſſe, welche 


12) Sachſenſp. I, 20—24. Der Schwabenfpiegel und die ſüddeutſchen Rechte kennen bie 
Gerade nicht, wenigſtens nicht dem Namen nad. Bgl. Schröder, Geſch. d. ehel. Güterr. 2, 
S. 159. — Ueberhaupt geftaltete fich im fräntifch-fchrwäbifchen Rechte das Schidial des ehelichen 
Vermögens unter dem Einfluſſe des Berfangenfchaftsrechts anders. Oft war danad) der über: 
lebende Gatte zugleich Mobiliarerbe, Jedenfalls erichien da8 verfangene Gut nur al® ein den 
Kindern diefer Ehe gefiherted Vermögen. Durch das an vielen Orten eingeführte Theilrecht 
wurde dann den überlebenden Gatten die Füglichkeit geboten, fich mit einem Theile aus dieſem 
Berhältniffe rechtlicher Gebundenheit zu Löfen. — Ganz anders geftalteten ſich matürlich die 
Berhältnifie, wenn die Ehe unbelindert war. Vgl. jetst die Zufammenftellungen bei Schröder 
a. a. D., 2. Bd., ©. 156 fig. 

13) Den Entwidelungtgang erkennt in der Hauptfache auch für das fräntifche Recht an: 
Schwarz, Die &.-G. der Ehegatten nad) fränkiſchem Rechte, 1858, ©. 67 fig. Nur führt er 
die volllommene Gütervereinigung für diefes Recht, welche ſich namentlich noch darin befundete, 
daß über das beiderfeitige umbemweglihe Gut nur mit Zuftimmung beider Gatten verfügt 
werden konnte — ein Sab, der zur Ausbildung jener Gütergemeinſchaft weſentlich beitrug — 
insbefondere auf die Sitte zurüd, daß ſich die Ehegatten in den Eheverträgen gegenfeitig eine 
febenslängliche Leibzucht am Grumdvermögen zu beftellen pflegten, was fich fpäter zum Ge— 
wohnheitärechte ausgebildet habe. Schwan, S. 13 flg., und jetzt Sandhaas a. a. O., ©. 102 
fla. Den umbildenden Einfluß des ftädtifchen Lebens erfennt auch Heusler, Inftitutionen des 
D. Pr. R. II, S. 342 und 353 an. 

*) Ueber die gerade in diefem Zufammenhange bedeutenden ehelichen Erbverträge, auch die 
Borbehalte von Einhandsgut der Frau ſ. jett Agricola, S. 545 flg. 
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wohl als Nachlaß aufgefakt wurde 15). In dem Maße des Fortichritts auf 
diefer Bahn und der Entfernung vom mittelalterlihen Nechte liegt die Indi— 
vidualität eines localen ehelichen Güterrechts. Schon jett trennen fich nun 
zwar die einzelnen Statuten dur die mannichfaltigjte Verſchiedenheit in der 
Feſtſetzung des Eimelnen; namentlich herrſcht bei der Beſtimmung des ehelichen 
Erbrechts mit oder ohne Goncurrenz der Finder eine Principlofigfeit und aus 
jubjectiver Billigfeit bervorgehende Willfür, welche oft verbunfelnd auf das 
Güterſyſtem überhaupt zurüdwirkt. Aber doch verlieren ſich die Statuten 
meijtens nicht in eine unbejtimmte Weite, fondern noch immer ruben fie in der 
Haupſache auf dem Grundprincipe der deutſchen Gütereinheit, nach welcher 
das Vermögen der Ehegatten durch den gemeinfamen ehelichen Haushalt zwar 
in eine innige Vereinigung gebracht und der Verfügung des Mannes unter- 
worfen wird, aber das Eigenthum jedes Ehegatten an feinem Specialvermögen 
unberührt bleibt, objchon bejondere Uebereinkunft oder ein Rechtsſatz bei der 
Trennung der Ehe jtatt des Rechts auf die urjprünglichen eingebrachten Ver— 
mögensgegenſtände häufig den Anfpruch auf eine Quote des gefammten Eheguts 
jubjtituirt 15). 

Je unbeftimmter und weiter ſich die Grenzen des deutſchen ehelichen 
Güterrechts gejtalteten, deſto leichter wurde eine jtörende Ginwirfung des 
römischen Rechts. Wo fich das mittelalterlibe Recht am reinſten erhalten hatte, 
glaubte man wohl auch das römische Güterrecht der Ehegatten daneben an- 
wenden zu dürfen, das man, um dem beutjchen Herkommen jeine Berechtigung 
zu gewähren, durch Annahme eines j. g. ususfructus maritalis an den Gütern 
der Frau und eines jtatutariichen ehelichen Erbrechts (portio statutaria) mo- 
difieirte 1%). Noch glüdlicher glaubte man das fpätere ftatutarifche Güterrecht 
der Ehegatten, welches dem Ueberlebenden ein Recht auf die geiammte eheliche 
Sütermafje oder einen Theil davon gewährt, zu jehügen, wenn man die Ehe— 


14) Eine gute Bezeichnung diefes Geſichtspunktes ift die mit dem Ausdrucke „Sütergemein- 
ſchaft von Todes wegen“, 

15) Als bejonders conftante Erfcheinungen diefer Art ift das Drittheilsrecht der meiß- 
nischen Städte und das Halbtheildrecht des auch im Norden und Often Deutichlanhs häufig 
angenommenen weitphälifch = flämifchen Rechts zu nennen. ©. darüber Gerber's Programm, 
S. 28 u. 36. Immer aber ift feftzuhalten, daß ſolche Gütergemeinichaften von Todes wegen 
noc; keineswegs zur Annahme einer Gütergemeinfchaft während Beftchens der Ehe nöthigen, da 
fie oft genug nur ben Charakter einer Regulirung der Che-Auflöfungsverhältnifie durch un— 
mittelbare® Eingreifen des Geſetzes haben. 

16) Freilich it das Rechteinftitut der Dos in feiner eigentlichen Natur und das darauf 
beruhende Syſtem des römischen Güterrechts als ſolches nicht recipirt worden. Das ehemänn- 
liche Berwaltungs- nnd Gebrauchsrecht dedte in Deutſchland überall die Stelle, welche im 
römischen Rechte das ehemännliche Dotalreht einnahm. Sonadı blieb nur für die Aufnahme 
der die Reftitution der Dos betreffenden Befugniſſe ein wirklicher Raum übrig. Rathmann in 
der $ 227, Anm. 1, cit. Schrift. A. A. Windfcheid, Pandecten, $ 491, 3, welchem zu erwidern 
iſt, daß die deutfchen Rechte bei aller fonftigen Berfchiedenheit doc in den Punkten, welche das 
römische Dotalrecht ausfchließen, principiell zufammenftimmen. Anderer Anficht Roth, Bayer. 
Civilx., 1. ®o., ©. 133 flg., bezüglich einzelner Bayerischer Rechtögebiete. 
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gatten in das Verbältnig der Societät, oder eines j. g. Geſammteigenthums, 
oder der Träger einer jurijtiichen Perſon fette; damit gelangte man zu ber 
Theorie der Gütergemeinfchaft, welche entweder das ganze Verinögen (alfge- 
meine &.-&.) oder nur einen Theil (particuläre G.-©. '7) umfaßte, ein Syſtem, 
welches jeltener durch gejetliche Sanction, am meijten Durch eine weitverbreitete 
Doctrin !®) im Yeben BVerwirklihung fand. 


$ 227. 

Dom Standpunkte des heutigen Rechts aus erjcheint diejenige Geſtaltung 
des ehelichen Güterrechts vorzugsweife als eine wirklich organiiche Entwidelung 
des älteren deutſchen Rechts, welche im Folgenden als das Syſtem der 
Sütereinbeit bezeichnet wird, und trog vielfacher Umbildungen noch immer 
rechtliben Boden namentlih dann unter fich bat, wenn es auch da anerkannt 
wird, wo ihm bisher nicht ein Gejek oder Gewohnheitsrecht, jondern nur eine 
irrige Doctrin den Zugang verjperrte '). Im Gegenjate hierzu fteht die Um— 
geitaltung defjelben, welche den Namen Gütergemeinfhaft führt und in 
Barticularrechten, wenn auch jeltener im ganzen Umfange, doc häufig in ein- 
zelnen Wirkungen Beftätigung gefunden bat; auch dieſe bedarf einer felbjtän- 
digen Darftellung, da fie in der Nechtsüberzeugung eines Theils des deutſchen 


17) Die moderne Errungenfhaftsgemeinfchaft ift wefentlid eine Schöpfung der romani- 
firenden Jurisprudenz des 16. und 37. Jahrhunderte. Man wollte das irrigerweife in den 
beutfchen Nechten vorausgeſetzte Sorietätsprincip aus Gründen römiſcher Anſchauung auf ein 
möglichit Kleines Feld zurüdführen und beftimmte dich aus rationnellen Erwägungen auf die Er- 
rungenfhaft. In Württemberg beftand vor der Abfafiung des Landrechts (defien Hauptquelle 
belanntlich da® Freiburger Stadtredht war) nichts weniger als eine Errungenſchaftsgemeinſchaft. 
S. jegt auch die intereflanten Erwägungen der württembergiſchen Landrechtsacten (1859), 
©. 467 fig. Es ift freilich richtig, daß im vielen älteren Statuten des eingebrachten und des 
während der Ehe erworbenen Guts befonders bei der Beftimmung bed Wittwenerbredhts gedacht 
wird; aber darin fiegt weitaus noch nicht eine Anerlennung des künftlihen Syſtems ber mo- 
dernen Errungenfchaftsgemeinfchafl. A. M. Roth in Beller und Muther, Jahrb. III, ©. 352 
(vgl. unten $ 234, Anm. 12). ©. aber die guten Literaturnotizen in deflen und Meibom's 
lurheſſ. Br.-R. I. ©. 379, 

18) Schon von Veracius lib. consuet. Bamberg. (1681) vorgetragen, in neuerer Jeit nament— 
ih von Yange, Rechtslehre von der Gemeinſchaft der Güter unter ben deutfchen Eheleuten 
(1766); Scherer, Die verworrene Lehre von der Gemeinfchaft der Güter unter den Cheleuten, 
2 Thle. (1779, 1800), und Danz, Handb. des beutichen Privatrehts, 6. Bd., ©. 370 fig. 

1) Seit dem Erfcheinen diefes Buchs ift das Syſtem der Gütereinheit (ein Wort, welches 
ſich von felbft al® der pofitive Ausdrud des „fein gezweiet Gut’ aufdrängt), das früher die 
äußere und formelle Gütergemeinfchaft genannt wurde, auch von Anderen aufgeftellt worden. 
Nur hat man fich in der Auffindung anderer Namen bemüht (Gütervereinigung, Güterver- 
bindung, Berwaltungsgemeinichaft, oder da8 Syſtem des geeinten Gutd); der Name „Ber- 
waltungsgemeinfchaft‘ ift ebenfalls der Sache nicht entſprechend, da nad) dem Syſtem bie 
Verwaltung gerade nicht den Ehegatten gemeinfam ift, fondern allein dem Manne gehört, und 
jener Ausdrud unmöglich zur Bezeichnung des Gedankens: Einheit der Güter zum Zwede ber 
blog cehemännlihen Berwaltung — dienen kann. Eine Würdigung und Charatteriftit 
der verfchiedenen Syfteme, insbefondere der Gütereinbeit ſ. bei Gerber in feinen und Ihering’s 
Jahrbüchern der Dogmatit, Bd. ı (1857), ©. 239 fly. ©. auch Rathmann, Einige Worte 
über eheliches Güterrecht nad; heutigem gemeinen Rechte in Dentichland 1859. - 
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Volls wirklih zur Herrfchaft gelommen ift?). Enplih fordert auch das 
Syſtem des ehemännlihen Nießbrauchs (oder dag ſ. g. mobificirte 
Dotalſyſtem) vermöge feiner Ausbreitung und eigenthümlichen dogmatiſchen 
Ausbildung eine ausdrüdliche Berüdjichtigung. Inſofern der Kern aller diejer 
Injtitute aus demjelben deutjchen Stoffe erwachien ift, trifft dieſe Auffafjung 
nicht die Bezeichnung einer blos jtatijtifchen Darftellung. 


Anmerfung. Es ift von dem Berfafler dieſes Buchs niemals verkannt worden, daß bie 
bier gegebene Gruppirung der deutichen ehelichen Güterrechte, nad) welcher die Gütereinheit 
dad Centrum bildet, nicht mit dem Ergebniß einer bloßen Rechtsftatiftit übereinftimmt, auch 
bat er ſich niemald verhehlt, daß diefe Entwidelung, indem fie hauptfächlich da8 Gebiet des 
Sachſenſpiegels und der verwandten Rechte zum Ausgangspunfte nimmt, den Schein der 
Einfeitigfeit hervorbringen könne. Indeſſen war nad der ganzen principiellen Anlage dieſes 
Buchs die bloße Bollftändigkeit niemals die Aufgabe, die er zu erreichen bemüht war; nament- 
lich bei der Darftellung des ehelichen Güterrechts konnte das Ziel nur dieß fein, aus der 
unendlichen Mannigfaltigteit der Erfcheinungen diejenige Bildung herauszufinden und wifjen- 
ſchaftlich zu entwideln, welche als die den allgemeinen Grundlagen des deutjchen Rechts am 
meiften entiprechende und deshalb recht eigentlich deutſche erſchien, — und daf bie das 
Prineip der Gütereinheit fei, wird man bei genauerer Prüfung von diefem Gefichtspuntte 
aus anerfennen müljen. 

Allerdings ift e8 nicht unmöglich, eine zum Theil felbftändige Gruppe daneben aufzut- 
ftellen, welche in dem Begriffe des fränfifhen und ſchwäbiſchen Rechts zufammengefaßt 
werden fann, Die Eigenthümlichfeiten dejjelben giebt Schwarz, Die Gütergemeinjchaft der 
Ehegatten nach fränkifchem Rechte (1858), S. 67, dahin an: „Ueber das gefammte beweg - 
liche Vermögen konnte der Mann frei verfügen, über das gefammte unbewegliche (alfo auch 
fein eigenes) nur mit Zuftimmung der Frau; die gefammte Fahrnif fiel dem Ueberlebenden 
zu freier Verfügung an, alles unberwegliche Bermögen war den Kindern verfangen.” Auf 
diefer Stufe der Entwidelung kann jedoch das fränfifche Recht noch als innerhalb der Sphäre 
der Idee der Gütereinheit Tiegend betradjtet werden, welche der verfchiedenften inneren Modi— 
ficationen fähig if. So ift aud die Anficht Wächter's in feiner lichtvollen Darftellung der 
BWürttembergifhen Statuten (Württ. Pr. R. I, ©. 197, Anm. 12) und in der Hauptſache 
Sandhaas’ im $ 7 feines leider unvdollendet gebliebenen Werts über fräntifches ehel. Güter- 
recht, 1866. Denn die Zufammenfafjung des ehelichen Immobiliarvermögens zu einem be— 
fonder® geficherten Familiengute (gefammte Hand) fteht mit der fonftigen Ordnung ber 
allgemeinen Giütereinheitögrundfäge nicht in Widerſpruch. S. aud Schröder a. a. O., 
©. 94 fly. Nun ijt aber dieſes ältere ſüddeutſche Recht faſt nirgends zu einer ruhigen 
Ausbildung gelommen, fondern feit dem jechzehnten Jahrhunderte meift völlig umgeftaltet 
worden, und zwar in der Regel in die allgemeine Gütergemeinjchaft ober in die Er— 
rungenfchaftögemeinfchait. Obſchon auch bei diefen Umgeſtaltungen die Ausgangspunfte 
zum Theil eigenthümliche und andere waren als bei den Umgeftaltungen diefer Art im 
fähfifchen Rechte, jo herrſchte dabei doc, wie die Ausführung von Schwarz von Neuem 
zeigt, jo viel Willlür, daß es für die Darftellung des gemeinen Rechts bisher kaum 
möglich zu fein ſchien, eine gefchloffene Gruppe des fränkifchen Rechts bis zur Gegenwart 
fortzuführen (anders für die Darftellung des particulären Rechts). Am menigften aber 
ſchien es bei einem folhen Verſuche gerechtfertigt, das vermögensrechtlidhe Verhältniß der 
Ehegatten zu einander auf die Inftitute der Verfangenfhaft und des Theilrechts zu 
gründen, d. h. auf Ordnungen, welche ſich wefentlid nur auf das Verhältniß der Eltern zu 
den Kindern nach Auflöfung der Ehe beziehen. 


2) Walter, $ 207, 5, tadelt dieſe Auffaffung, weil die Jurispruden; nicht blo8 das über- 
lieferte Recht firiren, fondern in Webereinftimmung mit den Rechtsbedürfniſſen der Zeit auch 
neues ſchaffen folle. Ganz richtig! Aber das ift eben die Frage, ob die Eigenthumsgemeinſchaft 
ein Bebürfniß der Ehe jei. 

16, Aufl, 25 


386 weiter Theil. Drittes Bud. 


Auf Grund diefer Erwägungen habe ich einer hauptjächlich auf die fchon von Wächter 
und Schwarz beigebrachten Materialien geftütten Polemit Roth's (Beller u. Muther, Jahr- 
bud) 3, ©. 313 flg., 1859) gegen die von mir dem Spfteme der Gütereinheit beigelegte 
Bedeutung für das heutige Syftem des gemeinen deutjchen Rechts eine Einwirkung 
nicht beimeſſen lönnen. 

Nachdem Roth die Geltung und Bedeutung des Gütereinheitsfpftems vom Standpumntte 
des füddeutichen Rechts angegriffen hatte, ift von Hänel (Zeitichr. f. Rechtsgeſchichte, Bd. 1, 
S. 273 flg., 1862) der Verſuch gemacht worden, eine Gruppe von Statuten, weldje er „oft- 
fäliſch“ nennt (namentlich da8 Goslarifche Recht) und melde im Allgemeinen 'ald im 
Geltungsgebiete des Sächſiſchen Rechts Tiegend betrachtet wurden, der Herrichaft des letzteren 
zu entziehen. Sodann hat v. Martig in f. ehel. Güterr. ded Sadjfenip., 1867, es unter- 
nommen, die Bedeutung des Gütereinheitsſyſtems noch weiter dadurch herabzudrüden, daß 
er nachzuweiſen verfucht, wie die fächfifchen Rechte felbit, beionders da8 Magdeburger Recht, 
feine Grundlagen ſchon früh verlaflen und namentlich das Princip der ehemännlichen Vor— 
mundſchaft aufgegeben hätten. Bol. biergegen Gerber in f. Leipziger Programm vom 
13, Febr. 1869 und Agricola in feinem Werke „Die Gewere zu rechter Vormundſchaft“ 
1869. Der Letztere nimmt zwar im Gegenfage zu v. Martik und Hänel das Güterein- 
heitöfyftem in der Hauptfache für das ganze nördliche deutjche Rechtsgebiet in Anfpruch, 
verneint dagegen feine Geltung grundfäglic für Sübddeutfchland, defien „‚gefammte Hand‘ 
und „Berfangenfchaft” aud ihm einen principiellen Gegenſatz auszudrücken ſcheint. Endlich 
bat noch weiter gehend Schröder, Geſch. des ehel. Giterrechts II, 3. Abth., den Verſuch ge— 
macht, eine viel größere Verbreitung befonders der particnlären Gütergemeinſchaft in den 
Statuten mittlerer und nördlicher Nechtsprovinzen nachzuweiſen. S. aud) defien Abh. in 
der Zeitfchrift für Rechtsgeſchichte, Bd. 10 (1872), ©. 426 flg. Diefer Streit wird fchwer- 
li ganz zum Austrage gelangen, da die Etreitpunkte zu nicht geringem Theile in fubjec- 
tiven Empfindungen ruhen, — auf der einen Seite die Neigung zur Erfafiung einheitlicher 
Geſichtspunlte, auf der anderen die Neigung der Auffuhung von Stammesgegenfägen, — 
auf der einen Seite die Neigung zur größeren Würdigung centraler Principien, auf der 
anderen ein gejchärftes Gefühl für die Mannigfaltigleit in der Ausführung des Einzelnen. 
Bol. auch Rive in der Münchner kritifchen Vierteljahrsfchrift, 13. Bd., ©. 183 fig. 


1) Eintritt und Bauer der Wirkungen der Ehe auf das Mermögen. 


$ 228, 


Der Einfluß der Ehe auf die Geftaltung des Vermögens beginnt mit dem 
Augenblide der rechtlihen Vollendung des ehelichen Verhältniſſes, alſo nach 
dem neueſten deutſchen Reichsrechte mit der Ehefchliefung vor dem Standes- 
beamten. Die Vornahme der kirchlichen Trauung ift für die Geftaltung des 
ehelichen Güterrechts jet ohne rechtliche Bedeutung; die früher öfter vorkom— 
mende Beitimmung des beutjchen Rechts, daß jene Wirfung mit der Beſchrei— 
tung des Ehebettes anfange !), findet ſich nur noch in wenigen einzelnen Sta- 
tuten ?). Die ehelichen Güterverhältniffe löſen fich mit der Beendigung ber 
Ehe durch Tod, Scheidung oder Annullirung ?). 


1) Sadıfenfp. I, 45, II, 45, 3, 

2) Berd, Bremifche Güterr., Anm. 23 und 201. Schweriner Recht v. 1593 (Westph. 1, 
2039). 

3) Es ift natürlich, daß eine fo bedeutende Einwirkung auf das Vermögen mit ber Auf- 
löfung der Ehe nicht fofort ſpurlos verfchwindet ; aber eim Theil diefer Nachwirkungen gehört 
nicht zu diefer Vehre. 


Das cheliche Recht. 8 229. 387 


2) Begründung eines beftimmten ehelichen Güterrechts. 
$ 229. 

Die befondere Art der ehelichen Güterverhältniffe fann durch Vertrag 
der Ehegatten bejtimmt werden, und zwar fann diefer ſowohl gleich bei Ein- 
gehung der Che das Güterrecht zuerjt feſtſtellen, als auch ein jchon bejtehen- 
bes jpäter wieder verändern’), wobei jedoch die ſchon begründeten Nechte 
Dritter an dem ehelichen Vermögen unberührt bleiben?). Deffentlihe Be— 
fanntmachung oder die Beobachtung bejtimmter Formen der Ehepacten ift an 
jih nicht nothwendig, particularrechtlich aber vorgejchrieben ?). Iſt kein Ver— 
trag vorhanden, fo werden die vermögensrechtliben Wirkungen der Ehe durch 
das Gejeg*) oder Gewohnheitsrecht bejtimmt, welches am erjten 
Domicil des Ehemanns gilt. Die Natur des ehelichen Güterverhältnifjes bringt 
e8 nämlich mit ſich, daß feine Feitjtellung durch das Gefe nicht blos die 
Möglichkeit einer Anwendung‘ bejtimmter Rechtsſätze bedeutet, jondern auch 
eine pojitive, fofort im Yeben firirte Gejtaltung der vermögensrechtlichen Be— 
jiehungen der Chegatten, welche eine Reihe gegenfeitiger Rechte und Berbind- 
lichkeiten erzeugt; dieſes als gejegliche Folgen der Ehe begründete Rechts— 
verbältniß unterliegt feiner anderen Einwirkung der Geſetzgebung als jedes 
bejtehende Rechtsverhältniß überhaupt, und insbejondere folgt daher aus feiner 
urjprünglihen Beranlaſſung dur das Geſetz feineswegs, daß es bei einer 
Beränderung der Gefetgebung oder des Wohnorts des Ehemanns 5) fich ſo— 
fort in dasjenige verwandele, welches vom neuen Gejege oder vom Gejeke 
des neuen Domicil® bejtimmt wird *). Dagegen lajjen manche Particularrechte 

1) Die Beitimmungen des älteren deutjchen Rechts über diefen Gegenſtand waren häufig 
abfoluter Natur, namentlich auch die der meiften jtädtifchen Statuten. Im Gegenſatze davon 
find die heutigen Beftimmungen über eheliches Güterrecht größtentheil® nur fubfidiäre. Runde, 
Ehel. Güterr., $ 155 und 156. 

2) Runde a. a. D., ©. 359. 

3) Pr. Yandr. II, 1, $ 356 flg., 422 fig. Münſter. Erbpachtorbn. II, 8, $ 118. ©. bie 
Nachweiſungen bei Befeler, Erbvertr. I, 2, ©. 130 fig. 

4) Nicht immer bezieht fich ein ſolches Gefe auf alle Claſſen von Perſonen; namentlich 
wird die geſetzliche Gütergemeinſchaft fehr häufig auf die Nichtadeligen bejchräntt. 

5) Ober bei einer Veränderung der Gejekgebung, oder des Standes, 

6) A. M. Eichhorn, Einl. $ 307, Anm. d. Runde, Ehel. Güterr., $ 97, Anm. a, u. a. m. 
Die Bertheidiger der richtigen Anficht (namentlih Wächter im Archiv f. civil. Praxis, Bb. 25, 
S. 49 flg., und Schüler in den Abhandlungen von Ortloff, Heimbad), Schüler u. ſ. w, Bd. 1 
(1847), ©. 450 lg.) ftügen diefelbe auf die Bertragsmäßigkeit der Güterrechte, d. 5. auf die 
Annahme, daß die Ehegatten durd Eingehung der Ehe ohne Abſchluß befonderer, die Güter- 
rechte betreffender Verträge ſich ftillfchweigend dem Geſetze unterwerfen, die gefeliche Beftim- 
mung zur vertragsmäßigen erheben; das Schweigen der Parteien bedeutet aber nicht immer 
eine ftillfchweigende Verwandlung des Geſetzesrechts in Vertragsrecht, fondern oft auch nur 
das Negative, daß der Anwendung des Gefeges kein Hinderniß entgegengeftellt wird. Ebenfo 
wenig ift eine Deduction entſcheidend, welche im dem die perfönlichen Verhältniſſe betreffenden 
Ehevertrage zugleich einen ftillfchweigenden Vertrag über die Güterrechte erblidt; denn letztere 
ind von jenen in der That unabhängig. Der im Texte gegebenen Begründung der richtigen 


Anficht ähnlich, aber nicht ganz befriedigend, ift die von Savigny, Syftem des heut. R. R., 
25* 
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eine Veränderung der ehelichen Güterrechte, namentlich in die Gütereinheit 
oder Gütergemeinſchaft eintreten, wenn die Ehe eine beſtimmte Zeit gedauert 
hat?), oder wenn Kinder geboren werden (wenn die Ehe „beerbt“ ijt®), und 
umgefehrt gejtatten manche Gejeßgebungen der Ehefrau, bei verjchwenderijcher 
Lebensart oder beim Concurſe des Mannes das bisherige Güterverhältniß (be- 
ſonders die Gütergemeinfchaft) gerichtlich auflöjen zu laffen ?). 


3) Inhalt der Wirkungen der Ehe auf das Mermögen. 
A) Die Geflallung der Gefammtheit der eheliden Güter, 
1) Syftem ber Gütereinbeit*). 

8 230. 


Nah der Anſchauung des ehelichen Verhältnifjes in Deutjchland werben 
die Bebürfniffe der Ehegatten als gemeinfchaftliche, daher als Bedürfniſſe der 
Ehe angejehen, zu deren Befriedigung beide Ehegatten mit ihren Gütern bei- 
zufteuern verbunden find), Dieſe Verpflichtung erfordert keineswegs eine 
Nechtsveränderung im Vermögen der Ehegatten, fondern es genügt eine recht- 


Bd. 8, ©. 331. Die entgegengefetste Anficht wird jett von Neuem, jedoch nicht überzeugend, 
in Schu genommen durch Bremer im der Zeitjchr. f. deutſch. R., Bd. 18, ©. 200 fig. — 
Uebrigen® bin ic) der Anficht, daß fid) die Wirkung des dem letzten Domicil fremden Güterrechts nur 
auf das Verhältniß der Ehegatten zu einander felbit bezieht, auf das Erbrecht dagegen nur infomweit, 
al8 die untrennbar mit dem ehelichen Güterrechte zufammenhängt. Befteht ein folder Zufam- 
menhang nicht, fo ift die Wirkſamleit des fremden Rechts, 3. B. bei der Trennung der Ehe 
durch den Tod, beendigt, wenn nad; Maßgabe feiner Vorfchriften der Nachlaß des Berftorbenen 
feftgeftellt ift; die Erbredjyte des Ueberlebenden und der Kinder oder Verwandten, ſowie die 
echte des Ueberlebenden an dem ererbten Vermögen der Kinder ebenfalld nach dem fremden 
Rechte zu beftimmen, dafür befteht im Allgemeinen fein Grund. 

7) Schweidnig. Stat. bei Scherer 1, 51. Hohenloh. Landr. I, 4, $ 1. 

8) So namentlich das Lübifche Recht (f. d. $ 230). 

9) ©. Runde a. a. D., $ 100, 

*) Gerber in der $ 227, Anm. 1, angeführten Abhandl. ©. 253 fig. 

1) Die Pflicht zur gemeinfchaftlichen Beftreitung des chelihen Aufwands hat im deutjchen 
Rechte einen weit größeren Umfang, als im römifchen, wo man unter ehelichen Laſten nur die 
Koften des inneren Haushaltes und der Erziehung der Kinder verftcht, während das übrige 
Privat» ober Gefchäftsleben eines Gatten gar nicht als ein durch das ehelihe Verhältniß 
weſentlich berührtes erjcheint. Anders im beutfchen Rechte, wo die Ehe eine vollendete Lebens⸗ 
gemeinſchaft darftellt, wo aud) das Gefchäft, der praftifche Lebenszweck und äußere Beruf des 
Mannes (unter Umftänden aud der rau) aufhört, ein dem einzelnen Gatten ausſchließlicher 
zu fein, und in die Gemeinfchaft eintritt; hier giebt e8 keinen Gegenſatz zwiſchen ehelichen und 
nichtehelihen Yaften der Ehegatten, feine Unterſcheidung zwiſchen Yebensverhäftnifien, welche 
von der Ehe ergriffen werden, und folchen, welche außerhalb derfelben ftehen. Denn wenn 
auch die Verantwortung und Berufsausübung dem Manne allein zulommt, fo nimmt doc, bie 
Frau Theil an der gefellfchaftlihen Stellung, den Einkünften und der ganzen inneren Haus- 
und Familiengeftaltung, die ein beftimmtes Berufsleben erzeugt. Dieß ift dad Ergebniß eimer 
Sitte und Anſchauungsweiſe, welche lediglich dem deut ſchen Leben eigenthümlich ift. Ehe— 
licher Aufwand, Laften der Ehe heifit deshalb heutzutane nicht blos der engere Haushalt, fondern 
Alles, was die Ehegatten an Mitteln zur Beftreitung der Koften ihres gefammten inneren und 
äußeren Lebens bedürfen. Haſſe in der Zeitfchrift f. geich. Rechtsw. IV, ©. 67, 
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liche Anordnung der gegenfeitigen Verbindlichkeit derjelben, ihre Güter zu je- 
nem Zwede zu gebrauhen Man könnte nun meinen, daß dieſer Abficht 
durch eine Beitimmung entiprochen würde, nach welcher jeder Gatte jelbjtändig 
von feinem bejonderen Vermögen gewiſſe Beiträge zur gemeinjchaftlichen Be- 
jtreitung des chelihen Aufwands geben müßte ?); aber es würbe damit in einer 
der wichtigften Beziehungen die innige naturgemäße Lebensgemeinſchaft gejtört 
fein, welche im deutſchen NRechtsleben als das Wejen der Ehe betrachtet wird. 
Das deutiche Recht läßt im Gegentheil auch in diefer äußeren Seite die innere 
Einheit der Ehegatten bervortreten, indem es das beiberjeitige Vermögen wirth— 
ichaftlich vereinigt und im Anjchluffe an die natürliche Geftaltung des ehelichen 
Lebens in die Hand des Mannes, als des Hauptes und Bertreterd der Fa— 
milie niederlegt. Dadurch erwädhit dem Manne an den Gütern der Frau 
fein dingliches Recht, fondern nur die Befugnif, es in Gemeinjchaft mit feinen 
eigenen Gütern für die Anforderungen der Ehe, wie fie zumächjt durch ihn, als 
den überwiegenden Theil, bejtimmt werden, zu gebrauchen und barin Die Frau 
zu vertreten, dadurch werden der Frau die Rechte an ihrem Vermögen 
nicht entzogen oder gejchmälert, fie wird nur verpflichtet, die Verwendung ihrer 
Güter für die Zwede der Ehe durch die Perfon ihres Mannes geichehen zu 
lafjen 3), — es entjteht m. e. W. nicht eine Gigenthums-, jondern eine recht» 
ih organifirte Wirthichaftsgemeinichaft. Dieſe Geftaltung des ehelichen Lebens 
in Betreff des Vermögens iſt das Weſen der Gütereinheit, welches daher weder 
in einem Societäts- oder Gommunionsverhältnig, noch in einem Geſammt— 
eigentbume, noch in dem Werbältniß einer jurijtiichen Perfon, noch in bem 
alleinigen Eigenthume oder Nießbrauche des Mannes an den gefammten ehelichen 
Gütern gefunden werden kann. 


2) Die ift der Standpunkt des römifchen Rechts, wo dem Manne die Pflicht zur Unter- 
haltung des Hausweſens zulommt und bie Frau ſich daran nur mit der dos betheiligt. Dieß 
Berhältniß wäre nach der deutſchen Anfchauung nahezu unerträglich ; daher hat auch das In— 
ftitut der dos, wo es wirflid; eingeführt wurde, nie feine eigentliche römische Bedeutung erhalten. 
Im f. g. gemifchten Dotaliyfteme ift die Bezeichnung dos eben nur ein Name, wenn auch 
immer die Dotalprivilegien diefen Namen bedeutungsvoll machen. &. oben $ 226, Anın. 16. 

3) Die ift der eigentliche Rechtscharalter der deutſchen ehelihen Gütereinheit, den man 
immer anderswo gefucht hat. Die eheliche Gütereinheit ift durchaus keine Rechtsveränderung, 
welche man als ein Succeffionsverhältnig (wie Runde, Ehel. Güterr., S. 88), oder eine Art 
der Entftehung dinglicher und perfönlidyer Rechte behandeln könnte. Indem man dies verfannte, 
ift man zur Aufftellung der im Terte genannten Kategorien gelommen, welche bann oft in der 
Geſetzgebung direct ober indirect fanctionirt wurden; das Ergebniß folder Sanctionen ift oft 
die Gütergemeinfchaft geworden. Alle Berfuche, folche Anfichten in fich zu corrigiren, d. 5. 
ohne den Standpunkt der Annahme einer Rechtsveränderung zu verlafien, müſſen von vorn— 
herein als verfehlt erfcheinen. Daher it Schüler's Verſuch in feinen und Ortloff’8 u. f. mw, 
jurift. Abhandi., Bd. 1 (1847), ©. 485 flg., die Gütereinheit als das Berfchmelzen ber ver- 
mögensrecdtlichen Perfönlichteit der Ehegatten in eine Perſon (nicht eigentlich eine juriftifche 
Berjon) darzuftellen, ebenfalls abzulehnen. — Das von mir dogmatif begründete Princip hat 
auch Walter, Syſtem, $ 192, im mefentlichen angenommen. Um fo weniger find daher feine 
Erpestorationen zu $ 196, Anm. 2 zu erflären. 
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Der Umfang der Rechte des Mannes am Vermögen der Frau hat nun 
zwar in dem Bebürfnifje feine natürliche Grenze ; aber eine mit voller Schärfe 
bejtimmte rechtliche VBerantwortlichkeit für jede Ueberfchreitung derjelben ijt dem 
Rechte unbekannt, da die Feititellung der Größe des ehelihen Aufwands jelbjt 
hauptfächlih auf dem Willen des Mannes beruht, das Verhältniß der Ehe— 
gatten überhaupt feine Grundlage in dem vorausgefegten Vertrauen findet 
und in der allgemeinen Anerkennung eheliher Erbrechte die Möglichkeit eines 
Erjates geboten wird. Der Inhalt der ehemännlichen Rechte iſt nach ber 
Natur der Gegenjtände des Frauenguts und der ehelichen Verhältniſſe ver- 
ichieden; der Gebrauch der ehelichen Güter wird in der Kegel in einer Be- 
nugung ihrer Subjtanz, in der Verwendung ihrer Srüchte, bisweilen auch in 
Beräiußerungsverfügungen bejtehen, aber gerade in der Beſchränkung der Ict- 
tern wird der Frau ein Schuß gegen Willtür des Mannes gegeben *). 


$ 231. 


Bei dem Syſtem der Gütereinheit !) fällt das ganze vor und während 
der Ehe erworbene Vermögen der Frau, inſoweit ihr felbjt eine VBerfügungs- 
gewalt darüber zujteht *), in die Gewere des Mannes, al® der eine Theil der 


4) Das Verhältnig ift äußerft ſchwankend, da die Theorie feither die richtige Grundlage 
verfannt hat, und die Statuten fi mit der Beitimmung einzelner Seiten deffelben be- 
gnügen, das Meifte dem fittlichen Geifte der Eheleute überlaffend. Es gilt hier, eine feite 
Grumblage zu jchaffen, eine Aufgabe, die allerdings mehr für die Zukunft berechnet ift, als für 
die Erffärung einer zu einer willenfchaftlihen Einheit faum zu fördernden Summe der ver- 
fchiebenartigften Statuten, 


1) Das Princip diefes Syſtems ift gar manchen: derjenigen Statuten zuzufchreiben, welche 
früher und zum Theil aud heute nod) den Geſetzen der Gütergemeinſchaft beigezählt werden. 
Da die frühere Theorie faft nur dem Gegenfag zwiſchen dem Dotalfyfteme und der Güter- 
gemeinfchaft kannte, fo wurden viele Statuten gegen ihre eigentliche Natur ausschließlich unter 
das Princip des letzteren VBerhäftnifjes gedrängt. Erſt im der neueren Zeit ift der glückliche 
Verſuch gemacht worden, einzelne wichtige Localrechte auf ihre eigentliche Stellung zurüdzuführen, 
nämlich auf da8 Gütereinheitsſyſtem. Dieß gefhah namentlih von Eropp in Be- 
treff de8 Hamburgifchen (a. M. Trummer, Bortr. üb. merfwürd. Erich. in d. Hamb. R.-G., 
Bd. 3, ©. 246 flg.), von Berd (a. M. Runde, Güterr., $ 75) in Betreff des Bremifchen 
(vgl. die betr. Werke in der Anm. 1 des $ 226 und Poft, Das Sammtgut, 1864, $ 8), und 
von Bauli (in feinen Abhandl. aus dem Lüb. Recht, Bd. 2) in Bezug auf das Lübiſche 
Recht. S. auch Fald, Schlesw.-Holftein. Privatr. Bd. 4, ©. 414 fig. Werenberg im Magazin 
für Hannoverfches Recht, Bd. 2, ©. 401 flg., u. U. — DE man biefem Syſtem aud) die 
fränfifhen und überhaupt die füddentfchen Statuten zutheilen will, follte m. Anficht nad nicht 
davon abhängen, ob letztere das Inftitut der gefammten Hand und der Verfangenjchaft tennen, 
da hierin an] ſich nicht ein Gegenfag, fondern nur eine Mobdification des Gütereinheitsprincips 
enthalten it. Ein Gegenjag würde erft dann anzunehmen fein, wenn fich daraus wirklich eine 
wahre Gütergemeinfchaft entwidelt hat. Dafür fpricht aber noch nicht immer der Gebrauch 
der Worte communio bonorum, da der früheren Theorie eine fcharfe Begrenzung in der 
Berwendung dieſes Ausdruds fehlte. 


2) Vermögen, welches in Fideicommiſſen, Nießbrauchsrechten, Lehn- oder Kolonatgütern 
befteht, fann daher zwar wohl im die gefammte Mafje fallen , aber der Verfügungsgemwalt des 
Mannes ftehen hier noch andere Schranten gegenüber, als bei der Veräußerung gewöhnlicher 
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gefammten in feiner Hand vereinten ehelichen Güter; e8 kann jedoch davon 
Einiges als Sondergut (Einhandsgut) vorbehalten *) werden. Der Mann, der 
über fein eigenes Vermögen nach wie vor unbejchränft verfügen darf, bat als 
Haupt der Familie ein Recht auf den Beſitz und die Verwaltung des Frauen- 
guts, aber auch die Pflicht, es mit Anwendung aller Sorgfalt zu erhalten t); 
ja er darf fogar über die bewegliche Habe der Frau zum ehelichen Bebürfnik 
frei verfügen 5), über die unbeweglichen Güter aber außer dem Falle echter 
Noth nur mit ihrer Zuftimmung ®). Die Verfügungsgewalt der Frau über 


Immobilien; man fagt daher: nur die Früchte, nicht die Subftanz gehören der vereinten 
Maſſe an. 

3) Die kann durd; ausdrüdliche ebereinkunft der Gatten (auch durch Berzicht des Mannes) 
gefchehen,"oder dadurch, da; der Frau Etwad mit der Bedingung zugewandt und von ihr unter 
Zuſtimmung de8 Mannes angenommen wird, daß es ald Sondergut beftehen bleibe, vgl. Runde, 
Ehel. Güterr., ©. 86; die Kleinodien, weiblichen Geräthichaften und Kleidungsitüde find fein 
Sondergut in dieſem Sinne, 

4) Runde a. a. O., 8 40. 


5) Die Berfügungsgewalt des Ehemannes (welche nad Umftänden auch das Recht, Ge- 
ſchenle zu machen, einfchließt) iſt jedoch keineswegs eine foldhe, mie fie ihm in Betreff feines 
eigenen Vermögens gebührt; fie ift von Anfang an durch den beftimmten Zwed befchräntt, daß 
dadurch die Theilnahme des Vermögens der Frau an der Befriedigung der ehelichen Bebürfniffe 
dargeftellt werben folle. Nun fordert zwar das Recht weder bezüglich des Verhältniſſes nad) 
innen, noch bezüglid; des Verhäftniffes nach außen, daß bei jeder einzelnen Berfügung über 
fahrende, Habe," wie fie das cheliche Leben mit fich bringt, eine rechtmäßige materielle causa 
nachgerwiejen werden müfle (Runde, S. 97), denn das ehelihe Verhältniß ift auch in ver- 
mögensrechtlicher Beziehung ein Verhältniß auf Treu und Glauben; aber doch würde die VBer- 
äußerung eines größeren Theil® des Frauenguts, welde jenem Zwede geradezu widerſpräche, 
j. B. eine unmotivirte Schenfung oder ein Yeibrentenfauf, al® eine die Gewalt des Mannes 
offenbar überfchreitende, daher rechtswidrige Verfügung angefochten werden können. Hier würde 
auch der Dritte, als offenbarer Theilnehmer des chemännlihen Trugs, direct auf Rücdgabe 
belangt werden können. Sollte der Ehemann, abgefehen von dieſem letzteren Kalle, durch eine 
die Frau benadhtheiligende Ausübung feiner Berfügungsgewalt dad Bermögen berfelben gefähr- 
den, jo würde fie ſich durch Nachſuchen gerichtliher Inhibitionen, “Prodigalitätserflärung und 
allenfall® durch Proteſte helfen müſſen; unter Umftänden auch durch Bitte um Reftitution. Im 
jedem Falle wirken die Rechte des Mannes am rauengute nur bis auf die Dauer der Ehe; 
von legtwilligen Berfügungen darüber fann daher keine Rede fein. (für eine Tegislatorifche 
Feſtſtellung würde die Uebertragung der bei ben Handelögefellichaften angenommenen Scheidung 
zwifchen der Wirkfamteit ded Berhältniffes nad) Außen und dem inneren Berhältniffe zu 
empfehlen fein.) 

6) Diefe Beſchränkung hat in dem Erbgutsprineipe des älteren' Rechts ihren hiftorifchen 
Grund, nad welchem außer der frau auch die nächſten Erbeu confentiren mußten. Aber ein 
anderer Grund, der heutzutage in veränderter Form noch fortbauert, war die nothwendige 
Deffentlichkeit der Veräußerung von Immobilien; denn es liegt in der Natur der Sache, daß 
bei voller Deffentlichkeit des rechtlichen Handelns nur der wirflihe Eigenthümer als legitimirt 
gilt, wie denn auch heutzutage das Gericht nur gegen eine Erflärung diefes die Eintragung 
in die Öffentlichen Bücher vollzieht. Für die fortdauernde Motivirung jenes Satzes ift aber 
noch der weitere Umstand bedeutend, daß Immobilien, namentlich Haus und Hof in ganz 
anderer Weife als da8 Mobiliarvermögen die Bafis des öfonomifhen Kamilienzuftands bilden, 
daher es gerecht ericheint, bei diefer wichtigſten Dispofition das Recht der Eigenthümerin zu 
wahren. Die Particularrechte ſtimmen jedoch nicht völlig in der Bellimmung der Wirkung 
einer ohne der Frau Zuftimmung vorgenommenen Beräußernng überein, 
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ihr Vermögen wird während der Ehe durch die Rechte des Mannes befchränft ; 
fie gilt zwar nach wie vor als Eigenthümerin ihrer Güter, wird auch durch 
ihren Dann als ſolchen nicht weiter vertreten, als die aus der Geltendmachung 
feiner eigenen Rechte folgt ?), fie ift aber nur zu foldhen Verfügungen über ihr 
Vermögen berechtigt, welche nicht Die ehelichen Rechte des Mannes beeinträch- 
tigen. Nur in ihrem eigenthümlichen Gebiete der engeren Hauswirtbicaft ®), 
und infomweit fie den Dann in Fällen von Krankheit oder Abwefenheit ver- 
treten darf, ijt fie zu einem rechtliben Handeln von gleiher Wirkjamfeit als 
das des Ehemanns befugt. Da in diefer Gütervereinigung feine Vermögens: 
fucceifion liegt ?), jo bleibt die Frau auch allein Gläubigerin und Schuldnerin *) 
in Betreff ihrer vorehelichen Obligationen und auch während der Ehe kann 
fie jih fortwährend gültig verpflichten. Ihr Vermögen bleibt für alle ihre 
vorehelihen Schulden 10) auch in der Hand des Mannes Grecutiondgegen- 
ftand; für die ehelichen ift er dagegen nur dann zur Dedung mit dem Frauen- 
gute verpflichtet, wenn fie nicht !T) auf einer feine Nechte beeinträchtigenden 
Berfügung der Frau beruhen !?). Ebenſo ift der Mann nah wie vor 


7?) Die Frau ift und bleibt Eigenthümerin ihre® Vermögens, Gfäubigerin und Schuldnerin ; 
ihre Gläubiger und Schuldner werden nicht Gläubiger und Schuldner des Mannes, und es ift 
nur eine Ablürzung des Weges, wenn fie fi an diefen halten , wie es die neuere Praris ge» 
ftattet. Daher kann die Frau letstroillig über ihr Vermögen verfügen, überhaupt alle Rechtöge- 
ſchäfte darüber gültig vornehmen, nur laun die Erfüllung derfelben mit ihren Gütern erft 
erfolgen, wenn die ehelichen Rechte de8 Mannes aufhören, fofern der Frau nicht ein Sondergut 
zur Berfügung ſteht. Dingliche Rechte wird fie mithin nur bedingt beftellen, oder ſich nur 
obligatorifch hierzu verpflichten können. Der Dann vertritt dedhalb die rau nur dann, wenn 
er als gemeinrechtlicher procurator praesumtus gilt, oder als etwaiger Gefchlehtsvormund ; 
feine ehemännlichen Bermögensrechte geben ihm fein Bertretungsredht der Frau, auf deren 
Willen daher allein das Recht, eine Erbſchaft anzutreten oder auszjufchlagen beruht, aber die 
Bertretung diefer ehemännlichen Rechte wirb fehr häufig factifch eine Bertretung des Frauen— 
guts einfchliehen. 

8) Runde a. a. D., $ 41. Diefe Berfügungsgewalt ift das eigene Recht der Frau, welches 
nicht auf einen Auftrag des Mannes geftügt werden darf. 

9) Runde a. a. O., $ 87, nimmt irriger Weile eine Univerfalfucceffion an. Dieß ift 
ebenfo unrichtig, al8 wenn man in der Beitellung eine curator bonorum mit ausgebehnter 
Vollmacht diefes Nechtöverhältnig erbliden wollte. 

*) Ueber die Schuldenverhältniffe der Ehegatten nad) dem Rechte der Hanfeftädte handelt 
bie gute Schrift von R. Laspeyres: De debitis conjug. ex liberar. germ. eivitat, jure. 
Hal. 1857, 

10) Dieß erflärt ſich hiernach fehr einfah. Das irrig herbeigegogene Princip Runde's: 
bona non intelliguntur nisi deducto aere alieno beruht auf feiner Succeffionstheorie. 

11) Wie 3. B. Delictfhulden, Obligationen, welche aus einem Zuftande hervorgehen 
u. ſ. w. Was die Delictſchulden betrifft, jo fcheint die Entfcheidung mad) äÄlterem Rechte jweifel- 
haft (f. Kraut, S.421 flg. Rive, Vormundſchaft 2, S. 159 flg. Agricola, Gewere, ©. 404 flg.; 
aber ohne die Pflicht des Ehemanns, mit dem Gute der Frau für deren Delicte einzuftchen, 
würde ber Berlegte, der fich bier nicht {hüten kann, rechtlos fein. 

12) Diefe Entfheidung ſcheint die allein dem Principe entfprechende zu fen. Die Frau ift 
aud) in der Ehe fähig, ſich zu obligiren und über ihr Vermögen zu dißponiren; der Mann 
braucht freilich das Frauengut nicht zur Dedung prei® zu geben, weil die Frau feine ehemänn- 
lichen Rechte nicht willfürlich fhmälern darf und, wo die Gefchlechtsvormundfchaft noch beiteht, 
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allein Gläubiger und Schuldner in feinen Obligationsverhältniffen. Auf einer 
außerorbentlichen Steigerung des Einfluffes der überwiegenden Stellung bes 
Mannes beruht aber der particuläre Rechtsſatz, daß ben Gläubigern des 
Mannes nicht blos deſſen Vermögen, fondern aud die Güter der Frau, bie 
unbeweglichen wenigſtens ſubſidiär, verhaftet find ’®). 


$ 232. 


Bei Trennung der Ehe nimmt die Frau ihr Eingebrachtes von dem bie 
dahin vereinten ehelichen Vermögen heraus; es bleibt jedoch nach ftatutarijchen 
Beftimmungen auch jett noch fubfibiärer Erecutionsgegenftand für die Gläubiger 
des Mannes !). Sie fordert nicht blos das noch wirklich Vorhandene ?) von 


feiner Vormundſchaft unterworfen ift ($ 246). Anders ift es mit Verbindlichleiten der Frau 
welche nicht auf einer unrechtmäßigen Berfügung beruhen ; bier ift fein Grund, die Rechte des 
Mannes für ftärker zu halten, als die eines rechtmäßigen Gläubiger®, da jene dad Recht nur 
gegen eine willtürliche Beeinträdhtigung fügen will. Die Meinung Runde’s, S. 92 flg., 
wonach das Bermögen der Frau, welches nad) Entftehung der Schuld in die Hand des Mannes 
fommt, unmittelbar haften foll, beruht auf der oben fchon als irrig hervorgehobenen Anwendung 
bes Satzes bona non intell. nisi ded. aere al. — Ganz mißverftanden hat dieß Walter, $ 193, 
4 und 9, ' 

13) Der Mann ift zwar nad) Mafigabe der in der Anm. 5 entwidelten Sätze unter Um— 
ftänden im der Lage, feine eigenen Schulden aus dem weiblichen Mobiliarvermögen bez. den 
Früchten des Frauenguts zu bezahlen, aber die Gläubiger können dieß nicht verlangen, weshalb 
auch die Früchte des Frauenguts nicht in feine Koncursmafle fallen. S. Rathınann a. a. D,, 
S. 91 flg. Gerber in den Jahrb. f. Dogmat. 1, ©. 268. Der obige particularrechtliche Say 
verändert dieß Verhältniß vollftändig, indem er ein dem Manne gegenüber der Frau beftehendes 
Recht als eine Verpflichtung gegen die Gläubiger wirken läßt. Bei biefem Sate müfjen natür- 
fi der Frau ihre Erſatzanſprüche vorbehalten bleiben. 

1) Runde a. a. D., $ 55. Die berrfchende Sitte war in den Städten wohl bie, daß bie 
Gläubiger des Mannes fi aus der gefammten hinterlaffenen ehelichen Gütermaffe erft be- 
friedigten, und dann erft die frau aus dem Webriggebliebenen ihren Antheil herausnahm. 
Eropp a. a. D., ©. 476. Wenn nun aber die Wittwe, welche hiernach perfönlid den 
Gläubigern ihres Mannes gar nicht verhaftet war, fi) nad dem Tode des lehteren fofort in 
ben Befits des verjchuldeten Nachlafjes feste und dieſen fich aneignete, fo nahm man an, daß 
fie num felbft und zwar aud mit ihrem eigenen Vermögen die Schulden übernehme; um 
diefem Präjudiz zu entgehen, mußte fie nad einer feit dem 14. Jahrhundert fehr verbreiteten 
Sitte durch eine ſymboliſche Handlung aller Einmifhung in die Regulirung der hinterlaſſenen 
beiderfeitigen Gütermaffe im Sterbehanfe entfagen, woburd fie in jedem Falle alle perſönliche 
Haftung vermied. Died nannte man beueficium abdicationis, in LFübed, „Bergen und Dad;- 
dingsauftragen‘, legte es aber fpäter dahin aus, daß e# ein Privilegium der Wittwe fei, ihre 
perfönlihe Haftung für die Schulden ded Mannes, welche ihr ald Erbin ober in folge der 
Gütergemeinfchaft obliege, abzuftreifen. Bgl. die richtige Ertlärung bei Hagemeifter in d. Zeit- 
Schrift f. geſchichtl. Rechtswiſſenſch, Bd. 3, S. 178 fig. Berd, Bremifh. Güterr., $ 15 flg., 
und Pauli, Abhandl. ans d. Lüb. R. II, S. 230 fig. Die Beſtimmung findet ſich fchon im 
Kl. Kaiferr. II, 50. S. Braunſchw. Statuten II, 60 (Leibnitz, Seript. rer. Brunsvic. II, 
p. 440). Alt. Füneb. Stabtr., Art. 102, Lüb. R. bei Hach, Abth. 4, 61. (Revid. Stat. III, 
4, 10.) Hamb. Stabtr. dv. 1270 VI, 32 u. f. w. Die fpätere Deutung enthält z. B. ben 
Hildesh. Rathsſchl. v. 1648 bei Pufendorf, Obs. 4, 319. Ginen ganz anderen Gharalter 
hat das Imftitut der „meiblichen Freiheiten” in Württemberg. 

2) Dazu gehören aber nad) der ſcharfen Eonfequenz des Gütereinheitsprincips auch die noch 
nicht verwendeten Früchte ihres Vermögens. Sie bilden nicht einen Theil des Nachlaſſes des 
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ihrem Eingebrachten zurüd, fondern bat auch Anspruch auf Erfak des zur Be— 
friedigung der Specialgläubiner des Mannes Verwendeten und des durch Dolus 
oder Vernadhläffigung der notbwendigen Sorgfalt Verlorenen ?), nicht aber 
auch des in orbnungsmäßiger Verwaltung für die Zwecke der Ehe Verbrauchten *). 
Diefen Forderungen legt die Praris zwar die Dotalprivilegien bei, ftellt fie 
aber den Ansprüchen der Gläubiger des Mannes meiftentbeild nad >). Oft 
wird der Schwierigkeit, jene Anfprüche nachzuweiſen, durch die vertragsmäßige, 
häufig auch gefetliche Beftimmung vorgebeugt, daß Die Frau nur noch die vor» 
bandenen Theile ihres Gingebrachten zurücknehmen dürfe und für das Verlorene 
durch ein Erbrecht oder eine Leibzucht am Vermögen des Mannes entihädigt 
werde. Noch weiter geben viele Statute und Particularrechte, indem fie allge» 
mein oder wenigſtens im Kalle beerbter Ehe (d. b. wenn Kinder vorhanden 
find) bei der Trennung der Ehe durch den Tod dem Ueberlebenden jtatt feines 
uriprünglichen Vermögens einen quoten Theil der gefammten Gütermaſſe ge— 
währen ®), welcher die Natur einer Entſchädigung für den Verzicht auf bie 
Rüderftattung der Illaten bat. Die lektere Beſtimmung ift weniger anomal, 
wenn bem überlebenvden Ehegatten die Wahl zwiichen der Zurücknahme ber 
Illaten und der Annahme diefer Quote gelaffen wird”). Zwar ift nur ber 


Mannes, denn fein Neht am Frauengute ift fein dingliches Recht, wie z. B. Niehbraud, 
fondern nur das Recht der Ausübung der vermögensrechtlichen Pflichten der Frau in der Ehe. 
Für die durch Verfügungen des Mannes ſchon aufgebrauchten Früchte fann fie freilich feinen 
Erfats verlangen. — Was die chelihe Errungenihaft im engeren Sinne des Morts 
betrifft, d. h. das durch vereinte Kraft mit oder ohne Benutzung der Krüchte des ehelichen Ber- 
mögens Erworbene, fo wird fie bei diefem Syſteme am natürlichfien als eine Vermehrung des 
Vermögens Deſſen betrachtet werden müſſen, der die aefammte eheliche Wirtbichaft mefentlich 
durch feine Erwerbs- und Geſchäftsthätigleit aeftaltet, nämlich des Mannes. Uebrigens verftcht 
fi von ſelbſt, daß ein Erwerb, welcher ausfchließlih durch die Frau in felbftändiger Stellung 
gemacht wurde (1. B. durch Erbichaft, Lotteriegewinn), ihr allein zugehört. 

3) Die Gründe diefer Erfatforderung liegen in dem Nachweiſe einer Ueberfchreitung der 
Grenzen der ehemännlichen Verfügungsgewalt und der Bernachläffigung der diligentia quam 
suis rebus adhibere solet. 

4) Nach den Grundiäten des $ 231, Anm. 5. 

5) Runde, Ehel. Güterr., ©. 132. 

6) Am hänfigften Halbtheils- oder Drittheildreht. — S. über das Recht der Hanfeftädte 
Donandt, Verſuch einer Geſch. des brem. Stabtr. (1830), Th. 2, ©. 111. Berd, Brem. 
&üterr., $ 12, Anm. 149, und &. 226 flq. und 334 fld. Cropp a. a. O., ©. 524 fla. 
Pauli a. a. O. ©. 226 fig. Aus diefer beim Tode eines Ehenatten entweder allgemein ober, 
wie befonders im Lübiſchen Rechte bei beerbter Ehe, ſtatutenmäßig entftehenden engeren Ber- 
einiqung des ehelichen Vermögens ſchloß man früher in der Regel auf eine während der Ehe 
beftehende Gütergemeinſchaft (auch Runde und Fald a. a. DO. find davon nicht frei, während 
Saraum im N. flaatsb. Magaz., Pd. 6, ©. 122 flq,, Dunder, Gefammteigentfum, &. 227, 
und Kraut, Bormundichaft II, ©. 510, für Lübel ein Eigenthum des Mannes am frauen- 
aute annehmen; ebenfo Banmeifter für Hamburg, f. aber Gerber in f. u. Ihering's Jahrb. 1, 
S. 244, Anm.). Solche Beitimmungen find aber nur als Beftrebungen ber Geſetze anqufeben, 
die Schwierigkeiten der Auseinanderfeßung auf eine freilich oft millfürliche Weife zu überwinden 
und erflären fi namentlich bei dem Falle der beerbten Ehe leicht. 

7) Gefetsliche Beiipiele bei Scherer, Die verworrene Lehre von der Gütermeinichaft, Th. 2, 
$ 274, 278. Heydemann, Die Elemente der Joachimiſchen Konftitution v. 3. 1527 (1841). 
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über biefen Entſchädigungsanſpruch hinausgehende Northeil aus der Hinter- 
laffenfchaft als ein wahres Erbrecht zu betrachten; nach manchen Particular- 
rechten jedoch wird die gefammte Erfaßforderung für das eingeworfene Frauen» 
gut in die Form eines unentziehbaren Erbrechts gebracht ®). 


2) Das Syftem der Gütergemeinfdaft. 
a) Allgemeine Gütergemeinfhaft, 


& 233. 


Im Gegenſatze zu diefer auf der Einheit des Zwecks beruhenden äußeren 
und blos wirthichaftlichen Giütervereinigung bat das Recht vieler Städte und 
Gegenden das Güterverbältnig zu einer materiellen Eigenthumsge— 
meinſchaft an den ehelichen Gütern aeftaltet, und man hat dieſe bald mit- 
teljt der Idee des f. g. Gefammteigenthums!), bald der Societät?) oder 
juriftiichen Perſon *), bald des Begriffs der Rechtsgemeinſchaft zu ibeellen 
Theilen *) auszuführen verfucht. Nur da, wo ein Rechtsfak die Geltung diefes 
Princips durch unzweideutige Bezeichnung bdeffelben in der Angabe feines Be— 
ariffs >) oder feiner Wirkungen feftitelft, ift die Anerfennung dieſes Nechtsver- 
hältniſſes als nefeliche Folge der Ehe gerechtfertigt $) ; und foweit nicht aus— 


8) So auch das Sächfifche Recht, welches ſich hierin der alten Gütereinheit wieder näherte. 
Haubold, Sächſ. Recht, $ 328. 

1) Veracius Libell. consuet, prince. Bamberg, (1861) Tit. communio bonor. inter conjug, 
Qu. 1. Lange, Die Rechtslehre v. d. Gemeinichaft der Güter unter dem teut. Eheleuten 
(1766). ©. beſ. S. 162. Scherer, Die verworrene Lehre der ehelichen Gütergemeinſchaft 
fuftem. bearbeitet. 1799. Nur eine Abart diefer Meinung ift die des „Genoſſenſchaftseigen- 
thums’ einiger neueren Schriftfteller. 

2) 3. ®. Lauterbach, Diss. de commun. bonor. eonjug. (1661), & 3. Mevius, Comment. 
ad jus Lubec. I, 5, 5. Streng genommen enthielte das Societätsprincip den Sat, daß das 
eheliche Bermögen mit Eingehung der Ehe nicht fofort gemeinfchaftlich fei, fondern gemeinfchaft- 
lich gemacht werben müſſe. &. Deiterd ın der in der Anm. 3 angef. Schrift S. 18. 

3) Haffe, Beitrag zur Revifion der bisherigen Theorie von der chel. Gütergemeinfchaft, 
1808. (Ueber die Anficht von Schüler ſ. oben $ 230, Anm. 3). Deiters, Die ehel. Gütergemein- 
ichaft nad; Münfter. Provinzialr., 1831. Albrecht, Gewere, S. 258. Eichhorn, Deutih. Pr.-R., 
$ 300. — Dumder, Gefammteigenthum, 1843, ©. 210 flg., behauptet alleiniges Eigenthum 
des Ehemanned, 

4) S. Schmitthenner, Deutfches Güterrecht der Ehegatten, 1842, & 15—17, und Runde, 
Deutſch. ehel. Güterr., 1841, & 58, 59, 63. Eine Kritil der übrigen Anfichten, auf welche bier 
vertviefen werden kann, qiebt Rund: ebendaf., $ 64—66 (jedoch können nicht alle Gründe, welche 
er genen Haſſe vorbringt, gebilligt werben). 

5) Eine folhe Tiegt aber keineswegs ſchon im Gebraud; der Worte „Sammtgut, gelammtes 
Gut, gemeinfchaftliches, vermengtes, vermiſchtes oder gemeines Gut”, ja nicht einmal ftets im 
Gebrauche der Bereihnung „Sütergemeinfchaft, communio bonorum‘“, weil die frühere Theorie 
diefen Ausdrud ohne Unterfheidung der individuellen Cigenthümlichleiten der Statuten an— 
wandte, 

6) Es muß die Rehtsperänderumg ausgefprochen fein, was in den Statuten regel- 
mäßig fo geichieht, daß ein Miteigenthum zu gleichen oder zu ungleichen Quoten angenommen 
wird. So Nürnberg. Reform. dv. 1564, Tit. 28, 1. Hohenlohiiches Landr. I, 4, 3 1u. 2 
Hadeler Landrecht 3, 17. Landrecht der Graffcaft Lingen, $ 1, und das Recht zu Dortmund 
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drüdlich die Wirkungen eine® anderen rechtlichen Charakters deſſelben aufge- 
nommen find”), läßt es fich alsdann nach dem freilich mehrfach zu mobdifici- 
renden Begriffe 8) der Rechtögemeinichaft nach ideellen Theilen conjtruiren ?). 

Hiernach fließt das gefammte vor und während ber Ehe erworbene Ber- 
mögen beider Ehegatten dergeſtalt in eine ungetrennte Mafje zufammen, daß 
bie vor diefer Vereinigung bejtandenen bejonderen Nechte berjelben in der nun 
entjtehenden Berechtigung zu einem quoten Theile an der gemeinjchaftlichen 
Maffe aufgehen 19), die Größe diefer Quoten ift abgeſehen von beſonderen 


(abgebrudt bei Phillips, Eheliche Gütergemeinſchaft, 1830, S. 140 u. 141). Preuß. Landr. II, 
1, $ 345 flg. Statuten von Schweinfurt bei Philips, S. 133. Bamberg. Landr. v. 1769, 
Th. 1, Cap. 2, Zit. 1, $ 1. Fuldaifches Recht (Thomas, Syſtem aller Fuldaiſchen Privat- 
rechte II, ©. 29 fig. Göfmann, die Fehre dv. allgem. ehel. Gütergemeinfchaft mit bef. Rüd- 
fit auf die in d. Fuldaiſch. Particularr. vork. Beit., 1847, ©. 94 flg.) Lippifche Verordn. 
v. 27. März 1786 «bei Runde, Ehel. Güterr., ©. 511). Peterſſen, Das ehel. Güterrecht in 
den Städten und Flecken des Fürſtenthums Osnabrück, 1863. Kein genügendes Kriterium für 
biefes Syſtem ift das von Eichhorn, Einl., $ 300, VIII, angenommene, nämlid) die Be- 
ftimmung, daß die Güter der Frauen für die Schulden de Mannes haften ($ 331, 13), 

7) 3.8. ſpricht die Yippifche Verordnung ($ 8) die Idee des alten Gefammteigenthums 
(das Gleiche ftellt Peterfien a. a. DO. für Osnabrüd auf), das neue Bamberg. Yandr. dv. 1769 
a. a. D. wohl die Idee der juriftifchen Perfon aus. Gleiches findet auch Deiters im 
Münfterifhen Recht. Ebenſo die Gräflich Eaftell’fche Verordnung dv. 1801 (Arnold, Beiträge 
j. deutſch. R. I, 234). Das Bayerifche Recht von 1756 hat das Princip der Societät (Rau, 
Handb. d. Güter- und Erbredits d. Eheg. u. Bayer. Yandr., 1864, S. 123,) 

8) Solche Mobificationen betreffen die Unauflösbarkeit der Gemeinichaft, die Gebundenheit 
des einzelnen Theilnehmers in der Berfügung über feinen Antheil, und die überwiegenden Rechte 
des Mannes; ferner überhaupt die Ausdehnung ded Begriffs der communio auf die Gemein- 
ſchaft am ganzen Vermögen, und zwar nicht blo® ein fchon vorhandenes, fondern ſich im Yaufe 
der Ehe bildende (Deiters, S. 22); endlich die Veränderlichkeit des Umfangs der Quoten nad) 
Maßgabe particularrechtlicher Beftimmungen. 

9) Die Einwendungen, welche man gegen dieſe Konftruction macht, erledigen ſich größtentheils 
durch die Richtigftellung des Berhältniffes des Syſtems der Gütereinheit zum Syſtem der Güter- 
gemeinfchaft. Alles, was man dagegen jagen kann, wäre begründet, wenn man den Formalis- 
mus der communio juris zur Konftruction des biftorifchen und organifhen Gütereinheits- 
ſyſtems verwenden wollte; unbegründet dagegen, wenn es fi um die juriftifche Faſſung 
eines Syftems handelt, welches princiviell von dem Gefichtspuntte der materiellen Rechts— 
gemeinfhaft ausgeht. Während Roth in Bellker's Jahrb. II, S. 355 diefe Anficht mit 
befonderem Hinweis auf diefed Buch in ftarten Ausdrüden verwarf, fie für nicht#fagend und auf 
„Untenntniß der hiftoriichen Entwidelung“ beruhend hinftelte, hat er fie mum in feinem Syſtem 
des D. Pr.-R. II. ©. 69 nicht nur felbft angenommen, fondern bezeichnet fie fogleich als die- 
jenige, „welche allein mit der hiſtoriſchen Entwidelung im Einklang ſteht!“ Die Etiquettirung 
bes Verhältniſſes mit dem Zitel „deutſches Miteigenthum“, bei welchem zwar Theile vorhanden, 
aber deren Beſtimmung fein Bedürfniß fei (Stobbe, Deutich. Privatr., 4. Bd. $ 239 N. 30), 
macht doc mehr den GEindrud einer Berhüllung als einer Löfung der Schwierigkeit. Theile 
find ohne wenigſtens principielle Beftimmbarteit überhaupt nicht zu denfen; daran ändert es 
nichts, wein das praftifche Bebürfnig die Bollziehung diefer Beſtimmbarkeit nicht fordert. ©. 
jettt auch Heusler, Inftit. d. deutſch. Privatr. 1. Bd. (1885) $ 53, der hier von einer „Ge— 
meinberfchaft” ſpricht. Bgl. oben $ 77 Note 20. 

10) Die audgleihende Kraft der chelihen Gütergemeinſchaft vealifirt ſich aber nicht bei 
allen Theilen des eingebraditen Vermögens in gleicher Form. Bezüglich der Berechtigungen 
fachenredtliher Natur findet die fofortige Annahme ideeller Antheilrechte der Ehegatten in ber 
Negel kein vechtliches Hinderniß; nur müſſen letstere bei Rechten an Grundftüden durch den 
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Beftimmungen gleih !!). Dem Manne jteht die ge- und aufßergerichtliche 
Vertretung der Mafje zu. Wie bei der Gütereinheit gebührt ihm auch aus- 
Ichließlih die Verwaltung ſowie eine freie Berfügungsgewalt über die fahrende 
Habe; zur Veräußerung und Verpfändung des unbeweglichen Guts (auch des 
aus dem vorebelihen Vermögen des Mannes jtammenden) der gemeinjchaft- 
lihen Maſſe bedarf e8 dagegen aufer dem Kalle echter Noth des Willens 
beider Ehegatten !?). Gemeinjchaftlih werden auch die Schulden der Ehe— 
gatten, fowohl die vorehelichen ?), als diejenigen, welche während der Ehe der 
Dann contrabirt hat !*). Für die Handlungen der Frau haftet die gemein- 
Ichaftliche Maffe nur, wenn jie auf befonderem Auftrage oder auf aufßeror- 
dentlicher Vertretung de Mannes berubten, oder das ihr gehörende Gebiet 
des inneren Hauswejens ($ 231, Anm. 8) betrafen, jederzeit aber auch für 


Eintrag des Rechts auf die Namen beider Ehegatten im Grundbuche vollzogen werden. Was 
dagegen Forderungen betrifft, jo müßte an ihnen die Gütergemeinfchaft eigentlich durch theil- 
weife Eeifionen realifirt werden. Indeſſen ift dieß nicht nöthig. Auch Hier gilt der Sat (L. 3 
pr. D. pro soc. 17, 2): „Ea vero quae in nominibus sunt, manent in suo statu* — es ge— 
nügt, daß im praftifchen alle ihr Werth als zur Maffe gehörig behandelt wird. Nad Außen 
fommt jedenfall® dem Ehemanne die alleinige Vertretung kraft Rechtsſatzes zu. — Leber den 
Umfang der G.G. und über die Möglichteit eines Sondergut® gilt auch hier das oben $ 231, 
Anm. 2 u. 3, Bemerkte, 


11) Dies ift ein allgemeiner Interpretativfag, den das röm. Recht aus Anlaß der Societät 
feftgeftellt hat (8 1 Inst. de societ. 8, 26). Anders z. B. dad Hohenloher Yandr. a. a. DO. 82. 


12) Jedoch find diefe Grundfäge in den Statuten oft mobificirt, indem bem Manne bid- 
weilen ausgedehntere Befugniffe gegeben werben (3. B. Yippifche Berorbn., $ 8—10, vgl. darüber 
Meyer, Das Golonatr., 1855, Th. 1, ©. 317 flg.). Daß bier aud) die Frau bei einer Ver— 
fügung über bie vorehelihen Immobilien des Mannes zuftimmen muß, lehnt fich ohnedieß 
häufig an das ältere Inftitut der gefammten Hand an. — ©. auch $ 231, Anm. 6. 

13) Die vorehelichen Schulden der Ehegatten werden in der Weife gemeinfam, daß fie nun 
aus der ganzen Gütergemeinfchaftsmafje bezahlt werden müflen, und diefer Say gilt auch den 
Bläubigern gegenüber. Dagegen ift es nicht nothwendig, als Folge der G.«G. anzunehmen, 
daß ſich das formelle Schuldverhältniß nach außen ändere, fo daß dem Gläubiger ftatt feines 
urfprünglihen Schuldners num zwei Schuldner (im folidarifcher oder in ZTheilhaft) entftänden., 
Auch bier, wie bei Anm. 10, genügt es, den Gedanken der G.G. in der inneren materiellen 
Ausgleihung zu realifiren, welche durch Bezahlung der Schuld aus den Mitteln der gemein- 
jamen Maſſe bewirkt wird. Nach außen wird wiederum das Verhältniß durch die einheitliche 
ehemännliche Vertretung gededt. 


14) Die dur den Mann während der Ehe ober die rau im Hausweſen contrahirten 
Schulden erfcheinen auch nad Außen, da der Mann (bez. die Ehefrau) zugleich die Ehefrau (bez. 
den Mann) repräjentirt, fofort ald perfönliche Schulden beider Gatten. Hat aber die 
Frau ein Sondergut, fo kann dieß die Bedeutung haben, daß ihre Mithaftung für die ehelichen 
Schulden ſich blos auf ihren in der gemeiniamen Maſſe befindlichen Antheil beziehen folle; 
dies würde dann micht eine volle perfönliche, fondern nur eine limitirte Realverhaftung fein. — 
Immer ift hiernad) das Bermögen der rau der Willtür de8 Mannes in hohem Grade preis- 
gegeben; eine Entihädigungspflicht wegen Verſchwendung läßt ſich für den Fall der Auseinander- 
fegung nicht leicht conftruiren. Die Frau hat nur die außergewöhnlichen Rechtsmittel, welche 
oben, $ 229, 9) angegeben wurden, und nach den meiften Statuten kann fie ſich fo wie bei der 
Gütereinheit ($ 232, 1) einer fpäteren perfönlichen Haftung durch Verzicht auf ihren Antheil 
entziehen. 


398 Zweiter Theil. Drittes Bud). 


diejenigen Schulden der Frau, welche aus einem andern vechtlichen Grunde als 
aus einer willfürlichen Verfügung derjelben jtammen >). 

Bei der Auflöjung der Ehe werden die ideellen Antheile am gemeinfchaft- 
lihen Vermögen durch Theilung in reelle verwandelt 1%), Jedoch beſchränkt 
ſich das Recht des Leberlebenden in der Kegel nicht auf Ausſcheidung feines 
Antheils, indem ihm die (jreilih unter einander verjchiedenen) Particularrechte 
noch bejondere Erbanjprüdhe au dem Antheile des Verſtorbenen gewähren. 
Auch geſchieht meiftentheild die Ausſcheidung des Vermögens des Ueberlebeuden, 
wenn Kinder vorhanden find, nicht fofort, ſondern es gejtaltet fich dann ein 
neues eigenthümliches Güterverhältniß (vgl. $ 236). 


b) Partieuläre Gütergemeinfdaft. 
$ 234. 
Eine Gruppe von VParticularreshten und Statuten !) bejtimmt, daß die 


Rechtögemeinjchaft der Ehegatten nur au einem Theile der ehelichen Güter *) 
bejteben jolle, meiftens der f. g. Errungenſchaft, d. h. allen Erwerbe 


15) ©. $. 231, Anm. 11 u. 12, — Auch bei diefem Syftem ift die Perjönlichkeit der Frau 
in der Ehe nicht erlofchen; fie ift zwar nicht mehr die Specialeigenthümeriu ihres vorehelichen 
Vermögens, aber doch zu einem ideellen Theile der Gütermaſſe berechtigt, und nur durd) die 
Rechte des Diaunes temporär befchräntt. Daher ift fie aud) zu allen Berfügungen berechtigt, 
welche neben diefem ehemännlihen Rechte beftehen können, 3. B. zu legtwilligen Beſtimmungen 
über ıhren ıdeellen Theil. Anders freilich die Yippifche Berorbm. a, a. O. wegen ihres bejon- 
deren Principe. Daher muß man auch ebenfo wie bei der Gütereinheit den von ihr während 
der Ehe befonders contrahirten Schulden Rechtöverbindlichleit und, wenn nicht ſchon ein Sonder- 
gut die aldbaldige Realifirung geftattet, jedenfalls Wirkjamteit für den Fall der Auflöjung der 
Ehe beilegen, joweit nicht eine etwa beftehende Geſchlechtsvormundſchaft die Nichtigkeit der ohne 
Conſens ded Mannes contrahirten Schulden der Frau zur Folge hat. 

16) Preuß. Yandr. a. a. O., $ 637 u. 638, Nürnb. Reform 33, 5. Anders die Lippiiche 
Berord., 5 15, wegen ber Annahme der Confjolidation ded Geſammteigenthums. S. aud) 
Peterſſen a. a. O. für Osnabrüd., 

1) Eine gute, aber aud) die außerordentliche Verſchiedeuheit der Gejeggebungen im Detail 
beweifende Ueberſicht über diefe Statuten giebt Euler in der Zeitjchr. für deutſch. R., Bd. X, 
&.28—61. Dahin gehören z. B. Solmſiſche Gerichtsordn. v. 1571. Naflau-Cagenellenbogijche 
Gerichtsordu. v. 1711. Landrecht v. Trier dv. 1712, Untergerichtsordnung dv. Zweibrüden v. 
1722, Landrecht v. Baden-Baden v. 15885 und Baden und Hocdberg v. 1710, Württem«- 
bergifches Yandr. v. 1610 (Weishaar, Württemb, Privatr., $ 147 flg.). Reformation von Franl- 
jurt am Main von 1509 und 1578. Churpfälziſches Yandr. v. 1698. Codex Maximil. Bavar. I, 
6, 5 19 flg. Beſonders lehrreich ijt der Württembergiſche Entwurf eines ehelichen Güterrechts 
von 1840. ine beadhtenswerthe Darjtelung der Errungenſchaftsgemeinſchaft jegt aud bei 
Roth und Meibom, Kurheſſiſches Privatr. I, S. 397 flg., und bei Roth, Bayer. Civilr,, 1. Bd. 
©. 344 jlg. Als heſſiſche Praris wird dort die Auffafjung mitgetheilt, daß diefe Gemeinſchaft 
lediglidy in der Verpflichtung der Chegatten bejtehe, den Werth der von ihnen erworbenen 
Hequäftobjecte zu conferiren. Die Aunahme eines jolden obligatorijhen Borjtadiums vor der 
virklich realifirten Gemeinjchaft findet meines Wifjens in den fonftigen Ouellen feinen Anhalte- 
punkt, — man müßte denn etwa die frühere Idee der societas quaestuaria hierfür ausbeuten 
wollen ($ 233, Aum. 2). 

2) Das Syftem der Mobiliargemeinjchaft iſt particularrechtlich aud als jelbjtändiges 
Syftem ausgebildet. Cine gute Darftelung davon gibt Walter, Syftem, 5 217—221, 
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während der Ehe 3), wozu dann häufig auch alles fchon vorhandene bewegliche 
Gut gejchlagen wird *); feltener wird dieſe particuläre Gemeinfchaft auf den 
durch die Gejchäftsthätigfeit und Erſparung ber Gatten bewirkten ehelichen 
Erwerb beſchränkt (Kollaboration °). Biernach entjtehen drei Maſſen der ehe- 
lien Güter: 1) das gemeinjchaftliche Vermögen, welches nach denjelben Grund- 
fügen beurtheilt wird, als die Maſſe der allgemeinen Gütergemeinjchaft ©), 
2) das Propergut des Mannes, welches jeiner freien Dispojition verbleibt, 
3) das Propergut der Frau, welches der Mann in jeine Verwaltung”) nimmt 
und deshalb der einjeitigen Verfügung der Frau während der Ehe entzieht. 
Für die Schulden des Mannes haftet jowohl dejjen Propergut als die ganze, 
gemeinschaftliche Maſſe *); für die Schulden der Frau haftet während der Ehe 
nur ihr Propergut, und auch von diejem kann der Mann bie Exekution ab- 
weijen, wenn die fraglihe Schuld der Frau auf einem die Grenzen ihres ehe— 
lichen Verfügungsrechts überjchreitenden Kechtsgeichäfte beruht); für die von 
beiden Ehegatten gemeinjchaftlihd oder vom Manne als Vertreter der ehelichen 
Genoſſenſchaft und der Frau im Gebiete der engeren Hauswirthicaft contra- 
birten Schulden, jowie für Diejenigen, welche auf einer Verwendung für das 
gemeine Gut beruhen, haftet nicht blo8 die gemeinjchaftlihe Maſſe, jondern 
auch das Propergut beider Ehegatten 1%). Bei der Auflöfung der Ehe empfängt 
die rau ihr Propergut und ihre Hälfte am Sammtgute, wie es fich nad) 
Befriedigung der gemeinjchaftlichen Gläubiger herausſtellt. Was von dem Pro- 
pergute für ebelihe Zwede oder im Interejje des anderen Ehegatten aufge- 
braucht worden ijt, muß im erjten Falle aus dem Sammtgute, im zweiten 
aus dem Propergute des bereicherten Ehegatten erjeßt werben, was vom Sammt- 
gute für das Propergut eines Ehegatten, namentlich zur Bezahlung der bejon- 
deren Schulden des Mannes, aufgewandt worden ijt, muß dieſer an jenes 
zurüderjtatten 21). 

Dieſes Syitem, wie ed jeßt dogmatiſch ausgebildet ift, bat nur wenige 
Anknüpfungspunkte im älteren deutſchen Rechte und ijt zum großen Theile eine 

3) Württemb. Yandr, 111, 7, 2. Demnad gehören zum Sammtgut 1) da® von den Ehe— 
gatten während der Ehe durd Erjparung oder Gejchäftsthätigkeit Erworbene; 2) die Früchte 
des Properguts; 3) gemeinſchaftliche Erwerbungen durd Schenkung, Erbſchaft u. ſ. w. S. 
Phillips, Gütergemeinid., S. 257 fl. — S. aber Zimmermann im Arc. f. civ. ‘Prar., 
Bd. 47, ©. 322 jlg. 

4) Euler a. a. O., ©. 29 fig. 

5) Kurpfälz. Landr. 4, 12, Naſſauer Landesorbn. 4, 6, 1. Maynz. Landr., Tit. 3, 
5 2 und 3, 

6) Runde, Ehel. Güterr., $ 79, 3. In Württemberg wurde das gemeinſchaftliche Ver» 
mögen früher allgemein als Societätsmafje betrachtet. 

7) Die Rechte de8 Mannes find jedoch durchans fein Nießbrauch, wie Runde a. a. O. 
annimmt, 

8) ©. $ 233, Anm. 14. 

9) S. 53 231, Anm. 11, 

10) Eichhorn, $ 312, II, ©. $ 233, Am. 14, 

11) Weishaar, $ 158, 
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Erfindung der Doctrin des fechzehnten Jahrhunderts, welche das vermeintliche 
deutſche Societätsprincip (im Hinblid auf das entgegenitehende römiſche Recht) 
auf ein möglichjt geringes Maß zurüdführen wollte!?), Es empfiehlt fich 
ſcheinbar durch die Genauigkeit und Sorgfalt, mit der es bie einzelnen ehelichen 
Vermögensverhältniffe regelt. Näher betrachtet erjcheint es indefjen in mehr- 
facher Hinficht als bedenklich. Es widerftrebt dem fittlichen Charakter der Ehe, 
wenn es biejelbe dem Princip einer Erwerbögejellichaft unterftellt; es wird 
ungerecht, indem es ganz allgemein den überwiegenden Erwerb des Mannes 
zur Hälfte der Frau zutheilt (eine Beſtimmung, die höchſtens bei den niederen 
Arbeitsjtänden begründet fein fünnte); es führt nothwendig zu einem compli- 
cirten Abrechnungsverfabhren für die verjchiedenen Maſſen, welches der Natur 
des deutjchen ehelichen Lebens widerjpricht und ein damit unverträgliches Be— 
ftreben der teten Bewacung des Separatvermögens zur Folge haben muß. 
Endlich ift e8 überbieß nur durchführbar unter der Vorausjegung einer jtörenden 
Einmifhung der Behörden (z. B. gerichtlicher Inventarifation) in Verhältniſſe 
in denen lediglich die Freiheit des fittlihen Geiſtes der Betheiligten herrichen 
jollte. 


3) Das Syftem des ehemännliden Nießbrauchs. 
8 235. 


Nach manchen Gefeggebungen und bem Gewohnheitsrechte einzelner Yän- 
der!) haben die Rechte des Ehemannd am gefammten Bermögen ber Frau 


12) ©. oben $ 226, Anm. 9 u. 17. Allerdings ift nicht zu vertennen, daß ſich die Er- 
rungenſchaft al® neuere Bildung vorzugsweife an die fränkiſch-ſchwäbiſchen Rechte mit „gefammter 
Hand“ und „Verfangenſchaſt“ angefchlofjen Hat. Aber diefer Anſchluß ift nicht in natürlicher 
Bortbildung, fondern im völliger Veränderung bed Princip® erfolgt. Etwas Anderes ift es 
auch nicht, was Roth bei Better und Muth. 111. S. 352, aufftellt, wenn er fagt, die Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft beruhe darauf, daß man das Princip der geſammten Hand bezüglich aller 
Beftandtheile des ehelichen Vermögens — bis auf das in der Ehe Erworbene befeitigt habe. 

1) Ganz beſonders ausgebildet ift dieß Syſtem in den Ländern des hurfädfifhen 
Rechts, wo es unter der Auctorität der romanifirenden fächftfchen Praltiler, namentlich auf der 
Grundlage der ſächſiſchen Konftitutionen dv. 1572, entitanden ift, welche fi zwar an ben 
Sachſenſpiegel hielten, aber damit das römische Dotalrecht vereinigen zu fönnen glaubten ($ 226, 
Anm. 14); die vom letzteren abweichenden Beftimmungen des Sachſenſpiegels wurden num 
zum ususfructus maritalis und zur portio statutaria geftempelt. ferner ift es das Syſtem 
des Preußiſchen Landrechts. ine weitere Geltungsftatiftif ſ. bei Roth, Syſtem des D. 
Pr-R. II, $ 185. Die neueften zu diefem Syftem gehörenden Gefege find das der Stadt 
tübed v. 2. Febr. 1862 und von Oldenburg v. 24. April 1873. — Bgl. über das 
Spitem Haubold, Sächſ. R., $ 70 flg., und jest das Sächſ. Civilgefebb., $ 1655 fig. Schmidt, 
Borlefungen über Sächſ. Privatr., 2. Bd., ©. 38 flg. Sadje, Sähf. R., $ 143 flg. Heim- 
bad), Sächſ. R., $ 99 flg., und deſſen Abhandlung in feinen und Ortloff’s u. f. w. jurift. 
Abhandl., Bd. 1 (1847), ©, 161 fig. Runde, Ehel. Güter. $42—49. Preuß. Yandr. II, 
1,8 231. 345. — Das Defterr. Gefegb., $ 1218 flg., enthält ein modificirtes Dotalfyftem. 
Diefes oder der ehemännliche Nießbrauch gilt häufig für befondere Elafjen der Eimmohner, 3.8. 
den Adel, wenn das allgemeine Güterfyftem die Gütergemeinfchaft if. Ueber das Preuß. Recht 
j. Bornemann, Pr, Civilrecht, Bd. 5, ©. 72 fig. 
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(jofern nicht einzelne Theile als ſ. g. Receptitien ausdrüdlich vorbehalten wer- 
den) die Natur eines Nießbrauchs?) (ususfructus maritalis) erhalten. 
Die Frau ift hiernach auch während der Ehe zu allen Verfügungen berechtigt, 
welche unbejchadet des Niegbrauch8 vorgenommen werden können ?). Der Dann 
ift verpflichtet, fie und die Kinder jtandesmäßig zu erhalten, dieje Berbindlich- 
feit trifft auch die Gläubiger des Mannes, welche den Nießbrauch desjelben 
zur Concursmaſſe ziehen +). Eine Caution zur Sicherung der Reftitution des 
Trauenguts ift der Mann nicht zu ftellen verbunden 5). Dagegen gewährt die 
Praris der Frau eine ſtillſchweigende Hypothek am Vermögen deſſelben, und 
es gebühren ihr ohnedieß die Dotalprivilegien. Die Unterjheidung des Frauen» 
guts in Dotal- und Paraphernalgüter #) hat jedoch keinen Einfluß auf die 





2) Es entfcheiden alſo hier im Allgemeinen die Grundiäge des ususfructus und quasiusus- 
fructus, da der Gegenftand ein ganzes Vermögen iſt. Freilich beftimmen die Gejege den Umfang 
des ehemännlichen Rechts in mannigfadher Hinficht verichieden, 3. B. bez. der frage der Ber- 
fügung über Mobilien und Gapitalien der rau. — Die Behandlung der ehemännlichen Rechte 
als Niefbraud (melde ſchon im der Sächſiſchen Jurisprudenz des 16, Jahrh. ausgebildet ift) 
ift zwar eine äußerliche und mechanische, indem fie den tieferen Gedanten des ehemännlichen 
Genofjenjchaftsredhts zur Vertretung der Ehefrau in der ehelihen Berwendung ihred Vermögens 
der formel eines reinen Vermögensrechts opfert; dagegen darf freilich nicht verfannt werben, 
daß dasjenige, was dadurd am geiftigen Gehalte des Inftituts verloren geht, auf der andern 
Seite durch die leicht zu handhabende Technik der neuen Formel wenigftens theilmeije auf- 
gewogen wird. Uebrigens fagt ſchon Spener, De usufr. marital. 1726, $ 36: „Fructus bonorum 
omnium maritus, qua familiae caput, capit. Sed singulatim fructus uxoriorum bonorum, non 





mariti sed potius matrimonii lucro commodoque cesserunt. Non enim solus maritus matrimonii 
onera tulit.“ Jedenfalls liegt in der Auffaſſung der ehemännlichen Rechte als Niefbraud ein 
dbogmatifcher Gegenfag zu dem Spfteme der Gütereinheit. 

3) Daher kann fie zwar weder einen Gegenftand durch Veräußerung noch durd) Con— 
trahiren einer Schuld während der Ehe dem Nießbrauche des Ehemannes entziehen; dagegen 
lann für vorehelidhe Schulden das Frauengut jederzeit in Anfprucd genommen werden, und 
ebenforwohl auch für eheliche Schulden der frau, welche nicht auf einer Berfügung derfelben 
berubten. Denn der Nießbrauch des Mannes ergreift nicht die einzelnen Gegenftände, fondern 
die universitas des Frauenguts; im dem Begriffe des Vermögens ift aber die Möglichkeit einer 
Vermehrung und Verminderung und der Zufammenhang mit einer Berfönlichleit, die hier fort- 
dauernd wirkſam, obſchon befchränft ift, von felbjt gegeben. — Aber auch der Diann follte zu 
feiner einfeitigen Berfügung über das Frauengut berechtigt fein, die Frau behält das Vindi— 
cationsrecht. Bezüglich der Mobilien aber bejtimmen mande neuere Gefeggebungen in An— 
ſchluß an das ältere Recht anders. 

4) Die Auffaffung des ehemännlichen Rechts als eines „Nießbrauchs“, d. h. eines reinen 
Bermögersredhts, bringt es mit fi, daß num die Genojfenfhaftspflidht des Mannes 
als eine jelbftändig Hinzutretende gedacht werben muß. Anders bei der Gütereinheit, bei 
welcher Recht und Pflicht de8 Mannes in einem Begriffe verbunden find; daher würde aud) 
dem letteren Syſteme eine Ausübung der Rechte des Ehemannd durch die Concurägläubiger 
nicht entfprechen. 

5) Leber die Reftitution felbit gelten im Allgemeinen die gemeinrechtlichen Grundfäge unter 
analoger Anwendung ber beim Nießbrauche und der Dotalllage bejtchenden Normen. freilich 
ftimmen die Gefeggebungen nicht ganz überein, 3. B. bez. der Frage über die Erfagpflicht des 
Ehemanns, ob er nur für Vorſatz und grobes Berfehen (Preußen), oder für diligentia quam 
suis (Sachſen) einzuftehen babe. Bei ber Auseinanderfegung wird übrigens die praesumtio 
muciana angewandt. 


6) Da die ſächſiſchen Geſetze zwiſchen Dotal- und Paraphernalgut unterfcheiden und doc) 
16, Aufl. 26 
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Rechte des Mannes, welhe am gejammten Bermögen der Frau gleichmäßig 
bejtehen. 


4) Sortfehung der ehelichen Güteruerhältniffe nach Auflöfung der Ehe. 
$ 236. 

Die Wirkungen der Ehe auf die Geftaltung der ehelichen Güter können 
unter Zuftimmung ber Betheiligten auch jenfeitS der Ehe noch eine Zeit lang 
in ihrem factifchen Beſtande fejtgehalten werden; es ift eine beachtenswertbe 
Neigung des deutichen Rechts, ftatt der fofortigen Theilung mit ihrer ſchroffen 
Conſequenz das die Einheit des Familienlebens darftellende Verhältniß noch eine 
Zeit lang zu wahren, nur folgen daraus noch nicht die Anomalien, mit denen 
die Statuten meijten® die bereinjtige Auseinanderjegung behandeln. Dieß tritt 
nah vielen Barticularrechten in Uebereinjtimmung mit dem mittelalterlichen 
Rechte!) von felbjt ein, wenn der überlebende Ehegatte mit Kindern aus dieſer 
Ehe ald Miterben des verjtorbenen Gatten zufammentrifft ?); er bleibt dann 
mit den Kindern, die er zu unterhalten, zu erziehen und auszufteuern verpflichtet 
ift, in ungetheilter Were und übt über dad gemeinjfame Vermögen (zu welchem 
jedoch nur die aus der Ehe jtammenden Güter der Kinder ?), nicht auch ihr 
ſonſtiges Vermögen gehört) in der Regel diejelben Rechte aus, welche während 
der Ehe dem Manne zuftanden +). Bald bejteht demnach fein Recht in einem 
lebenslänglichen Nießbrauch an dem Grbtheile der Finder >), bald in dem ehe— 
männlichen VBerwaltungs- und Verfügungsrechte des Gütereinheitsſyſtems ®), 
bald ijt das Verhältniß eine fortgejette Sütergemeinjchaft (communio bonorum 


die Beftellung einer dos ungebräuchlich ift, fo bedurfte es eines neuen Kriteriums; dieß findet 
die Praxis in der Zeit der Illation, indem alle® zur Zeit der Eingehung der Ehe von der 
Frau Eingebradhte ald dos betradjtet wird. Heimbach, Sächſ. Redt, S. 192. Bornemann 
a. a. O. 

1) Sachſenſp. I, 11. 12. 18. 20, $ 3 und 4. 76. Der überlebende Vater behielt ſeine 
Gewere und Vormundſchaft ganz fo, als während der Che; die überlebende Mutter übte die- 
felben Rechte als Beiſitz aus, jedoch durch Geſchlechtsvormundſchaft beichräntt. 

2) Ueber Fübifches R. f. Pauli, Abhandl. I, S. 140. Brem. Stat. v. 1433, 7.8, 
Freiburger Stat. (1520) III. 3, Art. 4. Hamb. Statuten III, 3, 3, Fränkiſche Landgerichts— 
ordn. II, 90. Bamb. Landr. I, 1, 10, $ 5. Lippifche Verordn., $ 15 fl. S. Phillips, 
Gütergemeinfchaft, $ 214 flg. 

3) Dief läßt ſich innerlich volllommen redhtfertigen (a. A. Walter, $ 235, 7). Denn die 
Kinder fpielen in diefem neuen Güterverhältniß Lediglich ald Repräfentanten des verftorbenen 
Ehegatten eine Rolle. 

4) Bisweilen find die Rechte der Fran geringer. Pauli a. a. O., S. 142 fly. Imven- 
tarifation und Cautiongleiftung wird in der Hegel nid)t gefordert. 

5) Runde, Güterrecht, $ 112, Dieſes Recht, ſowie die Rechte des iüberlebenden Gatten 
in der fortgefettten Gütereinheit oder Gemeinfchaft beruhen durchaus nicht auf der väterlichen 
Gewalt oder dem elterlichen Rechte, deren Wirkungen vielmehr daneben beftehen, wenn fie nicht 
factiſch durch jene temporär abforbirt werden; vielmehr find diefe Rechte des überlebenden 
&atten juriftiih nur als geſetzliche Nachwirkungen des Einfluffes der Ehe auf das Vermögen 
zu betradten. 

6) Runde a. a. O. 8 113, 


. Das eheliche Recht. 3 236. 4053 


prorogata), eine Gemeinjchaft des Ueberlebenden mit den Kindern auf Gedeih 
und Verberb ?); ſehr eigenthümlich ift aber die Geftaltung, bei welcher die 
Rechte der Kinder den Charakter von Notherbrechten am künftigen Nachlaß des 
allein erbenden überlebenden Ehegatten erhalten 8). Dieje Fortjegung des ehe- 


7) Hier fällt Alles, was der überlebende Gatte erwirbt, im die gemeinfchaftliche Maſſe, 
fofern es aud) während der Ehe ein Theil der communio geworden wäre. Bon dem Rer- 
mögen der Kinder gehört im Zweifel nur das vom verftorbenen Gatten Ererbte, nicht aud ihr 
Ipäter Erworbenes oder auferdem fchon Beſeſſenes in die Gemeinſchaft. Im Betreff dieler 
gelten jedoch alle Grundfäte der ehelichen Gütergemeinſchaft. Es ift eine wahre Gemeinfchait 
auf Gedeih und Verderb; Bermehrung und Berminderung treffen beide Theile, und von einer 
Ausfonderung der Antheile kann erft die Rede fein, wenn alle auf der Gemeinſchaft haftenden 
Schulden abgezogen find. 

8) Scherer, Gütergemeinfh. I, $ 111. Runde, $ 115. — Hierher gehört auch das 
namentlich den fränkischen Statuten eigenthlimliche, vielgedeutete und oft verfannte ſ. g. Ber- 
fangenihaftsredht, wonach nicht allein die unbeweglichen Güter des Berftorbeneu, ſon— 
dern auch des Leberlebenden den Kindern „verfangen“ find. Manche verftehen darunter 
ein Eigenthum der Kinder am unbeweglichen Bermögen des Ueberlebenden (Runde, ©. 240; 
Dewies, Lichtftrahlen in das finfter ummöltte Beriangenfchaftsreht nach den Statuten der 
Herzogth. Jülich-Berg, 1833, S. 74, 75; jetzt auch Schröder, Geſch. des ehel. Güterr. II, 2, 
S. 204, u. 3, ©. 150, Anm. 16, und Zeitſchr. f. Rechtsgeſch, Bd. 10, ©. 441); Andere 
(3. B. Kraut, Vormundſch. II, S. 611) fehen darin eine Anwendung des Rechté der nächſten 
Erben. Die früheren Auflagen diefes Buchs gaben folgende Auffaflung: man ſchmolz die 
Rechte der Kinder am ehelichen Bermögen, wie e8 in der Hand des überlebenden Gatten ver- 
eimt war, zu einem Worte und einem Nechtsbegriffe zufammen, obichon fie auf ganz verfchie- 
denen Gründen berubten (einmal wirkliches Cigenthum in Bezug auf das vom par. praemort. 
Ererbte, dann die Rechte der nächſten Erben am Vermögen des Ueberlebenden); in dieſer Ber- 
einigung legte man dann dem neugeſchaffenen Begriffe eine jehr umfaſſende Bedeutung bei 
und bildete daraus ein ganzes Syſtem. Aber auch diefe Anficht trifft nicht das Richtige. Biel- 
mehr ift das Inftitut der Verfangenichaft aus dem fräntiichen Principe der gefammten Hand 
zu erflären, Hiernach jollten die beiderfeitigen Immobilien fchon während der Ehe ein rechtlich 
geficherted Kamilienftammvermögen bilden ; nad) dem Tode eines Gatten follte der Weberlebende 
hieran die lebenslängliche Yeibzucht haben, aber der Charakter jenes Stammvermögens ald eines 
wnantaftbaren, d. h. unveräußerlihen Familienguts follte für die nunmehrigen Intereffenten 
der Ramiliengenofienfhaft — den überlebenden Gatten und die Kinder diefer Ehe (demn bie 
Kinder einer zweiten Ehe haben feinen Theil daran) — verbleiben, bis das Verhältniß durch 
Tod des parens superstes ober Grundtheilung gelöft würde. In denjenigen Statuten nämlich, 
in welchen daneben ein f. g. Theilrecht galt, hatte der Ueberlebende das Recht, durch defini- 
tive Abtheilung mit den Kindern eriter Che (namentlih aus Anlaß einer zweiten Che) einen 
Theil der verfangenen Güter zu freier Dispofition zu erwerben. Will man nun diefen Zu— 
fammenhang juriftiih determiniren, fo wird man, glaube ich, den Gedanken am richtigften 
treffen, wenn man annimmt, daß mit dem @intritte der Berfangenfchaft eine interimiftifche 
Rehtsgemeinjhaft mit zunähft nur genofienfhaftlihen Rechten der Einzelnen 
ftattfindet, welche fich erft dann im Specialredhte derjelben verwandeln, wenn der Nießbraud 
des Weberlebenden aufhört oder Theilung vorgenommen wird. Während der Dauer jenes 
Nießbrauchs ericheint der Anspruch der Intereſſenten auf Realiſirung des Genoſſenſchaftsrechts 
ſuspendirt. Der Gedanke einer folhen Suspendirung der Kamiliengüterredhte liegt, wenn 
auch in anderer form, auch dem Principe des Sächſiſchen Beifigrechts des Leberlebenden zu 
Grunde, ift alfo deutfchrechtlich nichts Anomales. Was Stobbe, Deutfches Pr.-R. Bd. 4 & 225 
Note 20 hiergegen fagt, kann nicht für eine Widerlegung gelten, denn es ift noch niemals für 
unzuläffig angefehen worden, daß die Mitglieder eines genofjenfhaftlihen Verhältniſſes in ver- 
fchiedenem Umfange und in verjchiedener Weife betheiligt find. — Bgl. ferner Roth in Better 
u, Muther, Jahrb. III, S. 248 flg., und Sandhaas in feinem fräntifchen ehelichen Güterrechte, 

26* 
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lihen Güterverhältniffes wird beendigt 1) durch den Tod des überlebenven 
Ehegatten ?), 2) durch freiwillige Entfagung 10), 3) dur Antrag der Finder 
oder ihrer Vormünder auf Schichtung, zu welchem fie jedoch nur im Falle der 
Berwaltungsunfähigkeit oder Verſchwendung und ber Wiederverheirathung bes 
Ueberlebenven berechtigt find !!). Die Theilung, bei welcher die minberjäh- 
rigen Kinder durch bejondere Vormünder vertreten werben müſſen, gejchieht 
nad dem Maßſtabe des Erbrechts der Kinder, welches aus dem im einzelnen 
Falle ftattfindenden Güterjpfteme folgt; bei der Auflöfung der fortgefegten 
Gütergemeinjchaft erhält der überlebende Gatte häufig die Hälfte, die andere 
Hälfte wird unter die Kinder vertheilt, welchen eine empfangene Ausſteuer 
bierbei angerechnet wird 12). Die Abfonderung der Kinder aus der fortgefesten 
Gütergemeinjchaft hat in der Negel noch die befondere Wirkung, daß die abge- 
fchichteten Kinder erjter Ehe gegen die Kinder einer vom Ueberlebenden mit 
Gütergemeinfchaft eingegangenen zweiten Che in der Beerbung des gemein- 
ſchaftlichen Parens zurüdtreten und dieſen gegenüber nicht einmal den Pflicht» 
tbeil fordern fönnen ?3) 14). 


1866, ©, 256 fig. — Eine große Begriffsverwirrung hat das Wort „Berfangenfchaftsredht‘ 
in der Literatur des dor. Jahrh. erzeugt, wie man aus Fiſcher's Geſch. der beutjchen Erbfolge 
(1778) fehen kann. S. aud) die Zufammenftelung bei Dewies a. a. O., S. 56 flg., befonders 
aber die vortrefflihe Darftellung bei Wächter, Handb. de8 Württemb. Pr.-R. I, ©. 200 fig. 

9) Nicht ſchon beim Tode eines Kindes. 

10) Das Aufgeben diefer Rechte involvirt aber nicht auch ein Aufgeben der Rechte und 
Pflichten, welche aus der väterlichen Gewalt und der Eiternfchaft entipringen. 

11) Runde, $ 117. Hier wird häufig durch Einkindfchaftsverträge geholfen. — Wo auch 
Großjährigteit (Brem. Stat. 7. Lub. R. II, 2, 11) ein Recht zum Theilungsantrage giebt, 
tommt e$ vor, daß einzelne Kinber abgejchichtet werben, andere in ber Were bleiben; jene con⸗ 
eurriren dann nicht mehr bei der fpäteren Theilung. 

12) Runde, $ 118. Das Princip der Theilung (manche Particularredhte lafjen nad) Köpfen 
theilen) ift je mad) dem befonderen Charakter des Güterrechts des einzelnen Statuts verſchieden; 
bisweilen ift auch diefer befondere Charakter nicht confequent durchgeführt, fondern eine rein 
willtürliche Beftimmung getroffen. Ueber das Lübifche Recht ſiehe Pauli a. a. O., ©. 191— 215. 
— Immer follte als leitender Gedante angenommen werden, daß bei biefem Verhältniß die 
Theilung, welche gleich beim Tode des Parens hätte gejchehen follen, verfpätet worden ift und 
nun nad; demfelben Mafftabe von der jetzt vorhandenen Maſſe nachgeholt werben fol. Nach 
manden Statuten (Hamb. Stabtr. III, 1, 4; Lüb. R. II, 2, 31. 33) wird die Theilung nicht 
reell durchgeführt, fondern der Weberlebende bekennt fih nur zum Schuldner für die Abfdhich- 
tungsfumme (f. g. Ausfprud). — Nach dem osnabrüdifhen Rechte ift die Abtheilung der Kin- 
der nicht eine Ausſcheidung der ihnen gehörenden Erbtheile, jondern eine Abtheilung aus dem 
Bermögen, welches allein dem Ueberlebenden gehört, der dort als Alleinerbe des Berftorbenen 
gilt; Peterſſen, Ehel. Güterrecht des Fürftenth. Osnabrüd, 1863, S. 225, 

13) Der Grund dieſes Satzes liegt in dem Principe der Gütergemeinfchaft, nämlich der 
Rechtöveränderung. Das Bermögen des zur zweiten Ehe jchreitenden Gatten hört auf, fein 
Bermögen zu fein, e& wird Vermögen der neuen Communionsinterefienten; beim Tode eines 
Ehegatten wird nun deifen urfprüngliches Bermögen nicht wieder ausgeſchieden, jondern es ift 
in feinem ibeellen Antheile untergegangen, an welchem das Recht zunächſt nur den Kindern aus 
diefer Ehegenoſſenſchaft ein Erbrecht zuertennt. Runde, $ 119, Pauli, ©. 213 flg. Heife 
und Eropp, Abhandl. 11, S. 265, Anın. 4. Ueber noch andere willtürliche erbrechtliche Folgen 
der Theilung fiehe Hamb. Stat. II, 3, Art. 13. Eichhorun, Einleitung, $ 317. 

14) Uebrigens find Abtheilung und Abſchichtung der Kinder keine Redhtsiuftitute (wie 
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B. Linzelne ehelihe Vermögensverhäftniffe. 
1) Außfteuer. 
8 237. 


Die nad alter und ſehr allgemeiner Sitte von der Frau in die Ehe ge- 
brachten, bauptfächlich zur Einrichtung des Hausweſens und ihrem periönlichen 
Bebürfnifje dienenden beweglichen Gegenstände (Ausitattung, Ausjtener '), auch 
Mitgift) erhalten ihre rechtliche Stellung nach Mafgabe des ehelichen Güter- 
ſyſtems, in welches fie aufgenommen werden ?). Berpflichtet zur Gewährung 
einer ſolchen Ausjtener, deren Größe nach Yandes- und Stanbesfitte beftimmt 
wird, find bie Eltern der Braut, bei gewifjen Gutsverhältniffen (Yehn-, Stamm-, 
Golonatgütern) aber auch andere Verwandte ?). 


2) Morgengabe. 
& 238, 


Hie und da hat ſich die alte Sitte) erhalten, nach welcher der Dann 
am Morgen nach der Brautnacht der Frau ein Geſchenk giebt, die Morgen- 
gabe; in der Regel ift dieß eine freiwillige Gabe ?). Sie kann entweder jofort 
trabirt ?), oder nur für ben Fall des Todes des Mannes bejtimmt werben ; 


man glauben fönnte, wenn man von einer allgemeinen prineipiellen Behandlung der Kinder 
„in der Were” hört, fonbern lediglich Necdtsgefchäfte, deren Charakter nach den Umftänden 
des concreten Falld beurtheilt werden muß. Bon felbft verfteht ſich, daß fich von der obigen 
Abſchichtung von dem Vermögen eines verftorbenen Parens die von dem Vermögen eines nod) 
lebenden weſentlich unterfcheidet. 

1) Auch Brautihaß, Brautwagen, Heimſteuer genannt. So ähnlich auch diefe Ausſteuer 
äußerlich betracht der römischen Dos ift, fo ift fie doch feineswegs als ſolche aufzufaſſen. Man 
würde fonft die deutfche Ausfteuer völlig aus ihrem eigenthümlichen fittlich-rechtlichen Zufam- 
menhange entfernen und ihr einen fremdartigen, einem ganz anderen Gedankenkreiſe angehören» 
den Gefichtspunft aufnöthigen (anders die früheren Auflagen). 

2) Die rechtliche Unterfheidung eines römifchen Dos würde ganz unvereinbar fein mit der 
allgemeinen Gütergemeinfchaft, fofern fie nicht etwa den Charakter des Sonderguts haben jollte 
(Runde, Ehel. Güterr., ©. 316). Auch bei dem Syfteme des ususfructus maritalis und ber 
Gütereinheit könnte eine foldhe ihre Wirkung erft nach Auflöfung der Ehe bewähren. 

3) Hier hat die Ausſteuer freilich oft einen anderen Charakter, nämlich wenn fie eine Ab- 
findung wegen der Ausſchließung von der Gutsfolge ift. Darüber unten $ 253. 

1) &. ſchon L. Alamann. 56, cap. 2. L. Burgund. 42, $ 2. (Bgl. auch Gengler, 
Diss. de Morgengaba, 1843.) Sachſenſp. I, 20, $ 1. Scmabenfpiegel 19. Daß die Mor— 
gengabe in einer Beziehung zur Iungfräulichleit geftanden habe, ift allerdings wahrſcheinlich 
(f. auch Bayer. Yandr. I, 6, 16), obſchon nicht für alle Gegenden nachzuweiſen. Die neueſten 
Unterfucdungen darüber f. bei v. Marti, Das ehel. Güterrecht des Sachſenſp, ©. 216 flg., 
und Agricola, Die Gewere zu rechter Vormundſchaft, S. 503 fig. 

2) Früher mochte e8 wohl in manden Ständen nad) localem Gewohnheitsrechte eine 
Pflicht des Mannes fein, die Morgengabe zu geben, wie noch fpäter bei Ehen Adeliger in 
Sachſen (Haubold, Sächſ. Recht, $ 404). S. auch Bayer. Landr. a. a. DO.,83. 

3) Dieß war namentlid auch der Fall nach den ſüddeutſchen Rechtsbüchern. S. Kraut, 
Vormundſch. II, S. 546 flg. Alt-Bayer. Yandrecht, $ 131 (Hermann 87, 9). Schwabenſp. 20. 


406 Zweiter Theil. Drittes Bud). 


im erjten Falle erwirbt die Frau jofort das Eigenthum der tradirten Gegen- 
jtände, welche aber während ber Ehe wie das übrige Frauengut in der Hand 
des Mannes verbleiben *), im letteren Falle erwirbt fie es erſt beim Tode 
deſſelben *). 


3) Witthum?). 
8 239. 


Eine Wittwenverſorgung kann durch Rechtsgeſchäfte?) der verſchiedenſten 
Art bewirkt werden, ſowohl durch letztwillige Verordnung, als durch Geſchäfte 
unter Lebenden. Nach dem mittelalterlichen Rechte werden für dieſen Zweck 
beſonders das Leibgeding (Leibzucht, Witthum, vidualitium) angewendet, 
wonach der Ehefrau der lebenslängliche Nießbrauch an beſtimmten Theilen des 
Vermögens des Mannes beſtellt wurde, deſſen Ausübung aber bis zur Auf— 
löſung der Ehe ſuspendirt blieb). Dieſem Verhältniſſe entſpricht die heut— 
zutage *) unter dem Namen Witthum vorkommende Wittwenverſorgung, welche 
bald in der Ueberlafjung einer Wohnung (Wittwenfig), bald in dem Nieh- 


Ueber den Charakter der Morgengabe nad; dem Sachſenſpiegel |. Albrecht, Gewere, ©. 261, da- 
gegen aber Kraut a. a. O., ©. 588; jetzt von Marti u. Agricola a. a. O. 

4) ©. ſchon Bayer. Landr. 12, 9 (Hermann 87), Kraut a. a. O., ©. 549. ©. aber 
Preuß. Landr. II, 1, $ 207, Ein wahres Sondergut bilden aber die Gefchente, welche die Frau 
unter dem Namen: Spiel-, Trüffel-, Nadelgelder vom Manne erhält. S. Pauli, Abhandl, aus 
dem Lüb. R. II, ©. 52 fig. 

5) Immer aber ift auch hier ein jetzt ſchon wirlſames Recht an der Morgengabe beftellt, 
welche deshalb auc auf die Erben der Frau übergeht. Darin unterſcheidet fich die bloße Leib- 
zucht, von welcher das Bremifche Ritterrecht 6, 1, und das alte Berg. Landr., $ 14 (bei La— 
comblet, Arch. I, 1, 86) reden, obſchon fie den Namen Morgengabe gebrauchen, und bie fpätere 
ſtadtrechtliche „gelobte Morgengabe“, welche nur die Bedeutung einer ber Wittwe vertragsmäßig 
zugeficherten Berforgung und Jllatenabfindung hatte (Agricola, ©. 525 flg.). — Uebrigens ver- 
tiert die Frau die Morgengabe im Falle einer durch ihre Schuld herbeigeführten Scheidung, 
nicht aber im Falle ihrer Wiederverheirathung. So richtig Walter, $ 202, 6, 7. 

1) Ueber den Urfprung des Worte (vd. widmen) f. Phillips im den Münchener gel. An- 
zeigen, Bd. 19, Nr. 222; daraus kann jedoch für das heutige Recht feine Conſequenz gezogen 
werben. 

2) Auch durch unmittelbare gefegliche Beftimmungen, 3. B. erbrechtliche oder ſolche, welche 
das Berhältniß der Wittwe zum Vermögen der Kinder reguliven (Beifit). 

3) Sadjjenfp. I, 21: „Man muz auch wol vrowen eigen gebn zu irme libe mit der 
erben gelobede, swie jung daz sin, binnen deme gerichte, dar daz eigen 
inne ligt, in ielicher stat, deste dar konges ban sie. Libzucht kan 
den vrowen niman brechen, en weder nach geborne erben noch chein man, uffe den daz gut 
erstirbt, sie en verwirkez selben — —, Wirt san ein man mit rechte von sime wibe ge- 
scheiden, si beheldet doch ihre libzucht, di he ir gegeben hat an sime eigen‘, Auch der 
Dann kann die zu Leibzucht angewiejenen Grundftüde der Frau nicht durdy eine Dispofition 
entziehen. Kl. Kaiferr. 2, 100. Schmwabenfp. (Wadern). 21. Wlbrecht, Gewere, S. 223 fig. 
Kraut, Vormundid. II, S. 527 fig. Edarbdt, Zeitfchrift für deutfh. R., Bd. 10, ©. 446 fig. 
Agricola, Gewere zu rediter Vormundihait, S. 480 flg., und v. Martig, Ehel. Güterr. des 
Sadjienfp., ©. 193 flg. Ueber Leibgeding am Lehen f. oben $ 117, Anm. 4. (v. Dartig a. a. 
O., ©. 205 flg.). Ueber das Peibgeding beim Herrenftande ſ. Schulze, Das Erb- und Fa— 
milienredht der beutichen Dynaften, 1871, ©. 88 fig. 

4) Am weiften fommt jie bei dem Grundadel vor. 
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brauche von Grundſtücken und Gapitalien, bald in der Bejtellung von Natural» 
oder Geldrenten befteht). Im der Regel ijt fie eine freiwillige Handlung 
des Mannes; bie und da kann fie aber auch nach Gejek oder Gewohnheits- 
recht gefordert werden. Sie endigt nach den meijten neueren Geſetzen mit ber 
Wiederverheirathung der Wittwe ®). 

Gine andere Art der Wittwenverforgung wurbe üblich, als beionders in 
den Ehen Üdeliger von der Frau auch Capitalvermögen als Heirathsgut einge- 
bracht zu werden pflegte; in Rückſicht auf ein folches Einbringen wurde vom 
Dianne eine gleih große ſ. g. Contrados (MWiderlage, Gegenvermächtniß, 
donatio propter nuptias) bejtellt, welche von den Erben des Mannes bei 
deſſen Tode ausgezahlt und bei verzögerter Auszahlung verzinft werden mußte 7). 
Dieſes Rechtsverhältniß hat jpäter in Sachſen*) die Deutung als eine Leib— 
rentenberedhtigung der Wittwe (dotalitium) gefunden, welche an die Stelle 
des Nücdempfangs ihres Eingebrachten und des Gegenvermächtniffes tritt und 
in dem Anfpruche auf die doppelten Zinfen (gemäß einem älteren Zinsfuße 
von 10 Procent) diefer VBermögenstheile beiteht. Hiernach hat die abelige 
Wittwe in Sachſen geleglih die Wahl, ihren Brautfchag neben dem Gegen- 
vermächtnik zurüdzufordern, ober die Xeibrente von den Erben des Mannes 
anzunehmen ?), zu deren Zahlung auch die Nachfolger im Lehen oder Stamm- 
gute als folche verpflichtet find. Vertragsmäßig und dann bisweilen mobdificirt 
findet fib das Verhältniß auch außerhalb Sachſens. 


5) Brem. Nitterr., Tit. 7,$ ı u. 4. Cod. Maxim. Bavar. I, 6, $ 15. Kamptz, Died- 
lenb. Eivilr., $ 203. Preuß. Sandr. IL, 1, 8 467 fig. Haubold, Sächſ. R., $ 406 (Einge- 
ſchneidel). Sächſ. Eivilgefetb., $ 1705, Defterr. Gejegb., $ 1242— 1244. Beſteht das Witthum 
in einem Niefibrauche, fo braucht die Wittwe feine Caution zu leiften. 

6) Eichhorn, Einl. $ 306, behauptet, daf im Zweifel das Witthum Tebenslänglich fei (mit 
Ausnahme des Wittwenfiges); dieß widerfpricht der faft Üübereinfiimmenden Beftimmung der 
neueren Geſetze, welche das Witthum als eine Berforgung der Wittwe, fo lange fie im Wittwen- 
ftande bleibt, anfehen. Edardbt a. a. O., ©. 493. 

7) Die Natur diefes Inftituts if, wenn fie ſich nicht aus der Abficht der Parteien ergiebt, 
unflar und ſchwankend. Häufig follte damit nur das alte Leibgeding bezeichnet werden, worauf 
man dann irrthümlich die Grundſätze der römischen donatio propter nuptias anwandte. ©. 
Eifenacher Rechtsbuch (Ortloff) II, 20, Ecdardt a. a. D., ©. 462 bis 487. Wgricola, Gewere 
j. rechter Vormundſchaft, S. 608 flg. Eichhorn, Einl., $ 304 und 305 (Phillips, D. Pr.-R., 
$ 1321. S. Bayer, Yandrecht 11, 17 (Heumann, 88), Schwabenſp. 23. — Cod. Maximil. I. 
6,8 14. Preuß. Landr. I, 1, $ 456. Kamptz, Medienb. R., $ 202 (augmentum dotis). 
Defterr. Gefetb., $ 1230. Laspeyres in der Zeitichr. f. deutih. R., Bd. 6, ©. 45 fig. 

8, Sächſ. Konft. v. 1572, II, e. 42 u. 44. Haubold, Sächſ. Recht, $ 395 flg. Zachariä, 
Sächſ. Lehnr., $ 197 fig. Sachſe, Großherzogl. Sächſ. R., $ 538. 

9) Vorandgefett wird probatio dotis illatae. Jedoch hat die Wittwe dann für biefe 
Forderung die Dotalprivifegien. Es ift eine wahre Leibrente, melde nicht auf die Dauer des 
MWittwenftander befchräntt ift. — Im $ 1705 des ©. Civilgefegb. wird diefes Inftitut, gemäß 
dem Mandate v. 31. Jan. 1829, Art. 99, 101, als antiquirt vorausgefegt. 
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Zweites Capitel. 
Das elterlihe und Kindesredt. 


Einleitnng. 
8 240. 

Die elterliben und Kindesrechte find gegenjeitige Rechte an der Perion. 
dene fommen beiden Eltern als ſolchen zu; aber dem Water gewährt bas 
Recht in Gemäßheit feiner natürlihen Stellung auch bier ein Uebergewicht. 
Dieje ftärlere Berechtigung des Vaters trat im älteren beutichen Rechte in 
der Form einer VBormundihaft (Mundium) über die Kinder hervor, melde 
jedoch den geſammten Inhalt feines Antheild® an den elterlichen Rechten nicht 
erſchöpfte!). Von den allgemeinen elterlichen Rechten löſte fich jo eine Summe 
bejonderer elterliber Rechte des Vaters ab, welche neben jenen ihr jelbitän- 
diges Dafein hatten; nachdem der ftrenge Begriff der väterlichen Vormund- 
ſchaft untergegangen war, hat man jie unter dem Namen väterliche Gewalt 
zufammengefaßt und ihnen zugleich einige der wichtigjten Wirkungen der väter- 
liben Gewalt des römijchen Rechts angeſchloſſen ?). 


1 Bie allgemeinen elterlicdyen und KRindes Nechte. 


g 241. 
Eltern und Kinder find ſich gegenfeitig Alimentation fehuldig!). Die 





1) Kraut, Vormundfchaft II, ©. 602 — 618, Rive, Vormundicaft 2. Bb., S. 174 fig. 
Manches Interefiante bietet au Trummer, Bortr. über merlkw. Erfdein. in d. Hamburg, 
R. G., Bd. 3, ©. 340, 

2) Nur diefe Auffaffung der väterlichen Rechte läßt fich nad deutſchem Rechte rechtfertigen ; 
die väterliche Gewalt ift nur ein gefteigerte® elterliches® Recht. Gewiß ift e8 unrichtig, jene be» 
fonderen Rechte als folche Heutzutage zu ignoriren und namentlich die Geltung einiger wichtigen 
Wirkungen der römifchen väterlihen Gewalt in Abrede zu ftellen (f. die bei Kraut, ©. 618, 
Citirten), oder diefe Anficht in der Form auszuſprechen, daß auch der Mutter heutzutage eine 
potestas zufomme (mie bieß in einzelnen Particularrecdhten allerdings geſchieht, Eropp im f. und 
Heiſe's Abhandl., S. 288, und Kraut, S. 681), Aber noch unrichtiger fcheint e8 mir zu fein, 
wenn man die Geltung bed römifchen patria potestas ihrem principiellen Charakter nad) be— 
hauptet, Denn biefer enthält, ebenfo wie die manus über die Frau und die Herrichaft über 
die Sclaven, eine den Vermögensrechten analoge Berechtigung an Perfonen — ein Charatter, 
der im neueſten römifchen Rechte zwar durd große Milderungen feiner Wirkungen zurüdtritt, 
aber doch noch immer vorhanden if. Die Natur der väterlichen Rechte in Deutichland, felbit 
ded alten Mundiums, hat aber mie diefe Bedeutung gehabt; hier war immer das natürliche, in 
der fittlihen Organifation der Familie begründete Schutzrecht und die Schutzpflicht be 
Baters die Grundlage, welches die Perjönlichleit des Kindes nicht weiter beſchränkt, als jenes 
Schutzverhältniß fordert ; daher es auch nur bis zur Selbftändigkeit des Kindes dauerte. Und 
diefer Charakter der väterlichen Rechte beftcht auch heute noch. Von der römifchen patria po- 
testas find mur einzelne Wirkungen auf das elterliche Recht des Vaters übertragen. 

1) ©, hierüber, ſowie überhaupt über diefe Lehre die Ausführungen von Schmidt, Vorlef. 
über Sächſ. R., Bd. 2, ©. 84 fig. 
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Eltern find verpflichtet, die Rinder zu erziehen, jedoch hat der Water bei ber 
Anordnung der Art der Erziehung die überwiegende Stimme; baffelbe gilt 
auch in Betreff der Beftimmung des Glaubensbekenntniffes, in welchem die 
Kinder in gemifchten Ehen erzogen werden follen ?). Das Recht und die Pflicht 
der Erziehung fommt im Falle des Todes oder der Unfähigkeit des Vaters 
der Mutter zu, jelbjt wenn fie zu einer zweiten Ehe fchreitet ?). Beide Eltern 
gleihmäßig +) haben heutzutage das Recht, die Eingehung einer beftimmten Ehe 
des Kindes durch Verweigerung ihrer Gimwilligung zu verhindern. Auch in 
Deutfchland bejtehen ferner die rechtlichen Wirkungen, welche jchon das rö— 
mifche Recht aus der fchuldigen Ehrfurcht der Kinder gegen die Eltern hervor— 
gehen läßt). Die Vermögensrechte dagegen, welche dem überlebenden Ehe— 


2) Man ging früher davon aus, daß eine Aenderung des Glaubensbelenntniffes der Kinder 
in einer nicht gemifchten Che, ohne gleichzeitige Glaubensänderung der Eltern, durch will- 
firliche Beftimmung der leteren, bez. des Baters, überhaupt unzuläffig fei; ob es auch fünftig 
feftgehalten werben fann, daß die civilrechtliche Berechtigung der väterlihen Gewalt mit 
der kürchlichen Verpflichtung des Vaters jo in voller Congruenz bleiben muß, darf nad dem 
neueften Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche mindeften® bezweifelt werden. — Sonach fam 
diefe Frage hauptfählih nur bei gemifhten Ehen zur Beantwortung. Die civilrechtliche 
Grundlage ift bier die, daß die Kinder in der Religion de8 Vaters zu erziehen find, und 
daß dieß auch mach dem Tode des Vaters nicht durd die Mutter u. f. vo. geändert werben kann. 
Manche Gefetze haben diefe Regel für unabänderlid; erffärt. Iſt Tetstere® nicht der Fall, fo hat, 
wenn ein andere® Glaubensbelenntnig der Kinder gewählt werden foll, gemeinredhtlich der 
Vater allein darüber zu enticheiden, und das von ihm Beftimmte kann auch nad, feinem Tode 
nicht durch die Mutter oder fonftige Erziehungsbereditigte geändert werden; dem Water aber 
muß allerdings das Recht zugeiprochen werden, das von ihm im bdiefer Hinficht Beſtimmte 
fpäter auch wieder zu ändern. Gemeinrechtlih muß man annehmen, daß diefes Recht der 
väterlichen Gewalt civilrechtlich nicht durch einen Ehevertrag beichräntt werden kann (Puchta, 
Einl. in d. Recht der Kirche 1840, ©, 91). Indeſſen haben im Gegenfate hierzu neitere Ge- 
fee beftimmt, daß eine Wenderung jener natürlichen Grundregel nicht durch einfeitige Be— 
ftimmung des Vaters, fondern nur durch eine gemeinfhaftlidhe Verfügung beider 
Gatten, alfo durdı einen Bertrag derielben bewirkt werben könne, der dann jelbftverftänd- 
lich auch nad dem Tode des einen Gatten unabänderlich bleibt. Bon men aber aud eine 
Verfügung über das Glaubensbefenntniß der Kinder ausgehen möge, — diefe jelbft find nur 
bis zu ihrem religiöfen Unterjcheidungsjahren daran gebunden. — Die neueren Gefete find bis- 
weilen ohne rechtes Princip und ohne eigentlihe Grundregel; manche gehen auch von einer 
anderen Grundregel aus, daf nämlich die Kinder dem Gefchlechte nach rücfichtlich des Glaubene- 
betennntifjes zwiſchen Water und Mutter zu theilen find; manche endlich, wie das K. Sächſ. 
Geſetz dv. 1. Nov. 1836 find durch eine zu große Aengftlichkeit beherricht und gerathen dadurch 
mit dem Yeben in Widerfprucd, indem fie die Abichliegfung des Vertrags dur Formvorſchriften 
und Zeitbeftimmmungen zu fehr befchränten, Obrigteitlihe Dispenfationen find bei feinem Syſtem 
zu entbehren. 

3) ©. 3. B. Pr. Yandr. II, 18, $ 315 u. 317. Oeſterr. Geiekb., $ 218. Anders bas 
Kurheſſ. Recht bei Roth u. Meibom I, & 128, 

4) Goeschen, Doctrina de matrimonio (1848), p. 10, Nichter, Kirchenrecht, $ 254. In— 
defien ift die jetst durch das Reichsgeſetz v. 6. Febr. 1875 $ 29 dahin beftimmt, daft cheliche 
Kinder die Zuftimmung des Vaters und mac deffen Tode die Zuftimmung der Mutter bez. 
des Bormunds nur biß zu ihrem 24. bey. 25. Yebensjahre bedürfen. 

5) Dienfte, welche über bie natürliche Verpflichtung der Kinder zum Gehorfam und zur 
gewöhnlichen Beihülfe hinausgehen, können die Eltern nicht verlangen. Weber die beftrittene 
Frage, ob die Kinder für dem Eltern geleiftete Dienfte Erfat fordern fönnen, ſ. Kraut, Vor— 
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gatten nach vielen Particularregten an dem aus dem Nachlafje des verjtor- 
benen jtammenden Bermögen der Kinder in einer Fortſetzung ber ehelichen 
Güterverhältniſſe zufteben, ruhen nicht auf diefem Boden, fondern in einer 
Steigerung der Wirkungen der Ehe auf das Vermögen ®). 


2) Bie befonderen Rechte des Waters (väterliche Gewalt). 
8 242, 
Die befonderen Nechte des Vaters (die j. g. väterliche Gewalt) betreffen 
das Vermögen des Hausfindes 1); der Inhalt derjelben wird heutzutage im 
Wejentlihen nach den Wirkungen der väterlichen Gewalt im neuejten römijchen 
Rechte beftimmt ?). Nur erkennt das deutſche Recht in diefer f. g. väterlichen 
Gewalt fein Hinderniß zur Vornahme von Nechtögejchäften zwijchen dem Vater 
und den Rindern), wodurch thatjächlih von ſelbſt die Möglichkeit einer An— 


mundſch. 11, ©. 638 flg. Nad) heutigem Rechte kann ohne Zweifel zwifchen Vater und Haus— 
kind ein rechtsbeftändiger Dienftvertrag abgeſchloſſen werden. Iſt fein foldher Vertrag vorhanden, 
fo wird Alles auf die Art der Dienfte, namentlich auch darauf antommen, ob e& ſich blos um 
einzelne Hülfsleiftungen, oder um ein beftändiges und georbnetes Dienftverhältniß handelt, wie 
es fonft nur gegen Lohngewährung ftattfindet. Selbftverftändlid muß bei der reditlichen Beur- 
theilung auf die im dem gefjellichaftlichen Kreiſe der Parteien herrſchenden Vorftellungen Rüd- 
ficht genommen werben. 

6) ©. oben $ 236, 3. Ueber ein in früheren Quellen der Mutter außerdem bisweilen 
geftatteted Nießbrauchsrecht am Vermögen der Kinder j. Kraut a. a. D., ©. 688 fig. 

1) Die Einwirkung des Vaters auf die Berfon des Kindes, das Erziehungs- u. Züdjtigungs- 
recht, fan heutzutage nur als Wirkung feines hervortretenden Antheils an den allgemeinen 
elterlichen Rechten gelten. — Sehr eigenthümlich ift die particularrechtlice Auffafjung, melde 
bem Bater neben feiner väterlidhen Gewalt aud) noch die von jemer ganz unabhängige Stellung 
eines gewöhnlichen Altersvormunds im modernen Sinne beilegt und ihn in diefer Eigen- 
ihaft nicht nur der Obervormundſchaft unterordnet, fondern auch allen übrigen Vorſchriften 
über die Vormundſchaft unteritellt; daher denn auch diefes Recht aufhören kann, obſchon die 
päterlihe Gemalt noch fortdauert, und umgekehrt. So Roth; und v. Meibom, Kurheſſ. Privatr. 
1, $ 132, Daß dieſe Auffafjung nicht allgemein gilt, fieht man 3. B. aus Steinader’8 Braun- 
ſchweig. Privatr., S. 62, und aus der Behandlung im Sächſ. Civilgefegb., weldes das Ber- 
hältniß des Vaters zur befonderen Bevormundung (4. B. $ 1815, 1816; Schmidt, Vorlej. über 
Sidi. R. 2, ©. 89) fehr zweckmäßig regulirt. Konfequenter im jener Aneignung eine® Ver— 
waltungsmecanismus (aber geletsgeberifh faum zu empfehlen) würde es jein, die ganze 
väterlihe Gewalt lediglich von dem Geficdhtöpunfte einer Bormundſchaft zu behandeln, 
welche ſich freilich in Beziehung auf Form und Selbitändigleit von der gewöhnlichen Altersvor- 
mundſchaft mehrfach unterſchiede, — immer aber fo, daß in diefem Begriffe Alles, was man 
fonft zur väterfihen Gewalt rechnet, zufammengefaßt würde. So Baumeifter, Hambnrg. 
Privatr. 2, ©. 43 fig. Gemeinrechtlich kann wohl mur der einzelne, im Terte zu Anm. 5 
angeführte Sat behauptet werden. 

2) Das widhtigfte Recht, die Verwaltung und der Nießbrauch am Bermögen der Kinder 
(welchen der Vater auch am den aus der Theilung der fortgefegten Gütergemeinichaft ftammen- 
den Gütern hat), ftand ihm ſchon mad der älteren Vormundſchaft zu. Kraut a. a. O. II, 
©. 606 fig., 622. Partieularredjt und Praxis haben nun zwar die Wirkungen der väterlichen 
Gewalt oft im Einzelnen modifieirt (Kraut, S. 619 flg.), aber die Darftellung dieſer Ab- 
änderung gehört nicht hierher. ©. jeyt Sächſ. Ciilgeſetzb., $ 1811 fig. 

3) Die ältere romaniftiiche Jurisprudenz anerkannte biefen Sat auch, rettete aber ihr Ge— 
wiffen durch Annahme einer fingirten Gmancipation ad hoc. Schmidt, Vorlefungen über 
Sächſ. Pr. R., Bd. 2, ©. 95. 
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wendung des Peculienrechts auf ein jehr geringes Maß zurüdgeführt wird *). 
Im Uebrigen legt eine allgemeine Rechtsanficht dem Hausvater auch die Funktion 
eines natürlihen Vormunds der minderjährigen Hauslinder im Rechtsverkehr 
mit Dritten bei, indem er fie in dieſer Beziehung ſowohl gerichtlich als aufer- 
gerichtlich zu vertreten bat 5). 

Diefe befonderen Rechte des Vaters entſtehen aus denjelben Gründen, 
aus denen die väterlihe Gewalt nach römiſchem Rechte entjtand; auch der Le— 
gitimation ®) wird jegt dieſe Wirkung beigelegt. Sie erlöfchen, 1) wenn 
die Kinder einen von der elterlichen Wirthſchaft getrennten befonderen 
Haushalt anlegen, d. h. ein felbjtändiges, auf die Früchte eigener Erwerb- 
thätigfeit und eigenen Vermögens dauernd gegründetes Yeben beginnen, deſſen 
Begriff aber weder die Fortbauer Heiner väterlicher Unterftügungen ausſchließt, 
noch unter allen Umftänden eine äußere Trennung von dem Haufe des Vaters 
erfordert”); den volljährigen Kindern jteht die Anlegung einer bejonderen 


4) Kraut, ©. 635 fig. Diefe Abänderung entfpricht dem urjprünglicden Charakter des 
Nechtsverhältnifies zwiſchen Vater umd Kind in Deutfchland, welder fi auch im neueren 
Rechte erhalten hat. ©. 3. ®. Cod. Maximil. Bavar. I. 5, $ 2, Sächſ. Decif., 14, v. 1746. 
Sächſ. Civilgeſetzb., $ 1827. Kurpfälz. Yandr. I, 27, $3. Mayız. Yandr., Tit. 30,8 1 
u, ſ. w. Uebrigens wird den minderjährigen Hauslindern bei Rechtögeichäften mit dem Vater 
ein Curator ad hune actum beftellt. 

5) Dieſer Say erhält feine Bedeutung durch die jetzt allgemein anerlannte unbeſchränkte 
Erwerbs- und VBermögensfähigkeit der Haustfinder. Die Vertretung des Hausvaters beichräntt 
fi) aljo nicht auf die durd) die Verwaltung des Adventitienguts veranlaßten Handlungen, jon- 
dern geht darüber hinaus, indem fie das allgemeine Vertretungsbebürfniß einer vermögens- 
fähigen Verfönlichteit überhaupt befriedigt. Diefe Function ift aber nicht mechanifch in den 
Begriff der modernen Bormundicaft einzurahmen, fondern ift wie eine Wirkung der väterlichen 
Gewalt al einer organifch = fittlihen Nechtöftellung anzufchen. Sie erfcheint mithin als ein 
fortwirfende® Moment des alten väterlichen Mundialrechts. S. jest Sächſ. Civilgefetb., $ 1821. 
Schmidt a. a. O., ©. 89. 

6) Die Legitimation und Adoption war dem deutfchen Rechte unbekannt; jene wurde all» 
mählich nur mit der Wirkung anerkannt, den Malel der unehelichen Geburt zu tilgen (als 
j. g. legitimatio minus plena). Heutzutage genügen diefe Acte zwar zur Begründung ber 
väterlichen Gemalt (oder bei Perſonen mit jelbjtändigem Haushalte zur Begründung des 
Familienrechts), aber in manchen anderen Rechtöverhältnifien, namentlich erbrechtlichen, erjeten 
fie nicht immer das Erforderniß ber ehelichen Geburt. S. $ 250. 268. 274, 4. — Von einem 
Zurüdfallen der Entel in eine großväterliche patria potestas beim Tode ihres Vaters kann jetzt 
faum mehr die Rede fein, da nad deutſchem Rechte der Sohn, der eine eigene Familie gründete, 
in der Regel aus der väterlichen Gewalt gejchieden war. Unter dem Einfluſſe diefer Vor— 
ftelung hat ſich gemeinrechtlich der Satz gebildet, daß trotz des VBorhandenjeins eines Grofvaters 
ber Tod des Vaters immer ald al einer Bormundbeftellung gilt. 

7) ©. über dieſe gemeinrechtlicye f. g. quasi emancipatio oder emanc. tacita s. saxonica, 
ein Imftitut, welches feinem Wefen nad zwar fehr alt, aber im diefer Form erft feit der Re— 
ception des römischen Rechts ausgebildet worden ift, Kraut, VBormundid., S. 601 und 644 jig., 
und die daſ. angeführten Stellen, vorzüglich Constit. Saxon, Il, 10. Frankfurt. Reform II, 
1,9. Preuß. Landr. I, 2, $ 210 fly. Cod. Maximil. Bavar. I, 5, $ 7. ©, ferner über das 
Alter des Inſtituts Stobbe, Beitr. zur Geſch. d. deutfchen Rechts, 1865, ©. 1 flg., und Nive, 
Bormundid. II, S. 197 fig. Eine gute Eafuiftit über den Begriff des abgefonderten Haus- 
halts ſ. bei Förfter, Theorie u. Pr. d. Preuß. Pr. R. 3, $ 224, 15, Als abgejonderter Haus- 
halt wird nah Umftänden auch die Stellung eines Kindes als Dienftbote, Handlungsdiener 
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Haushaltung mit diefer Wirkung durchaus frei, den minderjährigen nur mit 
Zuftimmung des Baters®d). 2) Mit der Verbeiratbung der Töd- 
ter®). Die Gmanicipation des römiichen Rechts fommt in Deutichland jelten 
zur Anwendung *0). 


Drittes Capitel. 


Die Dormundfdaft'). 


Einleitung. 
$ 243. 


Die Vormundſchaft (Mundium) des älteren deutjchen Rechts beruhte nicht 
allein auf dem in gewiflen Altersjtufen und anderen menſchlichen Zufländen 
eintretenden Bebürfnifje einer fremden Vermögensvertretung, fondern ſchon auf 
der allgemeinen Nothwendigfeit des Schutzes Wehrlofer und Hülfsbedürftiger, 
in welchem nicht blo8 das Vermögen, fondern auch die Perfon ihre alljeitige 
Vertretung fand?). Da diejes Bebürfniß nach der Bejchafferiheit des äffent- 
lichen Lebens jener Zeit jehr ausgedehnt bejtand, jo waren nicht blo8 Unmün- 
dige, Gebrechliche und Frauen, jondern auch familienlofe Freie und Geiftliche 


u, f. w. gelten müflen, fofern fie nämlich eine wirkliche ölonomiſche Selbftändigkeit und ein 
definitives Ausicheiden aus der elterlichen Wirthichaft begründet. Diefer Aufhebungsgrund ber 
väterlihen Gewalt gilt aud für Töchter, was bisweilen beftritten worden ift. 

8) Die ift beftritten. Man verlangte ein bejtimmte® Alter (VBolljährigfeit) und Zu- 
ftimmung des Vaterd. S. Kraut, S. 654. Sächſ. Civilgefekb., $ 1832, Daß bei minder- 
jährigen Haustindern die Aufhebung der väterlichen Gewalt durd eine mit Zuftimmung bes 
Vaters gefchehene separatio veconomiae Statt finden lönne, beftreitet Zimmermann im Arch. 
f. civ. Pr., Bd. 50, ©. 167 flg., aber feine Argumente fcheinen auf eine Bermifhung der 
Entlaffung au® der väterl. Gewalt und der Volljährigkeitsertlärung hinaus zu kommen. 

9) Nicht auch der Söhne, wie Kraut, S. 662 flg., annimmt, bei denen nur Abfonderung 
des Haushalts entfcheidet. — Sächſ. Civilgefepb., $ 1833. 

10) Ein praemium emaneipationis findet heutzutage nicht mehr flatt. Kraut, ©. 665. 

1) Eine umfaffende Darftellung des älteren deutſchen Vormundſchaftsrechts und der aud) 
im heutigen Rechte noch beftehenden einzelnen Wirkungen defjelben giebt Kraut, Die Bormund- 
ſchaft nach den Grundfägen des deutſchen Rechts, 3 Bände, 1835— 1859. Ferner Rive, Ge- 
ichichte der deutfchen Vormundſch., 2 Bbe., 1862 —1875, 

2) Kraut, ©. 286 flg. u. S. 397, beftimmt die Stellung des Vormunds im älteren 
Rechte dahin. Es wurde ihm am Vermögen des Miündeld eine Gewere zugeichrieben, an feiner 
Perſon aber eine Gewalt; er konnte ſich daher des Gutes und der Perfon untertvinden und 
hatte auch die Kinder des Mündels in feiner Vormundſchaft; er konnte Gehorfam vom Mündel 
verlangen und übte innerhalb gewiſſer Grenzen ein Strafrecht über ihn aus. Der Bormund 
fonnte die Wormundichaft auf Andere übertragen. Er bezog die Compofition wegen einer Ber- 
legung der VBormundichaft, zum Theil auch des Mündels; umgelchrt mußte er die vom Mündel 
verwirften Gompofitionen aus bed Mündels Bermögen und jubfibiär aus feinem eigenen 
bezahlen, welche letstere Verpflichtung jedoch fpäter wegfiel. Der Bormund wurde wegen Ber- 
legung feiner Pflichten „gebalemundet“, fei es auf Antrag des Mündel® oder feiner Verwandten 
oder durch den Richter. — Gegen viele Theile diefer Charakteriftit richtet fich jest die Aus- 
führung Rive's, Geſchichte d. deutſch. Vormundſch. II, ©. 13 fig. 
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einer Vormundſchaft (Vogtei) unterworfen. Der Inhalt der vormundjchaft- 
lihen Rechte und Pflichten war je nach dem bejonderen Xebensverhältniffe des 
Mündels verjchieden, indem fie fich bald einem obrigfeitlihen Schute näherten, 
bald durch die natürliche Stellung des Vormunds ald Vater oder Gatte einen 
eigentbümlichen Zuwachs empfingen. Dieſer Charakter der Vormundſchaft 
veränderte fich, als ein georbneter öffentliher Zuftand das Bedürfniß jenes 
befonderen Privatjchuges bejeitigte; es blieb ſonach nur noch die Bormundfchaft, 
welhe den Mangel rechtlicher Selbjtändigfeit, insbejondere der Fähigleit zu 
eigener Vermögensverwaltung erjegen fol 3). Dahin gehört auch die in Par- 
ticularrechten noch vorkommende Geſchlechtsvormundſchaft. 

Zwar ijt heutzutage die Lehre von der Altersvormundſchaft vorzugsweije 
nach den Grundjäßen des römijchen Rechts zu beurtheilen; aber doch haben 
diefe mancherlei Modificationen theild durch die Neichdgejeggebung, theild durch 
die Praris und die Landesgeſetze erfahren, welche zum Theil mit dem älteren 
deutichen Rechte in Verbindung jtehen. 


1) Bormundfchaft über Minderjährige. 
8 244, 

Die am tieften eingreifenden Gigenthümlichkeiten der deutjchen Vormund— 
Ichaftslehre im heutigen Rechte!) find folgende: 1) Nach älterem beutjchen 
Rechte mußte jeder Unmündige einen Vormund haben; derjenige, welcher zwar 
zu feinen Jahren, aber noch nicht zu feinen Tagen gelommen war, 
fonnte ihm jelbjt erwählen ?). An die Stelle dieſes Rechtsſatzes ſollte beim 
Eindringen ded römiſchen Rechts der Unterſchied zwiſchen Tutel und Curatel 
treten; die Reichsgeſetzgebung hob diejen jedoch auf und bejtimmte, daß bie 
zur erlangten Volljährigkeit eine ununterbrochene Vormundſchaft Statt finden 
müffe ?). Hierdurch ift die rechtliche Bedeutung des Unterjchied® eines impubes 


3) Kraut I, ©. 100—108, 

1) Andere Mobificationen des romiſchen Rechts durch deutſche Rechtsjäge find als Einzel- 
heiten an die Darftellung des heutigen römiichen Rechts anzuſchließen. — Bon großer Bebeu- 
tung für die Entwidelung des deutſchen Vormundſchaftsrechts ift die Preußifche Bormund- 
ichaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Dernburg, Das Bormundfchaftsreht der Preußischen 
Monarchie. 2. Aufl. 1876). Sie hat auch Elemente des franzöflichen VBormundfchaftsredhts 
aufgenommen. 

2) Ueber die Mündigleitstermine fiehe oben 5 35, 3, Bgl. Sadienfp. I, 42, 8. Berm. 
Sadjfenip. I, 42, 8. Scwabenip. (Wadernagel) 52, 54. 

3) Reichs-Polizei-Ordnung von 1548, Tit. 41, $ 1: „Daß den BPupillen und Minder- 
jährigen Kindern jederzeit, bis fie zu ihren vogtbaren md mannbaren Jahren 
fommen, Bormünder und Borfteher, fo bie ihnen von ihren Eltern in Teſtamenten — 
nicht verordnet, oder ihre angebohrne Freund und Berwandten fich der Bormundichaft aus 
rechtmäßigen Urſachen nicht unterziehen wollen oder dazu tüglih und gejchidt wären, gegeben 
werben.“ (Siehe auch Cod. Maximil. Bavar. I, 7, $ 36, aber aud) Hamburg. Stat. III, 6, 
21.) Diefe Stelle hat verjchiedene Erklärungen gefunden. Meiftens fieht man in ihr nur die 
Beflimmung, daß es nicht mehr in der Wahl des minor liegen jolle, fi einen Kurator zu 
nehmen oder nicht. Wichtig erflärt die Stelle dagegen Kraut II, ©. 97 fig. in der im Texte 
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und minor in Bezug auf die Bormundjichaft*) aufgehoben, indem bis zur 
Volljährigkeit eine gleihe Handlungsunfähigkeit des Mündels und das Be- 
dürfniß einer fortdauernden vormundichaftlihen Vertretung Statt findet >), 
welche zwar in Rüdficht der Wirkung der auctoritas, in Rüdficht der Form 
aber dem consensus des Curators gleich ſteht *). 2) Außer der gejeglichen 7), 
legtwilligen ?) und Dativ-Wormundichaft ?) kennt das heutige Recht auch eine 
vertragsmäßige!). Als folhe ift 3. B. die von beiden Ehegatten in 
den Ghepacten bejtimmte anzufeben, welche nur von beiden zugleich widerrufen 
werden kann. Das dem Vater von einem Dritten gegebene Verſprechen, die 
Bormundjchaft übernehmen zu wollen, hindert zwar Yetteren, fich willfürlich 
zu excuſiren, nicht aber den Vater, einen anderweiten Vormund zu beitellen !*). 
3) Bon ganz bejonderer Bedeutung ift die Ausdehnung, welche im heutigen 
Rechte die Wirkjamkeit und Haftung der Obervormundfchaft erlangt bat. 
Während uriprünglich 1?) die Aufficht über die vormundſchaftliche Verwaltung 
eine Angelegenheit der Familie des Mündels war, trat ihr in Deutjchland der 


gegebenen Art, entiprehaud der damaligen allgemeinen Anficht über die frage. Hiergegen 
fpricht nicht die Ausdrucksweiſe in der Stelle, welche den Unterſchied zwiſchen Tutoren und 
Euratoren und zwifchen PBupillen und Minderjährigen hervorzuheben jcheint; dieß war nur 
eine Wiederholung des gewöhnlichen gelehrten Sprachgebrauchs. 

4) Nicht aber in anderer Beziehung, 3. B. in VBetrefi der Teftamentification. 

5) Daher kann bei eintretender Pubertät der Vormund aus feiner biäherigen Geichäfte- 
führung feinen Ereufationsgrund gegen die fernere Bormundfcaft nehmen. 

6) Kraut, ©. 113, Der Bormund handelt heutzutage fehr häufig ftatt des Mündels; 
nad) der Meinung Bieler ift jetzt auch bei dem Erwerbe der Erbſchaften eine folhe Reprälen- 
tation erlaubt «A. A. Northoff, Ardhiv f. prakt. Rechtsw. N. F. 2. Bd., S. 7 flg.), und über- 
haupt bei Gejchäften, bei welden nad römiſchem Rechte eine Vertretung nicht zuläffig war. 
S. Franff. Reform. VI, 1, 6. Pr. Landr. I, 9, $ 390, Defterr. Geſetzb, U. 233 u. 805. 
Sächſ. Eivilgejetb., $ 1910 vgl. mit $ 2250, 

7) Die „rechten Vormünder“ des älteren Rechts. Solche waren beim Tode des Baters 
der nächſte ebenbürtige Schwertmage (Sadjfenfp. I, 23) und erft in Ermangelung foldjer die 
nächſten Cognaten von der Mutterjeite (Schwabenfp. [Wadern] 52. Augsb. Stat. v. 1276 
nad) der Ausg. v. Freyberg, ©. 109), ©. Kraut I, ©. 191 fig. 

8) Diefe lann heutzutage gültig in einer völlig unförmlichen letztwilligen Erklärung beftellt 
werben. Kraut I, ©. 262, 

9) Auch das ältere deutſche Recht kennt vom Richter „gegebene Bormünder, anfänglid) 
war nur für eine einzelne Gerichtsjigung (Sachſenſp. I, 47), fpäter aber auch für immer (Schma- 
benfp. bei Laßberg. 348). Davon ift zu umnterjcheiden der in einigen alten Stadtredhten und 
dem Schwabenfp. (Wadern.), Art. 54, vorfommende „gelorne” Bormund, d. h. der vom Vater 
für das Kind gewählte. Kraut I, ©. 202 fig. 

10) Kraut 1, &. 265 fig. Cod. Max. Bavar. I, 7,8 5 u.6. Pr. Landr. II, 18, $ 176, 
Sächſ. Vorm.-Ordn. v. 1782, IV, $ ı ımd 2. Die Bormundichaftsbeftimmungen, welde 
adelige Hausgeiege enthalten, müfjen nad dem Gefichtspunfte der Einfegung von Yamilien- 
ämtern betrachtet werden; meiftentheil® werden nur die Agnaten zur Bormundicaft über das 
minderjährige Bamilienhaupt und zur Bermwaltung des Hansvermögens berufen. Gerber in 
j. u. Ihering’s Jahrb., 3. Bd., ©. 441. 

11) Daher ift eine folche vertragsmäßige Vormundichaft dem Nange nad) der teftamenta- 
riſchen gleichzuſtellen. 4. M. Kraut a. a. O., ©. 276, 

12) Ueber den alten Königsſchutz ſ. Kraut I, ©. 63 fig. 
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Staat darin bald zur Seite und endlich ganz an deren Stelle !?), er übt die 
Obervormundſchaft durch das gewöhnliche competente Gericht des Mündels, 
bisweilen auch durch bejondere Waifengerichte oder Pupillencollegien aus. Der 
Obervormund hat die Fähigkeit eines berufenen Vormunds zu unterfuchen und 
jeden Untüchtigen ohne Rüdficht auf die tejtamentarifche oder vertragsmäßige 
Anordnung von der Bormundichaft auszufchließen ; er überträgt ihm das Amt !*) 
mitteljt eines bejonderen Zutoriumd, er vereidet ihn und forgt für gehörige 
Cautionsſtellung, welche auch in hypothekariſcher Sicherheit betehen fann, und 
Inventarijation 5); er bat ferner eine fortwährende Aufficht über die Ver— 
waltung auszuüben, alljährlih Rechnung ablegen zu laffen %), bei allen wich- 
tigen Angelegenheiten die Einholung feiner Genehmigung zu fordern und einen 
untauglichen Bormund zu entfernen. 4) Die Verheirathung einer Mündel 
jollte die Bormundjchaft wenigjtens dann beendigen, wenn in der Ehe Güter» 
gemeinjchaft oder Gütereinheit Statt findet 7). 


2) Geſchlechtsuormundſchaft. 
8 245. 

Die nie endigende Wehrlofigkeit der Frauen jtellt diefe nach älterem deut» 
ihen Rechte für ihr ganzes Leben unter eine VBormundjchaft ?), welde in Er- 
mangelung des Vaters dem nmächiten Schwertmagen ?) und bei ihrer Verhei— 
rathung dem Manne?) zufam, nach dem Tode des lekteren aber nur dann an 


13) Diefe Entwidelung ift gründlich dargeftellt bei Kraut I, S. 77 bis 97. Die Vor— 
münber find heutzutage nur Stellvertreter ded Obervormunds, b. h. des Staats. Pr. Yanpdr. 
I, 18, $ 235, Die neue Preufifche Bormundjcaftsordnung vom 5. Juli 1875 läßt auf An— 
trag ber Familienbetheiligten die Errichtung eines Familienraths zu. 

14) Reichs-⸗Polizei Ordu. dv. 1548, Tit. 31, $ 2. 

15) Reichs⸗Polizei-Ordn. dv. 1548. Tit. 31, $ 3. 

16) Ob die Rechnungsablegung des Bormunds im älteren deutichen Rechte fih auch auf 
die Früchte des Mündels bezog oder nicht, d. h. ob es eine tutela usufructuaria gab, ift fehr 
beftritten und zweifelhaft. Kraut II, S. 54 flg., will fie in dem friefiihen Rechten, in den 
fpäteren ſächſiſchen Gloffen, in Stadtrechten und Urkunden ausgefprocdhen finden und auf ihre 
ehemalige Gemeinrechtlichkeit Schließen ; auch leitet er den Anfprud des Vormunds auf ein 
Honorar baraus her. 

17) Es läßt ſich nicht erweifen,, was Kraut II, S. 172 flg., behauptet, daß heutzutage 
gemeinrechtlich die Vormundſchaft ſowohl über Männer ald Frauen allgemein durch Berhei- 
rathung aufgehoben werde. BPartieufarrechtlich ift e8 bisweilen beftimmt, daß die Einwilligung 
des Vormunds in die Eingehung einer Ehe zugleich eine Mündigiprehung des Mündeld ent- 
hält. ©. die bei Kraut, S. 89, Anm. 10, und ©. 178, Anm. 28 und 29, angeführten Rechte. 
Bergl. über das Sächſ. Recht, welches die Rechte des Altersvormunds über unmündige Ehe- 
frauen mit den VBormundfchaftsrechten des Ehemanns concurriren läßt: Schmidt, VBorlefungen, 
Bd. 2, ©. 99. 

1) L. Long. Roth. e. 205. Kraut II, 5. 266 flg. LEine ganz andere Auffaflung ſucht 
auch hier Rive, Vormundſch. II. ©. 69 fig., zu begründen. 

2) I.. Saxon. III, e. 2, 5—7. L. Sal. emend. 46, $ 3—10. ftraut I, ©. 187 flo. 

3) Sachſenſp. II, 45, $ 3. Im ältefter Zeit erwarb der Mann die Vormundſchaft durch 
den Brautfauf mittelft Exrlegung eines Muntichages, Kraut a. a. O., ©. 171 fig. und S. 299 fig. 
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dejjen Verwandte fiel, wenn er der Frau jeinem Stande nach mindejtens eben- 
bürtig gewejen war +). Nachdem dieſer Grund des Bedürfnifjes einer Bevor- 
mundung im jpäteren Mittelalter aufgehört hatte, verſchwand zwar die Vor- 
mundjchaft über mündige rauen nicht fofort®), aber ihre Wirkſamkeit be- 
ihränfte ſich auf eine Vertretung der unverbeiratheten bei procejjualiichen Hand- 
lungen 6) und nur nach einzelnen Stabtrechten auch bei fonjtigen wichtigen ge- 
ricbtlihen Gejchäften ?), während die Vormundichaft des Ehemannes durch den 
Einfluß ihrer natürlihen Grundlage einen weiteren Umfang bewahrt. Auch 
nah Ginführung des römischen Rechts iſt diefe Geſchlechtsvormundſchaft beibe- 
halten worden; indem man ihr aber einen neuen Grund, die Schwäde und 
Unerfabhrenheit der Frauen, unterlegte ®), veränderte fich ihr Charakter in ber 
Theorie und Gejetgebung. Aus diefer ijt jie jedoch in diefem Jahrhunderte jo 
bebarrlich verdrängt worden, daß fie nur noch partifularrechtlich bejteht ?). 


$ 246. 

Die Geſchlechtsvormundſchaft (Kriegsvogtei) über unverbeirathete 
Frauen enthält feine Vertretung der Perjon, fondern nur einen Beiltand für 
die Mündel und äußert ſich nicht in einer Vermögensverwaltung, fondern nur 
in der Mitwirkung bei der Vornahme einzelner Rechtsgefchäfte!). Der Bor- 





(AU. 4. Rive I, S. 247 flg. Dagegen aber wieder Sandhaas, Fränk. ehel. Güterrecht, 
©. 72 flg.) Dieje Sitte ift ſchon im Sacjenfpiegel nicht mehr nachzuweiſen. 

4) Sadjenip. I, 45, $1: „Al en sie ein man sime wibe nicht ebenbürtig, her ist doch 
ir vormunde, und si ist sin genozinne und tritt in sin recht, swenne si in sin bette geht. 
Swenne her aber stirbit, so ist sie ledig von sime rechte und beheldet recht nach ihrer geburt ; 
dar umbe muz ir vormunde sin ir nechste ebenburtige swertmac, und nicht ires mannes.* 

5) Sehr häufig wurde ihmen aber gejtattet, fi den Bormund felbft zu wählen. ©. Kraut 
1, ©. 219 und 284, 

6) So Sadjenip. I, 46; 11, 60, $ 1. Verm. Sadjenfp. I, 49, 1. Schmwabenip. 59. 

7) Dieß war nicht der Fall nad) den Rechtsbüchern des Mittelalters; Sachſenſp. I, 45, 
$ 2: „Ein weib en mag auch an ihres mannes gelob nicht ires gutes vergeben noch eigen 
verkaufen, noch libzucht uf lazen, durch daz ber mit ir in den geweren sitze, Megede 
aber unde ungemannete wib verkaufen ir eigen an ires vormunden gelob, her en sie 
dar erbe zu“ (Schwabenſp. 59). Wohl aber nad) einigen Stadtrechten, 5. B. Hamb. Stat. v, 
1274, V, 8, und mad Lübiſch. Rechte (vgl. Kraut II, ©. 258 flg., und Pauli, Abhandl. 
II, ©. 424), 

8) Mevius, Comment. ad. J. Lub. I, Tit. 10, art. 1, nr. 9, 


9) Hamb. Stat. III, 6, 21. Const. Elect. Saxon. II, 15 (Haubod, Sächſ. R. $ 154 
fig.) Preuß. Yandr. II, 18, $ 51. Gode Nap. f. Baden 515%. Jetzt ift fie auch im dieſen 
Ländern faft ganz verſchwunden. 


1) Es ift unrichtig, den Geſchlechtsvormund einen bloßen Nathgeber zu nennen (Gichhorn, 
Einl., $ 326; Kraut II, ©. 213); dieß würde nur dann juriftifch von Bebeutung fein, wenn 
zur Gültigkeit einer Handlung der Eurandin auch ein mit dieſer im Widerfpruch fiehender 
Rath genügte. Vielmehr ift meiftens ein Conſens des Vormunds notwendig. Damit ift 
aber die Aufgabe bed Bormunds nod nicht erjchöpft; bisweilen äußert ſich feine Thätigkeit 
nicht ſowohl in der Genehmigung, als der formellen Legalifirung einer Handlung. 
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mund fann entweder allgemein für alle oder nur für bejtimmte Fälle beſtellt 
werben, er wird von der Mündel gewählt, bedarf aber der obrigfeitlichen Be- 
jtätigung ?). Seine Zuziehung ift bei allen procejjualiihen Handlungen und 
meijtentheil® auch bei allen jonftigen gerichtlihen Geſchäften erforberlich; bei 
außergerichtlihen Handlungen wird fie regelmäßig nur verlangt, wenn dieje die 
Veräußerung unbeweglicher Güter oder eines ganzen Vermögens betreffen, nicht 
aber bei legtwilligen Verfügungen mit Ausnahme der Erbverträge?). Die 
Handelöfrauen find in Bezug auf die ihr Gejchäft betreffenden Rechtsgeichäfte 
von der Geſchlechtsvormundſchaft befreit +). Ein ohne Zuziehung des Geſchlechts— 
vormunds vorgenommenes gerichtliches Nechtsgeichäft ift durchaus nichtig, ein 
außergerichtliche8 dagegen nur zum Vortheil der Mündel, objchon fie natura- 
liter obligirt wird 5). Die Zuftimmung des Vormunds, welcher babei für 
omnis diligentia ®) haftet, fann dem Gejchäfte vorangehen oder nachfolgen 
ober mit feiner Vornahme zugleich ertheilt werden. Beide Theile können fich 
gegenfeitig die Vormundjchaft einjeitig auffündigen, auch hört das Amt des 
Geſchlechtsvormunds auf mit der Verheirathung der Mündel ?). 

Wo die Gefchlehtspormundfchaft überhaupt noch Statt findet, ſteht fie 
über verheiratbhete Frauen dem Ehemanne zu; dieſer ift dann gefeßlicher 
und allgemeiner Vormund und ift jogar berechtigt, im Namen feiner Frau 
allein vor Gericht zu bandeln®). Schon diefe Vormundſchaft würde dem Ehe— 
manne einen tief greifenden Einfluß auf das Vermögen der Frau gewähren, 
injofern er fie mit Hülfe derſelben an jeder willtürlichen, feine ehelichen Rechte 
beeinträchtigenden Verfügung über ihr Vermögen behindern könnte“). Dieje 
Wirkung aber bejteht als eine im Syſteme der Gütereinheit nothwendige Ord- 
nung jelbit da, wo ihre nächjte formelle Grundlage, die Geſchlechtsvormund— 
ſchaft, längjt aufgehoben worden ift, da fie nicht blos auf der vormundfchaft- 


2) Kraut II, ©. 316. Die Beftätigung eine® allgemeinen Vormunds erfolgt durch das 
ordentliche competente Gericht der Mündel eine® Specialvormunds durch das Geridt, vor 
welchem die einzelne Handlung geſchieht. 

3) In der Beftimmung der einzelnen Geſchäfte, bei weldyen eine Mitwirkung des Bor- 
munds erfordert wird, weichen die Gefetgebungen und Juriften häufig von einander ab. ©, 
Haubold, Sächſ. R., $ 158, und Kraut a. a. O., S. 296 fig. Selten wird die bormunb- 
ſchaftliche Zuftimmung aud bei außergerichtlichen Geichäften über Mobilien und Eheftiftungen 
erfordert. 

4) ©. oben $ 157, Anm. 13, 

5) Kraut, S. 308—311. 

6) A. M. Eihhorn a. a. O., Anm. d. 

7) A. M. Hauboldt $ 162. Bei Procefien zwiſchen Mann und Frau wird biefer ein be- 
fonderer Bormund gegeben, Kraut, ©. 331. 

8) Kraut, S. 330; die Fran hat jebod) die Eide jelbft zu leiſten. Sachſenſp. 47, $ 1. 

9) ©. oben $ 231, Anm. 12. — Daß die ehemännlichen Rechte über das eheweibliche 
Vermögen nicht bloß auf vormundſchaftlichen, fondern and auf anderen Motiven, nämlich ber 
natitrlichen Herrichaft des Mannes im Haufe, beruhen, und ſich fonad) das Recht des Ehe- 
manns zu dem Begriffe einer dieß Alles zufanmenfafienden Familiengewalt erhebt, ift fchon 
oben $ 226, 3, angedeutet worden. 

16. Aufl 37 
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lien Stellung des Mannes, fondern auf feiner Stellung ald Oberhaupt der 
Familie überhaupt beruht 10). 


3) Bormundfchaft über Merfchollene '). 
S 247. 


Iſt Jemand verſchollen?), fo können die nächiten Erben defjelben, nad) 
einem von ber älteren umd neueren Gerichtöpraris Deutjchlands feitgehaltenen 
und von den Barticularrechten vielfach beftätigten Nechtsjage ?), Einweifung in 
dejfen Vermögen als Bormünder verlangen und haben deshalb den VBormund- 
ichaftseid und Gaution zu leiften, auch ein Imventarium zu errichten). Nach 
manchen Rechten 5) wird diefen Vormündern ein Recht auf die während ber 
Vormundſchaft gezogenen Früchte beigelegt; in dieſem Falle umfaßt das vor- 
mundjchaftliche Recht wohl auch eine Berfügungsgewalt über das Vermögen 
des Verfchollenen. Ueberdieß werden ſolche VBormünder Häufig wie Curatoren 
eines Minderjährigen behandelt und als Stellvertreter des Verjchollenen an- 
gejehen 6). Die Vormundſchaft wird beendigt durch die Rückkehr des Ber- 
ſchollenen und bejjen wirklichen oder präjumtiven Tod; das Vermögen ift dann 
an die nach dem Zeitpunfte des letzteren zu bejtimmenden Erben berauszu- 
geben ?). 


10) Ueber das heutige Sächſiſche Recht ſ. Schmidt, Borlefungen, 2. Bd. ©. 36. 

1) Pfeiffer, Praltiſche Ausführ., ®d. 2, ©. 286 fig. Kraut I, S. 217 fig. Vorzüglich 
aber Bruns in dem Jahrb. des gem. deutichen Rechts von Bekler und Muther, Bd. 1, ©. 90 flg. 
und Northofi im Archiv für pralt. Rechtswiſſenſch, N. F., 2. Bd., 1865, ©. 1 fig. 

2) Die wird durch eine gerichtliche VBerfchollenheitserflärung conftatirt, melde von der 
Todeserflärung wohl zu unterfcheiden ift. 

3) Die geſchichtliche Entwidelung von Kraut, ©. 222 flg., mad; welcher Abweſende im 
älteren deutfchen Rechte bis zu ihrer Nüdtehr für todt gehalten worden feien, ift berichtigt von 
Bruns a. a. O., ©. 133 flg. Die Ausbildung diefer ganzen Anordnung ging in Deutichland 
von den Sächſiſchen Juriften, namentlich von Carpzov aus. Bruns, ©. 140. Diefe nehmen 
übrigens deineswegs an, daß der gegen Caution immittirte Erbe die Früchte nicht herauszugeben 
brauchte; das Gegentheil fann nur als ein particularrechtlider Sat angefehen werben, der auf 
der Auffaffung beruhte, daß der Curator gewiſſermaßen ſchon jet Erbe fei. Bruns, ©. 164. 
Unrichtig ift e8, wenn Kraut a. a. O., ©. 238, jenen Sat als einen gemeinrechtlichen anfieht. 

4) Kraut, ©. 246. Diefe Borminder brauchen die fonft geforderten perſönlichen Fähig— 
keiten nicht zu befigen. Kraut, ©. 165 flog. 

5) Solche find angeführt bei Bruns, ©. 165. 

6) Kraut, ©. 251. Hiernad würde ſich and) die frage über die Antretung der einem 
Verſchollenen angefallenen Erbſchaft durch den Bormund entſcheiden. Berneint wird fie von 
Cropp in f. u. Heiſe's jur. Abhandl. 2., Nr. 5, Roth und Meibom, Kurheſſ. Pr.-R., Bd. 1, 
©. 588, Anm. 17, Northoff a. a. D. ; bejaht aber von Kraut, ©. 253 flg., und Bruns a, a. 
D., ©. 197 flg. ©. oben $ 244, Anm. 6. Natürlich ift bei diefer Frage von enticheidendem 
Gewichte, ob man den Verichollenen biß zur Zodeserflärung als lebend präfumirt, oder micht 
(j. oben $ 34, Anm. 4). 

7) Alfo successio ex nunc, Dieß würde fi) felbft mit der Theorie vereinbaren laſſen, 
welche den Berfchollenen nicht bis zur Todeserflärung als lebend präiumiren läßt; denn bie 
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Im Falle der bloßen Abweſenheit findet die gewöhnlihde cura absentis 
Statt, welche in Deutjchland häufig nach Analogie der Euratel über Minder- 
jährige bebanbelt wird ®). 





Borausfegung jeder Delation ift die Gewißheit des Todes, und dieſe tritt erft mit ber 
Todeserllärung ein. Northoff a. a. O., ©. 42. 

8) Das römische Recht giebt diefem eurator nur eine custodia bonorum, &, die bei Kraut, 
©. 246, Anm. 51, angeführten Gefegebungen. Sächſ. Civilgeſetzb, $ 1998. (Schmidt, Bor- 
leſ. 2, ©. 143), 


tS 
I) 
* 


Viertes Bud. 
Das Erbredt. 


Allgemeines, 
8 248. 


Das Erbrecht ift das Recht am Vermögen eines Berftorbenen, d. b. 
an der Perfönlichkeit deſſelben als Mittelpunkt der beim Tode vorhandenen 
(nicht individuellen) Rechte. Die Anerkennung dieſes Begriffs jet den bes 
Vermögens voraus, d. h. die Auffafjung der Gejammtheit der Jemandem zu- 
ftehenden Rechte ald den thatjächlihen Ausdruck jeiner Perjönlichkeit, bei mel. 
cher die natürliche und juriftiiche Mannigfaltigkeit des Inhalts jener Rechte im 
Einzelnen außer Betracht bleibt. 

Das deutjche Recht der älteren Zeit!) kennt diefe Auffaffung der Rechte 
eines Menſchen nicht; nach ihm Liegt der Zufammenhang der gejammten Ver— 
mögensrechte eines Menſchen nicht in der Vorftellung ihrer Einheit mit der fie 
begründenden Perſönlichkeit, fofern fie deren juriſtiſche Qualificirung darftellen, 
fondern in der Zufälligteit ihrer äußeren Vereinigung in der Hand eines Ein- 
zelnen. Deshalb zerfällt au nah ihm jener Zufammenhang fofort, wenn fich 
bie phyſiſche Macht auflöft, die ihm begründet hat; es bleibt dann fein Ver— 
mögen, feine Erbichaft, jondern eine Summe einzelner Sachen übrig, deren 
Vereinigung das Ende der fie verbindenden Kraft nicht überbauert. Daber 
kennt das ältere deutſche Recht kein Erbrecht im obigen Sinne (Univerfaljuc- 
cefjion), fondern nur eine durch den Tod vermittelte Berechtigung auf die ein- 
zelnen Gegenftände bes Nachlafjes. 


1) Majer, Deutfche Erbjolge ſowohl überhaupt als insbeſ. in Lehen und Stammgüter 
u. f. w. (1804) nebft 3 Fortſetzungen (1805—6), Paulsen, de antiqui populor. juris hereditarii 
nexu cum eorum statu eivili, I (1822). Grimm, NRechtsalt., ©. 466 flg., Sydow, Darftellung 
des Erbrechts nad) den Grundf. des Sachſenſp. u. ſ. w. (1828). Eichhorn, Rechtsgeſch., $ 62a. 
65. 66. 202. 203, 373, 374 flg., 454 flg., 569. 571. ©. aud Pauli, Abhandl. aus d. Lüb. 
R., ©. 3 (1841). Das ältere Recht wird auch befprochen bei Erummer, Das Hamburg, 
Erbrecht, ein Hiftorifch-dogmatifcher Berſuch. 2 Bde. 1852, Ferner bei Siegel, Das deutfche 
Erbrecht mad) den Rechtöquellen des Mittelalters in feinem inneren Zuſammenhange dar- 
geftellt, 1853, 
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Dieſe Gigenthümlichkeit beruht nicht auf einem befonderen erbredt- 
lihen Principe des deutjchen Rechts im Mittelalter, jondern darauf, daf es 
die factiiche und rechtliche Individualität der Gegenftände des Vermögensrechts 
nicht zu überwinden und in eine begriffliche Cinbeit zu erheben vermag. Es 
hängt die mit dem Umſtande zujammen, daß das ältere deutſche Recht als 
die gewöhnlichen Bejtandtheile des Vermögens der Menfchen körperlihe Sachen, 
insbejondere das jo mannigfach gebundene Grundeigenthum vorausjekt; erſt 
dann, wenn daneben auch Forderungsrechte als gleichberechtigte Vermögens— 
theile anerkannt werden, drängt fi von felbft die VBerfchmelzung des Nach» 
lajjes zu jener Einheit auf, welche in dem Begriffe der Perfjönlichfeit ihren 
Mittelpunkt findet ?). 

So zerfällt der Mobiliarnachlaß in die Gerade, welche der nächſten 
weiblichen Verwandten (Niftel) ?), das Heergeräthe, welches dem nächjten 


2) Freilich wirkten in Dentichland jener Verichmelzung des gefammten Nadhlaffes zu einer 
inriftiichen Einheit noch mandherlei andere Umſtände entgegen, namentlich die befondere Natur 
der Rechte an Grundftüden, und zwar nicht blos ihre Stamm- und Hofgutseigenfcaft, ſondern 
ihre gefammte Eigenthümlichleit. Um ihren Bejit reiht fich jenes wunderbare Net tief ein“ 
greifender Ideen, welche ihren Gehalt bald aus der Stärle der blutöverwanbtichaftlichen Einheit, 
wie fie fich in der Gemeinjchaft des Grundbeſitzes verfinnlicht,, bald aus dem inneren Zufam- 
menhange der Schußpflicht wehrloier Familienglieder mit der Herifchaft über das ſtammväter— 
liche Erbe nehmen; wir fühlen fie überall als die umfichtbaren Motive der verfchiedenften 
Rechtsſätze im ihrer ftillwirtenden , aber weitausgedehnten Zriebfraft; wir fehen fie nicht fo 
häufig in voller Evidenz als Inhalt eines Haren und fertigen Sates bargeftellt, als in leiſen 
Modificationen der verichiedenften Imftitute angedeutet; fie treten in einem Zeitraume beftimmt 
und gebieterifch hervor, in einem anderen finfen fie herab zu Neigungen, die fih nur als Mo— 
tive der Rechtägefchäfte darjtellen. So it aud im Erbredite das Grundvermögen, das ja tech- 
nifch Erbe genannt wird, von beionderer Bedeutung; in dem Nechte der nächſten Erben bei 
Beräußerungen bdeffelben ift fchon ein beftinmmtes Anrecht der Blutsfreunde bei Lebzeiten des 
Erblaffers, wenigftens eine ſchon vor dem Erbfalle beftehende Verbindung ausgefprochen, welche 
mit dem Tode des Erblafiers gemiffermaßen nur confolidirt (le mort saisit le vif). Damit ift 
dann vom feibft der Gegenfat gegen die fahrende Habe gegeben, welche wiederum nad gewiſſen 
thatfächlichen Intereffen getheilt ift. — Man kann fagen, daß in der Aufnahme der römischen 
Univerfalfucceffion eine unvermeidlihe Entwidelung liege, fofern man dabei die treibende Kraft 
der in einem principiellen Gedanken liegenden Conſequenz im Auge bat. Ueberdieß wird bie 
immer umfafjendere Aufnahme der Univerjalfucceifion durd die nivellirende Richtung unferer 
modernen Gefegebung gefördert. Noch ftehen der fchrantenlofen Wirkſamleit derielben gewiſſe 
Grunbeigenthumsverhältniffe beim Adel (Lehen- und Fideicommißgüter) und Bauernftande 
(untheilbare Hofgüter) theilweife im Wege. Einen Berfuch, die Idee der Univerjalfucceffion mit 
den Colonatöverhältniffen unbefchadet ihrer Eigenthümlichkeit zu vereinbaren, habe ich gemacht 
im & 258 fig. 

3) Daß die Gerade ſchon bei Yebzeiten des Mannes Eigenthum der Frau gemwelen, wie 
Kraut, Bormundfd. II, ©. 355 (j. auch Gaupp, Germaniftifche Abhandl., 1855, ©. 62 fla.), 
behauptet, halte ich für unrichtig; vielmehr war fie Gegenftand eines nothwenbigen Erbrecht. 
Erft beim Tode de Mannes fchloffen fich die im beiderfeitigen geeinten Gute befindlichen Ge- 
radegegenftände zur Gerade zufammen, und nun erft wurden fie zum Objecte bes erbredhtlihen 
Wittwen- oder Niftelrehts. Es gab eine zwiefache Gerade: 1) diejenige, melde die Ehefrau 
aus dem Nadjlafje ihres Mannes erhält, j. oben $ 226, Anm. 10—12; 2) diejenige, welche 
allgemein aus dem Nachlafje einer Frau oder eined Mannes deſſen nächſte weibliche Ber- 
wandte (Niftel) zu fordern hat, ein eigentliche Cognatenrecht. Sachſenſp. I, 27, $ 1, und 
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durch Männer verwandten Blutsfreunde (Schwertmagen) *), und das Muß- 
tbeil, welches ber überlebenden Frau?) zur Hälfte zufällt; das übrige Gut 
(im Nachlaffe der Frau die Liegenfchaften, da bie fahrende Habe Dem Manne 
gebührt) bildet das j. g. Erbe‘) und gehört den nächſten Blutsverwand- 
ten (Sippe) ?), wobei jedoch die männlichen wenigjtens in Betreff des unbe- 
. weglichen Erbes einen Vorzug vor den weiblichen Verwandten hatten 8). Zu 


111, 15, $ 4. Sydow a. a. D., Anm. 524 flg. und 807 fig. Was zur Gerade gehört, wird 
von den Rechtsquellen ausführlich aufgezählt, vgl. Sachſenſp. I, 24, $ 3: So nimt sie allez, 
daz zu der gerade horet; daz sint alle schaf und gense und kasten mit ufgehabeten liden, 
alle garn, bette, phule, küssene, linlachen, tischlachen, twelen, badelachen, beckene, luchtere, 
lin und alle wibliche kleidere, vingerlin, armgolt, schapil, saltere und alle buche, die zu 
gotis dinste horen, die vrowen phlegen zu lesene, sidelen, laden, tepte, umbehange, rucke- 
lachen und al gebende. Dis ist, daz zu vrowen gerade gehort. Noch ist mangerhande 
kleinote, al en nenne ich ez sunderliche nicht, als bursten, scheren, spiegele, nizkemme. 
Al lachen, ungeschroten zu vrowen cleidern, und golt und silber, ungeworcht, daz en horet 
den vrowen nicht. Swaz so boben daz benamete ding ist, daz gehoret alles zu deme erbe*. 
Sächſ. Weichb,, Art. 23. Gloſſe z. Sächſ. Yehnr., 50. Es find lauter Gegenftände mit einer 
unmittelbaren Beziehung zur weiblihen Individualität, befonders Saden, mie fie zum Haus- 
rathe gehören und zur Ausftener gegeben zu werden pflegen. Im dem Geradeerbredite der 
Wittwe liegt eine Ergänzung des Gütereinheitsſyſtems, indem dadurch der Überlebenden rau 
ein Erſatz für den Verluſt ihres Eingebrachten gewährt wird. Das ſüddeutſche Recht kennt die 
Gerade nicht. — Schon feit dem 14. Jahrh. wurde die Gerade, namentlich die läftige Niftel- 
gerade in dem ftädtifhen Statuten eingeſchräukt (v. Martig, Ehel. Güterr. des Sachſenſp., 
S. 318 flg.); heutzutage befteht fie faft nirgends mehr. — Bgl. jetzt über die ganze Lehre 
Agricola, Gewere zu rechter BVormundſchaft, 1869, ©. 428 fig. 

4) Bol. Rofin, Der Begriff der Schwertmagen, 1877. — Das Recht auf die im Heerge- 
wette begriffenen Sachen ift ein ausſchließliches Recht der oben genannten männlichen Per- 
wandten, welche nach der gewöhnlichen deutſchen Succeifionsordnung dazu berufen werben; es 
wird immer aus dem Nachlaſſe eines Nitterbürtigeu gegeben. Sadjienip. I, 27, $ 2, II, 15, 
84. L. Angl. et Werinor. 6, 5. Was zum Heergeräthe gehöre, beftimmen die verjchiedenen 
Statuten oft ſehr weitläufig; ſtatt aller der Sachſenfp. I, 22, 54: „So sal die vrowe zu 
herwete ires mannes gebn ein swert und daz beste ors oder pfert gesatelt nnd daz beste 
harnasch, daz her hatte zu eines mannes libe, do he starb, binnen sinen geweren, dar nach 
sal sie gebn einen herphule, daz ist ein bette und ein kussen und ein linlachen und ein 
tischlachen, zwei beckene und twelen: diz ist ein gemeine herwete zu gebene, und recht; 
al seczen die lute da manger hande ding zu, daz dar zu nicht en horen“. Sydow, Anm. 
458 flg. Auch diefes Inſtitut ift heutzutage allgemein aufgehoben. — Dan konnte aud von 
einer befonderen Succeffion im Schöffenftuhl und im Wehrgeld des Erblafferd reden. GSadı- 
fenfp. Ill, 26, $ 3 (vgl. daf. IL, 81, & ı) und II, 14,8 1, 

5) Sadjenfp. I, 22, $ 8: „Dar nach muz die vrowe gein den erben musteilen alle 
houbete spise, die nach dem drizigsten uberblibt in ielichem hove ires mannes, oder wo her 
si hatte binnen sinen geweren.“ &, aud) daf. I, 24, $ 2. Bol. darüber und über die fpä- 
tere Entwidelung des Mußtheilrechts Agricola a. a. O., ©. 461 fig. 

6) Sachſenſp. I, 27,8 1 m. 2. (Bgl. daf. I, 6,8 1). 

7) Sydow a. a. O., 5 9. Sachſenſp. I, 3, $ 2. — Einen wichtigen Beweis für die im 
Zert gegebene Darftellung liefert auch das (beſonders im Frieſiſchen) particularrechtlich bisweilen 
vorfommende f. g. Fallrecht (jus reeadentiae oder revolutionis), wonach der Nadlaf eines 
ohne Defcendenten Berftorbenen in diejenigen Vermögensgegenſtände getheilt wurde, melde von 
väterlicher, und diejenigen, weiche von mütterliber Seite ftammten: erftere fielen dann auf die 
väterlichen, Tegtere auf die mütterlichen Verwandten. Kl. Kaiferreht II, 95 (f. die Citate von 
Endemann zu diefer Stelle). 

8) ©. $ 251, Anm. 7. 
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biefem Gute, welches den gefippten Freunden anfällt, gehören auch die For- 
berungsrechte des Grblajjerd ®); für die Schulden deſſelben haftet dagegen ber 
Erbe nicht allgemein und jedenfall nur bis zum Belang der nachgelaffenen 
fahrenden Habe 1°). — Alle diefe Berechtigungen waren die unmittelbaren 
Wirkungen des Todes des Erblafjers, mit diefem traten fie fofort ein, ohne 
Vermittlung einer befonberen Erwerbshandlung („der Todte erbt ben Leben⸗ 
digen“!1). Auch konnten fie den Blutsfreunden durch Feine einſeitige Verfügung 
des Erblaſſers auf den Todesfall entzogen werden, da es weder Teſtamente 


9) Sachſenſp. I, 6, $ 4: „Man sal auch den erben gelden, daz man deme toden schul- 
dig was." 

10) Sadjenfp. I, 6, $ 2: „Swer so daz erbe nimt, der sal durch recht die schult gel- 
den also verne, so daz erbe geweret an varnder habe. Dube noch roub noch topelspil en 
‚ist her phlichtig zu geldene, noch nicheine schult, wen der her widerstatunge (d, h. eine 
reelle Gegenleiftung) empfieng oder burge was worden.“ Daß ältere deutſche Recht betrachtet 
die Schuld des Erblaflers ald eine Berminderung der Erbſchaft; es läßt daraus nicht eine 
perfönliche Verpflichtung des Erben werden, jondern fieht darin eine auf dem Nachlaß ruhende 
Laſt. Diefe tonnte aber bei der Unveräußerlichleit des Erbguts nur die fahrende Habe (mit 
Ausnahme der Gerade, des Mußtheils und des Heergemettes) treffen. Andere mittelalterlichen 
Rechte (f. z. B. d. magdeb. ſyſtem. Scöffene, IV, II, 49) erweitern die Haftungspflicht des 
Erben bis zu der Beitimmung des Kl. Kaiferr. II, 49, welche in das römische Hecht übergeht. 
Bergl. Sydow, S. 330 fig. ©. jest aud Siegel, Erbredit, S. 177 flg. Namentlich geſchah 
dieß in den Städten. Goslar. Stat. (Göfhen), ©. 6. u. 7. Pauli a. a. D., ©. 146 fig. 
Am längften Hat fi der Sat, daß der Erbe nicht über den Betrag der Erbſchaft haftet, in 
Sachſen erhalten, Haubold, Sächſ. R., 3 343. — Stobbe (Jahrb. des gem. deutichen Rechts, 
Bd. 5, 5. 312 fig.) will in obigem Sate nur eine Singularität des Sachſenſpiegels ertennen 
und feinen (ſchon von Nichtfteig, Yandr. 10, 3) anerfannten Zuſammenhang mit dem Stamm- 
gutsprincip verneinen, weil nicht alle Rechte diefe Conſequenz gezogen hätten, und bei echter 
Noth die Beräußerung der Immobilien auch ohne Erbenconfens zuläffig geweſen fe. Echte 
Noth entfhuldigte zwar allerdings den Schuldner, wenn er ohne Zuflimmung der 
Erben veräußerte, aber daraus folgt nicht nothwendig, daß die Erben zur Preisgebung des 
Erbgut8 genöthigt waren. (Denielben Widerfpruch gegen den zulett genannten Gedanken 
Stobbe’s erhebt auch Lewis, Die Succejfion des Erben in die Obligat. des Erblafiers, 1864, 
S. 199. Er felbft ift aber der Dleinung, daß dem älteften Rechte die Univerialfucceffion und 
der allgemeine Schuldübergang eigen gewefen und erjt durd die fpätere Entftehung des Bei- 
ſpruchsrechts der Erben modificirt worden fei. Bol. dagegen Pernice in der Münchener krit. 
Bierteljahrsichr., 9. Bd., 1867, ©. 82 flg.) Ueber das heutige Sächſ. Recht, weldyes den Erben 
für die Schulden des Erblafferd nur im Betrage des Erbſchaftswerths haften läßt, ſ. Schmidt, 
Vorleſ. 2, ©. 212, 

11) Diefer Rechtsſatz (im franzöſiſchem Rechte lautet er charakteriftifch: „Le mort saisit le 
vie‘) geht zunächſt hervor aus Sachſenſp. III, 83, $ 1: „Was man einem manne gibt, das sociale, 
soll er drei tage besiczen, was er aber mit klage erfordert, oder uffe in geerbt wirt, = r — 
das darf er nicht besiezen““ S. auch Sachſenſp. I, 33, und Sächſ. Lehnr. 6 (und das Bil 
dazu, auf dem der Sohn dem fterbenden Bater die Achren aus der Hand zieht): über bi 
Stelle felbft ſ. Gerber in der Zeitfchrift f. Eivilr. u. Proc. N. 5. Bd. 11, ©. 19. Der Ei 
erwirbt das gefammte Recht, welches der Erblaffer an dem vererbten Gegenftande hatte ; ker 
erhält die Befugniß, fih) des Guts zu unterwinden und zwar mit derjelben causa, auf welhR % N 
das Recht des Erblaſſers beruhte. S. über die Begründung des Satzes nod Philips in ber %, 
Zeitſchr. f. geſch. Rechtswiſſenſchaft, Bd. 7, Nr. 1. Reyſcher, Zeitfchr. für deutiches Recht, "7 una mn“ 
Bd. 5, ©. 205 (deſſen grammatiſche Erklärung aber unrichtig if). Renaud, Zeitfchr. für 
Rechtswiſſenſch. und Gefetsgeb. ded Auslands v. Mitterm., Mohl und Warnk., Bd. 19, ©. 99 


flg., 279 fig., S. 375 fig. 
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noch Erbverträge gab '?), und felbft eine Dispofition, welche noch auf dem 
Siechbette vorgenommen wurde, zu Gunjten der Familie ungültig war. Denn 
in der urjprünglichen Anjchauung des deutfchen Volks war e8 nicht der menjch- 
lihe Wille an ſich, die geijtige Potenz, welcher rechtliche Achtung und Aner- 
fennung gebübrte, fondern nur infoweit und jolange er auf der Thatkraft 
eines phhyfiichen Trägers ruhte 3). Man dachte fi, daß die Herrichaft über 
die Güter in demjelben Verhältnif den Erben zugeftrömt wäre, in welchem jie 
dem Erblaffer bei jinkender Kraft entflob, bis der eintretende Tod die Strömung 
vollendete. 


8 249. 


Nachdem die Idee der Univerfaljucceifion des römiſchen Rechts in Deutjch- 
land eingedrungen war, verjchwand jene Unterſcheidung des Nachlaffes nach der 
natürlichen Berjchiedenheit feiner Gegenſtände; es verlor ſich allmählich das 
bejondere Recht auf Gerade, Heergeräthe und Mußtheil, auf Liegenfchaften 
und fahrende Habe. Mit der Herrichaft des Gedankens, daß die Geſammtheit 
ber von einem Berjtorbenen binterlafjenen Güter juriftiih nur in ihrer Be— 
ziehung zur Perfönlichkeit des Erblaſſers hervortrete, d. h. als Vermögen, 
mußte das alte Erbiyftem in feinem innerften Kern durchbrochen werden; es 
fonnte fortan nur in Einzelheiten erhalten bleiben !). 

Nur in zwei Fällen kann dieſe Betrachtungsweife auch heute nicht voll- 
ftändig angewandt werden, wenn nämlich die Hinterlafjenichaft Jemandes Yehn- 
oder Familienfideicommißgüter enthält; dieſe jondern fih von der eigentlichen 
Erbſchaft und fallen den durch die successio ex pacto et providentia majo- 
rum Berufenen zu. Dieß ift gar feine Succeffion im Nachlaffe des legtver- 
jtorbenen Inhabers, auch feine Singularjucceffion,; es ift ein Erbrecht gegen- 
über dem Stifter oder erjten Inhaber, dejjen Berfönlichkeit, ſoweit fie ſich in 
biejem äußerlich bejtimmten Vermögenstheile fubjtantitrt bat, von allen berufe- 
nen Nacfolgern in der Art aufgenommen wird, daf fie jedem neuen Berech— 
tigten wieder in ihrer Urfprünglichfeit entgegentritt, weil fie fich nach ihrer 
Beitimmung niemals in dem Rechtskreiſe des Inhabers auflöft, dem fie zeit- 
weilig angehört ?). 

Es iſt daher das allgemeine Erbrecht dem fucceffiven Erbrechte entgegen- 
zufegen. 

12) S. unten $ 256. 

13) ©, $ 35 Anm. 2. Aber jchon das Kl. Kaiferrecht II, 36 benft anders: „Die gift 


mag er auch wol tun, — er si gesund oder siech, wan der sin gut gibet, der 
gibt das mit dem mut und nit mit dem libe.“ 

1) Jedoch hat fich die ältere Anſchauung des Erbredits noch immer in einigen Seiten der 
Stamm- und bäuerlihen Gutsverhältniffe wirffam erhalten. 

2) Die Begründung diefer Auffaſſung j. im $ 266. 
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Erſtes Capitel. 
Das allgemeine Frbredt. 


I. Gefeglihe Erbfolge. 
A. Erbfolge der Blutsverwandten. 


I) Erbfolgeredht. 
8 250, 


Welche Verwandte heutzutage zur Erbfolge gerufen werben können, be- 
ftimmt gemeinrechtlich das neuefte römifche Recht; dadurch wird auch das Erb- 
recht der Adoptirten und Yegitimirten und der unehelichen !) Kinder entjchieden, 
welchen das ältere deutſche Necht die Erbfähigkeit verfagte. Das Erforbernif 
der Ebenbürtigfeit *) ift ebenfo als das der Förperlichen Geſundheit und Wohl- 
gejtalt 3) aus dem heutigen Rechte verſchwunden; auch wird die Erbfähigfeit 
heutzutage nur noch particularrechtlich auf gewiffe Grade der VBerwandtichaft 
beſchränkt *). 


1) Unehelihe Kinder entbehrten der Kamilienverbindung, Sippfchaft, welche die Voraus- 
ſetzung des Erbrechts war. Sachſenſp. I, 51, $ ı (dazu die Gloſſe). Schwabenſp. (Laßberg) 
41. Verm. Sachfenfp. (Ortloff) 1, 5. 6 und 16, 1.2, Sydow, Erbr., ©. 46 fig. Pauli 
a. a. O. ©. 11 fig. (Hanbold, Sächſ. R., 3 308.) Yegitimation fennt der Sachfenipiegel nicht 
(j. die Stoffe zum Sachſenſp. I, 44, in der Zeitfchrift für deutſch. R. Bd. 4, ©. 207, Anm. 1), 
wohl aber der Schwabenfpiegel Laßb.) 47 und 377, ber ihre Wirkung in der letzten Stelle 
wenigftens nach geiftlichem Rechte anerkennt. Erft im Yaufe des 15. und 16. Jahrhunderts 
ift die vom römifchen Rechte den Legitimirten gewährte Succeffionsfähigteit im gemeinen Land- 
rechte entidieden anerfannt worden. ©. 3. B. Wilda in der Zeitichrift für deutfches R., 
Bd. 4, ©. 287 fig. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 449. — Freilich beftand in den germaniichen 
Rechten keine volle Uebereinftimmung, vielmehr eine nad Zeit und Ort verſchiedene Auffaſſung. 
Rive, Zeitichr. f. Rechtsgeſch. 3, S. 210 fig. 

2) Sadjfenfp. I, 17, $ 1: „Swer so deme anderen evenbordich nicht is, de ne mach 
sin erve nicht nemen.“ &öhrum, Die Lehre von d. Ebenbürtigfeit I, ©. 348 fig. 

3) Sadıfenfp. I, 4: „Uffe altvile unde uffe twerge erstirbit weder len noch erbe, noch 
uppe krupel kint. Swer denne die erben sint und ir nesten mage, die suln sie halden in 
irre phlage. Wirt auch ein kint geborn stum oder handelos oder vuzelos oder blint, daz 
is wol erbe zu landrechte, und nicht zu len erbe. Hat ber aber len entphangen, e her 
worde alsus, daz verluset her nicht hie mete. Der miselsiche man entphet weder len noch 
erbe. Hat erz aber entphangen e der suche, her behelt ez und erbet ez als ein ander man.‘ 

4) Nah dem Sachienfpiegel I, 3, $ 3, endet die Sippe in ber fiebenten Generation jeder 
ber fieben erften Barentelen; in manchen germanifchen Vollsrechten (L. Ripuar. 56, 3. L. Sal. 
46 (47), $ 10. 11) fchon in der fünften und fechiten, in anderen ebenfall® in der fiebenten 
Generation. Ueber die Verbindung diefer Beichräntungen mit den canoniichen Eheverboten f. 
Laspeyres, Diss. canon. computationis et nuptiarum propter sanguinis proping. ab ececles., 
christ, probibitar. sistens histor, (1824). Sydow, ©. 129 flg. Neuere Particularrechte: Reyſcher, 
Württemb. R., $ 640. Sachſe, Sächſ. R., $ 445. — Ueber die geringen Spuren eines Bor- 
zugs des Erftgeborenen im deutſchen Mittelalter ſ. Schulze, Das Recht der Erfigeburt, 1851, 
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Nur von der Erbfolge in ein Vermögen, welches den Charakter des abe- 
ligen Stammguts ($ 82, 2) bat, werden nach der auf dem alten deutjchen 
Rechte beharrenden ſ. g. Autonomie des hohen Adels, und nach provinzialen 
Gewohnheitsrechten hie und da auch beim niedern Adel, abgejehen von ben 
Adoptirten die Yegitimirten, die in einer Mißheirath Erzeugten wenigftens beim 
hoben Adel, ausgeſchloſſen *). 


2) Erbfolgeoränung. 
$ 251. 


Die Reihenfolge der fucceffionsberechtigten Berwandten wird in den deut- 
ſchen Rechtsquellen keineswegs gleichmäßig bejtimmt!). Nach dem Sächſiſchen 
Yandrechte ?) werben zunächit die Defcendenten (der Bufen ?), dann die Nicen- 
benten, dann die Gejchwifter und endlich die übrigen Seitenverwandten (Gan- 
erben, Magen) gerufen. Unter ben letteren entjcheidet die Gradesnähe, und 
jwar, wie e8 fcheint, zu ihrem mit dem Erblaſſer gemeinjchaftlien Stamm- 
vater (Nähe der Sippe *); gleich Nabe erben zu gleichen Theilen?). Halb» 


&. 199 flg. Die franzöfifchen coutumes dagegen kennen Primogenitur und Majorat von 
Alters her (Waflerfchleben, Pr. d. Erbenf., &. 168), 

5) Den Nachweis f. unten 8 268 u. 274. 

1) Wafcherfchleben, Das Prineip der Succefionsordnung nad deutſchem, insbefondere ſäch— 
ſiſchem Rechte, 1860, und deffen Schrift „Die germanifche Verwandtſchaftsberechnung und das 
Princip der Erbenfolge. Eine Replit”, 1864. Hierzu endlih: Waflerichleben, Das Prineip der 
Erbenfolge nad) dem älteren deutfchen und verwandten Rechten, 1570. Neuere Schriften: v. 
Amira, Erbenfolge und Berwandtfhaftsberehnung nad den altmiederdeutfchen Rechten 1874. 
Schanz, Das Erbfolgeprineip des Sacjjenipiegel® und des Magdeburgifhen Rechts 1883. 

2) Sadjenip. I, 17, $ 1: „Stirbt der man ane kint, sin vater nimt sin erbe; en hat 
er des vater nich, ez nimt die muter mit mereme rechte den sin bruder.“ (Unter „Bater“ 
und „Mutter find hier alle Afcendenten gemeint.) Vater nud muter, swester und bruder erbe 
nimt der son, und nicht die tochter, ez en si, daz da chein son sie, so nimt iz di tochter. 
Swennue aber ein erbe sich verschwestert oder verbrudert, alle die sich gliche nah zu der 
sibbe gestozen mugen, die nemen gliche teil dar an, ez si man oder wib; disse heissen die 
sachsen ganerben. Doch nimt sones und tochter kint erbe vor den vater und muter und 
vor bruder und swester, durch daz ez get nicht uz den busem, diwile die ebenbürtige huseme 
dar ist. Swer so deme andern ebenburtig nicht en ist, der en mag sin erbe nicht genemen.“ 
I, 3, 8 8 am Ende: „Die zwischen dem nagele und dem houbete sich zu der sibbe ge- 
stozen mugen an glicher stat, die nehmen daz erbe gliche; der sich naher zu der sibbe 
stozen mag, der nymt daz erbe zu voren,“ Jedoch madıt der Umftand, ob ein Erbbereditigter 
ſchon abgeſchichtet ift oder nicht, einen Unterſchied. Sachſenſp. II, 20, $ 1. Sydow, ©. 87 flg. 
Ebenfo ift es von Einfluß, ob Iemand aus der gemeinfamen Were heraustritt oder nicht; ſ. 
Pauli, Abb. aus dem Lübiſchen Rechte, Bd. 3, S. 90 fig. — Ueber die Stelle Ed. Roth. 153, 
welche ſich nur auf die Verwandtſchaftsberechnung bezieht, vgl. Waflerfchleben, S. 4 flg. Replit, 
©. 6 fig. 

3) Und zwar mit dem Nepräfentationsredhte der Eulel. Sachſenſp. I, 5, 8 1. Dieh 
Repräfentationsrecht wurde fpäter vielfach, bezweifelt, biß wiederholte Reidysgefete dem Schwanten 
ein Ende machten. S. Reichsabſchied v. 1498, $ 37, und v. 1521, $ 19, Sydow, ©. 79 fig. 
Siegel, Erbredt, S. 42. 

4) Waſſerſchleben, S. 14 fig. Replit, ©. 11 flg. (über Sachienfp. I, 3, $3.). Es wurde, 
wie es fcheint, im Rechte des Sſpls. noch die germaniſche Verwandtihaftcomputation ange— 
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bürtige Gefchwijter und Seitenverwandte treten um einen Grab hinter die 
vollbürtigen zurüd ®), und in der Claſſe der Dejcendenten giebt das männliche 
Gejchleht einen Vorzug vor dem weiblichen 7). 

So manderlei Modificationen nun auch die übrigen deutſchen Rechte ge- 
genüber diefen Grundbfägen des Sächſiſchen Nechts enthalten, jo läßt fich doch 
feineswegd aus ihnen als allgemeines Princip des deutfchen Landrechts das 
ſ. 8. Parentelenfyftem oder die Lineal-Gradualordnung nad- 
weifen, wonach immer zunächſt die Nähe der Parentel (Linie), d. h. der durch 
den nächſten gemeinjchaftlihen Stammvater Verbundenen, in jeder Parentel 
aber die Nähe des Grades entjcheide 8). Erft in diefem Jahrhundert entjtand 


wandt, nach welcher nur die Grade zwifchen dem Erben und dem gemeinjhaftlichen Stamm- 
vater gezählt werden. Die Seitenverwandten werden übrigens im Zachjenfpiegel erft von den Ge— 
ihwifterfindern an gerecdnet, die Geſchwiſter aber noch zum Stamme gezählt, — eine Bered- 
nungsart, welche im Schwabenfpiegel, ©. 3, und in dem fpäteren beutichen Rechtsquellen ver- 
laffen wird. — Die germanifche Computation der Seitenverwandten wurde jedenfalls jehr bald 
durch die römische verdrängt. Waſſerſchleben, S. 25 fig. Ueber die Computation nad) longo— 
barbifhen Rechte j. Miller in der Zeitfchr. f. Rechtsgeſchichte, Bd. 13, ©. 87. 

5) Dieß Prineip ift in Betreff der Erbfolge der Gefchwiftertinder durch den Reichsabſchied 
von 1529, Zit. 31, auch für da® heutige Recht erhalten worden. 

6) Sadjfenfp. I, 3, $ 3: In des halses lide die kindere, die ane zweiunge von vater 
und muter geboren sin; ist da zweiunge an, di en mugen an eime lide nicht besten und 
schricken an sin ander lid.“ Dieß Princip dehnte die fpätere ſächſiſche Praris auf alle Seiten- 
verwandte aus. 

7) Bielfahe Zeugniffe bemweijen, daß im germanifchen Rechte ein Borzug des Manne- 
flamms vor den Frauen und Cognaten wenigſtens in Bezug auf das Grundeigenthum bei der 
Erbfolge gegolten habe; freilich herrfchte ſchon damals feine Uebereinftimmung über die Grenze 
dieſes Vorzugs, indem die Lex Salica emend. 92, 2, die I. Ripuar. 54, 4, und die L. Anglior. 
et Werin., Tit. 6 die Frauen wenigftens in Bezug auf die terra salica oder aviatica gänzlich 
ausfchließen, die Lex Saxonum 7, 1. 5, L. Burguud. 14, 1, L. Alam. 57 und Leg. Longob. 
Liutpr. 1, 1, nur ben Vorzug der Söhne, nicht des ganzen Mannsftamms, vor den Töchtern 
ausfprehen. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 65. Nenicher, Zeitſchr. f. deutſch. R., Bd. 6, S. 266 
fig. Im Sadjenfp. I, 17 ift der Borzug des Mannsſtamms in den erften beiden Parentelen 
anerlannt; im Schwabenipiegel 128 ift mur in Betreff des „‚ansedel da er (der Bater) ufe saz‘ 
ein Borzug bed Sohnes vor der Tochter ausgeſprochen; in den fpäteren Quellen (Gloſſe zum 
Sadjfenfpiegel I, 17, Goslar. Stat., ©. 2, 3. 2, Verm. Sadjjenfp. I, 6, 1, Kl. Kaiferr. II, 
70) werden die Söhne den Töchtern fogar gleichgeftellt, was fomit unftreitig ſchon vor Recep⸗ 
tion des römiſchen Rechts gemeines Landrecht wurde. Eichhorn, Nechtögefch., $ 373, Anm. 
Befeler, Erbvertr. II, ©. 267 fig. Reyfcher a. a. D., ©. 277. Ueber bie Erhaltung des 
Borzugs ded Mannsftamms im Adelsrechte f. unten in der Arm. 13, 

8) Das Parentelenipftem hat fi in der neueren germaniftifchen Literatur nad längerem 
Schwanken der Anfihten eine ziemlich allgemeine Anertennung erworben. Majer, Germaniens - 
Umerfaffung, 1798, ©. 128 fly. Eichhorn, Rechtsgeſchichte, $ 65. 373. Sydow, S. 116 fig., 
und aus der jüngften Zeit Bluntſchli in der Münchener kritifchen Ueberſchau I, S. 387 fig. 
Man freute fih, im germanifchen Rechte ein felbftändige® und mit den allgemeinen Ideen 
defielben leicht im Berbindung zu bringendes Syſtem gewonnen zu haben, das die Verwandt- 
Ihaftsverhältnifje, im Gegenſatze des atomiftifchen römifchen Gradualſyſtems, plaftifh zu ge— 
ftaltvollen Gruppen zufammenfaßte. Neuerdings ift nun die Eriftenz diefes Syſtems 
beftritten worden von Siegel in feinem Erbredte, S. 21 und 44 flg., ſowie in feiner Differ- 
tation über die germaniſche Berwandtfhaftsberehnung u. j. w., 1853, bis Waflerichleben in 
feiner oben angeführten Schrift die Unerweislichleit eine® allgemeinen deutſchen Rechts der 
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die allgemeine wifjenjchaftlihe Vorftellung, daß diefes Syitem das eigenthüm- 
liche Princip der deutfchen Erbfolgeordnung darjtelle, und wohl erjt durch dieſe 
Anfiht und mancherlei Zwedinäßigfeitsgründe find einzelne Gefepgebungen in 
neuerer Zeit zu feiner theilweifen Einführung (für die entfernteren Claſſen der 
Seitenverwandten) beftimmt worden ?), Nur in Familien des grundbefigenden 
Adels, bei denen fich abgezweigte Linien mit eigenem Stammgutsbefig als 
felbjtändige „Häufer“ confolidiren und mit den anderen Linien durch Erbverbrü- 
derungen, fiveicommiffarifche und lehnrechtliche Eventualrechte verbinden, erjcheint 
eine ſolche Ordnung als die natürliche Folge der rechtlichen Familiengeftaltung. 

Gemeinrechtlich gilt heutzutage die Succeffionsorbnung des neuejten römi- 
ſchen Inteſtaterbrechts. Nur iſt diefe durch ftatutarifche Beftimmungen und 
Gewohnheitsrecht im Einzelnen nach den Principien des deutjchen Rechts bis— 
weilen mobificirt worden. Dahin gehört 1) die Beitimmung, daß die Eltern, 


Barentelenordbnung und das vermuthliche Princip des deutſchen Rechts ausgeführt hat. Ins— 
befondere hat er in feiner neueften Schrift (Das Princip der Erbenfolge, 1870) den Nachweis 
geliefert, daß zuverläffige Spuren des Parentelenfuftems nur ganz vereinzelt, nämlich im 
einigen ſchweizeriſchen, holländischen und normanniſchen Rechten vorfommen, wogegen die Mehr— 
zahl der deutſchen Statuten, wo fie überhaupt noch felbftändig und nicht römifch find, ſich dem 
Princip der Abtheilungen des Sachſenſpiegels annähern. — Hiergegen hat fi) Homeyer (Die 
Stellung des Sipls. zur Parentelenordnung, Berlin 1860) von Neuem des Parenteleniyftems 
mit Wärme angenommen. Cinen wirklichen Beweis für das Tettere hat er freilich nicht er 
bradjt ; denn die vielleicht einzuräumende Bemerkung, daß die oben erwähnte Berufungsordnung 
der Seitenverwandten wenig rationell ift, kann als foldyer wohl nicht gelten. Wenn er fid 
aber auf die Boltsanficht beruft, welche die Geſchlechtslinien als jelbftändige Gemeinfhaften an« 
fehe, fo find feine anmuthigen Betradhtungen doc zu unbeftimmt, um als pofitive Unterlage 
eines beftimmten Rechts zu gelten. Jedenfalls drängt ſich ihnen gegenüber die Frage auf, wie 
e8 komme, daß eine fo tief gehende Vollsanſicht nicht wenigſtens einmal einen wirklich Haren 
Ausdrud gefunden hat, wa® man doc, bei einem jo einfachen und charaltervollen Syſtem, das 
nicht eriftiren kounte, ohne dag man fich feines Mefens beruft war, ficher erwarten müßte, 
Nach meiner Ueberzeugung ift aber auch die Borftellung der jelbftändigen Gruppirung der Seiten» 
verwandten nad Linien überhaupt nur im der Sphäre des hohen und übrigen Grundadels zur 
rechtlichen That geworden, es mag aber zur Verallgemeinerung der Borftellungen über die 
Bedeutung des Parentelenfyftems beigetragen haben, da man, mamentlid) im vorigen Jahr- 
hundert, das Recht des deutſchen Adels fehr häufig gern mit deutfchem Rechte für identifc 
hielt. — Spätere Schriften find von Rive (Belt. u. Muth. Jahrb. 6, S. 197), Stobbe, Beitr. 
z. Geſch. d. deutichen Rechts (1865), ©. 39 fig. und die oben in Anm. 1 citirten Schriften 
von Amira und Schanz. ©. jett auch Stobbe, Handbud Bd. 5, ©. 84 fig. Heusler, Inftit. 
des D. Pr. R. II, ©. 587 fig. Er beruhigt fi, indem er S. 602 fagt: „So wenig al® das 
Prineip der Verwandtſchaftsberechnung ift das der Erbfolgeordnung in den Quellen des Mittel- 
“ alters beftimmt formulirt. Beide gelten als die befannten Borausfegungen, von denen man 
nicht zu fprechen braucht.“ 

9) So das K. Sächſ. Mandat v. 31. Januar 1829 und das Sächſ. Civilgeſetzb., $ 2042 
(während das Recht der Conftitutionen von 1572 das Parentelenfyftem entfchieden nicht hat), 
das Weimar. Gef. v. 6. April 1833, das Altenburger v. 6. April 1841, das Gothaiſche v. 
2. Januar 1844, das Reuß Greizer v. 22. Jan. 1841 und das Reuf-Scleizer vom 10. Dez. 1853. 
Waſſerſchleben, S. 117. Das öfterr. Gefegb., $ 730 flg., hat (mad; dem Patente von 1786) 
ein eigenthümliche® Linealſyſtem, mit Beſchränkung der Succeffionsfähigfeit auf die erflen ſechs 
Linien, und dem Princip der Theilung nad) Vater- und Mutterflämmen (f. darüber Unger, 
Syſtem des öfter. Brivatr. 6, ©, 135). 
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oft auch die weiteren Afcendenten,, die Geſchwiſter ausjchliegen (Schoffall !), 
2) daß das j. g. Repräfentationsrecht gar nicht, oder doch bejchränkter als im 
römijchen Rechte Statt findet 11), 3) daß die Halbbürtigen um einen Grad 
den Bollbürtigen nachitehen, oder wenigjtend kleinere Theile als die Yetteren 
erhalten jollen !?). 4) Während der Vorzug des Mannesſtamms ſelbſt 
in dem bejchränften Umfange, in welchem ihn die Rechtsbücher des Mittel- 
alter8 anerkennen, fchon vor dem Eindringen des römijchen Rechts als Regel 
verjchwunden war, bat er fich in Bezug auf die Stammpgüter des Adels 
nicht nur erhalten, fondern fogar an Stärke gewonnen !?). Ebenſo beſteht 
hierbei Fraft obfervanzmäßigen oder durch befondere Dispofitionen (in Theilungs- 
verträgen, Fideicommißjtiftungen, Erbverbrüderungen) vermittelten Rechts häufig 
eine Succeffionsorbnung nad Yinien bald mit, bald ohne Vorzug der Grades. 
näbe in ben einzelnen Linien, beim boben Adel aber meiſtens mit Vorzug ber 
Erftgeburt. 


3) Ermerb der Erbſchaft. 


a) Aeberhaupt. 
8 252. 

Particularrechtlich gilt noch heutzutage der Grundfaß: „der Todte erbt 
den Lebendigen“, jo daß aljo die Erbichaftsbelation und Acquifition zufammen- 
fällt). Im einzelnen Ländern des Sächſiſchen Rechts hat fich die Bejtimmung 
des älteren deutjchen Rechts erhalten, daß der Erbe fich bis zum Ablauf des 
breißigiten Tages nach dem Tode des Erblaſſers aller thatfächlichen Einmi- 
ſchungen in die Erbichaft enthalten muß, dagegen auch bis dahin gegen 
alle Klagen der Erbichaftsgläubiger gefichert iſt?); ebenjo auch der Rechts— 


10) Hamb. Stabtr. III, 3, 12 (das Lüb. R. II, 2, 13 zieht die Elterm wenigftens den 
Halbbrüdern vor), Churſächſ. Conftit. von 1572. Ill, 17, Sächſ. Civilgeſetzb., $ 2036 flg. 
Schwarzburg-Sonderdh. Succeffionsorbn. dv. 1829, II, 2. 

11) Die Nachweiſe bei Ortloff, Grundzüge d. D. Pr.-R. ©. 567 fig. Haubod, Sädj. 
R., $ 309. Dagegen aber jest das Sächſ. Civilgeſetzb., $ 2041. 

12) Pufendorf, Observ. jur. univ. II, 193. II, 201. $Haubold, Sächſ. R., $ 310, 311. 
Königl. Sächſ. Mandat v. 31. Januar 1829, $ 41. Jetzt d. Civilgefegb., $ 2031. 

13) S. $ 82, 2. Bol. dazu auch die Abhandlung: Fragment über das ſaliſche und rıpua- 
riſche Succeſſionsſyſtem im Nitterftande, befonders am Niederrhein in Kamptz' Jahrbüchern, 
Heft 92, 8 9 fig. — Der Borzug des Mannsſtamms bezieht fich jedoch bisweilen nicht blos auf 
das Stammgut, fondern nad, befonderem Familienherlommen auch auf das übrige Vermögen, 
und die Töchter haben gegen den Erben nur das Recht auf ſtandesmäßigen Unterhalt bie zur 
Verheirathung und auf Ausfteuer, welche zugleich als Abfindung gilt. 

1) Ueber Hamburg und Lübeck ſ. Pauli, Abhandlung IH, ©. 131. Kurköln. Rechtsordn. 
v. 1663, Tit. 9, $ 1. Pr. Landr. 1, 9, $ 367. Oeſterr. Gejegb. Art. 537. 

2) Sadjenfp. I, 22, $ 1. Sydow, Erbr., $ 316. Haubold, Sächſ. R., $ 346. Heim- 
bad), Sächſ. R., $ 302. Die Sächſiſchen Juriften feit dem 16. Jahrh. faßten die als ftille 
häusliche Trauerfrift gemeinte Einrichtung jo auf, daß die hereditas bis zum Dreißigften als 
jacens und den Berftorbenen repräfentivend zu denten jei. Die vollftändigfte Darftellung giebt 
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fag, daß von mehreren Miterben der ältefte zu theilen, der jüngjte zu wählen 
hat ®). 


b) Insbefondere bei bäuerlihen Guisverhältniffen '). 


$ 253. 


Die Untbeilbarkeit der Bauergüter, welche nicht blos für die nach Golonat- 
recht, fondern häufig auch für die nach freiem Eigenthum bejejjenen, bejtebt, 
fordert die Webertragung berjelben nebjt ihrem untrennbaren j. g. Allodial- 
vermögen auf einen einzigen Erben. Während dieſer bei freien Bauergütern 
regelmäßig durch die Uebereintunft der Erben bei der Erbichaftstheilung be- 
ftimmt wird, fofern dieſe feine Civiltheilung mittelft Verlaufs der Hofftätte 
vorziehen ?), ift er bei Colonaten ſchon durch Gejep oder Gewohnheitsrecht 
als f. g. Anerbe berufen, und zwar entweder jo, daß dieß Anerbenrecht ge- 
ſetzlich feitgeftellt und gegen jede legtwillige Dispofition des Befiperd und jede 
Verfügung des Gutsheren, die Fähigkeit des Anerben zur Wirtbihaftsführung 
vorausgefegt, geſchützt ift?), oder fo, daß es zumächit dem Vater, oder dem 
Gutsherrn, oder beiden gemeinjchaftlich frei jteht, fih unter den Succeffions- 
berechtigten den Anerben zu wählen, und jene gejegliche Ordnung erjt dann 
eintritt, wenn fie dieß unterließen *). Unter den nach gemeiner Civilerbfolge 
berufenen Erben (von denen freilich nach vielen Gejegen nur die Defcendenten 
des Golonen, oder in Ermangelung ſolcher nur die von der Hofftätte ſtam— 
menden Seitenverwanbten als fucejfionsberechtigt anerkannt werben 5), wird 
der Anerbe entweder nad dem Minorate oder nach dem Majorate beftimmt ©) ; 
dabei haben die Kinder der erjten Ehe einen Vorzug vor ben Kindern der 


Homeyer, Der Dreißigfte (Abdr. aus den Berh. der Berl. Alad.), 1864. Ueber die Spuren 
im heut. Sädjf. R. ſ. Schmidt, Borlefungen über ©. R., Bd. 2, ©. 209, 

3) Sachſenſp. III, 29, 8 2. Sydow, ©. 319 fig. Haubold a. a. D,, 8 356, 

1) Wigand, Provincialreht der Fürftenth. Paderborn u. Corvey, Bd. 1, ©. 104 flg., des 
Fürftenthd. Münden u. ſ. w., Bd. 1, ©. 193 flg. Pfeiffer, Das Meierrecht (1848), S. 205—332. 

2) Codex Maximil. Bavar. IV, 7, & 14. 

3) Wigand, Paberb. I, ©. 115. S. befonders die vielen Belege bei Pfeiffer a. a. O., 
©. 237 fig. Die früher häufig behauptete und bisweilen unter dem Ginfluffe des Lehnrechts 
jelbft praktifch gewordene Anficht, der Anerbe fei durch eine successio ex pacto et, prov. major, 
berufen, ift freilich unrichtig. Beim Adel dient das Gut dem Intereſſe des Geſchlechts, bei 
Bauern das Geſchlecht dem Interefie des Guts. 

4) So in Münfter, Paderborn und Galenberg. Calenberger Meierordnung V, & 3, 4, 
Pfeiffer a. a. DO., ©. 251 und 283 fig. 

6) Das Ältere Meierrecht beſchränlte die Erbiähigteit auf die Defcendenz; allein im Laufe 
der Zeit wurde fie immer weiter ausgedehnt. S. eine Zufammenftellung der Particularrecdhte 
bei Pfeifier, S. 205 fig. 

6) Pfeiffer, S. 226 fig. Wigand, Paderb. I, S. 106 fig. Wedekind, Reform des Meier- 
rechts, 1. Heft (1861), geht wohl zu weit, wenn er das Minorat nur ein „Paroli des Guts- 
herrn gegen die Altentheilswünfce des Meiers“ nennt; gewiß hat es bei Bauern doch auch 
feinen guten, in den bäuerlichen Lebensverhältnifjen liegenden Grund, Das Altentheilsbedürf- 
miß der Bauern wird in der Regel erft bei dem Heranwachſen des jüngften Sohns hervortreten. 
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zweiten, die Eöhne vor den Töchtern 7), und diefe vor den männlichen Seiten- 
verwandten oft nur dann, wenn fie das Gut einem zur Bewirthichaftung 
fähigen Ehemanne als Colonen übergeben können ®). Im Bezug auf die recht- 
liche Beurtheilung der Stellung des Anerben find aber verfchiedene Syiteme 
zu unterjcheiden °). Nach einem Syiteme erhält der Anerbe das ganze Ber- 
mögen bes verjtorbenen oder abtretenden Colonen als Alleinerbe und bat nur 
die Verpflichtung, feinen Geſchwiſtern aus dem Allode eine Abfindung herauszu—⸗ 
geben. Nach einem anderen Syiteme erbt er nur das Kolonat nebjt dem allo- 
dium cum villa conjuncetum, während für das übrige Vermögen eine Spe- 
cialfucceffion nach den Grundjägen des gemeinen Givilrechts eröffnet wird. 
Endlich ift auch die Auffaffung möglich, bei welcher das Recht des Anerben 
auf das Golonat gar nicht als ein ausſchließliches Erbrecht !9), jondern nur 
als ein Vorzug bei der ſchon gejeglich bejtimmten Bertheilungsart eines 
ungertrennlichen Theils der Erbſchaft betrachtet wird; die Antheile der übrigen 
Erben liegen bierbei in ihrer vom Anerben zu leiftenden Abfindung 11); in Bes 
zug auf das fonjtige Vermögen des Gutsinhaberd außer dem Golonate und 
feinem untrennbaren Allode findet jodann eine Goncurrenz aller Erben, auch) 
des Anerben, nah den Grundjägen der gewöhnlichen Civilerbfolge jtatt 1°). 
Die Abfindung (Brautſchatz, Auslobung) wird bald (je nach der Verſchie— 
denheit der Rechte) nach dem Maßſtabe der Größe des Allods, bald nach dem 
Maßſtabe des Gutswerths (in diefem Falle unter Theilnahme des Gutsherrn) 
bejtimmt, wie er -fich bei mäßiger Schägung nach Abzug der darauf haftenden 


7) Osnabr. Eigenthums -Ordn. IV, 5. Wfeiffer, ©. 232, 221 flg. 

8) Diefer Ehemann wird dann der eigentliche Kolon und Reihemann; die ratio liegt im 
dem Bedürfniß der ununterbrodenen Bewirthſchaftung des Guts durch einen tüchtigen Mann. 
Stirbt der Mann vor der rau, fo fällt das Gut an dieſe zurüd ; ftirbt die Frau, fo erben 
deren Erben. Dance Rechte geben dem Manne aber weiter gehende eigene Rechte; diefe, 
namentlich die in Betreff des Einbringens defjelben in eine zweite Ehe, können allerdings nicht 
mit Wigand, Paderborn I, 158, und Minden I, ©. 282 u. 364, als Wirkungen der Güter— 
gemeinſchaft aufgefaßt werden, welche die Colonate in der Regel nicht ganz ergreift, oder als 
Folge des „Yängft Leib, längft Gut’; es find finguläre Befugniffe, welche im Jutereſſe des 
Gutsheren mwilltürlicd angeordnet find. S. Pfeifier, S. 290 flg., der ſich freilich vergebens um 
Auffindung eines eigentlichen Rechtsgrundes bemüht. 

9) ©. Über die verfchiedenen Syfteme Wedelind a. a. O. ©. 30 fig. 

10) Daß diefe Auffaffung feine unhiftorifche fei, Tann nicht bezweifelt werden, Das ältere 
Recht wollte nur dieß: der Anerbe joll das Gut allein befommen, — im welder Form dieß 
zu erreichen fei, ift dagegen noch jett eine häufig offene Frage für die Wiffenfhaft. Es finden 
ſich aber fogar alte pofitive Zeugnifje für die obige Conſtruction, z. B. ein Meisthum von 
1526 (Wigand, Paderb. I, 128): „Dar Kinder ader Erven van einem Hovesgute unvertegen 
weren, de moegen dat gut nicht splettern oder erflteilen, — — sondern mogen dat versetten 
und Penynge auf nemen, und ehren Erffdeil affwiligen.“ Daher ift es unrichtig, wenn 
Runde, Interimswirthichaft, $ 65, Meyer, Lipp. Colonatr, (1855) 1, ©. 369, u. A. nur bie 
Conftruction für zuläffig erflären, welche den Anerben zum alleinigen Erben madit. 

11) ©, Anm. 13, 

12) Pfeiffer, ©. 336 fig. 
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Schulden herausjtellt 18); jedoch darf jie nicht jo Hoch jteigen, daß ihre Aus- 
zahlung das fernere Beitehen der Gutswirtjchaft unmöglich machen würde !t). 
Auch wird außerdem der Anerbe durch Geftattung terminweijer Stüdzahlung 
begünftigt. Die Abfindung, für welde das Gut verpfändet ijt !°), kann jedoch 
nicht fofort beim Tode der Eltern, jondern von den Töchtern erjt bei ihrer 
Verheirathung, und von den Söhnen erjt bei der Anlegung eines jelbjtändigen 
Haushalts gefordert werden ?%); bis zu dieſer Zeit haben die Gejchwifter das 
Recht, auf der Hofftätte zu bleiben und unterhalten zu werden. Stirbt ein 
Auszulobender vor eintretender Fälligkeit der Abfindung, jo bleibt dieſe ald Ge- 
winn beim Hofe zurück!“). Wbgefundene Kinder find von der ihnen jpäter 
etwa bdeferirten Succejfion in das Bauergut nicht ausgefchlojjen, jofern dieß 
nicht particularrechtlih ausbrüdlich bejtimmt wird '®). 


$ 254. 


Die Wirkungen der Gutsübernahme durch den Anerben, wie fie in ber 
Regel bei dem Antritte der Erbichaft des Golonen entjtehen, können auch an- 
ticipirt werben !); der Beſitzer des Colonats fann dieß jchon während jeines 


13) Die Frage, ob die Abfindung eine Abfindung vom Meierhofe oder vom freien trenn- 
baren Allode fei, muß je nad) der Berfciedenheit des Syſtems verſchieden beantwortet werden. 
Das Erftere muf angenommen werden, wenn man bavon ausgeht, daß die Auslobung den 
Erbtheil der Meiertinder am Colonat bildet. Die entgegengeſetzte Anſicht (melde in den meiften 
Gejetgebungen janctionirt ift) beruht auf dem Syſteme, wonad die Anerben als alleinige Erben 
gelten und den Geſchwiſtern nur Einiges vom Allod zu verabreihen haben. S. Pfeiffer a. a. O., 
S. 252 flg., 264 flg. Bufch, Beitr. z. Meierr. in Hildesheim, 1855, ©. 121 fig. Mifver- 
ftändnifje können hierbei dadurch entftehen, daß man die Möglichkeit einer Abfindung aus dem 
Allod, welde die Stelle der Erbtheilung bei die ſem vertreten fol, überfieht; es iſt fehr 
gut denkbar, daß aud das freie AlTod von Anerben gegen Abfindung allein übernommen 
werde, welche dann natürlich einen anderen Charakter hat. Nur auf diefe beziehen fi Billow 
und Hagemann, Erört, IU, Nr. 16. Richtig unterfchieden wird daſelbſt Bd. VII, 57. 

14) Wigand, Paberb, I, 183, 

15) Wigand a. a. O., ©. 139, 

16) Wigand, ©. 140. Pfeiffer, ©. 269 fig. 

17) Pfeiffer, ©. 272. 

18) 3. B. die Osnabr. Eigenth.Ordn. IV, 6. Die richtige, ſchon aus allgemeinen Grumd- 
fügen hervorgehende Anficht ſ. bei Pfeiffer, S. 277. Denn bei der Abfindung handelte es fd) 
ja um die Erbfchaft des Vaters; die jpäter deferirte Erbichaft ift dagegen die des Bruders, 

1) Das Abtreten eines alten oder gebredhlihen Bauern von feinem Gute unter Vorbehalt 
oder ausdrücklicher Beftellung einer Leibzucht ift ein im Bauernftande fehr häufiges und in ganz 
Deutjchland gebräuchliches Geſchäft; aber feine Formen und die mit der Verſchiedenheit der- 
felben zufammenhängenden Rechtswirkungen find ſehr mannigfaltig (ſ. $ 191). Hier ift nur 
von der einen Form der erfrühten Erbfolge die Rede, welche nicht einmal bei Colonatgütern 
die alleinige ıft, fich aber andererſeits nicht auf Colonatgüter beſchränkt. Bon diefer handelt 
namentlich (jedoch nicht ausjchließlich) da8 Wert von Ch. %. Runde, Die Rechtslehre von der 
Leibzucht und dem Ailtentheile auf deuten Bauerngütern, 2 Thle., 1805 (vgl. dazu Runde 
in der Zeitichr. f. deutſch. R, Bd. 7, ©. 1 flg.), und Pfeiffer, Prakt. Ausführ., Bd. 4, S. 119 fig. 
Bol. bei. auch Wigand, Paderb. Provinzialr., Bd. 1, ©. 187 flg. Preuß, Die Leibzucht, eine civ. 
Studie, 1862. Die Altentheilsbeftelung in anderen Rechtsformen behandelt Hänfel, Die Lehre 
von dem Auszuge oder der Leibzucht (1834), und W. H. Puchta, Ueber die rechtliche Natur 
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Lebens dem Anerben übergeben und ihn in Betreff der Gutsübernahme ſchon 
jegt in die Yage fegen, welche fonjt nur eine Folge des Erbichaftserwerbs ift. 
Injofern ein ſolches Rechtsgeſchäft die rechtlichen Wirkungen des erbichaftlichen 
Gutserwerbs künſtlich anticipirt, enthält e8 eine erfrühte Realijirung 
bes Anerbenrechts (j. g. successio anticipata ?). Das Gejchäft ift nicht 
blos eine Sachübergabe, weil zugleich eine Reihe von Verbindlichkeiten über- 
tragen wird; der Gegenjtand deſſelben ift aber auch fein Erbrecht, denn nicht 
ein Vermögen, jondern nur einzelne Sachen werben abgetreten ; in dieſem be- 
jtimmten Falle ift e8 auch feine Schenkung, weil die Abficht der Bereicherung 
nicht das hauptſächliche Motiv ift ?), noch weniger ein Kauf; es iſt die Ver- 
bindung mehrerer Rechtsgeſchäfte — Tradition, Gejfion, Schuldübernahme *), 
Verſprechen — zu einem gemeinfchaftlihen Acte, der in feiner Einheit einen 
neuen Rechtscharakter durch die Abficht erhält, welcher er dienen ſoll, nämlich 
die Erfrübung der Wirkungen des erbjdhaftliden Gutsan- 
tritts. Mithin unterliegt das Gejchäft einer doppelten Betrachtungsmeife, 
einmal als Ganzes und dann in feinen einzelnen Theilen; nur jene erjtere ijt 
bier von Intereſſe. 

Die VBorausjegung diefer Auffajjung des Geſchäfts ift die Abſicht des Ab- 
tretenden, im Bewußtſein feiner Altersſchwäche jchon jegt vom Colonate zu 
jcheiden und dem (in der Regel gejeglichen) Nachfolger im Interefje der Guts- 
wirthſchaft und im Bedürfniß der Ruhe freiwillig den Pla zu eröffnen 5). 


der Gutsabtretung überhaupt und mit Altentheilsbeftellung befonders (1837), in welcher Schrift 
die allerdings mögliche Form des Kaufgefchäfts irrthümlich als die ſtets nothwendige betrachtet 
wird. — Die Möglichkeit des Begrifis „eines erfrühten Erbihaftsantritts in feiner Beichrän- 
fung auf da® Gut‘ als einer der denkbaren Formen der Gutsabtretung mit Altentheil foll im 
Tert erwiejen werden; nicht jcharf genug bezeichnet Runde diefes Brincip, indem er von einer 
antieipirten Erbfolge ſpricht, womit die uncorrecte Idee einer erfrühten Univerſalſucceſſion 
verbunden ift, gegen die er felbit ankämpft. Nur gegen diefe jchiefe Auffaflung ift die Polemit 
Bejeler’s, Erbverträge III, ©. 204 gerichtet. Noch unhaltbarer ift die Auffaffung bei Pfeiffer, 
der immer die ganz auszuſchließende Idee des Erbvertrags einmiſcht. 

2) Die Geihichte des Nechtsgeichäfts ift auf die Beurtheilung feine® heutigen Rechtscha— 
ralters von feinem wefentlihen Einfluffe; denn mag ed nun, wie Runde und Eichhorn, Eint., 
$ 365, annehmen, ein Reſt der alten Bergabungen von Todeswegen, oder, was Wigand be» 
hanptet, die alte „Ausftattung” oder „Beradung“ der Kinder jein, jo fan man doch heutzutage 
nicht umbin, die in jenen Gefammtgeichäften liegenden verfciedenen Möglichkeiten nad) dem 
heutigen Rechte zu analyfiren und zu fondern. Das von Runde a. a. D., 2. Th., ©. 294, 
als gejetslihe Begründung der successio antieipata Angeführte genügt allerdings, um wenigſtens 
das Borhandenfein diefer Idee felbit iu den Geſetzen zu beweilen. 

3) Hierher pafjen die Gründe, die Savigny, Syſtem des h. röm. Rechts IV, ©. 81 fig, 
zur Beurtheilung analoger Berhältnifje geltend madıt. 

4) Windicheid, Pandecten, 2. Bb., $ 338—340, wo die rechtliche Natur der modernen 
Schuldübernahme entwidelt wird. 

5) Diefe Abficht muß wirklich nachgewieſen werden. Ueber die Kriterien, welche bei diejer 
Unterfuhung hülfreich find, f. Runde, Leibzudt II, $ 8. Es muß die Abficht jein, die recht- 
lihen Wirkungen des Todes künftlich zu antieipiren, weil diejenige Lebenskraft geſchwunden iſt, 
mweldye das Bedürfniß der Gutswirthichaft fordert; da das Recht den Erbichaftsantritt erft an 
den wirklichen Tod anknüpft, jo follen hier feine Wirkungen durch ein Recht sgeſchäft ſchon 

16. Aufl. 28 


434 Zweiter Theil. Viertes Bud). 


Mit diefer Bedeutung kann das Geſchäft auch bei freien Bauerngütern vor» 
fonımen. Seine Wirkung ift die, daß der Anerbe nur das ihm übergebene 
Gut nebſt den darauf laftenden Schulden übernimmt"), von dem fonjtigen 
Vermögen des Abtretenden dagegen nur jo viel, als ihm ausdrüdlich übergeben 
wurde?); er übernimmt aber das Gut ald Anerbe, iſt daher verpflichtet, 
die übrigen Kinder zu alimentiren und abzufinden ($ 253) und bie fonjtigen 
äußeren Verbindlichleiten eine® Bauergutserben (3. B. Entrichtung des Sterbe- 
handlohns) zu erfüllen ®). 

Mit dieſer Gutsabtretung wird faſt immer die Bejtellung einer Leib— 
zucht (Auszug, Altentheil) für den bisherigen Befiger und feine Ehefrau ver- 
bunden; in manchen Gegenden ijt jie ſchon gejeglich daran gefnüpft?). Der 
Inhalt derjelben iſt regelmäßig Nießbrauch an einzelnen Grundftüden und ein 
Recht auf einzelne zur Alimentation dienende Yeiftungen 10), welchen durch die 
Art der Beitellung häufig der Charakter einer Reallaft gegeben wird ($ 169, 
Anm. 5, $ 191°), Zur Gültigkeit des Gefchäfts gehört gerichtlicher Ab- 
ichluß 1?) und bei Colonaten Einwilligung des Gutsherrn, damit eine zu große 
Bejchwerung des Hofs durch die Yeibzucht verhütet werde. 


danı herbeigeführt werden, wenn ein in Betreff der Verwaltung des Guts dem Tode gleich 
ftehender Zuftand eintritt. Am deutlichften wird diefer Gefichtspuntt da, wo der erfrühte An— 
tritt ded Anerben im angegebenen Falle jchon durch das Geſetz herbeigeführt wird; Runde, 
Yeibz., ©. 305. Andere Motive, z. B. die Abficht, durch Herausgabe eines Theild des Ver- 
mögen® das übrigbleibende zum Einbringen in eine zweite Che frei zu befommen, führen nicht 
zum anticipirten Erbſchaftsantritte. — Darüber, daß das Geſchäft auch mit einem Ertraneus 
fo vorgenommen werden kann, fiehe eine Oldenb. Entideidung in Seuffert's Archiv,- Bd. 19, 
5. 392. 

6) Ueber die Bedeutung eines „Borbehalts der Herrſchaft“ fiche Runde, Leibzucht, S. 336, 
vorzüglich; aber Seuffert's Ardiv für Entid., 15. Bd., ©. 234, 

7) Das übrige Vermögen des Abtretenden wird durch das Geſchäft gar nicht ergriffen, 
namentlih aud in feinen ſonſtigen Sculdverhäftniffen Nichts geändert. Das Inteftat- und 
Notherbrecht bez. diejes zurüdbehaltenen oder fpäter erworbenen Bermögens wird durd) die Guts- 
abtretung an fich im feiner Weiſe beſchränkt oder mobificirt. 

8, Pfeiffer, Pract. Ausf., 8. Bd., ©. 301 fig. 

9) Wigand, Paderb. I, ©. 196, 

10) Es ändert am der Natur der Gutsabtretung Nichts, wenn die Leibzucht eine vorbe- 
haltene Quote des gefammten Gutsertrags ift (oft wird dann auch der Stuhl, der alte Platz 
am Tiſche vorbehalten); a. M. Wigand, ©. 195 und 197, — Häufig bezieht der Abtretende 
eine ſ. g. Leibzuchtstathe, ein abgejondertes Nebengebäude; ſ. darüber Runde II, $ 30. Nach 
dem Tode bes Leibzüchters fallt die Yeibzudt an den Hof zurüd. Uebrigens ift der Gedanke 
der Peibzuchtbeftellung der, daß die Alimentation auf den gegenwärtigen amilienftand des 
Leibzüchters befchräntt bleibe. Daher jagt Wedekind, Reform des Meierr., ©. 25, mit Recht, 
daß eine vom Altentheiler als ſolchem geheirathete Frau nur unter dem Titel einer Magd und 
Verpflegerin ihres Mannes Zutritt habe, und daß das Erzeugen von Kindern auf dem Alten- 
theile gleichſam als eine „meierrechtlihe Sünde’ betrachtet werde. Ueber die rechtliche Natur 
der Leibzucht ſ. auch Preuß a. a. DO, ©. 17 fig. 

11) „Die Alten werden mit dem Hofe verkauft‘, 

12) Es ift unrichtig, wenn man diefe Forderung blos dem particulären Rechte zufchreibt, 
wie Eichhorn, Eint., $ 365. S. die gefammelten Belege bei Runde, $ 71, und Pfeiffer, Meier: 
recht, S. 354. Die Forderung des gerichtlichen Abſchluſſes ruht ſchon auf dem allgemeinen 
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B. Erbfolge der Ehegatten. 


$ 255. 


68 ijt eine im deutjchen Rechte genugiam beurkfundete Neigung, in ber 
ehelichen Genofjenihaft den Grund eines Rechtsanſpruchs am Nachlaffe des 
Berjtorbenen anzuerkennen; wie das mittelalterliche ſächſiſche Recht der Frau 
(außer der vom Manne befteliten Leibzucht) Gerade und Muftheil !) und dem 
Manne die fahrende Habe des hinterlaffenen Frauenguts zujprach *), jo ge— 
währt auch das in Statuten und Gewohnheitsrechten vielfah ausgejprocene 
jpätere deutiche Recht °) dem überlebenden Ehegatten befondere Antheile am 
Vermögen des Verftorbenen, aljo Aniprüche, welche die Zurüdforderung des 
eigenen Vermögens oder deſſen Surrogatd aus der ehelichen Gütervereinigung 
überfteigen “). Diefe betehen bisweilen in einem lebenslänglichen Nießbrauche 


Grunde, daß diefer immer verlangt wird bei Geichäften, welche die Uebertragung liegender Güter 
betreffen ; für das mit der Gutsabtretung verbundene Geichäft der Yeibzuchtbeftellung ift die 
gerichtliche Form aber auch dann nöthig, wenn das Leibzuchtsrecht den Charakter der Reallaft 
erhalten fol. Faſt allgemein wird zu Ddiefen juriftifchen Gründen noch der michtige rechts— 
politiiche hinzugefügt, daß Gutsabtretungen aus unftatthaften Berveggründen durch den Richter 
verhütet werden follen; weshalb demſelben aud; eine cenusae cognitio und ein Konfirmationd- 
recht gegeben wird. Pr. Yandr. I, 11, 8 608 fig. 

1) ©. $ 248, Anm. 3 und 5. 

2) Heinrici II. leges 1019, e. 1 (bei Walter, Rechtsgeſch, $ 466, 6). Sachſenſp. III, 76, 
& 2: „Hatte aber die vrowe man genomen, und was her zu ir und zu den kinderen in daz 
ungezweite gut gevaren, und stirbt denne daz wib, der man behelt alle des wibes recht in 
der varenden habe, sunder daz gebuwe und sunder die gerade." S. Haſſe in der Zeitſchr. 
f. geſch. Rechtsw. IV, ©. 81 fig. Haubold, Sächſ. Recht, $ 320. 

3) Die Entwidelung des ehelichen Erbrechts aus jenen Anfängen geichah (ähnlich wie die 
der Gütergemeinichaft in den Städten) durch Bermittelung von Cheftiftungen, deren Allgemein- 
heit eine fo entjchiedene Rechtsüberzeugung beurkundete, daß fie zulekt in Statuten und Landes» 
geſetzen gefchügt wurde. Allerdings ließen fie fi) dabei oft von einer aud-auf das eheliche 
Güterrcht bei Yebzeiten zurüdwirfenden Willtür aus mancherlei Billigkeitsrüdfichten leiten. 
Hierher gehört das hauptſächlich den meißnifhen Statuten eigenthümliche Drittheilsredht, dann 
das weitverbreitete Halbtheilärecht, ferner das Errungenſchaftserbrecht, dann die mit der fränkischen 
gefammten Hand und Verfangenihaft in Berbindung ftehenden fehr mannigfaltig geftalteten 
Erbgebühren — verfchieden namentlih, je nachdem die Ehe beerbt oder unbeerbt war. Alle 
diefe Erbrechte hängen freilich meift mit der bejonderen Geflaltung des ehelichen Güterrechts 
jelbft zufammen. Die meiften derfelden haben aber beim Eindringen des römiſchen Rechts eine 
Umbildung erfahren. Imsbefondere ift nicht zu verfennen, dag auf manche fpätere Gejeb- 
gebungen das römiſche Exrbredt der armen Wittwe Einfluß gehabt hat, z. B. auf die Sächſ. 
Conftitutionen P. IH, ec. 20, — Eine Theorie des ehelichen Erbrechts nad deutichem Rechte, 
welche den Anſpruch machen wollte, für gemeinrechtlich zu gelten, ift bei der Bielgeftaltigfeit 
diefes Rechtstheil® ganz unmöglich. 

4) Gerade bei der Unterfcheidung defjen, was die Frau als ihren Antheil an der vereinigten 
ehelichen Gütermafje zurüidnimmt, von dem, was ihr als Erbtheil am Nachlaſſe des Mannes 
gebührt, herrfcht auch im den neueren Statuten häufig Unklarheit, indem bisweilen dieſes Zu— 
rüdforderungsrecht felbt in der Form eined Erbrechts gewährt wird. Zweifelhaft kann diefe 
Frage namentlic) da werden, wo die Fran ihr Eingebrachtes einwerfen muß, um die ftatutarifche 
Bortion zu gewinnen. ©. $ 232, Anm. 8. (Pofie, Ueber die Natur der deutſchen Erbgebühr 
in f. Abhandl. einiger Gegenft. des deutſch. Staats- und Privatr., 1804, ©. 207.) 
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und einem Rechte auf einzelne Sachen, öfter aber in einem wirklichen Erb- 
rechte (ſ. g. ftatutarifche Portion), deſſen Umfang freilich ſehr verſchieden be- 
ftimmt wird 5). Bei kinderloſer Ehe wird dem überlebenden Ehegatten bald 
der ganze Nachlaß des Verjtorbenen („längit Leib, längjt Gut” ®), bald nur 
eine Quote, bei dem Zufammentreffen mit Kindern häufig ein Kopftheil zuge- 
proben; zu diefem Erbtheile fommt nach manden Statuten noch ein Nieh- 
brauh an den übrigen Quoten hinzu?). Das Erbrecht der Ehegatten, wel- 
ches die Fortdauer der Ehe bis zum Eintritte des Erbfalls vorausjegt ®), er» 
icheint als ein durch das eheliche Leben verdientes Recht und kann daher durch 
feine letztwillige Verfügung entzogen werben °); eine ſolche würde im Teſtamente 
für nicht gejchrieben gelten. Jedoch gejtatten manche Particularrechte eine Ent- 
erbung aus bejtimmten Gründen !°), 


5) Ueber den Streit darüber, ob die portio statutaria eine Sinqular- oder Univerfalfuc 
ceffion enthalte, j. Runde, Güterr. der Eheg, $ 107. Die im Terte gemachte Unterſcheidung 
nad) dem Gegenftande des Rechts enthält wohl die richtige Antwort. — Alle anderen Fragen, 
3. B. über die Anwendung des Accrefcenzrechts, können leicht nach gemeinrechtlichen Principien 
beantwortet werben. Das Accreſcenzrecht insbefondere fest wohl voraus, daß das eheliche Erb» 
recht den Erbrediten der übrigen Inteftaterben gleichartig fei, namentlich alfo, daß fein Umfang 
nicht ein« für allemal figirt, fondern (3. B. wenn e8 als Kindestheil fetgeftellt ift) durch die 
Concurrenz mit anderen Erben beftimmt wird, 


6) S. über die Vieldeutigfeit des Sprüchworts, welches auch oft nur auf lebenslänglichen 
Nießbrauch führt, Runde a. a. DO, $ 18. Es heißt auch: „Der letzte macht die Thür zu‘. 

7) Ueber das Fiülbifche Recht (bei unbeerbter Ehe die Hälfte) fiehe Pauli, Abhandl. aus dem 
Lüb. R., Bd. 2 (1840), ©. 63 flg. Ueber Medlenburg : Kampg, Medlenb, Civilr., ©. 736 fig. 
Ueber Württemberg: Wächter, Handb. I, S. 200 flg., Weishaar, Württemb. R., $ 181 flo. 
Ueber Hannover: Grefe, Hannöv. B.-R. 1, ©. 137 fig. Cod. Maxim. Bavar. I, 6, 
$ 35 flg. Pr. Landr. II, 1, $ 621 fig. Defterr. Gejehb., $ 757-759. Sächſ. Civilgeſetzb. 
$ 1049 flg. Steinader, Braunſchw. Privatr., $ 294. ine Statiflil der verschiedenen Formen 
j. hei Walter, D. Pr.-R., $ 417. — Im Uebrigen gelten über die Delation, Antretung, An- 
wachſung (f. oben Anm. 5) bei dem ehelichen Erbredite die allgemeinen erbredhtlihen Grund- 
füge. Ebenſo auch über die Haftung für die Schulden des Erblafjers; nur ift zu unterjcheiden 
die Haftung des Frauengu 8 für Schulden des Ehemanns, welche jchon eine Wirkung des 
ehelichen Güterrechts iſt. A. M. Pole a. a. DO, ©. 197, 202. ©. aber Runde a. a. O., 
8 108, 109, 


8) Geſchiedene oder für immer von Tiſch und Bett getrennte Ehegatten haben daher auf 
das Erbrecht feinen Anſpruch. Eichhorn legt ohne genügenden Grund dieje Wirfung fchon dem 
Borhandenfein eined Scheidungsgrundes bei; deſſen Einl., $ 338, 5. Ueber Sachſen fiehe Hau- 
bold a. a. O., $ 319, umd jet das Civilgeſetzb., $ 2055, 

9) ©. Runde a. a. O., S. 375 flg. Sächſ. Civilgefebb., $ 2578 u. 2582. (Möglich ift 
allerdings, daß ein einzelnes Particularrecht die Statutarportion vielleicht nicht als nothwendigen 
Erbtheil auffaht, was aber gewiß als Ausnahme zu betrachten ift; nur die kann Walter, 
D. Pr.R., $ 419 zugegeben werben.) — Es verfieht ſich von felbft, daß auf diefes Notherben- 
recht (auf welches der Ehegatte ausdrücklich und ftillichweigend verzichten fann, Runde, S. 177) 
nicht die Klagen der römischen Notherben zu übertragen find, deren beiondere Natur auf ganz 
individuellen Urfachen beruht. 


10) 3. Württemb. Landr. III, 19. — Ein befonderer Indignitätsgrund ift durch cap. 10, 
X de consuetud. eingeführt; ſ. Hafle, Beitrag zu einer Revifion der ehel. Gütergem., ©. 129, 
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Il. Bertragsmäßige Erbjolge '). 


Allgemeines. 
$ 256. 

Die Erbfolge der Blutsfreunde war nah dem älteren beutichen echte 
die unabänderliche Wirkung des Todes; durch feine Verfügung auf den Todes- 
fall konnte fie Fremden eröffnet werden, man fannte weder Tejtamente noch 
Erbverträge ?). Freilich konnte der Inbalt des fünftigen Nachlaffes gejchmälert 
oder jogar gänzlich erjchöpft werden durch Beräußerungen unter Yebenben, 
joweit die Einjpruchsrechte der nächſten Erben kein Hinderniß bildeten, und 
namentlich findet fich zu diefem Zwecke die von den Neueren f. g. „Vergabung 
von Todes wegen‘ in häufiger Uebung. Dieß Geſchäft beftand in der Zus 
wendung von Immobilien oder auch einem ganzen aus unbeweglicher und be- 
weglicher Habe bejtehenden Vermögen, bisweilen auch mit Ginfchluß des künf— 
tigen Erwerbs, mitteljt gerichtlicher Auflaffung an einen Dritten, fo daß diejer 
jogleih eine Gewere an den übertragenen Gütern erbielt, der Uebergebende 
fie fi aber für die Dauer feines Yebens zum Befig und Genuß vorbebielt ?). 
Beweglihe Habe allein konnte urſprünglich nur durch fofortige Vefigübertra- 
gung bei Lebzeiten des Gebers einem Fremden zugewendet werben. Aber fchon 
einige jpätere Quellen des Mittelalters gejtatten eine Zuwendung auf den 
Todesfall mitteljt (gerichtlichen) Verjprechens 4), bei welchem häufig der Wider- 
ruf vorbehalten wurde, und gewiß durfte jchon im vierzehnten Jahrhundert 
allgemein die Ehejtiftung auch die Beerbung der Ehegatten bejtimmen 5). So 
1) Befeler, Die Lehre von den Erbverträgen I. Bd. (1835), IL. Bd. 1. Theil (1837), 


2. Theil (1840). [Der zweite Theil des zweiten Bandes wird der Kürze wegen als III. Bd. 
citirt. 

N „Heredes tamen suecessoresque cuique liberi et nullum testamentum‘‘ (Taeit. Germ. 
c- 20), Ueber die Gefchichte der Erbverträge ſ. namentlich Albrecht, Gewere, ©. 188—222. 
Bejeler, Erbverträge, I. Bd. u. 11. Bd., $ 7 u. 6. Albrecht in Schneider’s kritiſchen ZYahr- 
büchern, Jahrg. 1842, ©. 322 fig. Walter, D. Rechtsgeſch, $ 549 flg., und D. Pr. R., 
8 429; indeſſen ift gegen diefen Schriftfteller die Bemerkung nothwendig, daß an diefer Stelle 
wie an fo mancher anderen der Anfpruch, zu er ſt den hiftorifhen Zufammenhang quellenmäßig 
zur Anfhauung gebracht zu Haben, nicht anerfannt werben kann. 

8) Sadjenfp. II, 30. I, 9, 5 6. Schmabenfp., Art. 311. Befeler a. a. O., I. Bd., 
©. 132 flg. Aus dem älteren Rechte f. 3. B. L. Langob. Rothar., e. 171. Cap. IV, a, 803, 
e. 7. Das Gefhäft lie verfchiedene Modalitäten für das zurüdbleibende Recht des Gebers zu; 
nach Bejeler, $ 6, auch ein Gejammteigenthbum des Gebers und Empfängers, vgl. dagegen 
Dunder, Gefanmteigenthbum ($ 5—7). Namentlid) fam wohl aud der Kall einer bedingten 
Tradition vor. Bei diefem Geſchäft bediente man fich häufig der Vermittelung durch f. g. Treu» 
händer, Salmannen, manufideles; diefen wurde das Grundftüd zu „getreuen Händen‘ auf« 
gelaffen, damit fie es beim Tode des Gebers dem eigentlich Bedachten meiter auflaffen follten. 
Beieler a. a. O., S. 277 fig. 

4) Diefe Beränderung möchte wohl allmählich auch auf Immobilien ausgedehnt worden fein. 

5) Dieß erfennt and Befeler II, &. 185, an. Neuere Unterfuchungen, welche diefen Ueber: 
gangszuftand betreffen, f. bei v. Martig, Ehel. Güterrecht des Sadjienfp., ©. 246 flg., und 
Agricola, Gewere 3. recht. Vormundſchaft, S. 560, 
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verloren jene alten Geſchäfte allmählih ihren urjprünglihen Charakter und 
ichienen bald ben einfeitigen Dispofitionen auf den Todesfall, bald einfachen 
Verträgen nahe zu kommen s5). Bei der Aufnahme des fremden Rechts wurde 
die Vertragsnatur der Erbichaftsbeftimmungen in Eheverträgen als wiſſenſchaft— 
licher Gegenſatz hervorgehoben, und ihre Wirkſamkeit ebenjo wie die der Erb- 
verzichte und Erbverbrüderungen aus Gründen des römischen Rechts bezweifelt, 
oder doch nur als ftatutarifche und gewohnheitsrechtlice Singularität aner- 
fannt ?). Die fpätere Jurisprudenz fuchte jene Geſchäfte durch die freilich aus 
dem Dajein derjelben felbjt erjt entnommene Behauptung zu rechtfertigen, es 
jei eine anzuerfennende Eigenthümlichkeit des deutſchen Rechts, daß es die Erb- 
verträge zulaffe; fo fand man neben der erjtrebten Rechtfertigung einzelner im 
Volke übliher Rechtsgeſchäfte ein Allgemeines, den Begriff der Erbverträge, 
den bie jpätere Doctrin felbjtändig ausgebildet ®) und durch Gewinnung einer 
allgemeinen Rechtsüberzeugung befestigt bat. 


1) Begriff des Erbuertrags. 
8 257. 
Erbverträge find zweifeitige unwiderrufliche Gejchäfte !), deren unmittel- 


6) Diefer Uebergang ift pin fehr allmählicher und es ift oft im höchften Grade zweifelhaft, 
ob in den Beftimmungen der Statuten und in einzelnen Urkunden ein einfeitige® oder ein zwei— 
feitige® Gefchhäft angenommen werden müſſe. An dieje Zweifel Imüpft fih nun die interefjante 
Trage über die Entftehung und den Grund der Geltung der Erbverträge; während Albredıt 
(jest auc Agricola a. a. D.) annimmt, daß fich das deutfche Recht jelbft zu den Erbverträgen 
im vierzehnten Jahrhundert geneigt habe, will Befeler (abgefehen von den Cheftiftungen) die 
Entftehung der Erbverträge allein durch die romanifirende und fpäter durch die faljch germani— 
firende Jurisprudenz geichehen laffen, ihre Geltung daher allein auf die communis doctoram 
opinio fiellen. So viel ift Mar, daß das ältere deutjche Recht die Erbverträge im heutigen 
Sinne des Worts nicht kannte, und daß diefes Iuftitut feinen gegenwärtigen Rechtscharakter 
erft durch die fpätere Jurisprudenz erhalten hat; dagegen kann man gewiß nicht in Abrede 
ftellen, daß das deutfche Recht aus ben verwandten alten Inſtituten Rechtsgeſchäfte hervorgehen 
Tieß, welche der Auffafjung als Verträge entgegenlamen. Ich möchte deshalb den Antheil des 
reinen beutfchen Rechts an der Bildung der Erbverträge mehr in etwas Negativen erfennen, 
nämlich in der allmählichen Abſchwächung der alten Vergabungen von Todes wegen zu Ge- 
fhäften, welche die Auffaffung als Erbverträge zuließen; diefe Auffaflung felbft aber und 
damit da8 Bewußtſein, daß die Vertragsidee dem deutjchen Rechte innewohne, d. h. das für die 
Begründung der Erbverträge eigentlich productive Element, gebührt der fpäteren Jurisprudenz. 
Deshalb braudt man aber die Geltung der Erbverträge nit auf eine communis doctorum 
opinio zu gründen ; durch die Jurisprudenz von drei Jahrhunderten ift der Gebante des In— 
ſtituts, wie die Gefetgebungen zeigen, allmählich zu einer wirklichen Rechtsüberzeugung geworben. 

7) ©. die fehr wichtige Dogmengefchichte bei Befeler II, 5 6. Auf diefem Standpuntte 
fteht noch die Frankfurter Reform. II, 2, $ 4. Das Oeſterr. Gefetsb., 5 602, läßt auch heut» 
zutage nur die Erbverträge unter Ehegatten gelten. 

8) Bon ganz befonderer Bedeutung ift dafür die Abhandlung von Haffe im Rheinifchen 
Mufeum 1, ©. 149 flg., der zuerft die juriftiiche Natur des Inſtituts fcharf beftimmte und 
fein Verhältniß zu den übrigen Gefchäften von Todes wegen im heut. Rechte feftjtellte. 

1) Es iſt durdaus fein obligatorifcher Vertrag anzunehmen (in dem Sinne, wie 
dieß Wort von Saviguy, Syftem des heut. R., ®b. 3, ©. 312, gebraucht wird), fondern ein 
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barer ?) Gegenjtand die Beerbung?) eines ober beider Contrahenten ift; 
e8 kann dadurch ein Recht auf die Beerbung erworben (Erbeinjegungsver- 
trag), oder aufgegeben werden (Grbverzicht). Daher gehören nicht zu ben 
Erbverträgen Gejchäfte '), welche die Herausgabe der einem Gontrahenten von 
einem Dritten anfallenden Erbſchaft betreffen “). Auch jcheint e8 an einem 
ausreichenden Interejfe zu fehlen, neben dem Erbvertrage (fait nur in Ver— 
folgung juriftiicher Dialeftif) einen analogen VBermächtnißvertrag (Singular- 
erbvertrag) zu conftruiren, deſſen Inhalt das Recht auf Zuwendung eines 
Vermächtniſſes wäre 5). 

Bertrag nur in dem Sinne, wie aud die Tradition ein Vertrag if. Durd den Erbvertrag 
entfteht feine obligatio. — Eine neue GConftruction verſucht Hartmann in feiner Schrift: Zur 
Lehre von den Erbverträgen und von den gemeinfchaftlichen Zeftamenten, 1860. Er löſt den 
Erbeinfegungsvertrag im zwei ganz felbftändige Gefchäfte auf, — in die Erbeinfegung und 
in einen Verzicht auf fpätere Teftamentserrichtung. Die führt dann zu fehr bedeutenden 
Eonfequenzen in Betrefi der Frage über die Gültigkeit der Einfegung eines Vertragsunfähigen, 
ferner über die Korm des Geſchäfts. So mangelhaft nun auch die Eonftruction des Rechts— 
inflituts durch feine Geſchichte unterftütt wird, fo ſcheint mir doch diefe Zerftörung der Ein- 
heit des Geſchäfts mittelft Auflöfung im zwei Gefchäite willfürlih und unhiftorifh zu fein. 
Mit Recht jagt jett Gruchot, Preuß. Exbr., 2. Bd., 1866, ©. 333, Anm, 3, daß man dann 
ebenfo aud) die Teftamentseinfekung im zwei Theile fcheiden müſſe, die Einfegung und den 
Borbehalt der Zeftirfreiheit. Den Ausgangspunkt der Deduction, daß der Inhalt der vertrags- 
mäßigen Einfegung fein wirkliches Recht darftelle, halte ich für unrichtig (Gerber, Progr. de 
paet heredit. Jen. 1862). Das Recht de Vertragserben vor ber Delation ift ein Vor-Recht 
auf das Erbrecht (f. $ 67, 3), ähnlich dem Rechte der Lehnsagnaten auf das Lehnserbrecht. ©. 
auch MWindfcheid, Bandecten, $ 529, 3. 

2) Kein Erbvertrag ift daher das Gefchäft, durch welches Jemand verfpricht, einen ſolchen 
abzuichließen, oder Jemanden im Teftamente zu bedenten (mas ohnedieß ald Beſchränkung der 
testamenti faetio unzuläffig if. Sächſ. Civilgefekb., $ 2559. 

3) Alfo nicht der Nachlaß, wie Eichhorn, Einl., $ 350 fig., noch irrthümlich annimmt. 
E8 giebt feinen Erbvertrag, defien Gegenftand die unmittelbare Zuwendung einzelner Sadıen 
it. ©. Beieler II, ©. 214. Der Erbvertrag ift ein wahres mortis causa negotium. 

4) Solche Verträge find gar keine Erbverträge; ihr Iuhalt ift nicht das Recht auf die 
Beerbung, jondern eine obligatio auf Herausgabe einer künſtigen Erbſchaft. Sie ftehen daher 
ganz unter den Regeln des römischen Rechts. (Walter, D. Pr.-R., $ 440 flg., handelt davon 
ald von „uneigentlichen Erbverträgen”. Sie find aber gar feine Erbverträge, daher auch feine 
uneigentlichen.) 

5) Während Einige die Berechtigung eines folhen Inftituts an die alte, aber abgerifjene 
Wurzel der Erbverträge, die Bergabungen von Todes wegen, anlnüpfen wollten, hat Haſſe, 
Rhein. Muf. II, S. 20 flg., einen Vermächtnißvertrag (Singnlarerbvertrag) felbfländig zu 
conftruiren verſucht. S. aud Sächſ. Civilgefeßb., S 2542. Mit Recht polemifirt dagegen 
Befeler II, ©. 221 und III, ©, 109 flg.; denn wenn er ſich auch iheoretifch denken läßt, jo hat 
doch die Theorie nicht die Aufgabe, ihre Kunft an einer vom Leben nicht geforderten Erfindung 
zu verfuchen. Durch die mortis c, donatio und die Schenkung unter Lebenden mit hinaus- 
gefchobener Erfüllung wird das Bedürfniß des Rechtslebens wohl genügend befriedigt. Bon 
jener würde ſich der Bermäctnißvertrag durch jeine ftete Ummiderruflichkeit und feine Abhängig- 
feit von der Erbidaftsantretung, von letzterer namentlich dadurch unterfheiden, daß der aus 
dem Bermädjtnißvertrage Berechtigte fich trot der Unwideruflichkeit feines Rechts doch die freie 
Dispofition des Erblaffers unter Lebenden über den Vermächtnißgegenſtand und ſomit auch den 
Vorrang der Erbichaitsgläubiger gefallen laſſen müßte, fowie aud; fein Recht, falls er vor dem 
Erbfaffer ftürbe, nicht auf feine Erben übergehen würde. Endlich würde man das im einem 
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2) Erbeiufekungsvwertrag. 
Aa. Inhalt und „Erriditung. 
8 258. 


Durh den Grbeinfegungsvertrag wird Jemand !) zum Erben ernannt. 
68 fünnen Mehrere fich gegenfeitig durch dafjelbe Gejchäft zu Grben einjegen, 
jo daß der Ueberlebende die Erbſchaft des Andern empfängt (wechjeljeitiger 
Grbvertrag *). Die Erbeiniegung kann ferner jo geicheben, daß dem Bertrags- 
erben die Auszahlung von Vermächtniſſen, oder jogar die Rejtitution der Erb» 
haft als Univerjalfideicommiß an einen Dritten aufgelegt wird *). 

Die Form der Errichtung des Geſchäfts iſt die des Vertrags; jchriftliche 
oder gerichtliche Abſchließung iſt zwedmäßig durch Particularrechte *) vorge- 
ichrieben, aber die Nothwendigfeit derjelben kann gemeinrechtlich nicht erwieſen 
werben ’). Einen Erbvertrag errichten kann Jeder, der durch Ernennung eines 
Erben über jein Vermögen disponiren und ſich durch einen Bertrag verpflichten 
kann ®). Die Prlichttheilsrechte der Notherben können durch einen Erbvertrag 
nicht verlegt werden, dagegen braucht dieſer nicht Das ganze binterlajjene Ber: 
mögen zu umfaffen, er fann auch nur eine Quote zum Gegenjtande des ge- 
währten Erbfolgerecht8 machen und dann entweder mit der tejtamentarijchen 
oder gejeglihen Berufung der Erben für die übrigen Grbfchaftsquoten con- 
curriren 7). 


iſolirten Singularerbvertrage gewährte Vermächtniß vielleicht aucd dem Abzuge der Quart unter» 
ftellen. Beſteht aber wirklich ein praktifches Bedürfniß, dieje Differenzen zur Geltung zu 
bringen ? Was insbeiondere gegenüber der m. e. don. die ftete Ummiderruflichteit des Bertrags- 
vermächtnifjes betrifft, fo ericheint fie dod bei der Berfügungsfreiheit des Erblajferd umter 
Lebenden in der That als illuforiih, zumal die Veräußerung der legirten Sache gewiß nicht 
mit Hartmann a. a. O., S. 80, unter den Gefidhtspunkt einer vertragswidrigen Eutziehung 
bed Vermächtnißrecht s kraft einer höchſt mwilltürlichen Ergänzung des Erbvertrags aus dem der 
römischen Legatentheorie eigenthümtichen Begriffe der ademtio legati gebracht werden kann. 

1) Es ift für die Theorie der Erbverträge ohne Bedeutung, ob Jemand durch den Bertrag 
ein ganz neues Erbrecht erwirbt, oder ein ſchon beftehendes nur fichert (confervativer Erbvertrag). 
Wohl aber knüpfen fich andere Fragen daran, 3. B. ob man die Bertragsdelation ausſchlagen 
und die gefegliche dafür annehmen lann? ©. Bejeler a. a. O., ©. 275. 

2) Befeler II, ©. 288 flg. 

3) Auch Subftitutionen können in einem Erbvertrage vorlommen, fofern nämlich der zum 
Subftituten Ernannte dem Vertrag beitritt. 

4) Cod. Maxim. Bavar. IU, 11, $ 1. Preuß. Yandr. I, ı2, 56. Das Sächſ. Civil. 
gefeb., $ 2546, fordert höchſt paflend die Form des gerichtlichen Teſtaments. 

5) A. M. Eichhorn, Einl., $ 342, der ſchriftliche Form gemeinrechtlich fordert, undem er 
das Geihäft an die jpäteren Formen der alten Bergabungen anlehnen will und jich indbe- 
fondere auf Sadjfenfp. II, 30, zu ftüten jcheint, im welcher Stelle aber nur die Form der ge- 
rihtlihen Auflafiung erwähnt wird, aus welcher ein Schluß auf jene nicht gelten fann. 
(Bejeler I, ©. 182.) ©. Befeler a. a. O., ©. 234 flo. 

6) Hiernach entfcheidet fi die Frage Über die Fähigkeit der Diinderjährigen und der Haus- 
föhne in Betreff der Adventitien. Befeler II, &. 255. ©. aber Grudot, Preuß. Erbrecht, 
2. Bd., ©. 337. — Energiſch greift dur das Sächſ. Civilgeſ. $ 2545. 

7) Müblenbrud, Fortfeg. von Glück's Panderten, Bd. 38, ©. 80 u. ©. 389 flg.; die 
mit der pofitivrechtlichen Entwidelung des römischen Erbrechts eng verbundene Regel: „Nemo 
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B. Wirkung. 
8 259. 

Der Grbeinfeßnngsvertrag iſt ein Delationdgrund, der vom Ginfegenden 
nicht widerrufen werben kann ’). Das Recht des Bedadten tft nur die Be— 
erbung. Daber ift der fünftige Erblajfer durch den Erbvertrag in feiner 
Verfügung über feine Güter während jeines Lebens beſchränkt, welche nicht 
jene felbjt zum Gegenftande bat?); gegen einen Mißbrauch diefer Verfügungs- 
freiheit könnte fich der Fünftige Vertragserbe nur indirect ſchützen, infoweit 
etwa ein Antrag auf Prodigalitätserflärung oder eine dereinftige Anfechtung 
dolofer Veräußerungen ?) ftatthaft wäre. Tritt die Delation der Erbichaft ein, 
jo bedarf es der Antretung durch den Vertragserben +), welcher zugleich in 
diefen Zeitpunkten den Erforberniffen der Succeffionsfähigfeit genügen muß. 
Durch die Erbihaftsantretung erwirbt er das Erbrecht mit allen Wirkungen, 
welche das gemeine Recht daran anfnüpft; nur hat er gegenüber concurrirenden 
Teſtaments- oder Intejtaterben feinen Anſpruch auf das Accrefcenzrecht 5), auch 
wohl überhaupt nicht auf die Falcidiſche oder Trebellianiſche Quart ®). Er 


pro parte testatus, pro parte intestatus decedere potest* findet bei einem dem römischen Rechte 
unbefannten, erft aus dem einheimifchen Rechte erwachſenen Delationsgrunde feine Anwendung. 

1) Man jagt wohl, das Recht de Vertragserben ift wie das Recht des in einem Teſta— 
mente Eingejetten zu behandeln, nur da jenes unwiderruflich ift. Ueberhaupt aber ift das 
Recht des Teflamentserben im weit höherem Grade von ber Form beeinflußt; man dente an 
die Berichiedenheit der Wirkung eines Untergangs der Teitaments- und der Bertragsurkunde, 

2) Preuß. Yandr. I, 12, $ 624—628. Kurſächſ. Decifion v. 1746, Nr. XIII. Defterr. 
Geſetzb. Art. 1252. Beſeler II, S. 257 u. flg. Beftritten ift, ob auch mortis causa dona- 
tiones zu machen erlaubt fei; Befeler bejaht es, die meiften übrigen Schriftfteller (auch Albrecht 
in den Kritiſchen Jahrbüchern a. a. O., S. 340) und die Gefetgebungen verneinen es. Befeler’s 
Anficht ıft wohl die confequente und der Natur des Geichäfts entjprechende. 

3) Befeler I, S. 260 fig. Nur muß wohl der dolus nicht bloß in der Perjon des ver- 
äußernden Erblaffers, fondern auch des Erwerbers nachgewieſen werden. Auch wird der Nach— 
weiß einer (nach Umftänden wohl denkbaren) unmittelbaren Vermögensbeihädigung (im Gegen- 
ſatze der bloßen Täufhung einer Erwartung) erforderlich jein. 

4) Manche (3. B. Eichhorn, Einl., $ 344) verneinen die Nothmendigfeit des Erbſchafts- 
antrittS, weil fie dem Inhalt des Erbvertrags irrig für ein Recht anf den Nachlaß anfehen, 
welches mit dem Tode des Erblafjers micht erworben, fondern nur unbedingt werde. Scein- 
barer ift die Begründung diefer Meinung, welde in der Zuftimmung zur Bertragsihließung 
ihon die Antrittserflärung ſieht; allein auch dieſe ift umrichtig, da Beides ganz verfciebene 
Dinge find, Richtig Befeler II, S. 271 fig. 

5) Weil die Regel Nemo pro parte u. f. w. auf GErbverträge keine Anwendung leidet. 
Ob man eim Accrefcenzreht unter den Bertragserben zulafjen jolle, ift allein aus dem in 
der Art der Erbeinfegung ausgedrüdten Willen des Erblafferd zu entjcheiden, wenn nämlich 
darin die Berufung der Mehreren zu der ganzen Erbfchaft oder einem ganzen Theile derjelben 
ausgeſprochen ift. 

6) Diefe Entfheidung, welche Befeler, S. 277, begründet hat, ift von Albrecht a. a. O., 
S. 339, befämpft worden, weil Verzichte nicht präfumirt würden und die Größe der Erbſchaft 
beim Vertragsabſchluſſe gar nicht überfehen werden könne. Allein man darf die Idee des Ver— 
zichts auf eine Wohlthat des Teſtamentserbrechts hier micht willlürlich dazwiſchenſchieben; man 
lann gar nicht annehmen, daß der Vertragserbe ganz wie ein Teftamentserbe gehalten merben 
will, jondern lediglich fo, wie es der Vertragsinhalt beſtimmt. 
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haftet aljo, weng er nit cum beneficio inventarii antritt, für alle Schulden 
des Erblafjers; er muß ferner die Vermächtniffe und Fideicommifje auszahlen, 
und die damit Bedachten haben gegen ibn diefelben Klagen, als wenn ihr Recht 
im Zejtamente begründet wäre, weil c8, obſchon in cinem Vertrage bejtelft, 
nicht jelbjt ein vertragsmäßiges ift 7). Dem Bertragserben ftehen alle Klagen 
und Rechtsmittel des Erben nach gemeinem Rechte zu. 


C. Aufhebung. 
$ 260. 

Ein Erbeinjekungdvertrag iſt vefeiffibel wegen Verlegung des Notherben- 
rechts 1); er wird vernichtet, wenn ber eingejegte Erbe vor der Delation 
ftirbt *) und Fein Subititut ernannt iſt; er kann durch den übereinjtimmenden 
Willen der Parteien widerrufen und durch in integrum restitutio $) wieder 
aufgehoben werben. Erbverträge find dagegen von Anfang an nichtig, wenn 
unmögliche Bedingungen hinzugefügt find *); die Hinzufügung einer auflöjenden 
Bedingung oder Befriftung aber gilt als nicht vorhanden ®). 


D. DBefondere Anwendungen des Erbeinfekungsvertrags. 


a) Erbeinfegungsverträge unter den Ehegatten. 


$ 261. 
Grbeinfeßungsverträge unter Ehegatten können felbjtändig errichtet werben ; 





7) Das Recht der Vermächtnißnehmer beruht auf der Befugniß des Erblaffere, den Erben 
mit Bermächtnifjen zu belaſten, ein Recht, welches jett nach erfolgter Anerlennung des In- 
jtitut® der Erbverträge nicht an die Form der teftamentarifchen Einfegung gebunden fein fan. 
Dieß verfennt Befeler, welcher, S. 232 flg., mit Andern die Rechte der Vermächtnißnehmer als 
vertragsmäßige anfieht und nur durd eine (wohl kaum ftatthafte) Ermweiterung der Wirlſam— 
feit der Verträge auf Dritte zur Geltung fommen läßt. (Mit meiner Anficht ſtimmt jett 
auch überein Buchta, Bon der Stellvertretung (1852), ©. 195 flg., und Fein in der Fortieg. 
v. Glüd’8 Comment., Bd. 44, ©. 198, Anm. 9.) — Man nennt übrigens ſolche Erbverträge 
„reftitutive‘‘, ein unnöthiges Wort, das Irrthümer hervorgerufen hat. 

1) Und zwar nad den Grundfägen und mit den Rechtsmitteln, weldye bei Verletzungen 
durch teftamentarifche Anordnung Etatt finden, Die Meiften, 3. B. Eichhorn, $ 343, mollen 
bloß eine Klage auf den Pflichttheil zulafien, dies beruht auf der früheren Auffafjung der Erb- 
verträge als Berträge über den Nachlaß. S. Befeler II, S. 297, Enterbungen können in 
einen Erbeinfegungsvertrage nicht vorgenommen werden; denn der Erbvertrag darf nicht al® 
ein unmiberrufliches formlofes Teftament aufgefaßt werden. 

2) Dieß tritt auch dann ein, wenn der Vertragserbe nach der Delation, aber vor dem 
Erbichaftsantritte wegfällt, und weder eine Transmiffion noch eine Subftitution die Erbeinfegung 
rettet (oder unter Umftänden ein Acerefcenzredt). 

3) Ueber die Nachmeifung der Läſion f. Befeler, 312 fig. Ein Widerrufsrecht wegen nadı- 
geborener Kinder umd wegen Undankbarkeit des Bedachten, welches Einige annehmen, läßt ſich 
nicht begründen. 

4) Es liegt wohl in der Natur des Verhältniffes, daß man hier den BVertragscharakter 
enticheiden läßt. Beſeler, S. 268 fl. 4. M. Windſcheid, Pandecten, $ 554, welcher den 
Erbeinfeßungsvertrag auch im diefer Hinficht mit den Teſtamenten gleich behandeln will. 

5) Denn semel heres semper heres. 
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dann haben fie nichts Beſonderes. Sie können aber auch ein Theil des 
mannichfahen Inhalt? der Cheftiftungen fein!) und find dann regelmäßig 
wechjelfeitig ?). Ihre Form ift die der Ehepacten, alſo particularrechtlich 
Schriftlichkeit, gerichtlicher Abſchluß, gerichtliche Veftätigung. In der Ungültig- 
feit der Ehepacten liegt auch die Ungültigfeit der darin vorfommenden Erb- 
einfegung, was nicht von ſelbſt auch umgekehrt der Fall ift?). Ein felbftän- 
diger Aufhebungsgrund der Erbeinjegung iſt die Eheſcheidung und die dauernde 
Trennung von Tiſch und Bett *); die Regel ‚‚Kinderzeugen bricht Eheftiftung‘‘ 
findet, fofern fie nicht die gewöhnlichen Wirkungen einer Verlegung des Noth— 
erbenrecht3 bedeutet, nur dann Aumendung, wenn die Bedingung der Kinder- 
lofigkeit von den Parteien gewollt war >). 


b) Einkindſchaft!h. 
$ 262. 
Im fpäteren Mittelalter ?) ift befonders in den Gegenden des fränkischen 


1) Eheftiftungen pflegen, außer Beftimmungen über die Beerbung, auch Beftimmungen 
über die perſönlichen und Bermögensverhältniffe während der Ehe zu enthalten. Nicht alle 
Beftimmungen vermögensrechtlichen Inhalts, welche Zuwendungen an den überlebenden Gatten 
betreffen, find aber Erbverträge; fie können auch fein Yeibzuchtöbeftellungen, Schenkungen, 
namentlich mortis causa donationes. &ie werden fih häufig an den Inhalt der an ben ver- 
fchiedenen Orten geltenden ftatutarifchen Beitimmungen über die Bermögensrechte des über- 
lebenden Gatten halten, weldye aber ebenfall® nicht immer Erbrechte, oft nur Nießbrauch und 
Rechte auf einzelne Sachen find. Die wird nicht gemügend unterfchieden von Beſeler in feiner 
Darftellung III, S. 135 fig. 

2) Die wechlelfeitige Erbeinfegung in den Gheftiftungen Tann auch die Form eines 
wechlelfeitigen Teftaments haben; die Unterſcheidung eine® foldhen vom wechſelſeitigen Erbein- 
ſetzungsvertrage, welche oft ſehr ſchwierig ift, ift quaestio facti. Im manden Statuten (3. B. 
Frankfurter Reformation III, 2, $ 4, 5) findet fich noch das feltfame Inftitut der pacta dotalia 
mixta, unter welchen man Erbeinfegungen in Eheftiftungen verftand, welche zwar der äußeren 
Form nad) Erbverträge find, aber der Wirkung nach letstwillige Dispofitionen, daher wider» 
ruflich fein follten. (Den Gegeniat bildeten die p. dot. simplieia, d. h. ummideruflicde Erb- 
einfegungen, welche fogar häufig verboten waren.) Jenes Imftitut ift nur die Firirung ber 
erfien romanifirenden Belämpfung der Erbverträge. 

3) Dieß würde nur dann der Fall fein, wenn die Übrigen Beftimmungen der Eheftiftung 
fo fehr mit der Erbeinfegung verwebt wären, daß ihnen alle Selbftändigteit fehlte. 

4) Befeler III, S. 147. Sächſ. Eivilgefetb., $ 2557. 

5) An manden Orten wird diefe Beftimmung als ftillfchweigende für den Fall der Tren- 
nung der Ehe angefehen (mas Eichhorn, $ 347, ganz allgemein hinftellt); f. Runde, Deutſches 
ehel. Güterrecht, S. 356. 

1) Zafinger, Ueber die Lehre von der Einlindſchaft, 1785. Hertel, Ueber die Einkindſchaft 
— mit Rüdficht auf die Beftimmungen des preuß. Fandr., 1818, Ningelmann, Hifter. Ent- 
twidelung und rechtl. Natur der Einkindſchaft, 1825. Beſeler, Erbvertr. III, ©. 150 fig. 
Hillebrand, Zeitſchr. f. deutih. R., Bd. 10, ©. 420 fig. Sandhaas, Fränkiſches ehel. Güter- 
recht, 1866, ©. 596 fig. 

2) Darüber, daß der Gedanke der Einkindſchaft «(freilich nicht das in den Statuten des 
ſechzehnten umd fiebzehnten Jahrhunderts ausgebildete Iuftitut) fchon früh hervortritt, ſ. Cich- 
horn, Rechtsgeich., $ 360, Anm. p. Gerber, De unione prolium observationes, 1844. Sollte 
nicht ſchon Sachſenſp. II, 76, $ 2 hierauf zu beziehen fein? „Hatte aber die vrowe man 
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Rechts ®) ein Nechtsgefchäft ausgebildet worden, deffen wefentlicher Zwed bie 
Abwendung der Nachtheile ift, welche die Nothwendigfeit einer Abtheilung *) 
der Kinder früherer Ehe von dem in fortgefetter Gütergemeinjchaft mit ihnen 
lebenden Ehegatten bei Eingehung einer zweiten Che mit fich führt. Dieß ift 
die ſ. g. Einkindſchaft. Der hauptſächlichſte Inhalt deſſelben ift der Verzicht der 
j. 9. Vorkinder auf ihre Rechte an dem in der fortgefetten Gütergemeinjchaft 
befindlichen elterlichen Vermögen, welches nun der Gütergemeinichaftsiınajje der 
zweiten Ehe einverleibt wird), wogegen ihnen ein Necht auf die Beerbung 
der Ehegatten zweiter Ehe in der Art zugefichert wird, wie es fich bei der 
Fiction ergiebt, daß die Vorkinder und Nachlinder aus einer Ehe abjtammen. 
Diefe Gleichftellung der verfchiedenen Kinder ift aber in den Statuten nicht 
auf den Jwed der Beitimmung eines Mafitabs für die Erbtheile bejchränft 
worden; in der Regel werden bie Eltern der zweiten Ehe auch verpflichtet, 
die Vorfinder wie bie eigenen Kinder zu alimentiren und auszufteuern, und 
nach mancen Particularrechten ſcheint jene Sleichitellung ſelbſt elterliche Nechte 
des Stiefparens gegen die Borkinder zu erzeugen, hieraus erklärt fich die jo» 
wohl in der älteren Theorie als in vielen Statuten angenommene Analogie 
der Adoption, durch welche freilich der rechtlihe Schwerpunkt des Geſchäfts in 
eine ganz andere Sphäre verlegt wird ®). 


genommen, und was her zu ir und zu den kinderen in daz ungezweite gut gevaren.*) Ein— 
tindfchaftSverträge aus dem Ende des 14. Jahrh. f. bei Mone, Zeitfchr. für Geſchichte des 
Oberrheins, Bd. 5, ©. 397 flg. (1854). 

3) Dat das Geding auch anderswo vorgelommen ift, als in den fränfifchen Landen und 
am Mittelrhein, wo noch heutzutage defien hauptſächlichſter Sit ift, fann nicht bezweifelt werben. 
Ebenfo wenig kann man die heutige Anwendbarkeit des Geſchäfts in irgend einem beutjchen 
Land beftreiten, wenn es (wie durch das Dejterreichifche Geſetzbuch, Art. 1259 u. a.) nicht aus» 
drüdlich verboten ift. Eine andere Frage ift, welde Wirkungen es erzeuge? Dieß beant- 
wortet fid) demnächſt nad) den verjchiedenen Güterfyftemen, von denen hier nur beiſpielsweiſe 
die Gütergemeinfchaft vorausgefetst wird, als da8 am häufigften mit der Einkindſchaft in Ber- 
bindung gefetste Verhältniß. Der Grundgedanke des Erbvertrags ift freilich überall möglich. 

5) Diefe Abtheilung und ihre Nachtheile traten auch da ein, wo das f. g. Berfangenfchafts- 
recht galt. Denn damit verband fich ja gewöhnlich das ſ. g. Theilrecht, nach welchem der über- 
lebende Gatte bei Eingehung einer zweiten Che bie Kinder erjter Ehe vollftändig abtheilen 
fonnte oder mußte, fo daß fie auch feinen Erbanfpruch gegenüber dem Abtheilenden mehr be- 
hielten. Hier fette nun die Einkindfchaft ein, um die Nachtheile der Auseinanderfegung zu 
eriparen. Vgl. über die große Mannigfaltigteit der Rechtsbildungen Sandhaas a. a. D. 

5) Bei eigentlicher Gütergemeinfchaft wird das abgetretene Termögen der Borkinder einen 
Theil der gemeinen Maffe bilden, bei dem Gütereinheitsfgfteme und bei der Errungenfhafts- 
gemeinfchaft einen Zuwachs des Vermögens beider Chegatten zu gleichen Theilen, fofern nicht 
der Bertrag auf einen anderen Erfolg gerichtet if. (A. A. Walter, D. Pr.-R., $ 245, 2.) 
Die auferordentliche Unbeftimmtheit der Statuten läßt felten deren Tendenz hierin genau 
erfennen. 

6) Die Beerbung ift als vorzüglicher Zweck hervorgehoben in der Mainzifchen Unter- 
gerichteordnung v. 1588, im Württemb. Landr. II, 9, Churpfälz. Yandr. (1610) II, 25, 2. 
Sponheim, Landr. v. 1578 (Maurenbr., Rheinpreuß. Landr. II, 225). Der Annahme der 
Adoption nähern ſich das Freiburger Stabtr. (1520), 3, 4, bie Frankfurter Reformation III, 
10, $ 11, Würzburger Yandgerichtsorbnung III, 118, 
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Immer aber ijt der Mittelpunkt der Einkindſchaft ein Erbvertrag?) 
zwijchen den beiden Ehegatten zweiter Ehe auf der einen und den Vorkindern 
auf der anderen Eeite®), dieſe werden dadurch zu Erben eingeſetzt, und zwar 
wird der Erbtheil jchon von vornherein nach dem Maßſtabe bejtimmt, welchen 
die Fiction der Gleichheit der Bor: und Nachlinder als Intejtaterben enthält. 
Der Erbtheil fann groß oder Hein werden, er kann ein wirklicher Erjag für 
das preißgegebene elterlihe Vermögen werden oder nicht; das Gejchäft ift aljo 
ein gewagtes. Daher wird allgemein die Beobachtung befonderer Formen, 
namentlich der gerichtlichen Bejtätigung und Zuziehung der nächiten Freunde 
gefordert, die minderjährigen Kinder werden ſtets durch einen Vormund ver- 
treten, und oft wird zur größeren Sicherung. der Vorkinder ein bejtimmter 
Vermögenstheil als Boraus ausgejchieden, der ihnen ungeſchmälert verbleibt. 
Das zugefiherte Erbrecht kann den Workindern durch feine lettwillige Ver» 
fügung entzogen, namentlich auch nicht auf einen bloßen Pflichttheil herabgeſetzt 
werden ?); denn jie jind feine Notherben, jondern Vertragserben, und ihre 
Sleichjtellung mit den Nachkindern bejchränkt fich auf den Maßſtab der Erb- 
portion. Das Erbrecht der Vorkinder bezieht fich im Zweifel auf beide Ehe— 
gatten 10). Stirbt der eine, jo kann jofort Realtheilung ſeines Nachlafjes, 


7) Nach der Anficht Einiger, 5. B. Beſeler's a. a. O. (eine Meinung, die auch in meiner 
angef. Differtation vertheidigt wird), follen durch die Einkindfchaft allgemein die Eltern- und 
Kindesrechte erworben werden ; diefe Anficht liegt wenigitens meiftentheils nicht in den Statuten, 
welche weder VBerwandten- noch Familienrechte, jondern zunächſt eın Erbrecht dadurch begründen 
lafjen wollen, zu dem dann einige aus der natürlichen Lage des Verhältniſſes hervorgehende, 
bisweilen freilich ſehr ausgedehnte perfönliche Rechte hinzugefügt werden; die Ausdrüde, deren 
ſich die Statuten bedienen, find allerdings oft jehr weit gefaßt. Conſtruiren Tieße fich dieje 
Anfiht nur dann, wenn man gan; auf dad Gebiet der Fictionen treten wollte, und aud) darıı 
fann man nicht fo weit gehen, daß man die ganze natürliche Stellung eined Menfchen mit 
einem Schlage durd) ein Rechtsgeſchäft umzuwandeln geftattet, vorausgefegt, daß mit jener Anficht 
nicht eine bloße Adoption gemeint if. Sehr wenig erflärt ift die Meinung von Philips, Deutid). 
Pr. I, $ 149, daß die Einkindſchaft eine Fortſetzung der fortgefegten Gütergemeinſchaft fei. 
Ebenſo wenig enthält einen juriftifdhen Begriff die von Hillebrand aufgeftellte Dieinung; denn 
obichon fie die Sache richtig befhreibt, beftummt fie doc ihre juriſtiſche Natur in feiner 
Beziehung und läßt die Möglichkeit offen, am ganz verfchiedene Rechte zu denten, am welche 
ſich diefer Erfolg anlchnen könnte, 

3) Diefe Stellung der Kontrahenten vertennt Befeler III, ©, 174, indem er dem Kindern 
die Bedeutung einer felbftändigen Partei abſpricht. Im diefem Irrthume liegt der Hauptein- 
wand defjelben gegen die Annahme eines Erbvertrage. 

9) Während die Anficht, daß die Vorlinder nicht enterbt werden können, jett die allge» 
meine ift, behaupten Manche, 5. B. Eichhorn, Einl., $ 348, daß der unentziehbare Anſpruch 
der Kinder nur der Pflichttheil fei. Mit der Annahme eines Erbvertrags würde diefe Anficht 
an ſich nicht unvereinbar fein; man müßte ſich vorftellen, dag der Vertragsmille auf Einräu- 
mung eines Erbrechts gerichtet fei, welches auch feiner inneren rechtlichen Beſchaffenheit nad) 
dem gefelichen Erbrechte der Defcendenten gleichftehe. Zu vermuthen ift dieß jedoch hier ge- 
wiß nicht. 

10) Manche jcheinen das Bertragsrecht der Vorlinder blos gegen den Stiefparens anzu- 
nehmen; aber der Bermögensvortheil, welcher in dem Verzichte der Borlinder liegt, kommt 
beiden Ehegatten zu Statten, und die Wirkung der Einkindſchaft trifit beide gleichmäßig. Die 
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oder das Verhältniß der fortgelegten Gütergemeinjchaft eintreten, das Erbrecht 
der Vorkinder gegen den Uecberlebenden (auch gegen den Stiefvpater) bleibt 
vorbehalten !'). Ein Erbrecht des Etiefparens oder der Stiefgejchwijter gegen 
die Vorkinder geht aus der Einkindſchaft zunächit nicht hervor 12), nur giebt 
jenen der Wegfall eined Vorkindes indirect einen Vortheil. Bejondere Auf- 
bebungsgründe jind Ehefcheidung, nah manchen Particularrechten auch die 
Kinderlofigfeit der zweiten Ehe !®), und ein richterlicher Ausjpruch, dag die Ein- 
findjchaft wegen Verlegung der Kinder aufzulöjen jei. 

Bon diefer Charakteriftif it die Beſtimmung des Gejhäfts in ben ein- 
zelnen Statuten häufig verjchieden, da fie jelten einen fejten Gefichtspunft an— 
nehmen und dur eine maßloje Ausdehnung der in dem Worte „Einfindjchaft‘’ 
liegenden Vorftellung, nämlich durch unrichtige Würdigung einer Reihe binzu- 
tretender perjönlicher Nechtöverhältniffe, dazu gelangen, den eigentlichen Inhalt 
zu verbeden. Daß überhaupt einzelne perjönlice Verpflichtungen, z. B. Er» 
ziehung, Grnährung, Ausjteuer der Vorkinder gejegli oder vertragsmäßig 
unbejchadet des Hauptinhalt des Gejchäfts beigefügt werben können, kann frei» 
lib in feiner Weije bezweifelt werden, aber es darf nicht überjehen werben, 
daß fie juriftifch betrachtet immer nur der Inhalt von Nebenbejtimmungen 
find, welche auf die Gharakteriftif des hauptjächlichiten Weſens des \njtituts 
feinen Einfluß haben, jo groß auch ihre fittliche Bedeutung immerhin fein 
möge !*). 


e) Erbverbrüberung. 


8 263. 


Eine eigenthümliche Anwendung des Erbeinſetzungsövertrags liegt in der 
GErbverbrüderung ’), durch welche eine Familie oder eine einzelne Linie einer 
jolhen für den Fall ihres Abgangs einer andern Familie oder Yinie ein Erb- 





Beränderung, welche die Eintindfchaft in Betreff der Beerbung des natürlichen Parens hervor» 
bringt, befteht in einer Verwandlung des gefeglichen Erbrechts in ein vertraggmäßiges. 

11) Welche Berwirrung entfteht, wenn bieß nicht angenommen wird, lann man aus den 
Schriften über Württemb. Pr. R. fchen. S. Weishaar, $ 859, 

12) Manche Barticularredite (3. B. Br. Yandr., $ 720, das Mainzer Yandr. II, $ 18) 
geben wenigftens dem Stiefparens ein Erbrecht, jedoch ohne Grund, da die Vorkinder ihr Ver— 
mögen bereits abgegeben haben; dei Stiefgeſchwiſtern giebt ein ſolches die Landger.-Orbn. ded 
Herzogth. Franken II, 119, $ 13. 

13) Aus der Natur des Geſchäfts als eines Erbvertrags kann dieß an und für fich nicht 
gefolgert werben, da der Hauptjwed aud im Falle des Fehlens der erwarteten Kinder eine 
rechtliche Möglichkeit hat. Siche aud Walter a. a. O., $ 249, 3. 

14) Diefe das perfönliche Berhältniß betrefienden Beftimmungen find nicht blos durchaus 
angemefjen und natürlich, jondern auch beinahe immer vorhanden. Bon diefem thatfädhlidhen 
Zuſammenhange unterfcheide ich den, welcher aus dem juriftifchen Baue des Inſtituts hervor— 
geht. In diefer Hinficht haben fie den Charakter von Nebenberedungen. Dieß gegen Walter 
a. a. O. 53 246, 3, 

1) Moſer, Familienſtaatsrecht I, ©. 996 flg. 
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recht (regelmäßig gegenfeitig) zugefichert, ein Gejchäft, welches meift nur beim 
hohen Adel vortommen wird ?)., Das Erbrecht wird einer Familie, d. h. der 
Summe der durch Blutsverwandtichaft verbundenen Perfonen, einer Gejammt- 
beit, welche in gegenwärtigen und zukünftigen Gliedern repräfentirt wird, zus 
gewendet, aber nicht jo, daß dieſe Geſammtheit als folche fuccediren jolfe, 
jondern nur das einzelne Glied derjelben, welches beim Succeſſionsfalle nad 
der in der Erbverbrüderung angegebenen Ordnung oder nach der jeined Haus- 
geſetzes zur Erbfolge berechtigt fein wird. Die Erbverbrüderung ift aljo in 
ihrem privatrechtlichen Kern die vertragsmäßige Erbeinjeßung eines noch 
unbeftimmten Individuums; bei der Abſchließung des Gejchäftd werden nur 
die bejtimmenden Momente fejtgejtellt, nämlich die Gigenfchaft als Mitglied 
der Familie und die Berufung dur die Succefjionsdordnung. Die Auffafjung 
der Familie in ihrer fortdauernden Bewegung als einer Ginheit ®), wie fie 
dieſes Rechtsgeſchäft vorausſetzt, läßt jich in der Negel nur für die Berhält- 
nijje des hohen Adels begründen; denn nur bier erkennt das Recht die Mög- 
lichkeit einer Verpflichtung der Nachkommen durch den von der Gejammtheit 
der gegenwärtigen Familienglieder ausgeſprochenen, auf Begründung einer Grb- 
verbrüberung gerichteten Willen an *). 

Die Nectswirkungen, welche durch Erbverbrüderungen hervorgebracht wer» 
den können, fuchte man in älterer Zeit auch no auf anderem Wege zu er- 
reichen 5). Bei Allodialgütern wandte man zu diefem Zwede wohl die Ver— 
gabung von Todes wegen mit fofortiger Uebertragung einer Gewere, bei Lehn— 
gütern die Eventual» oder Gefammtbelehnung durch den Lehnsherrn an. Das 


2) Den Grund f. in der Anm. 3. 

3) Nicht als juriftifche Perfon, wie Mancde angenommen haben. Die Familie erfcheint 
bier als eine Einheit, ald etwas Individuelles im factiichen Sinne des Wortes. Diele Einheit 
ift an und für ſich mehr eine auf focialen Berhäftnijien beruhende Thatſache, aber mit wichtigen 
rechtlichen Wirkungen. (S. $ 222, 1.) Anders faht Bejeler im erften Kapitel des dritten Bandes 
der Erbvertr. diefe Einheit auf. — Daß diefe Erfcheinungen im Wejentlihen nur den VBerhält- 
niffen des hohen Adels zugeiproden werden, hat darin feinen Grund, daß nur defien 
Familien in Folge ihrer gefchichtlichen Auszeihnung und ihrer öffentlihen Stellung als frühere 
oder jegige Negentenhäufer diefe Anertennung als Gefammtindividuen errungen haben. Nur 
fie befigen vermöge ihrer auf gebundenem Grumdbefig ruhenden feften Organifation die für 
Jahrhunderte verbürgte Individualexiſtenz, wie fie die Borausfegung eines Rechtsverhältniſſes 
ift, defien praftifcher Erfolg jhon nad der Borausficht bei der erjten Gründung vielleicht erjt 
nah Jahrhunderten eintreffen wird. Bei Familien des Bürgerftandes und des niederen Adels- 
ſtandes trifft dieß nicht zu. Aehnliche Erfcheinungen bieten die Eventualrechte von Familien 
und Linien de8 niederen Grundadel$ allerdings; aber in der Regel beruhen fie doch nur auf 
Theilungsverträgen und Stammgutsftiftungen, alfo auf Dispofitionen, welche aus einem Stif- 
tungewillen innerhalb der Familie ſelbſt bervorgingen, nicht auf Verträgen, bei welchen 
fi) zwei oder mehrere ganz unabhängige Familien als felbfländige Individuen gegenüber 
fanden. — Schon die ältere Jurisprudenz; (Stryck, Tractat. de succ. ab intest., diss. VII, 
cap. 7, 8 10—11) befchräntt die Erbverbrüderung auf den unmittelbaren Reichsadel, aber ohne 
genügende Erfenntniß der Gründe. 

4) ©. oben $ 29 u. 37. 

5) Bejeler I, 8 13, 
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Dajein des eventuellen Rechts wurde in allen diejen Fällen bisweilen jelbit 
durch eine vorläufige Huldigung des zukünftig anfallenden Landes 5) dargeſtellt 
und die Verbrüderung der Häufer noch durch weitere Berbindungen (Erb- 
einigungen ?) befeftigt. Sollte e8 heutzutage beabjichtigt werden, eine Erbver- 
brüderung bezüglich der Staatsſucceſſion verjchiedener Länder abzuſchließen, jo 
würde zugleich alles Dasjenige gejchehen müjjen, was zur Entjtehung eines Ber- 
jaffungsgejeges nothwendig iſt. 


3) Erburrzicht . 
8 254. 

Ein, Erbvertrag kann durch einen Verzicht des Bedachten auf die Erbein— 
ſetzung wieder aufgehoben werden, jo daß die Dispoſitionsbefugniß des künftigen 
Erblafjerd wieder frei wird. Inſofern es denkbar ijt, daß fi Jemand im 
Berfügungsrechte über jein Vermögen auch durch das Dajein von gejeglichen 
oder Zejtaments-Erben, insbejondere von Notherben bejchränft fühlt, ift ein 
Interefje möglich, auch diefe Schrante durch einen Vertrag mit dem Berechtigten 
zu heben, in welchem der Yegtere auf jein Recht zur künftigen Beerbung ver- 
zichtet *). Solche Erbverzichte läßt die deutſche Praxis mit der Wirkung zu, 


6) Ferner durch Auflegung eines Zinfes, Aufnahme der Wappen und Titel. Daß hierin 
auc) für die ältere Zeit fein Gefammteigenthum liege, welches Bejeler zwar nicht für die Gegen- 
wart, wohl aber für die ältere Zeit annimmt, hat ausgeführt Dunder, Gejammteigenthum, 
S. 138 jlg. 

7) Erblide Schug- und Trugbündnifje, Ganerbichaften. 

1) Außer den Grbverzichten adeliger Töchter kommen am früheften Erbverzichte bei der 
Abihichtung der Kınder aus den väterlihen Gütern vor, mit der ſie jedoch keineswegs noth- 
wendig verbunden waren. Sadjenjp. I, 13. Bejeler Ill, ©. 309 fig. Ihre fpätere Ge— 
ſchichte in der Doctrin ıft ganz analog der der Erbeinfegungsverträge, denen fie als renunciative 
Erbverträge zur Seite gefegt wurden. Nur über den Begriff ift man noch jet nicht einig; 
während jie von Machen als pacta de hered. tertii (Reyſcher, Württemb. Pr.-R., 5 696) an— 
gejehen werden, aljo ald Verträge, durch welche ſich Jemand zur Herausgabe einer angetretenen 
Erbſchaft verpflichtet, beurtheulen jie Andere als Verträge, durd welche fich Jemand dem Erb- 
lajjer gegenüber verpflichtet, die Delarion feiner Erbſchaft auszuſchlagen (Albrecht in Schneider's 
Jahrb. 1842, S. 349). Jene Anficht würde aljo den Erbverzicht aus dem Bereiche der eigent- 
lichen Erbverträge ausſchließen; diefe aber läßt fich civiliſtiſch kaum begründen. Das Richtige 
it, den Erbverzicht als einen Bertrag (ohne obligatorifchen Charakter) über das ſchon jet vor, 
handene Recht auf ein zulünftiged Erbrecht anzufehen, wie dieß auch von Bejeler 1, ©. 253, 
geichieht; jedoch hat dieß als Inhalt eines Vertrags mit dem Erblafjer nur dann einen juriſti— 
ſchen Sinn, wenn man diefes Recht in feiner die Dispoſitionsbefugniß des Erblafjers beichrän- 
tenden Wirkung (dieß das rechtliche Jutereſſe des andern Theils) zum Inhalte des Geſchäfts 
macht. Hiernach ift der Erbverzicht das Geihäft, in welchem der künftige Erbe auf die aus 
diejer Eigenſchaft hervorgehenden Beichräntungen des fünftigen Erblafjers verzichtet. — Kein 
Erbverzicht in dieſem Sinne ijt jedody die Einwilligung der nächjten Erben in die Beräußerung 
des Grundeigenthums; die entgegengejegte Anficht Siegel's (Erbredit, ©. 124, Anm. 500) be- 
ruht auf der einfeitigen Meinung, dag jene Rechte der nächſten Erben nur das Mittel 
zur Erhaltung ihres künftigen Erbredjts (eine Wirkung des Wartrechts) feien, — eine Mei— 
nung, die ohnedem mehr den Schein einer Erklärung ald eine wirtlihe Erklärung jener 
Rechte enthält. 

2) Dan dente z. B. an den Ball, dab ein Sohn auswandern will und ſchon jet feinen 
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daß dadurch das Recht Jemandes zur Beerbung des anderen Contrabenten 
aufgehoben, mithin einem ſolchen Verzichtenden die Erbſchaft gar nicht deferirt 
wird ?); eine bejondere Form, 3. B. eidliche Bejtärkung +), ift für dieß Rechts— 
geſchäft nicht erforderlich. 

Eine Singularität der beim hoben Adel und der ehemaligen reichsunmittel- 
baren Ritterſchaft üblichen Erbverzichte der Töchter zu Gunften des Manns— 
ſtamms iſt die Wirkſamkeit derjelben auch für die gefammte Defcendenz der 
Berzichtenden. Der Gebrauch jolcher Verzichte hat heutzutage, da der Begriff 
des Stammguts ald Rechtsinititut8 ausgebildet ift, nur die Bedeutung, daß der 
Inhalt einer bejtehenden Rechtsnorm als Inhalt eines Nechtsgefchäfts wieder- 
holt wird; es müßte denn jein, daß der Verzicht ſich auch auf die übrige Erb- 
ihaft außer den Stammgütern bezöge, und feine befondere Nechtsvorjchrift auch 
in Beziehung auf dieſe das Erbrecht der Töchter ausſchließt. Die fehr häufig 
beigefügte Claujel ‚auf den ledigen Anfall‘ Hat daher bei dem rbverzichte in 
Deziehung auf Stammgüter feine befondere Wirkung; fie fpricht nur aus, was 
von jelbit aus der regelmäßigen Succeffionsordnung hervorgeht 5). Die Regre- 
bienterbin wird aljo troß jener Claujel von der Erbtochter ausgejchlofien ®). 


zufünftigen Erbtheil zu erhalten wünſcht, indem er dagegen dur Ausftelung eines Erbver- 
zichtes dem künftigen Erblaijer volle Verfilgungsfreiheit verfhafft und ihn vom jeder Nüdjicht 
auf ſich befreit. 

3) Der Einfluß des BVBerzichts eines Imteftaterben auf die Berechnung der Größe des 
Pflichttheils der übrigen ift derjelbe, den eine Enterbung ausüben würde. Uebrigens verfteht 
es fich von jelbft, daß ein Erbverzicht nicht auf die Nachlommen des Nenuncianten wirkt, jofern 
jene ihr Recht nicht von diefem ableiten. (llebereinftimmend ift Walter, D. Pr.-R., 5 438, 1; 
nur fügt er jeltfamer Weife Hinzu, daß vor ihm der Grund diefer Entſcheidung nicht erlannt 
morden jei. Bft er hier micht Har genug angegeben ?, Cine vom Renumcianten ererbte Ab- 
findung müfjen fie conferiren. — Ich verftehe nicht, wie Befeler, Syftem, $ 163, Anm. 10, 
jagen lann, meine Theorie führe zur Berneinung des Sates, daß der Renunciant ganz aus 
der Reihe der Erben ausfalle. Auch irrt er, wenn er meint, meine Conftruction mache deshalb 
den Erbverzicht zu einem obligatorifchen Vertrage, weil fie die Wiederherfielung der letztwilli— 
gen Dispofitionsfreiheit als das rechtlihe Intereffe des Gefchäfts hervorhebt, 

4) Diefe wurde früher nad) cap. 2 in VI de pact. (1, 18) allgemein gefordert, um einen 
Anhalt für die Geltung der Erbverzichte gegen die Verbote des römijhen Rechts zu gewinnen. 
Bejeler, S. 242 fig. ’ 

5) Nach der regelmäßigen Suceffionsordnung geichieht aber die Delation immer zuerft den 
dem letzten Inhaber am nächſten Verwandten, folglich) der Exrbtochter vor der Negrebienterbin ; 
$ 251, Anm. 2, 

6) Reyſcher, Zeitihr. f. deutſch. R., Bd. 6, S. 257 fg. und Bd. 15, ©. 1 fig. Diele 
Frage, welche ſich für heutzutage gegebene Berzichte leicht beantwortet, ift oft ſchwer zu entſchei⸗ 
den für Verzichte, die aus alter Zeit ſtammen, weil die Erbredhte der Töchter im Yaufe der 
Zeit an Umfang und Bedeutung verichieden waren. Während im fpäteren Mittelalter ſchon 
das deutſche Recht den Töchtern ein umfafjenderes Landerbrecht zuerfannte ($ 251, Aum. 7), 
wurde dieß fpäter im Bereiche des fich feit dem vierzehnten Jahrhunderte bildenden Adelsrechts 
im Interefje des Familienglanzes wieder geichmälert,; die Mittel hierzu waren vorzüglich die 
Erbverzichte der Töchter, welche nad Kamilienhertommen und autonomifhen Sapungen oft ale 
eine Zmangspflicht vorgeichrieben maren, bis daraus ber Ausichluß der Töchter zur objectiven 
Rechtsnorm wurde, Daneben blieben aber die einmal gebräuchlichen Erbverzichte häufig als 
Scheingefchäfte beftehen. Dieier gejchichtlihe Zufammenhang wurde ſehr häufig verfannt, und 

16, Aufl, 29 
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Ob dieß auch bei Erbverzichten adeliger Töchter aus älterer Zeit anzunehmen 
fei, hängt (abgejeben von der Interpretation der Worte) von der Beantwortung 
der Frage ab, inwieweit zur Zeit des Verzichts ein Erbrecht der Töchter vor- 
banden war, inwieweit e8 diefen aljo frei jtand, die Wirkung des Verzichts zu 
beſchränken. 


III. Teſtameutariſche Erbfolge. 
8 265. 

As im Mittelalter!) allmählich die Teſtamente, beſonders unter dem 
Schutze der Geiftlichkeit, in Deutichland gebräuchlich wurden, war es nicht Die 
Erbeinſetzung durch den bloßen Willen des Teſtators, fondern nur die bequeme 
Form der Einjeitigfeit und Widerruflichfeit für Zuwendungen auf den Todes— 
fall, welde man in ihnen annahm ?). Der Inhalt diejer ſ. g. „Geſchäfte“ 
waren daher jene Zuwendungen einzelner Sachen, wie jie dem Charakter des 
älteren bdeutichen Erbrechts entipraden, und noch heutzutage baben manche 
Statuten ?) diejen Standpunkt bewahrt. Dagegen wurde mit der Anerkennung 
des römijchen Erbrechts auch das eigentliche römijche Teſtament gemeinrecht- 
li aufgenommen. Dur die neuere Praris hat dieß in der Einführung einer 
Art der öffentlichen und in der Zulaſſung wechjeljeitiger Teſtamente eine Fort» 


deshalb eine oft unlösbare Verwirrung in die Rechtsverhältnifie gebradıt. S. Eichhorn, Rects- 
geich. 5 454, 540, 541. Beſeler II, S. 259 flg. Neurath, Bon der Negredienterbichait und 
den dabei vorlommenden NRechtöfragen, 1807. Die Beurtheilung der Wirtfamteit eines foldyen 
Verzichts aus alter Zeit ift durchaus quaestio facti. Ueber das j. g. Geißlinger Statut der 
Reichsritterſchaft v. 1653, Reyſcher a. a. DO. (Bd. 15). 

1) Schon in einzelnen Bollsredhten (L. Burgund, 60, 1) wird der Gebraud; der Tefta- 
mente erwähnt, namentlich bei den Böltern, melde mit den Römern in nähere Verbindung 
traten. Aber diefe Belanntſchaft mit dem römischen Imftitute blieb ohne Wirkung, da jener 
Gebrauch bald wieder verſchwand. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 202. Beleler, Erbvertr. I, ©. 
244 flg. (S. daſ. ©. 248 über die Anwendung der Teftamente zu den f. g. Eeelgeräthen.) 

2) Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 374, 455. Albrecht, Gewere, ©. 209 bis 217. Beſeler a, 
a. D., & 14, Befonders aber Pauli, Abhandl. aus dem Yübifchen Rechte II, ©. 156 fig. 
Euler, Beitrag zur Geſch. der Teſtam. in Frankf. a. M. (1852) im Arhiv f. Frankf. Geſch. 
und Kunſt, 5. Heft. Daß die im Texte angegebene Auffaflung die allgemeine geweſen, ift 
wohl unzweifelhaft. Dagegen ift e8 oft fehr ſchwer, zu beftimmen, ob im einzelnen Balle ein 
Zeftament oder eine f. g. VBergabung von Todes wegen in ihrer fpäteren abgeſchwächten Form 
vorhanden jei, da ſich beide Gefchäfte fehr nahe fommen, und im Bewußtſein der Handelnden 
noch oft das alte Geſchäft vorherrichte, während vom Teftamente nur die Form gewählt wurde. 
Waren doc) jelbit die Teftamente der Geiftlichkeit häufig nur fchriftlihe Zuwendungen einzelner 
Saden in der Formel: lego, relinquo u, f. wm. (©. 3. B. Cod. dipl. Saxon. ed. Gersdorf IL, 
1 [1865], p- 257.) 

8) So das Hamb. Stadtr. II, 1, 22 und das Yübiihe Recht (Pauli a a. DO, ©. 
230— 234). Dagegen hat die Beichränfung der Teftamentification der Frauen im Lübifchen 
Recht II, 1, 14 wohl feine deutfchrechtlihe Wurzel; ſ. Pauli, ©. 869 flg., und Schneider's 
tritiſche Jahrb. für d. Rechtsw. 1848, ©. 759 fl. Mit der älteren Auffaffung der Teftamente 
bängt auch die hie und da auf Teſtamente übertragene Forderung ded Nachweiſes phyſiſcher 
Kräfte bei der Teftamentserrichtung zufammen; Pauli a. a. O., S. 199— 201, und Eichhorn, 

Eint., $ 350, Anm. d, 
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bildung +) erfahren; auch bat die Willfür der Particularrechte eine große 
Mannigfaltigfeit der Formen, bejonders für privilegirte Privattejtamente hervor» 
gerufen 5). Gine Veränderung liegt ferner in der Möglichkeit der Concurrenz 
eined Erbvertrags mit einem Teſtamente, indem daburd die Regel beichränkt 
wird, daß über ein Vermögen nicht nur theilweife teftamentariich verfügt wer- 
ben bürfe ®), 

In einem inneren Zuſammenhange mit den alten Salmannen und Treu- 
bändern jteben bie in Deutjchland feit der Einführung der Tejtamente üblichen 
Zejtamentserecutoren, deren Aufgabe es ift, den im ZTejtamente ausgejprochenen 
Willen zum Bollzug zu bringen ?). Infofern dieß an und für fih Sache der 
Erben ift, find fie die Vertreter der Intereſſen der Letzteren. Sie fünnen von 
den Erben jelbjt oder, und dieß ift die Regel, vom Erblaffer dur Auftrag ®) 


4) Die Darftellung dieſer inneren Kortbildung der Zeftamente gehört in das Syſtem des 
heutigen römischen Rechts. S. Hartmann, Zur Yehre v. d. Erbverträgen und gemeinfchaftlichen 
Teftamenten (1860), S. 87 flg. Windſcheid, Pandecten, $ 568. 

5) ©. Drtloff, Grundzüge, ©. 577, Anm, 9. Hahn, De diversis testamentorum formis, 
quae in Germania obtinuerunt observationes, Jenae 1847. 

6) ©. 8 258, Anm. 7. 

7) Das Bedürfniß foldher Erecutoren war nicht blos ein beſonders dringendes, fondern 
auch ein ganz eigenthümliches, wo nach der älteren Auffaflung der Teftamente der eingefehte 
Erbe fehlte und fomit der Erblafier feinen Repräfentanten hatte. Wie in folchen Fällen der 
Epecutor diefe Aufgabe der Repräfentation übernahm, dabei eine in die Vogtei übergehende, 
jehr weit greifende Wirkfamleit erhielt, wie dieß ferner in Lübeck mit der Erhaltung des alten 
Erbrechts bewahrt worden ift, hat Pauli a. a. O., S. 306 flg., in einer trefflihen Ausführung 
gezeigt. Der Gedanke, daß der Erecutor den Erblafier repräfentire, wie ihn Pauli namentlich 
©. 330, 331 ausgeſprochen hat, ift für jemes ältere Teſtament ganz richtig, Nun hat ihn 
jpäter Beſeler (Zeitichr. f. deutih. R., Bd. 9, ©. 173 flg.) benugt, um ihn zum gemeinredit- 
lihen Princip der Lehre von den Teftamentserecutoren zu maden. Nad ihm ſoll Heutzutage 
fi) die Repräfentation des Erblaſſers in eine formelle und eine materielle theilen; jene über- 
nehme der Erecutor, diefe der Erbe; der Erecutor fei gewiljermaßen der formelle Erbe, und das 
Prineip liege mithin im einer durch das neuere Recht erweiterten Teſtirfreiheit. Diefer Ge— 
danke ift für das heutige Recht nicht brauchbar. Zunächſt it eine Theilung der Perfönlichkeit 
des Erblaſſers in eine formelle und materielle, wie fie aus diefer Anficht folgen woilrde, nicht 
wohl dentbar. Dann fragt ſich: worin zeigt fi) die ſ. g. formelle Repräfentation? In der 
Bertheilung und Adminiftration des Nachlaſſes? Aber diefe übernimmt der Erecutor nicht als 
Nepräfentant des Erblaffers, fondern der Erben, welche jene im alle, daß fein Erecutor vor- 
handen wäre, felbft ausführen müßten. Der Erblafier fann fo nicht repräfentirt werden, weil, 
fofange er Lebt, feine Erbichaft vorhanden ift, und der Verftorbene nicht als die Erbſchaft ver- 
theilend gedacht werden kann. Die Verbindung bed Erblafjerd mit dem Erecutor ift mur biefe: 
jener giebt diefem den Auftrag, ftatt der Erben und für fie die Theilung zu beforgen. Die 
Polemit Beſeler's gegen die Unterftellung bes Berbältnifjed unter da8 Mandat würde nur 
gegenüber Demjenigen berechtigt fein, welder diefen Zuſammenhang verfennen wollte. — 
3. auch das Urtheil in der Zeitjchrift für Rechtspflege und Berwaltung für db. Königr. Sachſen 
‚on Tauchnitz, N. F., Bd. 18, ©. 502 (1859), Sächſ. Civilgefekb., $ 2230—44. Unger, 
Defterreich. Privatr., Bd. 6 (1864), ©. 125. Nanda, Der Erwerb der Erbſch. nad öfterr. 
Rechte, 1867, ©. 72 fig. Gruchot, Preuß. Erbr., 2. Bb. 1866, ©. 210 fig. ©. überhaupt 
Mühlenbruch, Fortf. v. Glück's Comment., 43, S. 390 flg. 

8) Ueber die Möglichkeit de mandatum post mortem f. v. Scheurl, Beiträge zum R. R., 
1852, ©. 107. Schmidt im Arch. f. civ. Pr., Bd. 52, ©. 344, ©. indeſſen Windfcheid, 
Pandecten, $ 467, Anm. 7. 
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bejtellt werben, welcher auch in einem Teſtamente ausgejprochen fein kann. 
Diefer kann mit Zuwendung eines Wermächtniffes verbunden °), oder ohne ein 
foldhe8 gegeben jein (analog der Ernennung eines Vormunds) 1%), und es jteht 
dann dem Ernannten frei, den ausgefprocdenen Auftrag anzunehmen ober ab- 
zulehnen. Der Erecutor haftet den Erben nad dem Gefichtspunfte der Ber- 
pflichtungen aus dem DMandatsverhältniffe 11); die Erben können dagegen jeine 
Zulafjung nicht verweigern, weil fie die Erbſchaft nur in der Art und Form 
erlangen, welde der Teſtator gewollt hat. Der Umfang der Thätigfeit des 
Erecutors wird durch die Injtruction (es giebt Univerjal- und Specialerecuto- 
ren) und, wenn feine ſolche vorhanden ift, durch die Natur der bejonderen 
Verhältniffe, welche er ordnen fol, beftimmt. Gr ift daher zur Inventarifa- 
tion, Regulirung und Vertheilung der Erbſchaft, und unter Umftänden ??) auch 
zur Verwaltung und Prozefführung legitimirt, dann aber auch zur Rechnungs- 
ablegung verpflichtet. 


Zweites Kapitel. 
Das fucceffive Srdredf. 


(Successio ex pacto et providentia majorum.) 


Einleitung, 
8 266. 


Es iſt ein ſowohl im longobarbifchen als im deutſchen Lehnrechte aner- 
kannter Grundſatz, daß die Succeſſion in das Lehen etwas Selbſtändiges und 
mit der landrechtlihen Erbfolge in feinem inneren Zuſammenhange Stehendes 
ift; nur das Lehen und die mit ihm verbundenen Rechtöverhältniffe werben 
auf den Nachfolger nach einem eigenthümlichen Succeffionsrechte übertragen, 
und zwar ift der Anipruch des Letzteren von der Einwirkung des Vorgängers 
unabhängig, da diefer weder das Leben entziehen !), noch feine rechtliche Be— 
ichaffenheit im Wejentlichen verändern darf. Indem daher die Lehenfolge jedes 
Agnaten immer wieder auf den erjten Erwerber als den gemeinfchaftlichen 


9) Unterholzner’8 Lehre v. d. Schulbverhältniffen, II, $ 617, 

10) Nur diefe Analogie der Vormundſchaft (alfo in Betreff der Entftehung des Berhält- 
niffes) darf angenommen werben. 

11) So aud; Windfcheid a. a. O. 

12) Welches find diefe Umftände? Die ift quaestio facti. Es fann die Aufgabe, einen 
zerftreuten Nachlaß zufammenzubringen, aud; die Legitimation zum Prozei enthalten. Aber in 
feinem alle darf man Befeler beiftimmen, ber (a. a. O., ©. 218) dem Erecutor ganz all- 
gemein daß Recht zufchreibt, im Intereffe der Erbichaft Brozefie zu führen. S. auch Sächſ. 
Geſetzb., $ 2238 u. 40, — Gtreitigkeiten unter den Erben hat der Executor nicht zu ent« 
ſcheiden. — S. auch Hinfchius in feiner Zeitfchr. f. Geſetzgebung und Rechtspfl. in Preußen, 
1. Bd., 1868, ©. 518 flg., u. Grudot a. a. O., ©. 220 fig. 

1) Ausnahmen ſ. im $ 127, Anm. 6, 
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Stammvater ?) zurüdgeführt wird, bat man fie im Gegenfage zur landrecht- 
lichen Erbfolge als eine Successio ex pacto et providentia majorum daraf- 
terifirt 3). Damit ijt namentlih der Umſtand hervorgehoben, daß die Lehns— 
folge feine Repräjentation des legten Inhabers enthält, daß der jeweilige Lehns- 
befiger fein in feiner Perſönlichkeit aufgehendes Recht hat *). 


2) II feud. 11,8 1 m 17 pr. I feud. 14,8 1. 

3) Zu diefer Bezeichnung hat ſchon die Gloſſe zu I feud. I, $ 2, und II feud. 35 Ber- 
anlafjung gegeben. Ausgebildet ift das Princip fehon bei den mittelalterlichen Feudiſten; Andr. 
de Isernia in us. feud. comm. (Frankf. 1598), p. 536 (dafelbft beruft er ſich auf Bulgarus 
uud Pillins); Match. de Afflietis super III feud. lib. comm. (Frankf. 1598), p- All. 112. 
573 u. a. a. O.; J. Allvarotti, Leetura (Frankf. 1587), p. 237. Ausführliche Unterfuhungen 
über die Fiterärgefchichte diefed Begriffs enthält dad gute Buch: Hartmann Pistoris quaestiones 
juris L. 2 (Lips. 1582), p. 11 u flg., wo ber Ausbrud successio ex pacto et pr. maj., der 
fi) in den Quellen felbft nicht findet, richtig ein nomen commentitium genannt, aber al® 
paffend anerkannt wird. 

4) Das Gegentheil finden Viele in Bezug auf die Kinder des defunctus ausgeſprochen in 
II feud. 45 (vgl. II feud. 51, $ 4): „Si contigerit vasallum sine omni prole decedere, agnatus, 
ad quem universa hereditas pertinet, repudiata hereditate feudum, si paternum fuit, retinere 
poterit, nec de debito hereditario aliquid feudi nomine solvere cogitur, sed in fructibus, 
si quos reliquit, ut de eis debitum solvatur, quo tempore decesserit, secundum quod supra 
diximus, considerabitur. Ubi vero filium reliquit, ipse non potest hereditatem 
sine beneficio repudiare, sed aut utrumqgue retineat, aut utrumgqgue 
repudiet. Quo repudiato, ad agnatos, si paternum sit, pertinebit, et licet alterum sine 
altero retinere non possit, agnatis tamen consentientibus, poterit dominus eum, si voluerit, 
quasi de novo beneficio investire, quo facto licebit ei repudiata hereditate feudum tenere, 
nullo onere ei hereditario imminente“ Bei umbefangener Prüfung bdiefer Stelle 
ergiebt fi, daß in ihr ebenfo wie fonft die Lehnsfucceffion von der Allodialfucceffion getrennt 
und beide ſich gegenübergeftellt werden; der Agnat fol nun die eine ausſchlagen und die andere 
annehmen tönnen, der Sohn dagegen beide neben einander nehmen müfjen. Aus weldem 
inneren Motive diefe Beftimmung herrorgegangen ift, ob namentlich dabei eine Erinnerung 
aus 1. 2 D, de acq. v. om. her. (29, 2) hier gewirft Hat, welche Beftimmung aus Rüdfichten 
der Pietät hier beſonders pafiend erjcheinen mochte, das ift im Wefentlichen gleichgültig, inımer 
handelt es fich bier nur um eine durdhaus äußerliche, obſchon nothwendige Verbindung 
zweier innerlich verfchiedenen Erbrechte, und die hauptſächlichſte Rüdficht, welche die Stelle be» 
bherricht, ift die Frage nach der Verpflichtung zur Zahlung der Allodialichulden des VBerftorbenen, 
welcher fi der Sohm nicht entfchlagen fol. Beim Agnaten tritt die Regel hervor; für den 
Sohn wird eine Eingularität eingeführt, nämlich die nothwendige Verbindung beider Succef- 
fionen. Cine Folge davon iſt die, daß der Sohn die Handlungen des Berftorbenen anerkennen 
muß, denn er ift ja zugleich fein Erbe. Die ganz einfache, ſchon von Hartmann Pistoris 
quaest. jur. II, p. 123, richtig erfannte Verhältniß wird von Vielen verlannt. Eichhorn, Eint. 
$ 353 (um ihn flatt Aller zu nennen) gründet darauf die Behauptung, die Natur der Lehns- 
fuceeffion fei eine andere bei den Agnaten, eine andere bei Söhnen; bei jenen fei fie eine 
Singular-, bei diefen eine Ilniverjalfucceffion in das Vermögen des Berftorbenen. Ebenſo 
Micelfen, Zeitfchr. für deutfh. R., Bd. 5, ©. 210 fl. (Im Grunde genommen beruht auf 
ähnlichen Ideen die veraltete Scheidung der Lehen in feuda hereditaria und feuda ex p. et 
prov. maj.) Diefe Anficht wiirde zu dem Refultate führen, daß das Lehen in der Hand eines 
Beſitzers, der einen Sohn hat, alle rechtliche Eigenthümlichkeit verliere, im feiner Perfönlichteit 
aufgehe, mit dem übrigen Nachlaſſe juriftifch eins fei, während es diefe Selbftändigteit wieder 
erlange, wenn zufällig kein Sohn vorhanden wäre. Die richtige Interpretation ergiebt nur 
bieß: aud wenn ein Sohn Tehnserbe ift, bleibt die Lehnsſucceſſion in ihrer Befonderheit be- 
ftehen, nur foll dann die Allodialfucceffion ſtets damit verbunden werben; biefe Berbindung ift 
aber nur eine äußere, nicht eine wirkliche Verſchmelzung. Freilich ift fie trogdem eine in ihren 
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Aber diefe Charakteriftif ift mur eine negative, es bedarf einer weiteren 
Beitimmung der Natur der Lehnsfolge, um ihr inneres Princip feſtzuſtellen. 
Die hat man häufig dahin ausgejprocen, daß die Lehnsfolge eine Singular- 
juccefjion fei. Aber auch dieß ijt offenbar nur eine richtige Verneinung in der 
Form einer unrichtigen Behauptung. Dieſe Anjicht it richtig, fofern darin 
nur gejagt fein joll, daß die Lehnsfolge feine Univerſalſucceſſion in das Ver— 
mögen des verjtorbenen VBafallen fei; es iſt aber unrichtig, zu jagen, daß jie 
deshalb eine Eingularfuccejjion in Bezug auf einen Vermögenstheil des Yegteren 
enthalte. Denn die Lehnsfolge iſt nicht ‚der Erwerb einer einzelnen Sade, es 
geht eine Menge von Berpflichtungen und Forderungen, e8 gebt in der That 
ein Vermögen auf den Nachfolger über, nur nicht das des lekten Beſitzers, 
jondern des erjten Erwerbers, an welden die Successio ex p. et pr. maj. 
die Lehnsfolge anknüpft. Sonac enthält die Vehnsfolge eine Univerjalfucceijion 
in das Yehnsvermögen des erjten Erwerbers6), eine Repräfentation von 
Wirkungen fo folgenreiche, daß fie fich in dem wichtigften Lehnrechtöfragen praktifch geltend macht 
(3. B. bezüglid, der Haftung für die Schulden, der Anerkennung von Beräußerungen, der Er— 
duldung der Folgen der Felonie des Vaters u. ſ. w.). 

Nah Schröder, welcher (Zeitichr. f. Rechtsgeſch. V, ©. 285 flg.) eine fhon bei Mayr, 
Yehnr., S. 179, angedeutete Anficht Albrechts von Neuem vorträgt, foll das Yehnserbrecht der 
Defcendenten ein Erbrecht gegenüber dem Defunctus, das der Agnaten aber ein Erbrecht gegen- 
über ihrem im Befige gewefenen Afcendenten bebeuten, welches aber in feiner Ausübung bie 
zum Ausgange der befisenden Linie fuspendirt fei. Der innere Zufammenhang diefer Redjts- 
ftellungen foll dur; die Bermuthung hbergeftellt werden, daß der verblafte Hintergrund der 
longobardifchen Säte eine ähnliche Geftaltung geweſen fei, wie fie da® deutfche Hecht nachweiſt 
(Erbrecht der Defcendenten und gelammte Hand der Seitenverwandten). Dagegen fpridit in- 
defien, daß im Liber feudorum das agnatifche Folgerecht nirgends als ein von befonderen Vor— 
ausſetzungen abhängiges, fondern immer als ein unbedingtes behandelt wird, und daß die dem 
longob. Lehnr. befannte Mitbelehnung in keiner Spur am jenes ältere Recht erinnert. Gewiß 
aber ift e8 unrichtig, wenn Schröder, Anm. 18, meint, der Erwerb des zuerft Belchnten babe 
im longob. Lehner. nur die umtergeorbnete Bedeutung gehabt, welche ihm hier beigelegt wird. 
Wie dem aber auch fei, — jedenfall$ hat die öftere Betonung deſſen, qui primus de hoc feudo 
investitus fuerit, ſchon in der ältejten Yiteratur eine andere Auffafiung, nämlich die der suce. 
ex pacto et prov. maj. gefunden , und mit biefer ift das longob. Lehnr. der deutfchen Praxis 
überliefert worden. Sie beruht auf dem richtigen Gedanken der Verbindung zweier Rechts- 
freife in einer Perfon, eine Erfcheinung, für welche namentlich das Staatsrecht mehrfache Ana- 
logien bietet, und wofür der Ausdrud „doppelter Rechtskreis““, „doppelte Perſönlichkeit“ eine 
rechtöwifienfchaftlich nicht zu beanftandende Formel liefert. 

5) Aus dem deutichen Rechte ded Mittelalters fanıı man gegen die im Texte ausgeführte 
Anficht feinen Einwand entlehnen; denn das beutjche Lehnserbrecht ift ebenfo unausgebildet 
als deſſen landrechtliched Erbrecht, und beide haben fich nad) der Einführung unferes modernen 
Schuldrehts eine Fort- refp. Umbildung gefallen laſſen müfjen (dieß ift wenig eriwogen worden 
n den Entid). des O.A.G. zu Roftod von Buchla und Budde, 5. Bd., 1865, ©. 194). — 
Sehr richtig drüdt den obigen Gedanken ſchon Hartmann Pistoris a. a. O., ©. 20 fig. aus, 
indem er ſagt: „quoties feudum alicui et successoribus conceditur, tum unicuique censetur 





saltem ad vitam ita concessum, ut post mortem primi ex eadem conces- 
sione perveniat ad secundum et sie deinceps, atque ideo tot intelli- 
ganturesse donationes, quot personae,“ Diefe Auffaflung war jeit der Glofie 
die allgemeine, und zwar war fie eine dem Verhältniß durchaus entfpredhende. Gegenwärtig 
bedurfte es nur ihrer vechtswifjenichaftlichen Formulirung. — Vgl. auch Gerber, Zeitſchr. f. 
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bejfen Perjönlichkeit, welche jeder Yehnsfolger an jeine Perfönlichkeit anſchließt, 
obne jie in diejer aufzulöſen; bei jedem Succejjionsfalle wird daher das vom 
eriten Erwerber begründete Vermögen in jeiner Urfprünglichleit von Neuem 
übernommen, die Lehnsfolge ift mit anderen Worten ein fucceffives Erbrecht ®). 
Nur ift es natürlich, daß die Reinheit des in fteter Succefjion vererbten Ver- 
mögens bei deſſen fortgefegtem Durchgange durch die Nechtsiphären der Lehns— 
folger nicht ganz gewahrt werden kann; es wäre undenkbar, daß die fich immer 
wiederholenden Bejigveränderungen ohne fichtbare Spuren vorübergeben follten. 

Das Yehnserbrecht bezieht fich aber blos auf die in dem Lehnsvermögen 
ſubſtantiirte Perjönlichkeit des eriten Erwerbers; es ijt daher nothwendig, einen 
doppelten Rechtskreis des Yehnsfolgers zu unterfcheiden ?). Dieß wird möglich 
durch Aneignung der eigenthümlichen Anichauungsweile des Lehnrechts im lon— 
gobardijchen und deutichen Rechte, wonach e8 eine vom Landrechte ganz geichie- 
dene Sphäre des Handelnd und Erwerbens iſt, jo daß in beiden Kreifen eine 
völlige Selbjtändigkeit der Berjönlichkeit Statt findet. 

Dieß für das Vehnrecht ausgebildete Princip der Erbfolge ijt auf das 
Injtitut der Namilienfideicommifje übertragen worden. Was dort auf einem 
natürlichen Boden ruht, erjcheint hier ald Nachbildung; denn nur das Lehn— 
recht läßt jene eigenthümliche Gricheinung einer Trennung des perjönlichen 
Rechtskreiſes vollftändig erklären. 


Il. Die Lehnserbfolge. 


Allgemeines. 
8 267. 

Die Yehnserbfolge ijt die Succefjion in das Lehnsvermögen des zuerjt 
damit belehnten Vorfahren. Ihre Beranlafjung liegt in dem Aufhören des 
Rechtes eines Vafallen, mag dieß auf deſſen Tode oder einer fonftigen Ur» 
ſache beruhen !). Zur Yebnserbfolge berufen iſt nur ein bejtimmter, jehr 


Givilr. und Proceß, N. F., Bd. 11, Heft 2, ©. 198 flg. Einen berechtigten Einwand hier- 
gegen vermag ich darin nicht zu erfennen, wenn Roth, Bayer. Civilr. Il, $ 208, Anm. 12, 
dagegen fagt, man könne nicht von einem „Vermögen“ fpredhen, wo es fi nicht um Eigen 
thum, jondern blo® um Nugungsredhte handle, 

6) Diefer Ausdrud (analog dem Ausdrude juccejfives Vermächtniß), welcher unter den 
mehreren dentbaren wohl ber befte ift, bezeichnet ziemlich alle Seiten des Verhältniſſes. Wenn 
Roth (Medienburgifches Lehnrecht, S. 125, Anm, 2) meiner Auffaffung entgegenhält, fie ent- 
halte einen inneren Widerfpruch, weil fie eine dem älteren dentichen Rechte unbekannte Einheit 
des Bermögens vorausiege, fo vergißt er, daß meine Anficht nicht auf das deutſche, jondern auf 
das für die Beſtimmung der allgemeinen Priucipien maßgebend gewordene longobardiſche Lehn- 
recht und feine Gloſſe geftütst ift, der jemer Begriff jehr wohl befannt war. Durd) die Bezeid)- 
nung „verlüuſtelt“ und „geſchraubt“ bei Unger, Syſt. d. öfterr. Privatr., Bd. 6, ©. 382, halte 
id meine Auficht nicht für widerlegt. 

7) S. Anm. 5 des $ 153 „quasi duorum hominum duas hereditates intelligi‘. 

1) Keine Yehnserbfolge ift dagegen die Erwerbung des Lehns durch Eintritt der Wirlſamleit 
einer Eventualbelehuung, oder durch Vermittelung einer Veräußerung, mag diefe in einem Ge— 
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enger Kreis von Blutsverwandten, und unter dieſen nur Diejenigen, welche 
einigen weiteren Borausfegungen genügen; die Erfüllung aller dieſer Bebing- 
ungen begründet das Lehnsfolgerecht?). Die Reihenfolge, in welder das 
Lehnsfolgerecht der Einzelnen zur Ausführung kemmt, beftimmt eine eigen- 
tbümlihe Succeffionsordnung. 


A, Das Yehnsfolgeredt. 


1) Hady longobardifchem Rechte, 
S 268. 


Zur Lehnsfolge berufen find nur die Defcendenten des zuerjt In« 
veitirten, aljo nur Diejenigen, für welche da® Yehen ein paternum ift. Seiten- 
verwandte, welche nicht vom erjten Belehnten abjtammen, haben fein Succej- 
fionsrecht, denn für fie ijt Das Yehen ein novum) ); es fann aber auch für 
fie den Charakter eine paternum durch Fiction eine® belehnten Stammvaters 
erlangen, ald welcher dann im der Regel der nächſte höhere nach dem erjten 
Grwerber anzunehmen ijt (feudum novum jure antiqui concessum ?). Aug 
der Natur der Sache folgt von jelbjt, daß Ajcendenten als folche nicht zur 
Lehnsfolge gelangen ®); nur geftattet das Yehnrecht +), daß ein Water fich mit 
AZuftimmung des Lehnsherrn den Rüdfall eines an den Sohn refutirten Lebens 
für den Fall, daß diejer früher verfterbe, vorbehält. Soll aber die Eigen» 
haft Jemandes als Defcendent des erjten Lehnsbefigerd das Lehnsfolgerecht 
gewähren, jo muß fie fih auf leibliche Abjtammung aus bürgerlich gültigen 
und ftandesmäßigen Ehen, joweit jolche überhaupt noch als befonderes Standes- 


fchäfte unter Lebenden oder auf den Todesfall beftehen; immer ift dieß die Begründung eines 
ganz neuen Lehnrehts. Daher ift die Unterfcheidung zwiſchen einer successio feudalis ordinaria 
und extraordinaria unrichtig. 

2) Die Aufftellung eines Unterſchieds zwiſchen Lehnsfolgereht und Lehnsfolgeordunng ift 
völlig begründet, und zwar nicht blos als ein doctrineller Gebrauch. Demn alle Lehnserben 
find folche ſchon durd; ihre Geburt; ihr Hecht ift ſchon vorhanden, wenn es auch fucceffiv, d. h- 
erſt nach dem Wegfalle der durd die Succeffionsordnung näher Berechtigten zur Wirtjam- 
teit lommt. Das Recht der Yehnserben ift aljo vor dem Cintritte feiner Wirkfamteit nicht 
gleih jenem bloßen Hoffnungsredhte eines Verwandten auf die - zukünftige Inteftaterbichaft 
fondern es ift ein wirkliches Recht, da fchon ein Erblaifer und eine nad) ihrer ganzen Be— 
deutung beftimmte Erbidaft vorhanden ift, obfchon feine Ausübung noch fuspendirt bleibt. 
Diefed Recht erzeugt aber audy ſchon vor dem Gintritt jeiner Wirkfamteit beftimmte folgen 
3. B. das Retractrecht der Agnaten. 

1) I fend. 1, 8 1. I feud. 14, II feud. 11 u. ſ. w. Ueber eine Erleichterung des Be— 
weiſes, daß das Lehen ein paternum fei, f. I teud, 4, $ 2, I feud. 12. 

2) ©. aud Eichhorn, Einl., $ 352, Ann, m. 4. M. Päß, Lehnr.. S. 240, Eine Aus- 
behnung diejer Fiction auf den höchſten Stammvater begründet ein ſ. g. Schild- oder Ge— 
ſchlechtslehen. 

8) II feud. 50: „Succeessionis feudi talis est natura, quod ascendentes non succedunt, 
verbi gratia pater filio. 

4) II fend. 84, Ortloff, Grundzüge, 9. 599. 
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erforberniß gelten, ftügen, weshalb weder Adoptirte 5), noch aus einer morga- 
natiichen Ehe oder Mißheirath Stammende 6), noch uneheliche Kinder, felbit 
wenn fie jpäter legitimirt wurden ?), zur Succeffion berufen find. 

Cine allgemeine Borausfegung des Lehnsfolgerechts ift Die Lehnsfähig— 
feit; fehlt diefe beim Succejfionsfalle, fo geht die Lehnsfolge auf den nächſten 
Berechtigten über, dem fie durch den Lehnsherrn nicht einfeitig zu Gunften des 
Lehnsunfähigen entzogen werben kann. Indeſſen laffen neuere Particularrechte 
bei manchen Arten der Yehnsunfähigfeit mildere Grundfäge eintreten 5); auch 
fann fogar die Unfähigkeit der Frauen und Gognaten, in Leben zu fuccebiren, 
im Lebensvertrage aufgehoben werden (feudum femininum, Weiberlehen), was 
ſtillſchweigend erfolgt, wenn bie erfte Verleihung an eine Frau geichab, feudum 
femineum ?). 


5) II feud. 27, 8 8, 

6) II fend. 29, Dieß gilt jetzt nur noch für den hohen Abel. 

7) Die enticheidende Stelle ift II feud. 26, $ 10: „Naturales filii, licet posten fiant legi- 
timi, ad successionem feudi nec soli uee cum aliis admittuntur (die soli find nicht die per 
rescriptum umd die alii nicht die p. subs. matr. Legitimirten, wie man angenommen hat; bei 
aliis ift zu ergänzen: se legitimis, und der Gegenſatz ift der: weder ohme noch mit ehelichen 
Deſc.). Trotz diefer Stelle ift fowohl im älterer als neuerer Zeit die Lehnsſucceſſionsfähigleit 
wenigften® der p. subs. matr. Yegitimirten jo häufig behauptet und in Partieularredhten aner- 
fannt worden, daß für mehrere Jahrhunderte (das 16.—18.) diefe Meinung al® die herrichende 
betrachtet werden muß, während in neuerer Zeit, beionder® feit Eichhorn Einl. 354, d) die 
entgegengefetste Anficht an Raum gewonnen bat, bi® ihr zulett die Schrift von Died (Beiträge 
zur Lehre von der Legitimation durd; nachfolgende Ehe, 1832) wieder einige Gegner hervorge- 
rufen hat. 1) Man hat verfucht, den Lehntert ganz wegjuräumen, indem man ihn fo inter- 
pretirte, daß er nicht auf uneheliche, jondern auf Kinder aus nicht ebenbürtigen Ehen nadı den 
Grundfägen ded älteren lombardiichen Rechts zu beziehen fei; ſ. Died in der Revifionsgegen- 
ſchrift in der Bentinck'ſchen Streitfache (1844), S. 209, umd in der Nevifionsduplif (1846), 
©. 300 flg., ſowie bei Michaelis, Votum in dem Reichsgräfl. Bentind’ichen Erbfolgeftreite 
(4. Heft, 1848). Allein dieſer Interpretationsverincd ſcheiut mißlungen zu fein; die hauptjäd- 
lich zur Unterflügung angeführte Stelle (Leg. Tuitprandi Lib. VI. ce. 53) fett doch wohl gerade 
die Nichtehe („quasi uxorem habuerit“) der wirflihen Ehe entgegen, mas freilich Died be» 
ftreitet. ©. jetzt auch Wilda in der Zeitfchr für deutfches R., Bd. 15, ©. 284. 2) Die Nach— 
weife, daß jedenfalls im ſechzehnten Jahrh. die Mehrzahl der Juriſten fich der Anficht für die 
Lehnfolgefähigkeit der Manteltinder zumeigte, können nicht al® Beweis eines &emohnheitsrechts 
gelten, da ein fortwährendes Schwanlen fichtbar it, und die Meinungen der Yuriften in ber 
Negel auf das caput naturales zurückgehen, welches fie nur theoretiich wegzuräumen bemüht 
find. Demnad ftehen wir jett diefer Duelle ebenfo nahe, al® jene Vorgänger; eine etwaige 
neue Rechtserzeugung liegt nicht dazwiſchen. 3) Auch kann nicht angenommen werben, daß 
durch das cap. 6, X. 4, 17 eine Notwendigkeit gegeben Sei, ein entſchiedenes Princip ber 
Rechtsbücher des Mittelalters bei einem Rechtöverhältnifie zu verlaffen, welches fih als em 
eigenthümliche® bewahrt und von der Einwirkung des fremden Rechts im Wefentlichen frei 
erhalten bat. Siehe auch Wilda in der Zeitichrift fiir deutfches R., Bd. 4, ©. 300 fig. 

8) Höhere Geiftliche und Mitglieder der geiftlihen Ritterorden hat man im fpäteren 
Mittelalter zur Lehusfolge zugelaffen ; proteftantiiche Geiftlihe werden ſchon durch Niederlegung 
ihres Amtes dazu fühle, S. Schnaubert, Erläut, d. Lehnr., ©. 458—460. Weber Gebrechliche, 
welche particularrechtlih zur Succeffion gelaflen werden (Preuß. Yandr. I, 18, 8 375 flg. 
Gothaifch. Lehnsmand., $ 75), ſ. Weber, Handb. III, ©. 33% flg.; bei ihnen ift Dispenfation 
de8 Herrn überhaupt zuläffig, 

9) II feud. 11. 17. 87. 50. 51, $ 3, 
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2) Nach deutfchem Rechte. 
$& 269. 


Das deutiche Recht gründet die Lehnsfolge auf die Gemeinſchaft des Be— 
fited ; daher beruft e8 nur die Söhne des Vafallen !), die Seitenverwandten 
felbft dann nicht, wenn fie vom eriten Erwerber des Lehens abftammen. Da- 
gegen kennt es in der Sefammtbelehnung ein Mittel, auch diefen ein Succej- 
fionsrecht zu verichaffen ?); Hier treten zunächſt die Defcendenten an bie Stelle 
eines verjtorbenen Gemeiners, aber in Ermangelung ſolcher wächſt der Antheil 
des Wegfallenden den Mitbelehnten an. Die Vorausſetzung diefer Wirkung 
war jedoch die Fortdauer der ungelöften Gemeinſchaft; Theilung brach ftets 
die Folge, wenn fich die Theilenden nicht abermal® durch Erlangung eines 
Gedinge gegenfeitign verbanden. Später wurde zum Zwecke der Begründung 
von Succejfionsrechten vorzüglich die neuere leichtere Form ?) der Belehnung 
zu gefammter Hand gebraucht, welche noch heutzutage bie und da, beſonders 
in Sacjen *), die Bedingung der Aanatenjucceffion ift. In anderen Rändern 
bat der Gebrauch diefer Gefammtbelehbnung nur die Bedeutung, daß baburd 
ftet8 ein frifches Andenken an das zuftehende Lehnsfolgerecht erhalten werden 
ſoll ®). 


3) Bel Erblehen. 
$ 270. 


Abweichungen von dieſen das Vehnsfolgerecht betreffenden Rechtsſätzen 
fönnen im Inveſtiturvertrage fejtgeftellt werben. Cine beitimmte Art derfelben 
bat man, freilich irriger Weife, ſchon im longobarbiichen Yehnrechte finden 
wollen und die dadurch modificirten Lehen Grblehen (feuda hereditaria) ge- 


1) Sächſ. Lehnr. 21, & 3: „It ne erft nieman nen len wen die vader uppe den sone“, 
Schwabenſp. Lehnr., 42a. Homeyer, Syftem, ©. 327 und 450 flg. Sind mehrere Söhne 
vorhanden, fo braucht der Lehnsherr nur einen zu beiehnen (Sächſ. Yehnr. 29, $ 2), der bie 
Brüder nad Landrecht entichädigen muß (Sachſenſp., Landr. I, 14, $ 1). Bol. auch Schwäb. 
Lehur. 57. 

2) ©. oben $ 116. Sächſ. Yehnr, 32. 

3) Beſonders mit bloßer Theilung der Nutungen (Mutſchirung, Oerterung). 

4) Die Succeſſionsordnung ift hierbei in Kurfachfen nad; Linien, und innerhalb der Linie 
wird nach Köpfen getheilt. Zachariä, Sächſ. Pehnr., $ 77—104. Sächſ. Lehnsmandat v. 1764, 
Dito, Das Recht der Yehngüter in Sadjfen, 1888, ©. 113 flag. 

5) Außerhalb Sachſens bat diefe Gefammtbelehnung auf die Succeffionsordnung ber 
Aguaten (melde vielmehr die allgemeine ift) feinen Einfluß. — Da !die Gefammtbelehnung 
jet nur noch eine form der Vermittelung des Erbrechts bedeutet, und die Lehnsfolge der Ge- 
fammthänder nicht mehr den Charakter einer aus der Befitsgemeinfchaft folgenden Confolidation 
hat, jo kann aud der Umftand, da einige Gefammthänder bei einem Succeffionsfalle com- 
possessores find, andere nicht, jenen nunmehr feinen Worzug vor bdiefen geben. Kind, 
Quaest. for I. 5 u. IV, 3. Coinvestiti nati geben natürlich den präfentirten ſtets vor. (Siehe) 
überhaupt Pfeiffer, Ueber die Ordnung der Negierungenadifolge, 1826, 1. Eb., $ 46 u. 47, 
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nannt !); die Principien diefer Theorie jind dann fpäter ſowohl von Particu- 
largejepgebungen bäufig anerkannt, als auch in einzelnen Nechtsgeichäften zur 
Anwendung gebracht worden ?). Es fehlt an einer Uebereinjtimmung über den 
Charakter des Erblehens; im Wllgemeinen liegt er in einer Annäherung des 
Lehens an das Allodialrebt und Gntfernung vom Lehnrechte, aber wie weit 
diefe Improprietät ausgedehnt jei, kann nur nach den Merkmalen des einzelnen 
Falls beftimmt werden ?). Die Particularrechte enthalten oft nähere Beitim- 
mungen über die Kennzeichen der Erblehen und über den Umfang der Im— 
proprietät. 


B. Die Lebnsfolgeordnung. 


& 271. 


Zur Lehnsfucceffion werden nad dem gemeinen Yebhnrechte berufen 1) die 
Defcendenten bes legten Befiters, und zwar fo, daß mit den näheren zu- 
gleich die entfernteren fuccebiren, indem fie den Antheil ihres weggefallenen 
Aicendenten empfangen !). 2) Bon den Seitenverwandten fommen zuerit 
die Brüder mit den Söhnen vorverftorbener Brüder zur Succeffion ?); in Er— 
mangelung folder werden alle übrigen Seitenverwandten ?), fofern fie vom 
erjten Erwerber abftammen, lediglich nah Mafgabe der Gradesnähe (römifcher 
GComputation) berufen +). Der Unterfchied zwijchen vollbürtigen und halbbür- 


1) Ueber die Gefchicdhte der. g. Erblehen ſ. Eichhorn, Rechtsgeſch, $ 566, und von älteren 
Schriftſtellern befonder8 Hartmann Pistoris quaestiones juris (1582) L. 2 qu 1 m.2. Daf 
man fich auch nicht auf das beutfche ervelen (Homeyer a. a. D., ©. 454) berufen kann, bedarf 
jetst feines Beweiſes. 

2) S. Schnaubert, Erläuterungen des Lehnr., S. 463 flg. Zachariä, Sädhf. Lehnr., $ 95. 
Preuß. Yandr. I, 18, & 437 fig. Gothaifche® Yehnsmandat, 8 6470. Cine Reihe von Ab- 
handlungen darüber enthält Jenichen, Thes. jur. feud. II, ©. 569 flg., 609 fig. 

3) Der Name Erblehen ift noch lein Kennzeichen für diefe Gattung. Man untericheidet 
reine und gemiſchte Erblehen; ienes enthält die größte Improprietät, indem e8 im Ganzen 
nad dem Civilerbrecht beurtheilt wird, während dieſes nur im einzelnen Stüden fich dem 
legteren nähert. 

1) I feud. 8 pr.: „Si quis igitur decesserit filiis et filiabus superstitibus, suecedunt tan- 
tum filii aequaliter, vel nepotes ex filio loco sui patris.“* II feud, 11 pr.: „Mortuo eo, qui 
benefiecium tenebat, prima causa liberorum est. Filiis enim existentibus masculis, vel ex 
filio nepotibus, vel deinceps per masculinum sexus descendentibus, ceteri removentur agnati‘, 

2) II feud. 11: — „His vero (se. descendentibus) deficientibus, vocantur primo fratres 
cum fratrum praemortuorum üliis, deinde agnati ulteriores,‘* 

3) II teud. 37: „Ad agnatum proximiorem feudum pertinebit, si paternum fuerit, eodem 
prorsus observando quantum ad ordinem gradus, qui continetur iu legibus.“ 

4) Das oben auf der Grundlage der Haren Duellenausiprüce dargeftellte Syftem der 
Tehnsfolgeordnung ift neuerdings nachgewiefen worden von Waflerfchleben, Das Princip der 
Suceeffiondordnung nad deutichem, insbejondere fächſiſchem Rechte (1860), ©. 45 flg. Bon 
jeher aber herrichten fehr verichiedene Anfichten über die longobardifche Lehnsfolgeordnung der 
Seitenverwandten. Neben dem bis im das achtzehnte Jahrhundert behaupteten Spfteme der 
reinen römifhen Gradualfolge (vertheidigt z. B. von Schilter im Cod. jur. Alem. feud. 
nr. 5; Majer, Gemein. Erbiolgeord. in f. g. Stammiehen u. f. w., 1805) wurde nämlich 
1) das f.g. reine Lineal ſyſtem (Preuſchen bei Zepernid, Sammlung auseriefener Abb. 3, 
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tigen Verwandten ift hierbei ohne Einfluß, da das Succeſſions recht nur mit 
der Abftammung vom erjten Erwerber in Verbindung fteht. Mehrere zugleich 
zur Eucceffion Berufene theilen das Lehen und die darauf ruhenden Lehns— 
pflichten zu gleichen Antheilen; es ftebt ihnen aber frei, jtatt der Theilung des 
Lehns oder feiner Früchte das ganze Lehen Ginem gegen eine Abfindung der 
Uebrigen zu überlaffen, welche dadurch bis zum Abgange der befigenden Yinie 
von der Lehnsſucceſſion ausgeichloffen werben 5). 

Erſt nach dem Abgange aller hiernach zur Lehnsfolge Berechtigten werden 
Diejenigen berufen, welche durch einen bejonderen Lehnsvertrag ein eventuelles 
Succeſſionsrecht erhalten haben. Dahin gehören auch die Frauen und Gognaten 
bei j. g. Weiberlehen, welche im Zweifel nur für fubfiviäre im Gegenſatze 
derer zu halten find, bei welchen der Verſchiedenheit des Gejchlehts aller Ein- 
fluß entzogen ift (feudum femininum promiscuum) ®). Uebrigens fuccediren 
die Cognaten ebenfall® nach der gemeinen Lehnsfolgeordnung, und zwar fom- 
men zumächjt diejenigen an die Neihe, welche ſich nach jener am nächſten an 
den legten Beſitzer anjchliefen. Beim Cintritt der Cognatenſucceſſion und bei 
der weiteren Nererbung giebt abermals das männliche Gejchlecht einen Vorzug 
vor dem weiblichen 7). 


S. 227 flg.; Pätz, Yehrb., $ 109) vertheidigt; hiernach folle zumächit die Nähe der Linie ent- 
fcheiden, innerhalb einer jeden aber die Gradesnähe keinen Unterfchied machen, fondern alle 
darin Befindlihen ganz fo wie die Tefeendenten bei der römischen Inteftaterbfolge berufen 
werden; 2) die f. qg. Finealgradualordnung, mira. W. die Parentelenordnung, wonad) 
zuerft die Nähe der Linie, in derſelben aber die Gradesnähe enticheiden folle. Die lektere 
Syſtem (G. L. Boehmer, Prine jur. feud, $ 144; Schnaubert, Erläut. des — Lehnrechts, 
©. 518 flg.; Weber, Handb. 3, ©. 483 flg.; Eichhorn, Einl., $ 356) gründete man zunächſt 
auf die jegt als unhaltbar erwieſene Anficht, daß es dad dem älteren deutfchen echte über- 
haupt eigenthüimliche geweien fei; ſodann hauptſächlich auf einige einem bejonderen Rechtsfalle 
angepafte Ausdrüde der Stelle II feud 50, mit welcher man die ganz felbftändigen Stellen 
11 feud, 37 und II fend. 11 in der Weile verband, daß man diejen eine erläuternde und er- 
gänzende Yunetion beilege — ein ohne Zweifel willtürliches Verfahren. Daß aber überdieß 
die Stelle Il feud. 50 keineswegs eine von den zulettt genannten Stellen verſchiedene Succeffiond- 
ordnung andeutet, fondern mit ihnen im vollem Einklange fteht, ergiebt die richtige Interpre- 
tation bei Wafjerichleben a. a. O., ©. 46, und in deſſen Replit, ©. 44 („omnes alias linene 
aequaliter vocantur“ heißt nit: „alle übrigen Verwandten werden nad Linien’, ſondern: 
„alle in den übrigen Linien vorhandenen Verwandten“ werben berufen). 

5) II feud. 26, $ 7, Il feud. 55, $ 2 (4). II feud. 50. Man muß übrigens eine ge- 
möhnliche Ewiltheilung, welche auf die Fehnsfolgeordnung der Seitenverwandten ohne Einfluß 
ift, wohl unterfcheiden von einer Theilung, bei welcher fich zugleich die Familie in felbftändige 
Linien fpaltet, deren jede eine als Ganzes berechtigte Bermandtengruppe für fich bilden fol. 
Ob diefe mit Stiftungsmwillen begründete, rechtlich allerding® bedeutfame Drganifation einer 
Familie anzunehmen, oder aber nur eine durch die Theilung des Lehns bewirkte factifche Son- 
derung, ift quaestio facti. 

6) Schnaubert, Erläuter., ©. 443 fig. 

7) Dieß ift fehr beftritten, indem 3. B. Manche (Eichhorn, $ 358, Anm. h. i) diefe Ent- 
ſcheidung nur bann zulaffen wollen, wenn die mehreren Berechtigten in gleicher Finie und 
Gradesnähe ftehen, oder zwiſchen dem falle des erften Anfalls am die Kognaten und der 
weiteren Vererbung unterfcheiden. Das Tongobardifche Recht behandelt diefe Fragen ſchon als 
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Sowohl bei der Errichtung des Lebens als auch ſpäter kann diefe Suc- 
cejjionsordnung abgeändert werden; im letteren Falle ift die Zuftimmung 
jämmtlicher dabei betheiligten Agnaten erforderlich, welche auch die zukünftigen 
Dejcendenten derjelben bindet !). Der Einwilligung des Lehnsheren bedarf es 
jedoch hierzu nicht). Der Zwed folder Abänderungen der Succejfionsord- 
nung iſt in der Regel die Verhütung einer Zerjplitterung des Lebens; fie be- 
jtehen daher am bäufigjten in der Einführung der Untheilbarkeit mit Berufung 
eines einzigen Lehnsfolgers ?). 


C. Grwerb der Lehnserbſchaft. 


$ 273. 


Die Lehnserbſchaft wird ipso jure mit der Delation zugleich erworben !), 
und daher auch auf die Erben des Berufenen nach dem Eintritte dieſes Zeit- 
punftes ohne Weiteres transmittirt. Der Lehnserbe übernimmt damit das 
vom erjten Lehnserwerber begründete und geftiftete Yehnsvermögen; er über- 
nimmt dieß aber ald ein im Durchgange durch andere Rechtsiphären begriffe- 
nes, aljo mit den daraus nothwendig folgenden Wirkungen, d. h. den Ber- 
mebrungen und Verminderungen, welche eine Folge der Ausübung der vajalli- 
tiihen Rechte und Pflichten find ?). Die Allodialerbichaft des letzten Beſitzers 
jteht mit der Lehnserbichaft in feinem Zujammenhange: fie muß, wenn fie an- 
deren Perjonen als den Yehnserben zufällt, vom Lehen gefondert werden ($ 131). 
Der bloße Lehnserbe haftet daher weder für die Allodialjchulden des lekten 
Beſitzers, noch braucht er dejjen auf das Lehen bezügliche Handlungen anzuer- 
fennen, jofern er nicht aus bejonderen Gründen dazu verpflichtet ift ($ 126. 
127. 132. 133). Der Erwerb ver Lehnserbſchaft kann aber gewilje Verbind- 
lichkeiten gegen die Allodialerben begründen, namentlich die Verpflichtung zur 
Beſtellung eines Witthums für die Wittwe des letzten Beſitzers und zur Ali- 
mentation und Ausiteuer feiner Töchter ($ 125). 

Es iſt möglich, daß die Allodialerbichaft mit der Lehnserbichaft verbunden 
wird, wie dies für die Dejcendenten bes legten Befigerd durch ausdrüd- 


beftrittene. II feud. 30, 50 pr, 51, $ 3, Aber II feud. 17 pr. fpridht das Princip der im 
Tert gegebenen Enticheidung ganz allgemein aus. S. Weber, Handb. III, $ 126. 

1) ©. oben $ 127, Anm, 4, und $ 128, 3. Beim hohen Abel find zur Errichtung einer 
bejonderen Succeffionsordnung diejelben Borausfegungen zu erfüllen (die f. g. Autonomie ift 
nichts Befonderes). 

2) Anders das Pr. Yandr, a. a. O. $ 386, 

*) Die verfchiedenen Arten |. $ 275. 

1) Sädf. Tehnr. 6, $ 1. Homeyer, Syſtem, ©. 454, II feud. 1,81, Il feud. 11 pr. 
II feud, 33 pr, 

2) Nicht blos die Veränderungen der Subftanz, welche als natürliche Folgen der Aus- 
übung des vafallitifhen Nutzungsrechts ericheinen, find hier gemeint, fondern aud die Rechts- 
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liches Geſetz geboten iſt?). In dieſem Halle muß der Lehnsfolger als Erbe 
die Handlungen des letten Befiterd anerfennen*), und für deſſen Schulden 
nicht bloß mit dem Altodialnachlaffe, jondern auch mit den Lehnsfrüchten, als 
einem Theile feines eigenen Vermögens, einjteben, fofern er nicht vom bene- 
ficium inventarii Gebrauch macht. Bei der inneren Unabhängigfeit beider 
Succeffionen fann das Lehen weder als Gegenjtand einer Gollationspflicht be- 
trachtet, noch bei der Beſtimmung des Pflichttheild in Anrechnung gebracht 
werden *). 


1. Familienfideicommip - Erbfolge. 
8 274. 


Das Familienfideicommiß wird ald Erbichaft des Stifter nach den Grund» - 
jäßen der successio ex pacto et providentia majorum in juccejjiver Folge auf 
die Berechtigten vererbt. Zu diefen gehören bei dem deutjchen Familienfidei— 
commitje alle männlichen Verwandten !), welche ſich dur ihren Namen als 
Zrüger des Gejchlecht# kundgeben ; find eventuell auch die Cognaten als Fidei- 
commißfolger berufen ?), jo füllt das Fideicommiß nach dem Erlöſchen des 
Mannsſtammes an die j. g. Erbtochter?). Ausgejchlofjen find nach der Natur 
und Beitimmung diejes Vermögens die Adoptirten, die Unehelichen, beim hoben 
Adel auch die Legitimirten +) und die in einer Mißheirath oder Ehe zur linken 


veranderungen, welche fi an die Schickſale eines langen Lehnsbeſitzes Mmüpfen, und fid in 
Yehnsfchulden, Yehnstheilungen und in den Einwirkungen der Gefeggebung darftellen. 

3) 11 feud. 45, ſ. oben $ 266, Anm. 4. Nach der Hier gegebenen Auslegung dieſer 
Stelle muß die Verpflichtung, beide Succeffionen zu verbinden, wegfallen, wenn der Vater den 
Sohn in Betreff der Allodialerbichaft enterbt, oder das Lehen ſchon bei jeinen Lebzeiten an ben 
Sohn abtritt. Ueber andere angeblidie Ausnahmen und die ganze Streitfrage mit ihrer weit“ 
läufigen Yiteratur |. Weber, Handb,. III, $ 140, 

4) Anwendungen ſ. oben $ 125, Anm. 11. (8 entjcheidet die Analogie von I. 73. D. 
de eviet, (21, 2). 1. 14, Cod. eod. (8, 45). Eichhorn, Einl., $ 361, Anm, m, 

5) Anders ift e8 bei einem Neulehen, weldes mit einem Theile des Allodialdermögens 
angelauft ift; hier muß der Ermwerbspreis conferirt und in den Pflichttheil eingerechnet werden. 

1) Alſo im Zweifel aud) die von einem höheren Stammovater als dem Stifter ftammenden 
Agnaten, was Maurenbrecher, LXehrb,, $ 572, u. A. ohne Grund leugnen. Die Analogie des 
Lehnrechts enticheidet hier nit. S. ſchon Stryck, Tractat. de succ. ab int, VII, 2, 45. — 
Der Vorzug des Mannsftammes ift beim eigentlihen deutichen Kamilienfideicommifje unzmweifel- 
haft und ſelbſtverſtändlich. Bei Fideicommifien des Adels ſpricht eine Bermuthung für diefen 
Charakter der Stiftung; bei Fideicommiffen des Bürgerftandes wird man eine ausdrückliche 
Feſtſetzung in diefem Sinne erwarten, weil bei ihm derartige Einrichtungen auch oft als 
Berforgungsmittel für alle Familienglieder vortommen. Aehnliches gilt von bloßen Fami— 
lienftiftungen. Ueber das Berhältniß der legteren zum Kamilienfideicommiß ſ. Gerber in 
j. u. Ihering's Jahrb. Bd. 2. ©. 351 fig. (1858). 

2) Hier ıft matürlih mur von dem Kalle die Mede, dab das Familienfideicommig als 
ſolches in die Hand der Kognaten fommt. Ob dann aber auch ferner bloß der Mannsftamm 
fuccedire, ift quaestio facti und aus den Worten und dem Sinne der Stiftung zu beurtheilen. 
Die Analogie ded Lehens paßt nicht. 

3) $ 264, Anm. 5, 

4) Dieß ift ein faft allgemein anerfannter Sat ded Privatfürftenrechts (Pütter, Jus priv, 
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Haud Erzeugten 5). Das Fideicommißerbrecht, welches fein Inhaber (nach dem 
Stifter) den Nachfolgern ſchmälern, bejchränfen oder entziehen kann ®), ſteht 
mit der Allovialjuccejfion des legten Bejigers in feiner Verbindung, gebührt 
dieje einem Andern ald dem Fideicommißberechtigten, fo tritt eine Trennung 
des Allodialvermögend vom Fideicommißvermögen ein, welde nach Analogie 
der Lehnsjonderung bewirkt wird. Die Succejjionsordnung ijt im „Zweifel die 
des regelmäßigen Inteſtaterbrechts; michrere zugleich Berufene treten daher zu— 
gleich in den Genuß des Fideicommifjes ?). 


$ 275. 


Der dee, welche dem ganzen Injtitute der Familienfideicommiſſe zu 
Grunde liegt, kann die gemeinrechtliche Erbfolgeordnung wenig entjprechen, 
Daher ijt au ſehr häufig ber der Errichtung derjelben!) eine abweichende 
Succejjionsordnnung fejtgejegt worden ?), welche die Untheilbarfeit des Bermö— 
gend mit jedesmaliger Berufung eines Ginzigen bejtimmt Solde bejondere 
Erbjolgeorpnungen find 1) das Seniorat, bei weldem immer der Xeltejte 
der ganzen Familie berufen wird, 2) das Majorat, bei welchem zumächjt die 
Gradesnähe, bei mehreren gleih Nahen aber das höhere Alter entjcheidet ?), 


prine., $ 27); für den niederen Adel, der durch Yegitimation erworben werden faun, gilt er 
dagegen nicht, wenn ihm nicht die Stiftung ausdrüdlid will, was aber richtiger Interpretation 
nach ſchon im den Worten „ehelidhe Yeibederben‘ gefunden werben muß (vgl. Gerber, Botum 
über deu Beutind'ſchen Succejjionsftreit, 1854, S. 12 flg.). Die ın früheren Auflagen behaup- 
tete allgemeine Uufähigleit der p. rescriptum Yegitimirten habe ich jegt jallen lajjen. 9. Lewis, 
Das Recht des Familienfideicommijjes, 1868, S. 331. — Uebrigens wirft die Yegıtimation 
in civilrechtlicher Yinfiht ex nuuc ; daher bleibt der erftgeborene ehelihe Sohn primogenitus, 
wenn aud) früher geborene unehelihe Söhne fpäter in anderer Ehe leguimrt werden. Nur 
bei der frage der Zuläſſigleit der Yegitimation im kirchenrechtlicher Hinſicht blidt das Recht 
rüdwärıs auf den Moment der Zeugung. 

5) Göhrum, Yehre von der Ebenbürtigfeit II, S. 396. 

6) S. oben $ 84. 

7) Eine reelle Theilung ift im Zweifel als der Stijtung widerfprechend anzujehen. 

1) Ob auch die fpäteren Fideicommißbeſitzer und Agnaten eine ‚andere Succeſſionsordnuug 
einführen fönnen, ift nach dem Grade des Einfluſſes zu bejtummen, melden die Barticularrechte 
der Willensäugerung der lebenden Agnaten auf das Schickſal des Fideicommiſſes beilegen. 
Hauptſächlich ıjt bei diefer Frage zu unterfuchen, wie ſich das Berhältuig der neu zu errichten» 
den Succeffionsordnung zu dem Sinne und Geiſte der urjprünglichen Stiftung herausiiellt. — 
Ueber die Spuren des Primogeniturredhts im Rechte des Mittelalters ſ. Schulze, Das Recht der 
Erftgeburt (1851), ©. 199 fig. Wieiffer, Ueber die Ordnung der Negierungsfolge in den 
monarchiſchen Staaten, 1826, Bd. 1, $ 17 fig. Ueber alle diefe Succefjionsarten j. jettt Lewis 
a. 0. O., ©. 353 fig. j 

2) Nach dem Bayer. Edit über gamilienfideic., $ 87, und dem Pr. Yandr, II, 4, $ 140 jig., 
ſoll bei zulünftig zu errichtenden Kamilienfideicommijjen immer ftatt der Simultanfucceifion eine 
Individualfucceffion feftgefegt werden. 

3) Der Begriff des Majorats wird oft im einem allgemeinen Sinne genommen, wonad) 
die Primogeniturordnung eine Art deffelben it. Bisweilen fol darunter aber nur eine Modi- 
fication der leßteren verftanden werden. Eichhorn, Ginl., $ 370, Anm. b. Lewis a. a. O., 
©, 875, 
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3) die BPrimogenitur*), bei welcher nach Linien in der Art fuccedirt wird, 
daß die Yinie ded Erjtgeborenen und in dieſer wieder ber; Erftgeborene den 
Vorzug hat’), 4) das Minorat, ein umgekehrtes Majorat s). Den durch 
eine folhe Succejfionsorbnung einjtweilen ausgeſchloſſenen Gliedern des Haufes 
wird beim hoben Abel häufig eine auch auf die ebenbürtiger Nachlommen über- 
gebende Apanage (Parayium) zum jtandesmäßigen Unterhalte gewährt, welche 
der jedesmalige Inhaber des Familienfideicommiſſes zu geben bat’). Ihre 
Größe wird durch Hausgeſetze und Familienobſervanz bejtimmt. Wo fie in 
einem Verbältniffe zu dem Werthe der Einkünfte des Hausvermögens jtehen foll, 
fann fie nach Umſtänden wacjen oder jchwinden ®). 


4) ©. ſchon Aurea bulla, ec. 25. 

5) Hiernach beftimmt fi auch die Secundogenitur, weldhe am häufigiten angewandt wird, 
wenn Fideicommifje für die ausgefchloffene zweite Linie beftellt werden. Die erfte Linie lommt 
dann Hierbei zuletst an die Reihe. 

6) Es kommt im der Regel nur bei Bauerngütern vor. Daß e8 aber aud für die Ritter- 
güter beftimmt fein kann, ergiebt fich 3. ®. aus Pr. Landr. II, 4, $ 146. 

7) Die Apanage fann in dem Nutzungsrechte von liegenden Gütern und in Renten be» 
ftehen. Bisweilen wird nicht eine beftimmte innerhalb der Linie zu vererbende Summe, fon» 
dern eim perfönliches Rentenrecht jedes einzelnen Familiengliedes gewährt, welches ımit dem 
Tode jedes Berechtigten aufhört, aber jedem Nadlommen als ſolchem gebührt. Bererbliche 
Apanagenrenten fallen wieder dem Stammpermögen des Haujcd heim, wenn ſämmtliche bered)- 
tigte Nachlommen aus der Linie, für melde fie zuerſt begründet wurden, meggefallen find. 
Während des Concurſes wird die Rente gegen die Maſſe geltend gemacht. — Der Geſichts— 
punft, daß die Apanage eine Entſchädigung für das durch Einführung der Individualjucceffion 
entzogene Miterbrecht fei, Hat infofern eine Berechtigung, als er die causa ded Apanagenredhts 
bezeichnet; unrichtig aber würde es fein, wenn man in ihm zugleich die Beitimmung des mate- 
riellen Maßſtabs für die Größe der Apanage finden wollte. Im diejer Beziehung entfcheidet 
vielmehr das Bedurfniß ftandesmäßigen Unterhalts eines Nachgeborenen nad) Maßgabe der 
befonderen Stellung des Haufes. 

8) Pütter, De augendo apanagio auctis reditibus primogeniti, 1745. (Auch im deſſen 
Sylloge Comment. jus priv. prince. illustr., p. 90 sq.) S. aber Strippelmann, Neue Samm- 
lung von Entf. des O.-N.-G. in Kaſſel V, 1, Nr. 34. Es kommt hierbei natürlich Alles auf 
die Berhältnifie des concreten Falles an, 


ee 
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{Die Zahlen weiſen auf die Paragraphen, die in Klammern eingeſchloſſenen auf die Anmerfuugen.) 


A. 


Abandon 203, 

Abdeder 41. 

Abfindung 141, 253, 

Ablöfung 162 (4). 128 (1). 

Abmeierungdredht 143, 

Abſchoß 48. 

Abjhichtung der Kinder 236 (12 
bi8 14), 251 (2) 

Abmefende 247. 

Acceptation des MWechield LIL 

Acceptationdvertrag 209, 

Actiengefellfchaft 198, 

Adel 36. 


—, alter 37 (4). 
38 hoher 29, 37, 
—, niederer 37. 
Adoha 120 (14). 
Adoption 242 (4). 250, 274, 
Ahnenprobe 37 (4). 
Allmende 
Allod 58, 104, 
Allodification 137, 
Alluvio 99, 
Altarlehen 108. 
Altentheil 254. 
Alter 35. 
Alveus derelictus 99, 
Amortifation 160, 
Amtsfehen 120, 
Anerbe 141, 253, 
Anfall, Tediger, 264, 
Anfang 102 (1). 
Angefälle 130, 
Angelfächfifche Gefee 11. 
An Orbdre 210 (4), 
Anrüchtigleit 41, 
Anfegifus 12. 
Antiqua 11, 
Anmeifungen , 
208 (*), 
Anwendbarleit des deutſchen 
Rechts 31. 
Anwenderecht 86, 
16. Aufl. 


taufmännifche, 


Apanage 168. 275. 
Appropriation 137, 

Arrha 164, 

Aſſecuranz 202, 
Aflociationen 49, 

Auctor vetus de beneficiis 15, 
Auflaffung, gerichtliche, 89. 
Aufwand, ehelicher, 230 (1). 
Auslobung 253, 
Ausipielgefchäft 193. 
Ausfprud 236 (12). 
Ausfteuer 237, 

Autonomie 29. 

Aval 216, 

Avisbrief 


Bannmeile 52 (6). 57. 

Bannredte 156 (2). 

Bannmwafler 94 (2). 

Bauergüter, freie, 80; deren 
Bererbung 253, 254, 

Bauerhöfe 51, 

Bauernfland 38. 

Bauordnungen 87, 

Bäuerliche Nutungsredhte 138 
u. f.; deren Vererbung 253 
u. 254, 

Bayerisches Landrechtsbuch 17 
(4). 


Befriebete Sachen 60. 

Begebungsvertrag 209. 

Behänbdigungsgüter 142 

Beholzungsrecht 148, 

Beilager 228, 

Beifig 236 (1). 

Benedict Levita 12, 

Beneficium abdicationis 232 (1). 

Beneficium inventarii beim 
Lehen 273. 

Bergelohn 91 (4). 


Bergen und Dahdingsauftragen 
232 (1), 

Berghobeit 97. 

Bergredht 95 u. f. 

Bergregal 95. 

Bergzehnt 26. 

Beichreitung des Ehebettes 228. 

Beltärfungsmittel der Verträge 
164 


Beſthaupt 143, 

Beutellehen 108, 109, 120, 
Bewällerung 63, 

Beyer 26. 

Bienenredht 21. 

Biergwang 156 (2). 
Blancoindoflament 210, 
Blutzehnt 190, 

Bodmerei 204, 

Brautfauf 223 (2). 245 (3). 
Brautfdhat 237. 253, 
Brüden 62, 

Buchhandel 199. 
Bundesbeichlüffe 21. 
Burgleben 107, 
Bürgermeifter 53. 
Bürgerredht 52. 
Bürgerftand 38. 
Bürgfchaft 201. 


€. 


Canonifches Recht 2. 31. 

Capitularien 12. 

Cautela 15. 

Eertepartie 184, 

Code Napoleon 23 

Collectivgefellihaft 196. 

Collaboration 134. 

Eollonat 140, 

Commanditgefellihaft 196 b. 

Commanbitgefellfchaft auf Actien 
198b 


Commiffionshandel 199, 
Communio bonorum 230 fig. 
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Communio bonorum prorogata 


236, 


Negifter. 


Eigenthumserwerb 88. 
Einhandequt 231 (3). 


Communis opinio doctorum 30, Eintindſchaft 262, 


Komputation der Verwandt— 
ſchaftsgrade 

Concurrenz der Rechtsquellen 
31 32, 


Condominium in solidum ZZ 

Connoffement 184, 

Konfolidation des Lehns 

Contractus vitalitius 191, 

Contrados 239, 

Gorporationen 49. 

Eölner Stadtreht 18 (2). 24 
(3). 

Curator minorum 244; absentis 
247, 

Cura sexus 245, 246, 


2. 


Darangeld 165, 
Darlehn, zinsbares, 187, 
Datowechſel 
Dedung 208 

Deihredt 60 (2). 
Delicte 165, 

Desponsatio 223 (1). 
Deterioration des Lehns 123, 
Dienjtiwang 143, 
Differenzgefhäft 179, 
Dispache 
Diftancewechfel 208, 
Dithmarſer Necht 17, 
Domänen 58, 
Dominium directum 77, 
— — utile ZZ 

Donatio propter nuptias 239, 
Dorfgericht 54. 
Dorfordnung 54 

Dos 237. 

Dotalitium 239, 
Dreifigfter 252 (2). 


€. 
Ebenbürtigleit 37. 224. 250 


2). 
Sätlofigteit 39, 
Ehe 22% u. f.; Eonfens 241, 
Ehelihe Güterredhte 225 fig. 
Eheliches Recht 224, 
Eheftiftungen 229, 
Ehe zur linten Hand 224. 
Ehelihe Vormundfchaft 246, 
Ehre, bürgerliche, 39—42. 
Ehrenbürger 52 (4). 
Ehrenintervention 214. 
Ehrlofe 110, 
— 39, 40, 
Eichhorn 
u Tundfehaft ber Schöffen 


— en 58. 
Cigenfehner 97. 
Eigenthum, Inhalt 16. 78. 


Einfager 165 (1). 
Eintragung in öffentliche Bücher 


89. 
Eiſenachiſches Rechtsbuch 
Eifernviehvertrag 180, 
Elterliches Necht 240 u. f. 
Emancipation 242, 
Emphnteufe 139, 
Engliiches Recht 25 (2). 
Entftehung des Recht 27. 
Erbe 58. 
Erbeinfetsungsvertrag 257. 258, 
— — Widerruf 260, 
— — Wirkung 259% 
Erbeinſetzungsvertrag 
Ghegatten 261, 
Erbfolge der Ehegatten 255, 
Erbgüter AL, 82, - 
Erbtur 2% 
Erblehen 139, 270, 
Erbleihe 140, 
Erbtofung 177, 
Erbpadit 140, 
Erbrecht, deutjchet, 248 u. f. 
Erbſchaſtserwerb 252; erfrühter 
254, 
Erbitollen 296, 
Erbtochter 251. 264, 270, 274, 
GErbverbrüberung 263. 
Erbvertrag 256, 
Erbverzict 257. 264, 
Erbzinsrecht 140, 
— eheliche, W 
232, 234, 
Erjigung LOL. 
Erziehung der Kinder 241. 
Eventualbelehnung 115, 
Emiggeld 188. 
Erpropriation 174 b, 


unter 


F. 


ahrende Habe 58. 
ahrnin 58, 
alllehen 142, 

Rallredit 248 17), 

familie 37. 222, 

Kamifienfideicommifie 83 Bu 
274, 


Rauftpfand 152, 

ähren 63. 
eldjchnt 190, 

Kelonie 120, 136. 
Feuda nobilia 107, 110, 
Teudafter 139 (2). 
Feudi accidentalia 105, 
— essentialia 105.- 
— naturalia 105 
Feudum 104. 
— advocatiae 108. 
aedifiecii 107, 
antiquum 268. 
aperturae 107. 
eastrense 107. 


Feudum castri 107. 
— censuum 108. 
femineum 268. 270. 
habitationis 108, 
improprium 105. 
in curte et extra curtem 
104. 
informe 118. 
ligium 107 (6). 
novum 268. 
offieii 108. 
— proprium 105. 
erg 274, 
irma 157b, 195, 196, 
Fiſcherei 
Fiſchereiregal 4 
Floßfahrt 6 
Flößerei 
Flurbücher 52 (1). 138 (4). 
Flußbett 6L, 
Flüſſe, öffentliche, 61. 63, 
Forenſen 
ormeln 13, 
Forſthoheit 
Frachtbrief 183 
Frachtführer 
Frachtlohn 183 
Frachtverdingung zur See 184, 
ranffurter Recht 24 (3). 
Franzöſiſches Recht 25 (2). 
Freierklärung des Bergbaues 
2. 


reimeifter 56 (7). 
Freizügigleit 48, 
Fremdlingsrecht 
Sreundichoftstauf 176, 
Friedlofigleit 30, 
Frieſiſches Recht 
Frohnden 168, 
— 186. 


rücdhte 190; eheliche 232 (2). 
ubhrmann 183. 
fürftenlehen 108, 


G. 


Gabella emigrationis 48, 

— — hereditaria 48, 

Ganerbenredt 177, 

Ganerbidhaft 77 (12), 

Gebäude 87. - 

Gebredjlihe 110. 268 (8). 

Segenbud 96, 

Gegenvermächtnif; 239, 

Seritliche 38. 

Seldlehen 108, 

Gemara 46, 

Gemeinden 29. 50— 54, 

Gemeindenutzungen 

Gemeindevermögen 

Gemeines —8 Gewohn⸗ 
heitsrecht 28 (2). 

(Semeines Recht L 

Gemeinheitstheilungen 51, 

Genofjenihaiten 42 ı4). 195 


Ollabe 220 Hin, 


Serechtigfeiten 67. E 
Gerichtögebrauh 30 (5). 
Gerichtöherrichaft 79, 
Gerichtähöfe 29, 
Gerichtslehen 
Gerichtsordnungen 22. 
Gefammtbelehnung 116, 269. 
Gejammteigenthfum 77, 
Sefammte Hand Lis. 269, 
Geſchlechtsverſchiedenheit 25. 
119, 


Geſchlechtsvormundſchaft 245, 
Sefell 56, 182, 

GSefellenbau 97, 

Gefellichaft, ftille, 197, 
Sefellichaftsvertrag 195, 
Sefindemiethe 181. 
Sefpilderecht 177, 
Gefundheit 35. 250 (3). 
Gewalt, väterliche, 240, 242. 
Gewerbefreiheit 55, 

Gewere 72. 73, 

— rechte 101, 

Semwerlichaft 97. 
Gewinngüter 142, 
Gewohnheitsrecht 20, 28, 
Gilden 55. 

Giro 210, 

Gnadenmeiſter 56, 

Sörliger Tehnredht 15. 
Soßlarifches Recht 18 (6). 
Gradualordnung 27 
Grofavantürvertrag 204 (4). 
Grundbüher 52 (1). 138 (4). 
Grundherrfhaft 79, 
Srundruhereht 21 (4). 
Örundsinfen 168, 189, 
&utsabtretung 254. 
Gutäherrlichfeit 1aa (1). 
&üter, geichloffene, 5% 
Gütereinheit 230, 231, 
®ütergemeinfchaft 233, 

—, partieuläre, 234. 

—, fortgefebte, 236, 
Güterreht der Ehegatten 225 


0. 
Güter, walgende, 5%. 


9. 
Halbbauern 51, 
Halbgefhmifter 251. 
—— Recht 18 (4), 24 
3) 


Hammerfchlagsrecht 36. 147, 

Dandelsbücher 157 (8), 

Handelsfrau 157. 246, 

Hanbeldgebräuce 28. 

Handelsgeſellſchaft 195 fig. 

—— beutfches, 155 
L 


Handelsgefhäfte 155 (2). 
Handelsmäller 158 b, 
Handelsrecht 154, 155 (1). 
Handelsregal 157, 
Bandelsregifter 157 b, 
Hanbelsftand 38, 


Regifter. 


Sanblohn 143, 
Handlungsbevollmäctigte 158. 
Handlungsgehülfen 158. 
Handmerlsgebräude 55 (2). 
Hand muß Hand wahren 102, 
Sauptmängel 174. 
Hauptſache 

Haushalt, abgef., 242. 
Hauslind 242, 

Havarei 185, 203, 
Häuslinge 51, 54. 
Heergeräthe 248 (4). 
Heerſchild 108 (1). 

Heimfall des Yehns 135, 
Heirathsgut 237, 

Herfommen 28 (1). 
Heuergefhäft 178 (11). 
Hinterſiedler 

Hoflehen 120, 

Hof- und Dienſtrechte 18, 
Hoheitsrechte 67, 

Homagium 113 (3). 
Hutgerechtigfeit 145, 
Sypothetenbücder 89, 151," 
Snpothefenredht, älteres, 150, 
—, neueres, 


J. 


Yagdhoheit 93. 
Jagdrecht 22. 

Jagdregal 22. 

Jahr und Tag 66. 101, 
Indigenat 47. 
Indoffament 210. } 
Infamie 39. 

Infeudatio 111 u. f. 
Ingroflation 150, 151 
Innominateontract 158, 
Inmungen 55, 

Inftitor 158 (8), 

Insula nata 99, 
Interimsfchein 209, 
Interimdwirth 141, 
Internationales Privatrecht 32. 
Intervention 214, 
Inveſtitur 89, 111 u. f. 
Inden 44 u. f. 110, 
Yuriftenrecht 30, 
Suritifhe Perfonen 49 ıı f. 


Jus albinagii 48, 
Jus recadentiae 248 (N. 


R. 


Kathen 51. 

Kauf 174 u. f. 

— auf Probe 178, 

— ber Fruchte auf dem Halm 
174, 


Kauffrau 157. 246, 
Kaufmann 157, 

Kauf nach Probe 178, 
Kämmereigut 51. 
Kindesreht 240 u. f, 
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KHeinet KRaiferrecht 15. 
Koppelhut 146 (2). 
Kofläten 51, 


Köter 51, 
Krautzehnt 190, 
Kur 97 


Kührredht 252 (3). 


2. 


Vobermeifier 56. 
Yadelchein 188, 
Fängft Leib, längft Gut 253 (6). 
Yandesordntungen 22, 
Yanbdfrieden 17, 
Yandgemeinde 54, 
Yanbdredite 22, 
Yandftebelleben 142, 
Landſtraße 62, 
I.audemium 143, 
Yegalfervituten 86, 
Leges Barbarorum 11. 
Yegitimation 242 (4), 250 (1). 
268, 274, 
Legitimatio ad honores 41 (5). 
Lehubrief 
Lehufolge . 273, 
Lehnfolgeordnuug 267 
272, 

Lehnfolgeredht 267. 268, 
Pehngeld 153, 
Yehnreht 103 u. f. 
vehnsamvartfchaft 112, 
Yehnscontraet 112, 
Vehnsdienfte 130, 
Vehnseidb 113, 
!chnsernenerung 122, 
Vehnterfigung LiR. 
Tchnderfpectang 112, 
Lehnsiebler 120, 
Yehndfrüchte 131, 
Vehndgegenitand 106 u. f. 
Lehusgerichtsbarleit 121. 
Tehnöherr 104, 209, 
Yehnsherrlichteit 104, 119, 123, 
Lehushof 
Lehushoheit 4 
Vehnsindult 122. 
Lehusinventarium LIE 
Lehnsquantum 133, 
Lehusretract 127. 
Lehnsſchulden 1322 135, 
Lehnsſonderung 1 
Lehnsfiamm 123, 
Ichnöträger 12%, 
?ehnstrene 120, 124, 
Yehndveränßerungen 126 u. f. 
Lehnsverpfändung 128, 
Lehnsvormund 130, 
Pehnmwaare 143, 
Zehn, wiebergebliches, 117. 
Lehrling 58, 182, 
Leibeigenfchaft 38 (2). 148 (4). 
Veibgeding 191, 239, 
Leibgedingsgüter 142, 
Leibrenten 191, 19% 

30* 


271, 
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Feibzucht 141. 169, 191, 239, 
254, 


Leihlauf 165, 
Leinpfab 26. 
leiterredht 86. 147, 
Lefeholzgerechtigteit 128, 
Lex investiturae 112, 
Libri feudorum 16, 3L, 
Lichtrecht 87, 147. 
Lieferungstauf 178. 
Linie 251. 271 
Linealgrarnalordnung 251, 
271, 


Literatur des deutfchen Privat- 
rechts 5. 26, 

a des Hanbdelsrechts 155 
1 


(1). 
— des Seeredhts 155 (1). 
Longobardifches Lehnrecht 16, 
Lotterie 189. 
Fübifches Recht 18 (3). 24 (3). 


M. 
Magdeburger Recht 18 15). 
24 (3). 


Magister navis 158 (6), 
Magiftrat 52. 53, 
Mahljahre 141. 
Majorat 276, 
Mäller 158b, 
Malbergifche Glofje IL. 
Diandat 192, 
Mannengericht 121. 
DMaunditamm Z5L. 274, 
Munufideles 256 (3). 
Martgenoffenfchaft &ı (3). 
Martiofung 177, 
Marttfleden 53. 
Markulf 13, 
Maftgerechtigleit 148, 
Meifter 56. 182, 
Mengelauf 176, 
Meßwechſel 208, 
Methode des deutjchen Rechts 
B—10, 


Meyerrecht 140, 

Miethe 180, 

Minderjährige 244, 

Minorat 275. 

Mitheirath 224, 

Miſchna 46. 

Morganatifche Ehe 224, 

Morgengabe 238, 

Mortuarium 143, 168 (2), 

Mofaisches Recht 46. 

Muthbung 96, 122, 

Mundium 221, 240, 243, 

Mühlengerechtigkeit 63. 32. 

Mühlenzwang 156 (2). 

ri 35 (3). 244 
2). 


Nachbarrecht 
Nachdruck 
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Nachlaß am Zinſe 182. 
Nachiteuer 48, 

Name 34 

Natur der Sache & (5). 
Näherrecht 175 u. f. 
Nebeniahen 59. 
Neuftiftögüter 142, 
Niederländifches Recht 25 (2). 
Nießbrauch, ehemännlicher, 235. 
Nocgeichäft 179. 

Nordiiches Recht 25 (2). 
Nothadrefie 214. 

Nothweg 36. 

Nupeigentfum 77, 


®. 


Obereigenthbum 77. 

Oberhöfe 14, 

Obermeifter 56. 

Obervormundſchaft 244, 

Oblatio feudi 112, 

Obligation, Begriff und Charat- 
ter 158— 155. 

Obfervanz 22 (2). 

Deeupation 21 u. f. 

Defterreichifche® Geſetzbuch 

— Yandredt 17 (4). 


». 
Pacht 180. 
Pacta de contrahendo 164, 
Pactum obstagii 165 (1). 
Papiere auf den Inhaber ı61, 
Papiere auf den Inhaber mit 
Nealficherheit 151, 
Barentel 251. 
Barticuläred Net 4, 10 (2). 
Batricier 53. 
Berfonallehen 117. 
Verfönlichleit 34 (1). 
Pertinenzen 52. 
Piandlehen 108. 
Pfandrecht 149. 
Pfändungsrecht 69— 71, 143, 
Pfännerichaft 28. 
Bierdhredht 145 (3). 
Bolice 202, 
Pöllmannfhe Diftinetionen 15. 
Portio statutarin 255, 
Prämiengefhäft 179, 
Präfentation des Wechjels 211, 
Bremifie 15. 
Preußiſches Landrecht 
Primawechſel 208. 
Primogenitur 
Princip des deutſchen Privat- 
rechts 7, 
Privatfürftenrecht 37. 
Privatftrafen 165. 
Privilegien 84. 67, 
Procuriften 158, 
Prodominium 119, 
Prolongationsgefhäft 179. 
Propergut, eheliched, 234, 


Provasallus 129, 
Provifionalbelehnung 115, 
Pröve 186, 

Bunfltation 164, 


@. 


Duafifelonie 136, 
Duatembergeld 96, 
Quellen des Handeldrechts 155 


). 
— bed Seerechts 155 (1). 


R. 


Rabbiner 46, 

Rathsfähigkeit 53. 

Ratio seripta 2, 

Raubbau 97, 

Realgemeinde 51. 

Realgewerbredhte 156 (3). 

Neallaften, Begriff, 168. 169, 

u Beſitz, 

—, einzelne, 186, 188—190. 

—, Entjtehung, 170. 

—, Erlöihung, 172, 

—, Klagen, 

Reception des römischen Rechts 
2. 3, 20, 


Neceptitiengüter 235, 

Recht der nächſten Erben 81. 
248 (2). 

Recht der Wiffenfchaft 30. 

Rechtlofigkeit 39. 

Rechtsbuch nah Diftinctionen 
15 


NRechtsbücer 15, 16, 
Rechtsgeichäite, deren Form 65; 
zwifhen Bater und Haus— 
jöhnen 242, 
Rechtsgefchichte 25. 
Rechtsſprüchwörter 28 (5). 
Rechtöverhältniffe 28. 
Neformationen 18, 24, 
Negalien 63. 67 fig. 92. 94. 
28, 


Regredienterbin 264, 

Regreßfumme 209, 

Reichögefeßgebung 17, 21. 

Religionsparteien, riftliche, 43. 

Relocation 180 (2). 

Remiflorien 15, 

Rentenlauf 188. 

Repertorien 15. 

Nepräfentationsredht 251. 

Res communes omnium 61, 

Res infeudari solita 109, 

Respondentia 204 (4). 

Res publicae 62, 

Restitutio famae 40. 

Retarbat 97. 

Retract 175 u. f. 

Neuniondllage 52. 

Revotationsflage d. Lehnsfolger 
126, 

Rheder, correfpondirender, 158, 


Rhederei 125 (2). 
Nichtfteig Yandredit® 15, 
VLehurechts 
Riſtorno 
Rittergüter 73, 
Nitterlehen 110, 120, 
Nitterpferbögelder 120, 
Robot Hs. 
Römisches Reht 2, 31, 
Runde 26, 
Ruprecht von Freifing 15, 
Rutſcherzins 
NRücdmwecjel 213. 


9. 


Sachen, befriebete, 50, 
‚ bewegliche, 58, 

‚ dem Verkehr entzogene, 69 

ı f. 
—, herrenloje, IL 
Sadıenredjt 22— 75, 
Sachen, umberwveglicde, 58. 
Sadjfenbuße 168 (1). 
Sachſenſpiegel 
Sachverftändige W 
Salmannen 88 (5), 
Salzjunfer 938, 
Salzregal 28, 
Sattelhöfe ZU. 
Sakung 142, 
Sächſiſches Wechbid 15. 
Schäfereigeredhtigfeit 145. 
Scäfereircht 145 (3). 
Schäte 91 
Sceidebrief 46 (4), 
Scitmeifter 97, 9%, 
Schiffer 158. 
Schifferlohn 151 (*). 202 (4). 
Schifffahrt 63. 
Schluß auf feit und offen 179, 
Schlüfielrecht 224 (5). 
Schoohfall 251, 
Schöffeniprühe Li 
Schriftfieller 200, 
Sculbamm 46 (6). 
Schulchau Aruch 
Schulden, ehefihe, 2831 u. f. 

206 (2). 
Scupflehen 142, 
Schutzverwaudte (7). 
Schürien 96, 
Schmwabenfpiegel 15. 
Schwerbtmagen 248, 
Scontration 173, 
Secundawechſel 
Securitãtsproteſt 213 (6). 
Seenjlecuranz 203, 
Seefradjt 184, 
Scniorat 275, 
Separata oeconomian 242, 
—— 144, 
Sippe 248, 
Soeſter Stadtredht 18 (2 
Sofawechfel 208. 
Sondergut 230 (3). 
Sonnenlehen 10% 


26 (3). 
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Spatenredht 60 (2). 
Speditiondgeichäft 12%. 
Spiel 193, 

Spillmagen 248, 
Staatölehen 104, 
Staatspapiere 173, 
Stabredit 145 (3). 
Stadtgeineinden 52, 


Stadtrechte 18, 24 
Stadtverorduete 53, 


Stammgüter 82, 150, 251 


Standeöherrfchaften 73 (12). 
Statutariſche Bortion 255, 
Statuten 29, 

Stände 36—38, 

Stollenhieb 96, 

Strandredt 21 (4). 


Streulehn 107, 

Stüdgüter 184, 

Subinteudatio 128, 

Zubjecte der Korderungen 156, 
157 


Suecessio antieipata 254. 
— EX pacto et prov, 


mejor, 


266, 


Suceeffiondredht 250. 


Summenverfpreden 132 (6). 
209. 


T. 


Taglehen 117. 

Zalmund 46, 
Territorialgefegebung LZ. 
Teitament 255, 
Teitamentsereentoren 265, 
Zeftamentsiorm 32, 


Todbeftände 142. 


Todeserflärung 24 (&). 
Todte, 


der, erbt den Leben— 
digen, 248 (11). 252, 


Tontine O2, 
Tractate 164, 
Tratte 208, 


Trennung der Ehe 232. 
Treppreht 56 (5). 
Treuhänder 256 (2). 
Triftgerechtigleit 146, 

Tutela usufructuaria 244 (16). 


U. 


Unebhelidhe Geburt 41, 250 (1). 

Urkunden 14. 

Ususfruetus maritalis 235, 

Veberfallörecht 91, 

on zu Hand und Halfter = 
165 (1). 

Ueberhangsreht 21. 


V. 
Valuta 208, 
VBafall 104, 110, 
Berädhtlichteit 42, 
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— 226 (6). 
236 (8). 


Verfügungen auf dem Siech— 
beite 35. 81. 248, 

Verheirathung der Töchter 212, 
214 (17). 

Verjährung 101, 

Berlagdvertrag 2U0, 

Vermehrter Sacjenfpiegel 12, 

Verpflichtung auf Ehrenwort 
— 

Berfchollene 35, 247, 

Verficherungsvertrag 202, 

Vertragsmäßige Erbfolge 256 


ig. 
Verträge, gerichtliche Abſchlie— 
ßung und Beſtatigung 162, 
Verträge, Klagbarteıt, 159, 
—, Schriftliche Form, 
X Wechſelform, 163, 
Vidualitiam 239, 
Biehveritellung 180. 
Billicationsinftem 140 (2). 
Vogtei 221 
Vollsrechte 
Vollerbe 
Vormerkung 1 
Vormundidaft u. f. 
- über Minderjährige 244. 
— über Verjchollene 247, 
- über Frauen 245, 240, 


Waldeigenthum, Beſchränkun— 
gen, W. 
Wandelgeſchäft 
Wandlungsklage 4 
Wechſelaccept 
Wechſel, Arten, 206 
Wechſel auf eigene Ordre 206 
— 
Wechjelbürgfchaft 216, 
Wedjjekopien 208, 
Wechſel, domitilirter, 208 (10). 
211 (2). 
Beceldnplicate 208, 
Wechſel, eigener, 215. 
Wechſel, eigen-traſſirter, 
Wechſelfähigleit 
Wechſelfälſchung 
Wechfelproceß 3. 
Wedielprotejt 215 
Wechfelrecht im Concurs 218, 
-, Kiteratur, 205 (1), 
Rech elregreß 213, 
Wedhleljirenge 205 (3). 
Wechſelverjäͤhrung 
Wechſelvertrag 
BWedjielgahlung 212. 
Wedjichinien 208 (3). 
Wege, öffentliche, 6 
eiberlehen 268, 270, 
Weichbildrecht LE. 
Weidegeredhtigfeit 145, 148 (4). 
"einfauf 143, 165 


206 





470 . Regifter. 


Weife des Lehnrechts Witthum 169. 239, Zehnten 169, 190, 

Weisthümer 11 Wittwentajien 122, Seit, unvdorbenklidye, 66. 

Wette 194 Würderungsflage 4 Zeitablauf 66, 

Widerlage 239. Wüftungen M Zeit, offene, 145 (6). 

Wildbahn 93 (5). Zinsbuße 189. 

Wilddiebjtahl 23. 3 Zinsfuß 187, 

Wildfolge ünfte 49. 55 u. f. 

Wildicdjaden 220. Zahlung 173, unftzwang 57, 

Willlür bricht Stadtredit 35 Zäune 86, Suftände als Entftehungsgrund 
di). Sehe 36 (A). von Obligationen 167. 
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